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Erſter Abſchnitt. 
Verfaſſungsgeſetze. 


a) Bundesverfaſſung. 

F. 1. Bekanntmachung des Bundesbeſchluſſes vom 27. October 
1831, Amtsbl. M 11 v. J. 1832, p. 162, die gemeinſchaftlichen 
an die Bundesverſammlung gerichteten Vorſtellungen oder Adreſſen 
über Öffentliche Angelegenheiten des deutſchen Bundes betr, 

Ludwig, 8. 

Nachdem von der deutihen Bundesverfammlung in ihrer 36ten Sitzung 
vom 27. Detober v. 3. in Beziehung auf gemeinfchaftliche an diefelbe gerichtete 
dotſtellungen oder Adreffen über Öffentliche Angelegenheiten des deutfchen Bundes 
nachſtehender Befchluß gefaßt worden if: . 

„Da der Bundesverfammlung gemeinfchaftliche Borftellungen oder Adref- 
fen über öffentliche Angelegenheiten des beutfchen Bundes eingereicht worden 
find, eine Befugniß hiezu aber in der Bundesverfaffung nicht begründet iſt, 
das Sammeln der Unterföriften zu dergleichen Adreffen vielmehr nur ale ein 
die Autporität der Bundesregierungen und die Öffentliche Ordnung und Ruhe 
gefährdender Verſuch, auf die gemeinfamen Angelegenheiten und Berhältniffe 
Deutfchlands einen ungefeglichen, mit der Stellung der Unterthanen zu ihren 
Regierungen und dieſer Iegtern zum Bunde unvereinbaren Einfluß zu üben, 
anufepen iſt: fo erklärt die Bundesverfammlung, daß alle dergleichen Adreffen 
as unftattpaft zurüdzumelfen find. Die Bundestegierungen werben dieſen 
dechluß öffentlich befamnt machen und wegen Beobachtung desfelben bie geeig— 
ten Verfügungen treffen.“ 

Sp mahen Wir diefen Befchlug mit Wiederholung der bereits in einer 
enderweitigen Kundmachung vom 16. October 1819 (Allgem. Intelligzdl. vom 
3. 1819, ©. 1045 und 1046, und Amtsblatt des Rpeintreifes vom 3. 1819, 
A XI. p. 159—174) gefhehenen Hinweifung auf die in Unferm König 
reihe zu beobachtenden Beftimmungen hiedurch zur geeigneten Darnachachtung 
allgemein bekannt. 


n Münden, am 2. Februar 1832, a 
1 
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$. 2. Befanntmahung des Bundesbeſchluſſes vom 28. Jun 
1832, Amtsbl. Mi 68, p. 605, die Rechte und Berbindlichfeiten dei 
deutfchen Souveraine als Mitglieder des deutfchen Bundes, den Land» 
ftänden gegenüber betr. 
Yudwig, 8 


1. Da nad dem Art. 57 der Wiener Schlußakte die gefammte Staatsge- 
walt in dem Oberhaupte des Staates vereiniget bleiben muß, und der Sou— 
verain durch eine Tandftändifche Berfaffung nur in der Ausübung beflimmter 
Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden fann, fo ift auch ein 
deutfcher Souverain, als Mitglied des Bundes, zur VBerwerfung einer hiemit 
im Widerfpruche ſtehenden Petition ber Stände nicht nur berechtigt, fondern 
die Berpflichtung zu bdiefer Berwerfung geht aus dem Zwede des Bundes hervor. 

u. Da gleichfalls nach dem Geifte des eben angeführten Art. 57 der 
Schlußakte und der hieraus hervorgehenden Folgerung, welche ver Art. 58 aus- 
fpricht, feinem deutfchen Souverain durch die Landftände die zur Führung einer 
den Bundespflichten und ber Landesverfaffung entfprechenden Regierung erfor- 
derlichen Mittel verweigert werden dürfen, fo werben Fälle, in welden flän» 
bifche Berfammlungen die Bewilligung der zur Führung der Regierung erfor- 
derlichen Steuern auf eine mittelbare oder unmittelbare Weife durch die Durch— 
feßung anderweiter Wünfche und Anträge bedingen wollten, unter diejenigen 
Fälle zu zählen ſeyn, auf welche die Artikel 25 und 26 der Schlußafte in An- 
wendung gebracht werben müßten. 

I. Die innere Gefeßgebung der deutfchen Bundesftaaten darf weder dem 
Zwede des Bundes, wie folcher in dem Art. 2 der Bundesafte und in dem 
Art. 1 der Schlußakte ausgefproden if, irgend einen Eintrag thun, noch darf 
diefelbe die Erfüllung fonftiger bundesverfaffungsmäßiger Berbindlichkeiten gegen 
den Bund, und namentlich der dahin gehörigen Yeifung von Geldbeiträgen 
hinderlich feyn, 

IV. Um die Würde und Gerechtfame des Bundes und der den Bund res 
präfentirenden Berfammlung gegen Eingriffe aller Art ficher zu flellen, zugleich 
aber in den einzelnen Bundesftaaten die Handhabung der zwifchen den Regle— 
rungen und ihren Ständen beftependen verfaffungsmäßigen Berhältniffe zu ere 
leichtern, fol am Bundestage eine mit diefem Geſchäfte befonders beauftragte 
Commiffion vor der Hand auf ſechs Jahre ernannt werden, deren Beftimmung 
feyn wird, insbefondere auch von den fländifchen Berhandlungen in den deutfchen 
Bundesftaaten fortvauernd Kenntniß zu nehmen, die mit den Berpflichtungen 
gegen den Bund, oder mit den durch die Bundesverträge garantirten Regie 
rungsrechten in Widerfpruch flehenden Anträge und Befchlüffe zum Gegenftandt 
ihrer Aufmerkfamfeit zu machen, und der Bundesserfammlung davon Anzeigt 
zu thun, welche demnächſt, wenn fie die Sache zu weitern Erörterungen gerigs 
net findet, folche mit den dabei betheiligten Regierungen zu veranlaſſen bat, — 
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Rab PBerlauf von fehs Jahren wird die Fortdauer der Commiſſion weiterer 
Srreisigung vorbehalten. 

v. Da nah Art. 59 der Wiener Schlußalte da, wo die Deffentlichfeit der 
lerdaandiſchen Verhandlungen durch die Berfaffung gefattet if, die Gränzen 
ir freien Aeuſſerung weder bei den Verhandlungen felbft, noch bei deren Be— 
kentmachung durch den Drud, auf eine, die Ruhe des einzelnen Bundesftaates 
oder des gefammten Deutfhlands gefährdende Weiſe überfchritten werden darf, 
und dafür durch die Gefhäftsorbnung geforgt werden foll, fo machen aud 
fämmtlihe Bundesregierungen, mie fle e8 ihren Bundesverhältniffen ſchuldig 
ind, ih gegen einander anheifchig, zur Berhütung von Angriffen auf den Bund 
in den ſtändiſchen Berfammlungen und zur Steuerung derfelben, jede nad 
Maafgabe ihrer innern Landesverfaffung, die angemeffenen Anorbnungen zu 
erlaffen und zu handhaben, 

vi Da die Bundesverfammlung ſchon nad dem Art. 17 der Schlußalte 
berufen if, zur Aufrechthaltung des wahren Sinnes der Bundesalte und der 
darin enthaltenen Beftimmungen, wenn über deren Auslegung Zweifel entftehen 
sollte, dem Bundeszwecke gemäß zu erklären, fo verfieht es fih von felbft, daß 
za einer Auslegung der Bundes» oder der Schlußakte mit rechtlicher Wirkung 
ws nur allein und ausfchließend der deutfche Bund berechtigt ift, welcher diefes 
Rest durch fein verfaflungsmäßiges Organ, die Bundesverfammlung, ausübt. 

Indem Bir Unſern fämmtlichen Behörden und Staatsangehörigen bdiefe- 
den urfprüngli in der Bundesalte eingegangenen Berpflichtungen entfprechen- 
den, Beichlüffe hiemit befannt machen, fügen wir noch bei, daß bie Befimmun- 
gen der Berfaffungsurfunde durch Unfern Beitritt zu denfelben keineswegs 
einer Abänderung. unterworfen worden find, fondern vielmehr hiedurch deren 
trese Beobadtung im Zuſammenwirken der Staatsregierung, der Staatsange- 
Wirigen und deren Bertreter, nach dem Zwecke der Bundesakte werde erfräftigt 
verden. 

München, am 11. October 1832 


F. 3. Befanntmahung des Bundesbefchluffes vom 30. October 
1833, Amtsbl. Ma 63, p- 623, das Inſtitut des Schiedsgerichts betr. 


Yudwig, 8. 

In der Plenarverfammlung des beutfchen Bundes vom 30. Detober dieſes 
Ares find über das Inflitut des Schiedsgerichtes, welches die Beſtimmung hat, 
rungen zwifhen Regierung und Ständen in allen jenen Fällen zu befeitigen, 
= nicht durch Geſetz und Landesverfaffung für diefen Zwed bereits Vorkeprun- 
gen getroffen find, folgende zwölf Artikel befchloffen worden: 

Art. I. Für den Fall, daß in einem Bundesftaate zwiſchen der Regierung 
and den Ständen über die Auslegung der Berfaffung, oder über die Gränzen 
der bei Ausübung beſtimmter Rechte des Negenten, den Ständen eingeräumten 
Mitwirfung, namentlich durch Berweigerung der zur Führung einer den Bun- 
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despflichten und ber Landesverfaffung entfprechenden Regierung , erforderlichen 
Mittel, Irrungen entftehen, und alle verfaffungsmäßigen und mit den Gefeßen 
vereinbarlichen Wege zu deren genügenden Befeitigung ohne Erfolg eingefchla- 
gen worden find, verpflichten ſich die Bundesglieder, als ſolche, gegen einander, 
che fie die Dazmwifchenkunft des Bundes nachſuchen, die Entfcheibung folcher 
Streitigkeiten durch Schiedsrichter auf dem in den folgenden Artikeln bezeichnes 
ten Wege zu veranlaffen. 

Art. IL. Um das Schiedsgericht zu bilden, ernennt jede der fiebzehn Stim- 
men des engern Rathes der Bundesverfammlung aus den von ihr repräfentir- 
ten Staaten, von drei zu drei Fahren, zwei durch Charakter und Gefinnung 
audgezeichnete Männer, welche durch mehrjährigen Dienft hinlängliche Kennt» 
niffe und Gefhäftsbildung, der eine im juridifchen, der andere im abminiftrati- 
ven Fache erprobt haben. Die erfolgten Ernennungen werden von ben einzel« 
nen Regierungen der Bundesverfammlung angezeigt, und von diefer, fobald bie 
Anzeigen von allen fiebzehn Stimmen eingegangen find, Öffentlich befannt gemacht. 
Eden fo werden die durch freiwilligen Rücktritt, durch Krankheit oder Tod eines 
Spruchmannes, vor Ablauf der beftimmten Zeit eintretenden Erledigungen von 
den Regierungen für die noch übrige Dauer der dreifährigen Frift fofort ergänzt. 

Das Verhältniß diefer 34 Spruchmänner zu den Regierungen, welche fie 
ernannt haben, bleibt unverändert, und es gibt ihnen die Ernennung zum 
Spruchmann auf Gehalt oder Rang feinen Anſpruch. 

Urt. IT. Wenn, in dem Art, J. bezeichneten Falle, der Weg einer ſchieds⸗ 
richterlichen Entfcheidung betrelen wird, fo erftattet die betreffende Regierung 
hievon Anzeige an die Bundesverfammlung, und ed werden aus ber befannt 
gemachten Lifte der 34 Spruspmänner in der Regel fehs Schiedsrichter, und 
zwar drei von der Regierung, und drei von den Ständen, ausgewählt; die von 
ber betheiligten Regierung ernannten Sprucpmänner find von der Wahl zu 
Schiedsrichtern für den gegebenen Fall ausgeichloffen, fofern nicht beide Theile 
mit deren Zulaffung einverflanden find. Es bleibt dem Uebereinkommen beider 
> Theile überlaffen,, fih auf die Wahl von zwei oder vier Schiebgrichtern zu be— 
fhränfen, oder deren Zahl auf acht auszudehnen. 

Die gewählten Schiedsrichter werben von der betreffenden Regierung der 
Bundesverfammlung angezeigt. Erfolgt in dem Falle der Vereinbarung über 
bie Berufung an das Schiedsgericht, und nachdem die Regierung den Ständen 
die Lifte der Spruchmänner mitgetheilt hat, die Wahl der Schiedsrichter nicht 
binnen vier Wochen, fo ernennt bie nis die Ießteren flatt des 
faumigen Tpeiles. 

Art. IV. Die Schiedsrichter werden von ber REN EN ON mittelft 
ihrer Regierung von der auf fie gefallenen Ernennung in Kenntniß gefeßt, und 
aufgefordert, einen Obmann aus ber Zahl der übrigen Sprudmänner zu wäh— 
len; bei Gleichheit der Stimmen wirb ein Obmann von ber EN 
* ernannt. 
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Art. V. Die von der beireffenden Regierung bei der Bundesverfammlung 
eingereichten Alten, in welchen die Streitfragen bereits durch gegenſeitige Denk⸗ 
Writen oder auf amdere Art feitgeftellt fepn müflen, werden dem Obmann 
äberiendet, welcher bie Abfaffung der Relation und Eorelation zwei, Schieds⸗ 
ritern überträgt, deren Einer aus den von der Regierung, ber Andere aus 
in von den Ständen Erwählten zu nehmen if. ' 

Art. VI. Demnähft verfammeln ſich die Schiedsrichter, cinſchliehlich des 
Omannes, an einem von beiden Theilen zu beſtimmenden, oder, in Ermang⸗ 
fang einer Uebereinkunft von der Bundesverfammlung zu bezeichnenden Orte 
and entiheiden nach ihrem Gewiffen und eigener Einfiht, den flreitigen Fall 
durh Mehrheit der Stimmen, 

Art. VII. Sollten die Schiedsrichter zur Fällung des definitiven Spruches 
eine nähere Ermittelung oder Auftlärung von Zhatfachen für unumgänglich 
nothwendig erachten, fo werben fie dies der Bundesverfammlung anzeigen, 
weide die Ergänzung der Alten dur den Dundestagsgefandten ber betheiligr 
ten Regierung bewirken läßt. | 

Art. VII. Sofern nicht in dem zuleßtbezeichneten Falle eine Verzögerung 
mpermeidlich wird, muß die Entfhelvung fpäteflendg binnen vier Monaten, von 
vr Örnennung des Obmanns angerechnet, erfolgen, und bei ber Bundesver⸗ 
ammlung zur weitern Mitteilung an die betheiligte Regierung eingereicht werben, 

Art. IX. Der fhiedsrichterlihe Ausfpruch Hat die Kraft und Wirkung eines 
austrägalgerichtfichen Erkenntniffes, und die bundbesgefeßliche Erekutionsorbnung 
findet dierauf ihre Anwendung. 

Bei Streitigfeiten über die Anfäbe eines Budgets insbefondere, erfiredt 
fh diefe Kraft und Wirkung auf die Dauer der Steuerbewilligungsperiobe, 
melde das in Frage ftebende Budget umfaßt. 

Art. X. Sollten fi über den Betrag der durch das fehiedsrichterliche Ber- 
fahren veranlaßten, dem beiheiligten Staate in ihrem ganzen Umfange zur Taf 
fallenden Koften, Anftände ergeben, fo werben diefe durch Beftfegung von Sei⸗ 
ien der Bundesverfammlung erledigt. 

Art. XI. Das in den vorfledenden Artikeln I. bis X. näher bezeichnete 
Shiedsgericht findet auch zur Schlichtung der in den freien Gtädten zwiſchen 
dea Senaten und den verfaffungsmäßigen bürgerlichen Behörden derſelben ſich 
“na ergebenden Irrungen und Streitigfeiten analoge Anwendung. 

Der 46. Artikel der Wiener Eongreßafte vom Jahr 1815 in Betreff der 
Infaffung wer freien Stadt Frankfurt erhält jedoch hiedurch Feine Abänderung. 

Art. XII. Da ed den Mitgliedern des Bundes unbenommen bleibt, fich 
berüber einzuverfieben, daß die zwifchen ihnen entftandenen Streitigkeiten auf 
dem Wege des, Art. IL, gebildeten Schiebegerichts ausgetragen werben, fo wird 
bie Bundesverfammlung, eintretenden Falle, auf die hievon von den ftreitenden 
Bundesgliedern gleichzeitig gemachte Anzeige, nah Maßgabe der Art, TIL—X., 
Einleitung des fehiedsrichterlichen Berfahrens veranlaffen, 
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Nachdem einer Seits die Autorität der deutſchen Regierungen bereits durch 
die: Bundesbefchlüffe vom 28. Juni 1832 (Regierungsblatt 1832. Seite 657 ff., 
Amts» und: Intelligenzblatt As 68 vom 27, Dctober 1832) befefliget wurbe, 
und nun anderer Geits durch das ber. Bereinbarung bargebotene Schiedsgericht 
für die Befhirmung des beftehenden Rechtszuftandes und der rerptmäßigen Frei- 
heiten aller Untertfanen ber beutfchen Bundesregierungen gleichmäßig Borfehung 
getroffen worden if; fo machen Wir Unfern fämtlichen. Vehörden und 
Staatsangehörigen diefe auf das allgemeine Wohl im deutſchen Bunde abzie- 
enden Beſchlüſſe mit dem Belfügen befannt, daß dadurch die Beftimmungen 
der Berfaflungsurfunde Unferes Reiches Feinen — unterworfen 
worden ſind. 

München, den 23. November 1834. 


F. 4. Erläuterung des Art. XII. der Bundesalte, die Berfendung 
der Aften auf deutfche Fakultäten und Schöppenftühle betr, Amtsbl. 
NM. S, p. 117, vom Jahre 1835. 

Tudwig, K. 


Nachdem mit der von Uns und von fämtlichen Mitgliedern des beutfchen 
Bundes ertpeilten Zufimmung in ber 39. Sigung ber Bundbesverfammlung 
vom 13. November v. 3. nachſtehender Befchluß gefaßt worben ift: 

„Da fi ergeben hat, daß bie im Artifel 12 der Bundesakte enthaltene 
Beflimmung wegen Verſchickung der Akten auf eine deutfihe "Fakultät oder an 
einen Schöppenftupl zur Abfaffung des Endurtheils zum Theil auch auf Polizei- 
und Eriminal-Erkenniniffe ausgedehnt worden it, eine foldhe Auslegung aber 
nicht im Sinne jenes Artikels liegt; fo erflärt die Bundesverfammlung, daß 
der gedachte Artikel 12 der Bundesakte nur auf Eivilftreitigkeiten Anwendung 
finden könne;“ 
fo Haben Wir nah Bernefmung Unferes Gefammtminifteriums befchloffen, 
und verorbnen hiedurch zur vollffändigen Erreichung des durch obigen Bundes- 
befchluß beabfichtigten Zwedes, daß die bei den Zuriften-Fakultäten Unſerer 
Landes-Univerfitäten nach den organifchen Normen. (jedoch mit gefeßlicher Aus: 
nahme aller inländifchen Rechtsfachen) zur Zeit noch. beftehenden Sprucheollegien 
fih künftig überhaupt der Annahme von Akten in Criminal» und Polizelſachen 
aus den Staaten und Gebieten des beutfchen Bundes enthalten follen, was 
zur Nachachtung hiemit öffentlich befannt gemacht wird, 

Münden, am 29. Jänner 1835. 


b) Bayerijche Staatöverfaffung umd verfaffungsmäßige Rechte. 


$. 5. Gefeß vom 2, September 1831, den Gefhäftsgang der 
beiden Kammern ber Ständeverfammlung betr., Amtsbl, M 20, p- 
191, vom Jahre 1834. 
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Ludwig, K. 

Bir Haben befchloffen, unter Aufhebung der $$. 13, 14, 18, 19, 20, 22, 
w, 4,42, 43, 44, 45, 46 und 47 Zit. IL. der X. Beilage zur Berfaffungsur- 
fumde, in den Beftimmungen berfelben über den Gefhäftsgang in den beiden 
Lammern der Ständeverfammlung Abänderungen eintreten zu laſſen, und ver- 
erdnen demzufolge unter Beobachtung der im $. 7 Zit. X. der Berfaflungsur- 
fande vorgefchriebenen Formen, nach Bernefmung Unferes Staatsraths und 
mit Beiratd und Zuftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des ' 
Reiches, wie folgt: 

6. 1. Das verlefene und als richtig anerkannte Protokoll ift ſogleich nach 
gefertigter Reinfchrift von dem Präfidenten, einem Secretär und noch drei Mit- 
gliedern nah dem Zurnus zu unterzeichnen. 

$. 2. Unter mehreren von den Ausfchüffen vollendeten und der Kammer 
zu erftattenden Borträgen follen diejenigen, welche einen von der Staatsregie- 
rung an die Kammer gebrachten Gegenftand betreffen, vor allen andern in Be— 
satdung genommen werben, 

Es fol in jeder Woche ein Tag der Berathung und Erledigung der An- 
träge der Rammermitglieder und der Befchiwerden gewidmet werben, 

Der Kammer bleibt jedoch unbenommen, diefe Beratpung und Erledigung 
ja vertagen, und eine bereits begonnene Discuffion fortzufeßen und zu beendigen. 

$. 3. Die von den Ausfchüffen bearbeiteten Borträge find auch den Königl. 
Staatsminiftern und Commiſſarien mitzutheilen, und zwar ſchon an jenem 
Tage, an welchem fie an die Kammermitglieder vertheilt worden find. 

$. 4. Iſt ein von der Staatsregierung mitgetheilter Gefeßentwurf oder 
Intrag aus mehreren Paragraphen oder Artikeln zufammengefeßt, fo fol die 
Diseuffion über das Ganze des Geſetzes oder Antrages und über deffen allge» 
meine Grundlagen von jener über die einzelnen Paragraphen oder Artikel ge- 
brennt werben, und bie allgemeine Discuffion der befonderen vorangehen. 

Beftehet aber der Gefeßentwurf oder Antrag nur aus einem einzigen Arti« 
ki, fo fällt die allgemeine Discuffion mit der befonderen zufammen. 

6. 5. Iſt die allgemeine Discuffion gefchloffen, fo geht die Kammer fo- 
fort zu der befonberen über jeden einzelnen Paragraphen oder Artikel über. 

8. 6. Nachdem am Schluffe der Debatte der Referent noch einmal das 
Bort genommen bat, fteht den Königl. Staatsminiftern und Eommiffarien die 
Bbaabe einer Schlußäußerung zu, fo ferne fie folhe für nöthig erachten, 

Sollten bei diefen Aeußerungen bisher nicht vorgefommene Thatfachen vor: 
shracht werben, fo kann jedes Mitglied über diefe Thatfachen das Wort ver- 
langen, orbehaltlich des Rechts der Betheiligten, hierüber das letzte Wort zu 
nchmen. ’ 

$. 7. Unmittelbar nach dem Schluffe der Discuffion über die einzelnen 
Irtitel erfolgt die Abftimmung über diefelben, in der Negel durch Auffichen 
and Sigenbleiben, und ed hat der Präfident nach dem Ergebniffe die vorläufige 
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Annahme oder Verwerfung des Artikels, über welchen abgeſtimmt worden, aus: 
zuſprechen. 

Bei Geſetzentwürfen, welche aus mehreren Abtheilungen beſtehen, kann die 
Kammer auf dieſelbe Weiſe die vorläufige Abſtimmung über jede einzelne Ab— 
theilung beſchließen. 

$. 8. In allen Fällen fann die Kammer bie Abflimmung durch Namend- 
aufruf befchließen. 

Sn Fällen, wo das Ergebniß der Abftimmung durch Auffiehen und Sitzen— 
bfeiben zweifelhaft ift, muß die Abfiimmung durch Namensaufruf gefchehen. 

$. 9. Nach beendigter Abftimmung über alle Artikel erfolgt die definitive 
Abftimmung bei allen Gegenftänden, welche öffentlich berathen werden, ebenfalls 
Öffentlich über die Frage: 

Ob der Geſetzentwurf oder Antrag in ber ihm durch die vorläufige Abſtim— 
mung über bie einzelnen Artikel gegebenen Geftaltung angenommen oder ver- 
worfen werde? 

‚Die Kammer kann jedoch, wenn über ein Geſetzbuch oder über einen aus 
mehr ald fünfzig Artikeln beftehenden Antrag abgeſtimmt wird, die definitive 
Abftimmung vertagen, jedoch nicht länger als zweimal vier und zwanzig Stunden. 

$. 10. In ber nämlichen Weife ift die definitive Abftimmung über die 
Annahme oder Berwerfung berjenigen Gefeßentwürfe und Anträge vorzunehmen, 
welche nur aus einem einzigen Artikel beftepen. 

$. 11. Bei der definitiven Abflimmung wird jedes Mitglied nad) der Reihe 
der Siße namentlich aufgerufen, und es hat hiebei der zweite Präfident zuerft 
abzuftiimmen. 

Der dirigivende Präſident flimmt zuleßt, und zwar unmittelbar nach den 
beiden Secretären; wenn durch deſſen Abftimmung Gleichheit entfteht, fo kommt 
demfelben noch eine weitere, entfcheidende Stimme zu. 

$. 12. Die Stimme wird ohne eine weitere Motivirung oder Erläuterung 
durch das Ausfprechen eines „Ja“ oder „Nein“ abgegeben. 

. Der Präfident fpricht am Ende die Stimmenmehrheit und hienach ven Be— 
fhluß der Kammer aus. 

$. 13. Zindet über einen von der Staateregierung mitgetheilten Geſetz— 
entwurf in dem durch den $. 51 Tit. IL. der X. Beilage zur Berfaffungsur- 
Funde vorgefehenen Falle eine wiederholte Berathung flatt, fo foll die Abftim- 
. mung unmittelbar auf die Discuffion folgen, und zwar in der Regel durch 
Aufftehen oder Sitenbleiben, ohne daß die Königl. Staatsminifter und Com- 
miffarien und die Zubörer abtreten müffen. 

$. 14. Jedes anwefende Mitglied der Kammer ift verpflichtet, * der Ab⸗ 
ſtimmung Theil zu nehmen. 

F. 15. Jedes Mitglied der Kammer, fo wie jeder Königl. Staatsminiſter 
und Commiſſär ift berechtigt, ſowohl zu jedem einzelnen Artikel eined Geſetz⸗ 
eniwurfes, als auch bei allen Berathungsgegenfländen, welche nicht von ber 
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Staatsregierung an bie Kammer gebracht worden find, Abänderungen (Modi- 
Reationen) oder Unterabänderungen vor und während ber allgemeinen und be» 
fonderen Discuffion vorzufchlagen. 

Die Königl. Staatsminifter und Eommiffarien haben jedoch hiezu nur am 
Schluffe einer jeden Rede eines Mitgliedes der Kammer das Wort zu nehmen. 

Denfelben fteht ferner das Recht zu, nad Beendigung fowopl der allge- 
meinen als der befonderen Discuffion und nachdem der Referent des Ausfchuf- 
fes feine Schlußäußerung abgegeben hat, an leßter Stelle das Wort auch in 
dem Falle noch zu verlangen, wenn bie Kammer die Beendigung der Debatte 
befchloffen hat. 

$. 16. Betrifft ein Berathungsgegenftand, welcher nicht von der Staats- 
regterung berrührt, die Gefeßgebung, fo ift die Schlußabftimmung über das 
Ganze des Antrags nach den Beftimmungen der $$. 9, 11 und 12 zu vollzie- 
ben, vorbehaltlich jedoch der Beflimmung des $. 13, wenn in dem dort bezeidh- 
neten Falle eine wiederholte Berathung flatt findet. 

$. 17. Jede Abftimmung über eine von der Kammer nad Tit. VII. $.21 und 
zit. X. S$. 5 und 6 ber Verfaffungsurfunde debattirte Beſchwerde oder Anklage 
erfolgt nach den für die Abflimmung bei Gefeßentwürfen gegebenen Borfchriften. 

$. 18. Jede Kammer ift befugt, für die Leitung ihrer inneren Angelegen- 
heiten und die Ordnung ihrer Gefchäfte eigene reglementäre Borfehriften, jedoch 
nur unter der Bedingung feltzufeßen, daß folche nichts enthalten, wodurch eine 
Betimmung ber Berfaffungsurfunde, ihrer Beilagen und des gegenwärtigen 
Geſetzes abneändert oder authentifch erläutert würden. 

Diefe ſonach verfaßten Reglements find jedesmal der Staatsregierung vor- 
zulegen, damit biefe fich überzeugen kann, daß gedachter Bedingung gehörig 
narhgefommen worden ift. 

Gleiche Borlage fol fkatt finden bei jeder vorzunehmenden Abänderung 
diefer Reglemente, wozu die Kammern ſich bewogen finden. 

Das Reglement, das fih eine Kammer gibt, gilt fo lange, bis ed auf dem 
vorfhriftsmäßigen Wege von berfelben oder einer folgenden Kammer wieder 
aufgehoben feyn wird. 

$. 19. Borftehende Beftimmungen follen ald ein Grundgefet des gReiches 
und als ein ergänzender Beſtandtheil des Tit. II. der X. Beilage zur Verfaf— 
fungsurfunde angefehen werben, 

Dasſelbe tritt mit dem Tage der Bekanntmachung durch das Gefebblatt in 
Rirffamfeit, und es erlöfcht die verbindende Kraft der 88. 13, 14, 18, 19, 20, 
22, 40, 41, 42, 43, 44, 45, 46 und 47 Zit. II. der X. Beilage zur Berfaffungs: 
urfunde hinfichtlich aller hier abgeänderten Punkte mit der erwähnten Belannt- 
mahung — rüffichtlich des übrigen hier nicht abgeänderten Inhalts aber, für 
jede Kammer von dem Tage an, wo felbe über die an die Stelle zu feßenden 
Reglementsbefimmungen gültige Befchlüffe gefaßt und der Krone vorgelegt 
haben wird, 


ar 
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F. 6. Geſetz vom 1. Juli 1833, die bürgerlichen und politiſchen 
Nechte der griechifchen Glaubensgenoffen betr., Amtsbl. M. 37, p- 405, 
vom Jahre 1834. 

Ludwig, 8 

Wir Haben nach Bernehmung Unfers Staatsraths und mit Beirath und- 
Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, ber Stände des Reiches, unter 
genauer Beobachtung der im $. 7 Tit. X. der Berfaffungsurfunde vorgefihrie= 
benen Formen befchloffen und verorbnen, was folgt: 

Art. I. Die Bekenner der unirten fowohl als der nichtunirten griechifchen 
Kirche genießen mit den Belennern der in dem Königreiche bereits verfaffungs- 
mäßig beftehenden drei chriſtlichen Kirchengefellfchaften gleiche bürgerlihe und 
politiſche Rechte. 

Art. I. Gegenwärtiges Gefeß fol als ein Grundgefeh des Reiches ange> 
fehen werden ; ed hat, von dem Zage der Bekanntmachung anfangend, diefelbe 
Kraft als füünde es wörtlich in der Verfaſſungsurkunde, und fann nur in ber 
dur $. 7 des Tit. X. der Berfaffungsurfunde vorgefchriebenen Art wieder ab— 
geändert werden. 

Das Gefeg vom 17. November 1837, die Zwangs-Abtretung 
von Grundeigenthum für öffentliche Zwede betr., Amtsbl. M 71 vom 
Jahre 1837, p. 571, fiehe im a. Buch, $. 79. 

$. 7. Geſetz vom 15. April 1840, die Abänderung des $. 6 
Tit. VII. der Berfaffungsurfunde betr., Amtsbl, M, 23, p- 129, vom 

ahre 1840. 
= Ludwig, & 

Nachdem die Nothwendigkeit einer Abänderung des in dem Zitel VIL $. 6 
der Berfaflungsurfunde für die Borlage eines jeden neuen Budgets feſtgeſetzten 
Termines durch die Erfahrung dargethan worden ift, fo haben Wir nah Ber- 
nehmung Unferes Staatsrathe, mit Beiratd und Zufimmung Unferer Lie— 
ben und Getreuen, der Stände des Neiches, dann unter Beobachtung der im 
Tit. X. $. 7 der Berfaffungsurfunde vorgefchriebenen Formen befchloffen, und 
verorbnen, wie folgt: 

Art. I. Späteflend neun Monate vor dem Ablaufe des fechsjährigen Ter: 
mins, für welchen die firen Ausgaben feſtgeſetzt find, Läßt der König für die ſechs 
Sabre, welche diefem Termine folgen, den Ständen ein neued Budget vorlegen. 

Urt, U. Der vorfiehende Art. J. fol an die Stelle des hiemit aufgeho- 
benen $. 6 Zit. VII. der Berfaffungsurfunde treten und demzufolge mit der 
Wirkſamkeit eines Grundgefeßes des Reiches bekleidet werden. 

$. 8. Gefeß vom 18. Jänner 1843, die Zwifchenwahlen von 
Abgeorbneten zur zweiten Kammer der Ständeverfammlung betr., 
Amtsbl. M 50 vom Jahre 1843, p. 436. 
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Ludwig, K. 


Wir Haben nach Vernehmung Unferes Staatsraths, mit Beirath und 
Zuftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände bed Reiches, und 
unter Beobachtung der in dem Titel X. $. 7 der Berfaffungsurfunde vorge- 
fhriebenen Formen befchloffen, und verorbnen, was folgt: 


Art. I. Wenn ein Abgeordneter zur zweiten Kammer ber Ständeverfamm- 
fung in der Zwifchenzeit von der einen zu der anderen allgemeinen Wahl ber 
Abgeordneten verfiorben, oder gemäß ber Beflimmungen ber Berfaffungsgefeße 
aus der Kammer getreten, und bei erfolgender Berfammlung der Stände des 
Reiches Fein, aus der jüngften Wahl hervorgegangener und gültig gewählter, 
Erfagmann mehr vorhanden ift, der an die Stelle des Berflorbenen oder Aus— 
getretenen in die Kammer einberufen werden fann, fo hat eine Zwifchenwahl 
zur Ernennung eines neuen Abgeordneten an bie Stelle des Abgegangenen 
Statt zu finden. 

Art. UI. ede folhe Zwiſchenwahl ift auf die Klaffe und auf den Regie- 
rungsbezirt, welchem ber ausgetretene Abgeoronete angehört hatte, fowie auf 
die eröffnete Stelle zu befchränfen, und der neue Abgeordnete dabei nur für 
jenen Zeitraum zu wählen, welcher bis zu dem Eintritte der nächſten allgemei- 
un Wahlen noch abzulaufen hat. Bis zu dieſem Zeitpunkte haben diejenigen, 
welche bei der Zwifchenwahl dem Gewählten in der Stimmenzapl zunächſt fom- 
men, für die Klaffe und den Regierungsbezirk die Erfagmänner zu bilden, 

Art IM. Die Zwifchenwapl wird bei den Klaffen der Grunbbefißer mit 
gutsherrlicher Gerichtsbarkeit, und der Univerfitäten, von den zur Zeit biefer 
Wahl wahlberechtigten Mitgliedern der Klaffen, in jenen Städten, welche durch 
eigene Abgeordnete vertreten find, von den eben in verfaffungsmäßiger Wirf- 
famteit flehenden Magiftraten und Gemeinde-Bevollmäcdhtigten, und bei den 
übrigen Klaffen von den aus der letzten Wahl der Abgeordneten zur Stände- 
serfammlung hervorgegangenen Wahlmännern vorgenommen. 

Haben fi in der Zwifchenzeit Abgänge unter diefen Waplmännern dur 
Todesfall, oder durch den Berluft der zur Wahlfähigfeit verfaffungmäßig erfor- 
derlihen Eigenſchaften ergeben, fo find ſolche Abgänge vorerft durch befondere 
Bahlen in dem oder den betreffenden Wahlbezirfen der. betheiligten Klaſſe zu 
erſetzen. 

Art. IV. Bei ber Zwiſchenwahl der Abgeordneten, ſowie der Wahlmänner, 
finden die in dem Tit. J. der zehnten Berfaffungsbeilage für die Wahlen gege- 
benen allgemeinen und befonderen Borfohriften volle Anwendung. 

Art. V. Gegenwärtiges Gefeß tritt mit dem Tage der Bekanntmachung 
durch Das Gefegblatt in Wirkfamfeit, und foll als ein ergänzender Beftandtpeil 
ver Berfaffungsurtunde und als ein Grundgefeß des Reiches angefehen 
werben, welches nur in der durch Zit. X. 6 7 der Berfaffungsurfunde vorge- 
ſchrichenen Weiſe wieder abgeändert werden kann. 
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$. 9. Das Gefeg vom 9. Auguft 1831, Amtsbl. M 20 vom 
Sahre 1834, p. 187, und 1. Juli 1834, Amtsbl, M 37, p. 405, 
die Behandlung neuer ober repidirter Gefebücher betr., hatte nur 
für die Dauer der damaligen Ständeverfammlung Geltung. 


Zweiter Abſchnitt. 


Berfaffungsmäßige Beftandtheile 
des Staates, 


Erfte3 Capitel. 


s. J. Gebiet. 
1. Bd. p. 205. 
- 8. 10. Bertrag über die Gränzberihtigung zwiſchen der Pfalz 
und dem Königl, Preußifchen Kreife St. Wendel vom 30. März 1838. 


Amtshl, M 64 vom Jahre 1839, p. 578. 

Zur Ausgleihung der Gränzdifferenzen zwifchen dem Königl. Bayer. 
Landeommiffariatsbezirte Eufel, in der Pfalz, und dem Königl. Preußifchen 
Kreife St. Wendel, ift zwifchen beiverfeltigen bevollmächtigten Commiffarten, 
Königl. Bayerifiher Seits dem Köntgl. Regierungs-Affeffor Bettinger zu Speyer, 
und Königl. Preußifher Seits dem Königl. Regierungsratb Engelmann zu 
St. Wendel, nahftehender Vertrag gefchloffen und am 30, März 1838 zu 
Speyer unterfertigt worden, nämlich: 

I. Niederafhbaher Bann. 

Der bisher zur Gemeinde Offenbach gehörende Niederafhbacher Bann wird 
getheilt, und hiebei bie von ben beiden Eommiffarien — me varietur parappirte 
Brader’fche Karte zum Grunde gelegt. 

Die Abtpeilungslinie nimmt ihren Anfang ar dem Kreuzweg bei Punft a. 
der Karte, zieft von da dem Weg nach bis an die Schaafbrüde, auf dem Plan 
mit b. bezeichnet, von ba ber Afchbach nach bis an den Offenbacher Privatwald 
(Rütſch) mit c. bezeichnet, von hier Läuft die Gränze zwiſchen Sauerberg und 
Beiftenberg hinauf bis an den Weg unterhalb Hartenhals» Graben auf den im 
Plan mit d. bezeichneten Punkt, und von da den Weg zwifchen Larigenftein 
und Geiffengraben nah bis an den bayerifhen Staatswald Jungenwald zu 
dem Punkte, welcher auf dent Plan mit k. bezeichnet iſt. 

Die Ländereien links der Abtheilungslinie bleiben mit einem Flächengehalt 
von 677 Morgen innerhalb der Königl. Preußifchen Landesgränze, dagegen 
werben die Ländereien rechts der Abtheilungslinie mit einem Flächengehalt von 
444 Morgen an die Krone Bayern abgetreten. 
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Der Weg vom Punkt d. bis k. bleibt gemeinfchaftlich zwifchen Preußen 
und Bapern, resp. den Gemeinden Offenbach und Hundheim. 

Die Gemeinde Offenbach einerfeits und Hundpeim, Nerzweiler und Ober- 
aisbah anderfeits find übereingelommen, die Weidgerechtigfeit, welche fie bisher 
aemeinfchaftlich auf bem gefammten Niederafhbacher Bann ausgeübt haben, in der 
rt abzutheilen, daß die Landesgränze zugleich die Weidegränze bildet, daß dem⸗ 
nach in Zukunft kein Theil die Weide-Gerechtigfeit über die landesgränge ausdehne. 

1 Diſtrikt Riefel. 

Im Diftrift Kiefel wird die Landesgränge beibehalten, wie diefelbe in dem 
Prototoll vom 3. Dezember 1823 feftgefeßt wurde. 

Es foll demnad die in dem von den Eommiffarien ne varietur paraphir- 
tem Plane des Geometers Brader angegebene Theilungslinie in der Art ange» 
nommen werben, daß ber geraden Linie wegen die mit den Nummern 60, 61 

und 62 bezeichneten Parzellen noch zu Offenbach gehören, dagegen ber übrige, 
oberhalb diefer Linie gelegene Theil des Diftriktes Kiefel der Gemeinde Hund- 
heim und resp. dem Königl. Bayer. Gebiete angehören foll. 

Dagegen foll alle Beidgerechtigkeit auf dem refpectiven auswärtigen Ge⸗ 
bieten aufhören. 

An dem, oberhalb bes auf Bayerifche Seite fallenden Diftriktes befindlichen 
Riplenwehr und Müplenteih (Mühlgraben), fo wie fie gegenwärtig befteben 
und der Teich zur Mühle nah Offenbach hinziehet, darf von Seiten der Ge- 
meinde Hundheim feine Aenderung vorgenommen und überhaupt der Müller 
in feinen ihm zuftehenden Rechten nicht geflört werben. Auch follen die Rechte 
des Müllers Hinfichtlich der Aufpebung des Mühlgrabens und der Erbauung 
und Reparatur des Wehres; fo wie er fie gegenwärtig befiben"mag, durch dieſe 
Grängbeftimmung in Nichts geändert werben. 

It. Die Ollfhbieder Hube. 

Die Ollſchieder Hube zwifchen den Gemeinden Niederalben und Efchenau 
wird getheilt, und hiebei die von den Commiffarien me varietur paraphirte 
Rarte des Geometerd Brader zur Grundlage genommen. 

Die künftige Abtheilungslinie ift auf dem Plan mit den Numeris 1 bis 
52 inel., ferner mit den litteris a, b, c, d et e, endlich mit ven Numeris 64 
bis 85 inel. bezeichnet. 

Hiernach fallen in das Königl. Preußifche Gebiet: 

») der im Banne von Niederalben inclavirte Gemeindeiwald von St, Zulian, 
die Bidendölle genannt; 

») die Huben-Diftrittie A, B und F auf der Donau; 

e) die der Gemeinde St. Julian gehörende Waldparzelle in der Hertelbach; 

In das Königl. Bayer. Gebiet fallen: 

a) der in der Gemarkung von Efchenau und St. Julian inclavirte Gemeinde» 
wald von Niederalben (Altvatersrech genannt); 
b) die Huben-Difirikte C, D und E; 
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c) bie Niederalber-Hube ober der Bitfchenmühle, zwifchen den Gemarkungen 
von St. Julian und Efchenau, im Plane mit Ag I. bezeichnet. 

Die Wege follen, infoweit fie die Yandesgränge bilden, in Zufunft gemein- 
ſchaftlich feyn. 

IV. Differenzen zwifhen ben Gemeinden Erzwetler und 

Rathsweiler. 

Die zwiſchen den Gemeinden Erzweiler und Rathsweiler beſtehende Diffe- 
ren; wegen ber Banngränze ift fo unerheblich, daß diefelbe ſich auf feiner Karte 
angedeutet findet. 

Es foll daher bei der künftigen Grängbegehung und Abfteinung hier die Gränze 
fo feftgefegt werben, wie folche aufdem Brader’fchen Situationsplane angegeben if. 
V. Grängdifferenzen zwifhen den Gemeinden Erzweiler und 
DOberalben. 

Das ftreitige Objekt iſt auf dem Plane bed Geometers Brader, welcher 
bier zum Grunde gelegt und ne varietur parappirt wurbe, mit * litteris =, 
b, c bezeichnet. 

Die Gränze fol hier fo beibehalten werden, wie diefelbe in dem Protokolle 
vom 3. Dezember 1832 beftimmt wurde. 

Es wird demnach die Linie a et b hier bie künftige Landesgränge bilden, 
wonach das flreitige Objekt in das Königl, Bayerifche Gebiet fällt. 

VI Der Haer- und Soedelswald. 

Zwifchen ven Gemeinden Baumholder und Dennweiler-Froßnbach wird die 
Landesgränze bei dem Haer⸗ und Soedelswald fo feftgefeit, wie folche auf dem, 
bier zum Grund gelegten, von ben Commiffarien ne varietur paraphirten 
Plane des Geometerd Brader mit den Nummern 1 bis 23 inch. bezeichnet‘ ifk. 

Hiernach fällt der Haerwald in das Königl. Preußiſche und der Soedels⸗ 
wald in das Königl. Bayerifche Gebiet, 

VE Der Eulerwalb. 

Der Eulerwald wird, wie folches in dem Protokoll vom 3: Dezember 1832 
bereits beſtimmt worden; an die Krone Preußen abgetreten. Hienach zieht‘ die 
künftige Landesgränze unterhalb: des Eulerwaldes an der mit a, b,'c, d, e, f 
begeispneten Linie des Brader’fhen Planes hin, welcher hier zum Grunde gelegt . 
und von den Commiffarien ne varietur parappirt wurde. 

vm. Difrift Hahn. 

Der Walddiſtrilt Hahn zwifchen Ruthweiler und Körborn ſoll nad ver 
Beſtimmung des Protokolls vom 3. Dezember 1832 in‘ das Königl. Preußifche 
Gebiet fallen. Hiernach wird die fünftige Landesgränze fo’ feftgefeßt, wie folche 
auf dem hier zum Grund gelegten, von den Commiffarien ne varietür r pata- 
— Plan des Geometers Bracker mit blauer Farbe angegeben iſt. 

IX. Die Heibweiler Hube. 

Die Heibweiler Hube wird getheilt, und hiebei der Yon den Gomniarien 

ne varietur paraphirte Plan des Geomelerd' Brader zum: Grund’ gelegt‘ 


® 
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Die künftige Yandesgränge beginnt an dem mit FT. bezeichneten Punkte, 
Iiet von da an der mit 1, 2, 3, 4 bezeichneten Linie zwifchen den Huben- 
Düriien I, U., II. und der Diedelfopfer Gemarkung hin bis zu dem Punkt 
a, un da, dem mit a,b, c,d,e, f, g, h, i, k, I, m, n, 0, p, q, r, s ber 
inhneten Meg nach bis zur Banngränze von Pfeffelbah, und von hier aus, 
Dieher Baungränze nach bis zu dem Punlte z, wo fich derfelbe der unbeftrit- 
tenen Tandesgränge anfchließt, 

Der Scheideweg von a bis s foll in Zukunft gemeinfchafilich feyn. 

x. Der Rodenborner Hof. 

Der Rodenborner Hof mit einem Flächengehalt von 39 Hektaren 41 Aren 
zird an die Krone Preußen abgetreten. 

Die künftige Landesgränze wird demnach To feftgefeßt, wie diefelbe auf 
dem hier zu Grunde gelegten, von den Commiffarien ne 'varietur parappirten 
Yan mit den litteris a, b, c, d, e angegeben ift. 

X. Differenz wegen einem halben Morgen Biefe im 

Klingelwalde. 

Dieſe unerhebliche Differenz ſoll nah der Beſtimmung des Protokolls vom 
dejember 1832 bei der künftigen Gränzbegehung und Abſteinung in ber 
U ausgeglichen werden, wie es bie unbeftrittene Banngränze der Gemeinden 
frsweiler und Hof mit fich bringt. 

Xu Abgleichung. 

Nachdem vermittelt obiger wechfelfeitigen Gebiets» Abtretungen eine voll- 
tindige Ausgleichung nicht zu erzielen war, fo wird Bayern als Entfchädigung 
© die ihm zugefallenen werthoolleren Objekte eine Summe von vierhundert 
Salden an die Krone Preußen bezaplen, womit eine volfftändige Gleichſtellung 
zeſellt iſt. 

Die hienach vereinbarte Gränzlinie ſoll demnächſt auf gemeinſchaftliche Koſten 
zecint werden, und die Landeshoheitsgränge auch die Steuergränze bilden. 

Rabdem Seine Königlihe Majeftät des unterzeichneten Staats- 
Reißeriums allergnädigfter Herr den vorerwähnten Vertrag in alfen feinen 
llen zu genehmigen gerußt haben, fo wird diefes hiemit auf eine verbind- 
Beiſe erffärt, mit dem Vorbehalt, daß gegenwärtige Erklärung gegen eine 
Intlautende, von Seite der Königl. Preußifchen Regierung zu erlaffende, aus— 
Sedſelt werde, wornach die öffentliche Vefanntmahung in den beiderfeitigen 
Snaten auf die gewöhnliche Weife verfügt, auch auf den beiderfeitigen Vollzug 
= die Behörden mit Nachtrud gehalten werben foll. 

deſchehen Münden, den 26. Mai 1838. 


$. 11. Convention vom 13. Auguft 3840 über die Territorial- 
Issgleihung zwifchen der Krone Bayern und den fürftlihen Häufern 
If, jüngerer Linie. Amtsbl. vom Jahre 1841 M 70, p. 545. 
Um die zwifhen der Krone Bayern und dem Fürftlihen Gefammthaufe 
& Ghepfige Beusbud der Werfoffung x. 2 
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Reuß, jüngerer Linie, dann dem Fürſtlichen Haufe Reuß-Lobenſtein und 
‚Ebersdorf erwachfenen Irrungen und Anfprüche über Gebietsgrängen, Lehen 
herrlichkeit, Dominicalgefälle, Waldferpituten und Parochialverhältniffe auf dem 
Wege der billigen Ausgleichung uud gütlichen Vereinigung freundnahbarlih zu 
erledigen, und zugleich eine möglichſt vollftändige Purification der beiderfeitigen 
Territorien rüdfichtlih der noch obwaltenden Bermifhung von Lehenleuten und 
grundherrlichen Rechten zu bewirken, find Commiffarien ernannt worben, und zwar: 

von Seiner Majeftät dem Könige von Bayern: 

der Präfident der Regierung vom Oberfränfifchen Kreife, Freiherr Ferdi— 
nand von AndrianeWerburg, Commandeur des Ordens vom heiligen Michael 
und Ritter des Eivil-Verdienftordens der Bayeriſchen Krone, zu Bayreuth; 

von Ihren hochfürſtlichen Durchlauchten, den Fürflen Neuß zu 
Schleiz und zu Lobenftein und Eberspdorf, als fouverainen Gliedern 
des Fürftlichen Haufes Reuß, jüngerer Linie: 

der Regierungs- und Confiftorialrath Heinrich Gottlieb Reichard, Doc- 
tor der Rechte, zu Gera; 

von Seiner hochfürſtlichen Durchlaucht, dem Fürften Reuß zu 
Lobenſtein und Eberspdorf insbefondere: 

der Oberforftmeifter Freiherr Ernft Friedrich Anton Earl von Imhoff, 
Inhaber des Berbienftfreuzes des Herzoglid Sachſen-Erneſtiniſchen Hausorbeng, 
zu Ebersborf; 

welche nach gepflogenen Verhandlungen folgende Bereinbarung bis auf 
Allerhöchfte und Höchfte Ratification verabredet und abgefchloffen haben: 

Art. 1. Anerfennung des Königlib Bayerifhen Befigftandeg 
an ber beiderfeitigen Landesgränze. 

Das Fürftlibe Haus Reuß-Lobenſtein und Eberspdorf erkennt den 
gegenwärtigen Befigftand der Krone Bayern auf allen Punkten feiner Landes— 
gränze gegen den Oberfränfifchen Kreis des Königreichs Bayern als rechtsgül— 
tig an, und Ieiftet deßhalb für immer ausdrüdlichen Verzicht auf alle Anfprüche, 
welche für das Fürſtenthum Lobenftein und Ebersporf in älterer und neuerer 
Zeit, befonder® hinfichtlich der Gränze in und bei dem Dorfe Mödlareuth, bet 
der Stadt Hirfehberg auf dem Tinten Ufer der Saale, ferner bei dem Weiler 
Eichenftein gegen die vormaligen Landesfürften des Markgraftpums Bayreutp, 
und nachher gegen die Königlih Bayeriſche Regierung, zur Sprade gebracht 
worden find, 2 

Art. 2 Befimmung der Gränze bei dem Dorfe Möpdlareutp 
und in deffen Nabbarfchaft. 

In Folge der vorflehenden Feitfeßung wird für die Gränge bei vem Dorf 
Mödlareuth und in deſſen Nachbarſchaft wechfelfeitig flipulirt und anerkannt x 

1. Die Landesgränge geht von dem Punkte aus, wo ber Töpenbach in Di 
Saale ausmündet, erſt an diefem Bache gegen Norboften aufwärts, dann *i 
derfelben Richtung längs des Tannenbaches, von da an, wo berfelbe ſich x*ı 
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den Töpenbach ergießt, ferner oberhalb der Tannenbrüde am Mödlareuther 
Bahr aufwärts bis an den Punkt im Dorfe Mödlareutp, wo diefer Bach von 
dem ang dem Bayerifchen Dorfe Münchenreuth weftlich dahin führenden Fahr- 
wege berührt wird, und fie folgt dann in der Mitte des nur gedachten Fahr- 
were vom bemerkten Punkte ab in der ganzen Länge öftlich bis zum Anfange 
der Mündenreuther Flur, fo daß die ganze Landftrede, welche ſüdlich dieſes 
Baprweges und an der linken Seite der befagten Bäche liegt, dem Königlich 
beyeriſchen Gebiete verbfeibt, während der auf der andern Seite der gedachten 
Bäche und der auf der Nordfeite des Weges nach Münchenreuth Tiegende Theil 
dei Dorfes Mödlareuth, ferner die nördlich desfelben Weges befindlichen Möpdla- 
renider Flurſtrecken und die damit verbundenen Fürftlih Reußiſchen Kammer- 
gutshälzer dem Gebiete des Fürftentpums Lobenftein und Ebersdorf nach wie 
sor zugerechnet werben, 

2. In derjenigen Gränzlinie, welche von dem öſtlichen Gränzpunkte der 
Mödlareutder Flur auf dem Fahrwege von Mödlareutd nach Münchenreuth ab 
gegen Norden bis zur Königlid Sächfifhen Gränze beim Keſſelbache Läuft, foll 
zirgend etwas geändert ſeyn, fondern der bisherige Befisftand mwechfelfeitig 
aufreht erhalten werden. 

Rah der hier unter „ss 1 beftimmten Gränze find aud die auf der Linken 
Schr des Zannenbaches liegenden Flurparzellen des Reußiichen Dorfes Venzka 
dem Königlich Bayerifchen Gebiete zugemwiefen, wobei die Königlich Bayerifche 
Regierung ſich vorbepält, wegen der Gerichtsbarkeit über diefe Flurtpeile in 
Gremäßpeit der beftehenden verfaflungsmäßigen Gefebe die nöthige Anordnung 
zu treffen. 

Ir. 3 Berpältniß der unter Königlich Baperiſcher Staats 
bobeit befindlidhen Theile des Fürſtlich Reußiſchen 
Kammerguted Mödlareutf, 

Die Königlich Bayerifhe Regierung mwilligt ein, daß die dem Königreiche 
zugewiefenen Theile des Fürftlich Reußiſchen Kammergutes Mödlareuth als ein 
son jedem Lehensverbande gegen die Krone befreites Allodial-Eigentfum ange» 
hen werden follen, und daß deßhalb weder die Befolgung von Lebensoblie- 
senheiteu vor der Regierung bes Oberfränfifchen Kreifes, noch eine andere aus 
sm Zitel der Lehen» oder Grundbarkeit fließende Berechtigung gegen das Fürft« 
Se Haus Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf jemals in Anfpruch genommen wer⸗ 
Ya bärfe. 

Dagegen fol die Ausübung der Civil- und Eriminal-Rechtspflege über 
De auf der linken Seite des Mödlareuther Baches und ſüdlich des Fahrweges 
a Rödlareutd nach Münchenreuth gelegenen Theile der Möbdlareuther Flur- 
martang der Krone Bayern zuftehen. 

Art. 4. Sränze bei der Stadt Hirſchberg. 

Bei der Stadt Hirfchberg ift die Saale als Gränze gegenfeitig auerfannt, 

daſ die am Tinten Ufer diefes dluſſes erbaute ſogenannte Kuhmühle und die 
2 * 
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auf derfelben Seite gelegenen Theile der Hirfehberger Stabiflur mit allen Ho» 
heitsrechten , insbefondere mit der Eivil- und Eriminalgerichtsbarkeit, dem Kö⸗ 
nigreiche Bayern zufallen, 

Hiedurch wird jedoch in der bisherigen Lehen- und Zindbarkeit der bier 
bezeichneten Grundftüde gegen den Stadtrath zu Hirfehberg nichts abgeändert. 
Auch wird dem gedachten Stabtrathe wegen der Beſchränkungen, welche bie 
von demfelben bisher behauptete Gerichtsbarkeit in Folge der gegenwärtigen 
Stipulation zu erleiden haben follte, von Seite der Königlich Bayerifhen Re— 
gierung Entſchädigung zugefichert, in fo ferne derfelbe nach der Berfaffung des 
Königreiches und mit Berüdfichtigung der Strittigfeit der in Frage kommenden 
AJurispictionsrechte darauf wird Anſpruch machen fünnen. 

Art. 5. Vorbehalt wegen der Fiſchereigerechtſame im Saalflu fie. 

Durch die im vorftehenden Artikel enthaltene Grängbeftimmung wird an 
der Fifcherei im Saalfluffe, fo weit folde von ben bisherigen Theilhabern 
rechtlich ausgeübt worben ift, nichts geändert, 

Art. 6. Gränze beidem Weiler Eihenftein. 

Zum Königlih Bayerifhen Gebiete gehört auch der dem Reußiſchen Dorfe 
Blanfenftein gegenüber auf dem linken Ufer der Saale und amt rechten Ufer 
der in diefelbe dort einmündenden Selbiß gelegene Weiler, „ber vordere und 
hintere Eichenftein”, fo wie das an dem Ießterwähnten Flüßchen gelegene Söl- 
dengut, „der untere Wolfftein“ genannt, indem die Seibiß von dem Punkte an, | 
wo fie die Thüringifhe Mofhwig aufgenommen hat, zwifchen ben beiderfeitigen 
Territorien als Gränze betrachtet wird. 

Art, 7. Berzictleiftung des Fürftliden Geſammthauſes Reuß, 
jüngerer Linie, auf die Lehenherrlichkeit über 30 in 
Dberfranfen gelegene Ritterleden. 

Das Fürftlihe Geſammthaus Neuß, jüngerer Linie, entfagt zu Gunften 
der Krone Bayern feinen Anfprühen auf das Lehen-Obereigenthum über die 
nachbenannien, in ben wechfelfeitig ausgetaufchten Weberfichten näher bezeichne— 
ten, im vormals Brandenburg-Bapreuth’fchen Gebiete gelegenen Ritterlehen. 

1. Hadermannsgrün; die Eenfiten zu Berg und am anderen Orten, Hohen» 
dorf, Ziefendorf obern Theils, Tiefendorf untern Theils; Töpen von Feilitzſch'ſchen 
Antheils; Töpen von Beulwiß’fchen Antheils; Töpen Zedwiger obern Antheilg; 
Töpen Zedwitzer untern Antheils; Iſſigau, die Cenfiten zu Iffigau, Marxgrün 
und Griesbach, Rudolphftein, Ober- und Unter-Sacfen-Borwerk; die Eenfiten 
zu Gottsmannsgrün, Trogen, die Unterthanen zu Bug, Lamnitz und Tiefen- 
grün, Bruck und Joditz, Münchenreuth, Kohlbühl, Feilitzſch, Moos, fämmtlich 
in der Eigenſchaft von Mannlehen; 

2. Schnarchenreuth, Rothleiten oder Neidhof, die Weiſe'ſchen Cenſiten zu 
Berg, die Cottenauer Cenſiten daſelbſt, Kemlas, Zedwitz und Schollenreuth, 
Joditz, bie ſogenannten zwei Kretſchmariſchen Höfe zu Zedwitz mit einem Fifch- 
bächlein, Eichenftein, fimmtlih in Mann und Weiberlehens-Eigenfchaft, 
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und erfennt das Lehen-Dbereigentfum über dieſe Ritterlehen, wie folhes von 
der Krone Bayern feit dem Jahre 1810 ausgeübt worden iſt, für rechtsbeſtän⸗ 
dia an, wobei dasfelbe Fürſtliche Geſammthaus fih aller ihm bierunter etwa 
zar Seite geſtandenen poflefforifchen und petitorifchen Rechtsmittel, wie fie im- 
mer Ramen haben mögen, ausdrücklich begibt. 

In gleicher Weife verzihtet das Fuͤrſtliche Geſammthaus Neuß, jüngerer 
Linie, auf jeden Anfpruh an die von Königlich Bayerifcher Seite aus biefen 
Lehen bisher bezogenen Renten, welches insbefondere au auf die Subftanz der 
im Jahre 1817 als erledigtes Mannlehen mit dem Lehen-Obereigenthume con- 
ſelidirten Eenfiten zu Saalenflein und Hadermanndgrün Anwendung findet. 

Auch entfagt das nenannte Fürftlihe Gefammthaus jedem Anfpruche wegen 
der Lehenherrlichkeit über die auf der linken Seite des Tannenbaches gelegenen 
Theile des Reußiſchen Rittergutes Benzfa. 

Sollten außer den oben verzeihneten Lehen in der Folge noch andere bis— 
der nicht bekannte Ritterlepen oder zu Reußiſchen Nittergütern gehörige Par- 
zellen im Gebiete von Oberfranten ausgemittelt werden, fo foll die Lehenherr- 
fihteit darüber mit der daraus fließenden Lehengerichtsbarkeit als der Krone 
Bayern zuftändig betrachtet werden, ohne daß defhalb von Seiten des Fürft- 
fisen Gefammthaufes Neuß, jüngerer Linie, eine befondere Entſchädigung 
mdangt werben kann. 

Art. 8. Eeffion der dem Fürftliden Gefammthaufe Reuß, 
jängerer Linie, im Königlih Bayerifhen Gebiete zufländigen 
Lehenverwandlungs- Zinfen und Laudemial-Gerechtſame. 

Das Fürftlide Gefammthaus Neuß, jüngerer Linie, cedirt an die Krone 
Bayern 1. den vom Drittheil eines Hofes zu Ködig für die demſelben im Jahre 
1503 bemwilligte Allodification fälligen jährliden Kanon im Betrage von 15 fl. 
5 r.; 2. die Befugnig zur Erhebung der auf 1 fl, 12 fx. firirten Lehenivaare 
son einem Sütchen zu Berg; 3. den auf 25 fl. beflimmten Ablöfungs- Schilling 
son einem allodifizirten Gütchen zu Marrgrün. 

Die Befiter der vorbenannten Güter werden daher Kraft diefes mit ihren 
Serpflihtungen von Fürſtlich Reußiſcher Seite ohne alle Veränderung ber 
&rone Bayern überwiefen, 

rt. 9. Eeffion der dem Fürſtlichen Haufe Reuß-Lobenſtein 
und Epersdporfim Königlih Bayerifhen Gebiete zuffändigen 
Laudemial- und Zinegefälle. 

Gleichermasen cedirt das Fürflliche Haus Reuß-Lobenſtein und Ebers— 
darf die grund« und zinsherrlihen Gerechtſame, welche demſelben auf nachbe— 
mauzte, im Königlich Bayerifchen Gebiete gelegene Güter und einzelne Grund: 
Böde: 1. einen halben Hof; 2. zwei Höfe; 3. einen halben Hof, der Wun: 
Holdspof genannt; 4. einen Biertelshof, Geroldsgrün genannt; 5. einen gan» 
jem, jeßt zerfchlagenen Hof und eine davon abgetrennte Wiefe, die Molla ge 
sannt, mit einem durch diefelbe Taufenden Bade; 6. einen ganzen, gleichfalls 
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zerſchlagenen Hof, ſämmilich in Köditz; 7. einen ganzen, in zwei Güter abge— 
theilten Hof in Flettersreuth; 8. ein Holzgrundſtück, der Brand genannt, mit 
einem Ader und einer Wiefe, die Ottichswühr genannt; 9. ein Holz, das alte 
"Schloß genannt, beide in Saalenftein; 10. ein Hammergut in. Unter-Klingen- 
fporn, und 11, ein Bauerngut in Ziefengrün, zuftändig find, in ber nämlichen 
Beſchaffenheit, wie fie von gedachtem Fürftlichen Haufe vorher ausgeübt wor- 
den find und rechtmäßig hätten ausgeübt werden mögen, ohne alle Neuerung, 
fowie ohne alle Gewähr für das Einzelne, an die Krone Bayern, und es 
werben daher die gegenwärtige Befißer der benannten Laudemial- und zins⸗ 
pflihtigen Güter und Grundftüde ihrer Berbindlichkeiten gegen den Fürſtlich 
Reußiſchen Lehenhof entlaffen, und beziehungsweiſe an die Königlih Bape— 
rifhen Rentämter zu Hof und Lichtenberg, wie an bie —— Hof und 
Naila überwieſen. 

Nächſtdem ſind die paziscirenden Theile un einverftanden, daß diejenigen 
Dominicalgefälle, welche das Fürftlihe Haus Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf 
außerdem im Königlich Bayeriſchen Gebiete befißt, und die von der Krone Bayern 
bisber nicht eingezogen worden find, nach den bei der gegenwärtigen Unterhand⸗ 
lung beobachteten Grundfäßen binnen Zahresfrift liquidirt und gegen die dadurch 
ermittelte Vergütung an die Königlich Bayerifche Regierung cedirt werben follen, 

Art. 10. "Berehnung und Gewährung der für die Fürſtlich, 

Reußiſchen Häufer verfällig gewefenen Laudemien, 
Doden- und Erbzinfen. + 

Für diejenigen Laudemien, Ablöfungsfhillinge, Bodenzinfen und Erbzind- 
gefälle, welche feit dem Jahre 1810 von den betroffenen Gütern und einzelnen 
Grundflüden verfallen, bei ven Königlich Bapyerifchen Rentämtern zw Hof und 
Lichtenberg vereinnahmt und dem Königlich Bayeriſchen Fistus verrechnet wor— 
den find, ingleichen für die gegenwärtig auf einigen Gütern nod haftenden 
Bodenzinsfapitalien wird von der Königlih Bayerifchen Regierung den Fürft- 
lich Reußiſchen Häufern auf den Grund der darüber nach gemeinfchaftlicher 
Berabredung bewirkten Liquidation vollftändige Vergütung geleiftet. (Art. 12.) 

Art. 11. Entfhädigungsfumme für die von Fürktlid 

Reußiſcher Seite aufgegebenen Gebietsanſprüche und 

Lehen-Obereigenthumsrechte. 

Mit Verückfichtigung ber in Art. 1, 2, 4, 6 berührten Gebietsanfprüche 
bes Fürftlichen Haufes Reuß-Lobenſtein und Ebersporf, fowie wegen 
der im Artikel 7 erklärten Berzichtleiltung des Fürſtlichen Gefammthaufes 
Neuß, jüngerer Linie, auf die von bemfelben- früher ausgeübten Lehenherr- 
lichkeitsrechte verfpricht die Krone Bayern im Ganzen eine Entfhädigung von 
vier und dreißig Taufend Gulden rhein. — zu gewähren. 

Gegen Entrichtung diefer durch Bergleich feſtgeſetzten Schabloshaltung er- 
Hären fih die Fürſtlich Reußiſchen si für die erwähnten Anfprühe und 
Gerechtſame befriedigt, 
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Art. 12. Vergütung für die an die Krone Bayern cedirten 

grund- und zinsherrliden Gerechtſame. 

Ueber den mit Rüdfiht auf die Königlich Bayeriſche Gefeßgebung und 
beziehentlih nach ber Königlichen Verordnung vom 12. Dezember 1811 ver- 
anfhlagten Werth der im Art. 8 und 9 bezeichneten Dominicalrenten, fo wie 
über ben Betrag der nad Art. 10 zu vergüten gewefenen Einnahmen an 
Saubemien, Ablöfuugstapitalien und Zinfen hat im Laufe der commiffarifchen 
Berhandlungen eine Liquidation und Ausgleihung ftatt gefunden, deren ge» 
meinfchaftlide, den Eonferenz- Protofollen beigefügte, Zufammenftellung zur 
gegenfeitigen Anerkennung gebracht worden ift. 

Hienach find von der Krone Bayern zu bergüten Bierhunde rt acht 
und breißig Gulden 9 Kreuzer rhein. an das Fürfllihe Gefammthaus 
Reuß, jüngerer Linie, und Biertaufend Bierhundert und Zwanzig 
Gulden 57% Kreuzer rhein. an das Fürftlihe Haus Reuß-Lobenſtein 
und Eberspdorf. 

Art. 13, Ueberweifung der an die Reußiſche Pfarrei Fröffen 
bisher aus dem Bayerifhen Rentamte in Hof gezahlten 
Befoldung und Kapitalvergütung dafür, 

Das Fürfilihe Haus Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf übernimmt 
die Verpflichtung, vom nädhften Jahre an, dem Reußiſchen Pfarrer zu Fröffen 
die jährlihe Befoldung von Acht und zwanzig Öulden 7% Kreuzer 
rhein. zu gewähren, melde derſelbe bisher aus dem Königlich Bayeriſchen 
Rentamte in Hof zu beziehen gebaht hat. 

Dagegen wird von der Krone ‘Bayern der fünf und zwanzigfache Betrag 
diefes Reichniffes mit einem Capital von Siebenhundert und Drei Gul— 
den 7%, Kreuzer rhein. dem gedachten Fürftlihen Haufe vergütet. 

Art. 14, Ausgleihbung wegen erfolgter Trennung des Bapye- 
rifhen Drtes Eihenftein von der Reußiſchen Pfarrei Harra. 

Die von der Königlich Bayerifhen Regierung im Jahre 1814 angeorbnete 
Trennung des damals hinfihtlich der Staatshoheit zwifchen den beiderfeitigen 
Regierungen firittigen Ortes Eichenftein von dem Berbande mit der Reußifchen 
Pfarrei Harra wird von Fürſtlich Reußiſcher Seite als in Kraft beftehend anerkannt. 

Dagegen verfprit die Krone Bayern für die Nachtheile, weldhe die Pa— 
rochie Harra in Folge der bemerkten Maaßregeln erlitten hat, auf ven Grund 

der darüber gepflogenen Berechnung und getroffenen Ausgleihung eine Ent- 
Mäbigung von Fünfhundert und Sechzig Gulden 10 Kreuzer rhein. 
dem Fürftlihen Haufe Reuß-Lobenftein und Ebersporf zu Berwendung 
für die Pfarrei Harra leiften zu laffen. 
Art. 15. Eeffion ver Königlich Bayerifhen Dominicalrenten 
im Fürftlih Reußiſchen Gebiete. 

Bon der Krone Bayern werben diejenigen Getreiderenten, welche berfel- 

ben im Fürſtlich Reußifchen Gebiete zuftehen und zeither 
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1. mit 67 Schäffel 4 Achtel 12 Maaß Korn, 53 Schäffel 3 Achtel 14 
Maaß Haber, Höfer Gemäß, oder 70 Schäffel 24, Metzen Korn, 55 Schäffel 
43. Metzen Haber, Bayeriſches Gemäß, aus 12 Gütern und einzelnen Grund- 
ftüden zu Dobereuth, 19 ditto zu Fröffen, 21 ditto zu Gebersreutp, 15 ditto 
zu Göttengrün, 2 ditto zu Görig, 4 ditto zu Mödlareuth, 17 ditto zu Pottiga, 
41 ditto zu-Rothenader, 9 ditto zu Seubtendorf, 38 ditto zu Ullersreuth, 13 
ditto zu Venzka, zufammen aus 191 Gütern und Grundftüden als fogenannter 
Pfaffenſchäffel; 

2. mit 1 Schäffel 7 Achtel 1 Maaß Korn, 6 Achtel 2 Maaß Gerſte, 2 

Schäffel 3 Achtel 21 Maaß Haber, Höfer Gemäß, oder 1 Schäffel 5%, Metzen 
Korn, 4% Meten Gerfte, 2 Schäffel 3/ Meben Haber, Bayerifches Gemäß, 
als der Zejenten zum 30ten Bande und 30ten Beete aus ohngefähr 95% alten 
Tagwerken, oder 130 Bayerifhen Jaucderten Feld zu Mödlareuth; 
3. mit 14 fl. rhein. als bisperiges Pachtgeld für den Echmalfaat-Zehen- 
ten von den unter 8 2 bemerkten Grundftüden zum Königlichen Rentamte in 
Sof erhoben worden find, an die Fürftlihen Häufer Reuß, jüngerer Linie, 
ohne Gewähr für das Einzelne dergeftalt cedirt und übereignet, daß biefes 
Gültgetreive mit dem bezeichneten Zehenten zur Verfallzeit im laufenden Jahre 
und in Zukunft fortwährend von den gedachten Fürftlichen Häufern in Gemäß- 
heit der denfelben bereits ausgehändigten, durch die Liquidationsverhandlungen 
beftätigten Berzeichniffe der Zins- und Zehentpflichtigen, in demfelben Rechts 
umfange für fich eingehoben und benußt werden fann, nach welchem dieſes 
zeither zu Gunften des Königlich Bayerifchen Fisci gefhehen if. 

Gleichermaßen cedirt die Krone Bayern unter obigem Borbehalte die 
Grund» und Zingdherrlichkeit über folgende Feldgrundfiüde und Häufer in 
Hirſchberg: 1. ein Tagwerk Feld im Weidenbach; 2. eines dergleichen ebenda» 
ſelbſt; 3. die Hälfte eines Krautgärtleing ebendafelbfi; 4. ein Haus mit Hof- 
raith; 5. ein Haus mit Scheune und Gärtlein; 6. ein Haus mit der Hälfte 
eines Krautgärtleing, mit den darauf haftenden Handlöhnen und Erbzinfen, 
wie folhe bei den darüber angeftellten Yiquidationsverbandlungen ermittelt 
und nachher bei den Ausgleichungs-Eonferenzen wechfelfeitig anerfannt worden 
find, an die Fürftlihen Häufer Reuß, jüngerer Yinie, fo daß von denfelben 
Kraft der hiedurch erlangten Dominicalgerechtfame die bezeichneten, theils un 
fändigen, theils fändigen Gefälle, fortan von den betroffenen Berpflicteten 
eingefordert werden können. 

In Gemäßpeit diefer Eeffionen werben die hierunter betroffenen gült», 
zebent-, handlohn- und erbzinspflichtigen Grundeigenthümer hiemit von der 
Königlich Bayeriſchen Negierung an die Fürſtlichen Häufer Reuß, jüngerer 
Linie, überwiefen. 

Art. 16. Bergütung für Die von der Krone Bayern cedirten 
Dominicalgefälte. 
Die Zürftlihen Häufer Neuß, jüngerer Linie, verpflichten firh, der Krone 
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Bayern für die Eeffion der im vorhergehenden Artikel bezeichneten Getreide- 
renten eine nah den Normen der für das Fürſtenthum Lobenftein und Eberg- 
dorf beftehenvden Ablöfungsorbnung vom 22. März 1836 berechnete Vergütung 
von Zwanzig Taufend Bierhundert Acht und fiebenzig Gulden 
10 Kreuzer rhein., ferner für die in demfelben Artifel berührten Handlohn⸗ 
und Erbzinsgefälle ein verglichenes Ablöfungsquantum von Einhundert 
Acht und fehzig Gulden 37 Kreuzer rhein. zu gewähren. 

Art. 17. Ausgleihung wegen erfolgter Trennung der Reußi— 
hen Orte Pottiga, Saalbah und Arlas von der 
Bayerifhen Pfarrei Berg. 

In gleiher Weite wird die auf Fürftlih Reußiſcher Seite im Jahre 1824 
verfügte Trennung der Reußifchen Ortfchaften Pottiga, Saalbah und Arlas 
aus der Berbindung mit der Bayerifchen Pfarrei Berg von der Königlich 
Bayerifhen Regierung als in Gültigkeit beftehend anerfannt, und dagegen von 
dem Fürftllichen Haufe Neuß » Lobenftein und Ebersdorf verfproden, 
für den der Kirche, den beiden Geiftlichen und dem Eantor zu Berg, in den 
Natural» und Geldrenten, ingleichen beziehentlih an den Stolgebühren er- 
wachſenen Berluft auf den Grund der darüber gepflogenen Berechnung und 
getroffenen Ausgleichung eine Entfchädigung von Zweitaufend Vierhun— 
dert zwei und fehzig Gulden 40 Kreuzer rhein. der Krone Bayern 
zur Berfügung zu flellen. 

Art. 18. Ablöfung des aus dem Reußifhen Frankenwalde tährlid 
nah Nordhalben zu liefernden Gerecht- und Önadenpolzes. 

Mit Einverfländniß: der Krone Bayern wird von dem Fürftlichen Haufe 
Reuß-Lobenftein und Ebersdorf, das für den Königl. Landrichter, den Pfarrer 
und den Schulfehrer zu Norbhalben bisher aus dem Reußifchen Bezirke des 
Sranfenwaldes jährlich verabfolgte fogenannte Gerechtholz an Acht und zwan— 
zig Lachtern Buhenholz zu 126 Nürnberger-Eubitfuß, ferner: 

3 wei vergleichen Lachtern unter dem Namen von Gnadenholz für den 
Landgerichtspiener in Nordhalben bewilligt gewefenes Deputat durch eine auf 
den Grund der Fürfilih Neuß-Lobenftein- und Ebersdorffchen Ablöfungs-Drd- 
nung nach dem von den Holzpreifen der letzten 14 Jabre, mit Ausſcheidung 
der zwei höchſten und der zwei ntedrigftien Jahrgänge genommenen Durch» 
(Hnitte berechneten Vergütung von Dreitaufend Dreihundert Fünf 
ud achtzig Gulden 48 Kreuzer rhein, für immer abgelöst. 

Es verzichtet daher die Königlich Bayerifche Regierung gegen Gewährung 
diefes verglichenen Ablöfungsfchillings auf jeden weitern Anſpruch hinfichtlich 
des bezeichneten Holzdeputats. 

Dabei verpflichtet fih das nur gedachte Königliche Gousernement, fowohl 
dem Pfarrer als dem Schullehrer zu Nordhalben künftig den vollen Betrag ihrer 
bisherigen Holzdeputate aus den Königlichen Aerarialforften in Natur ver» 
reichen zu laſſen, oder biefelben auf andere Weife ſchadlos zu halten. 


26 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


Art, 19. Aufrechnung der gegenfeitigen Entſchädigungen und 
Vergütungen. 

Sn Gemäßheit der Stipulationen unter Art. 11, 12, 13 und 14 find von 
der Krone Bayern zu gewähren: 

- a) dem Fürſtlichen Gefammtpaufe Reuß, jüngerer Linie, 34,000 fl. rhein. 
für die Eeffion des Fehenobereigentbumes an 30 Ritterlehen, unter Berüdfich- 
tigung der in den Artikeln 2, 4 und 6 befchriebenen Gebietsanſprüche; 438 fl. 
9 fr. rein. die Eeffion der im Namen des gedachten Fürftlihen Gefammthau- 
fes Tiquidirten Dominicalrenten ; 

b) dem Fürftlihen Haufe Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf 4420 fl. 
577/, Er. rhein. für die Eeffion der diefem Fürftlihen Haufe insbefondere zuge- 
börigen Laudemial- und Erbzinsgefälle; 703 fl. 77, Er. rhein. die Hebernahme 
der an die Pfarrei Fröffen zu gewährenden jährlichen Befoldung; 560 fl. 10 Fr. 
rhein. die Entfhädigung der Pfarrei Harra, wegen bes durch die Abtrennung 
des Weilers Eichenftein erlittenen Verluſtes. Summa 40,122 fl. 24 fr, rhein. 

Dagegen find nach dem Uebereinkommen im Art. 16, 17 und 18 an bie 
Krone Bayern zu vergüten: 

a) vom Fürftlichen Gefammthaufe Reuß, jüngerer Linie, 20,478 fl. 10 fr. 
rhein. für die Eeffion des fogenannten Pfaffenfhäffels und des Mödlareuther 
Zehenten; 168 fl. 37, kr. rhein. die Eeffion der Königlich Bayerifhen Hand» 
lohn⸗ und Erbzinsgefälle in und bei Hirfchberg; 

b) vom Fürftlihen Haufe Reuß-Lobenſtein und Ebersporf 2462 fl. 
40 fr. rhein. für die Entfhädigung der Pfarrei Berg, wegen der durch die 
Abtrennung der Ortfchaften Pottiga, Saalbach und Arlas erlittenen Nachtheile; 
3385 fl. 48 fr. rhein, für die Ablöfung des aus dem Frankenwalde nah Nord» 
halben zu liefern gewefenen Holzdeputats. Summa 26,495 fl. 15) fr. rhein. 

Wenn nun nach Borftehendem die Fürfilihen Häufer Neuß, jüngerer Linie, 
40,122 fl. 24 fr. zu fordern haben, und in Abrechnung hierauf von Königlich 
Bayerifcher Seite mittelft der bemerkten Eeffion, Parochial-Entfhädigung und 
Deputat-Ablöfung bereits 26,495 fl. 15%, Er. rhein. gewährt find, fo bleiben 
13,627 fl. 8%, Er. rhein. Reft, welche von der Krone Bayern an die Fürſt⸗ 
lich Reußiſchen Häufer baar zu vergüten find. 

Die Zahlung diefer Summe wird durch die Königlich Bayeriſche Regie- 
rung bes Oberfräntifchen Kreifes an die Fürfilich Reußiſche gemeinfchaftlihe - 
Landesregierung in Gera, baar in harten Münzforten, mit Portofreiheit, bis 
an die Gränze des Königreichs bewirkt werben, fobald das gegenwärtige Ab- 
fommen von beiden Seiten ratificirt ifl. 

Art. 20, Vorbehalt wegen Beitreibung der bei den gegenfeitig 
überwiefenen Grundholden im Rüdftande verbliebenen 
| Laudemien und Erbzinfen. 

Den Fürftlih Reußiſchen Häufern bleiben folgende Rüdfände an Domi- 

niealrenten: 
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a) Afl. 48 kr. firirtes Lehngeld für A Fälle aus dem Lehengütchen in Berg 
(Art. 8, A 2), b) 157 fl. 30 fr. Kanon aus zwei Dritiheilen eines Hofes in 
Ködig (Art. 9, 2 1) 15 fl 45 fr. auf 10 Jahre, feit 1831, e) 113 fl. 24 fr. 
Erbzind aus zwei Höfen ebendafelbft (Art. 9, a2 2) 3 fl. Ir, feit 1805, auf 
36 Sahre, d) 24 fl. 32% Er. Erbzins aus einem Hofe in Flettersreuth (Art. 9, 
4 D47TY te., feit 1810, auf 31 Jahre, Summa 300 fl. 14% fr. rheinifch, 
vorbehalten, und es wird von Königlich Bayerifcher Seite darein gewilligt, 
daß die bezeichneten Rüdftände im Namen der Fürftlih Reußiſchen Häufer von 
ven betroffenen Gutsbefißern eingeforbert und, da nöthig, im Adminiſtrativ— 
oder Gerichtswege durch Requifition der competenten Behörben beigetrieben 
werden. 

Gleichergeftalt läßt die Königlich Bayeriſche Regierung folgende, nach den 
Siqnidationsverhandlungen im Fürſtlich Reußifchen Gebiete für fie fällig ge- 
worbene Handlöhne 

e) 34. fl. rhein. von einem Tagwerk Feld im Weidenbache, f) 28 fl. rhein. 
einem bergleichen ebendafelbft, g) 5 fl. 37% kr. rhein. der Hälfte eines Kraut- 
gärtleins im Weidenbache, h) 12 fl. 30 fr. rhein. einem Haufe mit Hofraith, 
ı) 32 fl, 30 fr rhein. einem Haufe mit Scheuer und Gärtlein, k) 17 fl. 30 Er. 
rein. einem Haufe mit der Hälfte eines Krautgärtleind am Weidenbache (Art. 
15, 421-6), Summa 130 fl. 7Y, kr. rhein., von den betroffenen Gutsbefigern 
einfordern, und wird Fürſtlich Reußifcher Seits die Befugniß zur Beitreibung 
biefer Rüdftände, wenn e8 dazu kommen follte, anerkannt. 

Um die Beitreibung zu befördern, wird beziehentlich durch die Königlich 
Bayerifche Regierung von Oberfranken, die Fürftlih Reußiſche Regierung in 
Gera, und die Fürftliche Landespirection in Ehersdorf an die betroffenen Ber- 
waltungs⸗ und Gerihtöftellen befondere Weifung ergehen, damit auf die, gegen 
die Reftanten zu ftellenden Anträge das Erforderlihe ſchleunigſt verfügt werde. 

It. 21. Gegenfeitige Aushändigung der auf die cedirten 
Rehte fih beziehenden Archivalakten und fonftigen Nachweiſe. 

Fürſtlich Reußifcher Seits wird der Königlich Bayerifchen Regierung bie 
Ausantwortung der Archivalakten, welche auf die unter Art. 7, 8, 9 erwähn- 
ten Rechte des Lehen-Obereigentbums und der Grund» und Zinsperrlichkeit, 
Ingleihen auf die Ausübung diefer Eigenthumsbefugniffe Bezug haben, zuge- 
iert. 

Im Betreffe der das Fürfilihe Geſammthaus angehenden Gerechtſame 
geſchieht die Vollziehung dieſes Verſprechens durch. die Fürſtlich Reußiſche 
kehenscurie in Gera, welche die einſchlägigen Alten der Königlichen Regierung 
von Oberfranken in Begleitung eines Berzeichniffes auspändigen Taffen wird. 

Bas die- vom Fürfilihen Haufe Neuß-Lobenftein und Ebersdorf redirten 
Renten anlangt, fo wird die Fürftliche Landespirertion in Ebersporf bie Ver- 
abfolgung der Akten bewirken, welche über die in Frage flehenden Gerechtſame 
Auskunft geben können. 
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Gleichergeſtalt werden durch Vermittelung der Königlich Bayeriſchen Re— 
gierung von Oberfranken alle auf die Dominicalrenten, welche Kraft des 15. 
Artikels den Fürſtlichen Häuſern cedirt find, bezüglichen Archivalakten, Grund⸗ 
verzeichniſſe, Heberegiſter und ſonſtige dieſe Gerechtſame betreffenden Nachweiſe 
der Fürſtlichen Regierung zu Gera überliefert. 

Art. 22. Berabredung wegen commiffarifhen Bollzuges der 
gegenfeitigen Veberweifung der gült-, zins- und laudemial- 
pflichtigen Grundbeſitzer. 

Um die in den Artikeln 8, 9 und 15 ſtipulirten wechſelſeitigen Ueberweiſun⸗ 
gen der bezeichneten gült=, zehent-, erbzins- und laudemialpflichtigen Guts— 
und Grundflüdbefiger gleichförmig in Bollzug zu feßen, follen binnen vier 
Wochen nad erfolgter Natification der gegenwärtigen Uebereinkunft von Kö— 
niglih Bayeriſcher Seite durch die Regierung von Oberfranken, von Fürftlich 
Reußiſcher Seite durch die Regierung in Gera, Commiffarien ernannt werden, 
welchen Ermädtigung zu ertheilen ift, die Eigenthümer der von den cedirten 
Gerechtſamen betroffenen Güter und einzelnen Grundftüde vor die competen- 
ten Königlichen Landgerichte und Fürfilihen Juſtizämter laden zu laffen, und 
den gedachten Grundholden die vertragsmäßige Abtretung und Ueberweiſung 
der wechfelfeitigen Dominicalrenten zur Nachachtung bekannt zu machen. 

Art. 23. Verabredung wegen geometrifher Aufnahme und com— 
miffarifber Berlaagung der Landesaränze bei Mödlareuth. 

Zur Berhütung künftiger Irrungen wollen das Königlich Bayerifche Gou- 
vernement und das Fürfliche Haus Neuß -» Lodenftein und Ebersdorf, Erfteres 
durch die Regierung von Oberfranten, Letzteres durch die Landespdirection in 
Ebersdorf, fobald als möglich zwei Commiffarien ernennen laſſen, welche den 
in Art. 2 befchriebenen Zug der beiderfeitigen Landesgränze vom Ausfluffe des 
Töpenbarhes in die Saale an gegen Nordoften bis zum Anfange des Königlich 
Sächſiſchen Gebietes, nördlih von Münchenreutd und Gebersreuth, geometrifch 
aufnehmen, auch insbefondere die Gränzlinie vom Dorfe Mödlareuth aus, 
zuerfi öftlich dem Fahrweg nah Münchenreuth entlang bis zur Gränze der 
Mödlareuther Flur, fovann von bier an nördlich bis zum Königlich Sädfifchen 
Territorium gemeinfchaftlich durch Laagfteine abmarken zu laffen, und zu fünf 
tiger Nachricht über dieſe Verhandlung ein Protokoll in zwei gleichlautenden 
Eremplaren, von denen jedem ein Situationsplan über die vermeflene Gränze 
beizufügen ift, auszufertigen haben follen. 

Zur Ausführnng diefes Gefchäftes, deffen Koften gemeinfchaftlich zu tragen 
find, werden die auftraggebenden Stellen die zwifchen ihnen beſonders zu ver» 
abredende Inſtruction feiner Zeit den ernannten Commiffarien zur Nachachtung 
befannt machen. 

Art. 24. Gegenfeitige Annahme der Stipulationen und Borbe- 
balt ver Allerhöchſten und Höchſten Ratification. 

Die Krone Bayern und die Fürftlichen Häufer Reuß, jüngerer Tinie, neh» 
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men woech’elfeitig die im gegenwärtigen Abkommen fegeftellten Eeffionen, Ent- 
fHädigungen, Bergütungen und Berzichtleiftungen für Sih an, und fie ver- 
foreben Sich, Eines dem Andern, feierlichft die treuefte Erfüllung der ertheilten 
Zufazen. 

Die Natification der vorfiehenden Uebereinkunft wollen die Allerhöchfien 
und bohen Contrahenten binnen fehs Wochen, vom Abfihluffe an gerechnet, 
aus wechſeln laſſen. 

Die deiderſeitigen Commiſſarien haben vorſtehende Vereinbarung nach 
reifer Ueberlegung bis auf Allerhöchſte und Höchſte Genehmigung Seiner 
Majeſtät des Königs von Bayern und Ihrer hochfürſtlichen Durch— 
lauten, der Fürften Neuß zu Schleiz und zu Lobenftein und Ebers- 
dorf abgeichloffen, und die darüber abgefaßte Urkunde dreifach gleichlautend 
audfertigen laſſen, unterzeichnet und unterfiegelt. 


8. U. Einthbeilung. 
1. Band. p. 205. 
F. 12. Allerhöchſte Verordnung vom 29. November 1837, die 
neue Eintheilung des Königreihs Bayern betr, Amtsbl. M 70 vom 
Jahre 1837, p. 367. 


Ludwig, K. 

Die göttliche Vorfehung bat unter Unferem Scepter mehrere der edelften 
teutihben Boltsftämme vereiniget, deren Bergangenheit reich an den erhabenften 
Borbildern jeder Tugend und jeglichen Ruhmes if. 

Im der Abficht, die Erinnerung an diefe erbebende Bergangenheit mit der 
Gegenwart durd fortlebende Bande enger zu verknüpfen, die alten, gefchichtlich 
gebeiligten Marfen der Uns untergebenen Lande möglichft wieder herzuftellen, 
die Eintheilung Unferes Reiches und die Benennung der einzelnen Haupt» 
Landestheile auf die ehrwürdige Grundlage der Gefchichte zurüdzuführen, und 
io die durch alle Zeiten bewährte treue Anhänglichkeit Unferer Unterthanen an 
Thron nnd Baterland, die Bolfstpümlichkeit und das Nationalgefühl zu er- 
daften und immer mehr zu befefligen, haben Wir befchloffen, und verorbnen, 
mas folgt: 

Art. I. Das Königreih Bayern bleibt, wie bisher, in 8 Kreife eingetheilt. 

Art. II. Die 8 Kreife des Königreiches nehmen folgende Benennungen an: 

L. Oberbayern, — IH. Niederbayern, — IIL Pfalz, — IV. Oberpfalz und 

Regensburg, — V. Oberfranten, — VI. Mittelfranfen, — VII. Unterfranten 
um Aſchaffenburg, — VII. Schwaben und Neuburg. 

Art. IE. Der Kreis Dberbayern begreift in fih: 

1. den bisherigen Sfarkreis, mit Ausnahme der Stadt Landshut, dann ber 
Landgerichte Landshut und Vilsbiburg, welche an den Kreis Niederbayern übergehen; 

2. die Landgerichte Altötting und Burghaufen vom bermaligen Unter- 

bonaufreife ; 
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3. das Landgericht Ingolftadt vom dermaligen Negentreife; 

4, die Landgerichte Aichach, Friedberg, Rain und Schrobenhaufen vom bis» 
herigen Oberbonaufreife, 

Art. IV. Der Kreis Niederbayern umfaßt: 

1. den dermaligen Unterbonaufreis, mit Ausnahme a) bes Landgerichts 
Cham, welches an den Kreis Oberpfalz und Regensburg, b) der Landgerichte 
Burghaufen und Altötting, welche an den Kreis Oberbayern übergeben; 

2. die Stadt Landshut, dann die Landgerichte Landshut und Vilsbiburg 
vom bisherigen Iſarkreiſe; 

3. die Sandgerichte Abensberg, Kelheim und Pfaffenberg, dann das Herr- 
fchaftsgericht: Zatzkofen vom bermaligen Regenfreife. 

Art. WE Der Kreis Pfalz bilvet fih aus dem bisherigen Rheinkreiſe. 

Art. VI Der Kreis Oberpfalz und Regensburg befleht: 

1. aus dem bdermaligen Regenkreife, mit Ausnahme a) des Landgerichts 
Ingolftadt, welches an den Kreis Oberbayern, b) der Landgerichte Abensberg, 
Kelheim und Pfaffenberg, dann des Herrfchaftsgerichtes Zaizkoſen, welde an 
den Kreis Niederbayern, endlich c) der Landgerichte Beilngries, Eichſtädt und 
Kipfenberg, welche an den Kreis Mittelfranten übergehen ; 

2. aus dem Landgerichte Cham vom bisherigen Unterdonaufreife; 

3. aus dem Landgerichte Hilpoltflein vom bermaligen Rezatkreife; 

4. aus den Landgerichten Eſchenbach, Kemnath, Neuftadt an der Wald- 
naab, Zirfchenreutb und Waldfaffen vom vermaligen Obermaintreife, 

Art. VIL Der Kreis Oberfranfen enthält: 

1. den dermaligen Obermainfreis, mit Ausnahme der Landgerichte Efchen- 
bad, Kemnath, Neufadt an der Waldnaab, Tirfchenreuth und Waldfaffen, 
welche an den Kreis Oberpfalz und Regensburg übergehen; 

2. das Landgericht Herzogenaurach vom dermaligen Rezatfreife. 

Art. VIIL Der Kreis Mittelfranten faßt in fih: 

1. den bisherigen Rezatkreis, mit Ausnahme a) des Landgerichts Herzogen- 
aurach, welches an den Kreis Oberfranten, b) des Landgerichts Hilpoltftein, 
welches an den Kreis Oberpfalz und Regensburg, ec) der Landgerichte Mon 
heim, Nördlingen und Wemding, dann ber Herrfchaftsgerichte Biffingen, Har- 
burg, Mönchsroth, Dettingen und Wallerftein, welde an den Kreis Schwaben 
und Neuburg übergehen ; 

2. aus den Landgerichten Beilngrieg, —— und Kipfenberg vom bis⸗ 
herigen Regenkreiſe. 

Art. IX. Der Kreis Unterfranken und Aſchaffenburg wird aus 
dem dermaligen Untermainfreife gebildet. 

Art. X. Der Kreis Schwaben und Neuburg faßt in fih: 

1. den dermaligen Oberdonaufreis, mit Ausnahme der Landgerichte Aichach, 
Friedberg, Rain und Schrobenhaufen, welche an ben Kreis Oberbayern über- 


geben; 
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2. die Landgerichte Monheim, Nördlingen und Wemding, dann die Herr⸗ 
fhaftsgerichte Biffingen, Harburg, Mönchsroth, Dettingen und Wallerftein vom 
dermaligen Rezatkreife, 

Art. XI. Für die obere Verwaltung wird in jedem Kreife eine Kreisregie- 
tung, und für die obere Juſtizpflege ein Appellationsgericht, wie bisher, beftehen. 

Die Sige der Kreisregierungen und der Appellationsgerichte bleiben, fo 
lange Wir nicht anders verfügen, unverändert. 

Art. XII. Die Borftände der Kreisregierungen werden in Zukunft aus— 
fchließlich den Titel: „Regierungs- Präfident“ führen. 

Der Titel: „Generalcommiſſär“ ift abgefchafft. 

Die Regierungs-Präfidenten behalten jeborh ihren bisherigen Rang. 

Art. XI. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Jänner 1838 in 
Wirkſamkeit. 

Unſere Staatsminiſterien der Juſtiz, des Junern und der Finanzen ſind 
mit dem Vollzuge beauftragt. 

München, den 29. November 1837. 


— Königlich allerhöchſte Entſchließung, den Vollzug der Berord- 
nung vom 29. November 1837, die Eintheilung des Königreichs 
Bayern hinſichtlich der Juſtiz-Gegenſtände betr, Amtsbl. M 81 vom 
Jahre 1837, p. 675, vide I. Bud) $. 6. 
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—Bolſ. 
1. Abſchnitt. — 1. Band. p. 206. 

F. 13. Abſchied für die Ständeverſammlung vom 29. Dezember 
1831. Amtsbl. M 1 vom Jahre 1832, p. 1. 

Ludwig, & 
I. Beichlüffe ver Kammern über die Geſetz-Entwürfe und andere 
Borlagen der Staats-Regierung. 
A. Behandlung neuer oder repvidirter Geſetzbücher. 

Den Modififationen, welche von den Ständen bes Reiche bei ihrer Zus 
fimmung zu dem von Uns an fie gebrachten Geſetz-Entwurfe, die Behand» 
fung neuer oder revidirter Geſetzbücher betreffend, beantragt worben find, haben 
Bir bereits am 9. Auguft 1831 Unſere allerhöchſte Sanktion ertheilt und 
das darnach ausgefertigte Gefeß durh das Geſetzblatt vom 20. vesfelben 
Monats im I. Stüde verkünden laſſen. 

Auf die in dem Gefammt- Befchluffe über dieſes Geſetz vorgetragenen 
Bünfche der Stände ertheilen Wir folgende Erklärungen: 

a) Wir genehmigen, daß denjenigen Mitgliedern des in Thätigkeit blei— 
benden Ausfchuffes der Kammer der Abgeordneten für Gegenflände der Gefeß- 
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gebung, welche in Münden wohnen und denen durch ihre Befhäftigung im 
Ausichuffe ein Theil ihres Einkommens entzogen wird, die gewöhnlichen Diä- 
ten von täglich fünf Gulden auf die in den Art. V. und VI: des Geſetzes be= 
flimmte Dauer der Wirkfamfeit des Ausfchuffes aus der Staatskafle gereicht 
werben. 

b) Dem Wunfdhe wegen Ausfeßung von Prämien für gelungene Beur— 
theilung der Entwürfe von Gefeßbüchern, haben Wir Unfere Genehmigung 
nicht zu ertheilen befchloffen. 

c) Die Bearbeitung eines allgemeinen Civil- und Handelgefeßbuche fol 
möglichft befchleunigt werden. 

d) Der Wunſch wegen Beranftaltung einer amtlichen Sammlung ber zer⸗ 
freuten, noch gültigen Berwaltungsnormen wird in nähere Erwägung gezo— 
gen werben, 

B. Einige Abänderungen im Grundfteuergefeße vom ” 
15. Auguft 1828. 

Das Gefeg, einige Abänderungen im Grundfteuergefeße vom 15. Auguft 
1828 betreffend, hat nach erklärter Zufimmung der Stände unterm 25. Auguft 
1.3. Unfere Santtion erhalten und ift die Befanntmachung im Geſetzblatte 
vom 27. des nämlichen Monats Stück IL. erfolgt. | 
C. Gefhäftsgang derbeiden Kammern der Ständeverfammlung. 

Daß Gefeß über den Gefchäftsgang der beiden Kammern der Ständever- 
fammlung ift von Ung nad dem darüber von den Ständen gefaßten Gefammt- 
befchluffe unterm 2. September d. 9. fanktionirt und durch das Gefegblatt 
vom 5. des nämliden Monats Stüd II. verfündet worden. 

D. Aufhebung des Gradationsfiempels von Lehenreverfen. 

Den Gefammtbefchluß der Stände über den Gefeßentwurf, die Aufpebung 
des Gradationsftempels von Lehenreverfen betreffend, haben Wir unterm 5. 
September d. 3. genehmigt und das hiernach fanktionirte Geſetz durch das 
Gefesblatt vom 14. des nämlichen Monats Stück IV. verfünden laſſen. 

Wir ertheilen biebei auf die der Zufimmung zu dem erwähnten Gefeß- 
entwurfe beigefügten Wünfche der Stände folgende Erklärungen : 

1. Auf den Wunſch, die Duplifate der über die Verträge Unfiegelmäßiger 
zu fertigenden Briefe fünftig nur mit einer einfachen Ausfertigungstare belegen 
zu laffen, kann, ohne die Nachhaltigkeit des Büdgets zu gefährden, gegenwärtig 
nicht eingegangen werden; bderfelbe wird indeffen bei der Nevifion ber Gefete 
über-bas Tarwefen möglichfte Berüdfichtigung erhalten. 

2. Dem Wunfche der Stände entfprechend, verorbnen Wir hiemit, daß vie 
den Grundherren von den Grundholden auszuftellenden Neverfe, da, wo deren 
Ausftellung gefeglich gefordert werden kann, von der Anwendung bed Grada- 

tionsftempeld von nun an befreit feyn follen. 

3. Wir haben Unfer Beftreben, den Unterthanen aller Klaffen jede mit 
ber Erfüllung der Staatszwecke nur irgend vereinbare Erleichterung zu ver- 
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ihaffen, jederzeit und zuletzt noch auf dem eben jetzt beendigten Landtage viel- 
fa bethätiget, und werden darauf auch fünftig nach Möglichkeit Bedacht nehmen, 

4. Zur Ausgleihung der mit dem Fürſtlich Reußiſchen Haufe beflehen- 
ven Differenzen über die im Königreihe Bapern gelegenen Lehen find ſchon 
vor längerer Zeit die erforderlichen Einleitungen getroffen worden; zur Ber- 
folgung derielben und zur Erreihung des vorgefeßten Zieles wird auch Künftig 
auf jede mit der Würde der Krone vereinbare und den Berhältniffen angemeffene 
Beife gewirkt werden. 

Inzwiſchen aber werden Wir den vormaligen Vaſallen des erwähnten 
Kürftlihen Haufes genen jede aus dem beſtandenen Lehenverbande abgeleitete 
Jemuthung einer Submiffion oder fonftigen Leitung Unfern Schuß ange- 
deihen laſſen. 

E, Anwendung ber Waffengewalt beiBollztehung der ſanitäts— 
polizeiliden Anordnungen in Bezug auf bie afiatifhe 
Cholera. 

Das Gefeß über die Anwendung der Waffengewalt bei der Bollziefung 
der fanitätspolizeilihen Anordnungen zum Schuße gegen die Verbreitung der 
ahiatifhen Cholera haben Wir mit Genehmigung der von den Ständen vor« 
seihlagenen Modifikationen unterm 28. Dectober Iaufenden Jahres fanktionirt. 
Die Befanntmadung ift durch das Geſetzblatt vom. 10, November diefes 
Jahres Stüd V. erfolgt. 

Mit den Regierungen der Nachbarftaaten wird hinfichtlicsh der zur Abwen- 
sang der Cholera geeigneten Maafregeln ein fortgefeßtes Benehmen unterhalten. 
F. Proviforifhe Steuererhebung für das Jahr 18°)... 

Das von Uns nad erfolgter Zuftimmung der Stände unterm 22, No⸗ 
ember d. 3. erlaffene Geſetz über die proviforifhe Erhebung von Steuern 
'ar das Jahr 18’, if durch das Geſetzblatt vom 23. des nämlihen Mo— 
sais Stüd VI. verkündet worden. 

:G. Aufwand auf die aftatifche Cholera, 

Die Befanntmahung des von Uns nah erklärter Zuftimmung der Stände 
anierm 24. November d. 3. fanktiohirten Gefeßes, den Aufwand bezüglich auf 
we afiatiſche Cholera beireffend, iſt durh das Gefegblatt vom 28. bed 
— den Monats Stüd VII. erfolgt. 

Ya Bezug auf die damit verbundenen Anträge der Stände wollen Wir 

1. genehmigen, und hiemit’gefeßlich ausfprechen, daß die Leitungen aus 
vr Staatslafie, welche einzelnen Gemeinden zur Beftreitung der Ausgaben für 
de Srerr-Eontumazpülfsanftalten und Maaßregeln innerhalb der Gemeinden 
semact werden, vor der Hand als Borfchüffe zu betrachten feyen, und bie 
Araye, ob fie als Staatdausgaben anzuerkennen, der Beſchlußfaſſung der Stände 
dei der nächſten Berhandlung über die Rechenſchaft anheim zu geben fey. 

2. Ebenfo genehmigen Wir und wollen hiedurch gefeßlich ausſprechen, daß 
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ten und proteftantifchen Geiftlichen forge, welche bei ifren Funltionen von der 
Cholera befallen, ein Opfer derſelben werden ſollten. 

Hinfichtlich des weitern Antrags wegen Aufforderung an bie Aerzte und 
deren Abordnung an Orte, wo die Cholera herrſcht, erwiedern Wir, daß 
diesfalls bereits geeignete Fürſorge getroffen worden ſey. 

H. Protokollirung und Vorladung in gemeinen Straffaden 
ber einfachen Polizei, und Berufung von den Urtheilen 
ber einfahen Polizeigerichte im Rheinkreiſe. 

Wir Haben den von den Ständen des Reiche zu dem von Uns an fie 
gebrachten Gefebentwurfe, die Protofollirung und Borladung in gemeinen 
Straffahen der einfachen Polizei und die Berufung von den Urtheilen der 
einfachen Polizeigerichte im Rheinkreife betreffend, beantragten Mobififationen 
Unfere Genehmigung ertpeilt, und das hienach ausgefertigte unter Ziffer I. 
anliegende Geſetz in verfaffungsmäßiger Form erlafien. 

J. Beftätigung der Einfindfhafsverträge in den gräflid 

| Caftell’fhen Gerichten im Untermainfreife, 

Der von den Ständen bed Reiches bei ihrer Zuftimmung zu dem von 
Uns an fie gebrachten Gefeßentwurfe, die Aufhebung der Beftimmungen der 
$$. 30 und 31 des gräflih Caſtell'ſchen Landesgefeges vom 1. Auguft 1801 
wegen Beftätigung der Einkindfihaftsverträge betreffend, — beantragten Mo- 
bififation zu 9.2 haben Wir Unſere Genehmigung ertheilt, und das hienach 
ausgefertigte Geſetz unter Ziffer IL. hier beifügen Taffen. 

K. Privatvereine zur Berfiherung ber Feldfrüchte gegen 
Better- und insbeſondere Hagelfhäden. 

Den Entwurf eines Gefeßes über die Privatvereine zur Berfiherung ber 
Feldfrüchte gegen Wetter» und insbefondere Hagelfhäden, haben Wir, mit 
Genehmigung der von den Ständen des Reiches vorgefchlagenen Modifikation 
fanttionirt, und hienad das unter Ziffer IT. anliegende Geſetz erlaffen. 

L. Einige eivilrehtlide Gegenftände aufden Fall des Ein- 
dringens der afiatifhen Cholera in das Königreid. 

Den Mopifitationen, welche von den Ständen des Neiches bei ihrer Zu— 
fiimmung zu dem Gefeßentwurfe, einige civilrechtlide Gegenftände auf den 
Fall des Eindtingens der afiatifhen Cholera in das Königreich betreffend, bean= 
tragt worden find, haben Wir Unfere Genehmigung ertpeilt, und Demzufolge 
das unter Ziffer IV. anliegende Gefe$ ausfertigen Iaffen. 

M. $,44, lit. e. in dem erfien Titel der X. Beilage zur MErLOS® 
fungsurftunde, 

Wir hatten die Abficht, den Umfang des $. 44, lit. e. Tit. I. Beilage X. 
zur Berfaffungsurfunde im gefeglichen Wege zu beftimmen. 

Nachdem aber durch bie von den Ständen in Antrag gebrachten Modifi- 
fationen Unfere Königlichen Rechte befchränft würden, fo haben Wir dieſen 
Modifitationen Infere Genehmigung nicht ertheilt. 


Zweiter Abſchnitt. — Verfaſſungsm. Beftandtheife ded Staated. 35 


N. Berpältniffe der auf die Gerichtsbarkeit freiwillig verzich— 
tenden Standes- und Gutsherren. 

Bir haben das nah dem Gefammtbefchluffe der Stände abgefaßte Geſetz 
über die Berhältniffe der auf die Gerichtsbarkeit freiwillig verzichtenden Standes- 
und Butsherren fanktionirt, und laſſen dasfelbe hier unter Ziffer V. beifügen. 

Bas die in dem Gefammtbefchluffe vorgetragenen Wünfche betrifft, fo ift 

1. binfichtlich der bei obwaltenden Hinvderniffen anzunehmenden fünfjährigen 
Durchfehnitt «Berechnung der Taranfälle der geeignete Zuſatz im Artikel 1 des 
Gefeßes gemacht worden. 

2. Die Beftimmungen des letzten Abfabes im $. 28 des Edictes VI. zur 
Berfaffungsurfunde follen auch bei jenen adeligen Gutsbefißern, welche die Ge— 
tichtsbarkeit an den Staat abtreten und fih blos die Polizei vorbehalten, Hinficht- 
ih des Austaufches der vorbehaltenen polizeilichen Befugniffe anwendbar bleiben. 

0. Preſſe und Buchhandel. 

Nachdem fich die beiden Kammern der Stände hinſichtlich des Edicts über 
die Freiheit der Preffe und des Buchhandels, binfichtlich des Geſetzes über die 
Genfur, Hinfichtlich des Geſetzes über die-Polizei der Preffe, dann Hinfichtlich des 
Befeßes über die Preßverbrechen und Preßvergehen nicht vereiniget haben, fo 
innen Wir auch dem von den Ständen Ung übergebenen Gefammtbefchluffe 
über die Gefeßentwürfe, das Berfahren bei den Hebertretungen, Bergehen und 
Verbrechen, durch den Mißbrauch der Preffe und ihrer Erzeugniffe, dann die Bil- 
dung der Gefchwornen- Gerichte betreffend, Unfere Genehmigung nicht ertheilen. 

P. Forfifirafgefeß,für ven Rheinkreis. 

Dem Gefammtbefchluß der Stände über den Entwurf des Forfiftrafgefebes 
für den Rheinkreis haben Wir Infere Genehmigung ertheilt, und demzufolge 
dad unter Ziff. VI. beigefügte Gefeß erlafien. 

9. Finanzgefep. 

Dem Finanzgefege für die dritte Finanzperiobe haben Wir mit den von 
den Ständen bei ihrer Zufiimmung beantragten Modififationen Unfere Ge- 
achmigung ertheilt, und Laffen folches, unter Einfhaltung der gleichfalls geneh— 
migten Additionalbefiimmungen, die Ausscheidung der Central» und Kreislaften 
betreffend, dann ber auf verfafiungsmäßinem Wege befhloffenen geſetzlichen 
derfügungen, die Penfionirung der Diener der Frau Herzogin von Pfalz- 
weibrüden betreffend, ausfertigen und unter Ziff. VIL. beifügen. 

Wir haben, um Unferem Volke einen neuen Beweis Unſerer Liebe 
ud Fürforge zu geben, mit Vorbehalt Unferer Königlihen Rechte, die Fefl- 
kllung des Hofetats auf 3 Millionen Gulden für die Ste Finanzperiode geneh« 
migt, und hiedurch an ber Eivillifte in Vergleich gegen die 2te Finanzperiode 
ein fehr bedeutendes Opfer gebracht; um fo mehr müffen Wir Uns gegen 
jede Meberbürbung von Penflonen aus der ten Finanzperiode, zu beren Trag- 
ung dem Hofetat zu feiner Zeit eine Verbindlichkeit oblag, verwahren. 

Die Einficht der bei Unferen Hoffläben field rechnungsförmlich geführten 
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und vorhandenen Inventarien haben Wir den Ständen gerne geſtattet, und 
werden ſolche auch ferneren Verſammlungen in eben der Ark, wie dieſesmal, 
bewilligen. 

Nachdem die Stände über den Bedarf der activen Armee fich nicht vollends 
vereinigen konnten, fo haben Wir zwar in der Beilage A. bed Finanzgeſetzes 
nur die geringere, von der Kammer ber Abgeorbneten anerlannte Summe 
aufnehmen laffen, müffen Uns aber, gleichwie in den Landtags-Abfchieden vom 
22. Zuli 1819 und 11. September 1825 geſchehen, hiemit ausdrüdlich vorbe⸗ 
halten, dasjenige, was für diefen hochwichtigen Zwert über die Summe noch 
erforderlich feyn wird, auf andere Art zu decken. 

Wir müflen Uns übrigeng gegen jede bezielte Abänderung der verfaf- 
fungsmäßigen feftgefegten Willigungsart verwahren. 

R. Gefeß über den $. 5. des Hausfteuergefeßes. 

Nachdem die Stände des Neiches dem Gefeßentwurfe, den $. 5. des Haus— 
fleuergefeßes vom 15. Auguft 1828 betreffend, zugefiimmt haben, fo ertheilen 
Wir demfelben Unfere Santtion, und laffen das hienach abgefaßte Geſetz 
bieneben unter Ziffer VIII. audfertigen. 

Ss. Zollwefen. 
AA. Zollveränderungen 

Die Bereitwilligfeit, mit welcher die Stände allen in Gemäßpeit der $$. 
- 27 und 3 der Zollordnung vom Sabre 1828 ftatt gefundenen Tarifsverände- 
rungen, insbefondere hinfichtlih des Ein- und Ausgangszolles, des Weggeldes 
und der übrigen getroffenen Anordnungen im Zollwefen die Zufiimmung ers 
Härt haben, anertennend, ertheilen Wir den hierauf bezüglichen Gefammtbe- 
ſchlüſſen hiedurch Unſere Genehmigung. 

BB. zum AUbfhlüffe mit andern Staaten über Zoll» und 
Handelsverhältniffe. 

Die wegen der Zoll- und Berfehrsverhältniffe feit der vorigen Ständever— 
fammlung gefchloffenen und der gegenwärtigen Verfammlung näher befannt 
gewordenen Verträge betreffend, fprehden Wir auf die vernommene übereinflim- 
mende Aeußerung beider Kammern über vie ihre Wirkfamfeit berührenden 
Punkte hiemit feierlih aus, daß nach Inhalt der vorliegenden Gefammtbe- 
fhlüffe, die vertragsmäßigen Beftimmungen, nach Abrede, den hiedurch bezeich- 
neten Paragraphen der Zollordnung und den Tariffäten — fo, als wären 
biefe durch die Zollordnung und den Zolltarif feftgefeßt, und zwar bleibend für 
die Dauer der Verträge, fubfituirt feyn wollen. 

CC. Poftulate zu weiteren Einleitungen für gleiden Zwed. 

Zur Erfüllung derjenigen Poftulate, welche Behufs der Entwidelung und 
Ausbildung eines die Intereffen der Landwirthfchaft, der Induſtrie und Des 
Handels gleich forgfältig umfaffenden Syſtems, den Ständen des Reichs er- 


öffnet worden find, fihern der Staatsregierung nunmehr die Gefammtbefchlüffe 
RU Ermächtigungen: 
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1. Im Falle einer Zollvereinigung mit dem Königreiche Preußen oder im 
Falle einer Union des Bayerifch-Würtembergifhen Zollvereins mit dem Preu« e 
siihrHeffiichen Zollvereine unter Aufrechthaltung der Beſtimmungen der Ber- 
fofungs-eUrfunde, Modifikationen an den erften fieben Titeln der Zollorbnung 
in der Art vorzunehmen, daß diefelben oder ein Theil derſelben durch Beftim- 
mungen ber Preußifch-Heffifihen Zollorbnung erfeßt werden, ohne jedoch den 
innern Verkehr Bayerns außerhalb des Eontrolbezirfes befchränfen zu können, 
übrigens in der Erwartung, daß beim Eintritte vorerwähnter Union mit dem 
Pteußiſch⸗ Hefſiſchen Zollvereine die Waaren aus dem Bayerifch- Würtembergifchen 
Zollvereine nah Oftpreußen und von Oftpreußen nach den Preußifch- Heffifch- 
Bayerifh-BWürtembergifchen Verein dort, wo die Grängen fich berühren, freien 
Berlehr haben, ohne der Formalität von Urfprungs-Zeugniffen unterworfen zu 
ſeyn, mit Ausnahme jedoch in Bezug auf die überfeeifhen Produkte, die Weine 
und Tabafe, pinfihtlich welcher die finanziellen Gegenberechnungen vorbehalten 
bleiben, während in Hinficht der Gegenftände der Accife (Productions⸗ und 
Eonfumtions-Gieuern) die Bapyerifhen Produkte in den Ländern der Vereins— 
Raaten mit den Produkten jener Länder eine gleichmäßige Behandlung finden 
follen; ferner 

2. im Falle des Beitritted des Großherzogthums Baden oder anderer 
Staaten zum Bapyerifch »- Würtembergifchen Zollvereine an den Befimmungen 
der erfien ſechs Titel der Zollordnung ſolche Modifikationen eintreten zu laſſen, 
welche den Bapyerifhen Staatsbürgern und ihren Angehörigen Feine neuen 
Beſchränkungen auflegen, oder blos auf die Grängen der beitretenden Staaten 
Anwendung finden, unter der Verbindlichkeit jedoch, die auf ae 1 und 2 be» 
züglichen Berträge ber nächſten Ständeverfammlung, und zwar längſtens im 
Jahre 1534 zur Anerkennung wegen Nictüberfhreitung der in vorflehender 
Beife ausgeſprochenen Ermächtigungen vorzulegen ; 

3 in dem unter 5 1 bezeichneten Falle und unter den angegebenen Bor» 
ausfegungen, fowie unter dem Vorbehalte der Zuflimmung der nächſten 
Ständeverfammlung, auch an dem Tit. VII. der Zollordnung Modifikationen 
infomweit vorzunehmen, als folche zur ronfequenten Durchführung der bei ben 
erfien fieben Titeln eingetretenen Mopdififationen erforderlich werben follten, 
und auch Befimmungen der Preußifh-Heffiihen Zollordnung einzuführen, mit 
der Ausnahme jedoch, daß die Straffälligen gegen ihren Willen dem orbent- 
üihen Richter nicht zu entziehen, andere Straffathegorien nicht feftzufeßen, Stra. 
fen auf Bergehen und Berbrechen nicht zu fihärfen, und auch gegen die der— 
meligen Beftimmungen neue Kathegorien der Nebertretungen in jene der Ber- 
gehen und Berbrechen nicht zu feßen feyen, dann in der Art und unter ber 
Sedingung, 

a) daß ber $. 96 des Zollgeſetzes vom Auguſt 1828 zur Baſis zu nehmen, 
und auf die dortfelbft unter As 1 bis 7 auf Berlegungen der Zollordnung ge- 
iegten Strafen fo anzuwenden fepe, «) daß das Marimum der im $. 96 
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beftimmten Strafen nicht überfchritten werde; 3) daß bie darin beflimmten 
Strafen nach Berpältniß der Fälle innerhalb des Marimums zwar gefchärft, 
allein eben fo gut gemildert werden können, y) daß dieſelben Strafbeftimungen 
innerhalb des Maximums auch auf folche Hebertretungen der Zollordnung, 
welche bisher im $. 96 nicht enthalten find, angewendet werden können; 

b) daß außer dem Gränz-Eontrofbezirke von den Zollbehörden Feine Bift- 
tation der Häufer, anderer Gebäude und Handlungsbüder vorgenommen wer- 
den bürfe; 

c) daß diefe Ermächtigung bis zur nächſten Ständeverfammlung, und zwar 
längſtens im Jahre 1834 wider aufhöre; übrigens auch 

4. diejenigen Verminderungen oder auch die Aufhebung der Eingangszölle 
und anderer in der Zollordnung berührter Gebühren, welche die Staatsregie- 
rung ben Bedürfniffen der Landwirthfchaft, der Induſtrie und des Handels 
angemeflen findet, ſowohl generell als partifufar für einzelne Gegenden und 
Länder, unter dem Borbehalte zu verfügen, daß diefe Verminderung oder Auf: 
bebung, infofern biezu bei der Ständeverfammlung von 1834 oder bei der 
etwa früher flatt findenden Ständeverfammlung die Zufimmung der Stände 
nicht gegeben werden würde, mit dem Schluffe der Situngen beider Kammern 
wieder aufhören, und dagegen bie abgeänderten Eingangszölle und fonfligen 
Gebühren wieder nach den frühern gefeßlichen Beflimmungen erhoben werden 
follen ; 

5. unter gleihem Borbehalte und Borausfegungen auch bie Eingangszölle 
und andere in der Zollorbnung berührte Gebühren zu erhöhen, a) zum Schuße 
ber Landwirthſchaft, der Induſtrie und des Handels gegen Verfügungen aus— 
wärtiger Staaten in Bezug auf den Berkehr mit diefen, h) zur Erzielung von 
Bandeld- oder Zollverträgen mit anderen Staaten, wobei ald Marimum der 
Erhöhung für diejenigen Artikel, welche im Zolltarife vom Jahre 1828 niedriger, 
als im preußifchen Zarife belegt find, der gegenwärtige preußifhe Zolltarif 
gelten foll; 

6. insbefondere zum Behufe der Herftellung eines Zollvereing mit Preußen 
und Heffen und mit den an diefen Verein fich anſchließenden Staaten, oder 
zum Zwede der Union des Bayerifch - Würtembergifchen Zollvereing mit dem 
Preußiſch⸗Heſſiſchen Vereine; fo auch nad Erzielung diefer Vereine durch und 
mit denfelben bie Eingangszölle und andere Gebühren definitiv herabzufeßen 
und aufzuheben, und auch die Eingangszölle oder andere Zollgebühren zu er— 
böhen, diefes jedoch in der Art, daß die Höhe der dermaligen Belegung eines 
Artikels im preußifchen Zolltarife ald Marimum für jeden einzelnen Artikel 
anzufehen wäre; ferner aber auch auf Annahme des Preußifch-Heffifhen Zoll— 
tarifs felbft zu unterhandeln, ohne daß jedoch in Folge von Unterhandlungen 
eine Zolferhöhung für Bayern in Wirkung treten könne, ehe der Zollverein auf 
freien Verkehr auch wirklich abgefchloffen, ratificirt und in Kraft gefommen ift, 
und daß bei Unterhandlungen mit anderen Staaten, als den eben genannten, 
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jede zu treffende Zollveränderung bet nächften, im Fahre 1834 oder früher ein⸗ 
guberufenden Ständeverfammlung zur verfaflungsmäßigen Zuftimmung vorge- 
legt werde, endlich 

7. mit denjenigen Staaten, mit welchen förmliche Zollvereine gefchloffen 
werden, zugleich auf Erzielung eines gleihen Maaf-, Gewicht- und Münz- 
ſyſtems definitiv ahzuſchließen 

Indem Wir dieſen Geſammtbeſchlüſſen die Sanktion ertheilen, und fie mit 
geſetzlicher Kraft in der Art und Weiſe verſehen, daß die in deren Folge und 
unter den angegebenen Borausſetzungen dereinſt ins Leben tretenden Beſtim— 
mungen und Anordnungen gleih anderen gefelihen Befimmungen und An- 
orbnungen nach gehöriger Bekanntmachung von allen Staatsangehörigen res 
fpectirt und von Unferen fämmtlichen Behörden pflichtmäßig vollgogen werben, 
erklären Bir auch allergnädigft, daß durch die der Staatsregierung gegebenen 
Ermächtigungen, wie auch ſchon in den angeführten Gefammtbefchlüffen ent- 
halten ift, die Beftimmungen des F. 21 der Zollordnung vom Jahre 1828, bie 
Aufhebung des Weggeldes im inländifchen Berfehre und für die zur Ausfuhr 
bezeichneten Gegenftände betreffend, nicht verändert werben follen. 

DD. Abdditionalgefet zur Zollordnung. 

Dem in Folge vorftehender Ermärhtigungen auf fünf Paragraphen befchränt- 
ten Entwurfe eines Additionalgefeßes zur Zollorbnung vom Jahre 
1838 ertheilen Wir hiemit in der Faſſung, welche aus den Berathungen ber 
beiden Kammern hervorgegangen ift, Infere Genehmigung, und laſſen — 
hier unter Ziff. IX. anfügen. 

F. Geſetz über das Staatsſchuldenweſen. 

Den von den Ständen bei ihrer Zuſtimmung zu dem Entwurfe des Schul« 
dentilgungsgeleßes vorgefchlagenen Mopdifitationen ertheilen Wir Unſere Ge 
nehmigung und dem hienach abgefaßten Geſetze Ziff. X, in welchem auch die 
von den Ständen in ihrem Gefammtbefchlaffe vom 22. September d. J. unter 
IV. 1 — 5 geftellten Anträge ihre Berüdfichtigung ‚gefunden haben, Unfere 
Königlihe Santtion. 

In Anfehung des von den Etänden geftellten gemeinfamen Antrages, daß 
zur Wiederherftellung der Feſtung Ingolftabt über die hierauf verwendete 
Summe weiter die Summe von fieben Millionen bewilligt werben wolle, 
welche bei der Schuldentilgungsanftalt in Folge der derfelben zur Dispofition 
gftellten Defenfionsgelder fucceffive zu erholen. wäre, ift Uns genehm, daß 
unter den angegebenen Borausfeßungen zum bezeichneten Zwecke ein allmäplig 
ju erhebender Krebit bis zur Größe von fieben Millionen Gulden bei ver Staatd- 
fhuldentilgungsanftalt eröffnet werde, ohne jedoch hiedurch an der Eigenthümlich- 
keit der Beflimmungen der Defenfionsgelvder irgend eine Veränderung zu bezielen. 

I. NRachweifungen. 
1. Berwendung der Staatdeinnabmen. 
Ueber die Verwendung der Staaseinnahmen in den Jahren 18°%,, 18", 
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18°, haben Wir ven Ständen genaue Nachweifung vorlegen, und dadurch 
ven Befimmungen der Berfafiungsurfunde Zit. VII. $. 10. Genüge Ieiften laffen. 

Es war Unfere unausgefeßte Sorge, Ordnung in dem Staatshaushalte 
herzuftellen, und es ift Uns nicht nur gelungen, die Ausgaben mit den Ein- 
nahmen ins Gleichgewicht zu bringen, fondern auch noch eine beträdtliche 
Erfparung für den Bedarf der Zufunft zu erzielen, 

Penn nun gleihwohl die Kammer ber Abgeordneten Ausgaben, welde 
innerhalb der Etatsgröße zu Staatszwecken gemacht wurden, ihre Anerkennung 
verfagen zu können geglaubt hat, fo müflen Wir auch hier Unfere verfaf- 
fungsmäßigen Regierungsrechte verwahren, 

2. Stand der Staatds-Schuldentilgungsanfalt. 
Die fämmtliden Rechnungen: 

a) der Hauptfchuldentilgungsanftalt für die Jahre 18°%,, 18%, und 18°; 

vb) der Schuldentilgungsanftalt des Untermainfreifes für den nämlichen 
Zeitraum; 

c) der Venfiondg-Amortifationgkaffe für den nämlichen Zeitraum, find nebft 
den darüber von IInferem oberften Rechnungshofe erlaffenen Definitivbefchlüffen 
den Ständen vorgelegt, uud durch die damit gegebene genaue Nachweiſung 
des Standes ber Staatsfchuldentilgungsfaffen, dann dur die hierauf erfolgte 
Anerfennung der während der Jahre 18°%,, 18°’, und 7, neu angewie- 
fenen Schulden aus älteren Rechtstiteln die Anordnungen der Berfaflungsur- 
funde Tit. VII. $. 11 und 16 erfüllt worden. 

IH. Anträge und Wünfche der Kammern. 

Wir haben die von den Ständen Uns vorgelegten Wünfche und Anträge 
geprüft, und ertheilen auf dieſelben, in fo weit fie nicht ſchon bei den Beſchlüſſen 
über die Gefeßentwürfe ihre Erledigung erhalten haben, mit Rüdfihtnahme 
auf die Beitimmungen der Verfaffungsurfunde Tit. VIL. $. 19. nachſtehende 
Erklärungen: s 

1. Behandlung ber Competenzeonflicte. 

Die mit den Gefammtbefchlüffen der Stände über das Finanzgefeß und 
die Nachweifungen an Uns gebraten Anträge berüdfichtigend, werden Wir 
die Behandlung der Competenzeonflicte in die reifefte Erwägung ziehen. 

2. Bereinfahung bes Gefhäftsganges,. Ä 

Bir haben feit Unferem Regierungsantritte ver möglichften ereinfarhung 
des Gefchäftsganges und der Abftellung unnöthiger Bielfchreiberei Unfere 
befondere Aufmerkſamkeit zugewendet, und Unfer deßfallſiges Beftreben durch 
eine Reihe von Anordnungen beurfundet. 

Wir find daher dem von den Ständen in den Gefammt-Befchlüffen über 
das Finanzgefeß und. die Nachweifungen vorgetragenen Wunſche Tängft entgegen 
gefommen, und werden auf benfelben auch Fünftig den geeigneten Bedacht nehmen- 

3. Stellung und Befebung einzelner Behörden, 
Bei den Uns zuftiehenden Beſtimmungen über bie Organifation und Be— 
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feßung der-verfchiedenen Behörben, über ben Wirkungskreis, über die Zuſtän⸗ 
digkeiten und über ben Gefhäftsgang derfelben, find die Anforderungen bes 
Dienftes und die verfaffungsmäßigen Beſtimmungen über Berantwortlichkeit 
jederzeit nach Gebühr berüdfidtiget — und werden auch künftig in gleicher 
Beife berüdfichtiget werben. 

Wir haben daher die beffalls in den Gefammtbefchlüffen über das Finanz · 
geſetz und die Nachweiſungen, dann über die Verbeſſerung der Rechtspflege in 
den Regierungsbezirken diesſeits des Rheins von den Ständen Uns vorgeleg⸗ 
ten. Anträge, insbeſondere jene über die Verhältniſſe des oberſten Kirchen» und 
Schulrathes und der oberfien Baubehörde, dann über die Befeßung ber Admi⸗ 
niſtrativſtellen im Allgemeinen, über die ſchleunige Wiederbeſetzung der im 
Juſtizfache eröffneten Stellen und der Aufſtellung von Sunctionären bei den 
Sandgerichten nicht zureichend motivirt gefunden, 

4. Duiescirung activer Staatsbiener und Wiederanftellung 
von Quiescenten. 

Da die Berfeßung activer Staatsdiener in ben Penfions- oder Ruheſtand 
außer den in der IX. Beilage zur Verfaſſungsurkunde $. 22 vorgeſehenen Fällen, 
durchaus nur bei dem Eintritte der erheblichften dienſtlichen Rüdfichten erfolgt, 
bei der Wieveranftellung- von Quiescenten aber die Befähigung und die früheren 
Berhältniffe nicht unbeachtet gelaffen werden, fo ift den bepfalls in dem Ge⸗ 
ſammtbeſchluſſe über die Nachweiſungen ausgedrückten Wünſchen entſprochen. 

5. Qualification der Staatsdienſt-Adſpiranten. 

Wir werden, wie bisher, fo auch künftig bei der Anſtellung im Staate- 
dienft die gebührende Rückſichtnahme auf die wiſſenſchaftlichen Beftrebungen und 
die Kiterärifche Fortbildung der Adfpiranten eintreten laſſen. 

Die mit der Begutachtung beauftragten Stellen haben hierauf befondere 
Aufmerkfamfeit zu richten. 

6. Gerihts-Organifation und Bau ber Unterfuhungs- 

Gefängniffe. 

Wir haben bis jetzt fihon die Abtheilung zu großer und die Bergrößerung 
zu Heiner Landgerichte nach den Bebürfniffen des Dienfles in einzelnen Fällen 
verfügt, und werden diefen Antrag, fowie jenen auf bie zweckmäßige Arron⸗ 
dirung der Gerichtobezirke noch ferner und insbeſondere bei der — Ge⸗ 
tihts-Drganifation in ſorgſältige Erwägung ziehen. 

Gleiches gilt von der Erweiterung beflehender und der Erbauung neuer 
Unterfuchungs » Gefängniffe an den zum Sitze von Eriminal = Unterfuchungege- 
rihten bei der Fünftigen Gerichts-Organifation beflimmten Orten. 

Die ftrafrechtliche Unterfuchung in jenen Landgerichtsbezirken, deren IUnter- 
fupungs-Gefängniffe fih in einem unbefriedigenden Zuftande befinden, ift feit- 
ber fhon, wo es mur immer möglich war, ben nächfigelegenen Kreid» und 
Stadtgerihten oder Landgerichten unter — des nöthigen Perſonals 
übertragen worden. 
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Es ift daher den Anträgen bereits enifprochen, welche die Stände in ben 
Gefammtbeichlüffen über das Finanzgeſetz und die Nachweiſungen in dieer 
Hinficht an Uns gebracht haben, 

7. Bekanntmachung der Bollzugs-Berordnungen. 

Wir werden mit Rüdficht auf den in dem Gefammtbefhlug der Stände 
geftellten Antrag, jene Entfchließungen, welche allgemeine Vorſchriften für den 
Bollzug einzelner Gefeße oder gefeßlichen Beſtimmungen enthalten, in ven 
geeigneten Fällen durch das NRegierungsblatt oder die Kreis-Intelligenzblätter 
befannt machen Taffen. 

8. Befhränktung der Berufungen. 

Wir genehmigen, dem weiteren Antrage ber Stände gemäß, folgende 
Beftimmungen mit gefeßlicher Kraft: 

a) Eine Berufung zur dritten Inſtanz findet bei difformen Erkenntniſſen 
der vorigen Inftanzen nur dann flatt, wenn der Streitgegenftand in Geld oder 
Geldwertd dreihundert Gulden rhein. Causfchließlich der Koften und Zin- 
fen) beträgt; bei gleichlautenden Erfenntniffen der. vorigen Inflangen aber ift 
eine Summe von fehshundert Gulden rhein. (ebenfalls mit Ausichluß der 
Koften und Zinfen) erforderlich. 

b) Bei Berbal-Injurien findet, wenn ſchon zwei gleichlautende Erfenntniffe 
vorliegen, eine Berufung an die dritte Inſtanz nicht flatt, wenn Aftimatorifch 
geklagt ift nnd die geforderte Satisfactiondg- Summe fehshundert Gulden 
nicht erreicht. Bei difformen Erfenntniffen ift die Summe von dreibundert 
Gulden erforderlich. 

c) Zährliche beſtimmte Geld⸗ und Natural-Leiſtungen find an die legale 
Summe gebunden, und es findet eine Berufung zur dritten Inſtanz dabei nur 
dann ftatt, wenn die Nente mit 25 zu Kapital erhoben, einen Werth von brei= 
hundert Gulden und beziehungsweife fehshundert Gulden rhein. ergibt. 

d) Die Borfchrift des Mandats vom 16, Auguft 1779, nach welder eine 
Appellation zur dritten Inſtanz ohne NRüdfiht auf eine Summe ſtatt findet, 
fofern der Betheiligte nachweifet, daß fein ganzes Vermögen in dem Gegenftande 
des Streites beftehe, wird hiemit aufgehoben. 

e) Gegen abweisliche Beſchlüſſe der Untergerichte, welche diefelben in Ge— 
mäßheit der Proceßnovelle vom 22. Zuli 1819, $. 24, zu erlaffen haben, findet 
eine Beſchwerde nicht ſtatt; dem Betheiligten fteht es Tediglich frei, fich dagegen 
nach $. 18 der angeführten Novelle zu verwahren. 

9 Borfhriften der Proceß- Novelle über die Inrotulation 
ber Alten, 

Desgleichen ertheilen Wir dem an Uns gebrachten Wunſche und Antrage 
der Stände: die Vorfehrift der Procef-Novelle von 1819, $. 25, die Bornahme 
der Akten-Inrotulation betreffend, zurückzunehmen und es in fo weit bis zum 
Erſcheinen der neuen Gerichts- Ordnung lediglich bei der Gerichts - Ordnung 
Cap. XIV., $. 3, bewenden zu laſſen, Unfere Genehmigung. 


— 
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10. Advofaten - Ordnung. 

Das Bedürfniß einer neuen Advokaten-Ordnung iſt Unferer Fürforge 
nit entgangen. — Diefelbe unterliegt bereits der Bearbeitung und wird, fo 
weit fie ih zum Wirkun zskreis der Stände eignet, diefen feiner Zeit vorgelegt 
verden. 

11. Depoſiten-Weſen. 

a) Die Preußiſche Depofiten ⸗Ordnung fol an allen Orten, wo derſelben 
noch die Gültigkeit zufommt, mit Ausnahme der. aufgehobenen Borfchriften über 
dad General-Depofitorium genau beobachtet und darüber von den zuftändigen 
Stellen gewacht werben. 

b) Auf die Herftellung vollkommen fiherer Lofalitäten zur Aufbewahrung 
der Depofiten werden Wir allenthalben den gebührenden Bedarht nehmen Taffen. 

| 12. Eaffationshof für den Rheinkreis. 

Bir werden die Mittel, den Mängeln der dermaligen Einrichtung des 
Cafationshofes für den Rheinkreis abzuhelfen, in reife Ueberlegung ziehen. 

13. Revifion der Gebühren-Regulative für die Advofaten, 
Notarien und Gerichtsboten im Rheinkreiſe. 

Yuf den Antrag der Stände wegen Reviſion der im Rheinkreife beftehen- 
vn Gebühren-Regulative für die Advofaten, Notare und Gerichtöboten werden 
Bir diefen Gegenftand forgfältig erwägen. 

14. Berbefferung des Mobiliar- Erefutiong» Berfahrend 

im Rheinkreiſe. 

Der an Uns gebrachte Antrag der Stände wegen Berbefferung und Ber- 
infahung des Mobiliar-Erefutionsverfahrens im Rheinkreiſe findet durch den 
an die Stände des Reichs zum Beirathe gebrachten Entwurf der Eivilprozeß- 
nung feine Erledigung. 

15. Aufrechthaltung einiger Beftimmungen der Augsburger 
Wechſelordnung vom Jahre 1778. 

a) Nachdem über die fortvauernde Gültigkeit der FF. 1 und 2 des XIV. 
Kıpiteld der Augsburger Wechfelordnung, das Compenfationd» und Retentiong- 
vcht in Fallimentsfällen betreffend, dann der auf denfelben Gegenftand bezüg- 
ühen Stellen der $$. 1 und 2 des XII. Kapitels der nämlichen Wechſel⸗ 
nung ein Zweifel überall nicht befteht, fo ift eine genügende Beranlaffung 
neiner deßfallſigen authentifchen Interpretation nicht gegeben. 

b) Den weiteren Antrag der Stände hinfihtlih der Ausdehnung ber 
ähnten Beftimmungen der 6$. 1 und 2 Kap. XIV. der Augsburger Wech⸗ 
Kordnung auf die fämmtlichen Regierungsbezirke diesfeits des Nheins und der 
Heihzeitigen Beſtellung von Merkantilgerichten an allen jenen Orten, an 
welchen Wechfelgerichte beftehen, werben Wir in nähere Erwägung nehmen. 
I Abänderung einiger Befimmungen des Landrathsgefeßes. 

a) Den in dem Gefammetbefchluffe vom 5. Dezember d. 3. an Uns 
sebranhten Anträgen der Stände gemäß, genehmigten Wir folgende Abände- 


44 Erſtes Buch. — Staatöreiht. 


* 


rungen in ben $$. 13 und 14 des Geſetzes vom 15. Auguſt 1828 über die 
Einführung der Landräthe mit Geſetzeskraft: 

©) Daß das erfie und zweite Wahlcollegium, gleich den übrigen, bie 
Wahl der Landrathskandidaten in perfönlichem Zufammentritte vorzunehmen haben. 

8) Daß die Berbindlichkeit, die eine Hälfte der Landrathskandidaten 
außerhalb des Wahlcollegiums zu wählen, anfgehoben und jedem Collegium 
die Wahl unter allen Wählbaren der Klaffe freigegeben werde. 

b) Wir haben dagegen den in dem Gefammtbefchluffe über das Finanz» 
geſetz enhaltenen Antrag auf Abänderung der Beflimmung des $. 21 in dem 
erwähnten Gefeße hinfichtlih der Entihädigung der Yandrathsmitglieder zur 
Berüdfichtigung nicht geeignet gefunden. 

17. Revifion des Heerergänzungsgefebes und der Normen über 
Nefervebataillong und Landwehr. 

Wir finden feine genügende Berankaffung, das erft unterm 15. Auguft 
1528 nach reifer Beratung erlaffene Heerergänzungsgefeß einer Revifion zu 
unterftellen. 

Dagegen werden Wir eine Nevifion der beftehenden Normen über die 
Refervebataillong und die Landwehr anorbuen 

18. Quartier- und Borfpannslaften bei Truppenmärfden. 

a) Die beftehenden Berordnungen und Regulative über Verpflegung, 
Fourageabgabe und Vorfpannsfeiftung bei Truppenmärfhen, werben näherer 
Prüfung untergeben und dabei die in dem Gefammtbefchluffe vom 26. Auguft 
I. J. unter Ziff. 1, 2, 3, 4, 9, 10 und 13, lit. a. an Uns gebrachten Wünſche 
der Stände auf geeignete Art berüdfichtiget werden. 

b) Es ift Uns genehm, daß ſowohl die bereits vorſchußweiſe befrittenen 
Entfehädigungen der Gemeinden zu 17415 fl. 34% Er. für Verpflegung fremder 
Truppen auf den Etappenftraßen, ald auch das Guthaben der Gemeinden für 
1828 zu 5541 fl. 15 7, dann für die in bem Yaufe der zweiten Finanz» 
‚periode noch ferner deßfalls zu leiftenden Entfhädigungen auf die Erfparniffe 
dieſer Periode übernommen werden. 

c) Die Bergütungspreife für die Verpflegung ber durch Bayern marſchirenden 
Kaiferlich- Königlich Defterreichifchen Truppen und für den denſelben zu leiftenden 
Borfpann, werden Unferer genauen Erwägung und Sorgfalt nicht entgehen. 

d) Die weiteren, in dem Gefammtbefchluffe vom 26. Auguft d. 3. enthal- 
tenen, tief eingreifenden Anträge der Stände wegen verhältnißmäßiger Ver- 
theilung der Einquartierungs- und Vorfpannslaften und wegen Ausmittelung 
eines angemeffenen Iimlagefußes, follen vorerft einer umfichtigen Prüfung unter: 
geben werden, nachdem gegen eine fragmentarifehe Abänderung ber betreffenden 
Gefeße und Verordnungen die erpeblichften Bedenlen beftepen. 

19. Berfahren der Fatholifhen Geiftlihkeit bei der Eingehung 
gemifchter Ehen. 

Es ift Unfer ernfter Wille, daß bei der Eingehung gemiſchter Ehen die 
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Beſtimmungen der beſtehenden Gefetze über bie Vornahme der Proclamation, 

bie Ausſtellung der Dimiſſorialien und bie Rechte der Brautleute hinſichtlich der 

fünftigen religiöfen Erziehung der Kinder mit Nachdrud gehandhabt werben. 
20. Faſſionen über die Erträgniffe der Pfarreien. 

Die Revifion der Pfarreien» und Pfründen » Faffionen fol, wie Wir be» 
ritz durch die Verordnung vom 17. Dezember 1825, die Formation und den 
Tirfungsfreis der oberfien Berwaltungsftellen in den Kreifen betr., $. 36 ver» 
fügt haben, überall befchleuniget und dadurch jeder gegründeten Klage über zu 
hohen Anſatz der Getreidepreife begegnet werben. 

Bir werden übrigens, obſchon nach den in der Verordnung vom 11. De- 
sember 1811 gegebenen Borfhriften der Anfıhlag der Wohnungen nicht über- 
kit, und jener der Stolgebühren und ähnlicher Bezüge auf zehnjährige Durch» 
Ihnittberechnungen gegründet erfcheint, den in dem Gefammtbefchluffe über das 
Sinanggefe enthaltenen Antrag der Stände in diefer Beziehung in forgfältige 
Erwägung ziehen. 

Rah Herftelung des Katafters fämmtlicher Pfründen werden Wir weiter 
ermägen, wie ben ungenügend botirten bie erforderliche Dotationdergängung zu 
gewähren fey. 

21. Schulwefen im Allgemeinen. 

Den von den Ständen im Gefammtbefchluffe vom 20. Dezember I. 9. 
Anfichtlich des Schulweſens im Allgemeinen an Ung gebrachten Anträgen wer: 
va Bir Unfere befondere Aufmerkſamkeit zuwenden und nad dem Ergebniffe 
ver anzuordnenden Prüfung das Weitere verfügen. 

22. Univerfitäten. 

Bir haben breits in den von Uns erlaffenen Univerfitäts-Sabungen SS. 
28, Verfügungen getroffen, welche der ungehörigen Ausftellung von Ar« 
mutbszeugniffen zum Behufe der Befreiung von der Honorarien » Entrichtung 
ohne nachgeiwiefere wahre und volle Armuth zu begegnen geeignet erfcheinen, 
und wollen, daß gegen jene Behörden, welche bei der Ausftellung folder Zeug— 
niſe nicht mit pflichtmäßiger Gewiffenhaftigfeit verfahren, von den vorgefeßten 
dienſtſtellen auf erhaltene Anzeige nachdrücklichſt eingefchritten werde. 

Da übrigens die erwähnten allgemeinen Vorſchriften der Univerfitäts— 
Safungen fehon jet auch bei Stipendiaten Anwendung finden, fo ift dem bef- 
Üigen Antrage der Stände bereits genügt. 

23. Doubletten der Hofbibliothet. 

Den Antrag wegen Abgabe der Doubletten und anderer entbehrlicher 
diher aus der Hofbibliothef zur Gründung von Kreisbibliothefen werden Wir 
in nähere Erwägung ziehen. 

24. Statiftit der Volksſchulen. 

Den Landräthen fol, dem Antrage der Stände gemäß, bei ihrer nächften 
derſammlung eine genaue Statiftif der Volksſchulen und eine Weberficht der 
me Ergänzung des Bedarfs ber beftehenden und zur Errichtung neuer Vollks⸗ 
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ſchulen erforderlichen Summen mitgelheilt, und zu dieſem Behufe von Unſeren 
Kreisregierungen das Nöthige vorbereitet werben. 
25. Taubſtummen⸗Unterricht. 

Dem Antrage, daß in jedem Schullehrerfeminar die geeignete Anweifung 
zum Zaubdummenunterricht ertheilt werden möge, werden Wir wohlmollend: 
Bedachtnahme widmen, und deßhalb das Weitere verfügen. 

26. Bad zu Steben. : 

Bei der Berwendung der in dem Finanzgefeße ausgeſetzten Summen foll, 
dem Antrage der Stände gemäß, auf die Emporbringung des Bades zu Steben 
geeignete Rüdficht genommen werben. 

27. Berwendung entbehrlider Staatsgebäude zufrrenpäufern. 

Wir haben bereits in den über die Berhandlungen der Yandräthe des Re— 
gen= und Untermainfreifes für 1829 unterm 11. Mat 1830 ertheilten Abfchieden 
Unfere Geneigtheit erfiärt, der Benußung entbehrliher Staatsgebäude zu Er- 
richtung von Jrrenanftalten unter Borbehalt bes Staatseigenthums flatt zu 
geben, finden aber den weiteren, bie Koften der erfien Herfiellung betreffenden 
Antrag der Stände bei der mangelnden Zumweifung der erforderlichen Mittel 
im Sinanzgefege zur Berüdfichtigung nicht geeignet. 

28. Gehalt der Gerihtshebammen. 

Die dur die Normalentfhließnng vom 7. Jänner 1816 feftgefegten Be- 
züge der Gerichtspebammen follen, dem in dem Gefammtbefchluffe vom 9. De- 
zember d. 3. geftellten Antrage der Stände gemäß, vom 1. October 1831 an, 
auf die Staatslaffe übernommen werben. 

Die Anftellung folcher Gerichtshebammen aber hat in Gemäßheit Unferer 
Entſchließung vom 5. November 1825 fünftig zu unterbleiben. 

29. Suſtentations-Beiträge für die Schülerinnen der Entbin- 
dungsfunft. 

Wir genehmigen auf den in dem oben erwähnten Gefammtbefchlufie ent- 
haltenen weitern Antrag, daß die den Schülerinnen der Entbindungskunſt wäh- 
rend ihres Aufenthaltes an der Hebammenfchule zu reichenden Guftentationg- 
Beiträge und die für die Koften der Hin» und Herreife zu bewilligenden Ber- 
gütungen fünftig durch Diftriftsumlagen gededt, und jährlich in einer nach 
Vorſchrift des Gefeßes vom 11. September 1825 zu haltenden Diftriftsverfamm- 
fung beftimmt werben. 

30. Koften der Schugpoden- Impfung. . 

Rüdfihtlih der Koften der Schugpoden-Impfung wollen Wir ed zwar in 
der Hauptfache bei den Beflimmungen Unferer Berorbnung vom 22. Dezem- 
ber 1830 belaffen, werden jedoch den fpeziellen Antrag, daß bie Gebühren, 
welche für jede gelungene, öffentlich gefchehene Impfung an die Aerzte zu ent- 
richten find, auf dem Lande mit jenen in den Städten und größeren Märkten gleich- 
geftellt und daher auf das in ber erwähnten Berorbnung, $.23, Ziff. 1, für leßtere be» 
fimmte Maximum herabgefeht werben möge, einer weitern Prüfung unterfellen. 
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3. Marimilians-Heilungs-Anftalt fürarme Augenkranke 
zu Nürnberg. 

Dem in dem Gefammtbefchluffe über das Finanzgeſetz an Uns gebrachten 
Antrage der Stände, wegen Bewilligung eines jährlichen Beitrages von fünf. 
jundert Gulden an die gedachte Anftalt, kann bei der Unzulänglichkeit der den 
Vohlthätigkeitszwecken im Finanzgeſetze zugetheilten Mittel nur infofern will- 
fahrt werden, als einzelne auf diefe Pofition hingewieſene Ausgaben heimfallen, 
Drfelbe wird jedoh Unferer Erwägung nicht entgehen. 

32. Rechnungen über bewilligte Unterftützungen. 

Die Rechnungen über die Verwendungen ber in das Finanzgefeg aufge 
nommenen Summen für Unterflüßungen follen den Ständen bei ihrer Ber- 
fammlung jebesmal vorgelegt werdeu. 


33. Fuhren zum Transport der Baganten und anderer 
Skhüblinge. 

Wir werben den Antrag der Stände wegen Hebernahme der Koften für die 
duhren zum Transporte der Baganten und anderer Schüblinge auf das Staats⸗ 
ärar, jedoch nur mit Rückſicht auf den bei den Ausgaben für Sicherheitszwede 
gegen den Boranfıhlag des Finanzgefeßes zu erwartenden Mehraufwand und 
die Bermeidung einer neuen Belaflung der Inhaber von Herrfchaftsgerichten 
und herrfchaftlichen Commiffariaten in Ueberlegung ziehen. 

Bir erwarten übrigens, daß die Befimmungen ber Berorbnung vom 
1. Februar 1815 den Vorfpann für VBaganten-Transporte betreffend, von den 
Unterbehörden fireng werden vollzogen und von Unfern Kreisregierungen 
forgfältige Aufficht darüber werde gehalten werben. 

34, Eintritt ausländifher Handwerksgeſellen in das 

Königreid. 

Dem in diefer Beziehung geftellten Antrage ber Stände ift bereits durd die 
unter dem 2. Zult 1812 erlaffene Verordnung, dann burch die von Unferem 
Staatsminikerium des Innern zuleßt noch unterm 11. September 1630 aus- 
gegangene Ausfchreibung an fämmtliche Kreisregierungen entfprocen. 

Wir gewärtigen die vünktlihe Vollfiredung der deffalls gegebenen Bor- 
riften. 

35. Kreditvereine. 

Bir werden den Anträgen, welche die Stände theils in dem Gefammt- 
kihluffe vom 19. Dezember I. 3. hinfichtlich der Bildung von Krebitvereinen 
mins gebracht Haben, befondere Bedachtnahme widmen, und ſolchen Bereinen 
bei einer die Erreihung des Zweckes fihernden Einrichtung nach näherer Prü- 
füng diejenigen Begünftigungen gewähren, welche benfelben nach den beſtehen⸗ 
den Gefehen und durch Benützung des in dem Finanzgeſetze exöffnehes Kredits 
gewendet werben können. 

36. Gewerbswefen im Allgemeinen. 
Bir werden die zum Gewerbsgeſetz gegebene Inſtruktion einer ſchleunigen 
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Revifion unterwerfen, und dabei die an Uns geftellten Wünfche und Anträge 
der Stände forgfältig in Erwägung nehmen. 
37. Errihtung einer Buhhändlermeffe in Nürnberg. 

Der wegen Errichtung einer Buchhändlermefle in Nürnberg geftellte An» 
trag wird Unferer Beachtung nicht entgehen. 

38. Polytehnifhe und Höhere Gewerbsſchulen. 

a) Der Antrag wegen Bereinigung der polptechnifhen Schulen und Un— 
terflügung der an die Stelle der eingehenden zu feßenden höheren Gewerbd- 
ſchulen aus Staatsmitteln wird in nähere Erwägung gejogen werben. 

b) Es ift Uns genehm, daß — dem weiteren Antrage der Stände ge— 
mäß — die aus dem Dispofitionsfond der zweiten Finanzperiode für Induſtrie⸗ 
zwecke gegebenen Vorſchüſſe bei erfolgender Heimzahlung auf Verbeſſerung der 
polytechniſchen Centralſchule verwendet werden. 


39. Verwendung der Privilegientaxen zur unterſtütßung der 
Gewerbtreibenden. 

Der Ertrag von Privilegientaxen ſoll, wie bisher, nach Art. 11. des Ge⸗ 
werbgeſetzes zu Gewerbsunterſtũtzungen vorbehalten und verwendet werben, je— 
doch eine Aenderung in der beſtehenden Perceptions⸗ und Verrechnungsweiſe 
nicht eintreten. 

40. Biertaxe. 

Wir ertheilen dem Antrage der Stände, daß den Brauhausbeſitzern ge— 
fattet werden möge, das in ihren Bräuhäufern erzeugte Bier bei dem Minuto- 
verfihleiß gleich den Wirthen um den Schenkpreis zu verzapfen, hiemit Une 
fere Genehmigung. 

Die Verordnungen über das Bierfudivefen, fo wie jene über die Tarregu= 
lirung follen einer genauen Revifion unterſtellt werben. 

4. Landeskultur. 

Wir finden die Anträge über die Yandeskultur ſehr beperzigungswertp, 

. und werden folge in die reiffte Erwägung ziehen. 
42. Tandgeftüte. 

Der Antrag wegen Bertheilung der Beihälftationen des Tandgeftütes nad 

dem Pferdefland der einzelnen Kreife wirb forgfältig erwogen- werben. 


43. Gemeindewefen. 

Die Wünſche und Anträge, welche die Stände in ven Gefammtbefhlüffen 
vom 13. und 17. Dezember I. 3. hinfichtlich der Revifion einiger Beftimmungen 
des Gemeindeediktes vom 17. Mai 1818 und der Gemeindewahlorbnung, dann 
wegey Vorlage von Gefehentwürfen zur Befeitigung der durch den Artikel VI. 
des Gemeindeumlagengefeßes vom 22. Juli 1819 bervorgerufenen Anftände, 
und zur Regulirung des Gemeindeumlagenwefens im Rheinfreife Uns vorge» 
legt haben, werben Bir in reife Erwägung ziehen, und BON das Weitere 
veranlaffen. 
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4. Rednungöwefen der Stiftungen’unnd Beieiuden. 

Unfere Kreiöregierungen haben der Herflellung voller Ordnung in dem 
Rechnungsweſen der Stiftungen und Gemeinden und der fehnellen rechtzeitigen 
Erledigung aller dahin bezüglichen Gegenſtände die gebührende Aufmerkſamkeit 
zuzuwenden, und durch thätige Aufficht zu bewirken, daß. die untergebenen Be- 
hörden ihren deßfallfigen Obfiegenheiten pünktlich nachkommen. 

5. Bermwaltung ber einem einzelnen Religionstheile ange 
hörigen Stiftungen in gemifhten Gemeinden. Ä 

Den, durch den Gefammtvefchluß vom 5. Dezember diefes Jahres an Ins 
gebrachten. Antrag auf die Beranlaffung. legislativer Anorbnungen zur Befei« 
tigung der Anflände, welche fi in Anfehung der Verwaltung des örtlichen 
Gtiftungsvermögens einzelner Religionstpeile‘ in. gemifchten Gemeinden durch 
die Magiftrate und Ruralgemeindeverwaltungen ergeben haben und auf Bes 
richtigung der hierauf bezüglichen inftruftiven BVBorfchriften werden Wir einer 
forgfältigen Prüfung unterftellen. 

46. Eoncurrenz zu Stiftungsbauten 

Die von Uns unterm 1. Oktober 1830 erlaſſene Entfchliefung dinfichtlich 
der Concurrenzverbindlichkeit zu Kirchen» und Pfarrhofbauten ſpricht mit voller 
Deutlichkeit aus, daß die Verhandlung und Entfiheivung der über ſolche Ber- 
bindfichkeiten entftehenben privatrechtlichen Streitigkeiten dem verfaffungsmäßi- 
gen Wirkungskreiſe der ordentlichen Gerich te unter: feinem Vorwande entzogen 
werben follen. 

‘Den. Gerichten bleidt in ſolchen Fällen überlaſſen, auf Anrufen der Bethei⸗ 
ligten nach Maafgabe der beftehenden Geſetze Proviforien anzuordnen. 

Eden diefe Geſetze haben bereits darüber, ob. gegen ‚Probiforien die Beru- 
fung mit fusfpenfiver Wirkung ergriffen werben tönne, anf das Beftimmtefte 
entichteden. 

Es ift daher in allen dieſen — dem in dem Geſammtbeſchluß 
über das Finanzgeſetz vorgelegten Antrage der Stände längſt entſprochen. 

a) Wir erklären, dem weitern Antrage der Stände gemäß, daß auch bei 
der Frage über die Eoncurrenzverbindlichkeit zu Kirchen» und Pfarrhofbauten 
die Eongrua eines Pfarrers zu 600 fl. und jene eines DBenefielaten zu 400 fl. 
angenommen werben folle. 

>) Die Entſcheidung etwaiger Streitigkeiten über die Ausbehnung ber den 
Sründebefiern hinſichtlich der Ertragsüberfhüfle obliegenden Concurrenzpflicht 
fol in jedem einzelnen Falle den ordentlichen Gerichten überlaffen bleiben. 

47. Berbältniffe der ifraelitifhen Glaubensgenoffen 
im Köntgreide. 

Wir werden eine umfaffende Revifion der über bie: VBerhältniffe der ifrae- 
litifchen Glaubensgenoſſen befiehenden Gefeße und -Berorbnungen vornehmen 
und dabei den von ben Ständen in dem Gefammtbefchluffe vom 15. Drgember 
d. 3. Uns vorgelegten Antrag forgfältig berüdfichtigen laſſen. 

Dr. Siebenpfeiffer’s a der Berfaffung ıc. 4 
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* 48. Straßen⸗, Brüden- und Waſſerbau. 

Wir haben in Unſerer Verordnung vom 26. Dezember 1825, die Lei⸗ 
tung bes: Bauweſens betr., diejenigen Vorſchriften und Verfügungen längſt ge 
geben, durch welche eine zweckmäßige und wirthſchaftliche Verwendung der dem 
Straßen⸗, Brücken⸗ und Waſſerbau zugetheilten Fonds gefichert, und eine er⸗ 
folgreiche Aufſicht auf die Ausführung der einzelnen Bauten bewirkt werden kann. 

Eben daſelbſt iſt bereits in dem $. 63 ben Kreisregierungen zur Pflicht 
gemacht, alle neue Bauten und Reparaturen in der Regel und wo es nur im⸗ 
mer thunlich ift, jedoch ſtets nur bei gegebener voller Sicherheit für die Erfül- 
lung des Zwedes, auf dem. Wege der öffentlichen Serfeigerung an tüchtige 
Unternehmer: in Aftorb zu übergeben. 

- Unfer Staatsminifterium des Innern wird fi die pünktlihfte Handha⸗ 
bung aber biefer Vorſchriften angelegen ſeyn laſſen. 

49. Rhein⸗Rectifikation. 

Der baldmöglichſten Fortſetzung und Beendigung der Rfcin-Rectiftetien 
und der thätigen: Berfolgung ber zur Befeitigung : ber dazwiſchen getretenen 
Hinderniffe getroffenen Einleitungen bleibt Unfere befondere Erwägung ge- 
wibmet. : . 

50. Srantenthaler anal. 

Bei der Berwendung der. für neue Waſſerbauten am Rheine ausgefehten 
Summen fol auf: die völlige und zweckmäßige Herftellung des Frankenthaler 
Kanals geeignete Rüdficht genommen werden. 

51. Bollendung ber Straßenfirede zwiſchen Reuſtadt und 
Dürkheim. 

Wir genehmigen, dem Antrage der Stände gemäß, daß bei der Beflim- 
mung ber. Reihenfolge für die auszuführenden Straßen » Neubauten” die noch 
unvollendete Straßenftrede zwifchen Neuftadt und Dürkheim befonders berüd- 
| Ktiget werde. 

2, Uferſchutzbau. 

Das Bedůrfniß unverzůglicher und umſichtiger Reviſion der über die Ber- 
bindlichkeit zur Herſtellung und Unterhaltung der Uferſchutzbauten an öffent» 
lichen. Flüſſen und Strömen beſtehenden Geſetze wird Unferer Beachtung nicht 
entgehen. 

Den weiteren Antrag wegen der aus den Kreisfonds zu Uferſchutzbauten 
der Gemeinden zu bewilligenden Borfchüffe werden Wir näherer Prüfung un⸗ 
terziepen. 
53, Bildung von Setiengefelifgaften zur Erbauung 
von Brüden. 

Bir werben den in dem Gefammtbeichluffe der Stände vom 18. Dez. 
l. 3. Uns vorgelegten Antrag, bie Errihtung von Actiengefellfehaften zur Her⸗ 
ſtellung einzelner, der Beförderung bes inneren Verkehrs und des Tranfits dien- 
licher Brüden, mit Rüdfiht auf die Befiimmungen der eingegangenen Zoll⸗ 
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und Handeldverträge zu begünftigen, in vorkommenden — in ſorgfältige 
Erwägung ziehen, 

Sinfichtlich der Genehmigung der Brüdengeld » Regulative wirb nach den 

Sefimmungen der Geſetze und der Berfaffungsurkunde verfahren werben. 
54. Landbau. 

Bei der Verwendung ber für den Landbau ausgefeßten Summen follen 
die dringenderen Bauten vorzüglich berüdfichtiget werben. 

55. Lolalbau-Commiffion zu Münden. 

Den Antrag der Stände pinfichtlich der Lokalbau⸗Commiſſion in Unfi erer 
Haupt» und Reſidenzſtadt Münden finden Wir den Beſtimmungen bed Ge- 
meinde⸗Edikts, $. 67, nicht angemeffen, und behalten Uns demnach weitere 
Entfgliegung über die Verwaltung der Baupolizei dahter und über bie dienfl- 
liche Stellung des dafür erforderlichen Perfonales vor. 

56. Grundfleuer- Katafter. 

Dem dringenden Bedürfniffe einer gleichmäßigen Beſteuerung kann aller- 
dings nur durch die mögliche Befchleunigung der allgemeinen Einführung dee 
Steuerdefinitivums abgeholfen werden. Wir werden Uns dieſe Beſchleunigung 
zur befonderen Aufgabe machen, und mit allem Ernſte und aller Kraft fie zu 
bewerfielligen trachten. 

Da im Nezatkreife die Katafterarbeiten ſchon fo vorgerüdt find, daß in 
diefem Kreife im Jahre 18’%, das Definitivum eingeführt werden kann; ba 
cbenfo im Oberbonaufreife diefe Arbeiten bereits im gebeihlichen Fortfchreiten 
begriffen find, fo werden Wir nicht nur Sorge tragen, daß in diefen beiden 
Streifen das Katafter unaufgehalten zur Bollendung gebracht, fondern auch vor- 
füglihen Bebacht nehmen, daß ſodann fämmtliche Kräfte auf Einführung des 
Definitioums im Untermainfreife concentrirt werden. 

Bir werden daher, um in diefem Kreife vie Einführung des Definitivums 
bepmöglichft realifiren zu können, anordnen, daß fchonin diefem Verwaltungs⸗ 
jahre mit ver Meſſung, befonders in den weinbauenden Gegenden, begonnen werde. 

Edenfo werden Wir die Meffungs- und Katafteroperationen in ben wein⸗ 
dauenden Kantonen des Rheinkreiſes forgfältig fortfeßen Laffen. 

Unfer Staatsminifterium der Finanzen wird es fich zur befondern Pflicht 
nachen, für den Fortgang des Kataſtergeſchäftes mit Kraft bemüht zu ſeyn, und 
aachen, baß die über das Katafterwefen gegebenen gefeßlichen und regle- 
Antären Befiimmungen genau beobachtet werden, 

Eine ganz vorzügliche Aufmerkfamleit werden Wir dem Liquidationdges 
ifte widmen laſſen. 

57. Gewerbſteuer. 

Die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften über die Beſteuerung der Gewerbe 
werden wir einer genauen Reviſion unterſtellen, und in Folge derſelben dieſen 
Oegenftand ſorgfältig erwägen, übrigens aber nach Erforderniß dem 11. des 
Geſetes vom 15. April 1814 eniſprechen laſſen. 
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58. Erwerbfieuer., 

Wir werden dem Antrage der Stände auf Einführung einer Erwerbfteuer, 
welche alle Gattungen des Erwerbes mit Berüdfihtigung der Kapitalsrente 
umfaßt, und ein gerechtes Verhältniß zwifhen den fämmtlichen Steuergattungen 
berbeiführt, entfprechen, und der nächſten Ständeverfammlung zu diefem Be- 
bufe einen Gefeßentwurf vorlegen laſſen. 

59. Steuerfreipeit der Pfarreien im Rheinkreiſe. 

Die Verordnung vom 19. Zuni 1810 — die Befteuerung der Geiftlichkeit 
betreffend — werden wir einer reifen Prüfung unterwerfen laffen, und hiebei 
auf die Verhältniffe der Pfarrer im Rheinkreiſe den geeigneten Bedacht nehmen. 

60. Abgabenfreiheit bei Arrondirungen. 

Auf den Antrag der Stände verordnen Wir hiemit, daß die Gutsarrons 
dirungen dort, wo bie Staatsbürger fie wünſchen, auf jede Weife gefördert, 
und jenen Grundflüden, deren Steuern und guisherrliche Aerarialabgaben feit 
längerer Zeit wegen Nichttultue ruhend geführt und jährlich niedergefchlagen 
werden mußten, zehn», fünfzehn» und in außerordentlihen Fällen zwanzigiäh- 
rige Abgabenfreiheit gleich Neubrüchen in dem Falle ertheilt werden fol, wenn 
fie durch die Arrondirung in Kultur treten follten. 

| 61. Nachläſſe. 

‚Wir werden die Beflimmungen über das Nachlaßweſen einer Revifion 
unterwerfen und hierüber einen vollffändigen Gefeßentwurf den Ständen bes 
Reichs bei ihrer nächften Berfammlung vorlegen laffen. 

62. Zar» und Stempelwefen. 

a) Den Antrag der Stände auf die Aufhebung aller indirekten Gerichts- 
und Polizei-, fo wie Adminifirationstaren und die Einführung einer erhöhten 
Stempelabgabe dafür, dann die Verminderung ber Einregiftrirungsgebühren 
im Rheinkreife, werden Wir forgfältig erwägen. 

b) Nah dem Antrage der Stände verorbnen Wir hiemit, daß vor ber 
Hand bis zum Erfcheinen einer neuen Zar», vielmehr Stempelorbnung bie 
Zaren für die Ertheilung des Adels und der Kammerherrn- oder Kammerjun- 
ferwürbe zu einem allgemeinen Stipendienfonds beftimmt werben. Denjenigen 
Individuen, welche dermal noch den normalmäßigen Bezug der Heinen Adels: 
Banzleigebühren genießen, bleiben jedoch für ihre Perfon und in fo lange fie 
die vermaligen Stellen bekleiden, die bisherigen Bezugsquoten vorbehalten. 

c) Dem Wunſche der Stände, die Inſinuations⸗Gebühren der Gerichts 
diener für die Staatsfaffen verrechnen, und dagegen den Boten und Dienern 
fire Bezüge anweifen zu Iaffen, wollen Wir durch bie Anordnung entfprechen, 
daß diefe Gebühren durch die Gerichte und Aemter unmittelbar erhoben, und 
von dieſen hinausbezaplt werben. 


63, Auffhlag.f 
Bir haben bereits im Jahre 1828 den Ständen bes Reichs ven Entwurf 
eines Gefeßes vorlegen laſſen, wodurch bie beflehenden Verordnungen rüdficht- 
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ii des Malzäuffhlages einer Revifion unterzogen und die Defraudationsfälfe 
der Zudicatur der ordentlichen Gerichte übertragen werden follten; zu biefer 
Hebertragung ift jedoch damals die Zuſtimmung der Stände des Neiches nicht 
erfolgt. Wir werden indeffen dieſen Gegenftand neuerdings in forgfältige 
Erwägung ziehen. 
64. „Zollverhältniffe. 
A. Beftimmungen der Zollorbnnung. 

Den gefegenpeittich des Gefammtbefchluffes über das Adpitionalgefeß zur 
Zollordnung vom Jahre 1823 von beiden Kammern geftellten Antrag wegen 
einzelner Erleichterungen des Verkehrs und Milderungen im Vollzuge der be- 
fonders bezeichneten Beftimmungen gedachter Zollordnung, werden Wir in . 
nähere Erwägung ziehen, und nad dem Ergebniffe in Kraft der durch die Ge- 
fammtbefchlüffe der Stände ausgefprochenen Ermächtigung zu Gunſten ber 
Induftrie und des Handels das Angemeflene baldmöglichſt in Ausführung 
bringen Taffen. ; 
B. Einzelne Beflimmungen des Zolltarifg, 

1. Die bei mehreren Beranlaffungen entwidelten Anträge und Wünſche, 
bezüglich auf den Zolltarif im Allgemeinen fowopl, als mit befonderer Rüdficht 
auf die beſtehenden oder fih erft unter gewiſſen Vorausſetzungen geftaltenden 
Berhältniffe werden Wir forgfältig überlegen, und auch die hierwegen gemadh- 
ten Borfchläge nach Maß der Umftände und des Vebürfniffes, einer forgfältigen 
Prüfung unterwerfen; bie in Anfehung einzelner Artikel beantragten Zollfer- 
höhungen und Beränderungen aber, fo wie bie angedeutete Begünfligung oder 
Aufhebung der Gebühren bei anderen Gegenfländen der Ein» und Ausfuhr 
näher würdigen, biebei auch die eigenthümlichen Verhältniffe des Rheinkreiſes 
unter gleichzeitiger Bedachtnahme auf die fonfligen Relationen. genau erwägen, 
und überhaupt im Benehmen mit Unferen Handelsverbündeten biejenigen 
Einleitungen zu treffen wiffen, durch welche die Intereffen der Landwirthſchaft, 
des Getwerbfleißes und des Handels nah allen Beziehungen gehörig firher ge- 
fellt werden können. 

2. Was die angeregte Affimilirung ver Zolltarife überhaupt, in Folge des 
Berliner Bertrags vom 27. Mai 1329, und bie ungleiche Belegung ber im 
Irtifel 2 II. diefes Vertrags aufgezäplten AusnahmesArtifel betrifft, fo wieder- 
holen Wir, daß diefer Punkt, was ohnehin fihon bei den Berathungen ber 
Kammer umftändlich eröffnet worden it, Anferer Aufmerkfamfeit nicht ent- 
gangen fey, und die weiter entfprechende Einfhreitung erfolgen werde. 

C. Zollverwaltung. 

1. Zn Betreff des von ‚beiden Kammern ausgefprochenen Wunfches wegen Ab» 
wehrung des gemeinfhädlichen Schleihhandels Überlaffen Wir Uns der gerech— 
ten Erwartung, daß durch die neuen vorforglichen Befiimmungen des Additio⸗ 
nalgefeßes zur Zollorbnung vom Jahre 1828, durch wohlberechnete Schuß» und 
Eontrolanftalten an ben Grängen und durch ein Träftiges Zuſammenwirken . 
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aller Behörden nach Wunſch geſteuert werden könne, und zwar um ſo mehr, 
als es bei der Indignation, welche ſich gegen dieſes Schandgewerbe einſtimmig 
in der diesjährigen Ständeverſammlung kund gegeben hat, dem Eigennutze 
einiger Wenigen nicht ferner gelingen dürfte, den natürlichen Sinn ber baye- 
rifchen Staatsangehörigen für Recht und Geſetz zu verführen. 

2. Die Wünfche, welche auf die Geihäftsführung und auf die Perception 
zielen, werden bie erforderliche Berüdfichtigung finden. 
3. Dem geäußerten Verlangen wegen Errihtung eigener Handels» und 
Sndufriefammern in den Kreifen, wird die verdiente Aufmerkfamfeit zugewen⸗ 
bet werben. 

4. Nicht minder wird Unſeren Berwaltungsbehörden,, fo weit es diefe 
berührt, wegen Herbeiführung der Aufhebung des Pflafter- und Brüdengelves 
in Städten und Märkten das Erforderliche zugehen. 

5. In Deziehung auf die fogenannten Niederlagegebühren zu Paſſau, wers 
den Wir mit Rüdfiht auf die Gemeindeverhältniffe diefer Stadt das Weitere 
"innerhalb der beftehenden Gefeße verordnen. 

D. Zoll⸗ und Handelsverträge 

1. Die dur Borlage der Ständebefhlüffe zu Unferer Kenntniß gelom- 
menen Wünſche und Anträge wegen Einleitung oder Beförderung einzelner 
Unterhandlungen mit Nachbarſtaaten zur Erzielung der Zoll» und Handelser- 
feichterungen oder zur Herbeiführung der Zollvereinausdehnung werben forthin 
Gegenftand Unferer hefonderen Aufmerkfamfeit und Borforge bleiben, infoweit 
nicht ohnehin ſchon durh Unfere Anordnungen denfelben entfprochen ſeyn follte. 

2. Was die fpeziellen Anregungen wegen Vermehrung der Eintrittsftatio= 
nen für die Ausfuhr aus dem Gebiete des Bayerifch >» Würtembergifchen Zoll- 
vereind nach Preußen, Schleſien ꝛc., dann bie Erleichterungen in Anfehung des 
preußifspen Landtranfits, des Grenzverkehrs, der Urfprungszeugniffe ꝛc. anbe⸗ 
langt, fo ftehet zu erwarten, daß es den wiederholt in Gemeinfchaft mit Un— 
feren Handelsverbündeten gemachten Schritten gelingen werde, allen in folder 
Beziehung erhobenen Wünſchen eine weitere Berüdfihtigung zu verſchaffen. 

65. Bergwerfe, 

Dem Antrage auf fucceffive Veräußerung einzelner Hüttenwerfe können 
Wir Unfere Zuftimmung nicht ertheflen, da die meiften Hüttenwerfe in einer 
unzertrennlichen Verbindung mit dem Bergbau fiehen, und auch die Voraus— 
feßung, daß bdiefelben überhaupt night rentiren, auf einem Irrthum berupt. 

| 66. Poftgefälle. j 

Die vorgebrachten Wünfche und Anträge über das Poftwefen und die Poft- 

gefälle werden Wir in forgfältige Erwägung ziehen, 
67. Forfiwefen — 

a) Daß bedeutende Erfparniffe durch Verminderung des Forſtperſonals, 
namentlich der Forftmeifter, erzielt worden. feyen, ift den Ständen ausführlich 
nachgewieſen worden. Wir werden auch in der Folge hierauf den geeigneten 
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Bedacht nehmen, in fo weit die Einziefung beſtehender Dienftespoflen mit den 
ch immer Höher fleigernden Aufforderungen an die Forfiverwaltung vereinbar» 
lich ift uud ihren Zweden unbefchadet bewirkt werben fann. 

-b) Die Detailvermeffung, die Beſtands⸗ und Ertragsausmitielung der 
Staatswaldungen find, nachdem die Borarbeiten hiezu während der erfien Jahre 
der II. Finanzperiode eifrigft betrieben worden, nunmehr in vollem Gange und 
burch die betreffende Ausgabepofition in dem Forſtetat für die TIL. Finanzperiode 
find die Geldmittel disponibel geftellt, um das wichtige Gefchäft einer ratio- 
nellen Forftwirtpfchaftseinrichtung, dem Wunſche der Stände gemäß, auch ferner 
auf das Tpätigfte zum Ziele fördern zu können. Vollſtändige Snftructionen 
in diefer Beziehung wurben bereits in den letzten Jahren erlaffen, 

e) Aus der Erhöhung der betreffenden Ausgabe - Pofitionen im Forftetat 
für die II. Sinangperiode haben die Stände die Abficht entnehmen können, die 
Forſtlulturen und Berbefferungen auf das Tpätigfte fortzufeßen. Was indbe- 
fondere die Nachzucht der Eichen, mit vorzüglicher Rüdficht auf den Bedarf der 
Gerbereien betrifft, fo haben Wir bereits im Laufe der HL. Finanzperiode ent- 
ferechende Befehle ertpeilt und werden biefem Gegenftande auch ferner Unſere 
Sorgfalt widmen. . 

d) Dur die allgemeine Einführung des Detailverlaufs, Erweiterung der 
Triftanftalten, Anlage von Holzabfuhriwegen und burch bie wegen der Streu- 
abgaben getroffenen Anordnungen ift dem Wunſche der Stände, daß der Holz« 
und Streubezug aus den Staatswaldungen für die Landwirthſchaft möglichft 
erleichtert werben möge, bereits entgegen gefommen, und bie dahin zweckenden 
Einrihtungen werben auch ferner Berüdfichtigung finden. 

Rachdem jedoch in einigen Gegenden die Streunußgungen in folchem Ueber⸗ 
maaße ftatt gehabt haben, daß der Waldftand dadurch fehr herabgekommen if, 
die Production des Holzes und ber Streu gefährdet find und bie lebhafteſten 
Beforgniffe für die Zukunft erregt werden, fo haben im eigenen Intereſſe der 
Landwirthſchaft einige Befchränfungen eintreten müffen. 

e) Möglichſte Sicherung des Holzbezuges der Hütten» und Fabrikbefißer 
aus Staatswaldungen, durch periodifche Eontracte unter Beobachtung der geeig- 
neten Rückſichten auf andere Staatsbürgerklaffen und auf die Intereſſen der 
Baldwirthfchaft ift Berwaltungsgrundfag. und bereits in verfchiedenen Kreifen 
durch zeführt. Wir werben die geeigneten Anordnungen treffen laſſen, um dieſem 

Grundfaße, mit Berüdfichtigung der Lokalverhältniſſe, eine allgemeine Anwen 
dung zu geben. 

f) Die ärmere Klafie der Einwohner ift bisher befonderd in den Gegenden, 
wo die Holzpreife hoch flehen, durch die ihr ertheilte Erlaubniß zum Leſeholz⸗ 
holen aus Staatswaldungen und nach Befinden der Umflände durch Abgaben 
geringerer Sortimente gegen Taxe vielfältig in ihrem Holzbezuge unterftüßt 
worden. Wir werben ihr diefe Erleichterung auch ferner möglihft angedeihen 
laſſen, in welcher Beziehung neuerdings das Geeignete angeorbnet worben ifl. 
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g) Die in einzelnen Gegenden entftandenen Eoliifionen zwifchen dem Holz» 
handel und dem Bebürfniß der Landwirtpfchaft und der Gewerbe find-Unferer 
Aufmerkſamkeit nicht entgangen und Wir haben den auf nachhaltige Wirth 
fihaftsetats begründeten Abgabefaß für die II. Finanzperiove dergeftalt bemef- 
fen laſſen, daß die verſchiedenen Anſprüche, felbft mit Hintanfeßung bes finan- 
zellen Intereffes, jedoch mit derjenigen Bedachtnahme, welche allerdings auch 
der Holzhandel in national⸗ökonomiſcher Hinficht verdient, möglichft vermitien 
und ausgeglichen worden ſind. 

h) Um ein jährliches und unverhältnißmäßiges Steigen ber Holgpreife zu⸗ 
mal da, two ftarfe Eoneurrenz eintritt, möglich zu verhindern, befieht die Anı= 
ordnung, daß bie Verkaufopreiſe nur periodiſch aus den laufenden Preiſen regu⸗ 
lirt, die Aufwurfopreiſe bei den Verſteigerungen aber ſtets in einem gewiſſen, 
nad den Lokalverhältniſſen flärferen oder minderen Prozentbetrage unter den 
Berkaufspreifen oder dem eigentlichen Holzwerthe angefebt werden. 

68. Lehenweſen. 

a) Wir finden Uns nicht veranlaßt, eine Aenderung in den Beftimmungen 
des $. 50 des Lehenedikts vom 7. Zuli 1808 vorzunehmen, fondern wollen ed 
bei ben, den Bafallen bereits zugewendeten, ſedr erheblichen Erleichterungen 
bewenden laſſen. 

b) Da der $. 197 des Lehenedilts vom 7. Zult 1808 fehr Hare Beflim- 
mungen enthält, fo bedarf-derfelbe um fo weniger einer authentifchen Erläu- 
terung, als ber in bemfelben vorgefehene Fall ohnedieß nur von dem freien 
Vebereintommen der Bafallen und ihrer Agnaten abhängig if. 

69. Grundrenten des Staats, 

Den Antrag über Umwandlung der Handlöhne bei den ———— 
in ſixirte Reichniſſe werden Wir genau erwägen. 

70. Getreidemagazine des Staats. 

Gleiches gilt von dem Antrage, daß den ärarialiſchen Getreidemagazinen 
eine zweckmäßigere Einrichtung bei fernerer Beibehaltung gegeben, und, wenn 
für ſachdienlich erachtet werden fol, dieſe Magazine im Verlaufe der Zeit auf- 
zulöſen, der Erlös daraus, fo wie auch die aus der zweiten Finanzperiode dieß- 
falls bereits admaffirten Geldbeträge der Schuldentilgungsanftalt als theilweifer 
Erfaß ihrer Borfchüffe zur Dedung der Bebürfniffe der erſten Binanzperiode de⸗ 
finitiv zugewieſen werben. 

71. Beſondere Abgaben. 

Der Antrag der Stände, die ſogenannten Clerikalabgaben einer genauen 
Recherche und Prüfung zu unterftellen und hievon diejenigen Abgaben abſchrei⸗ 
ben zu laſſen, welche ben gefelichen Prinzipien widerfireiten, wirb Unferer 
Bedachtnahme nicht entgehen. | 

72. Rehnungswefen, 

a) Wir genehmigen, daß die Activreſte der erfien Binanzpertode dem Tau- 

fenden Dienfte unausgefchieden überlaffen werben, mit der Verbindlichkeit, auch 
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die Paffivrüdftände jener Periode zu übernehmen. Wir werden aber auch bie 
erforderliche Anordnung treffen Taffen, damit die gefonderte Aufführung berfelben 
in ben Rechnungen noch ferner beibehalten werde. 

b) Die rüdfichtlich des Rechnungsverfahrens noch beſtehenden Lüden find 
Unferer Aufmerkfamfeit nicht entgangen, und Wir werben deren Befeitigung 
bie forgfältigfie Ueberlegung widmen. 


73. Rechte des Fiskus, 

a) Dem Antrage der Stände entfprechend, erflären Wir hiedurch mit Ge- 
feßesfraft die Beftimmungen des Cod. civ. bav. Theil I Kap. VI $. 35 in notis 
Abſ. 3 und Tpeil II, Kap. Xu 6. 5 Abf. 1 und 3, gemäß welchen der Fiscus 
das Vermögen eines Gatten, der feine Berwandten hat, mit Ausfchluß der Gat- 
tin erbt, als aufgehoben, und beflimmen, daß in diefen Fällen der überlebenden 
Ehegattin die Erbfchaft belaffen werde. . 

b) Der Antrag, daß die progeffualifchen Vorrechte des Fiscus möglich auf⸗ 
gehoben und deßhalb Gleichheit vor dem Geſetze hergeftellt werden möchte, wird 
feine Erledigung bei der verfaffungsmäßigen Berathung des von Unferem 
Staatsminifter der Juſtiz an die Stände gebraten Entwurfes eines Gefeb- 
buches für das civilrichterliche Verfahren finden. 

e) Bir werben bei dem Entwurfe und der Borlage eines Eivilgefeßbuches 
die beantragte Aufhebung des dem Staate au der Donau zuftehenden Allu- 
vionsrechtes geeignet berüdfichtigen Taffen, bis wohin Wir es jedoch für nöthig 
erachten, Hinfichtlich diefer VBorrechte es bei dem bisherigen Herfommen zu ber 
laſſen. 

Was die käufliche Ueberlaſſung ſolcher ſucceſſiv gebildeten Anſchütten an die 
Gemeinden betrifft, ſo hat dieſe Ueberlaſſung um billige Preiſe bereits bisher 
Rattgefunden, und Wir ermächtigten Unfer Staateminiſterium der Finanzen, 
auch künftighin hierauf den möglichſten Bedacht zu nehmen. 

Die bereits gefeßlich gebotene und bisher auf Berlangen jederzeit gefchehene 
Abfpreibung der auf den abgeriffenen Grundflüden rupenden Laſten, wird auch 
in Zukunft verfügt werben. 

74. Allgemeiner Ausgabenetat für den Eultus. 

Dem Antrage der Stände des Reiches, daß alles dasjenige, was an der 
deſammtſumme, welche dem Tatpolifchen und proteftantifhen Eultus im Budget 
mpebacht ift, binnen der Taufenden Finanzperiode erfpart würde, nicht ber 
Stagtskaffe ald Erfparniß zufallen, fondern am Ende der Finanzperiode zum 
Beten diefes Eultys zurüdgelegt, und auf den Grund befonderer gefeßlicher 
Beſtimmungen verwendet werben folle, tönnen Wir Infere Zuftimmung nicht 
ertheilen, weil die in den Spejialetats vorgetragenen Paffivreihniffe an Kirchen 
und Stiftungen, wegen noch nicht vollſtändig hergeflellter Liquidation nur ale 
Rehnungsdurchfchnitte betrachtet werben können. 

75. Forderungen der Klofterfirden. 
Auf den Antrag der Stände, daß durch eine fürmliche und baldige Liqui- 
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dation die Forderungen hergeſtellt und anerkannt werden mögen, welche die 
ehemaligen Kloſterkirchen, die nun in Pfarrkirchen umgewandelt find, zu machen 
haben, erwiedern Wir, daß diefe Forderungen der ehemaligen Kloſterkirchen in 
Bezug auf Dotation und Fabrica beinahe durchgehende Liquid geftellt find und 
Wir bedacht feyn werden, daß rechtlich begründete Forderungen biefer Art auf 
Anmelden immer fogleich ihre Befriedigung erhalten. 

76. Staatoſchuld. 

a) Den Antrag auf authentiſche Interpretation des Art. III. des Schulden⸗ 
tifgungsgefeßes vom 1. Zuni 1822 werden Wir in nähere Erwägung ziehen. 

b) Wir waren bereits bisher bedacht, die Koften der Berwaltung bei allen 
Adnminiftrationen nach Tpunlichkeit zu vermindern, und werden daher auch dem 
an Uns gebraten Antrage auf allmäplige Aufpebung der Spezialfihuldentil- 
gungstaffen die geeignete Berüdfichtigung frhenten, fo weit dieſes ohne Nad- 
theil für die Gefcpäftsführung der Schuldentilgungsanftalt gefchehen kann. 

c) Wir werden anordnen, daß ungefäumt ein vollſtändiges Berzeichniß 
aller bisher in Folge des Gefeßes vom Jahre 1822 angemeldeten, jedoch zur 
Zeit noch auf irgend eine Weife fchwebenden Forderungen aus älteren Rechts» 
titeln hergeftelt und den Ständen des Reichs bei ihrer nächften Berfammlung 
vorgelegt werbe. 

77. Bant zu Nürnberg. 

Die Bank zu Nürnberg ift bereits ohnedieß durch die ihr früher ertheilten 
Inſtruktionen ermächtigt, auch ſolche Geſchäftsleute, welche nicht wechſelfähig 
ſind, mit Darlehen zu unterſtützen, wenn ſie hinreichende Sicherheit zu geben 
vermögen, 
78. Staatsdienerfhaftlide Verhältniſſe. 

a) Wir haben bereits früher ausgefprochen, daß die den Borfländen und 
Räthen der Yuftizkollegien verliehenen Naturalbezüge nach $. 23, der IX, Bei- 
lage zur Berfaffungsurfunde als Theile des Gefammtgehaltes zu betrachten, 
und bei jeder Quiescirung oder Penfionirung diefer Beamten als folche zu 
behandeln feyen. 

Was die Penfionen von Wittwen und Waifen der fogenannten Staatg- 
biener betrifft, fo ertheilen Wir dem deßhalb geftellten Antrage der Stände des 
Reiches Unfere Genehmigung, und ‘verorbnen hiemit, daß künftig bei ber 
Ausmittelung diefer Penfionen der Gefammt-, Geld» nnd Naturalgehalt ge- 
nannter Staatsdiener zu Grunde gelegt werden folle. 

b) Dem Antrage der Stände gemäß, erläutern Wir mit Geſetzkraft den 
Art. XXIV. $. 9. der Penfionspragmatit vom 1. Jänner 1805 dahin, daß 
den Kindern aller jener Kollegialräthe, welche in dieſer Eigenfchaft volle 25 Jahre 
hindurch gedient, oder das gefeßliche Dienſtes- oder Lebensalter ſchon zurüdge- 
. legt haben, ‚die treffende Penfion bis zu ihrer Verforgung, oder falls fie keine 
Berforgung erlangen, bis zu ihrem Tode, ohne Rüdficht auf den Umftand bes 
laflen werde, ob ber betreffende Kollegialrath die 25 Zapre follegialer Dienft- 
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leitung in zufammenhängenber ober unterbrochener Reihenfolge zurüdgelegt hat, 
und ob er in Aktivität oder Quiescenz geftorben ift. 

e) Wir ertheilen nach dem Antrage der Stände in Gemäßpeit des Titels V. 
$. 6. und Titel VII. $. 8. des IX. Edifts, den im Rheinkreife angeftellten 
Briedensrichtern die pragmatifchen Rechte der mit Richteramtsfunttionen ver- 
fehenen Staatsdiener, 

d) Die Berrechnung der im Laufe der II. Finanzperiode don der Staats; 
laſſe geleifteten Zuſchüſſe zur Beftreitung der Wittwen- und Waifenpenfionen 
wird auf die Kurrentgefälle jener Periode Statt finden, 

Uebrigens werden Wir anordnen, daß der im Laufe der verflofienen Pe— 
riode bereits abmaffirte Fond an Wittwenfondsbeiträgen erhalten, verzinfet, und 
feiner Zeit der zu bildenden Penfionsanftalt zugewiefen werde, 

e) Der Bunfh der Stände des Reiches wegen Begründung einer vom 
Staate garantirten und aus den BWittwen- und Waifenfondebeiträgen ber 
Staatsdiener, dann aus Aerarialzufhüffen dotirten Anflalt; durch welche die 
Genfionen der Wittwen und Waifen der Staatsdiener in Gemäßheit des $. 28. 
der IX. Beilage zur Berfaffungsurfunde unter Aufrechthaftung ihrer konſtitutio— 
nellen Rechte — dann die Penfionen der auf den Grund des $. 22. B. c. und 
D. des IX. Edikts wegen Dienftalters, phyfifchen Alters oder phyflicher Gebre: 
den zu penfionirenden Staatsdiener auf minder koſtſpielige Weiſe gedeckt wer- 
den foll, erfcheint Uns ſehr beherzigungswerth und wird Unferer forgfältigen 
Erwägung nicht entgehen. 

79. Kadettenkorps. 

Dem Antrage, daß den Söhnen aller Staatsbürger ohne Unterſchied ihres 
Standes die Aufnahme in das Kadettenkorps geftattet und gleichheitlich gewährt 
werden möge, ift durch eine von Uns im Jahr 1826 erlaffene Berfügung be» 
reits in fo weit entfprocden, als diefes mit den urfprünglich bei Errichtung diefes 
Inftituts im Jahre 1805 erfolgten Befimmungen vereinbarlich if. 

Bir bemerken noch, daß fich die vielfache Einmifchung in Gegenſtände des 
Organismus und der Berwaltung nah $. 19 und 20 Tit. VII. der Berfaf: 
fungsurtunde zum Wirkungsfreife der Stände nicht eignet. 

Indem Wir nun den Ständen des Reiches den Abfchied ertheilen, ſchließen 
Bir die gegenwärtige Berfammlung, und bleiben Unferen Lieben und 
Betreuen mit befonderer Königlicher Huld und Gnade ſtets gewogen. 

Gegeben, Münden am 29, Dezember 1831. 


F. 14. Abfchied für die Ständeverfammlung vom 1. Juli 1834, 
Amtsbl, M 34 vom Jahre 1834, p. 351. 
Ludwig, K. 
Unfern Gruß zuvor, Liebe und Getreue, Stände des Reiche! 
Bir Haben Uns bei dem nunmehr eingetretenen Schluffe des Landtags 
über die Uns übergebenen gemeinfchaftlihen Beſchlüſſe der beiden Kammern 
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der Ständeverfammlung, fowie über die Beratfungsverhandlungen berfelben 
ausführlichen Vortrag erftatten laſſen und ertpeilen hierauf, nach Vernehmung 
Unferes Staatsraths, Unfere Königlichen Entfchliefungen, wie folgt: 
I. Beichlüffe der Kammern über die Geſetzesentwürfe. 
A. Die Feftfeßung einer permanenten Civillifte betr. 

Wir haben zur Befefligung der Berfaffung und zu Befeitigung einer we— 
fentlichen Lücke in derfelben, nachdem die Stände dem von Uns an biefelben 
gebraihten Gefeßesentwurfe in der durch Tit. X. $. 7 der Berfaflungsurfunde 
vorgefchriebenen Form beigeflimmt, und Unfere Agnaten ihren Conſens, wo» 
von getreue Abfchriften im ftändifchen und Reichsarchive werden niedergelegt 
werben, ertheilt haben, — das unter Ziff. I. anliegende Geſetz erlaffen. 

Die Einpelligkeit aller Reichsräthe bei der Verhandlung über biefen wid. 
tigen Gegenftand, die herzlichen Aeußerungen bderfelben, die beinahe Einftim- 
migkeit der Kammer der Abgeordneten, die Wärme unb Würde der in berfelben 
gehaltenen Reden, felbft die Ruhe und Befonnenheit der mit der Permanenz 
der Eivillifte nicht einverfiandenen wenigen Abgeordneten und die von benfelben 
befundete Anerkennung ber Nothwendigfeit, — einem allgemein gefühlten Miß— 
flande wenigftens auf die Lebensbauer jedes Monarchen abzuhelfen, twaren für 
Uns eben fo rührende und werthe Beweife wahrhaft treuer Anhänglichkeit und 
Liebe zu Uns und Unferem Königlichen Haufe, als diefelben für die Stände 
Unferes Reiches felbft, und für bayerifihe Gefinnungen überhaupt ein vor 
Deutfchland und Europa ehrendes und bfeibendes Denkmal find, 


B. Die Behandlung neuer oder revidirter Gefegbüder. 

Das von Uns an die Stäude gebrachte Geſetz über die Behandlung neuer 
oder revidirter Geſetzbücher laſſen Wir, nachdem die Stände ihre Zuftimmung 
zu demfelben erklärt Haben, in der Beilage IL. verfünden, 


C. Die Bindication der Gerichtsbarkeiten. 

Bir ertheilen dem von Unferen Ständen über die Bindication der Ge 
riptöbarfeiten beantragten Zufage zu dem an biefelben gebrachten Entwurfe, 
nachdem bei der Beratpung die im Tit. X. $. 7 der Berfaffungsurfunde vor⸗ 
gefchriebenen Formen eingehalten find, Unfere EEE und erlaffen hie: 
nach das unter Ziff. III. anliegende Geſetz. 


D. Die bürgerlihen und politifhen Rechte der griechiſchen 
Glaubensgenoffen. 
| Nachdem die Stände dem von Ins an biefelben gebrachten Gefeßentwurfe 
über die bürgerlichen und politifchen Rechte der griechiſchen Glaubensgenoflen 
in der durch Tit. X. $. 7 der Berfaffungsurtunde befimmten Form ihre Zu 
flimmung ertheilt haben, erlaffen Wir das in der Beilage IV. anliegende Gefeh. 
Entfprechend dem Wunſche der Stände hinſichtlich der gemifchten Ehen, 
wird die von Uns im Landtagsabfchiede vom 29. Dezember 1831 ausgeſprochene 
Erklärung fo bald als möglich in Bollzug gefeßt werben. 
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E. Die Bersollfändigung der im Rheinfreife geltenden ger. 
feglihen Beflimmungen in Beziehung auf Brandſtiftungen. 

Den Gefammtbefhluß der Stände über den ©efeßentwurf, die Vervoll⸗ 
fändigung der im Rheinkreife geltenden ftrafgefeglichen Befimmungen pinficht- 
li der Brandftiftungen betr, baben Wir mit dem vorgefchlagenen Beiſatz⸗ 
artikel III. genehmigt, und laſſen das hienach verfaßte und von Uns fanttio- 
nirte Gefeß unter Ziff. V. anfügen. 

F. Die Steuernadläffe betr, 

Ueber die Steuernadhläffe haben Wir das unter Ziff. VI. beifolgende Ge- 
feb auöfertigen Iaflen, worin die von den beiden Kammern bei ihren Befchlüf- 
fen auf den diesfällfigen Entwurf beantragten Mopifitationen beachtet und von 
Uns in dem Sinne genehmigt worden find, daß das Geſetz nur für die Nach» 
läffe an den zu den direkten Staatsauflagen gehörigen Steuern gelte, fohin 
auf die Nachläffe an den indireften Staatsauflagen, und auf das, was hinficht- 
fih diefer Nachläſſe befteht, Feine Beziehung habe. - 

G. Gefeß über die Wiederherfiellung der Feftung Ingolfladt. 

Wir haben den von den Ständen des Reichs zu dem Geſetzentwurfe über 
die Dedung der Koften für die Wiederherfiellung der Feſtung Ingolſtadt bean- 
tragten Modifitationen Unfere Genehmigung ertheilt, und erlaffen das hie- 
nah ausgefertigte, unter Ziff. VIL. anliegende Geſetz. 

H. Abänderung bes $. 114 im Grundfleuergefeße. 

Nachdem der an die Stände gebrachte Entwurf, die Abänderung des $. 114 
im Grundfteuergefege vom 15. Auguft 1828. betreffend, die Zuftimmung beider 
Kammern ohne Abänderung erhalten hat — fo haben Wir denfelben als Ge- 
feb fanktionirt, wie folhes unter Ziffer VIII. hier beifolgt. 

L. Marimum der Kreidumlagen und Dedung der auf die 

Kreisfonds hingewiefenen Dedürfniffe “ 

‚ Wir haben den Mobififationen, welche durch den Gefammtbefchluß ber 
Stände zu dem Gefegentwurfe über die Feſtſetzung des Marimums der Kreis. 
umlagen für die Jahre 18’%, und über die Dedung der auf. die Kreisfonde 
Pingewiefenen Bebürfniffe vorgefchlagen worven find, Unfere Genehmigung 
ertpeilt, und erlaſſen das hienach gefaßte unter Ziff. IX. anliegende Gefeb. 

Wir behalten Uns jedoch vor, daß wenn fih an dem Bebürfniffe für 
die Entfehädigung der Landrichter durch Berfeßung, Duiescirung oder Tod eine 
Rehrung oder Minderung in einem Kreife ergibt, an ber Repartition des Zu⸗ 
(duffes auf die Kreisfonds die geeignete Aenderung zu machen. 

Die Gutachten der Landräthe über die Berwendbung der Kreisumlagen zu 
facultativen Zwecken werben wir, wie bisher, forgfältig würdigen, ohne jedoch 
der Entfoheidung über die Verwendung vorgreifen zu laffen. 

K Die Erribtung einer bayerifhen Hypothelen- und 
| Wechſelbank. 

Wir ertheilen den von den Ständen zu dem an dieſelben gebrachten Ge- 
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feßentwurfe über bie Errichtung einer bayerifchen Hppotheken- und Wechſelbank 
beantragten Modifikationen Unfere Genefmigung, und erlaffen das hienach 
gefaßte unter Ziff. X. beiliegende Geſetz. 

Da die Bank Feine Staatsanftalt, fondern nur der Auffiht der Staats» 
regierung untergeben ift, fo gehört diefelbe nicht zu den Gegenftänden, worüber 
den Ständen nach der Berfaffung Nachweiſe vorzulegen find. 

Die Organifation des Bankdirektoriums bleibt den Statuten vorbehalten, 
burch welche geforgt werden wird, daß das Bermögen der Bank bei deren et- 
waigen Auflöfung nicht ohne vorherige Dedung aller ihrer Berbinplichkeiten 
distrahirt werbe. 

L. Allgemeine Brandbverfiherungdorbnung. 

Die von den Ständen befchloffenen Modifikationen des Gefeßentwurfes in 
Betreff der allgemeinen Brandverficherungsorbnung und der beantragte Zufat 
zu 6.6 AS IV. find Uns genehm, und Wir laffen hienach das unter Ziff. Xı. 
angebogene Geſetz ergehen. 

Dem geäußerten Bunfche, alle Borzüge der Prämiengefellfihaften aufzu- 
nehmen’, in fo weit fie den Grundbefimmungen ber inländifchen, auf Gegen» 
feitigfeit geftüßten Anftalt nicht zumiderlaufen, — können Wir dermalen nicht 
entfprechen, fondern behalten Uns, da der Gegenftand von höherem Belang 
ift, die nähere Prüfung vor. 


M. Die Erbauung eines Kanals zur Berbindung ber 
Donau mit dem Rheine. 
Das nah dem Antrage der Stände gefaßte Geſetz über die Erbauung 
eines Kanals zur Verbindung der Donau mit dem Rheine erhält Unfere 
Genehmigung, und liegt unter Ziff. XI. bei. 


N. Der Bibliothekbau. 
Wir genehmigen das Geſetz über den Bibliotpefbau in der beantragten 
Faſſung, wie folches unter Ziff. XI. beiliegt, ald Abänderung der im Finanz- 
gefete vom 28. Dezember 1831,,$. 11, lit. 1. gegebenen Beflimmung. 


0. Gefeb über einige Abänderungen ber Berorbnung vom 17. 
Mai 1818 über die Berfaffung und Berwaltung 
ber Gemeinden. 

Wir ertheilen den von den Ständen zu dem an diefelben gebrachten Ge- 
feßentwurfe , einige Abänderungen bes Edictes über die Berfaffung und 
Berwaltung der Gemeinden betreffend — beantragten Modifitationen Unfere 
Genehmigung, und erlaffen das unter Ziff. XIV. anliegende, nach folchen ge- 
faßte Geſetz. 

P. Geſetz über die Anſäßigkeit und Verehelichung. 

Das nach den von den Ständen beantragten Modifitationen über Anfäßig- 
machung und Berehelihung gefaßte Geſetz erhält Unfere Genehmigung, und 
liegt unter Ziff, XV. bei. 
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0. Gewerboweſen. 

Bir tragen Bedenken, die von den Ständen zu dem Gefeßentwurfe über 
einige Beränderungen ber für das Gewerbwefen beftependen Grundbeſtimmun⸗ 
gen vom 11. September 1825 befchloffenen Mobifitationen zu genehmigen, ha⸗ 
ben aber die bisherige Inftruction des Gewerbgefeßes bereits aufgehoben. 

R. Zollweſen. 
Die Abfchlüffe mit andern Staaten über Jette und Handels— 
verhältniffe. 

Bir Haben Unfern Lieben und Getreuen, den Ständen des Reiches, 

1. den Zollvereinigungsvertrag zwifchen den SKönigreichen Bayern unb 
Bürtemberg einerfeits, dann dem Königreiche Preußen, dent Churfürſtenthume 
Heffen und dem Großherzogthume Heſſen anbererfeits, vom 22. März 1833, 
ſammt den biezu gehörigen Zufaßartifeln vom 31, Detober des nämlichen Jah⸗ 
red und den integrirenden Theilen des Vertrages, nämlich ber Zollordnung 
und dem Bereingzolltarife; 

2. den Zollvereinigungsvertrag vorgenannter fämmtlicher Staaten mit dem 
Königreiche Sachfen vom 30. März 1833; 

3. den Zollvereinigungsvertrag aller dieſer Bereinsflaaten mit den zum 
Zhüringifchen Handelsvereine verbundenen Staaten vom 11. Mai 1833; 

4. die Uebereinkunft über ein allgemeines Zollfartel vom nämlichen Tage 
und Fahre, und 

5. die zum Bollguge der Art. 2 und 11 der Zollvereinigungsverträge und 
insbeſondere des Bereindzolltarifs Abth. II. Abfchn. IV. ertheilten Beftim- 
mungen — in Gemäßpeit des Landtagsabfchiedes vom 29. Dezember 1831 I. 
8.C.C. 46 2. zu ihrer diesfallfigen — — bie Sefammtbeichlüffe PAGE — 
Anerkennung vorlegen laſſen. 

Die Ausbildung des Zollvereins. 

1. Mit Vergnügen haben Wir aus den nämlichen Geſammtbeſchlüſſen ent⸗ 
nommen, mit welcher Bereitwilligkeit zum Zwecke der Ausbilduug des Zoll⸗ 
vereind durch neue Abſchlüſſe, die zu ſolchem Behufe im Jahre 1831 gegebenen 
Ermädtigungen in der nämlichen Art — vorbehaltlich der verfaffungsmäßigen 
Anerfennung vom Seite der nächſtfolgenden Ständeverfammlung gegenwärtig 
tmeuert werden, und fprechen demnach bie Berfiherung aus, hievon nach An- 
ſerderung der Umftände ben geeigneten Gebrauch zu machen; auch die Ergeb» 
niſe, wie früher geſchehen, der nächfifolgenden Ständeverfammlung mittpeilen 
au lafien. 

2. Zugleich genehmigen Bir die Gefammtbefchlüffe in Beziehung auf bie 
wm angegebenen Zwede weiter. geftellten Poftulate, nämlich 

A. wegen Ausfheibung ber Beſtimmungen über bie Zollorbnung 
in ein Zollgefet und in eine Zollordnung, wonach alfo die Aus- 
ſcheidung ber Beſtimmungen über Zollverhältniffe in ein Geſetz (Zollgeſetz) 
und in Ausführungsvorfcpriften zum Geſetze (Zollordnung) innerhalb der Grän- 
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zen der Ermächtigung vom Jahre 1831 -fatt zu finden hat, und bie Prüfung 
und Zuftmmung hierüber der künftigen Ständeverfammlung, welcher die Bor- 
lage gefchieht, verfaflungsmäßig vorbehalten bleibt ; 

B. wegen ber Zollfirafbeftimmungen, und zwar: a) wegen Her» 
beiführung eines möglihft übereinftimmendben Zollftrafgeſetzes 
für ſämmtliche Vereinsſtaaten unter Beachtung der Verfaſſungsurkunde 
und unter dem ausdrücklichen Vorbehalte, dasſelbe zur verfaſſungemäßigen Zus 
ſtimmung vor der Einführung vorzulegen; b) wegen der ergänzten gefeh- 
lihen Befimmungen über Berlegungen der Zollorbnung und 
über die Befirafung diefer Berlegungen, wie jene Beſtimmungen in 
der Beilage unter Ziff. XVI. enthalten, und bis zur dereinftigen Einführung 
des unter a. bezeichneten Strafgefeßes genau zu vollziehen find; 

C. wegen der Binnentontrole, worüber Wir bie biesfallfigen Bor- 
ſchriften in der Beilage unter Ziff. XVII. ausfertigen laffen, und bemerken, daß 
die Einführung diefer Kontrole erft dann flatt finde, wenn fie gleichzeitig Im 
Königreiche Würtemberg, wie in den übrigen Bereinsftanten vollzogen wird; 

D. wegen Einführung eines Weggeldes in der Art und Weife, wie der von 
Uns allerhöchft genehmigte, in der Beilage unter Ziff. XVIIL. angefügte Chauſſee- 
geldtarif und die dazu gehörigen befonderen Beftimmungen näher angeben; 

E. wegen Ablöfung der Brüden- und Pflafterzölle der Ge— 
meinden unter ausfchließlicher Verwendung des Ertrages des neuen Ehaufler- 
gelves, fo weit diefer hiezu nötig ift, auch unter Benügung der aus den Zoll» 
gefällen der zweiten und dritten Finanzperiode fich ergebenden und noch bispo- 
nibeln Mepreinnapmen, in welcher Hinficht den beiden Kammern auch vorläufig 
die Grundfäge, nach welchen die Ablöfung bewirkt werden folle, ſchon Fund 
gegeben worben find; endlich 

F. wegen einzelner Tarifmodifikationen Behufs ver Ausfüh- 
zung eines übereinflimmenden auf biefelbe Gewihtseinpeit, 
den Zentner zu 50 Kilogrammen gegründeten allgemeinen, 
Bereinszolltarife. 

, IH. Nachweiſungen. 
1. Berwendung der Staatseinnahmen. 

Veber die Verwendung der Staatseinnahmen für die Jahre 18°%,, 18’%. 
und 18°%, haben Wir den Ständen genaue Nachweiſung vorlegen, und hie- 
durch der Berfaffung Tit. VII $. 10 Genüge leiſten laſſen. | 

Wenn Wir Uns im Jahre 1831 vermüffiget gefehen haben, Unfere 
Rechte wider die von der Kammer ber Abgeordneten über einige Ausgaben er- 
hobenen Anflände zu verwahren, fo hat Uns dagegen bie nunmehrige Erflärung 
diefe Ausgaben und Anftände für immer beruhen zu laſſen, als ein Beweis 
der Beachtung der verfaffungsmäßigen Berhältniffe zur Zufriedenheit gereicht. 

Was die aus Beranlaffung der Rahweifungen von ben Ständen in An- 
trag gebraten Ausgaben betrifft, fo genehmigen unb verorbnen Wir: 
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A. daß bie Summe von 100,000 fl. aus den Erfparniffen der zweiten 
Rnanzperiode für das Bad zu Kiffingen mit der erforderlichen Umficht vertvendet ; 

B. daß der in dem Finanzgefeße vom 28. Dezember 1831, $. 11, lit. n. 
ja Gunften des Militäretats für die Jahre 18°%,, ausgeworfene außerorbent- 
lite Zufhuß von 200,000 fl. jährlich, nunmehr in gleicher Größe auch auf die 
Jahre 18°%,,, 18°%,,, 18°%, für den laufenden Dienft erftredtt, und aus den 
Eräbrigungen ber zweiten und dritten Finanzperiode gefchöpft werde. 

C. So fehr Wir au die gute Abficht erkennen, von welcher der Antrag 
der Stände in Betreff der vor dem 1. October 1822 penfionirten Offiziere aus- 
gegangen if, fo tragen Wir doch Bedenken, Unfere Genehmigung zu erthei- 
Im, wodurch die Penſionsamortiſationskaſſa mit einer neuen Laft beſchwert würde. 

ledrigens wird Unfer Kriegsminifterium der Militär » Fohlenhöfe - Anftalt 
fortwährend die größte Sorgfalt zu widmen ſich angelegen feyn Yaffen. 

2. Stand der Staatsfhuldentilgungsanftalt. 

Die fämmtlihen Rehnungen der Staatsfchuldentilgungsanftalt und der 
Penfionsamortifationdkafla für die Jahre 18°%,,, 187%,,, 18°%, find nebft den 
darüber von Unſerem oberften Rechnungshofe erlaffenen Definitivbefchlüffen 
den Ständen vorgelegt worden und durch die damit gegebene Nachweiſung des 
Standes der Kaflen, fowie der in dem vorbemerften Zeitraume erwachfenen 
30 und Abgänge an den Xctivfapitalien und Zinsrückſtänden, dann durch bie 
erfolgte Anerkennung der während der genannten Jahre neu eingewiefenen 
Schulden aus älteren Rechtstiteln, haben die Anordnungen der Berfaffungsur- 
kunde, Zit, VIE. $$, 11 und 16, ihre Erfüllung erhalten. 


I. Anträge und Wünjche der Kammern. 


Auf die Uns von den Ständen vorgelegten befondern Anträge und Wünfche, 
vo weit fie Gegenflände betreffen, welche zu dem verfaflungsmäßigen Wirfungs- 
kreife der Kammern gehören uub fo weit fie nicht fhon bei den Beſchlüſſen über 
die Gefeßentwürfe oder bei den Nachweifungen erlediget find, erwiedern Wir: 

1. Brandverfiherungsanfalt. 

Unfere betreffenden Staatsminifterien werden die Anträge: a) der Brand- 
serfiherungsanftalt vollſtändige Brief» und Geldportofreigeit zu bewilligen, 
vr die Kreisfaffen und die Nentämter anzuweifen, daß fie durch Geldaffigna- 
üemen die Geldfendungen der befagten Anftalt erleichtern und minder foftbar 
mahen — vorerſt einer näheren Würdigung unterziehen und Unfere befondere 
Exisließung darüber erholen. 

lebrigend werden Wir dig betreffenden Behörden anweifen laſſen, mit 
gröster Strenge darauf zu wachen, daß bei Brandverficherungen beweglichen 
and unbeweglichen Gutes die Abfhägung der Gegenftände fiets nur nad ihrem 
gegenwärtigen Werthe und Zuftande geſchehe. 

2. Beuerpolizei. 
Es ih Unfer ernfilicher Wille, daß die Berorbnungen über die Feuerpolizei 
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mit aller Strenge gehandhabt werben. Wir befehlen Unſern obern Polizei- 
ftellen, diefem Berwaltungszweige, bei welchem die Perfonen und Güter Iin» 
ferer Unterthanen fo fehr betheiliget find, eine gefchärfte Aufficht zu wibmen, 
und gegen bie, zur Vollziefung der erwähnten Berorbnungen verpflichteten 
Beamten und öffentlichen Diener bei wahrgenommener Nachläßigkeit mit Kraft 
und Nachdruck einzufchreiten. 

3. Revifion der Gewerbs- und Familienfteuer. 

Wir werben die Revifion der Gewerbs- und Samilienftener vornehmen, 
und das Ergebniß den Ständen vorlegen laſſen. 

4 Brüden- und Pflaftergelder. 

Der Antrag: wegen der von den Städten und Märkten zu erhebenben 
Brüden- und Pflaftergelver hat bereits durch die Beſchlüſſe über die Ermäch- 
tigungen im Zollwefen feine Beſcheidung erhalten. 

5. Die Herftellung des Bades in Steben. 

Wir werden den Vollzug Unferer, wegen SHerftellung des Babes in 
Steben bereits erlaffenen Verfügungen, und die weiteren zu biefem Zwede er- 
forderlichen Einleitungen anordnen. 

. 6. Bierfaß. 

Der Wunſch der Stände, eine Beſtimmung zu erlaffen, burch welche bei 
ber jährlichen Preisbeflimmung des Sommer- und Winterbiered auf die be- 
fiebenden Lokalverhältniffe Rüdfiht genommen werbe, um die nachtheiligen 
Folgen zu großer Diſtrikte mit gleicher Preisbefimmung zu befeitigen, wird 
von Uns forgfältig erwogen werben. | 

Den weiteren Anträgen der Stände 

7. Die Biedervorlegung eines Eulturgefeßes 
8 Die Entfhädigung der Landräthe 
9. Die Revifion des Häuferfteuergefeßes 
10. Die Erhebung der $$. 1 und 2, Cap. 14 der Augsburger 
Wechſelordnung zu einem allgemeinen Geſetze im 
Wechſelrechte 
11. Die Aufhebung der Proceſſe über die Waldſtreu, ſo weit 
ſolche auf unvordenklicher Verjährung beruhen 
12. Die Ausmittlung eines Emeritenfondes 
13. Die Reviſion der Clerikalabgaben betreffend 
werden Wir die ſorgfältigſte Erwägung widmen. 
IV. Beſchwerden. | 

Die Uns vorgelegte Befchwerde des quieseirenden Forfimeifters Klipſte in, 
wegen Sperrung bes Rechtsweges, werden Wir nach Beflimmung bes Tit. X. 
$. 5 der Berfaffungsurfunde durch Unſern Staatsrath näher unterfurhen und 
entfcheiden laſſen. 

Indem Wir Unfern Ständen diefen Abfchied ertheilen, und das, was 
fie mit unermübeler Anfirengung in einer verhältnismäßig kurzen Zeit geleiftet 
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haben, dann den zweckförderlichen Gang und bie würbige Haltung ber Ber- 
handlungen im Allgemeinen überbliden, finden Wir mit der vollſten Zufrie- 
denheit die am Schluffe Unferer Thronreve ausgefprochene Erwartung, daß 
diefer Landtag fich unter allen rühmlich auszeichnen werbe, auf das ſchönſte 
nfült, Derfelbe hat an dem geheiligten Bande zwifchen König und Volk un⸗ 
verrückt feſthaltend, die feit fo vielen Jahrhunderten bewährte, für Unfere 
Krone und Unfer Herz unſchätzbare ächt bayerifche Denkart und Sitte neuer- 
ii beurtundet, und mit Erwieberung gleicher, dem wahren Wohle aller Un« 
ferer lntertfanen gewidmeter Gefinnung und dankender Anerkennung ber 
Uns und Unferem Königl. Haufe bewiefenen Treue, Ergebenheit und An— 
hänglichleit verfihern Wir wiederholt linfere Lieben und Getreuen, bie 
Stände des Reiches, Unferer Königl. Huld und Gnade, womit Wir denfel» 
ben ſtets gewogen verbleiben. 


$. 15. Abfchied für die Ständeverfammlung vom 17. Novem— 

ber 1837, Amtsti. N 67 vom Jahre 1837 p. 531. 
Ludwig, 8 | 

Unfern Gruß zuvor, Liebe und Getreue, Stände des NReihes! Wir 
haben Uns bei dem nunmehr eingetretenen Schluffe des Landtages über bie 
Uns übergebenen gemeinfhaftlichden Befchlüffe der Stände Unferes König- 
seihes, fowie über die Beratungen und Verhandlungen beider Kammern, aug- 
führlihen Vortrag erftatten laffen, und ertheilen hierauf, nah Bernefmung 
Unferes Staatsrathes, Unfere Königlichen Entfchließungen, wie folgt: 


I. Befchlüffe ver Kammern über die Gefegentwürfe. 
A. Berbefferung ber Gerichtsordnung in bürgerliden Rechts-⸗· 
ſtreitigkeiten. 

Bir ertheilen dem Geſetze in vorbemerktem Betreffe mit den an Uns 
durh Gefammtbefchluß der beiden Kammern gebrachten Modifitationen Unfere 
Genehmigung, und’ laffen ſolches unter Ziff. I. hier anfügen. 

Die hiebei geftellten Anträge betr., fo werden Wir 

1, diejenigen, welche im Gefammtbefchlnffe der Stände unter A6 L, VIE 
und VIII. hinfichtlich eines neuen bürgerlichen Geſetzbuches, hinſichtlich 
vr Einführung exekutoriſcher Urkunden und hinſichtlich ber Exrlaffung 
fr Falliten-Oronung aufgeführt find, in Erwägung nehmen, wobei 
Bir jedoch nicht bergen können, daß durch die Beichaffenpeit des in den ſtän⸗ 
dihen Berhandlungen angenommenen Gefchäftsganges die Durchführung wohl⸗ 
hemeſſener Geſetzbücher kaum möglich werde. 

2. Die im $. 8 Kap. III. des Judiziar⸗Codex enthaltenen Beſtimmungen 
über das Armenrecht, worauf fih der Antrag unter AP IL. bezieht, finden 
Bir, bei genauem Bollguge fo genügend uud felbft mit der angeführten Ber- 
nung vom 19. November 1814 fo übereinftimmend, daß Wir Uns nit 
bewogen fehen, darüber dermal eine nene Beſtimmung zu aa" 
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3. Die Anträge unter As IIL, IV. und VI wegen der Disziplin der 
Advokaten, wegen des Bollzuges rechtokräftiger Ertenntniffe. 
durch Unfere Fiskale und Verwaltungs— Stellen, bann wegen ber 
Anordnung wöhentliher Berhörstage bei allen Unter gerichten 
finden Wir zu dem Geſchäftskreiſe der Kammern nicht geeignet. 

4. Da der 8. 3 im Tit. VII. der Verfaſſungsurkunde beſtimmt vorſchreibt/ 
was bei Veränderung oder Erhöhung indirekter Abgaben erforderlich ſep, fo 
erfiheint der Antrag unter HE V. bezüglich der Beibehaltung der bis— 
derigen Taxen-Anſätze, fo lange die dermaligen Zaren» Ordnungen bes 
fiehen, überflüffig. Wegen desjenigen, was hierüber in einer fünftig etwa zu - 
erfaffenden Taren-Orbnung zu befiimmen wäre, können Wir im Boraus Fein 
Berfprechen ertpeilen. 

B. Berhütung ungleihförmiger EN des oberfien 
Gerihtspofes in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 

Den zu dem Entwurfe über den vorbemerkten Gegenfland von den Kam- 
mern beantragten Modififationen und Zufägen haben Wir Unfere Geneh- 
migung ertheilt, und fanttioniren das unter Ziff. IL. anliegende Geſetz. 

Was den bei diefer Gelegenheit an Uns gebrachten befondern Antrag 
betrifft, fo finden Wir Uns nicht bewogen, das Inſtanzen⸗Verhältniß in Straf- 
rechtsfachen abzuändern — und hinſichtlich der Berufung in Civilſachen haben 
Wir die geeigneten Beftimmungen in dem Geſetzesentwurfe über Berbefferung 
der Gerichtsordnung bereits an Unfere Stände gelangen laflen, 

C. Zwangs-Abtretung von Grundeigenthum für öffentlide 
| Zwecke. 

Den Entwurf in Betreff der Zwangs⸗Abtrelung von Grundeigenthum für 
öffentliche Zwecke ſanktioniren Wir mit den von den Ständen vorgeſchlagenen 
Modifikationen und laſſen hierüber das unter Ziff. III. anliegende Geſetz aus— 
fertigen. 

Hiebei ſetzen Wir ausdrücklich voraus, daß zufolge dieſes Geſetzes in den 
eigenthümlichen Verhältniſſen der Brandverſicherung, der Kriegs-Peräquation, 
des Salpeterweſens, des Bergbaues und des Straßenbaues hinſichtlich der 
Kiesgruben, ſo wie überhaupt in allen anderen dergleichen Sachen, über welche 
neben der Berorbnnng vom 14, Auguſt 1815, dann im Rheinkreiſe neben dem 
Geſetze vom: 8. März 1810, befondere Gefeße und Berorbnungen beftanden und 
vollzogen worden find, weder in formeller, noch in materieller Hinſicht eine 
Aenderung eintrete. : 

Die den fländifchen Modifitationen angefügten Wünfde und Anträge 
in, Beziehung auf die Aftien-Gefellfhaften, insbefondere jene für die Ei- 
fenbahnen, werden Wir in nähere Erwägung ziehen. - 

D Anterſuchuug und Beſtrafung der geringeren körperlichen 
Mißhandlungen. 
Den Modiſikationen des Gefetentwurfes über die Unterſuchung und 


* 
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Befrafung der geringern körperlihen Mißhandlungen vermögen 
Bir Unfere Genehmigung nicht zu ertheifen. 
E. Landräthe. 

Wir haben die zu dem Gefeßesentwurfe über einige Ergänzungen bes 
Gefees vom 15. Auguft 1828, die Einführung der Landräthe betr., von den 
Ständen beantragten Modifikationen genehmiget, und dem unter Ziff. IV. bei- 
liegenden Gefeße Unfere Sanktion ertpeilt. 

Was die weiteren an Uns gebrachten, anf diefes Geſetz Bezug nehmenden 
Inträge betrifft, fo eröffnen Wir den Ständen : 

1. Die Zelt der Einberufung der Landräthe werben Wir jedesmal nad 
Umfänden beftimmen ; 

2. Dem Antrage auf Berüdfichtigung der von ben Landräthen geäußerten 
Vünſche iſt bisher ſchon, To weit ed nach Umſtänden oder nach Beſchaffenheit 
der Sache geſchehen konnte, jederzeit genügt worden; 

3. Ob und wie bie, aus den erlebigten Rechnungen fich ergebenden lleber- 
fhüfle der Kreisfond zur verzinslichen Anlegung kommen können und follen ? 
bleibt jedesmal Unferer befonderen Befchlußfaffung vorbehalten; 

4. Den Anträgen in Betreff der MittHeilungen, welche an bie Bevoll⸗ 
mädhtigten der Standesherren und erblichen Neichsräthe gefchehen follen, dann 
in Betreff der Erweiterung des Termins zur Einfihtnahme, haben Wir Un- 
jere Genehmigung ertheilt, und die benfelben entfprechenden Befiimmungen 
fogleih in das Geſetz einfrhalten laſſen. \ 

F. Beftand und Wahl der Gemeinderäthe im Rheinfreife, 

Nah Genehmigung der von den Ständen zu dem Gefeßesentiwurfe über 
den Beſtand und die Wahl der Gemeinderäthe im Rheinkreiſe vorgefchlagenen 
Nodifitationen, fanktioniren und erlaffen Wir das unter Ziff. V. ankiegende 
Geſetz und erklären hiebei: daß jufolge diefes Geſetzes, Art. IL. Abſatz 2, die 
entgegenftehende Beftimmung im $. 4 des Refcriptes Unferer Regierung bes 
Rheinkreifes vom 11. Zunt 1819 (Amtsbl..As 7) außer Wirkung trete. 

Die vorgefchlagenen weiteren Aenderungen in Anfehung der Wahlperio- 
den wollen Wir nor auf fi beruhen laſſen. 

Dem Antrage ber Stände wegen Betreibung von Wirthſchaften 
durch die Bürgermeifter ertheilen Wir Infere Genehmigung, und wol—⸗ 
Im, daß deßhalb folgende Vorſchriften als gefehlich beobachtet werben : 

Der Bürgermeifter, welcher bei feiner Ernennung nicht fchon Wirth geive- 
kn if, darf, während der Dauer feines Dienftes, weder in feinem Wohnhaus 
eine BWirtfchaft dulden, noch ſelbſt Wirthſchaft treiben, noch für feine Rechnung 
heiben laſſen. 

Fällt ihm oder feiner Ehefrau während feiner Dienftzeit, erblich ober fchen- 
lungeweiſe, eigenthümlich oder nutznießlich, ein in feinem Amtsbezirke gelegenes 
dans mit einer beftehenden Wirtpfchaft zu, welde er fortzufeßen, ober für feine 
Fechnung fortfeßen zu laſſen wünſcht, fo kann dies nur mit befonderer, nach 
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Vernehmung des Gemeinderathes erfolgenden Bewilligung Unferer Kreisre⸗ 
gierung geſchehen. 

Die übrigen auf die Gemeinderäthe im Rheinkreiſe ſich beziehenden An- 
träge der Stände haben Wir weder zur Aufnahme in dieſes Geſetz, noch 
auch vor der Hand zur befonderen Genehmigung geeignet gefunden, verweifen 
jedoch | 

1. hinfichtlich der zu den Sigungen und Befchlußfaffungen erforderlichen 
Zahl von Gemeinderathemitglievdern, fo wie 

2. hinfichtlich der Vorkehrungen wider faumfelige Gemeinderätfe — auf 
die hierüber ſchon beftehenden Anordnungen, — dann 

3. hinfihtlih der Stellvertretung der gleichzeitig verhinderten Bürgermei- 
fer und Adjunkten, auf die überall hergebrachte Eollegialorbuung, und behalten 

4. binfichtlich der Bekanntmachung des Perfonalftandes der Gemeinderäthe 
die fachdienlichen adminiſtrativen Berfügungen vor. 

G. Gemeinde-Imlagen im Rheinkreife 

Den von den Ständen in ihrer Zuftimmung zu dem Gefebes+ Entwurfe 
über den vorbezeichneten Gegenſtand vorgefchlagenen Modifikationen haben 
Wir Unfere Genehmigung ertpeilt, und erlaffen hienach das unter Ziff. VI. 
anliegende Gefeb. 

"Hiebei feben Wir ausprüdlich voraus, daß es mit dem Art. III dieſes 
Geſetzes die Meinung nicht habe, den Gemeinden bleibende Anfprüche auf den 
Grund folder Beiträge einzuräumen, welche das Staatsärar nicht zufolge einer 
gefeßlichen Berpflichtung, fondern nur zufolge prefärer Bewilligung in einjel- 
nen Fällen geleiftet haben könnte, 

Den gelegenpeitlich diefes Gefeßes an Ing gelangten Wunſch und An» 
trag wegen des Bürger- Einzuggeldes, genehmigen Wir und verord⸗ 
nen demnach Folgendes: 

In Gemeinden, wo mit dem Einzuge der Eintritt in beſtimmte Gemeinde, 
Nugungen, namentlihd in Pfründen und Almenden, in Gabpol; und 
Weiderechte, oder auch, bei fich ergebender Dürftigfeit, die Theilnahme an 
Unterflüßung aus GStiftungs- oder befonderen Wopltpätigleitsfonds verbunden 
ift, hat der Gemeinderath die Befugniß, das einfache Bürger- Einzugsgeld bis 
zum Marimalbetrage von zweihundert Gulden, nach Maaßgabe jener befiimm: 
ten oder eventuellen Vortheile, und in Gemäßpeit eines yon Unferer Kıeid 
zegierung zu fertigenden Zarifs zu erhöhen und feflzuftellen, 

Das einfache Bürger-Einzugsgeld wirb für Ausländer, welche keinem Zoll, 
vereinsftaate angehören, auf den doppelten Gebührenbetrag erhöht, welchen fir 
bisher zu entrichten hatten. | 

Die in der erhöhten Summe bes Bürgereinzuggelvdes etwa begriffenen 
Anſätze für eventuelle Vorteile aus Stiftungs-, befonderen Wohlthätigkeits⸗ 
oder fonftigen Bonds, welche von der Gemeindekaſſe geirennt find ,. follen eben 
ienen betreffenden Fonds zufließen, 
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H. Bud get. 

Wir haben den Ständen bes Reiches bei dem diesjährigen Zufammentritte 
in Gemäßpeit der Beſtimmungen ber Berfaffungsurtunde Tit. VIL $. 4 die 
genaue Meberficht des Staatsbedürfniffes, fowie der gefammten Staatseinnap- 
men (Budget) vorlegen laffen, um über bie zu erhebenden Steuern für die 
IV. $inanzperiode in Berathung treten zu können; das Staatsbedürfniß wurde 
in einer Gefammtfumme’ von 29,986,009 fl. nachgewiefen; die Summe ber 
Staatseinnahmen unter vorläufiger Anrechnung ber. direkten Staatsauflagen 
im Betrage von 6,136,883 fl. auf 30,012,473 fl. angefeßt, zugleich zur Ergän- 
zung des Neichsrefervefonds auf den Betrag von 500,000 fl. jährlich der nö—⸗ 
thige Zufhuß aus den Erübrigungen der II. Finanzperiode entnommen. 

Beide Kammern haben inhaltlich Gefammtbefchluffes 

A. die Einnahmen betreffend, 
die Summe ber zu erhebenden Steuern nah dem Boranfchlage ohne Berän- 
derung der Summe zugeftanden, jedoch | 

1. bei den Zaren eine Erhöhung von 13734 fl., 2. bei den Auffchlagsgefäl- 
Ien von 46388 fl., 3. bei den Zöllen von 405228 fl. und A, bei dem Ertrag 
aus Defonomien und Gewerben von 11961 fl., fopin im Ganzen eine Mepr- 
fumme von 477311 fl. annehmen zu können erachtet, und folhe Summe den 
Staatseinnahmen ſogleich zugeſetzt, übrigens auf den Grund dieſer Zuſätze 

B. die Ausgaben betreffend, 
ausſprechen zu können geglaubt, daß hiedurch die Mittel gegeben ſeyen, um 
Ausgaben⸗Mehrungen zu decken, ſohin 

1. bei dem Etat des Staatsminiſterlums des Innern einen Zuſatz einſtel⸗ 
len zu können, pr. 8945 fl. 

2. bei den Staatsanftalten für Erziehung und Bildung, nämlih: a) für 
jede der Univerfitäten a 3000 fl. jährlich, 9000 fl., b) für Berbefferung ber 
Landſchulen jährlich 72000 fl. 

3. für den Cultus, und zwar: a) für Tiſchtitel 3907 fl., b) zum Emeriten» 
fond 10000 fl., e) zur Unterftüßung der Geiftlichfeit im Rheinkreiſe 4000 fl., 
d) zum Penfionsfond der proteftantifchen Geiftlichkeit 1500 fl., e) für bie pro⸗ 
tetantifchen Conſiſtorien in Bayreuth und in Speyer zur Beſoldungs⸗Erhöhung 
300 fl. 

4. bei der Pofition Geſundheit für bie homö opathiſche Heilanſtalt in 
NRünchen 4000 fl. 

5. bei der Pofition Wopltpätigkeit, und zwar: a) für bie Augen- 
Seilanftalt in Nürnberg 500 fl., b) für das Kurzifche Inftitut in München 500 fl. 

6. bei der Pofition: Induſtrie und Kultur: a) für den landwirthſchaft⸗ 
lihen Berein dahier Zuſchuß 3000 fl., b) ebenfo für den polptechniſchen Berein 
dahier 1000 fl., e) für dem polytechnifchen Berein in Würzburg 200 fl. 

7. zur Erhöhung der Beiträge für die Hädtifche Polizei-Verwaltung 11,000 fl. 

‚8. bei der Pofltion: Straßen-, Brüden- und Waſſerbau: a) zur Unter⸗ 
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haltung und Berbefferung der Straßen 150000 fl., b) zur Unterhaltung für 
neue Straßenfireden 66327 fl. 

9. für den proteftantifchen Gottesdienſt in Garnifonsplägen 1500 fl. 

10. zum befferen Unterhalt der Staatsgebäude 150000 fl, was im Gan- 
zen eine jährlihe Mehrausgabe von 500179 fl. gleichkömmt, woburd bie ganz 
ungewiffen Zufäße an die Einnahmen abforbirt- werden. 

Außerdem wurden aber mit Rüdfiht auf den Reichsreſervefonds und auf 
mögliche Erübrigungen beahtragt, fohin nicht als Zufaß behandelt. 

1. zur Beranlaffung und Sicherung der Aufräumung von Retarbaten in 
Givilprozeffen beim Operapellationsgericht 50000 fl. 

2. für die Landgerichte — außer den zur Verkleinerung berfelben allerhöchſt 
bewilligten 60000 fl., noch zur Beftreitung der Extraditionskoſten 20000 fl., in 
averso oder jährlich 3333 % fl., ferner Tantiemen- Surrogatgelder (welche in 
jedem Falle erft näher zu prüfen und zu liquidiren wären) 73000 fl., zur Dr« 
ganifation der Landgerichte aus Erübrigungen aus der III. und IV. Finanz- 
periode jährlich 150000 fl. 

3. Zuſchuß zur Univerfität München für die IV. Periode 5000 fl. 

4, für Straßen» und Waſſerbau 300000 fl. 

5. weiterer Zufhuß zum Baue der Fatholifchen Kirche in Ansbach außer 
der im Finanzgefebe bezeichneten Unterflüßungsfumme 34348 fl,, endlich 

6. zur Ausbeflerung des Bauzuftandes der Staatsgebäude in den Kreifen 
jährlich 100000 fl. Zufammen 775581’ fl, wonach, da zur Zeit Ueberſchüſſe 
vder weitere Erübrigungen rechnungsmäßig nicht feftftehen, nicht nur der Reichs— 


Reſerve-Fond aufgezehret, fondern auch ein nicht unbedeutendes jährliches De=' 


fizit in Ausficht geftelt wäre, was allerdings noch höher fleigen müßte, wenn 
die fo lebhaft angeregte Aufhebung des mit einem Jahres-Ertrage von 1380569 fl. 


im Büdget vorgeiragenen Lottos bei der Inmöglichfeit der Ermittlung eines _ 


entfprechenden Erfaßes, erfolgen würde. 
Ueberbies find nicht vorgefehen: 


1. der Meprbedarf für bie Clin indem ber gegenwärtige 
Landtag allein einen Aufivand von 360000 fl. bis 380000 fl. erforbert; 


>. 


2. die Ausgaben auf Geſetzgebung, auf Bundes-Matrikular-Beiträge, auf | 


Heimathlofe, auf Nachläſſe der Weinbergsbefiger im Untermainfreife, auf die 
Nhein- und Mainfchifffahris-Commiffion ze. 


Unter dieſen Umfländen, und abge! 'eben davon, daß an und für fih zur 


Zeit einerfeits nicht einmal die Mittel zur Dedung der bemerkten Yusgaben- 
Zufäße gefichert wären, und daß eben fo wenig nach ber im $. 6 des Finanz- 
geſetzes getroffenen Dispofition über bisherige Erübrigungen die Fonds zur 
Beftreitung der weiter beantragten Ausgabenmehrung vorhanden find, währenp 
andererfeitd nach Zit. VIL, $. 9, der Berfaffungsurfunde die Sicherſtellung 
de8, in der Summe auch von beiden Kammern als bemeflen erachteten, Reichs— 
reſervefonds unerläßliches und unabweisbares Bepürfniß ift, es auch eine hei— 
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fige Berpflihtung bleibt, den mit Mühe georbneten Staatshauspalt fernerhin 
zu bewahren, und jede Rüdwirkung auf den Staatskredit zu verhüten — ver—⸗ 
mögen Bir — in Erwägung der deutlichen Beftimmungen der Berfaffungsur- 
kunde Tit. VII., $$. 3, 4, 5 und 9 — auf deren gewiffenhafteften Fefthaltung, 
ſowohl in Beziehung der Rechte Unferer Krone, als auf die den Ständen 
des Reiches verfaffungsmäßtg eingeräumten Befugniffe Wir unerfehütterfich“ be⸗ 
harten; die von ben Kammern der Ständeverfammlung zu den Staatseinnah- 
men gemachten Zufäße fo wenig, als die von. denfelben hierauf gegründeten Feft- 
fegungen und Anmweifungen von Ausgaben mit den allegirten Beftimmungen 
des Tit. VII. der Berfaffungsurfunde zu vereinbaren, biefelben daher auch als 
zuläffig oder bindend nicht anzuerkennen; vielmehr finden Wir Uns aus ben 
angebeuteten Gefammt-Rüdfichten bewogen und aufgefordert, die Einnahme 
Pofitionen, mit Hinzurechnung der nunmehr ermittelten Beträge aus dem bie 
reften Staatsauflagen per 6136883 fl. in der liquiden Gefammtfumme, wie 
folhe in der auf Unferen Befehl an die Stände gelangten Neberficht ange» 
geben ift, wieder einftellen und ebenfo die Gefammtfumme der Ausgaben, hin⸗ 
ſichtlich welcher nur-bei dem Etat des Staatsrathes bie Summe von 1000 fl. 
son den Kammern beanftandet, und die vorläufige Trangferirung von 2182 fl. 
30 fr. für Penfionen von Dienern apanagirter Mitglieder des Königlichen Hau=- 
fe8 auf den Neichs-Refervefond beantragt worden ift, unter einftweiliger Ge- 
dattung diefer Transferirung, unbefchadet jedoch der Kronrechte, beibehalten zu 
laſſen. 

Sollte jedoch ſich ergeben, daß ungeachtet der fo bedeutenden Summen, welche 
Bir bereits für mehrere Zwede zugeftanden haben, als: eine Averfalfumme von 
500000 fl. für Berbefferung der Strafen, von 400000 fl. für die Main-Correktion, 
von 400000 fl. für den Landbau, von 150000 fl. für Verbefferung der Schifffahrt 
auf der Donau und einzelnen Nebenflüffen derſelben, dann von jährlichen 
60090 fl zur Verkleinerung von zwanzig größern Landgerichten; eine fernere 
außerordentliche Hülfe, und zwar zunächſt für den Straßenbau, fih in der 
Folge als dringend darftellen würde. fo behalten Wir ung vor, im Falle wirf- 
ih Ueberſchüſſe an Einnahmen erzielt werben, und das Bedürfniß gehörig er- 
mittelt ift, nach Umfländen weitere Berüdfichtigung zur Verbefferung des Straß- 
mufandes, welchen Wir mit befonderer Sorgfalt fortpin im Auge behalten, 
wobei fih aber in einem großen Theile des Königreiches die ſchlechte Beichaf- 
fenpeit des Baumateriald als beinahe unüberwindliches Hinderniß entgegenftellt, 
nah näherer Unterfuhung der Berpältniffe und unter Beachtung der in Bes 
jiehung auf den Zollverein wichtigen Straßen-Berbindungen und nad Umftän- 
den auch für den Landbau eintreten zu laſſen. 

Wir erwarten daher, daß die Stände des Reiches in Unfere fortwäh- 
ende Sorgfalt für des Landes wahres Befte volles Bertrauen feßen, und in 
diefer Unferer ErHärung von felbft ale Beruhigung finden werden. 
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Gegenwärtig wollen Wir außer den ſchon bewilligten Averfalfummen 
genehmigen: 

1. Für jede ber drei Landesuniverfitäten einen jährlihen Zufhuß von 
3000 fl. 2. Für bie Univerfität Münden noch insbefondere in der IV. Finanz- 
periobe aus ben Staatsfonds einen jährlihen Zufchuß von 5000 fl. 3. Für 
Tiſchtitel jährlih die Summe von 3000 fl. 4. Für die Augenheilanftalt in 
Nürnberg jährlich 500 fl. Ferner 5. Aus Erübrigungen zur Bollendung bes 
Baues der Tatholifchen Kirche in Ansbach, im Ganzen bie Summe von 44248 fl. 

I. Finanzgeſetz. 

Das Finanzgeſetz, welches Wir mit dem Budget den Ständen haben 
vorlegen laffen, und welches in feinem Eingange die Art ber ſtändiſchen Bei- 
wirkung genau bezeichnet, auch nur im Zufammenhalte mit der Berfaflungsur- 
tunde Tit. VII. $S$. 3, 4, 5 und 9 betrachtet werden Fann, laffen Bir, als 
von Uns — unter folder VBorausfeßung unpräjubieirlich für die befagte, ge- 
meinfam bindende Berfaffungsurtunde und für die Rechte der Krone — ſank⸗ 
tionirt, mit Beziehung auf Unfere allgemeine Erklärung über das Budget, 
unter Ziff. VIL aufügen. j 

Anbelangend ben Zufag zum Eingange biefes Geſetzes in Betreff der 
Eräbrigungen wollen Wir lediglich aufmerkfam machen, daß Wir im$.6 die 
Berwendung verfelben für die Vorjahre bereits bezeichnet haben. 

K. Ausfheidung der Kreislaften von den GStaatslaften und 
Bildung der Kreisfonde, . 

Bir eripeilen den von den Ständen zu dem Gefeßentiwurfe über bie 
Ausſcheidung der Kreislaften von den Staatslaften und über die Bil- 
bung ber Kreisfonds beantragten Modifitationen Unfere Genehmigung, 
und erlaffen das hiernach ausgefertigte unter Ziff. VIII. anliegende Geſetz. 

Den beigefügten Wunſch, daß die Voranſchläge zu allen Land— 
Neubauten, welde die ben Kreifen überwiefenen Objekte, betreffen, den 
Landräthen zur Prüfung vorgelegt werden möchten, haben Wir zur Genep- 
migung und Aufnahme in das Geſetz nicht geeignet gefunden. 

L. 3ollmwefen. 
I. Zollgeſetzgebung. 

1. Wir genehmigen hiemit den Mopifitationsantrag der Stände zum Zoll» 
Gefege, welches in Gemäßpelt der Beftimmung des Landtagsabfchieves vom 
1. Juli 1834, Abth. I. R., und nach ver bießfallfigen nähern Berhandlung 
bei der im Jahre 1836 zu Münden flattgehabten General=Eonferenz der 
Bevollmächtigten ſämmtlicher Bereinsregierungen- auf Unferen Befehl an 
die diesjährige Ständeverfammlung gebracht worden ift und deren Zuſtimmung 
erhalten hat, fanktioniren demnach das Zollgefeß in der Faffung, welche vie 
Beilage unter Ziff. IX. enthält, 

2. Ebenfo find Uns die Modifitations-Anträge ber Stände zum Zollfiraf- 
geſetze, über deſſen Hauptgrunbfäße gleichfalls bei vorerwähnter General- Eon=- 
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ferenz das Nöthige erörtert worden, genehbm, und Wir eriheilen fomit dem 
unter Ziff. X. anliegenden Strafgefeße Unfere allerhöchſte Santtion. 

3. Zugleich beflimmen Wir unter Beziehung auf den im Schlußfaße des 
$. 169 der Zollordnung vom Jahre 1833 zum neuen Zollgefebe $. 39: „daß 
„die ohne augenfälligen Berbacht, behufs der Förperlichen Bifitation vor bie 
‚Berichte gebrachten Perfonen, gegen die betreffenden Beamten auf Schadlos⸗ 
„haltung follen Hagen können.“ 

4. Wir wollen, daß die nunmehrige Zollorbnung, wie fich biefelbe nad 
der im Landtagsabſchiede vom Jahre 1834, Abth. J., R., nach Ausfcheidung der 
früheren Zollorbnung in ein Zolfgefeß und in eine Zollorbnung, den Berabres 
dungen ber öfter bemerkten General-Eonferenz gemäß, gefaltet hat, unter Hin- 
zufügung ber von Uns genehmigten ftändifchen Anträge ebenfalls ohne Berzug 
burh das Regierungsblatt verlündet werden foll; endlich 

5. Berorbnen Wir, daß das Zollgefek ſowohl, als die Zollorbnung, welche 
an die Stelle der im Jahre 1833 verfündeten Zollordnung zu treten haben, 
und ebenfo das Zollfirafgefeß, welches flatt der gefeßlihen Beflimmungen vom 
1. Zuft 1834, die Berlegungen der Zollorbnung und die Beftrafung biefer Ber- 
leßungen betr., zur Anwendung fümmt, mit dem 1. Januar 1838 in Bollzug 
gebracht werben follen, 

6. Anertennend die Bereitwilligkeit, mit welcher die Stände allen in dem 
denfelben mitgetheilten Bereins-Zolltarife für die Jahre 1837, 1838, 1839 ge- 
troffenen Abänderungen zugeftimmt haben, ertheilen Bir auch dem hierauf 
bezüglichen Gefammtbefchluffe Hieburch Unfere Genehmigung, mit dem Bei⸗ 
fügen, daß jener Tarif nach den vertragsmäßigen Beflimmungen bereits ſeit 
dem 1. Fanuar des gegenwärtigen Jahres angewenbet werbe. 

U. 3ollverträge. 

Wir haben ven Ständen des Reichs 

1. den Bertrag mit dem Großherzogthume Baden über beffen Beitritt zum 
Zollverein vom 12. Mai 1835; 

2. den Bertrag mit dem Herzogtfume Naffau über deſſen Anfchluß an ven 
Zollverein vom 10. Dezember 1835 und 

3. den Bertrag über bie Acceffion der freien Stabt Frankfurt vom 2. Jar 
nuar 1836, unbefchabet der Rechte Unferer Krone hinfichtlih der Vertretung 
der Handeldintereffen im Verhältniſſe zum Auslande, ſowie in Anfehung des 
Abſchluſſes der Zollvereins- und Handelsverträge, in geeigneter Weife mittheilen 
laſſen, und mit befonderem Woplgefallen aus dem Gefammtbefchlufle der Stände 
deren dankbare Anerkennung ber durch diefe fegensvolle Erweiterung des Zoll⸗ 
vereins für Bayern neu eröffneten Duellen zur Beförderung feines Handels und 
feiner Induflrie entnommen. Dit biefer Unferer Königlichen Erklärung ver- 
binden Bir die Berfiherung, daß die Vorbehalte, welche und wie ſolche ſchon 
im Jahre 1831 zum Zwecke der Ausbildung des Zollvereind durch neue Ab⸗ 
ſchlüſſe inhaltlich des bamaligen Landtagéabſchiedes fanktionirt worben, in ber 
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Beife, wie in dem ftändifchen Gefammtbefchluffe zum Frommen des Ganzen 
neuerdings au für die Zufunft bezeichnet worden, auch fernerhin ganz fo, wie 
bisher, behufs der Erreichung des gemeinfam gewünfchten Zweckes mit aller 
Sorgfalt werden benüßt werden. 


I. Befondere Poftulate. 


Gleichmäßig genehmigen Wir die Gefammtbefchlüffe der Kammern auf die 
weiter geftellten Poftulate, nämlich: j 

1. Die Verminderung oder auch Aufhebung, fowie die Erhöhung ber Zoll 
und anderer Gebühren, im Intereſſe der Yandwirthfchaft, der Induſtrie und 
bes Handels, wenn die übrigen Bereinsftaaten nad den Befimmungen der in 
Mitte liegenden Zollvereind »Berträge fich diesfalls vereinbaren foßten, ober 
wenn für das Königreich Bayern in Anfehung der Gebühren, welche eine pri- 
vative Einnahme bilden, im Intereffe der Landwirthſchaft, der Induſtrie oder 
bed Handels eine Herabfeßung oder Berminderung für zeitgemäß erachtet wer- 
den wollte, unter dem Borbehalte zu verfügen, daß, wenn alle hienach getrof- 
fenen Abänderungen des Tarifs bei der nächflen Ständeverfammlung die Zu 
fimmung der Stände nicht erhalten, felbige mit dem Schluffe der Sitzungen 
beider Kammern wieder aufhören, und dagegen die abgeänberten Zölle und 
ſonſtige Gebühren nach den früheren gefeglichen Beflimmungen wieder erhoben 
werben follen. | 


2. Die Mopifitation einzelner Tariffäge behufs der endlächen Einführung 
des ſchon angegebenen Zolfgewichtes und respective zur Aufnahme biefes Gr» 
wichtes als allgemeinen Gewichtes für Berechnung der Zollabgaben im Ber- 
eins-Zolltarife unter der Bedingung zugelaffen, daß dadurd eine Erhöhung 
des Tarifs im Ganzen nicht erzielt werde; daß die den vereinsländiſchen Fabri⸗ 
ten und Gewerben unentbehrlichen ropen Stoffe in feinem Falle auch nur der 
Heinften Erhöhung unterworfen werden, es fey denn, daß das Intereſſe der 
Landwirthfchaft, der Induftrie und des Handels in Uebereinftimmung mit dem 
. im Poftulate I enthaltenen Zugeftändniffe es dringend erfordern; und daß end» 
lich die Zuſtimmung der nächften Ständeverfammlung in derfelben Weile, wir 
in dem oben genannten Poftulate I vorbehalten bleibe. 


3. Das Chauffeegeld betr.: a) mit Rückſicht auf die gelegenheitlich det 
jüngften General» Eonferenz erhobenen Erinnerung, folche Einrichtungen zu 
treffen, welche jedes Mißverftändniß, hinfichtlich der noch fortbeftehenden Chauſ⸗ 
ſeegelderhebung nach Erforderniß der Verhältniffe zu befeitigen vermögen, bie 
etwa in allen Vereinsſtaaten auch übereinftimmende Chanffeegeld » Regulative 
zur Ausführung kommen, wozu die fländifhe Zuflimmung in der Art und 
Weiſe, wie im Poftulate I vorbehalten bleibt; b) das noch ferner Zur Erbe’ 
bung kommende Epauffeegeld ausſchließlich zur Ablöfung jener Pflafer- und 
Brüdenzölfe zu verwenden, welche in Heinen Städten und Orten beſtehen, 
und den Verkehr am meiften beſchweren, unter Mitverivendung der im ben 
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Zollgefällen ſich ergebenden Ueberſchüſſe, fo weit es nad Maßgabe der eintre- 
tenden Umftände räthlich und nothiwendig gefunden werben wird, 

4. Die Befteuerung der Branntwein-Fabrikation in Caulsdorf in der Art 
eingeführen, daß a) ber im Bezirke des erclanirten Amts Caulsdorf ges 
fertigte Branntwein , ohme Unterſchied des Materials, für den bayerifchen Ei« 
mer 5%, Altopol-Stärke nah Tralles einem allgemeinen Steuerfaße von 5 fl. 
% kr. unterworfen werden könne; daß b) diefe Abgabe nach bayerifchem Eimer 
vs Raum Inhaltes der Maifchbottige bei mehligen Stoffen, und der Menge 
bei nicht mehligen Stoffen, mit Rüdficht auf die natürliche Ertragsfähigkeit 
des zu verarbeitenden Materials, fowie auf den Umfang und auf die Befchaf« 
fenheit der technifhen Einrichtungen feſtgeſetzt; e) übrigens jeder, welcher 
Branntweinbrennerei-Apparate für feine Rechnung felbft oder durch Andere in 
Betrieb feßt, zur Entrihtung der Branntweinfteuer angehalten werben foll, 
cadlich d) daß Berlegungen der deffallfigen Borfhriften und die Berfürzungen 
vr Branntweinfeuer analog der, über die Defraudation des Malzauffchlages 
für das Königreich Bayern geltenden Befimmungen zu behandeln feyen; 

5. Die Einführung breiter Radfelgen auf den Kunfiftraßen in Gemein- 
kbaft mit den Bereinsftaaten zu bewirken, die fi vorläufig nach Inhalt des 
drototolls der General-Eonferenz vom 12. September 1836 über die deßhalb 
zu befofgenden Grundfäge vereinbart haben. 

Indem Wir diefen Gefammtbefchlüffen Unfere allerhöcfte Santtion er- 
teilen, befehlen Wir zugleich, daß mit dem Augenblide, wo in Caulsdorf die 
Oefieuerung der Branntweinfabrifation zur Ausführung kömmt, die Erhebung 
des Malz-Auffchlages dortfeloft eingeftellt werde, 


U. Nachweiſungen. 


A. Berwendung der Staatsd-Einnahmen. 

‚Ueber die Berwendung der Staats-Einnahmen in den Jahren 18°%,, 
15, und 18°’%, haben Wir den Ständen genaue Nachweiſung vorlegen 
und dadurch den Beflimmungen ber Berfaflungsurkfunde, Tit. VIL $. 10, Ge 
näge leiten laflen. 

Bir fehen Uns aber veranlaßt, Unfere in dem Landtagsabſchiede vom 
9. Dezember 1831 gegen ein ganz ähnliches in diefem Jahre verfuchtes Ein- 
greifen der Kammer der Abgeordneten uiedergelegte Verwahrung. Unferer 
wifungsmäßigen Regierungsrechte hiemit ausdrücklich zu wiederholen. 


B. Stand der Staatsfhuldentilgungs - Anftalt. 
1. Zur Erfüllung der Beftimmungen der Berfaflungsurtunde, Tit. VIL, 
W. 11 und 16, find den Ständen fämmtliche Rehnungen der Staatsſchul⸗ 
deatilgungs-Anftalt, fowie der Penfiong » Amortifationstaffe und auch der durch 
bad Geſetz vom 1. Zuli 1834 gegründeten Feftungsbau-Dotationslaffe mit allen 
Rahmweifungen nebſt den von Unferem oberften Rechnungsbofe erlaſſenen 
Definitiobefchlüffen mitgetheilt worden. 


— 
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Nachdem jedoch die Stände in einem Geſammtbeſchluſſe die Erklärung 
gegeben haben: 

Es feyen die fänmtlichen Einweifungen aus ältern und neuern Rechtstiteln, 
mit Ausnahme der 228343 fl. 20 fr. Nachholung der Zinfen für die De 
fenfionsgelder aus den Jahren 1827 bis 1830, welcher Poft fie die Aner⸗ 
kennung nicht erteilen zu können glauben, als richtig anzuerkennen, und es 
ſey den vorliegenden Rechnungen bie Anerfennung nur unter der Borausfeßung 
zu ertheilen, daß bie von ber Schuldentilgungstaffe in den Rechnungsjahren 
18°%, für empfangene De fenfionsgelder bezahlten Zinfen im Gefammtbe- 
trage von 463222 fl. 12 kr. der Schuldentilgungs-Anflalt. vergütet werben; fo 
ſehen Wir Uns bewogen, mit Hinweifung auf die in Mitte liegenden, vor 
der Berfaffungsurkunde ſich datirenden Staatsverträge und hierauf begründeten 
Berabredungen in Betreff der Natur und Beftimmung der Defenfionsgelver, 
fo wie über die Verwendung biefer Fonds und der davon abfallenden Zinfen; 
dann mit Beziehung auf die Verfügung des Landtagsabfchieves vom 29. De- 
zember 1831, Abth. L, lit. T., fo wie auf Art. J. des Feſtungsbau⸗Dotations⸗ 
gefebes vom 1. Julius 18345 endlich felbft auf die ftändifhen Verhandlungen 
vom Jahre 1834, hiemit gegen diefe Beichlüffe feierliche Berwahrung auszu- 
Tprechen und anzufügen, daß Wir die Beanftandung jener auf Bertrag und 
Recht beruhenden Zinfenbezüge nicht und um fo weniger anzuerkennen vermögen, 
als die hierauf bezüglichen Anordnungen ſchon im 3. 1832 der Schuldentilgungs- 
Eommiffion vorfchriftsmäßig infinuirt und von den fändifhen Commiſſären als 
rechtsbegründet anerkannt worden find, ſolches auch durch das Protokoll ber 
Staatsfchuldentilgungs-Commiffion vom 18. Dftober desfelben Jahres nadge- 
wiefen ift. 

2. Den wegen Abfchreibung mehrerer Aktiven im Gefammtbetrage 
von 307281 fl. 40 Er. 7 HI. erhobenen Anftand beir., unterliegt es durchaus 
feiner Schwierigkeit, die im Geſammtbeſchluſſe verzeichneten Poſten wieder in 
der Rechnung vorzutragen, obgleich diefelben vorausfichtlich weder im Ganzen 
no zum Theile zu realifiren ſeyn werben. 

III. Wünfche und Anträge. 

Auf die Wünfche und Anträge, in fo weit fie nicht bereits in der Abthei⸗ 
Jung L des gegenwärtigen Abſchiedes erlediget worden find, — erwiedern Wir — 
unbefhadet des den Wirkungskreis der Stände genau bezeich— 
nenden $. 19 im Tit. VIEL der Berfaffungsurfunde wie folgt: 

A. Zum Büdget. 

Die zu dem Büdget geftellien Anträge werben, in fo weit fie Gegenflände 
bes verfaffungsmäßigen Wirkungstreifes der Stände betreffen, in nähere Err 
wägung gejogen werben. f 

Den bezüglich der Bewilligung eines jährlichen Beitrages von 4000 fl. 
für die homöopathiſche Heilanftalt zu Münden an Uns gebrach⸗ 
ten Antrag finden Wir zur Berüdfihtigung nicht geeignet. 
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Dem Antrage in Betreff des Anfhlages der den Klöflern über 
lIaffenen Staatsrealitäten if bereits dur bie von Uns verfügte Ber 
feitigung des deßfallfigen irrthümlichen Bortrages im Büdget zuvorkommende 
Gewährung zu Theil geworben. 

B.’ Zum Finanzgefebe, 
vie Wünſche und Anträge betr.: 

1. Die Heilbäder zu Steben und Höhenfadt; 

U. Die Staatsgebäude und Gefängnifbauten; 

II. Die Rheindurchſtiche — 
werden Wir in Erwägung nehmen. 

Was Hienähft IV. die beantragten Kredite betrifft, fo bedarf es diesfalls 
nah Unferer allgemeinen Erklärung in Betreff des Büdgets feiner weiteren 
Beſcheidung. 

V. Ueber den Antrag wegen fernerer Zuſchüſſe zur Vollendung der katho— 
liſhen Kirche in Ansbach haben Wir Uns bereits beſonders ausgefprochen, 
C. Zu den NRahweifungen über bie Berwendbung ber 
Stants- Einnahmen. 

Die Anträge: I. wegen Revifion des Malzauffhlag- Gefehes, 
worüber Wir bereits im Jahre 1828/ den Ständen, jedoch ohne entfprechenden 
Erfolg von ihrer Seite, einen Entwurf haben vorlegen laſſen; 

IL wegen Revifion der Berorbnung vom 8 Junius 1807 
über die Penfionsbeiträge werben Wir näherer Erwägung unterflellen, 

In den Antrag: IH. auf Revifion ber Taren- und Giempels» 
Ordnung gedenten Wir bei dem engen Zufammenhange diefes Gegenftandes 
mit der allgemeinen Gefeßgebung, vor der Hand noch nicht einzugehen. 

D. Zu den Rahmweifungen über die Staatsfhuldentil- 
gungs-Anfalt. 

L Die Ueberlaffung unbenüßter Gelder aus den Fi- 
nanztaffen an die Staatsfhuldentilgungs-Anftalt findet in Ge— 
mäßpeit des Schuldentilgungs-Gefebes vom 28. Dezember 1831, $. 12, ohnehin 
hatt, und wird auch bezüglich der Feftungsbau » Dotationskaffe im Falle des 
&t, IV. im Geſetze vom 1. Juli 1834 Plaß greifen. 

I. Die Bertäufe ber Staatsrealitäten treten nur ba ein, wo das 
Geſetz dieſelben geftattet, und es verfteht fih auch von ſelbſt, daß die Wieders 
werbung von Dominikalrenten oder. andern Befigungen flatt der veräußerten 
Staatsrealitäten bewirkt werde, wann und wo foldhes mit Bortheil möglich ift, 
wihrend die Kauffchillinge bei der Staatsfchuldentilgungs» Anftalt nach dem 
Geſetze über die Staatsſchuld vom 22. Julius 1819, Art, VIIL, 2 4, lit. e., 
verzinglich angelegt werben. a 

Den Antrag: III. Reduction der Kapitwlienzinfen von 5 auf 
4%, beider Staatsfhuldentilgungs- Anftalt, werden Wir, in fo 
weit derfelbe nicht ohnehin ſchon realifirt if, in Erwägung ziehen. 
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Bezüglich IV. der Spezialrechnung über bie in den — 
1825 und 1831 der Penſions-Amortiſationskaſſa üderwieſenen 
Penſionäre werden Wir Anordnung treffen, daß die Evidentftellung ‚- mit 
Vermeidung unnöthiger ei, bei der Staatsfchuldentilgungs-Anfalt 
erreicht werde. 

V. Die Berzinfung des jährlihen Betrages der Feſtungs— 
bau-Dotationsfumme wird, wegen des Verbrauchs der Summe im Fort- 
gange des Baues, nicht eintreten, wonach jede diesfällige Berfügung als ent- 
behrlich erfcheint. 

E. Zu den Borlagen über das Zollwefen. 
I. Zollordnung. 

Die. gelegenheitlich der Gefammtbefchlüffe über das Zollweſen geäußerten 
Wünſche und Anträge J 

1. in Beziehung auf die Zollordnung wegen Bekanntmachung der im $.10 
berüfrten Anleitung zur Anfertigung der Decharationen, dann der Gefchäfte- 
Anweifung für die Zollämter über die Abfertigung, fo wie des $. 54 erwähn⸗ 
ten Regulativg über die Begleitfchein- Ausfertigung ‚ endlich der im $. 56 ge- 
dachter Anleitung über die als verfchlußmäßig anzuerfennende Berpadung wer 
den Wir in geeigneter Weife berüdfichtigen ; 

2. bezüglich der Geftattung — die unter Eolloverfchluß unangebrochen 
gelagerten Waaren nach dem am Berzollungstage zu ermittelnden Gewichte zu 
verzollen, — wird das Erforderliche bei der nächſten General» Eonferenz zur 
Sprache gebracht werben; 

3. in Anfehung der Binnen-Eontrole ift bereits vertragsmäßig vorgeforgt. 

u. Zolltarif. 

1. wegen Berüdfichtigung einer billigen Taravergütung bei der naͤchſten 
Tarifsregulirung; 

2. wegen Erleichterung resp. Befreiung der auf der Weſer von Bremen 
‚nach Bayern gehenden Güter; 

3. wegen Nichtgeftattung der bezeichneten Ausfuhr der Kiefernzapfen aus 
dem Rheinkreife, dann 

4. wegen des gewünſchten Zollfehuges zu Gunften der Leinwandfabrifation — 
werden Wir nah Erforderniß und Befund der Umftände bei der General:Eon- 
ferenz das Weitere zur Sprache bringen laſſen. 

1. Betreftend die Ausgleihungsabgabe von inländifrhen Tabakblättern 
und hieraus erzeugten Sabrifaten, 
werden Wir vor Allem erfi die Erholung von Auffchlüffen anbefehlen. 


F. Zu befonderen Gefammtbefhlüffen. 
I. Rechtsverhältniß der Berfchollenpeit. 
Wie fehr Wir auch Gleichheit dev bürgerlichen Rechte in Unferem gan 
zen Reihe wünſchen, fo Finnen Wir Uns vermal doch nicht bewogen finden, 
einen mit fo manden andern Eivilres,isfragen zufammenhängenden Gegenftand 


Zweiter Abfchnitt. — Verfaſſungsm Beftandtheile des Staates. 81 


von einem gülgemeinen Eivilgefeße zu trennen und einen befondern Gefeßes- 
entwurf über das Rechtsverhältniß der Berfchollenheit an yie Stände bringen 
zu laſſen. 

I. Einführung eines allgemeinen Beihfelteites. 

Wir werden diefen Antrag, als einen, mit der allgemeinen Eivil» und 
Sanbelsgefeßgebung in Verbindung fiehenden Gegenftand und deßgleichen auch 
die dem Antrage beigefügte Bitte um Errichtung von Merkantilgerichten, we—⸗ 
nigftens in den größern Städten, näherer Erwägung unterftellen. 

I. Nürnberger Werhfelorbnung. 

Den Antrag wegen gefeßlicher Abänderung einiger obfoleten Beftimmungen 
der Nürnberger Werhfelordnung werden Wir in nähere Erwägung ziehen und 
das Weitere veranlafien. 

IV. Berufungen in Werhfelfachen. 

Rah dem Antrage der Stände genehmigen und verorbnen Wir: daß vier 
Boden nach Berlündung des gegenwärtigen Abfchieds durch das Gefetblatt, 
die Beſtimmungen der $$. 1, 2 uud 3 des Gefeßes vom 11. September 1825, 
bie Abfürzung der Nothfrift bei Berufungen an das Werhfel-Appellationsgericht 
zu Augsburg betreffend, bei allen übrigen Wechfel- und Merkantilgerichten tn 
den fieben Kreifen diesſeits bes Rheines allgemein eingeführt und als gefeßliche 
Borfehriften angewendet werben, bievon jedoch ausgenommen bleiben follen : 

1. die mit einer befondern Handelsgericht- und Wechſelordung verfehene 
Stadt Nürnberg, und: 

2. diejenigen Bezirke, in welchen, als Beſtandtheilen ver ehemaligen Für- 
fentpümer Ansbach und Bayreuth, das preußifche Yandrecht fammt dem hierin 
enthaltenen Wechfelrechte, dann der in der preußifchen —— vorge⸗ 
ſchriebene Wechſelprozeß gelten. 

V. Alluvionsrecht an der Donau. 

Wir finden Uns nicht bewogen, das hergebrachte Alluvionsrecht des Staats 
an der Donau im ehemaligen Herzogthume Neuburg aufzuheben; hiedurch 
würde den Beſtimmungen des Landrechts gegenüber weder der Beſchwerde der 
an der Donau gelegenen Gemeinden abgeholfen, noch auch dieſe Aufhebung mit 
der Verfaſſungsurkunde Tit. III. $$. 6 und 7 vereinbar ſeyn. 

Der Bitte um Abgabe der Anfchütten Haben Wir, fo weit dieſes die Ber- 


fefungsbeftimmungen geftatten, bereits durch frühere Entfchliefung vom 26. - 


Imius 1827 willfahrt und befehlen Unfern Behörden, genau im Geifte ber- 
tlben zu verfahren. \ 

Wegen einer neuen Gefeßgebung über bie Alluvionen müſſen Wir wieder— 
holt auf das neu zu entwerfende Civilgeſetzbuch hinweiſen. 

VI. Kulturgefeß. 

Bir haben Ung überzeugt, daß ein Rulturgefeg, da dasfelbe faft 
durchgehende aus, privatrechtlichen Befimungen befteht,. nur im Einklange mit 
den allgemeinen Gefegen über Eigentpum, Dienfibarleiten, Eingehung und 

Dr. Giebenpfeiffer's —ãA der Verfaſſung ic. 6 
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Auflöſung von Berbindlichkeiten u. f. w. gegeben werden kann, wenn ed nicht 
ein Ausnahmsgeſetz werden, wohlerworbene Rechte zerflören und andere Schwie- 
rigfeiten und Nachtheile herbeiführen fol. 

Wir werden jedoch bei Gebung eines allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Anträge der Stände hinſichtlich eines Kulturgeſetzes in Erwägung ziehen. 

VII. Nachmachen der Fabrikzeichen und Firmen, 

Auf den Antrag wegen des Nachmachens der Fabrikzeichen und Fir- 
men der Fabrifanten und Gewerbsleute behalten Wir Uns, nad näherer 
Erwägung der Sade, die geeigneten Einleitungen vor, 

VIII. Ergänzung der Dotation für Kirchenpfründen und 
IX.. Unterflüßungsanftalt für Fatholifche Geiftliche. 
Diefe Anträge werden Wir nah Vollendung der diesfalls eingeleiteten 
Borarbeiten in Erwägung nehmen. 
X. Dauer der Schulpflichtigkeit. 

Der Antrag hinfichtlih der Verlängerung der Werktags⸗ und Berfürgung 
der Fetertagsfchulpflichtigkeit eignet fich nicht unter den $. 19 im Tit. VIL. ver 
Berfaflungsurfunde, vielmehr werden Wir in ber vorbemerkten Sache nad 
Unferem Ermeflen verfügen. 

XI Berkleinerung und Reform ber Landgerichte, dann Borlage neuer 

Geſetzbücher. 

In fo weit der geſtellte Antrag die Organiſation und den Geſchäftogang 
der Sandgerichte, fowie die Bildung der Landgerichtsbezirte zum Gegenftande 
hat, finden Wir Uns wieder veranlaßt, die Stände auf die Beſtimmungen ber 

Berfaffungsurkfunde Tit. VIT $. 19 und auf die zehnte Berfaffungsbeilage Tit. I 
$. 36 hinzuweiſen. 

Den damit in Verbindung gebrachten weitern Antrag auf die Revifion bes 
Strafgefeßbuches und des Strafprozefies, dann des Zudiciarcoder, werden Wir 
in Erwägung uehmen, beziehen Uns jedoch dabei auf die in ber Abtheilung I 
Lit. A 48 1 des gegenwärtigen Abfchiedes gegebene Andeutung. 

XI. Bermittelungsamt in den Städten, 

Den Antrag, die Abhilfe einiger Mängel bes Sermiuelnngtamtes in den 
Städten werden Wir gleichfalls in Erwägung ziehen. 

XIII. Verzinſung der Sparkaſſen⸗Kapitalien. 

In den Antrag: fernerhin bei den Spezial ⸗-Schuldentilgungskaſſen neue 
Darlehen der Sparkaſſen zu vier Prozent verzinslich annehmen zu laſſen, ver⸗ 
mögen Wir nicht einzugehen. 

XIV. Zahlen⸗Lotto. 

Den Antrag der Stände, die Aufhebung des Zahlen-Lotto beir., können 

Wir nicht genehmigen, 


IV. Beichwerben. 
Malzauffhlag-Rüdvergütung an die Bierbrauer zu Augsburg. 
Die Uns vorgelegten Befchwerben ber Bierbrauer von Augsburg, die 
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Rückvergütung des Malzanffchlags von dem erportirten Biere, dann die Art 
ver Einpebuug dieſes Aufichlags betr., werden Wir nah Tit. X 9,5 ber 
Verfaſſungsurkunde durch Unſern Staatsrath näher unterſuchen und entſchei⸗ 
den laſſen. 

Mit dieſen Unferen Entſchließungen ertheilen Wir den Ständen Unſern 
Abſchied und obgleich auf der einen Seite verſchiedene Borgänge in der nun 
geendigten, fehr verlängerten Sitzung der Kammern bie unangenehme Noth- 
wendigfelt herbeigeführt haben, mancherlei Berirrungen in das Gebiet der Uns 
zuſtehenden Königlichen Rechte, namentlich jener der Organifation und der-Ber- 
waltung, auf den Grund der Berfaffungsurkunde, welche wir in allen ihren 
Zheilen, fo wie fie if, aufrecht und unverrüdt zu erhalten feft entfchloffen find, 
mit Ernft zurüdweifen zu müſſen; fo haben Wir doch auf der andern Seite 
in mehrfältigen Aeußerungen und Beweifen flandhaft- gefeglicher Gefinnung, 
treuer Anpänglichkeit und unbefangener, redlicher Beflrebungen für das wahre 
Gemeinwohl bie vollſte Beruhigung gefunden, und erkennen diefelben mit lan- 
desväterlichem Wohlgefallen. 

Bir fohließen die gegenwärtige Berfammlung und bleiben Unferen Lie 
den und Getreuen, den Ständen des Reiches, mit befonderer Königlichen Huld 
und Gnabe flets gewogen. 

Gegeben, Münden am 17. November 1837, 


F. 16. Abfchied für die Ständeverfammlung vom 15. April 
1840, Amtsbl. M 20 vom Jahre 1840, p. 105. 

| Ludwig, &. 

Unfern Gruß zuvor, Liebe und Getreue, Stände des Reiches! 

Wir haben Uns bei dem nunmehr eingetretenen Schluffe des Landtags 
über die Uns übergebenen gemeinfhaftlichen Befchlüffe der beiden Kammern 
der Ständeverfammlung, fowie über die Berathungs- Verhandlungen berfelben 
ausführlichen Vortrag erflatten laſſen, und ertheilen Hierauf, nach Vernehmung 
Unferes Staatsrathes, Unfere Königlichen Entfchließungen, wie folgt: 

I. Beſchlüſſe der Kammern über die Gefeßentwürfe. 
4 Die Abänderung des $. 6, Tit. VIL der Berfaffungs- 
urfunde betr. 

Bir beffeiven den an die Stände gebrachten Gefeßesentwurf, die Abän- 
derung des $. 6 im Tit. VIL der Berfaffungsurfunde beir., auf die durch Ge- 
ſammtbeſchluß beider Kammern verfaffungsmäßig erklärte Beifiimmung mit 
Unferer Sanftion und laffen hiernach das Geſetz unter Ziff, J. ausfertigen. 
(Beil. L) | 

3. Die Abänderungen einiger veralteter Beſtimmungen der 
Nürnberger Wechſelordnung betr. 

Dem Entwurfe über den vorbemerkten Gegenfland ertheilen Wir auf die 

on ben Ständen des Reichs durch Gefammtbefchluß erklärte Zufimmmung, und 
6 


* 
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zwar unter Berückſichtigung der von denſelben hierüber an Uns gebrachten 
eriten vier Wünfche Unfere Sanktion, und erlaffen un das unter Ziff. IL 
anrubende Geſetz. (Beil. IL) ‘ 

Was den weiteren, von den beiden Kammern biebei vorgetragenen Wunfch 
bezüglich der baldigen Herbeiführung einer allgemeinen Revifion aller in. den 


Zollvereinsſtaaten beftehenden Wechſelordnungen und einer Vereinbarung über 


gemeinfame Grundlagen berfelben anbelangt, fo werden Wir ber Förberung 
dieſes Wunfches die geeignete Bedachtnahme zumenden. 


c. Das: Gefek zum Schutze des Eigenthums an Werken der 
Literatur und Kunſt gegen Veröffentlichung, ————— 
und Rachdruck betr. 

Die zu dem Geſetzesentwurf über den Schuß des Eigentums an Er- 
zeugnifien der Literatur und Kunft von den Ständen beantragten Modifikationen 

genehmigen Wir hiemit, und erlaflen hienach das unter Ziff. M. beigeſhlo⸗⸗ 
ſene Geſetz. (Beil. III.) 

Auf die in dem Geſammtbeſchluß über dieſes Geſetz von den Kammern 
ausgebrücdten Wünfche: 1. wegen Beröffentlihung von Briefen Berflorbener, 
und 2, wegen Namhafimachung der Quellen folcher Artikel, welche die Öffenit- 
lichen Blätter gegenfeitig aus einander entlehnen, werden Wir den geeigneten 
Bedacht nehmen, 

D. Den Geſetzesentwurf hinfichtlich des freiwilligen Eintritts 
in Die Armee und ber freien Wahl der Baffengattung betr. 

Den an bie Stände gebrachten Geſetzesentwurf über den freiwilligen 
Eintritt in das Heer und über die freie Wahl der Waffengattung, haben Wir 
nach“erfolgter Zuflimmung beider Kammern fanktionirt, und erlaſſen demnach 
das unter Ziff. IV. anliegende Geſetz. (Beil. IV.) 

.E. Den Geſetzesentwurf über die Ausdehnung des Verbotes 
ber Bermögensanspändigung an Unteroffiziere — 
und Soldaten betr. 41 
Den der Mbhknbeverfüririeng vorgefihlagenen Gefeßesentwurf, bie Aus- 


| dehnung des Verbotes der Vermögensaushändigung an Unteroffiziere und Sol— 


daten betr, erheben Wir, nachdem die gemeinfame Zuflimmung beider Kam- 
mern vorliegt, hiemit zum van und laſſen folches unter Ziff. V. anfügen. 
(Beil. vy 1% 
F. Do Befepesentmürfe binfihtlih der bayerifhen Hypothe- 
ti“ fen» und Wechſelbank betr. 

Di Talwurf über die Abänderung der $$. 7, 8 und 10 des Geſetzes vom 
1. Zult 1834, die Errichtung einer bayerifchen Hppotheten» und Werhfelbant 
betr., Haben Wir in der Art, wie ſich derfelbe nach den von den Ständen be- 
antragten, von Uns genehmigten Modifitationen gefaltet, durch Unfere 
Sanftion zum Gefeße erhoben, und laſſen ſolches unter‘ ei VI. hieneben an- 
fügen. Geu. - | 
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Bas die bei diefer Beranlaffung angeregten, befondern Wünfche anbelangt, 
fo werden Wir 

1. denjenigen, welcher die Unterflüßung der gemerbtreibenden Klafie, fowie 

2. den, welcher die Vermehrung ber Filialbanken betrifft, auf geeignete 
Beife berüdfichtigen, und behalten Uns 

3. rüdfichtlich des weiteren Wunſches, welcher eine Abänderung bes $. 73 
der Bankflatuten.bezielt, die nähere Erwägung vor, um nad Befund bie ge». 
eignete weitere Einleitung treffen zu können. 


G. Den Gefetesentwurfpinfichtlich der Aufhebung des Geſetzes 
vom 29. Nivose XI. über die Erziehung von Söhnen jener 
Familien, welche fieben Kinder haben, betr. 


Rachdem der Geſetzesentwurf, betreffend die Aufpebung des Gefeßes vom 
29. Nivose XII. über die Erziehung von Söhnen jener Familien, welche fieben 
Kinder haben, die Zufimmung der Stände durch Gefammtbefchluß beider Kam- 
mern erhalten hat, fo ertheilen Wir hiemit Unſere Sanftion, und erlaffen 
das unter Ziff. VIE angefügte Geſetz. (Beil. VIL) 


H. Den Gefetesentwurf, die Vollendung des Bibliothef- und 
Archivgebäudes betr. 


Wir befleiven den an die Stände des Reiches gebrachten Geſetzesentwurf, 
die Bollendung des Bibliothel- und Archivgebäudes zu Münden betr., auf bie 
durch Gefammtbefchluß beider Kammern verfaflungsmäßig erflärte Beiftimmung 
mit Unferer Santtion, und laſſen hienad das Gefeb unter Ziff. VII. aus⸗ 
fertigen. (Beil. VIII.) 


J. Die General-Ueberſicht über die Bertheilung des Gefammt- 
Kreisbedarfs unter die einzelnen Kreife für die Dauer ber 
IV. Sinanzperiode 18°%, betr. 


Nachdem die den Ständen im Berfolge der Beftimmungen des $. 10 des 
Sinanzgefeßes vom 17. November 1837 vorgelegte General-lleberficht über die 
Bertheilung des Gefammt- Kreisbedarfed unter die einzelnen Kreife für bie 
Dauer der IV. Finanzperiode die Zuftimmung ber beiden Kammern der Stände- 
serfammlung erhalten hat, fo ertheilen Wir derfelben zum Behufe der befini- 
tiven Feſtſtellung Unfere Genehmigung und Taffen folche unter Ziff. IX. hier 
anfügen. (Beil. IX.) 


K. Das Marimum ber Kreisumlagen für bie Jahre 18%, 
19° und 18°%, betr, . 


Den der Ständeverfammlung bed Reiches vorgelegten Geſetzesentwurf, 
das Marimum der Kreisumlagen für die Jahre 18°%,, 18*,. und 18*%, betr, 
erheben Wir in der Faffung, welche derſelbe durch den zufimmenden Gefammt- 
befihluß beider Kammern erhalten hat, zum Gefeße und laſſen folches unter 
Ziff. X. anfügen. (Beil, X.) 


* 
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L. Die mit andern Staaten abgefdhloffenen neuen Z0ll- und 
Handelsverträge betr. 

Wir haben ven Ständen des Reichs 

1. den Bertrag mit Hannover, Oldenburg und Braunfchweig wegen Be- 
förderung der gegenfeitigen Berfehrs-Berhältniffe vom 1. November 18375 

2. den Vertrag mit den Niederlanden wegen Erleichterungen und Begün- 
ſtigungen bei der Schifffahrt vom 3. Juni 1837, befannt — am 26. Ja⸗ 
nuar 1838, und 

3. den Vertrag mit den Niederlanden wegen ber — Handels⸗ 
verhäliniſſe vom 21. Januar 1839, unbefchadet ver Rechte Unferer Krone hin⸗ 
fihtlich der Vertretung der Handelsintereffen im Berhältniffe zum Auslande, 
fowie in Anfehung des Abfchluffes der Zollvereins- und Handelsverträge — 
zur Anerkennung bezüglich der den fländifchen Wirkungskreis berührenden Punkte 
mittheilen Iaffen, welche auch durch die Gefammtbefchlüffe ver beiden Kammern 
erfolgt ift. 

M. Den Zolltarif für die Jahre 1840, 1841 und 1842 betr. 

Nachdem die Stände allen in dem denfelben mitgetheilten Bereinszolltarif 
für die Jahre 1840, 1841 und 1842 getroffenen Abänderungen zugeſtimmt ha— 
ben, fo ertheilen Wir dem hierauf bezüglichen Gefammtbefchluffe hiedurch 
Unfere Genehmigung, mit dem Beifügen, daß jener Tarif nach den vertrags: 
mäßigen Beſtimmungen bereits feit dem 1. Januar des gegenwärtigen Jahres 
angewendet werde. 

N. Die Zollverhältntife für die Zufunft betr. 

Wir genehmigen die Gefammtbefhlüffe der Stände hinfichtlih ber bie 
3olfverhältniffe für die Zukunft betreffenden Poftulate, nämlich: 

1: die Ermädtigung, ‚die Verminderung oder auch Aufhebung, fowie die 
Erhöhung der Zoll- und anderer Gebühren im Intereffe der Landwirthſchaft, 
der Snduftrie und des Handels, wenn die übrigen Bereinsftaaten nach den Be- 
flimmungen der in Mitte liegenden Zollvereing- Verträge fich deßfalls — für 
fih oder auch zur Verftändigung mit andern Staaten vereinbaren follten; oder 
wenn für das Königreich Bayern in Anfehung der Gebühren, welche eine pri- 
vative Einnahme bilden, im Intereſſe der Landwirthſchaft, ver Induſtrie oder 
des Handels eine Herabfeßung oder Berminderung für zeitgemäß erachtet werben 
wollte, unter dem Borbehalte zu verfügen, daß, wenn alle hiernach getroffenen 
Abänderungen des Tarifs bei der nächften Ständeverfammlung die Zufimmung 
der Stände nicht erhalten, felbige mit dem Schluffe der Situngen beider Kam- 
mern wieder aufhören, und dagegen die abgeänderten Zölle und fonftige Ge- 
büpren nach den frühern gefeblichen Befiimmungen wieder erhoben werben 
follen. 

2. Die Ermädtigung, hinfichtüch des Chauſſeegeldes mit Rüdficht auf die 
auch gelegentlich der jüngften General-Eonfereng von 1839 neuerdings erhobene 
Erinnerung, folhe weitere Einrichtungen zu treffen, welche jedes Mißverfländ- 
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niß und jede Erinnerung hinfichtlich der Chauffeegelv-Erhebung nad Erforberniß 
der Berhältnifie zu befeitigen, ober basfelbe ganz zu entfernen vermögen, bis 
etwa in allen Bereinsfaaten auch übereinfiimmende Ehauffeegeld - Regulative 
zur Ausführung kommen, wozu die ftänbifche Suklmeng in der Art und Weiſe 
wie im Poftulate 1 vorbehalten bleibt, 

3. Die Befugniß, nad Erforderniß herportretender Umſtände zum Zwede 
ver Sicherung, der Befefligung und Fortfeßung des Zollvereines jene befon- 
dern finanziellen und fonftigen Verfügungen und Anordnungen treffen zu fön- 
nen, wodurch Viefer Zwed erreicht und gefichert wird, unter bem Beifügen, daß, 
wie zu 1 bereits angeführt ift, nah Maafgabe der Beziehung auf den flän- 
difchen Wirkungsfreis, die Vorlage folder Momente bei der nächſten Stände 
verfammlung und deren Zuftimmung vorbehalten bleibe, 

Wir finden Ins dabei veranlaßt, ven Ständen bes Reiches Unſer be- 
fonderes Woplgefallen über die Bereitwilligkeit auszubrüden, mit welcher die⸗ 
felben Unfere und der übrigen vereinten Regierungen gemeinfame Beftre- 
bungen für die Ausbildung des teutfchen Zollvereines nach Innen und nad 
Außen auch innerhalb ihres Wirkungskreifes zu unterflüßen fortfahren, aner- 
kennend bie fegensvollen Folgen, welche hieraus nicht nur für die Emporhebung 
teutfchen Gewerbfleißes und tentfihen Handels, fondern auch für die ie 
teutfcher Eintracht in reichem Maaße hervorgehen. 

I. Nachweiſungen. 
A. Berwendbung der Staatseinnahmen. 

Weber die Berwendung der Staatseinnahmen' in den Jahren 18°%,, 
18°%, und 18’%, haben Wir den Ständen genaue Nachweiſungen vorlegen 
laffen, und es find dadurch die Beflimmungen der Berfaffungsurfunde, Tit, 
vn. $. 10, erfüllt worden, 

B. Stand der Staatsfhuldentilgungs-Anfalt. 

In gleiher Welfe find den Ständen des Reiches genaue Nachweiſungen 
über den Stand der Staatsfchuldentilgungstaffe, der Penfions-Amortifationg- 
faffe und der durch das Gefeß vom 1. Juli 1834 gegründeten Feftungsban- 
Dotationskaffe vorgelegt, und hiedurch die Beflimmungen bes Tit. VIL $g, 11 
und 16 der Berfaffungsurfunde erfüllt worden. 

Was die eingelegte Berwahrung gegen allenfallfige Berbindlichkeiten und 
Haftungen der Staatöfaffen bezüglich der Defenfionsgelver bötrifft, fo erwiedern 
Bir, daß foldhe Berbindlichkeiten und Haftungen zu Feiner Zeit ohne verfaf- 
fungsgemäße Begründuug werben in Anfpruch genommen werben. 

| IE. Wünſche und Anträge. 

Auf die Uns von ben Ständen vorgelegten befonderen Anträge und 
Bünfhe, in fo weit fie nicht ſchon bei den Befchlüffen über die Gefebesent- 
würfe ihre Erledigung erhalten haben, eriwiedern Wir mit Rückſichtnahme auf 
die Beflimmungen der Berfaffungsurfunde Tit. VIL $. 19, und unbefchadet 
derfelben, was folgt: 
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A. Zu der Generals Veberfiht über die Bertheilung bes Ge— 
fammi- Kreisbebarfs unter Die einzelnen Kreife für bie Dauer 
der IV. Finanzperiode 18*4,. 

1. Die Wünſche der Stände bezüglich der Beförderung bes Squlwelene 
haben Wir vor, in nähere Erwägung zu ziehen. 

2. Dem Antrage, die in das Kreisbüdget bes pfälzifchen Regierungsbezir- 
kes eingeftellte Pofition von 8502 fl. des Jahres für den Unterhalt der Findel- 
finder auf den wirklichen Bedarf von 16000 fl. dur Zufchüffe aus den Er- 
übrigungen der IIL.-Finangperiode zu erhöhen, vermögen Wir eine entfprechende 
Folge nicht zuzuwenden, da berfelbe mit ven bezüglich der Dotation der pfäl- 
ziſchen Kreisfonds beftehenden befonderen Berhältniffen und Beftimmungen nicht 
im Eintlange fteht. 

3. Wie die auch von Uns lebhaft gewünſchte zwertmäßige Vollendung der 
Kreis:Frrenanftalten fo fehleunig als möglich bewerkftelligt werden könne, wer⸗ 
den Bir in weitere Erwägung ziehen, und haben vor, das Geeignete nach 
dem. Befunde zu verfügen. j 

4. Das Dedürfniß einer Revifion und Berbefferung der beftehenden Forſt⸗ 
firaf» und ForftpolizeisGefeßgebung ift Unferer Bedachtnahme nicht entgangen, 
und wird ein Gegenftand Unferer befonderen Fürſorge bleiben. 

5. Wir haben zur Berbefferung des Zuftandes der Straßen» und Land⸗ 
bauten bereits in den drei erften Jahren der laufenden Finanzperiode beträcht- 
liche außerordentlihe Zufchüffe bewilliget. 

Es bleibt dabei Unferer näheren Erwägung vorbehalten, was in biefer 
Beziehung etwa noch fünftig nach dem Maaße des wahren Bedürfniſſes und mit 
Rückſicht auf die Sicherung eines entſprechenden Erfolges zu geſchehen haben dürfte. 

6. Die Ueberbürdung einzelner Gemeinden und Diſtrikte mit unverhält- 
nigmäßigen örtlichen und Diftrikts » Imlagen, namentlich bei Straßen» und 
Wegbauten, widerfireitet Inferen Iandesväterlichen Abfichten. 

Wir werden die degfalls an Uns gebraten Klagen der genaueften Prü- 
fung unterfiellen laffen, und nah dem Befunde das zur Abhülfe Geeignete 
. verfügen, 

Was aber die Aufnahme von Diſtriktsſtraßen in bie Reihe der Staats⸗ und 
Kreisftiraßen anbelangt, fo muß die Erwägung, welche Verfügungen etwa deß⸗ 
falls zu treffen ſeyn dürften, bis zur Feſtſtellung des Büdgets der V. Finanz- 
periode ausgeſetzt bleiben, da eine Erweiterung der den Kreisfonds und der 
Staatskaſſa nach dem Finanzgefehe vom 17. November 1837 obliegenden Laften 
nicht ohne die Berrüdung der wefentlihen Grundlagen besfelben im Laufe ver 
Finanzperiode erfolgen könnte. 

7. Bezüglich des Antrags auf Befreiung des Fabrikfuhrwerkes von den be— 
züglich der breiten Rabfelgen gegebenen Befimmungen, bleibt Unfere Be- 
ſchlußfaſſung bis nah Beendigung der deßfalls bereits angeorbneten Erpebun- 
gen vorbehalten. 
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8. Die rafıhe Erledigung der fistalifchen Prozeffe über bie Baulaſt bei 
firpfichen Gebäuden foll von Seite der Fisfalate in. Feiner Weife gehemmt 
« werben. 

9. Bei der Entwerfung der Kreisbüdgets für die V. Finanzperiode wird in 
nähere Erwägung gezogen werben, in wie weit eine Vermehrung der Dotation 
der Kreisfonds erforderlich, und auf welche Weife diefelbe zu bewerkfielligen fey. 
Bas die im Laufe der gegenwärtigen Finanzperiode etwa ſich hervorthuenden 
unvorhergefehenen und außerorbentlichen Bedürfniffe anbelangt, fo werden Wir 
für die Befriedigung derfelben nach dem Maaße der geſetzlichen Berpflichtung 
und auf dem gefeßlich vorgezeigten Wege fletd Sorge tragen laflen. 

B. Zu befonderen Gefammtbefdhlüffen. 
1. Den Abzug der Armen- und Schulquarten von allen frommen Ber- 
mächtniffen betr. 

Dem gemeinfamen Antrage der Stände entfprechend, erklären Wir biemit 
gefeblich alle Verordnungen über den Abzug der Duarten für Armen- und 
Schulzwecke von allen frommen Stiftungen, Schenkungen und Bermächtniffen 
in denjenigen Theilen des Königreiches, wo biefe Berorbnungen eingeführt iva- 
ven, mit dem Tage ber Verkündigung bed gegenwärtigen Landtags · Abſchiedes 
als aufgehoben. 

Den erſten Wunſch, welchen die Stände dem ebenbemerkten Antrage bei- 
gefügt haben, daß nämlich ſämmtliche Pfarr⸗ und ſonſtige Kuratſtellen auf den 
geſetzlichen Congrualbetrag gebracht werden möchten, haben Wir vor, in 
nähere Erwägung zu ziehen. | 

Bas den zweiten Wunfh wegen vollftändiger Genügung der Baupflicht 
des Staatsärars bei Kultus-Gebäuden, und wegen nachhaltiger Wendung ber 
Baufälle bei denfelben betrifft, fo haben Wir die hiezu erforderlichen Einlei- 
tungen bereits anordnen laffen. , 

U. Die Eoncurrengbeiträge der Kultus» Stiftungen betr. 

Es ift Unfer Wille, daß bei dem Bollzuge der in den $$. 48 und 49 ber 
I. Berfaffungsbeilage enthältenen Befimmungen das Stammvermögen ber 
Stiftungen ungefhmälert erhalten, die hinlängliche Dedung der eigenthüm- 
lien Bedürfniffe jeder einzelnen Stiftung nicht beeinträchtiget, der geregelte 
Gang der Berwaltung nicht geflört und den gefeglichen Rechten und Zuflän- 
digfeiten der geiftlichen Dberbepörben und ber. Gutsherren in keiner Weife zu 
nahe getreten werde. 

Jeder deßfalls beftehenden gegründeten Beſchwerde foll die gebüßzende 
Abhülfe zu Theil werben. 

I. Die Drudkoften der in Ermanglung von Kofalblättern durch die Kreis⸗ 
und Sntelligenzbfätter zu veröffentlichenden wefentlichen Ergebnifle 
der ſtädtiſchen Rechnungen betr. 

Wir werden die geeigneten Anordnungen ergehen laffen, damit die durch 

$. 82 des revidirten Gemeinde-Ediktd angeordnete Örtliche Bekanntmachung der 


90 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


weſentlichen Ergebniſſe der ſtädtiſchen Rechnungen in einer, dem geſetzlichen 
Zwecke entſprechenden, zugleich aber für die betheiligten Gemeinden und Stif— 
tungen am wenigſten koſtſpieligen Weiſe vollzogen werde. 

Indem Wir Unſeren Ständen dieſen Abſchied ertheilen, gereicht es 
Unferem Herzen zur wahren Befriedigung, denſelben die wohlgefällige befon- 
dere Anerkennung der gemwiflenhaften und unermüdlichen Berufstreue und bes 
teutfchen. Rechtsfinnes, fowie der treuen Anhänglichkeit an Uns und Unfer 
Königliches Haus und des Vertrauens auszubrüden, welches diefelben durch die 
in den Gefammtbefchlüffen Uns dargebrachten Ergebniffe ihrer gemeinfchaft» 
lichen Berhandlungen bewährt haben, und Unfere Lieben und Getreuen, bie 
Stände des Neiches, Unferer Königlichen Huld und Gnade zu verfichern, wo⸗ 
mit Wir denfelben flets gewogen bleiben. 

Gegeben, Münden, am 15. April 1840. , 


$. 17. Abſchied für die Ständeverfammlung vom 25. Auguft 
1843, Amtsbl. M. 50 vom Jahre 1843, p. 417. 


Ludwig, K. 

Unfern Gruß zuvor, Liebe und Getreue, Stände des Reiches! 

Wir haben Uns bei dem nunmehr eingetretenen Schluffe des Landtages 
über die Uns übergebenen gemeinfchaftlihen Befchlüffe der beiden Kammern 
der Ständeverfammlung, ſowie über die Berathungsverhandlungen derſelben 
ausführlichen Vortrag erftatten laſſen und ertbeilen hierauf, nach VBernefmung 
Unferes Staatsraths, Unfere Königliche Entfchliegung, wie folgt: 

I. Abſchnitt. Bejchlüffe ver Kammern über die Gefegentwürfe. 
$.1. Zwifhenwahlen von Abgeordneten zur zweiten Kammer 
der Ständeverfammlung betr. 

Wir haben das Geſetz über die Zwifchenwahlen von Abgeordneten zur 
zweiten Kammer der Ständeverfammlung mit Genehmigung der von den Stän- 
den vorgefchlagenen Modifitationen unterm 18. Jänner d. 3. fanktionirt, und 
durch das Gefeßblatt vom 23. Jänner d. I. (Stüd 1.) bereits befannt machen 
laſſen. 
$.2. Die Erwerbung bes Wohnhauſes und der Sammlungen 

Göthe's in Weimar betr. 

Wir haben das Gefek über die Erwerbung des Wohnhaufes und der 
Sammlungen Göthe’s in Weimar unter dem 18. Jänner d. 3. fanktionirt und 
durch das Gefeßblatt vom 23. Jänner d. 3. (Stüd 2.) bereits befannt machen 
lafien. Dem beigefügten Wunſche: „daß die für die Unterhaltung, Beauffich- 
tigung und Nutzbarmachung der Stiftung erforderlichen jährlichen Mittel nicht 
durch wieberkehrende Beiträge, fondern durch Bildung eines angemeffenen, ein- 
für allemal zufammenzufchießenden Kapitalftodes gefichert werden,“ werden Wir 
bei den mit ben übrigen betheiligten Regierungen hierüber zu pflegenben Ber- 
handlungen bie geeignete Bedachtnahme zuwenden laſſen. 
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'$.3. Die Berzinfung der Dienftestautionen der Deamten betr. 

Das Gefeb über die Berzinfung der Dienftedfautionen der Beamten ift 
am 7. März d. J. von Uns fanftionirt, und auch bereits durch das Gefeßblatt 
vom 14, März d. J. (Stüd 3) verkündet worden. 

Dem aud Beranlaffung diefes Gefeßes an Uns gebrachten Wunfche, „daß 
den kautionspflichtigen Beamten freigeftellt werde, die Kautionen durch Hppo— 
thefen oder Bürgfchaften zu leiften,“ haben Wir aus überwiegenden abmini- 
frativen Rüdfichten Un fere Genehmigung nicht ertheilen können. 

6.4. Die Erbauung eines der Eipvillifte einzuverleibenden 
Palaſtes in Münden betr. 

Der Gefebentwurf über die Erbauung eines ber Civilliſte einzuverleibenden 
Valaftes in München ift in der von ben Ständen vorgefhlagenen Faflung un. 
- term 11. April d.“J. von Uns zum Gefebe erhoben, und letzteres im Gefeß- 
blatte vom 19. April d. 3. (Stüd 4.) verfündet worden. 
$.. Die Befreiung der Befefigungswerfe und militärifhen 
Gebäude der teutfiben Bundesfeftungen von den Steuern betr. 

Die Befanntmahung des von Uns nach erflärter Zuftimmung der Stände 
unterm 11. April d. 3. fanktionirten Gefeges über die Befreiung der Befefti- 
gungswerfe und militärifthen Gebäude der teutfhen Bundesfeftungen von ben 
Steuern it durch das Gefeßblatt vom 19. April d. 3. (Stüd 5.) erfolgt. 

9.6. Die Deckunz des außerordentliden Aufwandes ber 
Univerfität Erlangen für die Säfularfeier ihrer Stiftung betr. 

Wir daben das Gefeß über die Dedung des außerordentlichen Aufwandes 
der Univerfität Erlangen für die Säfularfeier ihrer Stiftung unter dem 8. Au⸗ 
guft d. 3. fanktionirt, und durch das Gefeßblatt vom 14. Auguft d. 3. (Stüd 6.) 
bereitd befannt machen laſſen. 
$.T. Die Gewerbs- und Perfonal-Staatsauflagen im Regie- 

rungsbezirte von Unterfranfen und Afchaffenburg betr. 

Wir ertheilen dem Gefeßentwurfe, die Gewerbs⸗ und Perfonal-Staatsauf- 
lagen im Regierungsbezirte von Unterfranken und Afchaffenburg beir., mit ber 
von den Ständen beantragten Mobdifitation Unfere Genehmigung, und dem 
biernachp angefertigien, unter Ziff. I. anliegenden Gefeße Unſere Santtion. 
(Beilage 1.) 

Dem an Ins gebraten Wunfche, ed möge auf angemeffene Entſchädigung 
derjenigen Untertanen Bedarht genommen werden, welche Abgaben und Lei— 
ungen, derengleichen für die Grundholden des Staates dur die Einführung 
der Perfonal- und Gewerböfteuern aufhören, an Butsherren, Eorporationen 
und Stiftungen noch ferner zu entrichten haben, werden Wir die mit den be- 
fiehenden Gefeßen vereinbare Berädfichtigung zuwenden. 

8 Die Uebernahme einer Zinfengewährfhaft für die Lud— 
wigshafen- Berbaher- Eifenbahn betr. 

Begen Uebernahme einer Zinfengewährfhaft für die Ludwigshafen-Ber- 
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bacher Eifenbahn haben Wir dem den Ständen des Reiches vorgelegten Ge— 
feßentiwurfe mit den begutachteten Modifikationen Unfere Santtion ertpeilt, 
und werben auch den damit verbundenen Antrag, daß ber Regierung bie Ein- 
löſung des Eigentpums der Babn und ihrer Zugehörungen nad Ablauf ber 
erfien 25 Jahre auf billige Grundfäße vorbehalten werde, geeignet berüdfichtigen 
laſſen. | 

Das Geſetz iſt ald Beilage II. angefügt. 
$. 9. Die Aufnahme eines Anleheng zur Dedung der Koſten des 

Eifenbapnbaues von der Reichsgränze bei Hof nah 
Xindau betr. 

Den Gefehentwurf über die Eifenbahn von der Reichsgränge bei Hof 
nad Lindau erheben Wir in ber, von den Ständen modificirten Faffung durch 
Unfere Santtion zum Gefeße, und laſſen folches unter Ziff. III. hiebei fol⸗ 
gen. (Beilage IIL) 
$. 10. Die Competenz des Kaffationshofes für die Pfalz als 

Reviſionsgerichtes betr. 

Den Gefeßentwurf, die Competenz des Kaflationshofes für die Pfalz als 
Nevifionsgericht betr., fanktioniren Wir mit den von den Ständen vorgefchla=- 
genen Mopdifitationen und laſſen hierüber das unter Ziff. IV. anliegende Geſetz 
ausfertigen. (Beilage IV.) 

Den bei diefer Gelegenheit an Uns gebrachten erften Antrag, welder eine 
theilweife Abänderung ber beftehenden gefeßlichen Beflimmungen über die Hin= 
terlegung der Kaffationsdentfchriften bezwect, werden Wir in ſorgfältige Er— 
wägung nehmen lafien. 

Dem weiteren Antrage, die Berufung mehrerer der pfälzifchen Gefeßgebung 
und Gerichtsverfaffung praftifh kundiger Mitglieder an den Kaffationshof, fo 
wie die Ständigfeit derfelben betr., flehet die Beftimmung des Tit. VIL. $. 19 
der Berfaflungsurfunde entgegen. Uebrigens haben Wir bereits beides, info» 
weit Wir es für angemeffen, und mit den übrigen Gefchäftsverpältniffen des 
Oberappellationsgerichtes für vereinbar erachtet Haben, bei der Beſetzung und 
Formation des Kaſſationshofes jederzeit berückſichtiget. 

$. 11. Die Erhebung der Zollgefälle für die V. Sinanzpe 
riode betr. 

Den an die Stände gebrachten Gefeßentwutf, die Erhebung der Zolfgefälle 
für die V. Sinanzperivde betr., haben Wir nach erfolgter Zuftimmung beiber 
Kammern fanktionirt, und erlaffen demnach das unter Ziff. V. anliegende Ge- 
feß. (Beilage V.) 

Auf die in dem Gefammtbefchluffe über ‚diefes Gefeß von den Kammern 
geftellten Anträge erwiedern Wir: 

1. In Beziehung auf die.Befreiung der Wagen der Reifenden und Lohn» 
futfcher von der Eingangsabgabe ift bereits die erforderliche ———— an die 
äußern Zollbehörden erlaſſen worden. 
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2. Der auf den Eingangszollfag für Baummwollengarn bezügliche Wunſch 
wird fortan reiflicher Erwägung mit Rüdficht auf die hier in Mitte liegenden 
verſchiedenartigen Intereffen mehrerer Induſtriezweige unterftellt bleiben. 

3. Ob die Fabrikation lederner Handfchuhe eines erhöhten Zolfchußes bes 
dürfe, wird in Erwägung gezogen werden, 

4. und 5. Die Regulitung der Durchgangszölle auf den verfchiedenen 
Straßenftreden wird fortan, wie bisher, forgfältigft nach Maaßgabe der ge- 
werblichen Landesintereſſen ſowohl, als mit Berüdfichtigung der bezüglichen 
Serhältniffe zu den übrigen Bereinsftaaten beachtet werben. 

6. Wir haben die große Wichtigkeit der Leineninduftrie für den National⸗ 
wohlſtand lets erkannt, und werden auf die Beſchützung und Förderung der- 
felben, fowopl bei den Berhandlungen über den Zolltarif, als auch nad 
Umfländen auf dem Wege befonderer Unterflüßungen Bedacht nehmen. 


. 12. Die Soltverhältniffe im Allgemeinen und für bie Zu. 
tunft betr. 

A. Wir haben ben Ständen des Reiches 

J. den Bertrag zwifchen den Zollvereinsftaaten über die Verlängerung bes 
Zoll⸗ und Handelsvereins vom 8. Mai 1841 RER den damit in Berbinbung 
fiehenden Hebereinkünften: 

1. Uebereinkunft wegen’ der Befteuerung des Rumkelrüben - Juderd vom 
8. Mai 1841, deren Vollzug Unfere Berordnung vom 19, Auguft 1841 anorbnet, 

2. die vereinbarten Normen, die Hebergangsabgaben betr., befannt gemacht 
durch Un ſer Berorbnung vom 16. Dezember 1841, 

3, die vereinbarten Grundfäße über die Anwendung des Bereingzolltarifs 
beim Eintritte einer neuen Tariföperiope oder die Abänderung einzelner Tarifs- 
fäbe vom 27. Dezember 1841, — 

4. die veränderten Beftimmungen der Eingangszölle auf Zuder, befannt 
gemacht unterm 18. Zänner 1842, 

5. die befondere Uebereinkunft wegen einftweiliger Eingangszoll» Erhöhung 
für gewiffe Gegenflände, befannt gemacht burch Unf ere Verorbnung vom 
31. October 1842; | 

I die Bereinbarungen : 

1. die Behandlung des Gütertransportes und ber Waarenabfertigung auf 
dem innerhalb des Zollvereinsgebietes gelegenen Theile des Rheins und ber 
conventionellen Nebenflüffe desfelben betr., befannt gemacht am 23. Dezember 1841, 

2. die Supplementarartifel XIV. und XV. der Rheinfchifffahrts-Eonvention 
bete,, befannt gemacht unterm 24. Dezember 1841; 

II. die Verträge : 

1. zwifchen ben Staaten des teutfchen Zollvereindg und der Ottomanifihen 
Porte vom ’%,, October 1840, — 

2. mit Hannover und Oldenburg, die fteuerlichen Berhältniffe verſchiedener 
herzoglich braunſchweigiſcher Landesthelle betr. vom 16. Dezember 1841, — 
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3. mit Hannover, Oldenburg und Braunſchweig, die Erneuerung des un— 
term 1. November 1837 abgefchloffenen Bertrages wegen Beförderung der 
gegenfeitigen Berfehrsverhältnifie betr., vom 17. Dezember 1841, 

4. die Erweiterung der Müngconvention betr., vom 1. Zuli 18425 — 

IV. die neuen Verträge über Zollanfchlüffe zwifchen den Zollvereing- 
flaaten und 

1. dem Fürſtenthume Lippe vom 18. October 1841, 

2. bem Herzogthume Braunſchweig vom 19. October 1841, 

3. der Graffchaft Schaumburg vom 13. November 1841, 

4. dem Fürftentpume Pyrmont vom 11. Dezember 1841 und 

5. dem Großherzogthume Luremburg vom 8. Februar 1842 — zur Aner- 
fennung bezüglich der den fländifchen Wirkungskreis berührenden Punkte — 
mittheilen laſſen, welche auch durch die Gefammtbefchlüffe der beiden Kammern 
erfolgt if. — 

B. Bir genehmigen die Gefammtbefchlüffe der Stände hinfichtlich der die 
Zolverhältniffe für die Zufunft betreffenden Poftulate, nämlich die Befugniffe 

I. die Berminderung oder auch Aufhebung fo wie die Erhöhung der Zölle 
‚und anderer Gebühren im Intereffe der Landwirthfchaft, der Induftrie und des 
Handels, wenn die übrigen Bereinsfiaaten nach den Beſtimmungen der in 
Mitte Tiegenden Zollvereinsverträge ſich deßfalls für fich oder auch zur Ber- 
fländigung mit andern Staaten vereinbaren follten, oder wenn für das König- 
reib Bayern in Anfehung der Gebühren, welche eine privative Einnahme bil- 
den, im SIntereffe der Landwirthſchaft, der Induſtrie oder des Handels eine 
Herabfeßung oder Verminderung für zeitgemäß erachtet werden follte, unter 
dem Vorbehalte der Borlage und Zuftimmung im Hinblide auf die Beſtimmung 
des Abſchiedes vom 15. April. 1840 Ziff. I. Befchlüffe über die Gefeßentwürfe 
Lit. N. 1. — die Zoliverhältniffe für die Zufunft betr. — zu verfügen; — 

1. Nach Erforderniß hervortretender Umftände, zum Zwecke der Befefigung 
und Erweiterung des Zollvereing jene befondern finanziellen und fonftigen Ver— 
fügungen und Anordnungen fogleich treffen zu können, wodurch diefer Zweck 
gefichert und erreicht wird, unter dem Beifügen, — daß — wie zu I. bereits 
angeführt ift, — nah Maaßgabe der Beziehung auf den ftändifchen Wirkungs- 
freis, die Vorlage folder Momente bei der nächſten Berfammlung und deren 
Zufimmung vorbehalten bleibe; — 

III. Im Hinblide auf die fpeziellen Berhältniffe, die Tage uud den Verkehr 
. der Exclave Kaulsborf mit dem Gebiete des Thüringen’fchen Zoll» und Han- 
delsvereins, zum Zwede der Herftellung eines völlig freien Berkehres zwifchen 
diefer bayerifchen Exclave und den Ländern des genannten Zoll» und Handels- 
vereing diejenigen Berfchiebenheiten zu befeitigen, welche dermalen noch hinſicht⸗ 
lich der Geſetzgebung über die indirekten Auflagen daſelbſt gegenfeitig beftehen ; 
demnach insbefondere diejenigen Maaßregeln zu treffen, wodurch eine völlige 
Gleichförmigkeit in der Gefeßgebung über die Befleuerung ber Branntwein- und 


Zweiter Abjchnitt. — Verfaſſungsm. Beftandtheile des Staated. 95 


Bier-Fabrikation erzielt werden kann, ebenfalls unter ven bei den Poftulaten 
1 und 2 gedachten Borbepalten. 

Auf die in dem Gefammtbefchluffe von ven Kammern ausgebrüdten Bünfge: 

1. wegen ber Freiheit ber Schifffahrt auf allen Flüffen und Strömen, 
welche das Gebiet des teutfchen Bundes oder verfchiedener Zollvereinsſtaaten 
durchziehen, ſodann 

2. wegen Abſchließung von Berträgen mit den überfeeifchen Staaten wer- 
den Wir den geeigneten Bedacht nehmen; 

3. wegen Erweiterung des teutfchen Zollvereing aber gerne auitinieten, um 
das mit Unferen eigenen Wünfchen übereinftimmende Ziel nach Möglichkeit 
zu erreichen; 

4. wegen Herſtellung und Veröffentlichung einer möglichſt genauen GSta- 
tiftit von Bayern find die geeigneten Einleitungen bereits getroffen. 


5.13. Die Erhebung der direften Steuern für bie V. Finanz 
periode 18*%, betr. 


Dem Gefeßentwurfe über die Erhebung der direkten Steuern für bie 
V. Finanzperiode pro 18%, haben Wir auf die erfolgte Zuftimmung ber 
Stände des Reiches Unfere Sanktion ertheilt, und hiernach das unter Ziff, VI. 
. beiliegende Gefeß ausfertigen Iaffen. (Beilage VI.) 

Auf die hiebei geftellten Anträge erwiedern Wir Folgendes: 

1. durch den Antrag „daß die nach vollfländiger Dedung der büdgetmäßi- 
gen ordentlichen und außerorbentlichen Staatsbedürfniffe und der von Uns 
genehmigten Wünfhe und Anträge fih etwa noch ergebenden Ueberſchüſſe der 
V. Sinanzperiode zum Dienfte der Eifenbahn von der Reichsgränze bei Hof 
bis Lindau innerhalb der in dem Geſetze über diefen Eiſenbahnbau feftgefeßten 
Marimalfumme verwendet werden” — find die Stände Unferen Iandesväter- 
lichen Abfichten, möglichft opne Vermehrung der Staatsfhuld den Bau der 
Eifenbahnen zu fördern, in erfreulicher Weife entgegengefommen. Wir werben 
viefem Antrage, foweit folhes ohne Hintanfeßung anderer dringender Landes— 
bedürfniffe geſchehen kann, Erfüllung gewähren, 

2. dem Antrage: „durch Revifion des Häuferfteuergefeßes vom 15. Auguft 
1528, oder wie immer anders, fey ed auf legislativem Wege oder im Wege 
ber Bollzugsserorbnung zu verfuchen, ob nicht dem durch dasfelbe, insbefondere 
durch die Bollzugsart der $$. 3, 4 und 18 hervorgerufenen Mißftande könne 
abgeholfen werden”, — werden Wir bie verbiente Aufmerkfamteit zuwenden. 
$. 14. Die beſondern Geſetzentwürfe, das Maximum ber in ei— 
nem jeden Regierungsbezirke für die Jahre 18*%,,,18*, und 

18*%, zu erhebenden Kreisumlagen betr. 

Den von ben Ständen über die befondern acht Gefegentwürfe, das Mari 
mum ber in einem jeden Regierungsbezirke für die Jahre 18%%,, 18*%,, und 
18*,, zu erhebenden Kreisumlagen betzeffend, gefaßten Gefammtbefchlüffen 
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ertheilen Wir Unfere Genehmigung und fanktioniren hiernach die unter 
Ziff. VII. bis. XIV. anliegenden act Gefeße. (Beilage VII. — XIV.) 
| I. Abſchnitt. Büdget. 

$. 1. Den in Gemäßheit der Beſtimmungen des Tit. VII. $$. 3 und 4 
der Berfaffungsurfunde den Ständen zur Prüfung vorgelegten Büdgets, wie 
folche in den Beilagen Ziff. XV., XVI. und XVII. angefügt find, nämlich: 

a) der General-Ueberficht des voranfıhlägigen Betrages des Staatsbedar- 
fes für Ein Jahr der V. Finanzperiode a Conto der Gentralfonds, 

b) dem Büdgetnachtrage, 

e) der Meberficht der Boranfıhläge der Kreislaften und Kreisfonds für noth- 
wendige Zivede auf Ein Zahr der V. Finanzperiode, erteilen Wir hiemit ver- 
bindende Kraft und verordnen hierüber, was folgt: 

A. Büpdget für die Eentralfonde. 
a) Staatsausgaben. 

$. 2. Die fämmtlihen Staatsausgaben für den laufenden Dienft, ein- 
ſchließlich des Reichs» Nefervefonds find auf die jährlihe Durchſchnittsſumme 
von 32036407 fl. feftgefeßt. 

$. 3. Die befondere Verwendung und bie für die einzelnen Miniflerien 
und Staatsanftalten beitimmten Etatdfummen enthält das Ausgabenbüdget in 
der im Eingange sub a. allegirten Ueberſicht. 

$. 4. In Anfehung der unter den Staatsausgaben auf die Staatoſchuld 
vorgetragenen Kollektiofumme des Bedarfsvoranſchlages per 8746294 fl., welche 
in 4366294 fl. für die Zinskaſſe, in 630000 fl. für die Tilgungskaſſe, in 2700000 fl- 
für die Penfiong- Amortifationgtaffe, und in 8000000 fl. für die Ingolftabter- 
Feſtungsbaudotationskaſſe zerfällt, richtet fih die nähere Regulirung der Dota- 
tionsverbältniffe und Beträge ganz in der bisherigen Weife nach den diesfalls 
befiehenden gefeßlichen Beflimmungen vom 11. September 1825 über die Er- 
richtung der Penfionsg-Amortifationskaffe, vom 28. Dezember 1831, das Staats- 
fchuldenwefen betr, und vom 1. Juli 1834, über die Koften zur Wiederherftel- 
lung der Feftung Ingolftadt, wodurch die in den fländifchen Verhandlungen 
angeregte VBüdgetdifferenz von 168440 fl. ihre gefeßliche Behandlung findet. 

$. 5. Dem Königl. Zuftizminifterium werden zur Beftreitung außerordent- 
licher und unvorhergefehener Ausgaben für die Gefeßgebung, wie bisher jähr- 
lich 6000 fl, aus dem Reichd-Refervefond zur Dispofition geftellt. 

$.6. Ebenfo werden dem Etat für die aktive Armee zu jährlich 6000000 fi. 
die Büdgetanfäße der Naturalien, welche darunter mit 40146 Schäffel 1%, Me: 
gen Roggen, und 98905 Schäffel 5 Metzen Haber, im Geldanfchlage von 
696708 fl. 12%, fr. begriffen find, in der bisherigen Art garantirt, wonach ge- 
ringere Preife dem Reichs⸗Reſervefond zu gut, und höhere Preiſe demfelben zur 
Laft gefchrieben werben follen. 

b) Staatseinnahmen. 

$. 7. Zur Beflreitung der sub $. 2 beflimmten Staatsausgaben find dem 

Sinanzminifterium die in dem Einnahmenbübget gemäß der im Eingange 
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ad a, allegirten General⸗Ueberſicht voranfhlägig fefigefeßten Einnahmen mit 
32036407 fl. zugewiefen. _ 

$. 8. Ueber die Erhebung der darin begriffenen direkten Steuern gibt 
das hiefür erlaffene Geſetz in den ſechs nächften Berwaltungsjahren vom 1. Oc⸗ 
tober 1843 bis legten September 1849 Maaß. 

Die Zollgefälle werden nach dem beflehenden VBereingzolltarif mit Rüdficht 
auf die diesfalls vertragsmäßigen und gefeßlichen Befimmungen und Borbe- 
balte erhoben. 

Die Erhebung der Übrigen indirekten Abgaben hat nah den bisherigen - 
Rormen zu gefchehen. 

B. Nachtrag zum Büdget der V. Finanzperiode. 

$. 9. Aus den bis zu dem Schluffe der IV. Finanzperiode fih ergeben» 
den Erübrigungen der Borjahre find vor Allem die fämmtlichen, diefer Periode 
noch angehörigen Ausgaben und Leiftungen zu beftreiten. Der hiernach noch 
übrigbleibende, in dem Büdgetnadtrage auf 5660779 fl, veranfchlagte verwend⸗ 
bare Beftand ift in dem Betrage, welchen die Rechnung pro 18°, nachweifen 
wird, auf die V. Finanzperiode in Einnahme zu übertragen, und es find hieraus 
die in dem Büdgetnachtrage darauf hingewieſenen Ausgaben nach den dort be- 
merktten Summen zu deden. 

$. 10. Die Summe von 300000 fl., welche in Folge des Finanzgeſetzes vom 
. 17. November 1837 der IV. Finanzperiode zur Dedung des in dem erſten Jahre 
ſich ergebenden Entganges an Ausftänden zugewieſen worden if, geht zu glei 
dem Behufe auf die V. Finanzperiode über, wogegen am Schluffe diefer Periode 
ein gleicher Betrag für den Dienft der VI. Finanzperiode verfügbar zu ftellen iſt. 

$. 11. Nachdem die Nothwendigkeit der bisherigen Ausfcheidung der Ein» 
nahmen und Ausgaben nah dem Dienftle der IL., II. und IV. Finanzperiode 
bei dem Umftande, daß die diefen verfchiedenen Perioden befimmt zugeiviefenen 
Ausgaben mit dem Schluffe der IV. Finanzperlode und resp. in ben Rechnun⸗ 
gen derſelben zur Realifirung gelangen, und daß ferner diejenigen ausgablichen 
Berwendungen in der V. Finanzperiode, weldhe aus den am Schluſſe ber 
Iv. Finanzperiode beflehenden Einnahmeüberfhüffen gefchöpft werben, auf den 
Beftand diefer Meberfchüffe ver Borjahre überhaupt und ohne befondere Tren- 
nung hingewieſen find, dadurch für die Zukunft weggefallen if, fo follen nun- 
mehr fänimtlihe Einnahmen und Ausgaben auf deu Beſtand ber Borjahre der 
IV. Finanzperiode et retro vereinigt, unter ber Beobachtung der übrigen 
technungsinfiruftionsmäßigen Beflimmungen vorgetragen, und nur die Einnah⸗ 
men und Ausgaben des Beftandes der Vorjahre der V. dinanzperlode davon 
geſondert auf die bisherige Weiſe behandelt werden. 
©. Beſondere Voranſchläge der Kreislaſten und Kreisfonds 
für nothwendige Zwecke eines jeden Regierungsbezirkes auf 

Ein Jahr der V. Finanzperiode betr. 
6. 12. Die Voranſchläge der Kreislaſten und Kreiofonds für nothwendige 
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Zwede auf Ein Zahr der V. Finanzperiode 18%, find mit der in Einnahme 
und Ausgabe gleich abfrhließenden Summe von 4642669 fl, in der im Ein- 
gange sub c. allegirten Ueberſicht enthalten, 


D. Anmwetfungen & Conto etwaiger lleberfhüffe resp. Mehr- 
einnahbmen aus ber IV. und in der V. Finanzperiode, 


$. 13. Aus den fih ergebenden Einnahme⸗Ueberſchüſſen ber V. Finanz- 
periode und beziehungsweife aus dem Reichs» Refervefond ift zunächſt ber 
Matritularbeitrag für die Bundesfeflungen Ulm und Raftatt mit jährlichen 
213889 fl, 43 fr. zu entnehmen. 

$. 14. Desgleichen wird auf eben folche Einnahme-Weberfchüffe die Aus- 
gleihung des Büpdgetd - Differenzbetrages überwiefen, deffen im $. 4 bei ber 
Dotation der Staatsfrhuldentilgungs-Anfalt erwähnt ift. 

$. 15. Wir haben die in dem Nachtrage zu dem Büdget der V. Finanz. 
periode für Straßen-, Waſſer- und Landbauten ausgefebte, aus den Einnahme: 
Ueberſchüſſen der IV. Sinanzperiode zu fchöpfende Summe von 450779 fl. auf 
die Summe von 1000000 fl. zu erhöhen, fomit noch weiter zu den gedachten 
Zweden 549221 fl. mit der Beftimmung zu bewilligen gerupt, daß von befag- 
ten 1000000 fl. 

500000 fl. für den Straßenbau- und 500000 fl. für den Landbau» Etat 
angeſetzt werben follen. 

$. 16. Aus den etwaigen, nicht für andere dringende Bebürfniffe zu ver- 
wendenden Einnahme-Weberfchüffen der V. Finanzperiode bewilligen Wir ferner 
einen außerordentlichen Zuſchuß von 400000 fl; des Jahres, welcher in nad» 
folgender Weife vertheilt werden foll: 

a) für Induftrie und Kultur 50000 fl., b) Straßen» und Wafferbauten 
180000 fl., ©) Landbauten und Heilbäder 140000 fl., d) Schulhausbauten und 
fonftige Schulbedürfniffe 30000 fl. 

$. 17. Endlich bleibt auf die nah Beftreitung aller ordentlichen und 
außerorbentlichen bübgelmäßigen Ausgaben noch auffommenden Erübrigungen 
ber IV. und bie eventuellen Mehreinnahmen der V. Finanzperiode auch das 
nachträglich eingebrachte, und von den Ständen bed Reiches anerfannte Poftu- 
lat für den Ludwigskanal mit der Summe von 2611745 fl. hingewieſen. — 

$. 18. Jeder Minifter bleibt verantwortlich, die für feinen Gefchäftstreid 
feftgefegten Summen zu ben beftimmten Zweden zu verwenden. 

E. Auf die bezüglich des Büdgets geäußerte, deſſen Ziffer berüprende 
Wünſche und Anträge, befchliegen Wir, was folgt: 

1. Bünfhe und Anträge zum Centralfonds-Büdget. 

$. 19. Es wird jederzeit ein Gegenftand Unferer befonderen Sorgfalt 
feyn, allen jenen Staatsbebürfniffen, von deren Begründung Wir Uns über 
zeugen, nach bem Maaße des wahren Bebarfes auf dem durch die Geſetze vor 

ı gezeichneten Wege die gebührende Befriedigung zu gewähren, infomweit ſolches 


» 


Zweiter Abſchnitt. — Derfaffungdm. Beftandtheile ded Staates. 99 


nur immer mit der nicht minder wichtigen Rückſichtnahme auf die Aufrechtpal- 
tung ber Orbnung im Staatshaushalte vereinbar if. — 

Wir wollen demnach auf die Anträge Unferer Stände und nach näherer 
Prüfung der zu Grunde liegenden Berhältniffe unter der bedingenden Boraus- 
fesung, wenn ein Ueberſchuß der Staatseinnahmen in dem erforderlichen Maaße 
fich wirklich ergibt, und nicht durch andere dringendere Staatsbedürfniffe in 
Anfpruch genommen wird, genehmigen : 

&) daß für die Bedürfniffe der Yandesuniverfitäten ein befonderer Zuſchuß 
in bem Betrage von 9000 fl. des Jahres, vielmehr nach Abzug jener 3510 fl., 
welche in dem Eentralfonds » Büdget unter der Pofition „Erziehung und Bil- 
dung” für die Baderfihulen ausgefeßt worden waren, und die Wir nad) der 
mittlerweile erfolgten Auflöfung befagter Schulen als verfügbar hiemit den 
Bedürfniſſen Unferer Landesuniverfitäten zugemwiefen haben wollen, in dem 
Betrage von 5490 fl. des Jahres aus etwaigen Mehreinnahmen der V. Finanz- 
periode verwendet; 

b) daß für die Anftellung zweiter Nebenbeamten bei jenen Landgerichten 
des Regierungsbezirkes Unterfranken und Afchaffenburg, wo ſolche die Seelen- 
zahl der Bevölkerung nach Analogie der für die übrigen diesſeits-rheiniſchen 
Theile Unferes Reiches beftehenden Verordnungen begründet erfcheint; dann 
für die Verbefferung des Dienftes- Einfommens der Landrichter, wo bad Be- 
dürfniß einer ſolchen fich herporthut, eine Summe von 30000 fl. des Jahres 
auf die befagten Mehreinnapmen angewiefen, endlich) 

c) daß der von Ung bereits durch $.16 des II. Abfchnittes gegenwärtigen 
Abfchiedes für die Studienanftalten und teutfhen Schulen Unferes Reiches 
eventuell bewilligte außerordentliche Zufchuß von 30000 fl. auf den Betrag 
von 90000 fl. des Jahres gleichfalls A Conto der etwalzen Mehreinnahme ber 
V. Finanzperiode erhöhet werde. 

Hiemit verbinden Wir jedoch folgende Beſtimmungen: 

Zu a) Wir werden in jedem Jahre beflimmen, welhe Unferer Landes⸗ 
univerſitäten an dem bewilligten außerordentlichen Zuſchuſſe Theil zu nehmen 
haben, und welcher Betrag einer jeden zur Theilnahme Derufenen anzuweifen fey. 

Zu b) Nachdem den Unterfräntifch-Afchaffendurgifchen Kreisfondg, gegenüber 
jenen der übrigen Regierungsbezirke diesfeits des Rheins eine beträchtlich Höhere 
Summe für Taggebühren ber in aufßerordentlichen Fällen zur Auspülfe an ein= 
seinen Zandgerichten zu verwendenden Zunktionäre nur aus dem Grunde Zuges 
wiefen ift, weil bei den Landgerichten im Bezirke des vormaligen Großherzog⸗ 
thums Würzburg zweite Nebenbeamte nit angeftellt fi find, fo behalten Wir 
Uns vor, diefe Summe mit Rüdficht auf den künftigen Bedarf und auf bie 
den Kreisfonds der ändern diesſeits⸗rheiniſchen Regierungsbezirke für den glei- 
chen Zweck zugetheilte Dotation abzumindern und den Ueberſchuß für. die Be- 
foldung der aufzufiellenden zweiten Nebenbeamien zu verwenden. 


Richt minder behalten Wir Uns vor, -bei ſaͤmmtlichen Rebenbeauilen der 
7* 
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Landgerichte im Regierungsbezirke Unterfranken und Aſchaffenburg, in fo welt 
folches nicht ohnehin ſchon gefchehen ift, oder zur Zeit wohlerworbene Rechte 
der Betheiligten  fehon entgenſtehen, das für die Beamten gleicher Kategorie 
in den übrigen Theilen Unferes Reiches befiehende Befoldungs-Regulativ 
einführen zu laffen. 

Nur der hienach noch ungebedt. bleibende Bedarf für die Befoldung ber 
neu anzuftellenden zweiten Landgerichts-Nebenbeamten foll auf den von Uns 
eventuell bewilligten außerordentlichen Zufchuß von 30000 fl. des Jahres an» 
gewiefen und um eben biefen Betrag der an die Unterfräntifch-Afchaffenburgi- 
ſchen Kreisfonds zu leiftende ordentliche Aerarialzufhuß erhöht werden. 

Was ſodann an dem ebenerwähnten außerorbentlihen Aerarialzufchufie 
noch übrig bleibt, werden Wir der nach Art. IH. Unferer Berorbnung vom 
"25. Auguft 1838 für unftändige Bezüge der Landrichter ausgefegten Summe 
hinzufchlagen laſſen, und bie Bertheilung unter den einzelnen a 
fen alljährlich feſtſetzen. 


Zu c) Wir vermögen gegenüber dem Huren Wortlaute der beftehenden 
Gefete eine Verbindlichkeit der Staatskaffe zur Erhöhung der bis jet verab- 
reichten allgemeinen Schuldotation um fo minder anzuerfennen, ald den ver- 
pflichteten Gemeinden bereits durch die von Uns in dem Finanzgefeße vom 28. 
Dezember 1531 bewilligte Erhöhung jener Dotation um 244,000 fl. des Jahres 
eine fehr beträchtliche Erleichterung gewährt worden ift. 


Wenn Wir nun aud, den Anträgen Unferer Stände entgegenkommend, 
und das Beflehen des Bedürfniffes, ſowie die momentanen, ber alsbaldigen 
Dedung desfelben aus Gemeindemitteln entgegenftefenden Schwierigkeiten an- 
erfennend, gerne einen weiteren außerordentlichen Nerarialzufhuß von 90000 fl. 
des Jahres für die bier in Frage ſtehenden, Uns vorzüglich angelegenen 
Zwede auf die Dauer ber V. Finanzperiode eventuell bewilliget haben, fo wol⸗ 
len Wir doch, und machen ſowohl Unfer PMinifterium ded Innern, als 
Unfere Regierungs-Präfidenten dafür verantwortlich, daß überall, wo folches 
ohne Ueberlaſtung der gefeglich hiezu verpflichteten Gemeinden gefchehen Tann, 
die Örtlihen Schulbedürfniffe aus Gemeindemitteln befriedigt und die örtlichen 
Schulfonds allmäplih mit eigenem Bermögen ausgeftattet werden, dann, - daß 
in jenen Städten und Märkten, wo eigene Stubienanftalten beflefen, ſorgfäl— 
tige Bedachtnahme auf ftändige Dotation diefer Anftalten, mit Berüdfihtigung 
der aus dem Befige folcher Anftalten den Städten und Märkten zugehenden 
großen Bortheile, eintrete. 


Die künftigen Befoldungen der Lehrer und Profeſſoren an den Studien⸗ 
anſtalten werden Wir durch beſondere Entſchließung feſtſetzen. 


Bas ſodann in jedem Jahre als außerordentlicher, auf dem geſetzlichen 
Wege ohne Neberlaftung der einzelnen Gemeinden nicht zu bedender Bedarf 
ſich herausftellt, ‚werben Wir einem jeden Regierungsbezirte alljährlich aus Dem 
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eventuell bewilligten außerordentlichen Zuſchuſſe von 90000 fl. wadrend des 
Laufes der V. Finanzperiode zuweiſen laſſen. 

F. 20. Bir haben bisher ſchon bei der Beſetzung ber Kammern des In« 
nern Unferer Kreisregierungen auf die angewachfenen Gefchäfts-Anforderun- 
gen gebührende Rüdfiht genommen, und den dur die Verordnung vom 17. 
Dezember 1825 feftgefeßten Normalfatus almäplih um ein Beträctliches 
erhöhet, 

$. 21. Während Wir der Rupeftandsverfeßung —— gewordener 
Staatödiener in allen Fällen, wo das Beſtehen der Dienſtunfähigkeit nach der 
deßfallſigen Beftimmung der IX. Berfaffungsbeilage dargethan tft, ſtatt zu ge= 
den, und diefelbe, was das Intereile des Dienftes erbeifcht, nicht von dem 
Quiescenzgeſuche ber betheiligten Staatsdiener abhängig zu madhen gewohnt 
find, betrachten Wir es zugleich als einen im Intereſſe des Staatsdienftes nicht 
minder tief defeftigten Grundfaß, nicht zuzulaſſen, daß entweder auf ber einen 
Seite Bernachläßigung der Dienftespflichten mit dem Dedmantel der Dienftes- 
unfählgkeit umhüllt, und die Staatdfafle auf folhe Weife zur Ungebühr mit 
Ruhegehalten belaftet, oder daß auf der andern Seite die in Folge des wachfen- 
den Alters eintretende Abnahme der Kräfte fofort als Dienftesunfähigkeit be- 
handelt, Staatsdiener, die in langer Yaufbahn ihre Kräfte dem Staate mit 
öfriger und pflichttreuer Hingebung geopfert haben, um folder Minderung ber 
Ireitöfraft willen, am Abend ihrer Tage dem gewohnten Wirkungefreife auch 
gegen ihren Wunfch entrüdt, und insbefondere den Kollegien bie Früchte der 
gereiften Erfahrung folher Beamten vor der Zeit entzogen werben. 

$. 22. Bei den über die Ausfcheldung des Dienfted- und Staatsgehaltes 
der Staatsdiener gegebenen Borfhriften haben Wir einestpeils nur die in dem 
$. 6 der IX. Verfaffungsbeilage ausdrücklich vorbepaltenen königlichen Rechte 
geübt, anderntHeils aber haupifächlich bezielt, daß der einem jeden Staatsdiener 
geächerte Ruhegehalt ſtets im gerechten Berhältniffe zu den bienfilichen Leiftun- 
gen des in den Ruheſtand Uebertretenden verbleibe, und daß nicht der Unthä- 
figleit und Nachläßigkeit gleicher Lohn mit dem wahren Berdienfte zu Theil 
Werbe. 

Daher bezeichnet auch der nach jenen Borfhriften ausgefchiedene Standes- 
galt nur ein Minimum, deffen Erhöhung Wir Ung für jeden einzelnen Fall 
asdrüdlih vorbehalten haben. 

$. 233. Wir werden Unfere Berorbnung vom 29. Dezember 1836 einer 
Reviſion unterftellen Iaffen, und hiernach entfcheiden, ob und welche Erhöhung 
des ordentlichen Reifeloften- und Diätenfonds der Kreisregierung, Kammer bed 
Junern, durch das beftehende dienftliche Bedürfniß geboten fey. 

$. 24. Die Gehülfenfonds der Kreisregieruugen, Kammer bed Innern, And 
in dem Büdget der V. Finangperiode bereits nach dem Maaße des dargethanen 
Brhürfniffes erhöht worden. | 

‚ Außerordentliche Bedürfniffe follen, wie ſolches auch bisher ſchon geſchehen, 
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bei gehöriger Rachweiſung aus den beſtehenden Reſerven ſtets beſonders ge- 
deckt werden. 

$. 25. Alle übrigen auf Erhöhung der Ausgaben bei den Centralfonds 
abzielenden, und in ben vorftehenden SS. nicht bereits beſchiedenen Anträge und 
Wünfche, welche von Unferen Ständen in den Sefammtbefhlüffen über das 
Büdget diefer Ausgaben an Uns gebracht worden find, werben Wir einer 
forgfältigen Erwägung unterftellen. 


I. Wünſche und Anträge zu den Boranfhlägen ber Rreistafen 
und Kreisfonds für nothwendige Zwede eines jeden Regie 
rungsbezirtes auf ein Jahr der V. Finanzperiode, 
926. Bei der Feſtſetzung der Regie für die einzelnen Gerichte ift bie 
jet ſchon der wirkliche Bedarf gehörig berüdfichtiget; außerordentliche Bedürf— 
niffe aber find bei zureichender Rechtfertigung aus den beftehenden Referven 

jeder Zeit befonderd gededt worden, 

$. 27. Wir müffen Anftand nehmen, dem Antrage, bie Regiegelder bei 
den Kreis⸗, Juſtiz- und Berwaltungsftellen in dem Maaße zu erhöhen, damit 
den Präfidien derfelben die Mittel gegeben feyen, unbemittelten, jedoch ſich ge- 
hörig qualifizirenden Acceffiften angemeflene Unterſtützung zufließen zu laſſen 
eine Folge zu geben, da hiedurch den erwähnten Acceffiften eine nicht zu mofi- 
virende Begünftigung vor den bei den Unterbehörden zum Staatsdienfte fid 
vorbereitenden Nechts= und Kameral-Eandidaten zugewendet. werden würde. 

$. 28. Indem Wir hinfichtlich der die Erhöhung der Etats der Landges 
richte & Conto der Kreisfonds bezwedenden ſtändiſchen Anträge auf die bereits 
im $. 19. des gegenwärtigen II. Abfchnittes ertheilte Entſchließung Bezug ned: 
men, erwiedern Wir deßfalls noch Folgendes: 

1. Die Frage, ob und in wie ferne die Anflellung eigener Beamten für 
die Beforgung der Eomptabilitätsgefhäfte der Landgerichte den Intereſſen des 
Öffentlichen Dienftes zufage, und mit den beftehenden Einrichtungen vereinbar 
fey, ift ſchon zu wiederholtenmalen reifer und umfaflender Prüfung unterftellt 
worden. Das Ergebniß diefer Prüfung ‘aber hat jederzeit zur verneinenden 
Beantwortung der angeregten Frage geführt. 

Wir können Uns daher bei dem Mangel neuer Gründe nicht beranlaßt 
finden, auf diefen bereits erfchöpfend verhandelten Gegenftand zurüdzufommen. 

2. Nach den gefammelten Erfahrungen ift von der weitern Verbreitung 
der Eriminal- Adjunkten weder eine Erleichterung der Landgerichte im Allge⸗ 
meinen wegen der aus der Führung der Generalunterfuhungen, dann der Er 
Yedigung der Erſuchſchreiben in allen Verbrechens⸗ und Bergehensfällen, ſowie 
aus der Führung der Hauptunterfuhungen bei Vergehen nad wie vor einem 
jeden Landgerichte erwachfenden und bezüglich der Erfuchfchreiden, ſodann noch 
um ein Beträchtliches fich mehrenden Gefchäftslaft, noch auch eine Abkürzung 
der Unterfuchungen wegen des mit der undermeiblichen Berpielfältigung der 
Erxfuchfchreiben verbundenen Zeitverluftes zu erwarten. 
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Wir fünnen Uns bafer um fo weniger bewogen finden, bem bieöfalls 
geftellten Antrage zu entſprechen, als die Organifation der Unterfuchungsbehör- 
den mit der von Unferen Ständen gleichfalld gewünfchten Reviſion des be- 
ſtehenden Strafgefeßbuches im engen Zufammenhange fieht, und der vorgefeßte 
Zweck wohl nur durch diefe Revifion zu erreichen if. | 

$. 29. Die Anträge, welche Unſere Stände mit den bezüglich der Er- 
böhung des Etats für Erziehung und Bildung geftellten, in Berbindung ge- 
bracht, Haben Wir vor, in reife Erwägung zu nehmen, und nad dem Befunde 
bei der Bertheilung des eventuell bewilligten außerorbentlichen Zuſchuſſes und 
innerhalb der Gränzen desfelben, ſowie bei den fonfligen etwa zu treffenden 
abminiftrativen Anordnungen geeignet zu berüdfichtigen. 

$. 30. Die von den Ständen beantragte Ausfcheibung bes außerorbent- 
lichen Zuſchuſſes von 140000 fl. des Jahres, welche Wir eventuell auf Rech 
nung etwaiger Mehreinnapmen in ber V. Zinanzperiode für Landbauten und 
Deilbäder bewilligt haben, wird nad näherer Ermittelung des Bedarfs eines 
jeden der genannten beiden Zwede erfolgen. 

$. 31. Der Antrag der Stände: ed möge ber allgemeine Neito-Averfal- 
zufchuß der Staatsfaffe an die 7 ältern Kreife zur ausreichenden Dedung ber 
etatifirten Laſten derfelben um 234062 fl. erhöht werden, — ift auf eine Aug- 
fegung des Ausfcheidungsgefeßes vom 17. November 1837 geftüßt, welche Wir 
als gegründet anzuerkennen nicht vermögen. Wir fünnen Uns baher auch, ba 
die Staatskaffe durch den in das Büdget der Centralfonds eingeftellten Netto» 
Averfalzufhug ihrer aus jenem Gefeße entfprungenen Berbindlichkeiten volles 
Genüge leiſtet, zu einer Erhöhung besfelben um fo weniger veranlaßt finden, 
als den betheiligten Kreisfonds durch die fortbauernde Ueberweiſung ber ſchon 
nach dem Finanzgefeße vom 28. Dezember 1831 hiefür beflimmten Kreisum⸗ 
lagen vollftändige Dedung aller etatifirten Yaften gegeben iſt. i 


IH. Abſchnitt. Nacweifungen. 


A. Berwendung der Staatseinnahmen. 
$. 1. Ueber die Verwendung der Staatseinnahmen in den Jahren 18°%,,, 
18°%/, und 18%, haben Wir den Ständen genaue Nachweiſung vor- 
fegen und hiedurch den Befimmungen der Berfaffungsurkunde Tit. VIL. $. 10 
Genüge leiften laſſen. 


B. Stand ber Staatsfhuldentilgungs-Anftalt in ben Jahren 
18°’%,, 18°’%, und 18°. 

$. 2. Neber den Stand der Staatsſchuldentilgungskaſſe, der Penſions⸗ 
Amortiſationskaſſe und der durch das, Geſetz vom 1. Juli 1834 gegründeten 
Feſtungsbau⸗ Dotationskaſſe in den Jahren 18°%,, 18%, und 18°%, find den 
Ständen des Reichs genaue Nachweifungen vorgelegt und hiedurch bie Be- 
flimmungen der $$. 11 nnd 16, Tit. VIL der Verfaſſungsurkunde erfüllt 
worden, 
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IV. Abſchnitt. Wünfche und Anträge. 

Auf die Uns von den Ständen vorgelegten Wünfche und Anträge, in fo 
weit fie nicht ſchon bei den Beſchlüſſen über die Gefeßentwürfe und das Büdget 
ihre Erledigung erhalten haben, erwiedern Wir mit Rüdfichtnahme auf die 
Beftimmungen der Berfaffungsurkunde Tit. VIL, $. 19. und unbefchadet der: 
felben, was folgt: 

A. Wünſche und Anträge zum Büdget. 
und" zwar Ä 
r4; zum Gentralfonds-Büdget : 

$. 1. Dem Antrage der Stände, ed möge dem ſtändiſchen Archivar eine 
Summe von 600 fl. des Jahres für die Aufnahme von Gehülfen zur Berfü- 
gung geftellt werben, fleht zur Zeit der Mangel eines nachgewiefenen Bedürf- 

niſſes entgegen. 

Für den Bedarf der ſtändiſchen Bibliothek aber ift bereits in dem Regie- 
Etat des fändifhen Archives die nöthige Borfehung getroffen. — 

Bas die beffere Einrichtung diefer Bibliothek anbelangt, fo hat Unfer 

Miniſterium des Innern desfalls das Geeignete zu verfügen. 

$. 2. Die fohon durch Unfere Berorbnung vom 1. October 1830 ange- 
orbneten Verhandlungen zur Ermittelung und Feſtſtellung der Baupflict bei 
fämmtlihen Kultusgebäuden find ohne Unterbrechung betrieben und fortgefegt 
worden. Wenn diefelben bis jetzt noch nicht zu dem erwünfchten Ziele gelangt 
find, fo ift der Grund Tediglich in dem Umfange der Arbeit und in den mit 
der Löſung der Aufgabe auf dem Adminiftratiowege verbundenen unvermeidli- 
chen Schwierigkeiten gelegen. Es wird jedoch die endliche Erledigung biefes 
wichtigen Gegenftandes, fo wie die Befeitigung aller gegründeten Klagen über 
unzureihende Ausftattung der Kirchenfabrifen, infoweit biefe Ausflattung ber 
Staatskaſſe obliegt, Unferer Obforge nicht entgehen. 

$: 3. Den Antrag wegen Ergänzung des Ertrages aller gering botirten 
fatholifchen und proteftantifchen Pfarrpfründen bis zu der Summe von 500 fl. 
werden Wir, infoweit dabei eine Inanſpruchnahme der Staatskaffe nicht beab— 
fichtiget ift, in nähere Erwägung nehmen, 

$.4. Wir haben den an Uns gelangten Bitten wegen Bildung eigener 
Kirchengemeinden bei Erfüllung der in dem $. 88. der II. Verfaffungsbeilage 
vorgefchriebenen Vorbedingungen die Wilfährde niemals verfagt. 

Eben fo wenig find die zu einer eigenen Kirchengemetnde noch nicht verei— 
nigten Mitglieder einer öffentlih aufgenommenen SKirchengefelfchaft in ver 
Ausübung ihres Gottesdienſtes innerhalb der durch die Geſetze beflimmten Grän- 
zen ihrer desfallfigen Berechtigung jemals gehemmt oder geftört worden. 

Wir haben vor, die nachdruckſame Unterflügung, welde Bir den katho— 
liſchen und protefiantifhen Kirchenbehörden bei ihren auf Förderung wahrer 
Neligiofität und auf Bekämpfung bed Unglaubens gerichteten Befrebungen 
ftets in gleihem Maaße haben angebeihen laſſen, denſelben auch fünftig bei 
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allen eben dahin abzielenden Bitten und Anträgen angebeihen zu laſſen, foferne 
dabei der Boden der beſtehenden Geſetze nicht verlaffen wird, beflen Bewahrung 
Ing hier, wie überall, heilige Regentenpflicht if. 

$.5. Bir Haben der Geiflichkeit ver Pfalz durch die aufs neue bewilligte 
und in dad Budget der V. Finanzperiode eingeftellte namhafte Summe zur 
Serbefferung -ihres Einkommens wiederholt einen thätigen Beweis Unferer 
landesvaͤterlichen Fürforge gegeben, und ed wird auch Fünftig dieſe Fürforge 
von den Bebürfniffen derfelben fich nicht abwenden. 

$. 6. Jeder gegründeten Befchwerbe über Schmälerung ber organifirten 
ehemaligen Klofterpfarreien in ihrem botationsmäßigen Eintommen, foll die 
gebürende Abhülfe alsbald gewährt werden. 

$.7. Die für die Emporbringung inländifcher Heilbäder in dem Büdget 
ausgefeßte Summe ift genau nach dem Bebürfnifie der im Staatseigenthume 
befindlichen derartigen Heilbäder bemeffen. Unferen Ständen aber wird 
niht entgehen, daß auch, abgefehen von der Unzulänglichkeit der etatifirten Mit- 
tel, die Unterſtützung einzelner, im Privatbefige ftehender Heilbäder bei der 
großen Geſammtzahl derfelben und bei der Billigkeit des Anfpruches auf gleich⸗ 
beitlihe Berücfichtiguug zu unabfehbaren Folgen hinführen müßte. 

5.8 Wir haben vor, die geeigneten Anordnungen unverzüglich treffen 
zu laſſen, damit die Herſtellung wohleingerichteter und volltommen ausgeftatte 
kr Irrenanftalten in einer dem wahren Bedürfniffe entiprechenden Zahl zu— 
nähk mittels Verwendung der hiefür bereits aus den Kreisfondg angefammel- 
ten Mittel in möglichſt kurzer Zeitfrift bewerffielligt werde. 

9 Bir Haben den Zufland der in Unferem Reiche beftehenden 
Straf» und Befferungsanftalten ftetS mit befonderer Sorgfalt überwacht, und 
in denfelben alle jene Einrichtungen treffen laſſen, welche den hochwichtigen 
Zwed der fittlichen Beflerung der Gefangenen zu fördern geeignet und aus— 
führbar erfchienen. Wir haben vor, eben diefem Gegenflande auch in Zukunft 
Unfere Obforge zuzuwenden. 

$. 10. Unfere SKreisregierungen haben die Errichtung von Beſchäfti— 
gungsanftalten für arbeitsfähige aber erwerblofe Individuen, wo ſolche etwa 
no nicht beftehen, und das Bedürfniß fich hervortfut, nach Maaßgabe der 
deßfalls längſt beftehendeu Borfhriften, und was die diesfeitdrheinifchen Re— 
gierungsbezirke betrifft, im Vollzuge der durch die Verordnung, über das . 
Irmenwefen vom 17, November 1816 Art. 26 — 31. gegebenen Beftimmun- 
gen fo lange jene Borfchriften und diefe Beftimmungen in Kraft beftehen, fortan 
iu betreiben, und die deßfalls nöthigen Verfügungen zu treffen. 

$..11. In fo weit die für das Unterfommen und die Befferung entlaffener 
Sträflinge und Korrektiondre bereits beſtehenden Anordnungen der Bervolllomm- 
nung bedürfen, haben Wir vor, auch künftig darauf Bedacht zu nehmen, und 
nicht minder den für diefe Zwede bereits gebildeten, wie den noch zu bildenden 
Vereinen die bisher ſchon zugewendete Unterftüßung und Förderung fortzufeßen. 
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$. 12. Den an Uns gebrachten Wunſch, es möge ber nächſten Stände: 
verfammlung ein Gefeßentwurf. vorgelegt werden, welcher die Anftände zu be- 
feitigen geeignet ift, die fi über die Anwendung des bei früheren oder künf— 
tigen Gefchäften und Berbindlichkeiten bedungenen 24 fl.-Fußes zu dem gegen- 
mwärtigen gefeßlichen 2474 fl.»Euße erheben können, werben Wir in nähere Er- 
wägung ziehen. ' 

$. 13. Wir finden Ung nicht bewogen, dem Antrage auf Interpretation 
bes Stempelgefees von 1812, $. 3, lit. d. in der Weife: „daß nur von jenen 
Erfenntniffen in Prozeßſachen, in welden bie eine oder bie andere Partei in 
eine beftimmte Geldfumme verurtheilt wurbe, der Gradationgftenpel anzumen- 
ben ſey,“ zu willfahren. 

$. 14. Auf den Antrag, „baß bie Aburtheilung der Malgbefraubationen 
in After Inftanz den Königl. Oberauffchlagämtern abgenommen und den Di- 
ſtrikts⸗Polizeibehörden zugemwiefen werden möchte,” vermögen Wir nicht einzu 
geben, fonbern wollen es zur Zeit noch ferner beiden diesfallfigen manbat- 
mäßigen Befimmungen belaffen. 

$. 15. Der Wunſch, es möchte den Landgemeinden die Waldftreu aus den 
Königl. Waldungen nah dem Maaße ihrer Berechtigung, und wo eine folhe 
nicht befteht, in fo weit als es für den nachhaltigen Holzbeftand nicht fhädlih 
ift, verabreicht werben, hat fihon bisher in den auf diefen Gegenftand gerichte⸗ 
ten Anordnungen der Regierungen jederzeit diejenige Berüdfichtigung gefunden, 

welche mit den Grundfäßen einer geregelten Forftwirthfchaft vereinbarlic if. 


$. 16. Den Wunfch, daß eine Reviflon des Steuernachlaßgefeßes und der 
hierauf gefußten Inftruftionen eintreten und dabei der Mißſtand abgeftellt wer- 
den möge, der darin liegt, daß den Schadend- und Ertragsberechnungen, ind- 
befondere bei Hagelbefhädigungen und Mißwachs der hievon meiftens ganz 
unabhängige Ertrag der Waldungen und Wiefen mit eingerechnet, und dadurch 
die Ermittlung der zur Begründung eines Nachlaßgeſuches nothiwendigen Scha- 
densgröße in vielen Fällen vereitelt wird, werden Wir näherer Erwägung un: 
terftellen. - 


2. Wünſche und Anträge zu dem befonderen Voranfchlage der Kreislaften und 
Kreisfonds für nöthwendige Zwede eines Regierungsbezirfes für 
Ein Fahr der V. Finanzperiode. 
$. 17. Wir werden das Ausfcheidungsgefeß vom 17. November 1837 
einer umfaffenden Revifion unterftelen, und hiernach bie geeigneten weiteren 
Borlagen an Unfere Stände gelangen laffen. 


$. 18. Die durch die Errichtung neuer Schulfehrerfeminarien erwachſenden 
Ausgabeu find, feitvem die Ausſcheidung der Kreisfonds von den Eentralfonds 
beſteht, ſtets aus den Mitteln des oder der beiheiligten Regierungsbezirte in 
Gemäßpeit der beftehenden gefeßlichen Vorſchriften gefchöpft und beftritten wor⸗ 
den, ohne daß deßhalb die Leiſtung neuer Zuſchüſſe aus den Centralfonds flatt- 
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“gefunden hätte. Wir vermögen daher auch nicht, bei dem pfälzifhen Kreife 
eine Ausnahme hievon eintreten zu laſſen. 

$. 19. Da der Aufwand für bie Herftelung und Erhaltung der Irren⸗ 
häufer, der Armenbefchäftigungsanftalten und der Anftalten für Unterſtützungen 
ver Armen und, Waifen nach den Beflimmungen der Berorbnung über das 
Irmenwefen vom. 17. November 1816 Art. 26 — 36, 64., 83. und 84,, bann 
des Gemeindeumlagen » Gefeßes vom 22. Zuli 1819 Art. 8, ſchon früher den 
Gentralfonds nicht obgelegen iſt, das Gefeh vom 17. November 1837 aber Ie- 
diglih die Aufgabe und den Zweck aehabt hat, zum Bollzuge des $. 3. des 
Yandrathögefeßes vom 15. Auguft 1828, die bis dahin von der GStaatäfaffe 
beftrittenen und nad ihrer Natur zur Uebertragung auf die Regierungsbezirke 
geeigneten Ausgaben auszufcheiden, und den Kreisfonds zugleich die für folche 
bisher fehon getragene Ausgaben unter ben allgemeinen Staatseinnahmen ent« 
haltenen Fonds zu überweifen, fo müſſen Wir im Hinblide auf die erwähnten 
geſehlichen Beſtimmungen Bedenken tragen, die Dotation — Anſtalten auf 
die Centralfonds zu übernehmen. 

$.20. Die Inſtitute und Vereine für Unterricht und Pflege von Zaub- 
fummen haben die Fortvauer jener befonderen Fürforge und Unterftüßung mit 
Ciherpeit zu erwarten, die Wir dem Schidfale diefer unglüdlichen Menfchen- 
Kaffe zu allen Zeiter gewidmet haben. 

$. 21. Bei der Berathung des den technifchen Unterricht betreffenden An 
tages in der Kammer der Abgeordneten ift bereits durch Unferen Kommiffär 
in umfaffender Erläuterung dargethan worden, daß diefer Unterricht keineswegs 
von der vorgezeichneten praktifch applifativen Richtung fih entfernt, fondern 
vielmehr gerade in diefer Richtung namhafte Fortfihritte gemacht hat. 

$. 22, Die Wirkſamkeit des nah Unferer Verordnung vom 16. Febritar 
1833, Art. 7 und 8, an den Gewerbefchulen gleichzeitig eingeführten landwirth⸗ 
Maftlichen Unterrichtes ift vielfachen Hinderniffen begegnet, und es hat ſich er 
wiefen, daß die Bildung praktifcher, ihrem künftigen Berufe wahrhaft ge— 
wahfener Landwirthe an folhen Schulen, ohne einen eigenen, auf ben gwea 
derechneten Wirthſchaftsbetrieb nicht zu erreichen iſt. 

Bir werden daher die darüber beſtehenden Vorſchriften einer Reviſion 
unterftelfen laſſen. 

$. 23. Die von dem Ianbwirthfchaftlichen Vereine an Uns gebraten 
Yiten baben fich jederzeit der forgfältigften Würdigung zu erfreuen gehabt; au 
Mlns nicht bekannt, daß von den äußeren Stellen und Behörden dem Bereine 
In feinem Wirken jene Eräftige und tpätige Förderung verfagt worden wäre, die 
demfelben nad Unferem längſt ausgefprochenen Willen gewährt werden foll. 

$. 24. Den Güter-Arrondirungen find, wo bie Betpeiligten über biefelben 
ſieiwillig ſich einigen, durch die Berorbnung vom 11. Mär; 1805 und durch bie 
Yfimmungen Unferes Landtagsabfihieves vom 29. Dezember 1831, II. 60, 
nes die wefentlichfien Förderungen und Erleichterungen gewährt. 
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Arrondirungen aber gegen den Willen der betheiligten Grundbeſitzer mit» 
tels gefeglicher Verfügungen durchzuführen, würde mit der dem Eigenthums- 
rechte gebührenden Achtung und nad der neuerlich gepflogenen, auf die Gut- 
arbten fämmtlicher Stellen und Behörden der innern Berwaltung geftüßten 
umfaffenden und gründlichen Prüfung aller obwaltenden Berhältniffe, mit den 
Öffentlichen Intereffen, und namentlich mit jenen der Landwirthſchaft ſelbſt nicht 
wohl zu vereinbaren feyn. 

$. 25. Die Einrichtung der zu Schleißhelm beftehenven landwirlhſchaft⸗ 
lichen Centralſchule unterliegt bereits einer umfaſſenden und ſorgfältigen Reviſion. 

$. 26. Unfer Miniſterium des Innern hat darüber zu wachen, damit bie 
Straßen und Brüden im Berhältnig mit den bafür beftimmien Mitteln in 
einem dem Zwede und ber Wichtigkeit einer jeden einzelnen entfprechenden Zu⸗ 
ftande hergeftellt und erhalten werben. 

Bir glauben erwarten zu dürfen, daß bie von Uns bewilligten außeror- 


dentlichen Zufchüffe bei zweckmäßiger Verwendung und thätiger Aufficht zur 


vollftändigen Erreichung des wichtigen Zwedes hinreichen werben. 

6. 27. Wo Straßen, die bis jetzt aus Diftrittsmitteln erhalten worden 
find, nach ihrer Natur und Zweckbeſtimmung in die Klaffe der Staatsftragen 
fi eignen, haben Wir vor, in jedem Falle in Erwägung zu ziehen, in wie 
fern die Uebernahme derfelben auf die Staatskaffe nach dem Maaße der gege> 
benen Mittel flattzufinden habe, Auch werden Wir die zu der Durchführung 


-einer vollftändigen Eintheilung der fhon beflehenden oder künftig noch. anzu— 


legenden Straßen in die vier Klaffen: der Gemeindewege, Diſtrikts⸗, Kreig- 
und Staatsftraßen erforberlihen Maafregeln in nähere Erwägung nehmen, 
und Unferen Ständen nah dem Ergebniffe die etwa nöthigen Borlagen 
machen laſſen. Bir vertrauen dabei zu. Unferen Stellen und Behörden der 
inneren Berwaltung, daß bdiefelben den pünktlihen Bolljug der von Uns 
gegen Meberlaftung Unferer Unterthanen mit Diftriftsumlagen erlaffenen An- 
orbnungen pflichtmäßig fich werden angelegen feyn laſſen. 

$. 28. Die Abänderung der feit alter Zeit befiehenden Einrichtungen und 
Anordnungen bezüglich der Bergütung für die dem vaterländifchen Militär auf 
Märfchen zu Teiftende Verpflegung unterliegt fehr erheblichen Bedenken. 

Was die Feſtſtellung des Vergütungsregulativs für die Verpflegung ber 
Truppen anderer Bundesftaaten auf dem Durchmarſche durch Bayern betrifft, 
fo find bei dem Abſchluſſe der deßfallfigen Verträge Unſere Beflrebungen ſtets 
mit dem von den Ständen geäußerten Wunfche im Einklange gewefen. 

B. Bünfhe und Anträge zu den Nahmweifungen. 

$. 29. Poftwefen und Poftgefälle. 

. Bir haben vor, wie bisher, fo auch in Zukunft bei Unferem Poftivefen 
fortwährend folche Einrichtungen ins Leben treten zu laſſen, welche geeignet 
find, diefen wichtigen Zweig des öffentlihen Dienfles einer immer größern 
Bervolllommnung zuzuführen, 
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Das der Beflimmung und ben Zweden ber Poftanftalten entfprechende 
Yusmaaf der Tarife ift fortwährend ein Gegenftand Unferer Aufmerkfamfeit. 
Insbefondere werben auch die Tarife für Waaren und Gelvfendungen jener 
genauen und alle Berhältniffe berüdfichtigenden Prüfung unterfelt werden, 
welche diefe Sache an ſich fchon erfordert. 

Richt minder Haben Wir vor, bei den Berhandlungen mit den verſchiedenen 
Yotanftalten, wie bisher, fo auch ferner den Bedacht nehmen zu laffen, damit 
der Poftverbindung mit dem Auslande nah und nach ähnliche Erleichterungen 
jugeweudbet werben, wie ber vaterländifche Berkehr ſich deren bereits durch 
Unfere Zürforge zu erfreuen hat. ö 

$. 30. Zu den befonderen Staatsfonds. 
Bir haben bereits angeordnet, daß die Ararialifchen Reſerve-⸗Getreidmaga⸗ 
sine, aus welchen mit Unferer Bewilligung in jüngfter Zeit zur Abhülfe des 
in mehreren Regierungsbezirfen eingetretenen Notbftandes nicht unbedeutende 
Duantitäten abgegeben worden find, durch gehörige Ergänzung auf den vollen 
frügern Beftand baldmöglichſt zurüdgeführt werden. — 

Hiebei werden Wir, dem Wunfche der Stände, entfprechend, nicht ent» 
fehen, geeignete Berfuche darüber anftellen zu laffen, in wie fern die Aufbe- 
wahrung von Trodenmehl, in Kunftmühlen erzeugt, anftatt Getralde, an ſich 
ald ausführbar und überhaupt in getraidwirthfchaftlicher Beziehung als zweck⸗ 
mäßig erachtet werben Tann, 

©. Befondere Bünfhe und Anträge 
3. Die Zwifhenwahlen von Landraths-Kandidaten betr. 

Den wegen der Zwifchenwahlen für die Landräthe an Uns gebraten 
Antrag werden Wir in nähere Erwägung nehmen. 

32. Gutszertrümmerungen resp. die Abänderung bes An- 
ſäßigmachungsgeſetzes vom Jahre 1834 betr, 

Ueber den Umfang, in welchem Gutszertrümmerungen vortommen, und 
bie Birfung derfelben auf den Woplftand der Landbevölkerung und auf die 
Sandwirthfchaft werden Wir eine forgfältige Unterfuhung anordnen, und hier⸗ 
naͤcht in Erwägung ziehen, ob und wie weit die beftehenden gefeßlichen Be— 
fimmungen über die Güterzertrümmerungen einer Abänderung oder Ergänzung 
bedürfen. 

Unfer Minifterium des Innern hat Übrigens darüber zu wachen, daß bie 
zur Befeitigung von Mißbräuchen beftehenden. Anordnungen, namentlih in 
Bezug auf die Mitwirkung von Unterhändfern bei Gutsjertrüämmerungen und 
auf den gewerbmäßigen Betrieb derfelben Ärenge vollzogen werben. 

33. Die Gewährung einer vollffändigen Gefeggebung betr. 

Bir werden den Antrag der Stände, die Borlegung eines allgemeinen, 
für dag ganze Königreich geltenden bürgerlichen und Strafgefebbuches, dann 
eines Merkantil- und Werhfelrechtes betreffend, in nähere Erwägung nehmen, 
in fo weit es unbefchabet der auf dem linken Rheinufer beftependen eigentpüm- 
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lichen Inftitutionen geſchehen, und bie ſtändiſche Beratpungsform mit der 2. 
fung diefer Aufgabe in Einklang gebradt werden kann. 
$., 34. Die Borlage eines Geſetzes über Landeskultur betr. 

Wir haben dem im Gefammtbefchluffe vom 10. Mai enthaltenen Antrage 
auf Vorlage einzelner, als befonders dringend anerkannter Gefeße zur Hebung 
ber drüdendften Laſten der Landeskultur im Laufe der nun beendigten Stände: 
verfammlung bei der Wichtigkeit des Gegenftandes und bei der Kürze der Zeit 
nicht willfahren fünnen. Ob dies aber, in welchen Beziehungen und auf welche 
Weife innerhalb der Gränzen der Verfaffung mit Beachtung wohlerworbener 
Rechte und ohne der allgemeinen Civilgefeßgebumg flörend vorzugreifen, iu der 
Folge gefchehen möge? wollen Wir vorerfi in nähere Erwägung ziehen. . 

$. 35. Die Aufhebung des Lotto betr. 

Der Aufhebung des Lotto ſteht die mangelnde Ermittlung eines ebenfalls 

indirekten, eben fo viel eintragenden Surrogates entgegen. 
$. 36. Die Erlaffung eines Wieſenkulturgeſetzes betr. 

Wir werden bie Erlaffung eines Wiefenkulturgefeßes in reife Ueberlegung 

nehmen laflen. 
$. 37. Die Hut- und Weiderechte betr. 

Dem in dem Gefammtbefchluffe vom 13. Zunius enthaltenen Antrage, noch 
während der nun abgelaufenen Dauer der Ständeverfammlung einen Gefeß- 
entwurf über die Hut- und Weiderechte vorlegen zu laffen, haben Wir zumal 
bei fhon welt vorgerüdter Sigungszeit nicht entfprechen können, übrigens aber 
ben Gegenftand zur näheren gefhäftsorbnungsmäßigen Inflruirung Unferem 
Minifterium des Innern überwiefen, und behalten Uns das Weitere vor. 

$. 33. Die Berufungsfumme in bürgerliden Rechtsſtreitig— 
feiten betr, 

Den an Uns gebrachten Antrag in Betreff der Berufungsfumme in bür— 
gerlichen Nechtöftreitigfeiten werden Wir in reife Erwägung nehmen, 

$. 39. Die Sparkaſſen betr, 

Den Antrag der Stände, dahin zu wirken, daß mit ben bereits beftehen- 
den ober noch in das Leben tretenden Sparkaffen, Leih- und Hülfskaffen ver- 
bunden, und daß diefen alle jene Rechte und Befugniffe beigelegt werben, deren 
ſich ähnliche im Königreiche bereits beftehende öffentlihe Anftalten zu erfreuen 
haben, wollen Wir in reifliche Ueberlegung ziehen, 

$. 40, Die Bepflanzung der Staats», Kreis- und Diſtrikts— 
Straßen mit Bäumen bein 

Den Antrag auf Erlaffung eines Geſetzes über die Verbindlichkeit zu den 
Baumpflanzungen an den Staats-⸗, Kreis- und Diftrifid-Straßen werden Bir 
in nähere Weberlegung ziehen. Die Behörden find bereits angewiefen, bei 
der auf dem Wege der Belehrung und Ermunterung ben Baumpflangungen an 
den Straßen und deren Unterhaltung zu gewährenden — jeden nicht 
gefeglichen Zwang zu vermeiden. 


— 
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$. 44 Den Baplcenfus der Landeigenthümer ohne Gerichts. 
barkeit betr. 

Bir tragen aus mehreren Gründen, und namentlich in Rüdficht auf Tit. X. 
$. 7. der Berfaffungsurtunde Bedenken dem in dem Gefammtbefchluffe vom 
5. Auguſt enthaltenen Antrage, „Es wolle gefeßlih ausgefprochen werben, daß 
in allen Berhältniffen, welche durch die Deflimmungen der Berfaffungsurfunde 
und fpäterer Geſetze auf Grundfleuer-Simpla bafirt find, die durch das Grund» 
feuergefeß vom 15. Auguft 1828 gefeglich feftgeftellten Grundſteuer⸗Simpla in 
Anwendung zu kommen haben,“ Unfere Genehmigung zu ertheilen, werben 
aber diefen Gegenftand weiteren Berathungen unterwerfen. 

V. Abſchnitt. Befchwerden. 

Auf die Uns vorgelegten Beſchwerden eröffnen Wir, was folgt: 

J.. Die Beſchwerde des heil. Kreuz-Verbündniſſes zum guten 
Tode in München wegen verfaffungswidriger Belaftung mit 
Concurrenzbeiträgen zu fremden Zweden betr. 

Die von den Ständen an Uns gebrachte Beſchwerde des Senates des 
Hl. Kreuze Berbündniffes zum guten Tode in Münden wegen angeblich verfaf- 
ſungswidriger Belaftung mit Concurrenzbeiträgen zu verſchiedenen Kirchen, Un⸗ 
terrihtd- und Wohlthätigkeitszwecken werden Wir nach Beflimmung des Tit.X. 
5.5. der Berfaffungsurfunde durch Unferen Staatsrath näher unterfuchen 
und darüber entfcheiden laſſen. 

Bir müſſen Anfand nehmen, in den bei diefer Beranlaffung angeregten 
Bunfh einzugehen, auszufpredden, „daß das Vermögen der Bruderfchaften zu 
teligiöfen Zwecken unter den $$. 47. bis 49. der II. Beilage zur Berfaffungs« 
urfunde nicht zu fubfumiren fey, infofern fih dasfelbe nicht ermweistich als 
Befandtpeil eines Kirrhenvermögens darſtellt,“ da derſelbe einerfeits der von 
Uns angeordneten förmlichen Entfcheidung des gegebenen fpegiellen Falles vor- 
greift, und andererfeits eine authentifhe Interpretation bezielt, wozu Wir 
Uns die Initiative in grundgefeßlicher Form nach Ermeflen vorbehalten. 

2, Die Beſchwerde des Jofeph Töwenfleiner von Straubing 

wegen Berlegung verfaffungsmäßiger Rechte durch Entziehung 

bes Bürgerrehtes und Ausweifung aus der Stadt Strau- 
bing betr. 2 

Wir werden die von den Ständen Uns vorgelegte Befchwerbe des Joſeph 
!nenfteiner wegen Berleßung verfaffungsmäßiger Rechte durch Entziehung des 
Lürgerrechtes in Straubing und durch Bermweifung ans diefer Stadt nach Be- 
Himmung des Tit. X. $. 5. der Berfaffungsurkunde durch Unferen Staats- 
rath näher unterfuchen und darüber entfcheiden laſſen. 

Indem Wir nun Unferen Lieben und Getreuen, den Ständen des 
Rees, dieſen Abſchied ertpeilen, ift e8 Unferem Herzen Bebürfniß, einen 
dlid auf die Ergebniffe des nun geendeten, langen und mühevollen Landtages 
urüdzumerfen, 
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Was Wir bei der Eröffnung biefes Landtages in ver Rede vom Throne als 
fehnlichen Wunſch ausgeſprochen: „es möge biefer Landtag durch Bertrauen 
fich auszeichnen, diefe Freude Unferem Herzen werben, das für Unfer Bolk 
Schlägt," es ift in Erfüllung gekommen. 

Der fihöne Bund warmer Iandesväterlicher Liebe und forgfam waltender 
Huld, dann der unverbrüchlichen Unterhanen Treue und vertrauenden Anhäng- 
lichkeit, der in Bayern zu allen Zeiten, an guten wie an böfen Tagen, ben 
angeftammten Zürften und fein geliebtes treued Bolt vereint hat, iſt erneuert 
und befeftiget worben. 

Das zu Stande gelommene Berfaffungs-Berfländnig hat die Grängen der 
Königlichen und der fländifchen Rechte, wo biefelben fireitig geworden waren, 
auf dem Boden der Berfaffung und in teutfchem Sinne abgemarkt und burd 
die Beendung bed Streited in der Eintracht der Regierung und der Standfchaft 
dem Fortfchreiten zum Beſſern und dem Glüde des Baterlandes eine fichere 
Gewähr bereitet. Mit Vertrauen haben die Stände auch die Mittel ohne alle 
Berkürzung bewilligt, welde Wir für die Bedürfniffe des Baterlandes ver- 
faffungsmäßig in Anſpruch genommen hatten, und hiedurch Unfer landesväter- 
liches Wollen und Wirken unterftügt. 

Segenreih in ihren Wirkungen haben die Ergebniffe des Landtages zu- 
gleich eine Gefinnung beurfundet, die Unfer Herz um fo mehr mit Freude er- 
füllt, ald al Unfer Wollen und Streben nur dem Wohle Unferes geliebten 
Volkes zugemwenbet ift, und Wir in folder Seftunung bie wirffamfte Förderung 
und ben fehönften Lohn dieſes Wollens und Strebens finden. 

Und indem Wir nun zum Schluffe Unferen Lieben und Getreuen, den 
Ständen bes Reiches, über alles diefes und über ben bethätigten unermüdeten 
Eifer in der Erfüllung ihres fohönen, hochwichtigen Berufes Unfere volle 
Anerkennung ausfprechen, ertheilen Wir denfelben mit Freude die Verfiherung 
Unferer befonderen landesväterlichen Huld und Gnade. 

Gegeben, Afhaffenburg, den 25. Auguft 1843, 


gweited Gapitel. 
Abtheilung IL A II. Ermwerbung und Berluft bes Buͤrgerrechte s. 
1. Band, pag. 246. 
$. 18. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz vom 2. 
April 1836, Amtsbl. M 19, p. 203, den Stantsbürgereid betr, 
Es ift wahrgenommen worben, daß die Bürgerbeeidigungen bisher unter- 
blieben find, obgleich diefelben ſowohl von den frühern franzöfiihen Berfaf- 


fungdgefeßen, ald aud von der gegenwärtig geltenden Staatsverfaffung vor 
gefrhrieben find. 


Die Berfaffungsurkunde von 1818, Tit. X. $. 3, gebietet insbefondere aug- 
drüdlich Folgendes : 
„Ale Staatsbürger find bei der Anſäßigmachung und bei der allgemeinen 


Zweiter Abſchnitt. — Verfaſſungẽm. Beftandtheile des Staates. 113 


Landeshuldigung, fowie alle Staatödiener bei iprer Anftellung verbunden, fol⸗ 
genden Eid abzulegen: 

„Ih ſchwöre Treue dem Könige, Gehorfam dem Geſetze, und Beobachtung 
der Staatsverfaffung, fa wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evangelium.“ 

Damit diefen verfaffungsmäßigen Beftimmungen in der Folge überall 
pünktlich nachgelommen werde, wird in Folge Königl. Minifterial» Referiptes 
vom 3. I. M. hiemit verfügt, daß die fragliche Eidesabnahme 

a) bei der Trauung neu angehender Bürger vor dem Eivilftandsbeamten, 
duch letztern in feiner Eigenfchaft ald Gemeindevorfleher und Ortspolizeibeam- 
ten, und 

b) bei fonftiger häuslicher Niederlaffung in ber Gemeinde durch den be⸗ 
treffenden Lokalbeamten auf eine paflende, der Bedeutung des Altes angemef- 
ſene Veiſe erfolge. | 

Ueber den Beeidigungsakt ift jedesmal ein kurzes Prototoll aufzunehmen 
und in ber Bürgermeifterei-Regiftratur aufzubewahren. 

Bei Trauungen ꝛc. von Staatsbienern und Andern, welche den Bürgereid 
bereitö geleiftet Haben, iſt von einer wiederholten Beeidigung Umgang zu 
nehmen, 

Die Königl, Landeommiffariate werden biemit beauftragt, vom Bollzug 
—— Verordnung gehörig zu überwachen. 

Königl. Regierung ꝛc. 


F. 19. Verfügung der Königl. Regierung der Pfelz, Kammer 
des Innern, vom 11. Februar 1839, Amisbl. Ma 9, p. 85, den 
Staatsbürgereid betr. 


Um den Vollzug des $.3 Tit. IX. der Berfaffungsurtunde und ber hierher 
gehörigen Berorbnung ber unterfertigten Stelle vom 2. April 1836 (Amtsbl. 
#19, pag. 203) zu fihern, wird verfügt: 

1. Die Bürgermeifter oder die betreffenden Adjunkten (in ihrer Eigenfchaft 
ald Civilſftandobeamte) haben bei ihrer perfönlichen Verantwortlichkeit die Ei» 
bilehe neu angehender Bürger nur dann erft zu vollziehen, wenn der Bräus 
figam vorher den Verfaſſungseid, zu welchem jeder Staatsbürger bei ber 
Ifäfigmahung verpflichtet if, vor dem Ortsvorſtande feines Domizils geleiftet 
hat und das vorgeſchriebene Beeidigungsprotofoll errichtet worden iſt. 

2, Außer diefem gefondert aufzunehmenden Beeidigungsprotofolle ift eine 
kurze Befcheinigung über die Eidesleiftung zu verabfaffen, um den Heirathabe- 
gen beigefügt zu werdet. 

3, Koften dürfen für ſolche Befcheinigungen nicht angerechnet werben. 

4, ZA die Ehe des Inländers im Auslande gefchloffen worben, fo hat bie 
Eidrsfeitung vor der im Art. 171 des Eivilgeßbuches vorgeſchriebenen Trang- 
ftiption gu geſchehen. | 

5. Die übrigen Beftimmungen der Verordnung vom 2. April 1836, in 

Dr. — — der Berfaffung xc. 8 


* 
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Beziehung auf den zu leiſtenden Staatsbürgereid bei ſonſtiger Niederlaſſung 
oder Anſäßigmachung ſind fortwährend gleichfalls genau zu vollziehen. 
Königl. Regierung ıc. 


Ein» und Auswanderungen,. 1. Bd., pag. 249. 


$. 20. Die Verordnung ded Senats zu Bremen vom 21. Sep- 
tember 1832, binfihtlih der dort eintreffenden Auswanderer nad) 
Amerika, Amtsbl. N, 68, p- 608, ift aufgehoben, 


$. 21. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 3. September 
1833, Auswanderungen in die k. k. öfterreichifchen Staaten : betr., 
Amtsbl. M 44 vom Jahre 1833, p. 425. 

Um der Wiederholung von Anftänden vorzubeugen, welche fih in Folge 
von Auswanderungen Bayerifher Unterthanen in die 8. 8. Defterreihifchen 
Staaten ergeben haben, werben fämmtliche Unterbehörden des Kreifes auf die 
K. 8. Defterreihifche Verordnung aufmerffam gemacht, nach deren Inhalt Auf- 
nahmen in die Defterreichifche Staatsbürgerfchaft nur dann gültig erfannt wer: 
den, wenn folche von Länderftellen (Gubernien und Landesregierungen) oder 
von Kreisämtern zugefichert werden, wogegen blofe Erflärungen der Wirth- 
fchaftsämter allein nicht genügen. 

Königl. Regierung ꝛc. 

$ 22. Sehr wichtige Notizen und Belehrungen für Auswan— 
derer nah Norbamerifa. Siehe in der Beilage von Mi 15 des 
Amtshblatted vom Jahre 1835. 

Ueber die Aus und Einwanderungsverhältniffe mit Reuß⸗ Pauen 
hinſichtlich Militärpflichtiger, Amtsbl. M 53 vom Jahre 1835, p. 
493. Siehe im 5. Bud $. 18. 

Bekanntmachung der Kreisregierung vom 28. März 1836, Amtsbl. 
N. 18, p. 196, die Reifepäffe nach Franfreih, resp. Auswanderung 
nad Amerifa. Siehe 3. Bud, $. 12. 


F. 23. Die Bekanntmachung berfelben vom 12. Auguſt 1836, 
Amtsbl. M 39, p. 416, die Reifepäffe zum Behufe ber Auswanbe- 
rung nach Amerifa betr. Siehe 3. Bud, $. 18. 


F. 24. Berfügung der Kreisregierung vom 27, November 
1836, Amtsbl, M, 60, p- 654, die heimlichen Auswanderungen betr. 

Es ift neuerdings zur Anzeige gelommen, tie vielfältige heimliche Aug- 
wanderungen in ber Abficht unternommen werben, die Erfüllung rechtlich ein— 
gegangener Berbindlichkeiten zu umgehen, insbefondere entfernte oder nicht 
Hinlänglih achtfame Gläubiger um ihre Forderungen zu beirügen. 
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Solhem Unweſen möglichft zu fleuern, werden bie fämmtlichen Diftrikts- 
und Ortspoligeibehörden unter Bezugnahme auf $. 10 der Berorbnung vom 
17. Juni 1816 wiederholt angewielen, auf ſolche Individuen, welche fich der 
Aiht Heimlicher Auswanderung verdächtig machen, die gefchärftefte Aufmerk⸗ 
famfeit zu richten, und die geeigneten Vorkehrungen rechtzeitig gu treffen, damit 
den erwähnten Betrügereien two möglich zuvorgelommen werde. 

Die Ausftellung von Zeugniffen, welche die heimlichen Auswanderungen auf 
irgend eine Weife erleichtern oder begünftigen —— wird wiederholt aufs 
Gemeſſenſte unterfagt. 

Insbeſondere iſt die Sicherheitsgendarmerie im Kreiſe anzuweiſen, Reiſende, 
welche einer beabſichtigten heimlichen Auswanderung verdächtig erſcheinen, wenn 
ſolhe mit den gehörigen Legitimationspapieren nicht verſehen 
find, anzuhalten und zur Herſtellung der Identität ihrer Perſonen vor bie 
treffende Ortsbehörde zu führen, damit den Gläubigern, welche durch ſolche heim⸗ 
Ihe luswanderungen etwa betrogen werben ſollen, Zeit und Gelegenheit gege⸗ 
den werde, ihre Forderungen geltend zu machen. 

Königl. Regierung ze. 


$. 25. Bekanntmachung der Regierung des Nheinfreifes vom 
18. April 1837, Amtsbl, M 24, p- 199, Auswanberungen nad 
Amerifa betr, 


Es Hat ſich in neuerer Zeit mehrfach der traurige Fall ergeben, daß In— 
disivuen ohne zubor erlangte Auswanderungsbewilligung oder ohne genügende 
Refelegitimationen ſich heimlih aus Bayern entfernten, mit Umgehung ver 
dawiſchen liegenden deutſchen Paßbehörden an Einfchiffungspläge im nörbfichen 
Deutfpland begaben, und fofort, wie es vorauszuſehen war, an den Orten ber 
Einfhiffung zurückgewieſen und mit Berluft der den Schiffsgelegenheiten etwa 
(hen im Voraus zugefendeten Transportgebühren, total verarmt, in die Hei» 
math zurüdgefhoben wurden. 

In Folge höchfter Minifterial» Entfchließgung vom 28. v. M. werben im 
Intereffe der fo vielfach getäufcht werdenden Betheiligten folgende Anordnungen 
ur allgemeinen Kenntniß gebracht: 

L Bon Seite der Regierungen von Hannover, Ehur- und Großherzog⸗ 
thum Heffen, Naſſau und Braunfchweig find fämmtliche Polizei- und Grenzbe- 
hrden angewiefen worden, allen ohne Päffe und gehörige Legitimationen über 
elangte Auswanderungserlaubniß fih nah Einfhiffungspläßen im nördlichen 
Deutfehland begebenden bayerifchen Auswanderern die Gränzen firenge ver- 
Ihloffen zu Halten, und folche Individuen, falls fie innerhalb der Gränzen be- 
treten werden follten, unverzüglich in ihre Heimath zurüdzumelfen. Gleiche 
Anordnung ift demnächſt von Seite der Königl. niederländifchen und ben groß— 
bergoglich und herzoglich fächfifhen Regierungen zu gewärtigen, ſowie von ben 
freien Stävten Bremen und Hamburg, auf deren Gebiet firengfte Anordnungen 

8 * 
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bezüglich der Auswanderungslegitimationen und der Nachweiſe über die erfor⸗ 
derlichen Reifemittel getroffen worden find. 

II. Keinem Auswanderer ift bie ertheilte Auswanderungsbewilligung und 
der erforderliche Reifepaß von ber Polizeibehörde auszuhändigen, bevor derfelbe 
fich nicht über die gehörige Verſicherung einer Veberfahrtsgelegenheit genügend 
ausgewiefen haben wird, und die Behörden find fpeziell dienftverantwortlic 
für den firengften und gewiffenhafteften Vollzug der über die Prüfung der Ber- 
mögensverhältniffe resp. der erforderlichen Reife» und Ueberfahrtsmittel befteen- 
den Borfchriften, und bafür verantwortlih, daß der wirkliche Beſitz nah dem 
Zeitpunfte der Auswanderung verläßig eruirt und bezeugt werbe. 

Die Königl. Diftrifts» und Lokalverwaltungsbehörden haben fih, fo weit 
ed eine jede zufolge der ihr auferlegten Verpflichtung betrifft, nach diefen Be 
flimmungen genaueft zu adten, und bie weitere Kundmachung derfelben auf 
angemeflene Weife zu bewirken. | 

Bezüglich der Auswanderer, welche ihren Weg durch Frankreich zu nehmen 
beabfichtigen, wird das Ausfchreiben vom 12. Auguft v. 3. (Amtobl. As 39) 
in Erinnerung gebracht. 

Königl Regierung ꝛc. 


F. 26. Nachtrag biezu vom 28. April 1837, Amtsbl. M 27, 
p. 216, mit Verordnung des Rathes der freien Stadt Hamburg. 


Nachträglich zu der Bekanntmachung vom 12. diefes (Amtsblatt HF 24) wird 
biemit zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auch von Seite der großherzoglich 
und herzoglich fähfifihen Landesregierungen in gleicher Weife die entfprechenden 
Anordnnngen bezüglich der firengften Kontrole gegen durchpaffirende Auswanderer 
getroffen, und daß die Königl. Eonfuln zu Hamburg und Bremen von der im 
Betreff des beizubringenden Nachweifes über aehörige Verficherung einer Weber: 
fahrtögelegenpeit erlaffenen Beftimmung zu dem Zwede in Kenntniß gefeßt 
worden fepen, um bie befondere Aufmerkfamfeit darauf zu richten, daß vou 
Seite der Schiffsmäkler bei Annahme und Ausftellung der Heberfahrtöverfid- 
erungen mit Billigfeit gegen die Betheiligten verfahren werde. 

Zugleih wird nachſtehend eine Verordnung bes Raths der freien Stadt 
Hamburg vom 27. Februar 1837, die Berfchiffung der über Hamburg nah an- 
deren Belttheilen Auswandernden betreffend, zur allgemeinen Kenntniß ge 
bracht. 

Königl. Regierung ꝛc. 


Verordnung der freien Stadt Hamburg. 

Dei der zunehmenden Zahl der über Hamburg nach andern Welithoilen 
Auswandernden fieht E. H. Rath ſich veranlaßt, die Grundfäße, nach welchen 
die Berfhiffung derfelben in den Häfen von Hamburg und Eurhafen zu ge 
ftatten ift, vorläufig für die Dauer von fünf Jahren obrigkeitlich feftzufegen. 
Diefe Grundfäße, fofern fie nicht der Fremdenpolizei überhaupt angehören, fin- 
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den ihre Anwendung jedoch nur bei Schiffen, für welche mehr als fünf und 
zwanzig Zwifchendeds-Paffagiere angenommen worden. 

1. Die Verordnungen, welde die Anwerbungen für fremden Kriegsdienft 
zue See und zu Lande verbieten, werben infofern aufrecht erhalten, als dazu 
uiht abfeiten E. H. Raths ausnahmsweiſe die Autorifation ertheilt worden. 

2. Rur biefige Bürger oder von E, H. Ruth in Folge $. 1 dazu autori- 
frte Perfonen, fremde Echiffer nur, fofern fie durch hieſelbſt anſäßige, felbft- 
fhuldige Bürgen hinlänglich vertreten find, dürfen wegen der Meberfahrt von 
Zwifhendeds-Paffagieren nach andern Welttheilen Kontrakte fchließen. 

3. Unbeſchadet der Befugniß biefiger Kaufleute als Rheder, Schiffscor- 
refpondenten, Befrachter und Audrüfter in ihrem Namen über die Annahme von 
Yaffagieren nach andern Welttheilen ohne Zuziehung eines Maklers Kontrakte 
zu fihließen, flieht mit ber Beforgung von Schiffsfrachten überhaupt auch die 
Termittlung der Paffagierannahme unter den in der Maklerordnung enthaltenen 
Bedingungen, mit Ausfchluß aller unbefugten Zwifchenhändler, Tediglich den 
beeidigten Schiffsmallern zu. Die gefeglihe Courtage von 2 ß Courant für 
den fpanifchen Thaler hat der Echiffemaller nur von dem Berfrachter, nicht 
von dem Zwifchendeds-Paflagter zu fordern. 

4. Der Schiffsmakler ift verpflichtet, der Polizeibehörde und der Commerz⸗ 
Deputation denjenigen biefigen Bürger zu bezeichnen, welcher ald Rheder, 
Eyiffscorzefpondent, Befrachter, Ausrüfter oder felbfifchuldiger Bürge eines 
fremden Schiffers, Paffagiertontratte durch ihm fchließen laſſen. Im Fall kein 
Naller zugezogen wird, hat der Befrachter dieſe Anzeige zu machen. 

5 Der fo bezeichnete verantwortlide Contrahent oder der Schiffsmaffer 
hat für die doppelte Zeit der als wahrfcheinlich angenommenen Dauer ber Reife 
und bis zum Belauf der Paffagegelder dem Polizeiherrn von bemfelben als 
genügend anerfannte Kaution dafür zu beftelen, daß die in Folge eines mit 
ihnen abgefchloffenen Kontraktes hiefelbft geduldeten Auswanderer und ihre 
damilien Feiner Unterflüßungsanflalt irgend einer Art hier zur Laft fallen, daß 
wenn fie aus irgend einem Grunde hier zurüdbleiden, fie in ihrer Heimatp 
wieder Aufnahme finden, daß alle in einem folchen Fall der Polizei durch Kor- 
tfpondenz , Transporte, Viatika oder fonft auf irgend eine Weife entſtehende 
Loſfen derfelbeu auf erftes Anfordern fofort werden erftattet, auch alle in Folge 
diefer Berorbnung von ihnen fowohl als dem Schiffer verwirkte Geldbußen uns 
weigerlich bezahlt, auch derfelben in allen Stüden werbe nachgelebt werben, 

6. Jeder Auswanderer hat ſich fpäteftens am Tage nach feiner Ankunft in 
Hamburg auf dem Polizeibureau zu melden, um gegen bie Stempelgebühr von 
15 eine nach Ablauf von 14 Tagen zu prolongirende Aufenthaltokarte um die 
Erlaubniß zur Einfchiffung zu erhalten, wofür er außerdem 8 6 an bie Polizels 
laſe zu entrichten hat, 

7. Jeder Bürger und Einwohner, welcher einen fremden Auswanderer ohne 
Aufentpaltstarte oder nach dem Ablauf derfelben beherbergt, verfällt nach Maß⸗ 
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gabe der beſtehenden Geſetze in 10 Rthlr. Strafe. Eine gleiche Geldbuße hat 
der Schiffer zu bezahlen, welcher einen Zwifchendedspaffagier ohne die Ein» 
fohiffungserlaubniß des Polizeiheren aufnimmt, 

8. Nicht mit Aufentpaltstarten oder der Erlaubniß zur Einſchiffung ver- 
feben, vielmehr, fofern ihre Auslieferung nicht vertragsmäßig verlangt werben 
kann, in Anleitung des Mandats vom A. Zuli 1832 aus Hamburg und beflen 
Gebiet zurüdzumeifen- find; 

a) Auswanderer, welchen es an einem Paß ihrer Regiernng ins Ausland fehlt. 

b) Diejenigen, welche fich nicht durch eine, die im 5. Art. erwähnte Raus 
tion involvirende, mit einem biefigen Contrahenten, deffen auswärtigen Bevoll- 
märhtigten, oder in Folge der, nah Maaßgabe Art. 1 ausnahmsweife ertheil- 
ten Autorifation €. H. Raths gefchloffene Vereinbarung legitimiren, es fey denn, 
daß fie fi über die nöthigen Geldmittel zur Bezahlung bes Paffagegelbes, fo 
wie zur Beftreitung anderweitiger Bebürfniffe während ihres — — 
Aufenthaltes auszuweiſen im Stande feyen. 

c) Nach Maaßgabe des Bundeskartells als —— — entwichene 
Militärpflichtige anzuſehende Perſonen. 

d) Solche, die ſich der Strafe begangener Vergehen und Verbrechen zu 
entziehen ſuchen. Hieſigen Unmündigen wird die Einſchiffung nur mit Zuſtim⸗ 
mung ihrer Eltern, Vormünder oder dieſe vertretenden Perſonen und Behörden 
geſtattet. 

9. Jeder einzelne Paſſagier, das Familienhaupt für ſeine Familie, hat das 
Recht, eine ſchriftliche Ausfertigung des von ihm geſchloſſenen Kontraftes in 
deutſcher Sprache, ſowie die Einficht diefer Verordnung zu verlangen, wovon 
zwei Abdrücke ſich am Tord des Schiffes befinden müſſen. 

10. Für den Fall, daß dem Schiff auf der Elbe in europäiſchen Gewäſſern 
ein Unfall zuſtoßen ſollte, wodurch dasſelbe an Fortſetzung der Reiſe verhindert 
wird, hat der Contrahent den Paſſagieren nicht blos das Paſſagegeld wieder zu 
erſtatten, ſondern auch bis zum Belauf von Brom. 40 — für jeden Paflagier 
die Koſten für Bergung, Rettung und Unterhalt bis zur Weiterbeförderung zu 
beitreiten, überdies dieſelben, fofern diefe Koften ben Betrag yon Brom. 40 
nicht ganz abforbirt haben, dur eine mäßige Durchſchnittsvergütung für Ver- 
- luft zu entſchädigen; auch den Behörden alle ihnen aus dem gedachten Unfall 
eiwa eriwachienden Auslagen ju erfeßen. 

Zu dieſem Behufe bleibt e8 dem Kontrahenten überlaflen, entweder der in 
» Bolge Art, 5 übernommenen Kaution eine genügende Ausdehnung von dem 
einfachen bie zum boppeltien Belauf des Paſſagegeldes für jeden Paffagier zu 
geben, oder die Paffagegelver unter Hinzufügung eines die Erfüllung der auf 
erlegten Berpflichtungen firpernden Betrages von Brom. 40, für jeden Palla 
gier bei hiefigen Aſſekuranz-Compagnien oder befannten Privat» Affekurateurs 
aus präfumtivem Mandat der Paffagiere zu ihren Gunften in der Art zu ver- 
ſichern, daß ein etwaiger Ueberſchuß pro rata unter diefelben vertheilt werde. 
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Die der Verſicherungs⸗Polize zu dieſem Behufe einzuſchaltende Clauſel 
lautet; „auf Paſſagegelder, infofern ſolche bei Unglücksfällen des Schiffs Jaut 
„obrigkeitliher Berfügung in Anſpruch genommen werden;“ und ferner: „auf 
‚Berwendungsgelder, ald Brom. 40 für jeden Kopf, infofern ſolche bei Un— 
‚glüdsfällen des Schiffs laut obrigkeitlicher Verordnung in Anfpruh genom⸗ 
‚men werden, zugleich aber auch infofern, als bei Havarie in einem Nothhafen 
‚für die Paffagiere ungewöhnliche Koflen für Logis, Beköſtigung u. f. w. aufs 
‚gewendet werben müſſen.“ 

Außerdem ift der Polize die Claufel beizufügen, daß fie nicht cedirt werden 
dürfe, und eine vidimirte Copie derſelben auf der Polizei zu deponixen. Nur 
nach Beftellung jener Caution oder Depofition. der Polizen « Eopie barf das 
Sqiff das Revier. verlaſſen. 

11, Bor der Expedition eines Schiffes Hat der in Gemäßheit Art, 5 ver⸗ 
antwortliche Contrafent oder der Schiffsmakler, dir Polizeibehörbe ein voll⸗ 
Ründiges Verzeichniß in duplo der für dasfelbe angenommenen Auswanderer, 
mit Angabe des Geburtslandes, des Berufs, Alters, Geſchlechts und Beftim- 
mungsorts einzureichen. Das Duplikat diefes Berzeichniffes wird auf den Fall, 
daß das Schiff in Eurhafen anlegt und durch die Revifion daſelbſt fein Auf- 
enthalt entftept, zu deren Behuf dem Herrn Amtmann zu Ritebüttel überfandt, 
Rah Abgang des Schiffs Hat ber Eontrahent oder Schiffgmaller der Polizei- 
behörde gleichfalls eine namentliche Angabe der Zurüdgebliebenen zu machen. 

12. Zäprlich ernennt die Commerz- Deputation vier oder mehr Sarhver- 
Hänbige, welche vor dem Hafenherrn zu beeidigen find: durch das Gutachten 
jweier derfelben, die für jeden Fall befonders von der Commerz« Deputation 
bejeirhnet werden, ober eines von berielben binzugezogenen Obmanns hat der 
Eontrapent zu erhärten, daß das Schiff fih zur Fahrt mit Paflagieren nicht 
blos in einem vollkommen feetüchtigen Zuftande befinde, fondern auch mit hin- 
linglih geräumigen Zwifchendeden für die Zahl der angenommenen Paflagiere 
verfehen fey. Die Anlage A. enthält die Grundfäße, welche für diefe Befchei- 
nigung, unter dem Borbehalt den Umftänden angemeflener Mopifitation, als 
maafgebend zu betrachten find. 

Durch ein gleiches Atteſtat derſelben Sachverftändigen hat der Eontrahent 
kner zu beweifen, daß das Schiff für die wahrfheinlich längſte Dauer. der 
Reife mit gefunden Lebensmitteln, füßem Wafler, einem angemeflenen, nad, Bor 
fhrift des Geſundheitsrathes angefchafften Arzneivorrath und ber erforderlichen 
Srantenkoft verfepen fey. Bei Ausſtellung biefes Attefiates dienen die in ber 
Anlage B. enthaltenen Befimmungen, unter ähnlichem Borbehalt wie bei ber 
Anlage A., zur Richtſchnur. 

Für ein jedes diefer Atteftate haben die beiden Sachverſtändigen von dem 
Eontrapenten eines Paflagierfhiffs keine höhere Gebühr als A Speziestpaler zu 
erheben, Dei Zweifeln über die Einrichtung und Berproviantirung bes Schiffs 
feht es dem Poligeiperen in Folge deßhalb angebranpter Beſchwerden zu, außer 
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dem gutachtlichen Bericht der beeidigten Sachverſtändigen auch denjenigen eines 
der Herrn Physicorum, des pharmaceutifchen oder anderer Mitglieder deg Ge- 
ſundheitsraths, der Rathechirurgen und Schifferalten einzuziehen; auch den 
Schiffer oder Eoutrahenten zum Beweife, fo wie eventualiter zur Beeidigung 
feiner Angaben anzuhalten. 

13. Ohne Erlaubniß des Polizeiherrn dürfen keine Schiffe mit mehr als 
25 Zwifchendeds-Paflagieren das Revier verlaffen. 

14. Jedem Paflagier ſteht e8 frei, vor dem wirklichen Abgang des Schiffs 
auf die Neberfahrt zu verzichten und wieder ans Land zu gehen, fofern er fih 
rüdfichtlich eventueller Forderungen den Hamburgifchen Gerichten unterwirft. 

15. Für jeden Tag des nicht durch Wind und Wetter verzögerten Abgangs 
über 14 Tage nach dem im Kontrakt dafür feftgefeßten Termin hat der Eon- 
trahent jedem Paflagier, fofern er ihn nicht am Bord beperbergt und beköftiget 
eine Vergütung von 12 8 zu zahlen. 

16. Auf der Reife müffen die Betten, fofern das Wetter es geftattet, täg- 
li und zwar durch die Zwifchendeds-Paffagiere ſelbſt gelüftet, das Zwiſchen⸗ 
de zweimal die Woche mit Eſſigdämpfen burchräuchert werben, 

17. Die Preife der außer der bedungenen Portion käuflichen Gegenftände 
find an einem, jedem Paflagier zugänglichen Ort des Schiffs zu affigiren. 

18, Am Bord fremder Schiffe muß ein Dollmetfcher den Kapitän vertreten, 
wenn weder diefer noch der Steuermann der deutfchen Sprache mädtig ifl. 

19. Bei einer Zahl von hundert Paffagieren und darüber muß für ärjt- 
liche Hülfe durch eine vom Gefundpeitsrath zu diefem Behuf geeignet befundene 
Perſon geforgt werben. 

20. Die Paffagiere find an feinem andern als an dem in dem Kontrakt 
nambaft gemanhten Ort zu landen. Sie haben das Recht nach der Ankunft 
des Schiffs an dem Beftimmungsort nah zweimal vwierundzwanzig Stunden 
die für die Ueberfahrt bedungene Schlafftätte und Koft am Bord desfelben zu 
behalten, 

21. Die in dem Befimmungspafen etwa zum Beften ber Armenanftalten 
und Hofpitäler anftatt einer gefeslichen Kaution erhobene Abgabe, welche in 
den Häfen der Bereinigten Staaten von Norbamerifa 17, bis 3 Dollars be» 
trägt, fällt, fofern der Kontrakt deßhalb nicht das Gegentpeil — den 
Paſſagieren zur Laſt. 

22. Beſchwerden der Paſſagiere über das dieſer Verordnung nicht entſpre⸗ 
chende Verfahren des Schiffers während der Meberfahrt können, falls fie ih 
nicht am Beſtimmungsort erledigen, entweder direkt oder durch Bermittelung 
eines Hamburgifehen Eonfulats bei dem Polizeiherrn angebracht werben, welder 
diefelben, fofern fe fich nicht zu einer rechtlichen Entfcheivung durch die Gerichte 
oder einer disciplinarifchen durch die Maflerbeputation eignen, befonderd wenn 
der Schiffer ein Hiefiger iſt, zur Unterfuhung verweist, und nach den Umflän- 
den vorbehaltlich einer ſchärferen Ahndung anderweitig gefeßwidriger Handlun⸗ 
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gen, fowie bed Regreſſes an E. H. Rath in den dazu geeigneten Fällen, mit 
einer Geldbuße von 10 bis 50 Rthlrn. befiraft. Mit einer gleichen Geldbuße 
wird nach dem Erfenntniß des Polizeiperen jede anderweitig zu feiner Kennt« 
niß gefangende Eontravention gegen einzelne Beflimmungen dieſer Verordnung, 
fy ed durch den Eontrahenten, den Schiffer oder Schiffsmaller belegt, fofern 
überhaupt die Erpedition des Schiffes nach Reduktion der Paffagierzahl damit 
verträglich ift. | 

23. Dem Herrn Amtmann in Ritebüttel ftehen rückſichtlich der von Eur- 
haven erpedirten Schiffe mit Auswanderern diefelben Befugniffe zu, welche dieſe 
Serordnung dem Polizeiferrn einräumt, 

24, Xeltere, die Berfhiffung von Auswanderern betreffende Verordnungen, 
fern fie mit der gegenwärtigen in Widerfpruch fliehen, find als aufgehoben zu 
betrachten. 

Gegeben in Unferer Ratpsverfammlung, Hamburg, den 27. Februar 1837, 

Anlage A. 

J Für Auswanderer beftimmte Schiffe müffen von -untadelhafter Befchaffen- 
eit ſeyn. 

2. Kein nach den vereinigten Staaten von Norbamerifa beſtimmtes Schiff . 
darf, in Folge dort beftehender Gefeße, mehr Paflagiere als im Verhältniß 
eined derfelben für jede nicht anderweitig beladene Laſt von 2 Englifchen Zon- 
nen; kein nach einer Englifchen Eolonie beftimmtes mehr als 3, incl. des Ka⸗ 
pitäns und der Mannfchaft, für 5 Tonnen annehmen. 

3, Wo die Gefebe nicht, wie in den vereinigten Staaten von Nordamerika, 

abweihende Beflimmungen enthalten, werben rüdfichtlich des Schiffraums, fo= 
wie der Verproviantirung, 3 Kinder unter 7, 2 unter 12 Jahren für einen 
Jaſſagier, Kinder unter 12 Monaten überall nicht gerechnet. 
4. Die Höhe des Zwifchendeds über jeder nur langes Schiffs " einzurichten» 
den Rojenreihe darf nicht unter 5% Zuß, die Länge der Kojen nicht unter 6 
dub im Fichten betragen. Mehr als 2 Reihen Kojen übereinander, wovon bie 
unterfte 6 Zoll über dem Zwifchended, oder in Ermanglung eines Zwifchen- 
deds über, der dasfelbe erfeßenden Bodenlage find nicht zu geſtatten. Ein 
mannskojen müffen, mit Inbfgriff des freien Raumes für jede Kojenbreite von 
zZoll, für ven Mann 28 Zoll, Zweimannskojen 27, Dreir und Viermanns⸗ 
fojen 26 Zoll breit fegn. Mehr als Biermannskojen werden in der Regel nicht 
gefattet. Auf Schiffen, welche die Linie zu paffiren haben, if eine Kojenbreite 
von 27, Fuß für den Mann erforderlich, 

5. Der ſich hieraus ergebende Flächenraum von 13 bis 15 Duadratfuß für 
ven Mann, ſowie außerdem der Plaß unter der Lude muß von allen Gütern 
und Propifionen, mit Ausnahme der in Heinen Kiften zu verwahrenden unent« 
befrlihften Kleidungsſtücke, Wafch- und Efgeräthe der Paflagiere, frei bleiben. 

6, Die Kojen find durch Stützen von 4 und 4 Zoll und unter dem Berbed 
befefligte Ratten von 4 und 3 Zoll zu fichern, 
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7. Für die Trennung der Familien und Geſchlechter durch ſchließbare Lai⸗ 
tenverſchläge, für abgeſonderte Einzelkojen der Kranken, im Verhältniß von 3 
auf 100 Paſſagiere, für bequeme Treppenzugänge, Kühlſegel bei heißem, Segel 
tuchlappen bei regnigtem Wetter, Erleuchtung bei Nacht oder vperſchloſſenen 
Lucken ift gehörige Sorge zu tragen. 

Anlage B. , 


1. Die wahrfcheinlich Tängfte Dauer der Reife beträgt; 

a) Nach der Oſtküſte von Amerifa, Weftindien, Para und Maranhao bis 
zum Cap St. Roque in Brafilien, einfchließlih 13 Wochen; 

b) nach der Brafilifchen Küfle vom Cap St. Roque bis einfchließlih ber 
Mündung des Plataftroms 16 Wochen; 

e) nah dem Cap der guten Hoffnung 18 Wochen; 

d) nach Auftralien und van Diemend Land 27 Wochen; 

e) nach andern zur Eolonifirung geeigneten Ländern wird in Gemäßpeit 
deßhalb einzuziehender Gutachten die wahrfeheinlich Tängfle Dauer der Reife 
von der Behörde feftgefeht. 


2. Nah dem Gefeß der vereinigten Staaten von Norbamerifa find auf 
der Reife aus Europa dahin für jeden Paffagier, ohne Unterſchied des Alters 
und ohne Rüdfiht auf anderweitig verladene ober von den Paffagieren für 
ihren eigenen Gebrauch mitgenommene Provifionen von dem Eontrahenten an- 
aufhaffen: 60 Gallons oder 1 Orpoft Waſſer, 100 8 Schiffsbrod, 100 & Fleiſch, 
1 Sallon Effig. 


3. Mit Rüdficht auf die Gewohnheiten der deutſchen Auswanderer ift für 
eine binlänglide Quantität Gemüfe, an Erbfen, Bohnen, Kartoffeln, das zum 
Kochen desſelben erforderliche, auf die Hälfte des fonftigen Bedarfs zu ſchätzende 
Wafler, ferner für Graupen, Reis, Mehl, Butter, Bier, Kaffee und Thee Sorge 


. Ju tragen. 


4. Die volle Portion befteht in der Regel aus % & gefalzenem Rind- 
fleifh, abwechfelnd mit eben fo viel ERIENEUNENMEN und / 8 ge 
räucertem Sped. 

5. Der wöchentliche Bedarf befteht aus 3 & Rindfleiſch für 4, 17 8 Schwei⸗ 
nenfleifh für 2, / & geräudertem Sped für 1 Tag. — Hiezu fommen 7 # 
Schiffsbrod, % & Butter, 7 Deflel Kaffee, 7 Deflel Thee, und diesſeits des 
32ften Grades nördlicher Breite, 7 Deffel Bier. 


6. Alle Schiffe, welche füdlicher als der 32fle Grad nördlicher Breite geben, 
haben für den Mann 1,, diejenigen, welche nach Brafilien jenfeits des Cap 
St. Roque oder Buenos-Ayres beftimmt find, 2 Oxhoft Waſſer einzunehmen. 

7. Us Krankenkoſt werden Hühner und getrodnete Früchte, fo wie ein 
Heiner Vorrath von Wein empfohlen, 

8. Rüdfichtlich anderer Spiritupfen wird, Enthaltfamfeit zu beförbern, eine 
Berpflihtung des Eontrahenten auch. zu der mäßigfen auf die Männer ber 
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ſchränkten täglichen Austheilung überall nicht vorauszufegen, aud eine Beila- 
dung derfelben zum Behuf des Berkaufs an die Paflagiere zu vermeiden feyn. 

9. Um die Heberfahrt in den Bereich auch des weniger Bemittelten zu brins 
gen, überläßt man der Concurrenz nach Sicherung des unerläßlichen Bedürf- 
niſſes an Waſſer, Fleiſch, Brod und vegetabilifcher Nahruug, ein möglichft nie 
vriged Paſſagegeld mit der Gewährung billiger Anfprüde der Auswanderer zu 
vereinigen, 

10. Die gefeßlich erforderlichen Provifionen dürfen erfi angegriffen werben, 
wenn dag Schiff in See if. Sie müflen bei gebörigem Luftzug vor einer Bes 
fhädigung durch Seewaffer gefhügt feyn. Das Waſſer in wohl ausgebrannten 
und gereinigten Fäffern muß unter dem 2ten Ded, oder, wenn nur eines vor⸗ 
handen ift, mindeftens 5, Fuß unter diefem geflauet werben. 


Ueber die Zuftändigfeit bei Ertheilung von Auswanderungsbewil- 
figungen und Nachfteuerfachen. Siehe unten Kreisregierung $. 54. 


$. 27. Bekanntmachung der Regierung der Pfalz; vom 30, Jänner 
1840, Amtsbl. Mu 8, p- 44, die Auswanderungen nad) Amerifa betr, 


Ohngeachtet über die Borfihtsmaagregeln, welche teutfche Auswanderer bei 
Abſchließung von Ueberfahrtöverträgen zu beobachten haben, bereits zu wieber- 
holten Malen Belehrung ertheilt worden ift, fo hat fich doc, laut vorliegenden 
Anzeigen, in neuerer Zeit wieder mehrmals der Fall ergeben, daß folche Auge 
anderer mit unbefugten Maklern in Geſchäftsverkehr getreten und auf biefe 
Beife zu Schaden gefommen find. 

In Gemäßheit höchfter Entfchließung des Königl. Staatsminiferiums des 
Innern vom 13. Januar I. J., wird demnach beſtimmt, daß die Dokumente, 
wodurch jeder Auswanderer nach Ziff. 3 der allgemeinen Ausfchreibung bezeich- 
neten Betreffes vom 27. Juni v. 3. über vorgängige Erlangung einer fpeziel« 
len Heberfahrtsgelegenheit amtlich ſich auszuweiſen hat, von den betreffenden 
Ylheibehörden nur dann berüdfichtiget werden dürfen, wenn fie mit dem Viſa 
des einſchlaͤgigen Conſulates verſehen find. 

Königl. Regierung ꝛc. 


F. 28. Verordnung des Senats der freien Stadt Bremen vom 
8, April 1840, die Auswanderer nach Amerifa betr., befannt gemacht 
am 26. Mai 1840, Amtsbl. M 32, p. 202. 

In Anfepung derjenigen Perfonen, welche fih zum Zwecke der Auswande⸗ 
tung aus ihrer Heimath auf der Wefer einzufchiffen beabfichtigen, find bekannt» 
lid vom Senate in den leßten Jahren mehrere Vorſchriften und Aufforberuns 
gen erlaffen worden, wodurch theils auf Sicherung des öffentlichen Inierefle, 
teils auf Beförderung des Interefie der Answanderer felbft, Vedacht genom- 
men if, Da es angemeflen gefpienen hat, diefe verſchiedenen Beflimmungen 
in eine allgemeine Berorbnung aufammen zu faflen, und babei die nach An⸗ 
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leitung der ſeither gemachten Erfahrungen nöthigen Abaͤnderungen und Eryän- 
zungen zu treffen, ſo verordnet der Senat nunmehr das Folgende: 

$. 1. Die Befugniß, Kajüt⸗ oder Zwiſchendeck⸗ Paffagiere zur Ueberfahrt 
nach einem überfeeifhen Hafen für ein Schiff anzunehmen, ſteht nur deſſen 
Rhedern und Eorrefpondenten zu, fowie denjenigen, welchen vermöge eines mit 
den Rhedern oder Eorrefsondenten gefchloffenen Befrachtungskontrakts das Schiff 
im Ganzen oder doch für fämmtlihe damit zu verfihiffende Paflagiere zu eigner 
alleiniger Dispoſition geftellt if. Sole Befrachter eines Schiffs find aber 
verpflichtet, der Infpection der Mäfler davon, unter Borlegung der Eharte- 
Partpie, Anzeige zu mahen, und zwar bevor von ihnen das Schiff zu jenem 
Zwede in einheimifchen oder auswärtigen Blättern angekündigt wird, und be» 
vor die Annahme der Paffagiere gefchieht. 

$.2. Da es zur gehörigen Aufrechthaltung der die Berfchiffung von Aus 
wanderern betreffenden Borfchriften erforderlich ift, daß das Geſchäft der An» 
nahme und Beförderung der Auswanderer nur von’ Bremen aus betrieben 
werbe, fo muß jeder, welcher in Gemäßpeit der vorflehenden Beſtimmung als 
Rheder, Eorrefpondent oder Befrachter Paffagiere annehmen will, nicht nur 
das Bremifche Bürgerrecht mit Handlungsfreipeit befitzen, fondern auch zugleich 
in Bremen felbft wohnen und von Bremen aus das. Gefchäft betreiben. 

$. 3. Die Bermittlung der Paflagier - Annahme ftept ausfchließlich den 
biefigen Schiffsmäklern zu. 

‚ Diefelben haben bei diefem Gefchäftszweige nach den ihnen deßhalb ertheil- 
ten befonderen amtlichen Vorſchriften und den auf ihr Mällergefchäft überhaupt 
fih beziehenden Anordnungen zu verfahren. 

Es if ihnen ‚geftattet, an Courtage, außer den tarmäßigen zwei Prozent 
des Paflagegeldes, noch für die durch Bermittelung ihrer auswärtigen Agenten 
angenommenen Auswanderer eine Vergütung bis zu zwei Prozent des von bie 
fen zu zahlenden Paffagegeldes zu berechnen. 

Mebrigeng verbleibt denen, welche vermöge'der $$. 1, 2 zur Annahmeon 
Paflagieren berechtigt find, die Befugniß, mit denfelben auch ohne Zuziehung 
eines Schiffmäklers auf ihren Namen Veberfahrtsverträge abzufchließen. 

$. 4. Jeder, welcher, ohne daß er dazu als Rheder oder Schiffskorrefpon- 
dent, oder unter den im $. 1 angegebenen Vorausfeßungen als Befrachter be 
rechtigt ift, Paflagiere annimmt, ‚over als Befrachter das Schiff zur Annahme 
von Paflagieren öffentlich anfündigt, bevor der-Infpektion die Eharte- Parthie 
vorgelegt worden, fo wie jeder, welcher, ohne in Folge des $. 3 dazu befugt 
zu feyn, als Unterhändler fi mit der Annahme von Paflagieren befaßt, ift für 
jede Nebertretung einer Geldfirafe bis zu fünfzig Reichsthalern und im Wieder- 
holungsfalle einer angemeffenen höhern Geldbuße unterworfen. 

$. 5. Da es zur Abwendung von Aufenthalt und fonftigen Nachtpeilen 
erforderlich if, daß die Auswanderer ſchon vor ihrer Reife nach Bremen die 
für ihre demnachſtige Einfhiffung nötpigen Einſchicungen treffen, fo werben 
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dieſelben dringend aufgefordert, vorab an die hieſigen Schiffsexpedienten oder 
Schiffsmäkler, oder an die auswärtigen Bevollmächtigten derſelben ſich zu wen⸗ 
den, und wegen der Schiffsgelegenheit ſür ihre Ueberfahrt, wegen der darauf 
ih beziehenden Bedingungen, ſowie wegen der Zeit, da das Schiff abgefertigt 
werden fol, und fie fich folglich Hiefelbft einzufinden haben, bas Erforderliche 
zu verabreden, auch vorab mit den zur Bezahlung des Paflagegelves und zur 
Beftreitung ihrer anderweitigen Bedürfniffe nöthigen Geldmitteln fih zu ver- 
fehen. 

Sowie ihnen, wenn fie unter ſolchen Berhältniffen anlangen, von den 
Bremifhen Behörden jeder geſetzliche Schuß gewährt werden wird, fo würbe 
ihnen im entgegengefeßten Falle, fofern es ihnen an den für ihren Unterhalt 
während ihres hiefigen Verweilens und für die Ueberfahrt erforderlichen Mit: 
teln fehlen follte, der Aufenthalt hieſelbſt nicht geflattet werben können, 

$.6. Die Auswanderer find ferner verpflichtet, fich perfönlich für ſich und 
ihre Angehörigen in Bremen bei der Polizei-Direction zu melden, um dafelbft 
nah vorgängiger Legitimatidn einen Erlaubnißfchein für ihren hiefigen Aufent- 
halt, nebft den fonft etwa nöthigen Anweifungen zu erhalten. 

Sollten dennoch Einzelne fih, ohne nach Bremen zu fommeu, direft nad 
Irmerhaven oder Begefad, als dem Einfhiffungsplaße, begeben haben, und 
bie Dringlichkeit der Umſtände ihre Ueberkunft nicht mehr geflatten, fo haben 
fe jene Anmeldung und Legitimation fofort bei dem dortigen Amte zu verfügen. 

$.7. Die Polizeibepörden haben befonders darauf zu achten, daß, falls 
Deſerteure oder Militärpflichtige eines andern teutfchen Bundesftaates fi durch 
Auswanderung ihren Berbindlichkeiten zu entziehen verfuchen würden, in Ges 
mäßheit der beftehenden Kartell-Eonventionen, namentlich der am 7. März 1831 
ſieſelbſt publizirlen Bundes- Kartell» Convention fämmtlicher deutfcher Bundes» 
faaten, verfahren werde. 

$.8. Da fih in den vereinigten Staaten Norbamerifas die Beforgnip 
verbkeitet hat, daß die daſelbſt bisher gewährte Freiheit zur Anſiedlung durch 
folhe Einwanderer, welche fih begangener Verbrechen oder Vergehen halber 
der Strafe zu entziehen fuchten, oder aus europäifchen Strafanftalten dorthin ge= 
ſandt würden, gemißbraucht werde, ſolche Individuen aber auf Schiffen, die von 
dremen aus erpedirt werden, um fo weniger Aufnahme finden können, ale 
vielmehr die befreundeten Berbindungen und die ausgedehnten Handelsverhälte 
niffe, welche zwifchen Bremen und den vereinigten Staaten beftehen, dem Se— 
nate einen befondern Anlaß darbieten, das Intereffe diefer Staaten zu berüde 
Ättigen, fo haben die Poligeibehörden forgfältig darauf zu adten, daß nicht 
Terfonen der gedachten Art als Paffagiere aufgenommen werden. Im Betre- 
tungsfalle Haben fie diefelden anzuhalten und deren Rüdfendung in ihre Hei⸗ 
math zu bewirken. 

5.9. Allen Shiffsrhedern, Schiffstorrefpondenten und Schiffebefrachtern 
iR unterfagt, ſolche in den 85. 7, 8 bezeichnete Perfonen als Paflagiere für ihre 
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Schiffe anznnehmen. Sie ſind daher auch, falls ſie wiſſentlich dieſem Verbote 
zuwider handeln, unbeſchadet der etwa ſie treffenden Strafen und ſonſtigen 
nachtheiligen Folgen, dem Staate für die demſelben deßhalb etwa entſtehenden 
Koflen verantwortlich. 


$. 10. Die Schiffsmäfler find, bei Vermeidung gleicher Nachtheile, ange 
wiefen, ſich jeder Abſchließung von Veberfahrtöverträgen für ſolche Perfonen zu 
enthalten. Auch haben fie, fobald fie in Erfahrung bringen, daß die durd fie 
angenommenen Pafagiere Individuen der erwähnten Art feyen,- dieſes der Po- 
Tizeivireftion anzuzeigen und deren weitere Anorbnungen zu befolgen. 

$. 11. Jeder, welder in der Stadt oder bem Gebiete einen fremden Aus 
wanderer ohne Aufenthaltsfarte oder nach deren Ablauf beherbergt, verfällt in 
Gemäßheit der wegen Beherbergung von Fremden beflehenden Polizeivorfchrife 
ten in eine Geldbuße bis zu 10 Rthlrn. 

5.12. Jeder Expedient eines Schiffs, für welches wenigfiens fünf und 
zwanzig Kajüt» oder Zwiſchendeck⸗Pafſagiere zur Ueberfahrt nach einem über- 
ſeeiſchen Hafen angenommen find, hat der Inſpektion der Mäkler ein vollftän« 
diges Berzeihniß der Paflagiere, mit Angabe des Geburtslandes, des Berufs, 
Alters, Gefchlechts und Beftimmungsorts einzureichen. 

$. 13. Derfelbe hat ferner der Infpektion nachzuweifen : 

a) daß das Schiff für die beabfichtigte Reife in einem völlig tüchtigen 
Stande ſich befinde; 

b) daß dasfelbe mit gefunden und nad) Verhällniß ber Zahl der Paſſagiere 
und mit Rückſicht auf den Beſtimmungsort hinreichenden Lebensmittel verſehen 
ſey und zwar, ſo fern es nach einem nordamerikaniſchen Hafen beſtimmt iſt, 
wenigſtens für eine Zeit von neunzig Tagen, bei anderen Beſtimmungshäfen 
aber für einen von der Inſpketion für genügeud erachteten Zeitraum; 

c) daß für den Fall, da dem Schiffe in den europäiſchen Gewäſſern ein 

‚ Mnglüd zuflößen ſollte, wodurch basfelbe außer Stand gefeßt würde, zur Fort« 
feßung der Reife weiter dienlich zu feyn, das Paflagegeld fämmtlicher gerette- 
ter Paffagiere und außerdem eine auf 18 Neichsthaler für jeden derſelben ſich 
belaufende Summe zur Berwendung fiefe, um damit zunächſt die Koften ber 
Rettung der Paſſagiere und ihrer Effekten, und die Koften ihres einftweiligen 
Unterhaltes, fo wie die zu ihrer Weiterbeförderung nöthigen Paflagegelder zu 
beftreiten, und überhaupt den Bremifhen Behörden für alle wegen ber Paffa- 
giere in Folge des Unglüdsfalls gemachte Auslagen Erfaß zu leiſten, fodann 
aber den Paſſagieren erweisliche Berlufte, fo viel thunlich, nach Verhältniß zu 
erſetzen. | 

$. 14. Zu diefer Nachweifung if, was die letztere Vorſchrift anlangt, er- 

forberlih, daß der zur Verwendung bienende Betrag bei einer der piefigen 
Aſſekuranz⸗Compagnieen oder bei hiefigen ſoliden Privataffefurateurs verfichert 
fey und die Infpektion die Berfiherungspolice eingehändigt erhalte. 

Ereignet fih demnächſt ein Unglüdsfal der angegebenen Art, fo ift bie 
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Berwendung jenes Betrages von dem Erpedienten des Schiffs nah Maaßgabe 
der obigen Beftimmung zu bewerkſtelligen. Derfelde muß demnächft, daß fol- 
ches gefchehen ſey, der Infpektion darlegen. 

$. 15, Die Tüchtigkeit des Schiffs und die gefchehene gehörige Berpro« 
blantirung muß, bevor die Paflagiere an Bord kommen, der Infpektion nach⸗ 
geviefen werben, und zwar bei einer Geldbuße bis zu fünfzig Reichsthalern 
für jeden Mebertretungsfal und bei perfönlier Verantwortlichkeit des Expe⸗ 
dienten für allen dadurch entſtehenden Schaden. 


Die Nahweifung wegen des Berficherungsbetrags. ($$. 13, 14) muß, bei 
Sermeidung derfelden Nachteile, fpäteftens vor Ablauf von acht Tagen nad 
der Erpebition des Schiffs gefchehen. Bis dahin, daß fie erfolgt it, bleibt der 
Erpebient für den erwähnten Betrag perfönlich verhaftet. Ueber diefe Nach— 
weifungen wird von der Infpeftion dem Erpebienten ein Atteſtat ertheilt.! 

$.16. Da die Beförderung der Auswanderer nah dem Einſchiffungsplatze, 
bevor dad für fie beſtimmte Schiff zu ihrer Aufnahme völlig im Stande if, 
leiht Unguträglichfeiten zur Folge bat, fo werden alle Schiffsexpedienten dringend 
aufgefordert, die Auswanderer nicht eher nach dem Einſchiffungsplatze gelangen 
zu laſſen, als bis das für fie beſtimmte Schiff fo vollftändig verfehen ift, daß . 
fie auf demfelben gleich nach ihrer Ankunft Aufnahme finden. können. 

Sie Haben daher für folhe etwanige Fälle, da bei der Ankunft der Paſſa— 
giere in Bremerhaven oder Begefad diefe Aufnahme noch nicht fogleich erfolgen 
tönnte, für einftweiliges Unterlommen und einftweiligen Unterhalt derfelben 
durh einen daſelbſt anmefenden Bevollmächtigten die gehörigen Einfehidun- 
gen zu treffen, widrigenfalls fie für alle, von der bortigen Behörde etwa auf- 
juwendenden Koften verantwortlich feyn werben. 

$. 17. Der Kapitän des Schiffs, für welches wenigſtens fünf und ziwan- 
Hg Paſſagiere angenommen find, ift verpflichtet, vor der Abfahrt aus Bremer- 
baden ober Begefak die ipm von dem Erpedienten des Schiffs eingehändigten 
derſeichniſſe der Paffagiere dem. dortigen Amte vorzuzeigen. Letteres hat ald- - 
dann auch diejenigen, weldhe ausnahmsweife, ohne nah Bremen gelommen zu 
kon, ih dafelbft gemeldet und Tegitimirt Haben follten ($. 6), nachträglich auf 
Km Berzeichniffe beizufügen, und wegen diefer hinzugelommenen Paflagiere der 
Sufpektion der Mäkler eine Anzeige zu machen, 

Rur den auf diefen Berzeichniffen namhaft gemachten Paffagieren darf ber 
Kapitän die Einfchiffung geftatten, swidrigenfall er in eine Geldbuße von 
% Reichsthalern für jede Mebertretung verfällt, und für allen Schaden verhafr 
tet iſt. i i 

5.18, Die Behimmnngen ber gegenwärtigen Verordnung gelten nicht 
nur für alle Seefchiffe, welche mit Paffagieren von Bremerhaven oder Vegeſack 
abgehen, fondern umfaffen auch, fo weit fie fich nicht fpeziell auf dieſe Plätze 
beziehen, biefenigen Fälle, io die Annahme und Beförderung ber Paffagiere 
don einem Bremiſchen Erpedienten geſchehen if, die Einfihiffung für die Ser- 
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reife aber nicht in den genannten Häfen, fondern anderswo erfolgen fol. Auch 
finden in biefen letzteren Fällen, fo fern die Einfhiffung nicht auf der Wefer, 
fondern in einem entfernteren Hafen gefchehen foll, die Vorſchriften der $$. 13, 
14, 15 wegen bes Berfiherungsbetrags ebenmäßig auf bie Fahrt von der We- 
fer bis nach jenem Hafen Anwendung, fo daß alfo namentlih bie Berfiherung 
nicht blos auf die Seereife, fondern auch auf diefe Fahrt ſich beziehen muß. 

-6, 19. Die Infpection der Mäkler ift beauftragt, die genaue Befolgung 
dieſer Verordnung zu beachten, die zu deren Aufrechtpaltung in eiligen Fällen 
nöthigen vorläufigen Verfügungen zu treffen, und bei etwaigen Hebertreinngen 
erforderlichen Falles das Einfchreiten der zufländigen Behörden zu veranlafien, 
wie auch Differenzen, die hinſichtlich der Heberfahrt zwifchen einzelnen Auswans 
berern felbft oder zwifchen diefen und den Expedienten, den Schiffsmäklern 
ober fonftigen Perfonen entflehen follten, fo viel thunlich, in gütlichem Wege 
auszugleichen. 

$. 20. Alle bisper publicirten Vorſchriften find, fo weit fie die Auswan⸗ 
derer betreffen, aufgehoben. 

Beichloffen Bremen in der Berfammlung bed Senats vom 3. April, und 
publicirt am 8. April 1840. | 


$. 29. Eine wichtige Warnung des bayerifchen Confulate zu 

Havre für bayerifche Auswanderer wurde auch befannt gemacht im 

Amtsbl. vom Jahre 1842, Ma 19, p. 182, worauf ſich hier bezogen wird. 
Freizügigkeit. 1. Band, pag. 258. 


$. 30. Sreizügigfeitsvertrag vom 5. October 1830, zwiſchen 
Bayern und dem Königreiche. Sardinien, ‚vide Amtsbl. M, 7 vom 
Sahre 1831, p. 34. 


Die nachfolgenden Beflimmungen des mit dem Königreiche Sardinien un« 
term 5. October v. 3. abgefchlofienen Freizügigkeitsvertrages werben hiemit zur 
öffentlihen Kenntniß gebracht. 


Art, 1. Zwiſchen den gegenwärtigen Staaten Seiner ajefät von Bayern 
und jenen Seiner Majeftät des Königs von Sardinien, find und bleiben für 
immer aufgehoben die Heimfallsrechte, welche ſchon durch die Nebereinkunft vom 
3. September 1772 .abgeftelt wurden, die Nachfteuern, welche bie nämlice 
Webereintunft beibehalten hatte, und alle anderen Gebühren gleicher Art. Dem- 
zufolge werben die gegenfeitigen Unterthanen von nun an nicht nur aller ſchon 
burch die Art. 1. und 3. der Uebereinkunft vom 3. September 1772 ftipulirten 
Erleichterungen genießen, fondern fie werben für das Vermögen, welches ihnen 
durch teftamentarifhe oder Inteftaterbfolge, oder durch Bertrag, Vermächtniß 
oder Schenkung zufallen wird, dann für die Ausführung des beweglichen Eigen- 
thums und des Erlöfes aus dem unbeweglichen Eigenthum, welches fie auf 
ſolche Art übertommen oder erworben haben, feiner Gebühr mehr unterworfen 
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feyn, und zwar weber unter dem Namen der Rarhfteuer, noch unter einer andern 
Benennung. 

Art. 2, Die Aufhebung der Nachfteuer findet fohin Statt, welches auch 
der Beweggrund oder die Urſache der Ausführung der Güter, des Geldes und 
andern beweglichen Eigenthumes ſey. Sie erſtreckt ſich nicht allein auf die 
Gebühren, welche in die Kaſſen des Staates oder des Souveräns, ſondern auch 
auf jene, welche in die Kaſſen der Gemeinden, Städte, Märkte, frommen Stif- 
tungen, Ritterorven, Patrimonialgerichtöbarkeiten, Korporationen und morali«' 
{her Perfonen oder welch’ immer für Individuen fließen, fo zwar, daß feine der 
befagten Kaffen irgend eine der unter dem Namen Narhfteuer begriffenen Ge- 
büpren fordern ober erheben Tann, ohne daß jedoch die Betheiligten ſich ent 
fhlagen könnten, die nämlichen Gebühren zu bezahlen, welchen in ihrem Lande 
die Eingebornen felbf in Anfehung ihres Eigenthums und ihrer Erbſchaften 
unterworfen ſind oder unterworfen werden ſollen. 

Art. 3. Zu dieſem Ende erklären Ihre Majeſtäten der König von Bayern 
und der König von Sardinien durch gegenwärtige Uebereinkunft ausdrücklich 
bie Stipulationen des Art. 5 und des Separat⸗ und Zuſatzartikels der Ueberein⸗ 
funft vom 3. September 1772, fo wie alle Edikte, Königl. Patente, Geſetze 
Verordnungen, Statuten, Beichlüffe, Gewohnheiten und Privilegien, welcde 
entgegenftehen könnten, von nun an für kraftlos; fie follen den beiderfeitigen 
Untertanen gegenüber, für. die in den beiden vorflehenden Art, bezeichneten 
File, als nicht gefchehen und erlaffen angefehen werden. 

Art, 4. Die befagten Erben, Legatarien, Erwerber oder Donatarien, 
nachdem fie ſich durch den Befik der durch Erbſchaften, Legate, Gefchente oder 
in anderer Art erworbenen Gegenftände gefebt haben, follen, wenn fie im Befige 
und Genuffe dieſer Gegenftände bleiben wollen, deßhalb nicht gehalten feyn, 
fih Raturalifationsdekrete zu verfchaffen; ihre Perfonen und ihr Eigenthum 
follen in diefem Falle feiner andern Auflage oder irgend einer Steuer als denen 
unterworfen feyn, welchen bie Perfonen und das Eigentpum der eigenen und 
eingebornen Unterthanen des Landes unterworfen find oder unterworfen werben 
folen, und man wird fi auch in den beiderfeitigen Gerichtshöfen nach den 
Befimmungen des Art. 4. der befagten Hebereinktunft von 1772 richten, 
Art. 5. Die in den vorſtehenden Art. enthaltenen Befimmungen follen je- 
bob in beiden Staaten den Gefeben über die Auswanderung und bie Militär- 
pflicpt ihrer beiberfeitigen Untertanen keinen Abbruch thun, 

Art. 6. Die Deflimmungen gegenwärtiger Uebereinkunft find auf alle in 
den gegenwärtig zu den Staaten der beiden Tontrahirenden Mächte gehörigen 
Gebietstheilen feit der Eonvention von 1772 eröffneten Erbfchaften, fo wie auf 
alle feit diefer Epoche in diefen Ländern fich ergebenen Fälle gleichmäßig anwend⸗ 
bar, unbefchabet jedoch bereits entfhiedener Sachen und rechlokräftiger Vergleiche. 

Münden, den 9. Jänner 1831. 

Königl. Staatsminifterium des Königl, Haufes und des Aeußern. 


Dr. Cichenpfeiffene Danbbud d ber Derfafung 1r. 9 
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$. 31. Zufolge. Negierungsbefanntmadhung vom 11. Sänner 
1832, Amtsbl. M 3, p. 79, foll bei Auswanderungen nad den 
nordamerifanifchen Staaten eine Nachfteuer nicht erhöben, dagegen auf 
Beibringung genügender Nachweiſe über die eventuelle Aufnahme da— 
felbft beftanden werden. 


$. 32%. Freizügigfeitsvertrag mit Dänemark vom 10, September 
1832, vide Amtsbl. M 13 vom Jahre 1833, p. 154. 

Seine Majeſtät der König von Bayern haben Sich mit Seiner 
Majeſtät dem Könige von Dänemark, in Betracht der Befchwerniffe, 
welche mit dem bisher von den ums» und wegziehenden Pandeseingefeffenen, 
auch in Erbfchafts- und andern Fällen, geforderten Abzugs- oder Abſchoßgelde 
verfnüpft find, dahin vereinigt, dieſes Abzugs- oder Abfchoßrecht nunmehr zwi» 
ſchen dem Königreiche Bayern einerfeits und den gefammten Königl. Dänifchen 
Landen, (fo mie folches bereig zu Folge des 18. Artikels der deutfchen Bundesakte 
vom 8. Juni 1815 und des Befchluffes der deutfhen Bundesverfammlung vom 
. 23. Juni 1817 in Rüdfiht der Herzogthümer Holflein und Lauenburg gefihehen) 
andererfeits gänzlich abzuflellen und aufzuheben. 

Demnach foll von feinem fünftigen Vermögensübergange aus dem König- 
reihe Bayern in die gefammten Königl. Dünifchen Lande, gleihwie aus dieſen 
in das Königreich Bayern, folder Bermögensübergang mag fih nun durch 
Auswanderung oder Erbfihaft, Legat, Brautfchag, Schenkung oder auf andere 
Art ergeben, fowie auch von den Königl. Bayerifchen Antertdanen, welche in 
den gefammten Königl. Dänifchen Landen künftig Erbfihaften zu erheben haben, 
und folde in das Königreich Bayern ziehen und transportiren, und gegenfeitig 
ebenfo bei Bermögendausgang aus dem Königreihe Bayern in die Königl. 

nifgen Staaten fein Abſchoß, Nacfleuer, Zehent oder Abzugsgeld unter 
irgend einer Benennung gefordert, noch beigetrieben werben. 

Unter dieſer wechfelfeitigen Aufhebung find beiderfeitig nicht begriffen alle 
diejenigen Abgaben, welde, ohne Rüdficht darauf, ob das Objekt berfelben 
im Lande bleibet oder nicht, von Einheimifchen und Fremden gleihmäßig zu 
erlegen find. 

Die vorftehend beſtimmte Freizügigkeit ſoll ſich ſowohl auf denjenigen Ab- 
ſchoß und auf dasjenige Abfahrtsgeld, welche in die beiderſeitigen Königl. Kaſſen 
fliegen würden, als auf denjenigen Abfchoß und auf dasjenige Abfahrtsgeld er- 
fireden, welche fonft Individuen, Kommunen oder Öffentlihen Stiftungen zu- 
fallen möchten. 

Die ſämmilichen in der gegenwärtigen Deklaration enthaltenen Befimmun- 
gen treten ron dem Tage der Auswerhslung ber gegenfeitigen Deflarationen 
in Kraft, wobei die Abzugsfreiheit fi jedoch auf die noch pendenten Erbfchafts- 
fälle erfireden fol, in fo ferne ber Abfchoß nicht bereits gefebmäßig erhoben 
ſeyn möchte. 
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Deffen zu Urkunde ift gegenwärtige Deklaration auf allerhöchſt gedachter 
Seiner Mafjeftät des Königs von Bayern allergnäbigften Befehl, 
unter vorgebrudtem Königl. Infiegel ausgeftellt worden. 

So gefhehen zu München, den 10. September 1832. 

Königl. Bayer, Staatsminifterium des Königl. Haufes und des Aeußern. 


$. 33. Bertrag zwifchen Bayern und Griechenland über gegen- 
ſeitige Aufhebung des Heimfalls- oder Abzugsrechts der Nachfteuer- 
und Auswanderungsgebühren vom 13. Jänner 1835, Amtsbl. M 32 
dom Sahre 1835, p. 337. 


Art. 1. Die unter ber Benennung Heimfalld- oder Abzugsrecht (Jus de- 
tractus, gabella haereditaria, census emigrationis) befannten Gebühren follen 
in Zukunft weder verlangt, noch erhoben werden, wenn im Falle einer Erb» 
fhaft, eines Bermächtniffes, einer Schenkung, eines Kaufes, einer Auswan⸗ 
derung oder eines andern Gefchäftes eine Mebertragung des Eigentfums von 
beweglichen oder unbeweglichen Gütern, fey ed aus Bayern nah Griechenland 
oder von Griechenland nah Bayern ftatt findet, indem jede Abgabe diefer Art 
jeifhen den beiden Königreichen aufgehoben feyn und bleiben folle. F 

Art. 2. Dieſe Verfügung erſtreckt ſich nicht allein auf Gebühren und 
Auflagen diefer Art, welche in den öffentlichen Schaf fließen, fonbern auch auf 
jene, welche bisher allenfalls zum Bortheile von Provinzen, Stäbten, Gerichts— 
barkeiten, Korporationen oder Gemeinden erhoben wurden, fo zwar, baß bie 
bei folchen Ausführungen von Gütern betheiligten Perfonen von nun an feinen 
andern Zaren oder Auflagen unterworfen ſeyn follen, als denjenigen, welche 
bei Gelegenheit einer Exrbfihaft, eines Kaufes oder irgend einer fonftigen Ei— 
genthumsveränderung auf gleiche Weife von den Eingebornen, nah den in 
jedem ber beiden Länder beſtehenden Geſetzen, Vorſchriften oder Verordnungen 
erhoben werben. 


Art. 3. Die vorftehenden Beftimmungen follen ifre ganze und vollftän- 
dige Ausführung von dem Tage der Auswechslung der Ratifitationen des ge- 
penwärtigen Vertrages an erhalten. Um jedoch die Unterthanen der beiden 
hohen eontrahirenden Theile fo bald als möglich der Bortheile, welche dieſe 
dfimmungen ihnen verfchaffen follen, theilhaftig zu machen, fo wird ausdrück⸗ 
lich feftgefeßt, daß fie von dem gegenwärtigen Augenblide an auf diejenigen 
bereits angefalfenen Güter anwendbar feyn follen, deren wirkliche Ausfuhr noch 
nit flatt gefunden hat. 

Art. 4. Gegenwärtige Uebereinkunft foll ratificirt, und bie Ratifitationen 
binnen drei Monaten, oder wo möglich noch früher ausgewechfelt werben. 


$. 34. Bekanntmachung der Regierung der Pfalz, Kammer des 
Janern, vom 20, October 1835, die Freizügigkeit zwiſchen Bayern 


und Griechenland, Amtsbl. M. 51, p- 482. - 
9 


\ 
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Zufolge Königl. Miniſterial-Reſcriptes vom 6. October I. J., werben 
fämmtliche, mit dem Vollzuge der Beſtimmungen über Ein- und Auswande— 
rungen, dann Vermögens⸗Ex⸗ und, Importationen beauftragten Behörden, un. 
ter Hinweiſung auf Art. 3 der zwiſchen Bayern und Griechenland abgefchlof- 
fenen Konvention (Amts- und Sntelligenzblatt 1835, S. 337) indbefondere 
darauf aufmerffam gemacht, daß biefer Bertrag mit dem 13. Januar 1835 da» 
hin in Wirkſamkeit getreten ift, daß er von diefem Tage an auf diejenigen be- 
reits angefallenen Güter Anwendung zu finden hat, deren wirkliche Aus- 
fuhr damals noch nicht ftatt gefunden hatte. 


F. 35. Befanntmahung ber Königl. Kreisregierung vom 26. 
Mai 1836, Amtsbl. Mi 28, p- 351, Auswanberungen nad) Algier betr. 

Gemäß Königl. Minifterial-Referiptes vom 1. Mail. 3., wird den Königl. 
Landfommiffariaten bemerkt, daß nad dem Ergebniffe der über die Anwend- 
barkeit des Freizügigfeits+Verhältniffes mit Frankreich auf deſſen norbafrifa- 
niſchen Befitungen eingeleiteten diplomatifchen Erforſchung, das bemerkte Frei» 
zügigkeits-Verhältniß auh auf Auswanderungen in bie überfeeifchen Zugehö— 
rungen jenes Reiches und namentlich in das Gebiet der ehemaligen Regent- 
fchaft Algier, und zwar um fo mehr volle Anwendung findet, ald narh den be- 
treffenden frangöfifchen Gefeßen die nach Algier wandernden Ausländer gleiche 
Rechte wie die Franzoſen erlangen. 


$. 36. Bekanntmachung des Minifteriums des Könige. Haufes 
und des Aeußern, die Uebereitfunft mit England über gegenfeitige 
Freizügigkeit vom 5. September 1836, Amtsbl. Ma 48, p. 517. 
Erflärung. 

Nachdem Seiner Majeftät dem Könige von Bayern, Pfalzgrafen 
bei Rhein, Herzoge von Bayern, Franken und in Schwaben, zur Anzeige ge- 
fommen, daß, gemäß der in dem vereinigten Königreiche Großbrittannien und 
Irland befiehenden Gefege, bei Aushändigung und Erportation von Erbfchaf- 
ten und anderem, bayerifchen Untertfanen angefallenem Bermögen keinerlei Ab» 
gaben zu entrichten find, fo erklärt der unterzeichnete Staatsminifter des Kö- 
nigl. Haufes und des Acugern andurch im Namen der Königl. Bayer. Staate- 
regierung, daß hinfüro von den, brittifchen Unterthanen in Bayern anfallenden 
Erbfhaften und anderem Vermögen fein Abzug unter der Benennung von 
Nachſteuer oder Abſchoß flatt finden, und daß die Aufhebung folder "Gebüpren 
nicht nur in fünftig vorkommenden Fällen, foferne die diesfälligen Gefeße bes 
Königreihs Großbrittannten unverändert bleiben, fondern auch in allen. jenen, 
wo, bis zum Tage ber Interzeichnung gegenwärtigen Dokuments, die hiermit 
aufgehobenen Gebühren nicht wirklich und vollſtändig entrichtet wären, in volle 
Birkfamfeit treten folle, 

Deſſen zur Urkunde ift dieſe Erklärung, welche gegen eine ähnliche, den 
bayeriſchen Unterthanen vollkommene Reciprocität Yon Seite der brittiſchen Re— 
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gierung zuſichernde Erklaͤrung ausgewechſelt werben ſoll, durch unterfertigten 
Staatsminifter gezeichnet und mit feinem Inſiegel bekräftiget worden. 
Sp gefchehen zu München, am zehnten Tage des Monats April, im Jahre 
bed Herrn Eintaufend achthundert ſechs und dreißig. | 
$37. Bekanntmachung des Minifteriumd des Königl. Haufes 
und ded Meußern, vom 6. Juni 1838, Amtsbl. M 32, p. 264, die 
Usbereinfunft mit den päpftl. Staaten wegen gegenfeitiger Freizügigfeit. 
Erflärung. 

Nachdem Seiner Majeſtät dem Könige von Bayern, Pfalzgrafen 
bei Rhein, Herzoge von Bayern, Franken und in Schwaben, zur Anzeige ge» 
kommen, daß, gemäß den in den Staaten Seiner päpftliden Heiligkeit 
befehenden Gefegen, bei Auspändigungen und Erportationen von Erbſchaften 
und anderem, bayerifchen Unterthanen angefallenem Bermögen, feinerlei Ab⸗ 
gaben zu entrichten find, fo erklärt der unterzeichnete Staatsminifter des Königl. 
Haufes und des Aeußern andurh im Namen Seiner Königliden Maje— 
ſtät, daß hinfüro von den, päpftlihen Untertanen in Bayern anfallenden 
Erbfpaften und anderem Bermögen, fein Abzug unter der Benennung von 
Nahfteuer oder Abfchoß ftatt finden, und daß die Aufhebung folcher Gebühren 
niht nur in künftig vorkommenden Fällen, fo ferne die diesfälligen Gefete des 
Kirchenſtaates unverändert bleiben, fondern auch in allen jenen, two bis zum 
Tage der Unterzeichnung gegenwärtiger Urkunde, die hiemit aufgehobenen Ge- 
büpren nicht wirklich und vollftändig entrichtet wären, in volle Wirkfamfeit 
teten folle. 

Deffen zur Urkunde, ift diefe Erflärung, welche gegen eine ähnliche, den 
bayerifchen Unterthanen vollfommene -Reciprocität von Seite der päpftlichen 
Regierung zufichernde Erklärung ausgewechſelt werden foll, durch unterfertigten 
Staatsminifter gezeichnet und mit feinem Inſiegel befräftiget worden. 

So gefhehen zu Münden am 26ften Tage des Monats März im Jahre 
des Herrn Eintaufend achthundert acht und dreißig. 


$. 38. Hier wird noch die Entſchließung der Negierung ber 
Malz, Kammer des Innern, vom 11. Auguft 1840, Amtshl. M 47, 
P- 305, die diplomatifche Vertretung ge Unterthanen im Aus— 
lande, beigefügt. 

Da feit einiger Zeit häufig vorgelommen ift, daß Königl Bayer. Unter- 
Ihanen in ihren Privatangelegenpeiten ſich an bie betreffenden, bei den auswär« 
tigen Höfen accrebitirten Königl. Bayer. Gefandtfchaften behufs der diploma- 
tiſchen Verwendung unmittelbar wenden, fo fieht fich die unterfertigte Stelle 
veranlaßt, darauf aufmerffam zu machen, wie auf ſolche Weife der beabfichtigte 
Zwed entweder gar nicht erreicht, oder doch eine große Zeitverfäumniß für bie 
Betheiligten herbeigeführt werde. - 
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Die Königl, Gefandtfchaften Haben in Partheiſachen nur auf allerhöchſte 
Beifung ihre Berivendung eintreten zu laſſen, und biefe kann erft dann erfol- 
gen, wenn ein Gegenftand zur diplomatifchen Vertretung bereift if, nicht aber 
dann, wenn noch durch unmittelbares Benehmen der Behörden und Stellen der 
betreffenden beiderfeitigen Staaten die gewünfchte Hülfe erzielt werden Tann, 

Die Betheiligten werden deßhalb angemwiefen, in ihren Reffamationen an 
auswärtige Regierungen, Behörden oder Untertpanen, falls fie einer Bertre- 
tung zu bedürfen glauben, fich, wenn es eine Juſtizſache betrifft, an den Königl, 
General-Staatsprofurator für die Pfalz, iu adminiftrativen Gegenfländen aber 
an die unterfertigte Stelle zu wenden, indem alsdann entweber mit der betref- 
fenden auswärtigen Behörde ins Benehmen getreten werben, oder nad gehöri- 
ger Erhebung der thatſächlichen Berhältniffe an die höchſte Stelle ver Antrag 
auf diplomatifche Verwendung gerichtet werben wird. 

Sn jedem Falle wird hiedurch eine Zeiterfparniß erzielt, indem entweder 
augenblidliche Abpülfe bei den auswärtigen Behörden erwirkt, oder die höchſte 
Ermächtigung zur diplomatifchen Vertretung erholt wird, während bie bei ben 
Königl. Bayer. Gefandtfihaften unmittelbar eingereichten Gefuche entweder ganz 
unberüdfichtigt bleiben, oder der unterfertigten Stelle zur weitern Behandlung 
und Borbereitung des Gegenflandes übermacht werben. 

Abtheilung ILL. des zweiten Kapiteld. Geſellſchaften. 
1. Band, pag. 260. 

$. 39. Eine Könige. Verordnung vom 1. März 1832, Amtsbl. 
N. 13, p. 185, erklärt die Affoeiationen mit organifirter Verfaſſung 
für politifche Zwede ohne Königl, Ermächtigung für gefeg- und ver: 
faffungswidrig, verbietet diefelben und fordert die Königl. Behörben 
auf, gegen ſolche einzujchreiten. 

$. 40. Verfügung der Königl. Regierung vom 4. März 1832, 
Amtshl. M, 13, p. 186, die politifchen Bereine betr, 

Sn Gemäßheit vorfiehender allerhöcfter Verordnung, wodurch alle, ohne 
vorgängig erholte Genehmigung der Staatsregierung fich bildende, politifche 
Affociationen für unerlaubt erklärt werben, erhalten fämmtliche betreffende Ad» 
minifttativbehörben des Rheinkreiſes den gemeffenften Auftrag : 

1. Die in ihrem Amtäbezirke etwa beftehenden oder fih bildenden Bereine 
der angegebenen Art unverzüglich aufzulöfen ; 

2. gegen die Urheber und Theilnehmer, insbeſondere gegen Individuen, 
welche für ſolche Vereine Unterſchriften oder Geldbeiträge ſammeln, oder zu 
ſolchen öffentlich auffordern, mit aller Kraft ihrer gefeßlicheu Amtsbefugniſſe 
rückſichtslos einzufchreiten. 

3. gegen jene Bereine, aus deren Ankündigungen, Aufrufen, Verhandlungen 
und fonftigen Berhältniffen ein ber Berfaffung des Reichs ober der Souveräui— 
tät des Bayerifchen Staates zumiderlaufendes Beflreben hervorgeht, unter den 
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gefehlichen Borausfegungen die ſtrafrechtliche Cognition auf bem vorgefchriebe- 
nen Wege zu veranlaffen. 

4, die in ihren Bezirken befindlichen Staats» ober Öffentlichen Diener, 
welche erweislichermaßen folchen verbotenen Bereinen entweder bereits beiges 
treten find, oder denfelben wider befferes Erwarten in Zufunft beitreten fol» 
ten, unverzüglich nampaft zu machen, damit gegen diefelben das in ber aller» 
höhften Verordnung vom 13. September 1814 (bekannt gemacht durch das 
Amtsbl. des Aheinkreifes unterm 21. Jänner 1818) ausgefprochene Präjudiz 
der Entfeßung vom Dienfte, auf gefeglihem Wege geltend gemacht werden 
lann. Endlich 

5. alle öffentliche Blätter, worin Aufforberungen zum Beitritt gu unerlaubten 
politifchen Vereinen oder Anpreifungen der leßtern, oder Berzeichniffe der beige- 
tretenen Mitglieder enthalten, auf gefeßlihem Wege mit Beſchlag zu belegen. 


Die Königl. Landfommiffariate und übrigen mit der abminiftrativen Polizei 
beauftragten Behörden werden bei Vermeidung fchwerer Berantwortung alle 
ipnen zu Gebot ſtehende gefeßliche Mittel anwenden, um der bezeichneten aller- 
höhften Verordnung einen vollfländifchen Erfolg zu fihern. 


$. 41. Königlich allerhöchfte Verordnung vom 14. Jänner 1841, 
die Beftrafung unerlaubter Oefellenverbindungen und dergleichen Miß— 
bräuche betr, Amtsbl. Mr 7, p- 58. 


Ludwig, 8 

Bir haben in Gemäßpeit eines am 3. Dezember vorigen Jahres zwiſchen 
den teutfchen Bundesregierungen getroffenen freien Hebereintommens befchloffen, 
ju verorbnen, was folgt: 

6.1. Jeder Handwerkögefelle, welcher an unerlaubten Gefellen- und ans» 
deren Berbindungen, Gefellengerihten, Berrufserflärungen und vergleichen 
Nißbräuchen Antpeil nimmt, foll nach vorgängiger Unterfuhung, nach Maaf- 
gabe der beflehenden Gefeße und Verordnungen, firenge beftraft, und fofort, 
nah Abnahme des Wanderbuches oder des Reifepaffes, mit gebundener Reife 
vonte in feine Heimath verwiefen werben. 

Das abgenommene Wanderbuch oder der Reifepaß ift, nachdem darin bie 
wrübte Hebertretung und die verfügte Strafe mit genauer Bezeichnung derfel- 
ben eingetragen worden, an die Heimathebehörde des Beftraften zu überfenden. 

$.2. Handwerkögefellen, welche im Falle des $. 1 von ber vorgezeichneten 
Reiferoute abweichen, unterliegen dem gegen Landftreicher angeorbneten Verfahren. 

$. 3. Jeder inländifche Handwerksgeſelle, welcher von einer ausländiſchen 
der inländifchen Behörde in die Heimath verwiefen wird, ift bortfelbft unter 
ſtrenge polizeiliche Aufficht zu fielen. 

Solhen Handwerkögefelleu ift die Fortſetzung der Wanderung nur nach 
dauernden Woplverhalten und bei gegebenen genügenben Proben ernſtlicher 
Beſſerung zu geſtatten. 
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Die Fortſetzung der Wanderung in das Ausland kann nur von der vor⸗ 
gefeßten Kreisregierung, Kammer des Innern, geitattet werben. 

$. 4. Jedem Handwerkögefellen find beim Antritte feiner Wanderfchaft 
die vorſtehenden Beflimmungen vor Aushändigung feines Wanderbuches oder 
Reifepaffes, ausdrüdlich befannt zu machen, und es ift, daß biefes gefchehen, 
in der Reifeurtunde amtlich zu bemerken. | 

$. 5. Gleiche Warnung iſt den bereits auf der Wanderung begriffenen 
in» und ausländifchen Handwerksgeſellen von derjenigen Polizeibehörbe zu er- 
theilen, welcher fie nach Beröffentlihung vorftehender Anordnungen ihre Reife- 
urfunden zur erfimaligen Bifirung vorlegen. | 

$. 6. Die Königl. Kreisregierungen, Kammern des Innern, haben über 
die, nach gegenmwärtiger Verorbnung verfügten Beftrafungen und Berweifungen: 
in die Heintath, ſowohl bezüglich der in» als der ausländifchen Handwerkdger 
fellen, dann über die im Falle des $. 3 ausnahmsweiſe zur Fortfeßung ber 
Wanderung wieder zugelaffenen Handwerfsgefellen, genaue Berzeichniffe zu 
führen, damit dieſelben erforderlichen Falles den übrigen teutſchen Bundesre- 
gierungen mitgetheilt werden Fönnen. 

Die erwähnten Kreisftellen haben deßhalb wegen Erftattung der erforder» 
lichen Anzeigen von Seite der Unterbehörden das Geeignete zu verfügen. 

$. 7. Gegenwärtige Berorbnung fol durch das Regierungsblatt verkün⸗ 
dei werben. . 

Unfer Miniflerium bes Innern iſt mit dem Vollzuge beauftragt. 


Münden, den 14. Januar 1841. 


F. 42. Berfügung der Königl: Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom A, Februar. 1841, die Beftrafung unerlaubter Gefellen- 
verbindungen und dergleichen Mißbräuche betr,, Amtsbl. Mr 12, p. 91. 


Mit Hinweifung auf die im Amtsbl. AS 7 erfchienene allerhöchſte Verord⸗ 
nung vom 14. Jänner I, 3. wird verfügt: 
4, Zeber in- oder ausländifche Handwerksgeſelle, welcher fih im Falle des 
Art. 1 gedachter allerhöchfter Verordnung befindet, ift alsbald der unterzeich« 
neten Stelle nach Bor» und Zunamen, Gewerbe, Geburts- und Wohnort genau 
au bezeichnen. 

Das Wanderbuch oder der Reifepaß darf unter keiner Bedingung ohne aus⸗ 
brüdliche Genehmigung ber unterfertigten Stelle wieder ausgeliefert werden. 

2. Will der auf foldher Mebertretung betroffene oder in feine Heimath ver- 
swiefene inländifhe Handwerkögefelle feine Wanderung wieder antreten. ober 
fortfegen, fo ift das zurüdbehaltene Wanderbuch oder der Reiſepaß mit einem 
unter perfönlicher Berantiwortlichkeit der Lolalpolizeibehörde, auf den Grund 
bed $. 3, a linea 1 der Verordnung vom 14. Zänner, auszuftellenden Zeugniffe 
unter Angabe ber gewählten Reiferoute, an das vorgefeßte Königl. Landlom- 
miffariat einzufenden, welches folche mit gutachtlichem Berichte vorjulegen hat. 


[2 
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3, Erfi wenn von der unterfertigten Stelle die ausdrückliche Erlaubniß zur 
Biederantretung der Wanderung gegeben und das Wanderbuch oder der Reife» 
paß zu dem Behufe zurüdgefchloffen feyn wird, kann das Viſa zur Weiterreife 
ertheilt oder eine neue Reifelegitimation ausgeftelt werben. 


Drittes Gapitel 


Staatsregierung. 
Tit. L Dom Könige und königlichen Haufe. 
1. Band, p. 264. 


$. 43. Geſetz vom 1. Juli 1834, die Feſtſetzung einer perma⸗ 
nenten Civilliſte betr, Amtsbl. Ma 37, p. 399. 


Ludwig, ® 

Bir haben in Betreff der Königl. Civilliſte nach Vernehmung Unferes 
Stantsratpg, unter dem Beirathe und der Zuftimmung Unferer Lieben und 
Öetreuen, der Stände des Reichs, dann unter Beobadtung der im Tit. X. 
6.7 der Berfaffungsurkunde vorgefihriebenen Formen beſchloſſen und verordnen, 
wie folgt: 

Art. 1. Die Civilliſte des Königs, ſowie ſie durch das Finanzgeſetz vom 
8, Dezember 1831 feſtgeſetzt wurde, ſoll für alle Zukunft als unveränderliche 
Cibilliſte eines jeden Königs von Bayern feſtgeſetzt bleiben, 

Art. 2. Sie iſt auf die Summe von zwei Millionen dreimalhundert 
fünfzigtauſend fünfhundert und achtzig Gulden — beſtimmt, wird hiemit aud- 
drüdlich auf die geſammten Staatodomänen radicirt, und in monatlichen Raten 
aus der Centralſtaatskaſſe entrichtet. 

Art. 3. Dieſe Summe kann zu keiner Zeit ohne die Zuſtimmung der 
Stände erhöhet, noch ohne Bewilligung des Königs gemindert werden, 

Art. 4. Aus der Eivillifte werden die, in dem Eingangs erwähnten Fi- 
nanzgeſetze FF. 6 und 7 beſtimmten Ausgaben beftritten, fowohl was bie fämmt- 
lichen Bebürfniffe der Hof» und Haushaltung des Königs, die Dotation der 
Sadinetsfaffa, den Bedarf der regierenden Königin, den Unterhalt der minder« 
Ährigen Kinder des Monarchen, den Aufwand für den ganzen Hofftaat, bie - 
Ausgaben bei fämmtlichen Hoffläben und Intendanzen — einfchließlich ber 
daus-Ritterorben, die feit dem 1. October 1831 angefallenen und ferner an⸗ 
fallenden Penfionen und Quiescenzgehalte der Hofbienerfehaft mit Rüdficht auf 
die eigene errichtete. Hofpenſionskaſſa, — als fämmtliche Hofbauten betrifft — 
fe mögen Neubauten oder bloße Reparaturen -an den zum Gebrauche des 
dofes beftimmten Gebäuden ſeyn. — | 

Bon den aus dem Hofhaushalte entfpringenden Ausgaben fol zu Feiner 
Zeit ohne Bewillegung der Stände etwas auf die Staatskaſſa überwiefen wer⸗ 
den können. — 
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Art. 5. Das Verzeichniß der ſämmilichen aus der Eivilliße übergedenden 
Gebäude ift in der Beilage enthalten, — 

Wenn der König vorübergehend irzend ein Hofgebäube zu einem andern 
Staatszwede überläßt, fo ſteht es ihm frei, auf die Dauer dieſer Benützung 
auch die Unterhaltungstoften desfelben * gleichen Maaße auf die Stacitskaſſa 
zu überweiſen, — 

Art. 6. Alle Einrichtungen der — und Hofgebäude, Hofkapellen 
und Hofämter mit allen Mobilien, welche der Aufſicht der Hofſtäbe und Hofin- 
tendanzen anvertraut, und zum Bedarfe oder zum Glanze dee Hofes beftimmt 
find, fo wie alles, was zur Einrichtung oder zur Zierde ber Reſidenzen und 
Luffchlöffer dient, werden von dem Könige aus der Eiviklifte erhalten, und 
alle erforderlichen neuen Nachſchaffungen aus berfelben beforgt. — 

Die Inventarien hierüber folen mit Zugrundlegung des Inventars, wie 
folches bei Unferer Thronbefteigung beftanden, mit genauer Bemerkung ber 
Eigenfchaft der neuen Inventarftüde, ua) den Beflimmungen, welche der König 
in Folge des Familienftatuts vom 5. Auguft 1819 Tit. VIII. $. 1 getroffen 
hat, und mit Angabe der Ab- und Zugänge an Mobiliar» und fungiblen Ge- 
genftänden ftets in Evidenz gehalten, und den Ständen des Reiches, wenn fie 
es verlangten, deren Einficht geftattet werden. — 

Der Hausſchatz, fo wie dasjenige, was allenfalls von dem Monarchen 
noch für denſelben in der Folge beſtimmt wird, ſoll ſtets ohne Bermindernng 
feines Werthes fortbeftehen. 

Art. 7. Die Appanagen, Wittwengehalte und der Unterhalt Königl. Prin- 
zeffinen, fowopl die gegenwärtig befiehenden, als jene, welche auf den Grund 
des Familienftatuts vom 5. Auguft 1819 von dem Könige beftimmt werden, 
die von demfelben nach dem befagten Familienftatute feftzufegende Summe für 
den Unterhalt des Kronprinzen, und der volljährigen noch nicht etablirten 
Königl. Prinzen, die Ausfteuer, Ausftattung und Vermählung der Prinzeflinen 
aus der Königl. Hauptlinie, die herfömmlichen Gefchenfe bei der Entbindung 
der Königin und der Kronpringeffin, die Koften der Etabliffements der Rönigl, 
Prinzen, welche jedoch in keinem Falle den einjährigen Detrag der denfelben 

‚gebührenden Appanage resp. Unterhaltsbetrag überſchreiten dürfen, werden wie 
bisher von der Centralfiaatsfaffa befonders beftritten. — 

Der Unterhalt der Kronprinzen kann in feinem Falle den im Jahr 1819 
hiefür beftimmt gewefenen Betrag überfreiten. 

Art. 8. Sollte fih der Fall der Minderjährigfeit ded Königs in ber 
Folge der Zeiten ergeben, fo wird der gefammte, dem Neichsverwefer nad 
$. 20 bes Tit. II. der Berfaffungsurfunde gebührende Unterhalt während dr 
Dauer der Negentfchaft aus der permanenten Civilliſte beftritten. 

Art. 9. Gegenwärtiges Geſetz foll als ein Grundgeſetz des Reiches be: 
trachtet werden, und biefelbe Wirkfamfeit haben, als wenn alle Beftimmunge 
desfelbeu in der Berfaffungsurfunde enthalten wären. 

Gegeben Münden, am 1. Zuli 1834. 


Üben . 


— — 
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F. 44. Königlich allerhöchſte Verordnung vom 28, October 1835, 
Amtobl. Mi 55, p- 505, das Königl, Wappen und Siegel betr. 


Ludwig, 8 


befihließen Unfer bisheriges Königliches Wappen abzuändern, und wünſchen, 
daß die Lande, welche die göttliche Vorfehung in dem bayerifchen Reihe zu 
einem innig verbundenen Ganzen vereiniget hat, einen fprechenden Beweis 
Inferes Königlichen Wohlwollens darin fehen, daß Wir, da die Befimmung 
des Haus- und Staatstitels, fowie des Wappens lediglich von Unferem four 
veränen Ausſpruche abhängt, unter Aufpebung der Bekanntmachung vom 20. 
Dezember 1806 durch das. Regierungsblatt vom Jahre 1807, ©. 135, hierüber 
dolgendes verordnen: 

Das neue Königliche Wappen beſteht aus einem quedrirten Schilde mit 
einem Herz» ober SMittelfchilde, weiche beide Tänglichte, unten zufasımengehängte 
Bierede bilden. 

Das Herzſchild entpält die bayerifchen llbernen und Tafurnen Rauten, von 
ber Linken zur Nechten in einer Diagonallinie auffteigend; bad Hauptſchild 
hingegen im oberen rechten ſchwarzen Felde einen nad der rechten Seite aufs 
ſpringenden flreftfertigen goldenen Löwen mit rother Krone, ausgefchlagener 
Zunge und auftvärts gefchlungenem gefpaltenen Schweife; im oberen linken 
rothen Felde drei bis über die Mitte auffteigende filberne Spigen, im unteren 
rehten, von Silber und Roth ſechsfach fihräg links geftreiften Felde einen gol« 
denen Pfahl, endlich im unteren linken filbernen Felde einen rechts auffpringen« 
den blauen goldgefrönten Löwen mit roth ausgefchlagener Zunge und auswärts 
geihlungenem einfachen Schweife. 

Das Schild bedeckt die goldene, mit Edelſteinen und Perlen verzierte baye⸗ 
rifhe Königskrone, oben mit dem Neichsapfel beſetzt. Dasfelbe ruht auf einem 
marmornen Sodel. 

Die Schildhalter find aufrecht fehende, mit dem Kopfe aufwärts gefehrte, 
goldgekrönte Löwen mit ausgefchlagener Zunge, aufwärts BENPENLEREN, ge» 
ſpaltenen Schweife. 

Das Schild umgeben die Zufignien Unferes Hausordens vom heiligen 
Subert, auf drei Seiten, am Buße jene Unferes Hausordens vom heiligen 
Georg, des Militär-Mar-Zofepp-Ordens und bes Eivil» Verbienft- Ordens ber 
aperifchen Krone, 

Das ganze Majeftäts-Wappen fleht in einem Königsgezelt von purpurnem 
Sammel, auf beiden Seiten in ungebundenen Knoten aufgefehlungen, inwendig 
mit Hermelin gefüttert, an der Kuppel und am Saume mit goldener Stideret, 
Duaſten und Treffen reich verziert und am Gipfel wieder mit der Königskrone bedeckt. 

Aus diefem fo gebildeten und gezierten Wappen beſteht auch das große 
Infiegel des Reiches und das größere geheime Kanzlei-Infiegel. Die Umſchrift 
auf demſelben iſt: Ludovicus Dei Gratia Rex Bojariae etc. etc. 
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Diefem Majeſtäto⸗Wappen entfprechend, hat die große Zitulatur zu lauten: 

Ä Ludwig, 

von Gottes Gnaden König von Bayern, 

Pfalzgraf bei Rhein, 
Herzog von Bayern, Franken und in Schwaben ac. ıc. 

Das Wappen ber Kronprinzen und der Königl. Prinzen von Bayern if, 
was das Schild, die Schilohalter, den Sodel und die Königlichen Orden be 
Yangt, foweit foldhe zur Anwendung fommen, mit dem Majeſtäts⸗Wappen über- 
einftimmend. Dasfelbe umgibt jedoch nur ein Fürftengezelt mit ausgefchlagenem 
Hermelin und gebundenen Knoten, ohne Kuppel und Stiderel. Eine König 
liche mit Verlen verzierte Krone erfcheint auf dem Fürftengezelt nicht, aber 

ober dem Schilde. - 

Das Wappen der Herzoge in Bayern hat einen einzigen, mit dem Her- 
zogshute befeßten Hauptfchild, die bayerifchen Rauten darftelend. Die Schild 
halter find die bayerifchen Löwen, wie bei dem Majeftäts-Wappen, und biefe, 
fowie der herzogliche Purpurmantel mit dem Herzogspute gefchmüdt. 

In Pinfiht auf die Größe der verfhiebenen Siegel bleibt es bei der 
vorigen Beftimmung. 

Die größeren Siegel Unferer oberften Hofftäbe unterfcheiden ſich von 
dem größeren geheimen Kanzlei»Infiegel, daß fie im Umfange etwas Heiner 
find, und mit Hinweglaffung Unferer Königlihen Orden lediglich die Im- 
fohrift von dem betreffenden Stabe führen. | 

In den Siegeln der mittleren Kollegialftellen und ber denfelben coordinir⸗ 
ten oberen Behörden bleiben das Königsgezelt und Un ſer e Orden hinweg, je 
doch die Schilohalter und der Sodel beibehalten, die unteren Behörden und 
Aemter bedienen ſich nur des Mittelfchildes mit den Rauten, oben mit ber 
Königskrone geziert und mit einem Lorbeer» und Palmzweige umfrängt. 

Indem Wir Unfere fämmtliche Staatsminifterien mit dem Bollzuge bie- 
fer Anordnung beauftragen, laſſen Wir folhe durch das Regierungsblatt be⸗ 
tannt machen, und bemfelben eine richtige Zeichnung des neuen Wappens 
anfügen. 

Münden, den 18. October 1835. 


F. 45. Nachtrag hiezu vom 31. Detober besfelben Jahres, 
Amtsbl, M. 55, p. 506. 


Ludwig, 8 
Bir Haben Uns Hinfichtlih Unferer allerh. Verordnung vom 18. d. M., 
das Königl, Wappen und Siegel betr., allergnädigft bewogen gefunden, die hier- 
in vorkommende Befimmung über das Wappen ber Herzoge in Bayern, auf 
bittliches Anfuchen der Glieder der Nebenlinie Unferes Haufes, dahin abzuän- 
dern, daß Diefelben,. indem fie fih fortan Herzoge in Bayern nennen werden, 
gleichfalls berechtigt ſeyn follen, des Schilves Unferes Majeſtäts » Wappen 


— — — 
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mit vier Feldern und dem Mittelſchilde, wie die Königlichen Prinzen von 
Bayern, ſich in ihrem Wappen und Siegel zu bedienen, jedoch unter Beibehal⸗ 
tung des Herzogshutes auf dem herzoglichen Purpurmantel und als Kopfbe« 
dedung der Schilphalter, deren Stellung den, auf einer feften Bafis fiehenden 
wen Unferes Majeſtäts-⸗Wappens gehörig anzupaffen iſt. 

Bir eröffnen diefes hiemit Unferem Staatsminifterium bes Haufes und 
des Aeußern mit dem Auftrage, das Erforderliche hiernach zu verfügen. 

Münden, den 31. October 1835, 


$. 46. Die Rechte der Königl, Prinzen von Bayern auf die 
Nachfolge in die Königl. Krone und Würde von Griechenland, fiehe 
die beiden nachftehenden Berträge vom 7. Mai 1832, Amtsbl. My 66, 
p. 589, und vom 30, April 1833, Amtsbl. NM 50, p. 481. 


Ludwig, 8 
Art. 1. Die Höfe von Frankreich, Größbrittannien und Rußland, zufolchem 
Ende von der Griechifchen Nation gehörig ermächtigt, bieten die erbliche Herr- 
Maft über Griechenland dem Prinzen Friedrich Ditto von Bayern, zweit- 
gebornem Sohne Seiner Majeftät des Königs von Bayern, an. 
Art. 2. Seine Majeftät der König von Bayern, im Namen 
Allerhöchſtih res no minderjährigen Sohnes handelnd, nehmen für Den» ' 


felben die erbliche Herrfchaft über Griechenland unter nachflehenden Bedin⸗ 


gungen an: 

Art. 3. Der Prinz Otto von Baysın wird den Titel König von 
Griedenland führen. R 

Art, 4. Griechenland foll, unter der Herrfihaft des Prinzen Otto von 
Bayern und unter der Garantie der drei Höfe, einen unabhängigen monar- 
Hilden Staat bilden, wie folhes das am 3. Februar 1830 unter gedachten 
Höfen abgefihloffene, und fowopl von Griechenland als von der Osmannifchen 
Horte angenommene Protokoll befaget. 

Art. 5. Die Gränzen des griechifchen Gebietes follen fo feftgeftellt wer- 
den, wie fih aus den, gemäß dem Protokolle vom 20. September 1831, neuer⸗ 
lich eingeleiteten Mnterhandlungen der Höfe von Franfreih, Großbrittannien 
ud Rußland mit der Osmanniſchen Pforte ergeben wird, 

Art, 6. Nachdem die drei Höfe fich vorbehalten, das Protokoll vom 
3. Bebruar 1830 in einen Definitivtraftat umzuwandeln, fobald die Unterhand» 
lungen über Griechenlands Grängen beendigt fepn werben, und biefen Vertrag 
allen Staaten, mit welchen Sie in Verbindung flehen, mitzutheilen, fo wird 
andurch feftgefeßt, daß diefe Verbindlichkeit erfüllt und des Königs von 
Griechenland Majeſtät kompaciscirender Theil in befagtem Vertrage 
werden ſoll. 

Art. 7. Die drei Höfe werden, von nun an, filh dahin verwenden, daß 


der Prinz Otto von Bayern als König von Griehenland von allen 
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Souveränen und Staaten, mit welchen fie in Verbindung ſtehen, anerkannt 
werbe. 

Art. 8. Da die Krone und Königl. Würde in Griechenland erblich feyn 
folfen, fo werben folche auf des Prinzen Otto von Bayern direkte und Ie- 
gitime Erben und Nachkommen, nah bem Rechte der Erfigeburt übergehen, 
Würde Prinz Otto von Bayern ohne Hinterlaffung direkter und Tegitimer 
Nachkommenſchaft mit Tode abgehen, fo foll die griechifche Krone Seinem 
nachgebornen Bruder und Deffen birelten und Tegitimen Erben und Nach— 
kommen, nad dem Nerhte der Erfigeburt, zufalfen, Wenn auch leßterer ohne 
direfte und Iegitime Nachkommenſchaft adginge, fo fol die griechifche Krone 
Seinem jüngern Bruder und Deffen direkten und legitimen Leibeserben nad 

* Erſtgeburtsrecht, zu Theil werden. 
Sn keinem Falle können die griechiſche und bie Bayeriſche Krone auf dem⸗ 
» felben Haupte vereinigt werben, 


Art. 9. Die Großjäprigkeit des Prinzen Otto, ald Königs von 
Griehenland, if auf den Zeitpunkt bes vollendeten zwanzigſten Lebens» 
jahres, das heißt ben 1. Juni 1835, feſtgeſetzt. 


Art. 10. Während der Minderjährigkeit des Prinzen Otto von Bayern, 
Königs von Griechenland, follen Seine Souveränitätsrechte in Grie— 
fhenland in ihrem ganzen Umfange durch eine aus drei Räthen beftehende Re— 
gentfchaft ausgelibt werden, weldhe Ihm von Seiner Majeftät dem Kö— 
nige von Bayern beigegeben werben. 


Art. 11, Der Prinz Otto von Bayern fol in dem ungefchmälerten 
Genuffe Seiner Bayerifhen Appanagen verbleiben. Seine Majeftät der 
König von Bayern verpflichtet Sich noch überdies, fo viel an Ihnen 
gelegen, des Prinzen Otto Stellung in Griechenland zu erleichtern, bis zu 
dem Zeitpunfte, wo das Einfommen ber Krone dort ausgemittelt feyn wird. 


Art. 12. Gemäß den Beftimmungen des Protokolls vom 26. Februar 
1830, verpflihten Sih Seine Majeftät der Kaiſer aller Reuffen ein 
von bem Prinzen Dito von Bayern, als König von Grierhenland zu 
fontrahirendes Anlchen zu verbürgen, und Ihre Majeftäten der König 
der Franzgofen, dann der König bed vereinigten Reiches von 
Großbritannien undb Irland verpflidten Sich, Erfterer Seinen 
Kammern, Leßterer Seinem Parlamente zu empfehlen, Sie zur Nebernahme 
gleicher Bürgſchaft in Stand zu feßen, und zwar unter nachfolgenden BDedin- 
gungen: 

1. Das Kapital des unter Berbürgung ber brei Höfe zu kontrahirenden 
Anlehens fol einen Totalbetrag von fechzig Millionen Franken nicht überfleigen ; 

2. Befagtes Anlehen wird in Abtheilungen, je zu zwanzig Millionen Fran. 
ten, realifirt werden ; 


3, Für den Augenblick fol nur die erſte Abtheilung vealifirt werben, und 


’ 


x 
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perbürgen bie drei Höfe, jeder zu einem Drittheile, die Entrichtung ber jähr- 
lichen Zinfen und den Zilgungsfond befagter Abtheilung. 

: 4, Die zweite und dritte Abtheilung befagten Anlehens können, je nach 
dem Bedürfniffe des Sriechifchen Staates, nach vorgängigem Einverftändniffe 
unter den drei Höfen und Seiner Majeflät dem Könige von Grie— 
denland, realifiet werben, 

5. Im Falle, wo, nad folder Uebereinkunft, die zweite und dritte Abthei⸗ 
lung obenerwähnten Anlehens realifirt werden follte, werben die drei Höfe die 
Zahlung der jährlichen Zinfen und des Tilgungsfonds »iefer zwei Abtheilungen, 
gleihwie der erften, je zu einem Drittheile, verbürgen, 

6. Der Souverän Griechenlands und der griechiſche Staat follen verpflich⸗ 
tet feyn, zur Berichtigung der jährlichen Zinfen uud NRüdzaplungsfriften ber 
unter der Bürgfchaft der drei Höfe realifirten Abtheilungen des Anlehens bie 
etſten Staatseinkünfte dergeflalt anzumeifen, daß die wirklichen Einnahmen des 
Gtiechiſchen Staatsfchabes vor Allem der Zahlung befagter Zinfen und be⸗ 


ı Tagen Tilgungsfriften gewidmet ſeyn und zu feinem andern Zwede verwendet 
' werden follen, fo lange die Zahlungen der unter Bürgfchaft der drei Höfe 


ralifirten Abtheilungen des Anlehens nicht für das laufende Jahr vollſtändig 
derſichert ſeyn werden, 
Die diplomatiſchen Repräſenicnten ber drei Höfe in Griechenland werben 


beſonders angewieſen werden, anf Einhaltung dieſer letzten Stipulation zu 


wachen. 

Art 13. Im Falle, daß die Namens der drei Höfe zu Konſtantinopel 
dereits eingeleiteten Unterhandlungen, für die endliche Grängberichtigung von 
Griehenland, eine Gelventfchädigung zu Gunften der osmanniſchen Pforte 
veranlaſſen würden, foll der Betrag diefer Entſchädigung aus den Mitteln des 
in vorftebendem Art. erwähnten Anlehens beftritten werben. 

Irt. 14. Seine Majefät der König von Bayern werben bem 
Prinzen Otto die Mittel erleichtern, um für feinen Dienft, ald König von 
Öriedenland, ein auf breitaufend fünfhundert Dann zu bringendes Trup« 
yenforps in Bayern anzumwerben, welches für den Griechifhen Staat bewaffnet, 
ansgerüflet und bezahlt, baldmöglichſt dahin gefendet werben foll, um bie bis 
vet in Griechenland verbliebenen Truppen der Allianz abzulöfen. Letztere 
berden big zum Eintreffen des erwähnten Korps, gänzlich zur Verfügung der 
Regierung Seiner Majeflät des Königs von Griehenland verbleis 
ben; nach der Ankunft jenes Korps in Griechenland werden die eriterwähnten 
Truppen der Allianz ſich zurüdziefen und das Griechiſche Gebiet vollfländig 
ränmen, 

Art. 15. Seine Majeſtät der König von Bayern werben bem 
Rrinzen Otto gleicher Geftalt die Mittel erleichtern, um bie Mitwirkung einer 
fihern Anzahl Bayeriſcher Offiziere zu erlangen, welche in Griechenland eine 
nationale Heeresmacht organifiren werden, 
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Art. 16. So bald als möglich, nach Unterzeichnung gegenwärtiger Ueber⸗ 
einkunft, werben bie drei Räthe, welche Seiner Königlichen Hoheit dem 
Prinzen Otto von Seiner Majeftät dem Könige von Bayern beigee 
geben werben follen, um bie Griechiſche Regentfchaft zu bilden, fih nach Gries» 
chenland verfügen, die Ausübung ber Machtbefugniffe befagter Regentfchaft dort 
antreten, und alle zum Empfange des Herrfchers erforderlichen Maafregeln 
vorbereiten, Höch ſtwelcher Seinerfeits in möglichſt kurzer Friſt Sic 
nach Griechenland begeben wird. | 

Art. 17. Die drei Höfe werben, vermittelft einer gemeinfamen Erffärung, 
der Griechiſchen Nation die von Ihnen getroffene Wahl Seiner Königl, 
Hoheit des Prinzen Otto von Bayern zum Könige von Griechen⸗ 
land fund machen, und ber Regentfchaft alle und jede in ihrer Macht liegende 


- Hülfe angedeihen laffen. 


Art, 18. Gegenwärtige Uebereinkunft foll allfeitig ratifieirt werben und 
die Auswechslung der Ratifitationen binnen ſechs Wochen, oder wo möglich 
früher zu London ftattfinden. 

Deſſen zur Urkunde haben die beiderfeitig Bevollmächtigten biefelbe unter- 
zeichnet und mit Beidrüdung ihrer Wappen verfiegelt. 
| So gefhehen zu London am 7. Mai bes ROPRE Eintaufend arht- 
hundert zwei und breißig. 





Die Höfe von Bayern, Frankreich, Großbrittannien und Rußland, bie 
Zwectmäßigkeit einer genauen Beftimmung und Vervollſtändigung des Ark, VTIL. 
des zwifchen befagten Höfen am 7. Mai 1832 zu London abgefchloffenen Ber- 
trages erfennend, haben fich über Nachſtehendes vereinbart: 

Einziger Artikel. 

"Die Nachfolge in die Königliche Krone und Würde von Griechenland wird 
in der Linie des Prinzen Otto von Bayern, Königs von Griechenland, fowie in 
den Linien Seiner nachgebornen Brüder, der Prinzen Luitpold und Adalbert 
von Bayern, welche durch den Art. VIII. des Londoner Bertrags vom 7. Mai 
1832 eventuell der Linie des genannten Prinzen Dtto von Bayern fubftituirt 
find, im Mannsflamme, nach dem Rechte der Erfigeburt, ftattfinden. 

Weibliche Nachkommen follen nur auf den Fall gänzlicher Erlöfchung des recht: 
mäßigen Mannsftammes aller drei vorerwähnten Linien des bayerifchen Haufes 
zur Erbfolge der griechifehen Krone gelangen können, und es bleibt feftgefeßt, daß, 
in diefem Falle, die Königliche Krone und Würde von Griechenland an biejmige 
Prinzeffin oder deren rechtmäßige Nachkommen überzugehen haben, welche in der 
Erbfolgeorbnung dem Ießten Könige von Griechenland am nächften fliehen wird. 

Würde die Krone Griechenlands an eine Prinzeffin übergehen, fo fol 
deren rechtmäßiger Mannsftamm hinwiederum den Vorzug vor ben weiblichen 
Nachkommen erhalten, und in demfelben bie Thronfolge nach dem Rechte der 
Erfigeburt ftattfinden. 
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In keinem Falle foll die Krone Griechenlands mit der eines fremben Rei⸗ 
es auf demfelben Haupte vereinigt werben Fönnen. 

Gegenwärtiger erläuternder und ergänzender Artikel fol diefelbe Kraft und 
Birfung haben, als wäre ſolcher wörtlih in den Bertrag vom 7. Mai 1832 
eingefhaltet; derſelbe wird ratificirt, und die Auswechslung ber Ratification 
balbmöglihft vorgenommen werden. 

Deflen zur Urkunde haben die beiberfeitigen Bevollmächtigten benfelben 
unterzeichttet und mit Beidrudung ihrer Wappen befiegelt. 

So geichehen zu London, am breißigflen April des Gnabenjahres Eintau⸗ 
ſend achthundert drei und dreißig. 


$ 47. Den Bau eines der Civillifte einzuverleibenden Pala— 


‚ Asin Münden, fiche Gefeg vom 11. April 1843, —— M 50, 
P. 438, 


Tit. II. Staatsbehörden. 
1. Staatsminiſterium. 
1. Band, p. N2. 

— Ueber die Zuſtändigkeit bei Ertheilung von Auswanderungs⸗ 
Bewilligungen, ſiehe unten Kreisregierung $. 54. 

$. 48. Befanntmahung des Präfiviums der Regierung der 
Val; vom 23. April 1840, den Gebrauch der Ausdrüde: „Staats⸗ 
miniſterium, Staatsregierung“ betr., Amtsbl. M 22, p. 122. 

Seine Majeftät der König haben zu befehlen gerupt, daß künftig in 
| allen Eingaben an Königl. Stellen und Behörden jeden Berwaltungsbereiches 
\ Pie mitfelbaren Stellen und Behörden pievon nicht ausgenommen), anftatt der 
Beeihnung: „Staatsminifterium“, „Staatsregierung“, Tebiglich die einfachen 

Uusdrücke: „Minifterium", „Regierung“ gebraucht werden follen. 
| Diefe allerhöchfte Unordnung wird in Gemäßpeit eines höchſten Minifterial« 

teferiptes vom 18. I. M. mit dem Beifügen bekannt gemacht, daß jede berfel- 
den nicht entfprechende Eingabe von jener Stelle und Behörde, bei welcher fie 
überreicht worden, jedesmal zur geeigneten Abänderung wird zurüdgegeben 
Derden. 

F. 49. Durch Ausfchreibung des Königl. Generalprofuratorg 
som 9, Mai 1840, Amtsbl. Ma 25, p. 148, wurden auch die gericht: 
lichen Beamten zur Beachtung dieſer allerhöchften Anordnung ange- 
‚ tiefen. 

$. 50. . Bekanntmachung des Präfiviumd der Regierung der 
Yal; vom 2. Mai 1840, die Benennung der Königl. Minifterien 
betr, Amtsbl. Ma 24, p. 137. 

Seine Majeftät der König haben unter Bezugnahme auf bie aller- 

Dr. ee ee Berfaffung ec. . 10 
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höchſte Verordnung vom 9. Dezember 1825, die Formation der Minifterien betr., 
zu verfügen geruht, daß Fünftig Allerhöchſt Ihre Minifterien der Zuftiz und der 

Finanzen die Benennung „Juſtiz-Miniſterium“ „Finanz Minifterium“ führen 
follen. Bezüglich der Minifterien des Königl. Haufes und des Aeußern, dann 
des Innern und des Königl. Kriegsminifteriums ſoll es bei diefer bisherigen 
Bezeichnung fein Berbleiben haben. 

Diefe Allerhöchfte Verfügung wird in Gemäßheit eines Königl Minifterial- 
reſcripts vom 26. vorigen Monats nachträglich zur Präfivialausfchreibung vom 
23. desfelben Monats den fämmtlichen untergeordneten Behörden zur pünftli- 
chen Beobachtung eröffnet. 


8. Kreigregierung. 
1. Band, p. 320. 
$. 51. Königlich allerhöchfte Verordnung vom 6. Juli 1835, 
Amtsblatt M 34, p- 356, das Zuftändigfeitsverhäftniß bei der Be— 
willigung der ärztlichen Praxis betr. 
Ludwig, K. 

Wir haben auf den Antrag Unſeres Staaisminifteriums des Innern 
befchloffen, und verorbnen, wie folgt: 

1. Die Ertheilung der Bewilligungen zur Ausübung der ärztlihen Pra- 
xis wird den Kreisregierungen, Kammern des Innern, zurüdgegeben, und bie 
Beftimmung des $. 56 der Verordnung vom 17. Dezember 1825, die Forma» 
tion-und den Wirkungskreis der Kreisregierungen betr., fo weit diefelbe auf 
das Zuftändigfeitsverhältniß der Bezirkspolizeibebörden bei den erwähnten Be— 
willigungen Bezug bat, anfer Wirkfamfeit gefebt. 

I. Die Kreidregierungen, Kammern des Innern, haben bei der Befiheidung 
der Gefuhe um Zulafung zur ärztlichen Praxis auf eine den Anforderungen 
der Oertlichkeiten und der Volksmenge entfprechende Bertheilung des ärztlichen 
Perſonals Bedacht zu nehmen und der ee Häufung desfelben 
an einzelnen Orten zu begegnen. 

IH. Unfer Staatsminifterium des — iſt mit der Bekanntmachung 
und dem Vollzuge gegenwärtiger Verordnung beauftragt. 

Bad Brückenau, den 6. Juli 1835. 

F. 52. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes 
vom 6. Mai 1836, die Beſtätigung der für Zwecke des Kultus, Un- 
terrichtö und der Wohlthätigkeit gemachten Stiftungen betr., Amtsbl. 
No 25, p. 305. 

Durch Höchftes Nefeript des Königl. Staatsminifteriums des Innern, vom 
11. October v. J., wurbe bezitglich der bisher der unterzeichneten Kreisftelle 
übertragenen Beftätigung der Schenkungen und Stiftungen für fromme, wohl 
thätige oder fonft nützliche Zwecke, nach den Beftimmungen des Eonfularbe- 
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fluffes vom 4. Plüviöse XII. und des Faiferl, Dekrets vom 12. Auguſt 1807, 
fowie nach Analogie der in den fenfeitigen Kreifen des Königreiches beſtehenden 
Normen feſtgeſetzt, 

1. daß zur Annahme der für Hofpitäler, Wopttfätigfeitsanfalten, aiechen⸗ 
fübriten, Schul» und Studienanſtalten, ſowie für Gemeinden, unter Lebenden 
oder durch letztwillige Verfügungen gemachten Stiftungen, bei welchen der Ka— 
yitalwertb des Objekis nicht 300 Franken (140 Gulden) überfleigt, und feine 
fäkige Bedingung Feftgefeßt iſt, auch fernerhin blos. die Ermächtigung ber: ber 
treffenden Königl. Landkommiſſariate, welche jedoch unterzeichneter Stelle bie 
Anzeige davon zit machen haben, nothwendig feyn fol; 

2. daß die Ermächtigung zur Annahme der Stiftungen mit einem — 
werthe von mehr als 300 Franken, oder unter oneroſem Titel, welche nicht: als 
bloſe Fundationszuſchüſſe zu ſchon vorhandenen Stiftungen und öffentlichen An- 
falten, ohne ſelbſtſtändige und eigenthümliche Zwedbefimmung anzuſehen find, 
fondern vermöge ihres befondern Zweckes die Eigenfihaft neu eniſtehender 
Rechtsſubjekte annehmen, nur von’ Seiner — dem Könige er— 
teilt werde. 

3. daß in Anſehung neuer Stiftungen zu ſvroteſlantiſch⸗kirchtichen — 
ſich lediglich nach F. 19, Buchſtabe i des IL. Anhangs und zur II. Verfaſſungs⸗ 
dellage und resp. nach $. 37 der allerhöchſten Verordnung vom 17. Dezember 
1825, die Formation ꝛc. der oberſten Verwaltungsſtellen in den Kreiſen - betr, 
zu achten, und mithin die Verfügung des $.'69 der Inſtruktion über dad pro- 
tefantifhe Kirchenrehnungsmwefen vom 8. — 1819 bienach als rein 
anzufehen fey ; 

4, daß der unterzeichneten Kreisftelle die Ermächtigung zur Annapıe aller 
übrigen Stiftungen verbleibe. 

Speyer, den 6. Mat 1836. 


— Die Niederfchlagung ungiebiger ———— tionen von Ge— 
meindefälfen vide unlen $. 206. 


$. 53. Königlich allerhöchfte Berordrtung bom⸗ 88. —S 
1836, den Aeceß bei der Königl. Kreisregierung, Kammer des Innern, 
md die Errichtung von Sekretärſtellen II. ale Amtsbl. M 1 vom 
Jahre 1837, P. . | 9— — 
— ——— K. KAM 

Bir finden Uns in Erwägung der aus dem Inſtitnte ber. Regleryngeretho⸗ 
acceſſiſſen des Innern hervorgegangenen mannichfachen Mißſtände und in huld⸗ 
vollem Hinblicke auf die, aus der bevorzugten Stellung dieſer Aeceſſiſten den 
zweiten Landgerichtsaſſeſſoren, dann den Aktuaren der kollegialen Landgerichte 
bisher zugegangenen weſentlichen Nachtheile bewogen, unker Aufhebung der 
entgegenftefendem frühern Beſtimmungen zu verordnen, was folgt: 

190* 
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I. Das Inſtitut der Regierungsrathsacceffiten it von dem Tage ber Be 
kanntmachung Unferer gegenwärtigen Verordnung anfangend, bei fämmtlichen 
Kreisregierungen, Kammern des Inneren, aufgehoben. 

II. Dagegen befteben fortan bei jeder Kreisregierung, Kammer des Innern, 
neben den bereits flatusmäßig feſtgeſetzten, die erfte Kfaffe bildenden Kollegial- 
fetretären, zwei Regierungsſekretäre zweiter Klaſſe, welchen nebſt dem Range 
der erften Fandgerichtsaffefioren und der diefen gleichgeachteten Landlommiſſa⸗ 
riatsaftuare und nebft der Uniform der Letzteren ein Geldgehalt von jährlich 
500 fl., wovon nach erreichtem Definitivo 300 fl. den Standesgehalt bilden, 
dann ein jährlicher Naturalnebenbezug von 2 Schäffel Waizen und 3 Schäffel 
Korn aus dem Gehülfenfonde der betreffenden Kreisregierung, Kammer des 
Innern, zukömmt. 

III. Die Regierungsfekretäre zweiter Klaffe haben iene Geſchaͤfte zu voll» 
ziehen, welche ihnen jeweils von ihren vorgefeßten Generallommiffären und 
Regierungspräfidenten zugemwiefen werden. Bezüglich der ihnen etwa übertra- 
genen Referate treten fie. in die Haftungen und Befugniſſe des. $. 130 Unfe- 
rer allerhöchften Verordnung vom 17. Dezember 1825 (Regierungsblatt Jahr⸗ 
gang 1825 A 54 Seite 1049 und folg., Amtsbl. des Rheinkreifes Jahrgang 

18236 Seite 49). Beruft der Generalfommiffär und Regierungspräfident fie zu 
KRollegialfibungen, fo nehmen fie an ben Umpenklungen lediglich mittelſt be⸗ 
rathender Stimme Theil. 

IV. Regierungsacteffiften beſtehen in Zukunft bei unf er en Kreisregierun⸗ 
gen, Kammern des Innern, nur noch bis zu der von Uns feſtgeſetzten Mari- 
malzahl von drei für jede Kreisregierung, und ohne Befugniß zu Führung 
ſelbſtſtändiger Referate; dann ohne alle kollegiale Wirkfamkeit, “Diefelben 
tönnen nach znrüdgelegtem zweijährigen Acceffe bezüglich des landgerichtlichen 
Dienfles blos um zweite Landgerichtsaffefforate, dann um Altuariate Tollegialer 
Aemter nachſuchen. Rüdfichtlih des reinen Adminiftratiodienftes bfeibt ihnen 
nach gleicher Frift neben der Concurrenz um erledigte Stellen des Regiftraturs- 
und des rechnungsfommiffarlatifchen Bereiches auch jene um Regierungsfefretär- 
fiellen zweiter Klaffe unbenommen. 

V. Bir gedenken künftig in der Negel der Ernennung von Regierungoſe⸗ 
fretären zweiter Klaffe die gutachtlihe Einvernahme ber betreffenden Regie- 
zungspräfidenten vorangehen zu laffen. Für jeßt haben Wir zu den erwähnten 
Stellen durch Berfügung von Heute bereits mit dem voto consultativo befleidete 
Acceſſiſten berufen, Ä 

Unfer Staatsminiſterium bes Innern iſt mit dem Vollzuge gegenwärtiger 
Berordnung beauftragt, welche durch das Regierungsdlatt zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werden foll. ' 


München, den 23. Dezember 1836. 
$. 54. Loͤniglich allerhöchſte Verordnung vom 6. Mai 1887, 


Zweiter Abſchniti. — Verfaſſungsm. Beftandtheile des Staates. 149 


vie Zuftändigfeit bei ‚Ertheilung "ver Auswanderungsbewilligungen, 
Amtsbl. M 31, p. 243. 
Ludwig, 8 

Bir finden Uns in fortgefeßter Durchführung Unferer Allerhöchſten 
Berorbnung vom 29. Dezember 1836, die Gefchäftsvereinfarhung bei der in« 
urn Berwaltung betr., beivogen, zu verorbnen, was folgt: 

At. J. Die nah $. 23. lit. db. Unferer Aperböchften Verordnung vom 
11, Dezember 1825 der Entfcheidung Unferes Staatsminifteriums des Innern 
vorbehaltenen Ein» und Auswanderungs-, dann Rachfteuerfragen, gehen von 
dem Tage des Erfcheinens gegenwärtiger Berordnung anfangend in den ent» 
feidenden Wirkungskreis Unferer Kreidregierung, Kammer des Innern, zurüd, 

Irt. IL Eine berichtlihe Borlage hat in diefer Beziehfunng nur fortan 
Pat zu greifen: 

1. Im Falle ergriffener Berufung, und 

2, wenn die zweifelhafte Natur eines einzelnen Falles das in $. 65 Un⸗ 
ferer Allerhöchſten Verordnung vom 9, Dezember 1825 erwähnte Benehmen 
nöthig macht. 

Unfer Staatsminifterium des Innern iſt mit der Bekanntmachung und 
dem Vollzuge gegenwärtiger Verordnung beauftragt. 

München, den 6. Mai 1837. 


$. 55. Hierher gehört auch der Art, IV. der allerhöchſten Ver— 
ordnung vom A. Januar 1838, Amtsbl. Ma Il, p. 78, folgenden 
Inhalts : 

Nach vollzogener Wahl in einer Gemeinde wird unfere Regie- 
tung ded Kreifes Pfalz, Kammer des Innern, gemäß dem Art. 13 
des Gefebes vom 16. Thermidor X. (a. Auguft 1802) die Bürger: 
meifter und Adjunften aus den — des Gemeinderaths ernen⸗ 
nen und einweiſen. | 

— Die Abänderung des Art. 84 der allerhöchften Verordnung 
vom 17. Dezember. 1825, fiehe unten $. 226. 

— Die Competenz der Regierung binfichtlich des Gemeinde- und 
Stiftungsforftwefeng, ſiehe unten $. 186. 

9. Landfommiffariate, 
1. Band, p. 362. 

$. 56. Zufolge Verfügung der Königl. Regierung des Rhein⸗- 
kreiſes vom 1. April 1833, Amtsbl. A 19, p. 209, liegt es in ber 
Obliegenheit der Landkommiſſariate und nicht der Lokalbehörden, die 
Gewerbszeugniſſe zu Handelsreiſen in das Großherzogthum Heſſen und 
dad Königreich ‚Preußen auszuſtellen. 
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— Die Beftätigung der für Zwecke des Kultus, Unterrichtd und 
der Wohlthätigkeit gemachten Stiftungen betr., ſiehe oben. Kreisre: 
gierung $. 52. 

— Die Niederfchlagung ungiebiger Einnahmspofitionen von Ge— 
meindegefälfen, ftehe unten $. 206. 


$. 57. Zufolge Art, J. C. des Ausfcheidungsgefeges vom. 17. 
November 1837, Amtsbl, Ma 74, p. 595, gehört vom 1; Detober 
1837 an der Gefammt-Staatdaufwand auf die m... uns 
ter die Kreislaften. 

— Die Verbindlichkeit der Landfommiffariate hinfihtlih der Be: 
auffihtigung der in ihrem Amtsbezirke Tiegenden en fiche 4. 
Bud, $. 75. 


$. 58. Berfügung der Königl. Regierung der Pfelz vom 14. 
Juni 1842, Amtsbl. M 43, p. 385, die Competenz-Verhältniſſe be— 
züglich der Kuratel über die proteſtantiſchen Kirchenſchaffnereien in der 
Pfalz betr, | 

Art. 1. Die nach Inhalt des $. 7, Abf. 2, dann des $.8, Abſ. 2, fowie 
des $. 32 der Inftruktion über das Rechnungswefen der evangeliſchen Kultus: 
ftiftungen vom 8. Januar 1819 (Intelligenzbl. ©. 33), und der $. 2 und 3 
der diegfeitigen- Berfügung vom 25. November 1825 (Intelligenzbl. ©. 1257) 
bisher den Königl. Infpeftoraten resp, Defanaten übertragen geweſene Eom- 
petenz und die: benfelben- entfpreshenden Funklionen gehen vom Tage der Publi- 
fation dieſes an, auf die einfchlägigen Königl. Landfommiffariate über. 

Art. 2. Demgemäß werden die Königl, proteftantifchen Dekanate zu Berg* 
zabern, Eufel, Frankenthal, Germersheim, Lauterecken (dermalen zu Odenbad), 
DObermofchel, Pirmafens und Zweibrüden bezüglich auf die Verwaltung der, 
der unmittelbaren Nefpicienz unterfertigter Landesftelle vorbehaitenen Kirchen: 
fchaffneien fämmtliger, ihnen als Organen der Kurätel zeither übertragen ge 
wefenen Funktionen hiedurch enthoben und angewieſen, alle noch in ihrer Ber 
wahrung befindlichen‘, die, beregten Funktionen betreffenden amtlichen. Papiere 
und fonftigen Gegenftände unverzüglich gegen Empfangsbefgeinigung ben ein: 
fhlägigen Königl. Landkommiſſariaten zu übergeben. 

Art. 3. Die Königl. Landfommiffariate,. und zwar die zu Bergzabern, 
Pirmafens und Zweibrüden für die gleichnamigen Kirchenfchaffneien, das Kö— 
nigl. Landkommiſſariat Eufel für die Kirchenſchaffneien zu Eufel und Lauter: 
een, das Königl. Landtommiffariat Frankenthal für die Kirchenfchaffnei Grün’ 
ſtadt und die Kolfeftur Heidesheim, das Königl. Landfommiffariat Germers⸗ 
beim: für bie Kirchenſchaffnei Guttenberg, und das Königl. Landkommiſſariat 
Kicchheimbolanden für die Kirchenfchaffnei Obermoſchel — haben yon. nun an, 
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rüdfichtlich der Kuratel über die genannten Kirchenfchaffneien, die Mittelſtellen 
ganz in derfelben Weife zu vertreten, wie folches in Bezug auf die Kultugftife 
tungen derjenigen Gemeinden, deren Gemeinderechnungen bei unterfertigter 
Stelle revidirt und abgefchlofien worden, dur den $. 6 der oben angezogenen 
Infiruktion vom 8. Januar 1819 bereits angeordnet ift. 

Art, 4. Die Verwaltungs» Kommiffionen der vorftehend namentlich auf 
geführten Kirchenfchaffneien resp. Kollektur find angewiefen, vom Tage' der Ber- 
findigung diefes an, ſowohl die Rechnungen und Voranſchläge (Büdgets), als 
alle auf die ihnen obliegenden Berwaltungsgefchäfte bezügliden Berichte, An— 
träge und Gefuche durch die betreffenden Köpigl. Landfommiffariate an die un» 
tetfertigte Landesſtelle gelangen zu laſſen. 


— Die Aufhebung der Beſtimmung des $. 56 der Verordnung 
vom 17. Dezember 1825, die Formation und den Wirfengfreis der 
Kreisregierungen betr., binfihtlihd der Bewilligung zur ärztlichen 
Prarie, fiehe oben Kreisregierung, $. 51. 

— Die Competenz der Landfommiffariate bei Zwangsabtretung 
von Grundeigentbum für öffentlihe Zwecke, ſiehe Art. XXI. des Ge— 
kted vom 27. November 1837, im 4. Buch $. 79. 

10. Baubehpörden des Kreifes, 
1..Dand, pag. 370, 

. 59. Durch allerhöchſtes Reſeript vom 22. Juni 1831 wurde 
verordnet, daß die dermaligen Ingenieurbezirke wieder mit der früheren 
Benennung »Bauinfpektionen« bezeichnet werden ſollen, ſiehe Amtsbl. 
M 24 vom Jahre 1831, p. 166. 

F. 60. Inſtruktion über die VBeraffordirung der Sffentlichen Bau 


tn vom 29. April 1833, Negierungsblatt Ma 19, p. 393. 
Staats- Minifterium des Innern, 

Die von Seiner Königl. Majeſtät unterm 3. Aprild. 3. Allerhöchſt 
genehmigte Inſtruktion über die Verakkordirung ber öffentlichen 
Bauten im Königreihe Bayern wird hiemit zur allgemeinen Kennt- 
niß gebracht, und foll von dem Tage der Publifation an, bei den Verhand— 
lungen über die Verakkordirung ber Arbeiten zu öffentlichen Bauten, genau in 
Vollzug gefegt werden. Die darin enthaltenen Beftimmungen find allen folchen 
Verhandlungen als allgemein geltende Bedingungen zu Grunde.zu legen, und 
die Königl. Bau⸗ und Tofalpolizeibeamten haben über bie pünktliche Einhaltung 
berfelben zu wachen, 

München, am 29, April 1833. 


$. 1. Die öffentlihen Bauten, welche nah Maaß und Befchaffenheit ber 
Arbeit genau unterfucht und beurteilt werben können, follen in der Regel 
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öffentlich an die Mindeſtnehmenden verakkordirt werden. Hieher 
gehören: neue Straßen- und einfache Brückenbauten, Uferbeſchlächte von Stein 
und Holz, große und Heine Eivilgebäude, Dammarbeiten, die Erdarbeiten bei 
Kanälen und Durdftichen, hölzerne und fteinerne Durchlaß-Beſchlächte, Stüß-, 
Wand- und Geländerbauten, Hauptreparaturen an Brüden, Materiallieferuns 
gen zu Negiebauten aller Art, Lieferungen von Werkzeugen, endlich die gewöhn— 
lichen Reparaturen an Civilgebäuden nach den beftehenden Preisverzeichniflen. 
92% Ausgenommen hievon find, wenn nicht in befonderen Fällen anders 
beftimmt wird: die gewöhnlichen Unterhaltungsarbeiten an den Staatsftraßen, 
die Reparaturen an fomplicirten Brüden, die Einrammung ber Pfähle, bie 
Safhinenbauten, die Wehr- und Schleußenbauten, alle Waſſerſchöpfungsarbei— 
ten, endlich alle jene Reparaturen, welche fo unbedeutend find, daß fie nicht 
nach den beftehenden Preisverzeichniffen behandelt werden können. 

$. 3. Zu der Uebernahme öffentlicher Bauarbeiten können alle diejenigen 
Gewerbtreibenden zugelaffen werben, in deren Gefchicfichkeit und Rechtfchaffen- 
heit gegründetes Bertrauen gefeßt werden fann, welche den Erfolg ihrer Un— 
ternehmung zu verbürgen, und das Bermögen, ſich die nöthigen Borräthe 
anzufrhaffen, nachzumeifen im Stande find. Jedenfalls muß aber der Untere 
nehmer obrigfeitlich conceffionirt feyn, und fo ferne bei dem Gewerbe nicht 
ausdrüdlich die Meifterfchaft abgefhafft ift, das Meifterrerht in vorgefchriebener 
Weife erlangt haben. 

$: 4. Jeder Akkordant hat eine Kaution zu flellen, welche in einer, ven 
Berhältniffen und der Natur des Baues angemeffenen und bei der Berhand» 
lung jedesmal feftzufeßenden Summe befteht, die gehn Prozent des für ben 
Bau berechneten, oder des hierauf in Einem Jahre zu verwendenden Betrages 
erreichen muß, wenn nicht ganz einfache Bauten oder befondere Berhältniffe die 
Annahme eines geringeren Kautiondbetrages geftatten, 

8.5. Die Kaution wird geleiftet entweder a) durch Deponirung von 
baarem Gelde, Staatspapieren oder foldhen Privat» Obligationen, welde für 
den Betrag ber verlangteu Kaution hinlängliche hypothekariſche Sicherheit ge- 
währen, oder 

b) durch Beftellung einer folchen Hypothek auf eine Realität des Akkordan— 
ten, oder durch annehmbare Bürgen als Selbfizahler unter folidarifher Haf- 
fung, oder endlich 

c) bei einem anerkannt foliden und rechtfchaffenen Gewerbsmanne durch 
Zurüdlaffung des Kautionbetrages von der erſten Abfchlagszahlung auf gelie= 
ferle Materialien oder geleiftete Arbeit. 

96. Auf Verlangen des Königl. Baubeamten muß der Akfordant, wenn 
derfelbe noch Feine ähnliche Bauarbeit unter der Leitung eines Königl. Baube- 
amten zur Zufriebenpeit ausgeführt hat, bei der Beraffodirungsverhandlung 
einen Werkführer beftellen, welcher hinreichende Befähigung befibt. 

$. 7, Jeder Akkordant ohne Ausnahme hat Jemand aufzuftellen, welcher 
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in feinem Verhinderungs⸗ aber Todesfalle bei der Ausführung der übernomme⸗ 
nen Arbeit denfelben fo vertrete, daß Feine Operation durch feine Abweſenheit 
aufgeihoben oder aufgehoben werden muß. 

$.8. Jeder Alkkordant muß die übernommene Arbeit genau nach den auf 
fine Koften zu kopirenden Plänen, Baubeſchreibungen und ſpeziellen Bauvor⸗ 
fhriften ausführen, und darf von denfelben nur in dem Falle abweichen, wenn 
vie Ermächtigung dazu von dem Königl. Baubeamten fhriftlich gegeben 
wird, 

$. 9. Werden durch dieſe fhriftlihen Anordnungen Abänderungen 
im Bauplane verfügt, oder tritt eine Mehrung oder Minderung in ber Ver⸗ 


wvendung der Materialien ein, fo ift der Akkordant verbunden, benfelben Folge 


zu leiſen. Dagegen werben demfelben alle Leiftungen nach dem Ausmaaße 
und dem Preisverzeichniffe vergütet. Wegen eines etwa entgangenen Gewin⸗ 
ned, welchen die verfügte Abänderung zur Folge haben könnte, findet aber keine 
Vergütung flatt. 

$. 10, Beträgt diefe Bermehrung oder Berminderung über ein Fünftheil 
der Akkordſumme, fo fleht es dem Afkordanten frei, von feinem Aftorbe 
abjutreten, und es muß mit bemfelben nicht allein über die geleifteten Arbeiten 
und über die zum Baue bereiteten Materialien Rechnung gepflogen, fondern es 
müffen demſelben auch diejenigen erwiefenen und unvermeiblidhen 
Auslagen vergütet werben, welce derfelbe zum Behufe der Betreibung der 
übernommenen Arbeit befiritten hat. 

$. 11. Werden durch diefe Aenderungen Arbeiten oder Materialien gefor⸗ 
dert, welhe weder in dem beftehenden Preisverzeichniffe, noch in dem Koften- 
anfhlage enthalten find, fo werden die Preife für diefe Arbeiten vom Königl. 
Lanbeamten ausgefprochen und entweder durch gütlihe Mebereinkunft 
mit dem Akkordanten oder nach ſchiedsrichterlichem Ausfprucde dreier 
Sachverſtändigen, deren einen der Baubeamte, den andern der Alkordant, 
und den dritten die einfchlägliche Lokalpolizeibehörde zu benennen hat, feftgefeßt. 

$.12. Die Gewährzeit, während welcher der Akkordant für die Tüch— 
tigteit feiner Arbeit zu haften hat, wird in den fpeziellen Bedingungen für je— 
den einzelnen Bau, wit Rüdficht auf die Natur desfelben feftgefeßt, wo biefe 
it aber nicht ausdrücklich bedungen ift, endet dieſelbe ſechs Monate nad 
der formlichen Mebergabe und Uebernahme des Baues, 

$. 13. Wenn die Berwaltung die veraftordirte Bauarbeit — irgend 
einer Urſache für immer einſtellt, fo muß der Aftorbant nach $. 10 behan- 
delt werden, und haftet blos während der flipulirten Gewährzeit für die Tüch— 
figfeit feiner Arbeit. Wird aber ein Bau ohne Schuld und Beranlaffung des 
Alordanten nur zeitlich eingefteltt, fo find demfelben die gefertigten Ar« 
beiten nach Akkord und nach Ablauf der Gewäprzeit zu bezahlen, die bereiteten 
und tauglich gefundenen Materialien aber aufzunehmen, und nach den Preifen 
iu berechnen, Bon der fih ergebenden Summe find dem Aftordanten bis zum 
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Wiederanfange des Baues die Verzugszinſen zu vier Prozent, und wenn 
demſelben die Haftung für dieſelben übertragen wird, zu ſechs Prozent zu 
vergüten. 
| $. 14. Die gewöhnlihen Unterhaltungsarbeiten nach ber Hebernahme Des 
Bauobjektes bis zum Ablaufe der Gemwährzeit fallen dem Staatsärar zur Lafl, 
und werden biefelben dem Aftordanten, welcher diefes nicht verweigern kann, 
übertragen, fo werben bei der Berechnung derfelben die Aktordpreife zu Grunde 
gelegt, nach welchen der Bau ausgeführt wurde, 

$, 15. Wenn der Akkordant die übernommene Arbeit zur feftgefeßten Zeit 
nicht beginnt, und ein unüberfteiglihes, nit von ihm herrühren- 
des Hinderniß nicht nachweifen kann, fo wird biefelbe nach Ablauf eines 
Termines von 14 Tagen auf feine Koften und Haftung wieder verafforbirt werben. 

$. 16. Der Akkordant ift verbunden, bie übernommene Bauarbeit mit 
allem Fleiße und Eifer zu betreiben. Zeigt fich derſelbe hiebei faum- 
felig, das heißt, ift die Anrichtung desfelben in Förderung der Materialien fo- 
wohl, als der Arbeit fo befchaffen, daß dabei das zeitwelfe Fortfchreiten, und 
demnach die Bollenbung der übernommenen Bauarbeit in der feftgefeßten Zeit 
nicht erwartet werden kann, fo ift der Königl. Baubeamte berechtigt und ver- 

pfflichtet, an den Akkordanten eine fehriftliche Mahnung ergehen zu Taffen, und, 

im Falle diefe fruchtlos bleibt, ihm die erforderlihen Maafnahmen vorzuzeich- 
nen. Erhebt der Aftordant binnen 48 Stunden feinen Widerſpruch und be» 
achtet die vorgefchriebenen Maaßregeln nicht, fo hat die Königl. Kreigregierung 
ihn aus feinem Akkorde in der Art zu feßen, daß auf feine Wag und Gefahr 
die noch herzuftellende Arbeit unverzüglich an einen andern Akkordanten ver- 
geben wird. Im Falle eines Widerfpruches aber werden nach $. 11 drei Sach— 
verftändige berufen, welche fchiedsrichterlich entfcheiden, ob die vom Baubeamten 
vorgefchriebenen Maafregeln, oder welche anderen erforderlich feyen, um die 
Vollendung des Baues in der ftipulirten Art und Zeit zu fihernz diefe Ent- 
ſcheidung ift für den Aftordanten bindend, und die Nichtbeachtung berfefben 
dat zur Folge, daß er von der Köntgl. Kreisregierung in der vorigen Weife 
außer Akkord gefeßt wird, 

$. 17. Bird die verafforbirte Bauarbeit an dem feftgefebten Tage aus 
Berfohulden des’ Akkordanten nicht fertig, fo wird von der Königl. Kreisregier 
rung ein Abzug von fünf bis zwanzig Prozent der Afforbfumme, 
fowie foldhes va Maaßgabe des Umfanges der Arbeit und mit Berüdfich- 
tigung der örtlichen Berhältniffe in das Bedingungspeft ausdrücklich aufgenom⸗ 
men wurde, verfügt. 

$. 18. Wenn bei einem Bau die Lieferung der Materialien abgefonbert 
von ber Berarbeitung derſelben veraffordirt wird, fo haftet für allen Schaden 
und Nachtheil derjenige, welcher die Arbeit in Alkorb genommen bat, weil 
es deſſen Pflicht ift, die nicht in kontraftmäßig guter Qualität ns Mar 
terialien vor ihrer Verarbeitung auszuftoßen, 


IR 
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$, 19, Bei Bauten, welche nach den verſchiedenen Gewerben an verſchie⸗ 
dene Alkordanten vergeben werben, haftet jeder einzelne Akkordant, ‚deffen Leis 
Aung nicht für meifterhaft und annehmbar anerkannt wird, nicht nur dem 
Staatsärar, fondern aud den übrigen Alforbanten für allen daraus entfiehen- 
den Nachtheil. 

$. 20. Der Akkordant hat durchaus feine Scabloshaltung für Verluſt 
vurh Entwendung, für die wegen Mangel an Borficht entflandenen Beſchä⸗— 
digungen, noch für fehlecht überlegte und mißglüdte Berfuche zu fordern. Da- 
gegen tk der innerhalb 24 Stunden angezeigte und erweisiihe Scha— 
den, welcher an ber 'veraftorbirten Bauarbeit durch außerordentlihe Elemen« 
tareEreigniffe, oder in Folge unbekannter, nicht vorherzuſehender Lokalverhält⸗ 
nife verurfacht wird, und durch gehörige Vorſichts-Maaßregeln und ftete Warh- 
ſamkeit nicht verhütet werden Fonnte, von dem Königl. Baubeamten aufzuneh- 
men, nach dem Preisverzeichniffe zu berechnen und das hierüber aufgenommene, 
von beiden Theilen gefertigte Protokoll der Königl. Kreisregierung vorzulegen, 
welche nach gepflogener Revifion den Entfhädigungsbetrag beftlimmen 
wird, 

$, 21. Der Alkordant oder deffen Werkführer muß in der Regel während 
der gemöhnlichen Arbeitsftunden flets auf dem Bauplaße gegenwärtig ſeyn, 
und ben Baubeamten bei feinen Befichtigungen auf Berlangen begleiten. Fin— 
det der Letztere, daß der Bau, oder ein Theil desfelben gegen den Plan, ober 
gegen die Borfehrift im Bedingungspefte, welches jedem Anfhlage beigelegt, 
und in das Akkordsprotofofl aufgenommen werden muß, oder gegen bie Negeln 
vr Kunſt ausgeführt wird, fo bat derfelbe die Abänderung fogleih mit dem 
Zufaße anzuordnen, daß weder die fehlerhafte, noch die auf diefelbe fortgefehte 
Arbeit bei der definitiven Aufnahme in Anrechnung gebracht werden wird, worü- 
ber bei Gegenftänden von größerem Belange ein Protokoll aufzunehmen ift. 

22. Alle Materialien müflen die. im Koftenanfchlage vorgeſchriebenen 
Dimenfionen haben, find diefelben flärker und es entfleht dadurch weder ein 
Shaden, noch ein Mißſtand, fo kann der Akkordant feinen höhern Werth da— 
für verlangen; find dieſelben aber ſchwächer, der Solidität des Baues aber 
uhäplich, fo muß fich der Akkordant eine Preisverminderung nach Beflimmung 
des K. Baubeamten gefallen laſſen, oder die fo verarbeiteten Materialien nad 
ber Borfiprift auswechfeln. 

$. 23. Iſt ein Bau ganz ober theilweife i in Akkord gegeben, und es fin« 
den fih nach der vorgenommenen Beraffordirnngs-Berhandlung alte oder neue 
Noterialien vor, deren Verwendung zu dem fraglichen Bau von der Behörde 
angeorbnet wird, fo muß der Akkordant, wenn er gegen bie Qualität berfelben 
nichts einwenden Kann, diefelben verarbeiten, und empfängt hiefür blos ben 
bedungenen Preis. für die Verarbeitung unbefchadet der Entfhädigungs + An« 
hrüge für die ſchon vorher erweislich angefchafften Borräthe. 

$. M. Da durch das bei Staatsbauten. eingeführte VBeraklorbirungsfpftem 
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die freie Eoncurrenz gefdidter und verläffiger Gemwerbsleute 
unter jenen nöthigen Vorbehalten, welche das Intereffe des Staatsärars und 
die Solidität der. Arbeiten unerläßlich machen, möglich befördert und gefichert 
werden foll, ohne fih dadurch dem in der Regel als nachtheilig anerkannten 
Entreprife-Spftem irgend annähern zu wollen — ba es ferner dur die Er- 
fahrung erwiefen ift, daß eine jede der bei Bauten vorkommenden Arbeiten am 
beßten und billigen von dem betreffenden Gewerbsmanne geliefert werden 
fann, — endlich da es die wohlgemeinte Abficht der Staatsregierung ift, daß 
der durch folche Arbeiten jedem Gewerbsmanne entfiehende Bortheil demſelben 
auch ungefchmälert zufließe, fo wird beftimmt, daß die Arbeiten zu allen öffent 
lichen Bauten flets, fo viel als möglich, nur innerhalb der geſetzlichen 
und verordnungsmäßigen Befugniffe der verfhiedenen Ge- 
werbe (ald Maurer-, Zimmermanng-, Schloſſer⸗, Schreiner» u. ſ. w. Arbeit 
einſchließlich des dazu gehörigen Materials) beſonders in. Akkord gege— 
ben und die Angebote nach dieſer Ausſcheidung angenommen werden ſollen. 

$. 25. Iſt jedoch der Königl. Baubeamte bei einem Neubau durch bie 
befondere Befchaffenheit desfelben, oder ‚Durch die fpeziellen dabei obmwaltenden 
Berhältniffe veranlaßt, die Beratlordirung im Ganzen für vortheilpafter 
zu erklären, fo ift dies der Königl. Kreisregierung anzuzeigen, welche nad Be⸗ 
fund der Umftände die Autorifation hiezu bei dem Königl. Staats-Minifterium 
des Innern nachzuſuchen hat. 

$. 26. Die Beraffordirung der Arbeiten bei öffentlichen Bauten geſchieht 

a) entweder durch Öffentlihe Berfleigerung-vor der fommittirten 
Lofalpofizeibehörde, im Beifeyn des Königl, Baubeamten, mittelft Aufrufes 
mündlich zu Protokoll, 

b) oder durch fchriftlihe Anerbietungen (Soumiffions-) verläffiger 
von dem Königl. Baubeamten biezu aufgeforderter Gewerbsleute. 

$. 27. Dem Königl. Daubeamten ift — jene Fälle ausgenommen, wo 
das Königl, Staatsminifterium oder die Königl. Kreisregierung anders verfü- 
gen werden — bei jedem Bau die Wahl der einen oder der andern der 
im vorigen $. fegefegten Verakkordirungsarten überlaffen. 

$. 28, Wenn die Arbeiten zu öffentlichen Bauten in dem, namentlich bei 
Civilbauten fehr vortheilhaften Wege der fhriftlihen Anerbietungen 
(Soumiffiong-) veraffordbirt werden, fo feßt der Baubeamte alle diejenigen 
Gewerbsmänner, welche er in Bezug auf Geſchicklichkeit und Rechtlichkeit für 
geeignet hält, und deren es wenigfteng vier feyn müffen, von dem 
fraglichen Bau in Kenntniß, theilt ihnen die Pläne, Preisverzeichniffe, Anfchläge 
und das Bebingnißpeft mit, und fordert fie auf, ihre Anerbietungen ſchriftlich 
und verſchloſſen bis zu einem beflimmten Zage, unter der Auffchrift: „Anerbie 
ten für den N.Bau“ bei der hiezu kommittirten Lokalpolizeibehörde einzu 
reichen. 


Am beftimmten Tage tritt eine Kommiffion, befiepend aus dem Königl. 
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Bau- und dem Lokalpolizeibeamten zufammen, welche die eingereichten Aner- 
betungen eröffnet, und bdiefelben mit ipren allenfallfigen Bemerkungen zufam- 
menfellen laͤßt. 

Das darüber abgehaltene Protololl wird ſodann der Königl. Kreisregierung 
rorgelegt, und dieſe hat unbedingt den Mindeſtfordernden als 
Allordanten anzuerkennen; doch ſteht es dem Baubeamten frei, vor ber 
Borlage der Verhandlungen an die Kreisregierung anf dem Wege ber Privat⸗ 
unterbandlung noch eine Minderung bes mindeften Angebotes zu verfuchen, über 
welde Berhandlung jedoch ebenfalls ein ——— wie oben, abgehalten wer⸗ 
den muß. 

4. 29. Bei Verakkordirung der Arbeiten zu öffentlichen Bauten mittelſt 
Berfeigerung wird der Berhandlungstag, fowie der Ort und die Behörbe, 
wo und wann die Pläne, Preisverzeichnifie,. Anfıhläge und das Bebingnißpeft, 
melhes die fpegiellen Borfchriften zur Ausführung des Baues und den Kau⸗ 
tiondbetrag enthält, zuvor durch die geeigneten öffentlichen Blätter bekannt 
grmact, 

Am Berfleigerungstage ſelbſt wird bie Dualififation der anweſeuden Stei⸗ 
gerer gehörig unterſucht, das Bedingungsheft abgelefen, vom Baubeamten die 
geforderte Erläuterung über Plan, Preife und Konftruktion ertheilt, und dies 
Ars im Protokoll ausdrücklich bemerkt, mebft der Zeit des Anfanges und des 
Shlufes der wirklihen Steigerungs - Verhandlung, welche nicht länger als 
drei Stunden dauern darf. 

Die Genehmigung des Refultates der BVerfteigerung bleibt der Königl. 
Sreisregierung vorbehalten; ift diefelbe aber dur das Kommifforium dem 
Königl, Baubeamten übertragen, fo wirb diefelbe dem Protofolle gleich zuge⸗ 
feht und dem Akkordanten auf feine Koften eine Abfıhrift des Protokolls ge⸗ 
geben. Eine beglaubigte Abſchrift vom Protokolle und allen Beilagen erhält 
der Baubeamte, um diefelbe der Königl. Kreisregierung mit feinem Gutachten 
vorzulegen, die Unterfchrift aber bleibt ſtets als eine öffentliche Urkunde im 
Berwahre dee Lokalpolizeibehörde. 

$. 30. Für die im $. 1 diefer Inſtruktion erwähnten Reparaturen an 
lidil⸗Staatsgebãuden follen, fopiel wie möglih, alle in einem beftimm- 
tn Diſtrikte vorfommenden Arbeiten nah dem Duadrat- und Kubikfuße 
oder nach dem Gewichte ꝛc., kurz nad einem als Einheit geltenden Maaße in 
ein Berzeichniß gebracht, und auf den Grund des angefertigten Preisverzeich- 
riſes auf die Dauer von drei Jahren verafforbirt werben. 

Bäprend diefer Zeit kann es fih daher nur um das Maafi der zu fertigen- 
den Arbeit, aber nicht mehr. um ben Preis berfelben und um ben zur Ausfüh- 
tung ju rufenden Gewerbsmann handeln, fondern Preis und Aftorbant bleiben, 
nad erfolgter Genehmigung der Beraffordirung, für diefe brei Jahre beftimmt, 
ed mögen nun viele oder wenige Arbeiten angeorbnet werben. 

5.31. Der Altorbant erhält während bes Baues ober bei den im $. 30 
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erwähnten Reparaturen während des Jahres, auf die vom Königl. Baubeam— 
ten Tontrafignirten Snterimsfcheine, Abfchlagszahlungen, welche — un- 
ter ber perfönlihen Haftung dieſes Letztern — zwei Drittheile des 
Werthes der vorhandenen Materialien oder der geleifteten Arbeit nie und in 
feinem Falle überfteigen dürfen. 

§. 32. Die definitive Aufnahme eines Baues oder ber veraftorbir- 
ten Reparaturen wird erft nach der gänzlichen Bollendung oder bei dem Ab— 
laufe des Etatsfahres von dem Baubeamten, mit Zuziehfung des Afkordanten 
und mit Benübung des vom Bauführer geführten Tagebuchs, in der Art vor 
genommen, „daß der Bau in Hinficht feiner plan- und afforbmäßigen meifter- 
„haften Ausführung genau unterfucht, die tüchtig . hergefteftellte Arbeit ausge: 
„meſſen und’ diefes Ausmaaß auf Ort und Stelle richtig eingefchrieben wird.“ 

$, 33. Auf den Grund dieſer Aefnahne wird eine Berechnung auf— 
geſtellt, welche 

a) die Maſſe der Arbeit nach dem Ausmaaße, 

b) den hiernach ſich abwerfenden Betrag nach dent Preisverzeichniſſe, und 

c) den geſammten Aufwand für alle Baumbelien nah Maafgabe ver al» 
tordirten Angebote darftellt, 

Bon bdiefer Summe werden nun die Abfchlagszahlungen abgezogen, bie 
Reftforderung des Akforbanten richtig geftellt, dann am Schluffe die meifter- 
bafte Ausführung der Bauarbeiten und die Richtigkeit der Berechnung durch 
die Unterfhriften des Königl. Daubeamten und des Afforbanten, welcher bier- 
von eine Abfchrift erhält, anerkannt, 

$. 34. Die Königl. Kreisregierung, welcher nun alle Belege mit den ur- 
ſchriftlichen Verhandlungen vorgelegt werben, Läßt diefelben in technifcher und 
taltulatorifcher Hinficht prüfen, verfügt die Reſtzahl nung an den Akkordanten 
und ermächtigt, nach Ablauf der flipulirten Gemwährzeit, die betreffende Be 
hörde zur Auflöfung der bedungenen Kaution. 

6. 35. Berweigert der Afforbant die Unterſchrift der von — Königl. 
Baubeamien nach $.:33 aufgeſtellten Berechnung, fo muß derſelbe — unter 
dem kontraktmäßigen feſtgeſetzten Präjudiz des Ausſchluſſes — binnen 14 Ta— 
gen nach der Präſentation dieſer Berechnung ſeine ausführlichen Erinnerungen 
und Gegenbemerkungen bei der einſchlägigen Königl. Kreisregierung anbringen, 
welche den Königl. Kreisbaurath nach der Beſchaffenheit der Sache entweder 
mit einer wiederholten Revifion der Berechnung beauftragt, oder ihn zur Uns 
terfuhung auf die Bauftelle aborbnet, und den Allordanten zur Vehmopuung 
diefer wiederholten Unterfuhung vorladet. 

$. 36. Nach gepflogener Unterfuhung oder Nevifion, und nach. erftattetem 
Bortrage des Kreisbauraths faßt die Königl. Regierung Kollegtalbefhluf 
über die vom Akkordanten erhobene Reklamation, unter Vorbehalt u. Rekur⸗ 
ſes an das Königl. Staatsminiſterium des Innern. 
$.37. Im Falle des Rekurſes darf der Akkordant an feiner liquidirten 
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Forderung nicht vertürgt oder deren Ausbezahlung zurüdbehalten werben, fons 
dern blog die Anweifung des Betrages der Differenz zwiſchen ber Be 
rehnung des Baubeamten und ber Forderung des Akkordanten bleibt: bie 
zum Austrage der Sache verſchoben. 

$. 38. Alle Differenzen, welche zwifchen den Baubeamten und den Affor- 
danten fich erheben könnten, und welche in den Beſtimmungen der gegenwärti- 
gen Inſtruktion nicht vorgefehen find, und darnach entfchieden werben können, 
tollen nach dem im $. 11 vorgefchriebenen fhiedsrihterlihen Verfahren 
behandelt werben. Die Entſcheidung darüber flieht der einfchlägigen Königl. 
Kreisregierung zu, und dem Affordanten bleibt die Berufung zum Königl. 
Staatöminifterium des Innern vorbehalten. 


$. 61 a. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes 
vom 29, Mai 1835, Amtsbl, M 25, p. 277, die Entwürfe zu neuen 
dandbauten betr. 

Damit bei Entwürfen zu neuen Landbauten die Genehmignng derfelben 
rechtzeiig erfolgen kann und die bisherigen Verzögerungen in dergleichen Bau— 
angelegenheiten zum Nachtheile tüchtiger Bauführung wegfallen, wurde durch 
hihfte Minifterial- Entfchließfung vom 31. März d. J. unter andern folgende 
Befimmung ertheilt: 

„Ale Pläne zu neuen Landgebäuden, welche nach ber Verordnung vom 
6. Auguft 1829 alerhöchfter Sanktion unterfiellt werden müffen, follen in Zus 
tunft inden Monaten September bis Februar vorgelegt werben, fo 
daß diefelben mit der allerhöchften Genehmigung verfehen, vor Anfang ber 
Bauzeit den Lokalbehörden ausgehändiget werden können. Nur bei dringenden 
und unsorhergefehenen Fällen und befonderen Beranlaffungen, die jedoch jedes— 
mal gehörig zu motiviren find, kann von biefer Regel abgewichen werben.“ 

Indem man diefe Beſtimmungen zur genauen Darnachachtung befannt 
macht, wird zugleich die Verfügung vom 31. Auguft 1832, As 17382 K., Kome 
munal» und Stiftungsbauten befr., in Erinnerung gebracht. 

$. 61 b. Allerhöchfte Verordnung vom 3. Detober 1836, Amtsbl. 
M 52, p. 541, die Borbedingungen zum BEWERTEN betr., ift 
aufgehoben, fiehe unten $. 66. 

$. 62 a. Königl, Verordnung vom 39, —— 1836, Amtsbl. 
M 2 vom Jahre 1837, p. 16, die a im. Bes 
ride des Staatsbaudienftes betr. 

Ludwig, 8 | 

In der Abficht, dem Staatsbaumwefen eine möglichft einfache, Tebendige Be- 
handlung gefichert, das Bauperfonal nicht ohne Noth an den Schreibtiſch ge- 
fefelt, namentlich aber: ven baulichen Unterfaltsarbeiten: jene Raſchheit ver 
Anordnungen und bed Vollzuges zugewendet zu wiffen, welche allein den Ueber⸗ 
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gang Heiner Baugebrechen in namhafte Bauſchäden, und das nutzloſe Anwach⸗ 
ſen der Ausgaben zu hindern vermag, haben Wir beſchloſſen, und verordnen, 
was folgt: 

1. Die Vorlage nnd Genehmigung der jährlichen Neubauetate richtet ſich 
auch fortan nah Unferer allerhöchften Berorbnung vom 14. Februar 1830. 

II. Die Land» ſowohl, als die Waſſer- und Straßenbauslinterhaltungsetate 
werben jährlich von Unferen Kreisregierungen, Kammern des Innern, fireng 
innerhalb der anf die Kreife entfprechend zu vertheilenden büdgetmäßigen Ge- 
fammtfumme, und unter genauer Beobachtung der $$. 75, 76, 77, 78 und 79 
Unferer allerhöchſten Verordnung vom 26. Dezember 1825, Regierungsblatt 
Jahrgang 1825, AH 2, ©. 35 u. f. (Amts und Intelligenzblatt des Rheinkrei⸗ 
fe, Jahrgang 1826, ©. 213 ff.), fefgefegt, und in der Art bemeffen, daß ne- 
ben den durch $.84 Unſerer obenerwähnten Verordnung gebotenen allgemei- 
nen Kreisrefervefonden auch jeder Bauinfpektion ein angemeffener Betrag zu 
augenblicklicher Wendung Heiner dringlicher Baufälle verfügbar geftellt werde. 

IH. Eine vorgängige Genehmigungserholung greift nur für den Fall ob» 
waltender Etatskuratelbeanftandungen und auch dann nur bezüglich der beari- 
ftandeten Poften flatt. 

IV. Die durch Ziff. VI. 6. Unferer allerhöchften Berorbnung vom 14. 
Februar 1830 angeorbnete, jährlih auf fämmtliche Kreife der Monardie fich 
erfireefenden Infpektiongreifen der Oberbauräthe und des Oberingenieurs has 
ben von nun an in ber Art ftattzufinden, daß das infpiztrende Mitglied 
der oberftien Baubehörde bei feiner Ankunft in der Kreishauptftadt vor allem 
im Benehmen mit dem Kreisbaurathe von den feftgefeßten Unterhaltsetats ge— 
naue Kenntniß nehme, fofort mit der allgemeinen Infpizirung fämmtlicher 
Inſpektionsbezirke auch die genaue Viſitation eines folchen Bezirkes verbinde, 
und endlich nach vollendeter Infpektion mit dem Kreisbaurathe und fämmtlichen 
Beztrköingenieuren unter Borfiße Unferes Generallommiffärs und Regierungs- 
präfidenten zufammentrete, daſelbſt feine Bemerfungen und Bemänglungen 
rückhaltslos entwidle, die Gegenbemerfungen der Baubeamten entgegennehme 
und erörtere, und bei feiner Rüdkunft flatt den bisherigen umfaflenden, zu 
sahllofen Schreibereien Anlaß gebenden Berichten das mit den Erinnerungen 
des Generallommiffärs und Regierungspräfidenten, verfehene, iedes Für und 
Wider enthaltende, einfach-tabellarifhe Zufammentrittsprotofol zur Borlage 
bringe. 

V. Unfer Staatsminifterium des Innern wird biefen Unferen allerhöch— 
fien Befchlüffen gemäß das weiter Geeignete ungefäumt verfügen, und die von 
Uns begründete wefentlihe Gefchäftsvereinfahung noch vor Beginne der 
Dauzeit 18?%, auf alle Einzelnheiten des Baubienfies übertragen. 

Unfere Kreisregierungen ihrerfeitS werden dem ihnen geworbenen neuen 
Beweiſe Königlichen Bertrauens durch verdoppelte Sorgfalt in Behandlung 
dieſes wichtigen Dienftzweiges zu entfprechen, und ihre Wirfgmteit ſowohl, als 
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jene der Baubehörben fletd auf dem Höhepunkte der dem erweiterten Wirkungs⸗ 
freife entfprecdenden erweiterten Berantwortlichkeit zu erhalten wiffen, 

Münden, den 29. Dezember 1836. 

F. 62 b. Hierher gehört auch Art. I. D. M 5 des Ausfchei- 
dungögefeßed vom 17. November 1837, Amtsbl. M 74, p. 595. 

„Nachftehende Ausgaben nehmen, vom 1. October 1837 anfangend, die 
Natur nothwendiger, gefetlich auf die Kreife hingewieſener Laſten an: 

D. 5. Der Gefammt-Staatsaufwand auf die Bauverwaltung des Kreifeg, 
auf den Unterhalt der Landbauten, der Straßen und Brüden, mit Ausfchluß 
des gefammten Waflerbaues, dagegen im Rheinfreife mit Einfchluß des bishe- 
figen Unterhalts der Rheindamm- und Bezirtswegbauten, und in allen von 
1 bis 5 aufgeführten Fällen mit Nüdficht auf Art. IX. des gegemmwärtigen 
Geſetzes.“ 

F. 63. Königl. allerhöchſte Entſchließung vom 12. Maͤrz 1838, 
Amtsbl. M 19, p. 128, die Bildung der, Bauinſpektionsbezirke nach 
der neuen Eintheilung des Königreichs betr, 


Ludwig, 8 

Bir Haben im Berfolge Unferer allerhöchflen Verordnung vom 29. No⸗ 
vember v. J., die Einteilung des Königreiches Bayern betr., eine veränderte 
Bildung der bisherigen Bauinfpektionsbezirke befchloffen, und genehmigen hier- 
nad die Fünftige Eintheilung diefer Infpektionsbezirfe in ber Art, wie ſolche 
in dem anliegenden Berzeichniffe aufgeführt find. 

Diefe Unfere allerhöcfte Beftimmung hat mit dem 1. April d. J. in 
Virkſamkeit zu treten. 

Unfer Minifterlum des Innern ift mit dem Vollzuge gegenwärtiger Ent- 
fhließung und deren Bekanntmachung durch: das Negterungsblait beauftragt. 

Münden, den 12. März 1838. 

I. Oberbayern, hat 6 Bauinfpektionen. 

1. Infpeftion München I, mit den Landgerichten: Au, München, Starn⸗ 
berg, Wolfrathshauſen, Tölz und Bruck. 

2. Snfpeltion München II., mit ven Landgerichten: Münden, Dachau’ 
Freiſing, Moosburg und Erbing. 

3. Snfpettion Ingolftadt, mit ven Landgerichten: Pfaffenhofen, Ingol- 
fadt, Aichach, Rain, Schrobenhaufen und Friedberg. 

4, Snfpeltion Weilheim, mit den Landgerichten: Landsberg Weilheim, 
Schongau und Werdenfels. 

5. Inſpektion Roſenheim, mit den Landgerichten: Roſenheim, Miesbach, 
Tegernſee, Waſſerburg, Ebersberg und Mühldorf, dann dem Herrſchaftsgerichte 
Prien, 


6. Infpektion Reihenpall, mit den Landgerichten Berchtesgaden, Rei⸗ 
qenhall, — Troſtberg, Laufen, Tittmoning, Burghauſen und Altötting, 
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II. Niederbayern, hat 4 Bauinfpektionen. 

1. Inſpektion Paffau, mit den Landgerichten: — Paſſau, Sim⸗ 
bach, Vilshofen, Wegſcheid und Wolfſtein. 

2. Inſpektion Landshut, mit den Landgerichten: Abensberg, Kellheim, 
Landshut, Pfaffenberg und Vilsbiburg und dem Herrſchaftsgerichte Zaizkofen. 

3. Inſpeltion Straubing, mit den Landgerichten: Eggenfelden, Lan— 
dau, Mitterfels, Pfarrkirchen und Straubing. 

4. Snfpeltion Deggendorf, mit den Landgerichten Deggendorf, Gra- 
fenau, Kößting, Regen und Viechtach. 

II. Die Pfalz, hat 3 Bauinfpektionen. 

1. Snfpeltion Speyer, mit den Landfommiffariaten Frankenthal, Ger⸗ 
mersheim, Landbau, Neuſtadt und Speyer. 

2. Inſpektion Kaiferslautern, mit ben Sandkommiffariaten: Cuſel 
Kaiſerslautern und Kirchheimbolanden. 

3. Inſpektion Zweibrückeu, mit den Landkommiſſariaten: Homburg, 
Bergzabern, Pirmafens und Zweibrüden. 

IV. Oberpfalz und Regensburg, hat 3 Bauinſpektionen. 

1. Snfpektion Regensburg, mit den Landgerichten: Hemau, Regenftauf, 
Niedendburg, Roding und Stadtamhof, dann dem Herrfchaftsgerichte Wörth. 

2. Znfpeltion Amberg, mit den Landgerichten:; Amberg, Burglengenfeld, 
Eſchenbach, Neumarkt, Parsberg, Pfaffenhofen, Sulzbach und Hilpoltftein. 

3. Inſpektion Weiden, mit den Landgerihten: Cham, Kemnatp, Neun- 
burg vorm Wald, Neuftabt an der Waldnaab, Tirſchenreuth, Vohenſtrauß, 
Waldmünchen, Waldfaffen und Naabburg. | 

V. Oberfranken, hat 3 Bauinfpektionen. 

1. Snfpeltion Bayreuth, mit den Landgerichten: Bayreuth, Culmbach, 
Gefrees, Gräfenberg, Hollfeld, Pegnig, Pottenftein, Weidenberg und Weis- 
main, dann den Herrfihaftsgerichten Thurnau und Outtenberg. 

2. Infpeftion Bamberg, mit den Yandgerichten Bamberg L, Bamberg IL., 
Burgebrach, Ebermannftadt, Forchheim, Herzogenaurach, Höchftadt und Fichten 
fels, Scheßliß und Seßlach, dann den Herrfhaftsgerichten Banz und Tambach. 

3. Infpektion Hof, mit den Landgerihten: Hof, Kirchenlamiß, Kronach, 
Lauenftein in Ludwigsftadt, Münchberg, Naila, Rehau, Selb, Stadtſteinach, 
Teufcehnig und Wunfiedel, dann dem Herrfchaftsgerichte Mittwitz. | 

j VI. Mittelfranten, hat 4 Bauinfpektionen. 

1. Infpeltion Ansbach, mit den Landgerichten: Ansbach, Dinkelsbüpt, 
Feuchtwang, Heilsbronn, Herrieden, Leutershaufen und Waſſertrüdingen. 

2. Infpeltion Nürnberg, mit den Landgerichten: Altvorf, Cadolzburg, 
Erlangen, Hersbrud, Lauf, Nürnberg und Schwabach. 

3. Infpektion Eihftädt, mit den Landgerichten: Beilngries, Eichſtädt, 
Greding, Gungenpaufen, Heidenheim, Kipfenberg, Weiffenburg und Ben 
dann den Derrfchaftsgerichten Ellingen und Pappenheim. 
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4. Inſpeklion Windspeim, mit ben Landgerichten Markt Bibart, Markt 
Erlbach, Neuftadt a. A., Rothenburg, Uffenheim und Windsheim, dann den 
Serrfihaftsgerichten Bargpaslan, Markt Einersheint, ——— Markt 
Sceinfeld und Schillingsfürſt | 

VI Unterfranten und Afdhaffenburg, hat 4 — 

1. Inſpektion Würzburg, mit den Landgerichten: Arnſtein, Deitelbach, 
Gemünden, Homburg, Karlſtadt, Kitzingen, Markt Steft, Ochſenfurt, Röttin- 
gen, Werneck, Würzburg rechts und Würzburg links des Mains, dann den 
derrſchaftsgerichten Marktbreit, Remlingen und Sommerhauſen. 

2. Inſpektion Schweinfurt, mit den Landgerichten: Ebern, Eltmann, 
Geroighofen, Gleusdorf, Haßfurt, Hofheim, Königshofen, Schweinfurt und 
volkach, dann den Herrfchaftsgerichten Rüdenhauſen, Wieſentheid und Sulzheim. 

3. Infpeftion Afchaffenburg, mit ven Landgerichten: Alzenau, Afchaf- 
fendurg, Klingenberg, Lohr, Obernburg, Orb und Rothenburg, dann den Herr⸗ 
ſchaftsgerichten — Kleinheubach, Kreutzwertheim, Miltenberg und Ro⸗ 
thenfels. 

4. Sufpektien Münnerftadt, mit den Bandgerichten : Biſchofsheim 
Brückenau, Euerdorf, Hammelburg, Hilders, Kiſſingen, Mellerichſtadt, Münner⸗ 
fladt, Neuſtadt an der. Saale und Wephers, dann dem Herrſchaftsgerichte Gers⸗ 
feld und den: herrſchaftlichen Kommiſſariate Tann. 

VIII. Schwaben und Neuburg, hat 5 Bauinſpektionen. 

1. Infpeltion Augsburg, mit ben Landgerichten: Göggingen nebſt der 
Stadt Augsburg, Schwabmünchen, Zusmarshauſen, Ursberg und Wertingen, 
dann den Herrſchaftsgerichten Edelſtetten, Nordendorf und Reuburg an der 
Sammel, 

2. Infpeltion Mindelheim, mit ben Landgerihten: Mindelheim nebft 
der Stadt Memmingen, Dttobeuern, Türkheim, Buchloe, Kaufbeuern und Ober⸗ 
dorf, nebſt den Herrfchaftsgerichten Babenhaufen und Buxheim. 

3. Snfpeftion Kempten, mit den Landgerichten: Füſſen, Lindau, Weiler, 
Immenftadt, Sonthofen, Kempten, Obergüngburg und Grönenbad. 

4. Snfpeltion Dillingen, mit den Landgerichten: Günzburg, Burgau, 
Dillingen, Lauingen, Höchſtädt, Illertiffen und Roggenburg, dann dem Herr⸗ 
Maftsgerichte. Weiffenporn. 

5. Snfpeftion Donau wörth, mit den Fandgerichten: Neuburg, Donau- 
wirt, Wemding, Monheim und Nördlingen, dann den Herrfchaftsgerichten 
Biffingen, Harburg, Mönchsroih, Dettingen und Ballerftein, 


$. 64. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 27. Drtober 1838, 
Amtsbl. Mu 59, p. 455, die Anfertigung und Einhaltung der Koſten⸗ 
voranſchläge bei öffentlichen Bauten betr. 


Ludwig, K. 
Nachdem eine geordnete Verwaltung des ENTE allen feinen 
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einzelnen Theilen durch umfichlige Anfertigung der Koſtenvoranſchläge und durch 
gewiffenhafte Einhaltung. derfelben wefentlich bedingt iſt, die deßfalls beftehen« 
den. Anordnimgen aber in der Erfahrung als unzulänglich fi) bewährt haben, 
fo finden Wir Uns bewogen, deßfalls zu verorbiien, was folgt: 

Art, 1. Jeder für einen öffentlichen Bau anzufertigende Koſtenvoranſchlag 
muß alle einzelnen Theile des Baues und alle Objekte ver Bauführung genau 
und vollfländig umfaffen und behandeln, nöthigen Balles mit einem Bauplane 
belegt werden, und. unter allen Borausfeßungen und Beziehungen nachhaltig 
feyn. | 
Koftenvoranfchläge, welche diefe Eigenschaften nicht an fich tragen, follen 
von der mit der Prüfung beauftragten Behörde unbedingt — und 
zur Umarbeitung zurückgegeben werden. | 

Art 2. Zeder Baubeamte ift bei den Bauten, deren Ausführung hans 
felben innerhalb feines ordentlichen Wirkungskreiſes, oder aus befonderm Ver⸗ 
traten übertragen wird, für die Einhaltung, ſowohl des genehmigten Baupla- 
nes in allen feinen Theilen, als aud des Koftenvoranfchlages verantwortlich, 
fofern nicht einer- ber im Art. 6 bemerkten —— ia es erweislich 
ihm zur Seite ſteht. 

Art. 3. Wird einert Beamten die Ausführung eines Baues übertragen, 
zu welchem er den Koftenvoranfchlag nicht felbft verfaßt hat, oder bei welchem 
der von ihm verfaßte Koſtenvoranſchlag ohne feine Zuſtimmung von einer an⸗ 
dern Behörde ermäßiget worben ift, fo bat derfelbe den Koftenvoranfchlag vor 
dem Beginne des Baues genau zu prüfen, und wenn er benfelben nicht voll» 
fländig oder nachhaltig findet, oder denfelben mit der durch die eingetretene Er- 
mäßigung feflgefeßten Summe nicht ausführen zu können glaubt, vor der Ein: 
Teitung des Baues - feiner vorgefeßten Behörde die Anzeige unter. genauer 
Angabe der Gründe feiner Anficht zu machen. 

Wird die Gegenvorftellung zurüdgewiefen, fo gebt die Haftung auf die 
vorgefeßte Behörde über, fofern nicht der ansführende Beamte ſich pflichtwibrige 
Handlungen bei der Ausführung zu Schuld fommen Täßt. , 

Vebernimmt aber der Baubeamte die Bauführung, ohne gegen den Vor— 
anſchlag Erinnerung zu machen, oder wird der Voranſchlag mit Berückſich- 
tigung der von ihm vorgebrachten Erinnerungen berichtigt, fo ift berfelbe für 
die Einhaltung desſelben gerade fo verantwortlich, als wenn er ſelbſt der Ber- 
faffer wäre. 

Art. 4. Nachdem der Baubeamte für die genaue und gewiffenhafte Aus» 
führung. des Baues nach dem genehmigten Plane und Koftenvoranfhlage in 
allen feinen Theilen verantwortlich ift, fo darf demfelben auch die Herfiellung 
anderer Gegenftände, als der in vem Koſtenvoranſchlage ausdrücklich enthaltenen, 
oder die Anwendung anderer Materialien, als der in dem Koftenanfchlage be» 
zeichneten, nicht angefonnen werben, und es ift derfelbe nicht nur befugt, fon» 
dern auch verpflichtet, jedes folche Anfinnen unbedingt zurückzuweiſen. 
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Bird demfelben in diefer-Beziehung ein Auftrag von ber vorgeſetzten Be— 
börbe ertpeilt, fo bat er denfelben+zu vollziehen. 

Es wird aber ſodann bie anorbnende Stelle * die Koſtenmehrung ver» 
antwortlich. 

Art. 5. Wenn durch unvorhergefehene, während der Bauführung einge- 
tretene Verhältniffe, oder in Folge veränderter Beflimmungen des Bauobjektes, 
Ahänderungen des Bauplanes, Abweihungen von ben Pofitionen des Koſten— 
anfhlages, abditionelle Bauführungen oder die Anwendung anderer, als der 
veranfchlagten Materialien unvermeidlich werden, fo ift vor deren Ausführung 
oder Anwendung von dem bauführenden Beamten die Anzeige an bie ihm 
vorgefeite Behörde zu erftatten, und zugleich ein Ueberſchlag des dadurch ver- 
anlaßten Mehraufwandes vorzulegen. Wird diefes unterlaffen, fo bleibt der 
bauführende Beamte für jede fo veranlaßte Neberfihreitung des urfprünglichen 
Koftenanfchlages verantwortlich. 

Art. 6. Für Meberfihreitungen des urfprünglichen Koftenvoranfchlages, 
welhe durch Elementarereigniffe, oder andere nicht vorherzufehende und ohne 
Berfihulden des ausführenden Baubeamten eingetretene Berhältniffe und Um— 
fände mit unausweichlicher Nothwendigkeit herbeigeführt werben, hat derfelbe 
nicht zu haften. 

Er ift jedoch verpflichtet, diefe entſchuldi genden Ereigniſſe und Berhältniffe 
fogleih der vorgefeßten Behörde anzuzeigen und nachzuweiſen, und derfelben 
den Boranfıhlag der unvermeidlichen Koftenmeprung vorzulegent. 

Art. 7. Dei jeder Ueberſchreitung des fefgeftellten Koftenvoranfchlages 
und bei jeder Abweichung von dem genehmigten Bauplane, bie nicht Durch einen 
der vorbemerften Entfchuldtgungsgründe gerechtfertigt erfcheinen, foll die Ber- 
antwortlichkeit ohne Auffchub durch Erholung des Erfaßes aus dem Vermögen 
des ausführenden Baubeamten, oder, wenn die Verantwortlichkeit auf bie 
vorgefetste Behörde übergeht, aus denn Bermögen des Vorſtandes, welcher die 
veranlaffende Weifung unterzeichnet hat, geltend gemacht werben. 

Daneben bleiben die fonft etwa verwirkten bisciplinären oder firafgericht- 
lichen Einfchreitungen vorbehalten. 

Art. 8. Unfer Minifterium des Innern ift mit dem Bollzuge Unferer 
gegenwärtigen, durch das Regterungsblatt bekannt zu macenden Berorbnung 
beauftragt. 

Münden, ben 27. October 1838. 

$. 65. Befanntmahung des” Minifteriums des Innern vom 
3. April 1841, Amtsbl. Mi. 29, p- 229, die ———— über die 
Veralkordirung ber öffentlichen Bauten betr. 

Miniferium des Innern. 


Die von Seiner Majekät dem Könige Allerhöchft — Abän- 
derung des $. 3 der Inſtruktion über die Verakkordirung öffentliger 
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Bauten vom-29. Ypril 1833 (Regierungsblatt 1833, ©. 395) wird hiermit 

zur allgemeinen Kenntniß gebracht, um, vom Tage der Publikation an, den 

bezüglichen Beraffordirungsverhandlungen zum Grunde gelegt, und von den 

Königl. Bau⸗ und Lofalpolizeibeamten pünktlich überwacht zu werben, 
München, den 3. April 1841, 


1. Bei Straßen-, Damm, Kanal- und Wafferbauten, überhaupt bei allen 
Bauarbeiten, zu denen eine befondere handwerksmäßige Kunftfertigkeit nichE 
erfordert wird, können auch ſolche Akkordanten zugelaffen werden, welche feine 
fonzeffionirten Bauhandwerker find, jedoch nur unter der Bedingung, daß fie 
jederzeit einen, von ber Baubehörde als tüchtig und verläfig anerfannten 
Werkführer aufftellen (wenn fie nicht felbft als folhe anerfannt werden können) 
und daß fie für defien Feiftungen und Berrichtungen mit der von ihnen vor— 
fehriftsmäßtig zu flellenden Kaution haften. 

2. Bei Land» oder Hochbauten aber darf die Zulaffung anderer, als der 
in $. 3 der Inftruftion vom 29. April 1833 bezeichneten Akkordanten nur dann 
ſtattfinden: 

a) wenn eine hinreichende Anzahl tüchtiger Bauhandwerker nicht aufge— 
bracht werden kann, oder 

b) wenn eine Verakkordirung bed Baues im Ganzen nach 8. 25 der eben- 
gedachten Inftruftion geftattet worden iſt; jedoch muß auch in diefen Fällen 
ein von ber Baubehörde als tüchtig und verläßig — Werkführer auf- 
geſtellt werden. 


F. 66. Königl. allerhöchſte Verordnung vom 29. April 1841, 
Amtsbl. MAß 35, p. 261, die Prüfungen für den Staatsbaudienſt 
betr. 


Ludwig, K. 

Wir haben die beſtehenden Vorfchriften über die Prüfung der dem Staats: 
baudienft fi wibmenden Kandidaten einer Revifion unterftellen laſſen, und 
verordnen unter Aufhebung der hieher bezüglichen Befimmungen der Inſtruk⸗ 
tion vom 27. Mai 1830, $. 1 bis 32 einfchließlich (Regierungsblatt S. 807 — 
821), dann ber Beftimmungen Unferer Verordnung vom 3 Drtober 1836 
(Begierungsblatt ©. 701 bis 705), was folgt: 

$.1. Für die Kandidaten des Staatsbaudienfles, ſowohl in der Abtheilung 
der Civilbaukunſt, als aud in jener der Straßen», Brüden- und Wafferbau- 
funde werben alle zwei Jahre zu München zwei gefonderte Prüfungen abge- 
halten, eine theoretiſche Prüfung und eine praktiſche Prüfung. 

Bon der theoretifhen Prüfung. 

$. 2. Der Anfangstermin der theoretifhen Prüfung ſoll wenigftens 
zwei Monate zuvor durch das NRegierungsblatt und durch die Kreisintelligenz- 
blätter befannt gemacht, und in der Regel Hierzu der Monat October beftimmt 
werben, 
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$. 3. Es fteht jedem Kandidaten frei, je nach dem Fade, das er fich ge- 
wählt hat, die Prüfung aus der Eivilbaufunft, oder aus der Straßen-, Brü- 
den» und Wafferbautunde abzulegen. Nur diejenigen Kandidaten bed Bau- 
fahes, welche zu den höheren Stellen in der Bauverwaltung bei Unferen 
Kreisregierungen oder Unferer oberften Baubehörde adfpiriren, find verbun- 
den, ſich der Prüfung aus beiden Fächern entweder gleichzeitig oder in verfehie- 
denen Epochen zu unterziehen. | 

$. 4. Zu der theoretifchen Prüfung können nur ſolche Kandidaten zuge- 
laffen werben, welche nach vollendeten Gymnaftalfludien den dreijährigen Kurfus 
einer polytechnifchen Schule abfolvirt, und hierauf durch ben zweljährigen, Be- 
ſuch der Akademie der bildenden Künfte für die Civilbaufunft, oder durch den 
Befuh des bei der polytechnifhen Schule zu Münden beſtehenden vierten 
Aurfus für die Straßen-, Brüden- und Wafferbaufunde fpeziel fih ausge- 
bildet haben, R 

Eine Ausnahme hat nur bezüglich derjenigen Kandidaten, welde fih aus— 
fhließlih dem Straßen-, Brüden- und Wafferbau widmen, in fo weit einzu- 
treten, daß bei diefen die Abfolutorien einer Tateinifhen Schule und einer 
andwirthfchafts- und Gewerboſchule, dem Abfolutorium eines Gymnaſiums 
gleihgeachtet werben follen. 

$. 5. Die Kandidaten, welche an der theoretifchen Prüfung Tpeil nehmen 
wollen, haben, bei Bermeidung der Zurüdweifung, ihre deßfallſigen Geſuche 
vier Wochen vor dem Anfangstermin bei der oberfien Baubehörde im Minis 
flerium des Innern einzureichen. — Diefen Gefuchen find die im $. 4 angege- 
benen Ausweife, fowie verfiegelte Zeugniffe der zuftändigen Polizeibehörden 
über fittliches Betragen und über Nichttheilnahme an geheimen Berbindungen 
währeub des Verweilens an den polptechnifchen Schulen und der Akademie der 
bildenden Künfte, und endlich Zeichnungsproben, die mit der Beglaubigung ber 
einfehlägigen Anftalten verfehen, beizufügen 

Die Bittfteller haben jederzeit den Ort zu benennen, wohin benfelben bie 
erfofgende Entſchließung zugefertiget werden kann. Unfere oberfte Baubehörde 
hat die Belege nach Form und Inhalt firenge zu prüfen, und, wenn folche 
enffprechend gefunden werden, die Admiſſionsdekrete fpäteftens 12 Tage dor 
Eröffnnug der Prüfung auszufertigen. In dieſen Admiſſionsdekreten ift der 
Ort, der Tag und die Stunde zur perfönlichen Anmeldung zu bezeichnen. 

$. 6. Die Bornahme der Prüfung wird einer Kommiffion übertragen, 
welche unter dem Borfiße eines Mitgliedes der oberften Baubehörde, aus Pro- 
feforen der Akademie der bildenden Künſte und der polptechnifchen Schulen 
oder einer Hochſchule befteht, und deren Mitglieder jedesmal durch Unfer 
Miniferium des Innern befiimmt werden. 

Denfelben wird ein Individuum zur Prototollführung beigegeben. 

Sedem der zur Prüfungstommiffion berufenen Profefloren wird eine Re- 
muneration von täglich fünf Gulden für jeden Prüfungstag bewilliget. Zur 
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Beſtreitung der Auslagen wird von den Prüfungsfandidaten eine angemeflene 
Tare erhoben. 


$. 7. Jeder adbmittirte Kandidat hat nach Vorſchrift des ihm zugefertigten 
Defretes fih an dem beſtimmten Tage perfönli vor der Prüfungsfommiffion 
zu ftelfen und fein Admiffionsdefret „vorzulegen. — Die Reihenfolge, in wel» 
cher die Kandidaten mündlic geprüft werden, wird durch das 2008 feftgefeßt. 
Diefelbe Reihenfolge gilt für die Dronung der Pläße bei den frhriftlichen Ar- 
beiten. 

$. 8. Die Disciplinen, über welde ich die Prüfungen für den Eivil- 
baudienft zu erfireden haben, find: - 

1. Algebra und Analyfis, von den Gleichungen des zweiten Gra- 
des anfangend, bis einfchließlich der Differential» und Integraltechnung ; 
2. Seometrie, und zwar: elementare Geometrie, Zrigonometrie, deſcrip— 
tive und amalytifche Geometrie; 3. Phyfit; 4 Chemie; 5. Lehre von 
"den Baumaterialien, mit Rückſicht auf ihr Vorkommen in der Natur; 
6. Statik feſter und flüffiger Körper; 7. Konftruftionslehre; 8. Theo 
rie der Säulen und des griedifhen Tempels, dann Kunftge- 
ſchichte. 

F. 9. Die Prüfungen für den Straßen-, Brücken- und Waſſer— 
baudienſt haben ſich über nachſtehende Disciplinen zu erſtrecken: | 

1. Algebra und Analyfis, von den Gleichungen des zweiten Grades 
anfangend, bis einſchließlich der Differential» und Integralrechnung ; 2. Geo 
metrie, und zwar: elementare Geometrie, deferiptive und analptifche 
Geometrie; 3. Phyfit; 4. Chemie; 5. Lehre von den Baumate 
rialien, mit NRüdfiht auf ihr Borkommen in der Natur; 6. Einrid- 
tung und Gebrauch der Nivellir- und Meßinftrumente; 7. Statik 
und Mechanik feiter und flüffiger Körper und ihre Anwendung auf Kon— 
ftruftionen und Maſchinen; 8. Straßen», Brücken- und Waſſerbau— 
funde. 


$. 10. Die Prüfung aus ben im $. 8 sub 47 1 bis 5 einſchließlich und 
im $. 9 sub 44 1 bis 6 einfchließlich aufgezählten Gegenfländen foll münd- 
Lich gefchehen, aus den übrigen Gegenfländen aber fhriftlich und von den 
Kandidaten mit den nöthigen Zeichnungen begleitet werden. Es foll jedoch der 
Prüfungstommiffton unbenommen bleiben, über die eine oder die andere unffare 
Antwort, mündlich den treffenden Kandidaten zu eraminiren, 

$. 11. In der mündlihen Prüfung ift jeder einzelne Kandidat ununter- 
brochen zwei Stunden lang zu prüfen. 
$. 12. Die Anzahl der fohriftlichen Fragen wird beflimmt, wie folgt: 

I. Für die Kandidaten des Eivilbaues: 

a) Aus der Statik fefter und flüffiger Körper 5 Fragen, 
b) Aus der Konftruftiondlehre 6 Fragen, 
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c) Aus der Theorie der Säulen und des griechiſchen Tempels, dann aus 
der Kunſtgeſchichte 6 Fragen. 


It. Für die Kandidaten des Straßen-, Brüden- und Bafferbaues: 
a) Aus der Statif und Mechanik fehler und flüffiger Körper ıc. 7 Fragen, 
b) Aus der Lehre des Straßen-, Brüden- und Wafferbaues 10 Fragen. 


Ale diefe Fragen werben nah Beendigung ber mündlichen Prüfung von 
ver Kommiffion in gemeinfamer Berathung beflimmt, und bleiben nach ihrer 
seflellung in den Händen des Kommiffionsvorftandes, welcher an jedem der 
zur fhriftlichen Prüfung befimmien Tage, deren nur fo viele dem die Aufficht 
führenden Kommiſſär übergibt, als muthmaßlih in einem Tage beantwortet 
werben 

$. 13. Die Beantwortung der fchriftlihen Fragen gefchieht von allen 
Sandidaten einer Abtheilung gleichzeitig in einem befonderen Lokale, in welches 
nur den Kommiſſionsmitgliedern der Zutritt gefattet if. Die Kandidaten dürs 
fen bei Strafe der Erflufion nur Logaritpmentafeln und Reißzeuge, aber feine 
anderen Bücher, Manuferipte oder fonftige Behelfe mitbringen. Die Ausar⸗ 
beitungen müſſen ohne irgend eine gegenfeitige Mittheilung oder Beſprechung 
unter den Augen eined Kommiffärd vor fich gehen. 

E3 wird immer nur eine Frage gleichzeitig zur Beantwortung gegeben, 
und nicht eher eine neue diktirt, bis nicht ale Beantwortungen der vorher» 
gebenden eingelaufen find. 

Sein Kandidat darf das Arbeitszimmer früher verlaffen, als bis er dem 
Kommiffäar die Beantwortuig der zulegt mitgetpeilten Frage behändiget bat. 
Die übergebene Beantwortung nimmt der Kominiffär in Berwahr und darf fie 
unter feinem Borwande in die Hände des Deantworterd zurüdgeben, oder 
einen Nachtrag Dazu geftatten. 


$. 14. Die mündlihen und fohriftlihen Befragungen find von den Prü— 
fungstommiffären fo zu ordnen, daß fie ein gründliches Urtheil darüber zu fäl- 
len in den Stand gefeßt werden, ob die Kandidaten in den Hülfswiffenfchaften 
bie nöthige Durhbildung und Gewandtheit und in den Bernfsfächern folde 
voftive Kenntniffe befigen, daß fie mit Erfolg in die Praxis übertreten können. 

Der vorfißende Kommiffär if verpflichtet, darüber zu wachen, daß bie 
mindfichen und fchriftlichen Fragen dem vorgezeichneten Zwede entfpreden, und 
die Prüfung gleichheitlich nach den gegebenen Vorfchriften vorgenommen werde. 


.$. 15. Das Urtheil über die Befähigung eines jeden Kandidaten in den 
mündlichen Prüfungsgegenftänden ift nach Abtreten des Geprüften fogleih zu 
(höpfen. Hiebei hat jeder Prüfende das Urtheil über des Kandivaten Befähi- 
gung aus feinem Gegenftand nach den im $. 16 angegebenen Noten auszufpre» 
Sen. Im Falle der vorfißende Kommiffär bezüglich einer diefer Noten auf 
eine Abänderung antragen zu follen glaubt, fo iſt hierüber nach der Stimmen 
mehrheit aller Exraminatoren Beſchluß zu faflen, wobel dem treffenden Erami- 
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nator ein boppeltes Botum zufteht. Bei Gleichheit der Stimmen entfcheidet 
der vorfißende Kommiſſär. 

Darauf wird aus den Noten der einzelnen Fächer das arithmetifche Mittel 
zur Begründung der Note aus der gefammten mündlichen Prüfung genommen, 

$. 16. Die fohriftlichen Arbeiten der Kandidaten werden unverzüglih von 
der Prüfungstommiffion cenfirt; jede einzelne derfelben erhält eine eigene Note, 
Für die gleichmäßige Beurtheilung der Arbeiten werden folgende Eenfurnoten 
feftgefeßt: 

eine vollkommen (materiell und formell) befriedigende den 
Gegenftand erfhöpfende Beantwortung oder Ausarbeitung erhält Note 1, 

eine gute, in den meiften und wichtigften Punkten befriedigende Beantwor- 
tung oder Ausarbeitung Note 3, 

eine unvollfländige Note 5 

und eine unrichtige oder verfehlte Note 7. 

Die Nichtbeantwortung einer Frage wird einer verfehlten Antwort gleich 
geachtet. 

SR eine Antwort oder Ausarbeitung fo befchaffen, daß fie nicht mit Be- 
ſtimmtheit unter eine der hier bezeichneten Kategorien rubrizirt werben Tann, fo 
find die dazwifchen fallenden Zahlen zur Bezeichnung der Noten zu gebrauchen. 

Das Urtheil über die Defähigung eines Kandidaten in den Fächern ber 
ſchriftlichen Prüfung richtet fih nah der Durchſchnittsnote aller feiner Beant- 
wortungen. 


$. 17. Nur denjenigen Kandidaten, bei welchen als Durdfihnitt der bei» 
den Noten aus der gefammten mündlichen und der gefammten fchriftlichen 
Prüfung die Note von höchſtens Vier fich ergibt, ift auf den Grund der Kom: 
miffionsbefchlüffe das Zeugniß der beftandenen Prüfung unter der Unterfcprift 
des vorfißenden Kommiſſärs auszufertigen. 


$. 18. Nach Beendigung der Prüfung ift die Lifte der bei derſelben er- 
fihienenen Kandidaten nebft den Sißungsprotofollen und einem Berzeichniß der 
für die Praris befähigt gefundenen Individuen nad der Ordnung ihrer Qua— 
lifikation Unferem Minifterium des Innern vorzulegen. 


$. 19. Jeder Kandidat hat nach erftandener theoretifcher Prüfung durch 
eine zweijährige Praris bei einer Bauinfpektion zum Staatsdienft fih weiter 
zu befähigen. Den Kandidaten ift die Wahl der Baubehörde überlaffen, bei 
welcher fie die vorgefchriebene Praxis nehmen wollen. Sie haben der Behörde, 
bei welcher fie in die Praxis eintreten wollen, ihr Prüfungszeugniß vorzulegen. 
Kandidaten, welche ſich ausfchließlich der Civilbaufunft widmen, können auch bei 
Unferer Hofbauintendanz zur Praxis zugelaffen werben. 


$. 20. Der Zwed biefer Praris ift die Erlangung volftändiger Kennt- 
niffe von der techniſchen Einleitung und dem Betriebe eines Baues, fowie von 
ben beftiehenden Berwaltungs » und Rehnungsnormen, Geber Kandivat Hat 
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daher, je nachdem er fi) der einen oder ber andern Abtheilung des Bauweſens 
widmet, die auf fie bezügliche praftifche Befähigung zu erwerben. 

Die Borftände der Behörden und Stellen haben anderfeits Sorge zu tra- 
gen, daß den ſich Anmeldenden, fo viel es die im Betriebe fiehenden Bauten 
gehatten, die Gelegenheit zu diefer Ausbildung geboten werde; es ift ihnen 
dabei jederzeit der Borzug vor den ungeprüften Bauadfpiranten in der Ber 
wendung einzuräumen. 


Bon der praktiſchen Prüfung. 


$. 21. Alle zwei Jahre einmal, und zwar in der Regel am erfien Mon 
tag im Dezember findet bei Unferer oberften Baubehörde eine Prüfung jener 
Kandidaten ftatt, welche die theoretifche Prüfung erflanden und indeſſen minde⸗ 
hend zwei Jahre lang praktizirt haben. 

Die Abhaltung diefer Prüfung foll ftets zwei Monate zuvor im Regie- 
rungsblatte und den Kreisintelligengblättern befannt gemacht werden. 

$. 22. Das Gefuh um Zulaffung zu diefer Prüfung ift ſpäteſtens brei 
Boden vor dem Anfange derfelben bei der oberfien Baubehörbe einzureichen. 

Demfelben find beizulegen : 

a) das Zeugniß über die erftandene theoretifche Prüfung, und 

b) das — oder bie Zeugniffe der betreffenden Behörden, über die mit 
Fleiß und Fortgang und mit untadelhaftem fittlichen Betragen vollendete zwei⸗ 
jährige Praxis. 

Die oberſte Baubehörde hat die Form und den Inhalt dieſer Zeugniſſe 
frenge zu prüfen und nach Befund das Adwiſſionsdekret zu ertheilen oder zu 
derweigern. 

$. 23. Die praktiſche Prüfung iſt blos ſchriftlich. 

Dieſelbe umfaßt: 


A. Bei den Kandidaten des Civilbaues: 

1. Die Ausarbeitung eines, die bürgerliche Baukunſt, die Prachtbaukunſt 
und die Ornamentenlehre möglichſt umfaſſenden Programmes, welches für 
20 Fragen zählt. ' 

2. Die Berfaffung eines Koftenanfchlages zu diefem Programme ober 
einem Theile desfelben ; zählt für 3 Fragen. 

3, Die Abfaffung eines Ausführungsplaneg zu dem Programme, ober einem 
beimmten Theile desfelben, unter Angabe der Bedingniffe für die Ausführung 
der verſchiedenen Arbeiten in Alkord; gilt für 3 Fragen. 

4. Fragen und Aufgaben bezüglich der Gefchäftsführung einer Bauinſpek- 
tion 4 Fragen. 

B. Bei den Kandidaten des Straßen-, Brüden» und Wafferbaues. 

In derfelden Weife, wie bezüglich des Eivilbaues erfolgt auch die Prüfung 
aus dem Straßen⸗, Brüden- und Waſſerbau; nur ift dabei die Ausarbeitung 
eins Programmes aus jebem ber drei Fächer zur Aufgabe zu feßen, und eines 
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diefer Programme als Hauptprogramm vollftändig auszuarbeiten, und mit 
Koftenanfchlag, Ausführungsplan und Bedingnißheft zu verfehen. 

Veber die Anzahl, die Natur und den Maafftab der Zeichnungen wird je: 
desmal die Prüfungsbehörde beflimmen. 

$. 24. Sind Kandidaten vorhanden, welche fih der Prüfung aus beiden 
Abtheilungen zugleich unterziehen wollen, fo werden die Fragen und Ausar- 
beitungen, welche nur zu einer der beiden Abtheilnngen gehören, alternirend 
vorgenommen, 

Die Ausarbeitung der Programme, fo wie die Löfung aller geftellten Auf: 
gaben muß unter Aufficht: eines Prüfungslommiffärd in dem Prüfungslofale 
nach den im 8. 13 gegebenen Borfchriften vorgenommen werben. 

Die zu einer jeden Ausarbeitung geftattete Zeit wird jedesmal nad Maaß— 
gabe des Umfanges derfelben von der Prüfungsbehörde befonders beftimmt 
werben. 

$. 25. Die Cenſur der Beantwortungen und Ausarbeitungen geſchieht 
durch die oberfte Baubehörde fogleich nad Beendigung der Prüfung. 

$. 26. Die in den $$. 16 und 17 gegebenen Genfurnormen finden hier 
eine gleihmäßige Anwendung. Das Zeugniß der beftandenen Prüfung flelt 
die oberfte Baubehörde aus, nachdem fie zuvor Unferem Dinifterium des 
Innern über die Ergebniffe der Prüfung Bortrag erfiattet und deſſen Geneh⸗ 
migung eingeholt hat. 

Aufnahme der Baupraktikanten, Verwendung und fernere 
Ausbildung derſelben. 

$. 27. Die auf vorſtehende Weiſe in theoretiſcher und praktiſcher Prüfung 
tüchtig befundenen Baufandidaten treten fofort in die Reihe der Baupraftifan- 
ten und werden den verfchiedenen Kreisregierungen zur Verwendung bei ber 
Auffiht von Neubauten, zur Unterftüßung der Beamten bei technifchen Arbeiten 
und zur Aushülfe bei den Gefchäften im Bureau zugetheilt, wobei denſelben 
nach den bereits hierüber beftehenden Beftimmungen und unter den dort fe 
geftellten Vorausfegungen Vergütungen und ZTaggelder zufommen. Nah 
vorausgegangener Berpflichtung haben ihre Arbeiten und Berrichtungen amt 
liche Geltung. 

$. 28. Die Bauinfpektionen und Kreisregierungen führen über die ihnen 
zur Berwendung zugewiefenen Baupraktifanten die unter dem 16. Juli 1840 
angeorbnelen Dualififationsbücher, 

Die Baupraftifanten felbft Haben alljährlih am 1. Januar einen ausführ⸗ 
lichen Bericht über ihre Verwendung, über die Geſchichte der Bauten, bei deren 
Auffiht fie verwendet waren, und über die dabei gemachten Bang un 
mittelbar an die oberfie Baubehörde zu erflatten. 

$. 29. Bir behalten Uns vor, ausgezeichnete Praktitanten, wie bisher, 
aus dem von Uns hiezu beſtimmten Fond, mit Stipendien und Unterflügungen 
zu bauwiſſenſchaftichen Reifen nach Gutfinden zu bedenken. 


— 
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$. 30. Es ſoll darauf gefehen. werben, daß die Praktikanten bie Zeit ihre 
Praxis als eine Gelegenheit betrachten und benützen, ſich für ihren künftigenr 
Beruf auszubilden und fich die dazu nöthigen Kenntniffe und Erfahrungen zu 
ſammeln, nicht aber mit Hintanfehung diefes Hauptzwedes, blos ale Mittel 
behandeln, ihren Unterhalt zu ſichern. 

Tranfitorifhe Beſtimmungen. 

Gegenmwärtige Berordnung foll durch das Regierungoblatt bekannt ge- 
macht werben und tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Wirkfamfeit 
unter folgenden näheren Beflimmungen : 

1. Die nächſte theoretifehe Prüfung ber Baukandidaten findet im Monat 
Detober 1841 ftatt; die nächfte praftifche Prüfung beginnt am erſten Montag 
un Dezember 1843. 

2. Ausnahmsweife werben zu ber theoretifchen Prüfung für ven — 
ten Staatsbaudienſt zugelaſſen: 

a) Alle Kandidaten, welche bei dem Erſcheinen dieſer Verordnung bereits 
die durch Unſere Alerhöhfte Verorbnung vom 3. October 1836 bezeichneten 
Nahmweifungen behufs der Zulaffung zur Prüfung befigenz 

b) diejenigen, welche fi) zu demfelben Zeitpunfte nach abfolvirter Latein⸗ 
und Gewerbsſchule an einer polytechnifehen Schule befinden, und. hier das Ab- 
folutorium erlangen, fo wie diejenigen, welche die polytechniſche Schule bereits 
abfoloirt Haben; diefe unter b. aufgeführten Kandidaten, jedoch nur nach Bol« 
lendung des ihnen gemäß $. 4 gegenwärtiger Berorbnung noch obliegenden Be⸗ 
fuhes der Akademie der bildenden Künfte und beziehungsweife des vierten Kur⸗ 
fus der polytechaiſchen Schule in München, 

Unfer Minifterium des Innern ift mit dem Bollguge beauftragt. 

Münden, den 29, April 1841. 


$. 67. Berfügung der Königl, Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 16. Juli 1842, Amtshl. M 49, p. 429, die An: 
fertigung und Einhaltung der Koftenvoranfchläge bei öffentlichen Bau— 
ten, insbefondere bei Gemeinde» und Stiftungsbauten betr, 


Mehrere, zur Kenniniß der unterfertigten Stelfe gelangte Vorfälle haben 
zu der Veberzeugung geführt, daß die allerhöchfle Verordnung vom 27. October 
1838 (Amts» und Intelligenzblatt von 1838, ©. 455), nicht überall mit der 
gebührenden Pünktlichkeit in Anwendung komme, und daß biefelbe insbefondere 
bei Gemeinde» und Stiftungsbauten häufig unbeachtet bleibe, indem die Bau- 
Ihaffner und fonftige bauführende Beamten, weldhe Gemeinde- und Stiftungs« 
bauten Zeiten, nicht felten fich erlauben, Abänderungen der Baupläne, Ab⸗ 
weichungen von den Pofitionen des Koflenanfchlags, additionelle Bauführungen, 
oder bie Anwendung anderer ald der veranfchlagten Materialien anzuorbnen, 
ohne vorher bie vorgefchriebene Genehmigung eingeholt zu haben, ober glauben, 
es ſey der allerhöchften Verordnung Genüge gefchehen, wenn der Bürgermeifter 


174 Erfted Buch. — Staatsrecht. 


oder ein Mitglied des Gemeinderathes ꝛe.,, die mündliche Zuſtimmung zu ſolchen 
wilffürlichen Abänderungen ertheilt Habe. 

Diefe Mißbräuche haben zur Folge, daß nah Vollendung der Bauarbeiten 
die definitiven Aufnahmen die urfprünglichen Koftenanfchläge oft fehr bedeutend 
überfteigen, und daß die nah dem erften Boranfchlage ermittelten Baufonds 
zur volfftändigen Bezahlung. der Hebernehmer nicht ausreichen. 

Die unterfertigte Stelle fieht fich hiedurch veranlaßt, an die pünktlichſte 
Beobachtung der. allerhöchſten Berorbnung vom 27. October 48838 zu erinnern, 
und bezüglich deren Anwendung bei Gemeinde» und — — ku 
ſtehende nähere Vorſchriften zu ertheilen: 


1. Wenn der Fall eintritt, daß bei Gemeinde» oder ER SPIDER 
mweichungen von den Pofitionen des Koftenanfchlages, additionelle Baufüprun- 
gen oder die Antvendung anderer, als der veranfhlagten Materialien unver- 
meidlich werben, fo hat der bauführende Beamte, unter Anführung der Gründe 
und Angabe des Koftenbetrags, dem betreffenden Königl. Landtommtiffariate die 
Anzeige zu machen, welches über bie beantragte Veränderung die einſchlägige 
Gemeinde» ober Stiftungsverwaltung fofort vernehmen wird, 

Wenn die Nothmwendigfeit oder Zweckmäßigkeit einer Abänderung feftiteht, 
und die Mittel vorhanden find, die größere Ausgabe zu beftreiten, fo kann die 
Veberfihreitung des Koſtenanſchlags, in fo ferne diefelbe die Summe von ein- 
‘ Hundert fünfzig Gulden nicht überfleigt, von dem Königl. Landtommiffariate 
genehmigt werben. 

Veberfchreitungen der Koſtenanſchläge, welche 150 fl. überfteigen ‚ unter 
liegen der diesfeitigen Genehmigung. 


2. Damit aber jede nachtheilige Verzögerung bei Gemeinde» und Stif— 
tungsbauten möglichft vermieden werde, fo find bie bauführenden Beamten er- 
mächtigt, unerbebliche Abänderungen, deren Nothwendigkeit fih während ber 
Ausführung ergibt, ohne vorherige Genehmigung anzuordnen, wenn hiedurd 
der Geſammtvoranſchlag nicht höher als zehn Gulden überfchritten wird. 

3. Allen höheren Leberfepreitungen ber Koftenvoranfchläge, welche nicht ſpe⸗ 
ziell von der unterfertigten Stelle oder den beireffenden Königl. Landkommil 
fariaten in der oben angeführten Weife genehmigt find, wird die Zahlungsan- 
weifung verfagt, und es bleibt den Mebernehmern überlaffen, ihren Nüdgrif 
an jene Beamte zu nehmen, welche die Mehrarbeiten unbefugter Weife angeord- 
net haben. 

Die Königl. Landkommiſſariate haben den Bollzug dieſer Vorſchriften ſtreng 
zu überwachen, und bei der Reviſion der Gemeinde⸗ und Stiftungsrechnungen 
jede unbefugte Ueberſchreitung der Koſtenvoranſchläge abzuſtreichen. 


11. Kreis- und Bezirkskaſſen. 
1. Band, p. 350. 
F. 68. Bekanntmachung des Königl. Finanzminiſteriums vom 
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31. Jänner 1838, Amtsbl. M, 12, p. 85, die Benennung der Kreis 
faffen betr. 
' Staatsminifterium der Finanzen. 

Nahdem über die Benennung der Kreiskaffen Zweifel entftanden find, fo 
haben Seine Majeftät der König am 28. d. M. allergnädfgft zu befehlen 
gerußt, daß in Zukunft die Benennung: Königlide Kreistaffe von 
Oberbayern, Königlihe Kreistaffe von Shwaben und Neuburg 
u.ſ. w. gebraucht werben foll, was hiemit zur öffentlichen Kenntnig gebracht wird. 

München, den 31. Zänner 1838. 

$. 69. Königl. allerhöcfte Verordnung vom 3. Juli 1841, 
Amtsbl. Ma AS, P. 389, den Rang der Königl. Kreisfafftere betr, 

Wir finden Uns allergnädigft bewogen, Unſere Verordnung vom 
29, Zänner 1827, den Rang Unferer Kreisfaffiere betr. — (Regierungsblatt 
vom Jahre 1827, A 6, ©. 129) von nun an außer Kraft zu feßen, wollen 
jedoch, daß jenen Kreiskaffieren, welche nach der erwähnten Berorbnung ben 
Rang Unferer Regierungsräthe bereits verliehen erhalten haben, diefer Rang 
für ihre Perfon auch fernerhin verbleiben foll. 

Diefe Unfere allerhöcfte Verordnung ift durch das Regierungsblatt 
befannt zu maden. 

Münden, den 3. Juli 1841. 

12. Domänenbehördben, 1. Band, p. 408. 

$. 70. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 

ber Finanzen, vom 26. Juni 1839, Amtsbl. M, 34, p. 297, die 


Aften = Berififation betr, 

Durch die höchſte Entfchliefung des Königl. Staatsminifteriums der Fi⸗ 
nanzen vom 6. April. I. 3., erhielt der biegfeitige Befchluß vom 1. Februar 
und 29. März 1838, welcher die früher eingeführt gemwefene, fogenannte Verifi- 
cation & fonds, bezüglich der Nentamts-Geftionen aufpebt, und zwar mit dem 
Jahr 1819 anfangend, die Beftätigung. Die Königl. Nentämter empfangen 
demnach, wenn ihre Rechnungen orbnungsmäßig gelegt und unter Mitwirkung 
des Königl. Abrechnungs- Kommiffärd verbefhieden find, nah Maaßgabe der 
Definitiobefchlüffe, die beziehungsweife Decharge, ohne daß auf eine nochmalige 
Rahprüfung der Gefammtgeftion zurückzukommen iſt. 

Die Entladung von der Gefammtgeftion, fomit die Freigebung der geftell» 
ten Amtsbürgfchaft können jedoch nur in dem Falle eintreten, als: - 

1. alle Rechnungsvorbehalte der Definitiobefchläffe förmlich gehoben und 
gelöfcht find; 

2. eine Vertretung von Rechnungsausftänden nicht mehr in Anfpruch ge- 
nommen wird, und 

3. bie Altenverififation, d. h. die Prüfung und Bergleichung der Akten ber 
freiwilligen und geziwungenen Gerichtsbarkeit, mit dem entfprechenden Einre⸗ 
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giſtrirungsregiſter durchaus vollzogen iſt. Die beiden erſten Punkte ſinden in 
dem kontradiktoriſchen Rechnungsverfahren zwiſchen der Reviſion und dem Rech 
ner ihre Erledigung, ber dritte Punkt hingegen iſt dem gewöhnlichen Rech— 
nungsverfahren nicht unterfiellt, vielmehr, nachdem die Solleinnahme an Tax— 
gefällen nicht in der Rentenrechnung, fondern mittelft Prüfung der tarpflich- 
tigen Nechtsgefchäfte, durch die Domänen-Infpektoren feftgehalten wird, iſt es 
lediglich diefe äußere Prüfung, welche bie Haftungsverbindlichfeit der Rent- 
beamten ergibt und beurfundet, und bie Refultate ihres Vollzuges zeigen das 
Maaß und die Größe der Haftung, fowie die Erfüllung der etwaigen Schul- 
digfeiten des Rechners. 

So lange die erfhöpfende Nachprüfung der Gefammigeftion (Verification 
& fonds) beflanden hat, wurden die Nefultate der Aftenverififation in dem 
darüber unter Eidespflicht aufgeftellten Protokoll nachgewiefen, auf den Grund 
desfelben konnte die Schuldigfeit des Rechners bemeffen werben, und die Ent- 
ledigung von der fpeziellen Haftungsverbindfichkeit hinfichtlich der Targefällen- 
verrechnung erfolgte mit der allgemeinen Entladung, nach Bereinigung ber aus 
dem Berififationg-Protofoll hervorgegangenen Gefammtfchuldigfeit. 

Mit der Aufhebung der Verifications & fonds fällt aber das bisher ge» 
bräuchliche Prototoll hinweg, und es muß die Befätigung der Domänenin- 
fpektionen der durch fie vorgenommenen Prüfung der Alten und Nechtsgefchäfte 
zur Beurtheilung der Haftungsverbindlichkeit der Rentbeamten und zum rech- 
nungsreshtlichen Erfenntniß auf andere Wege erholt werden. 

In dieſer Abficht wird hiemit verfügt, was folgt: 

Art, 1. Die bisherige Vorſchrift, daß die Aktenverififation nicht für ein- 
zelne Behörden, fondern immer für einen ganzen Kanton resp. Rentamtsbezirk 
gleichzeitig und ohne Unterbrechung geſchehen fol, wird hiemit erneuert und 
den Domäneninfpeltionen zur firengfien Befolgung empfohlen. 

Art. 2, Ueber die für den ganzen Rentamtsbezirt bis zu einem gewiffen 
Zeitpunkte vollzogene Aktenverififation haben die Königl. Domäneninfpeltionen 
ein allgemeines Revifionsprotofoll zu verfaffen, in welchem, nad Behörden 
ausgeichieden, die auf die Berifitation gewendete Zeit, die Zahl der verificirten 
Alten, die erhobenen Irrthümer, Auslaffungen, Rechnungsverftöße, in der Per⸗ 
ception von Seiten des Rentamtes, die in Antrag geſtellten oder zu beantra- 
genden Nachholungen und Zurüdzahlungen, fowie die Zumiderhandlungen aller 
Art, gegen die beftehenden Gefeße und Verordnungen von Seiten der Beamten 
und Behörden, welche das Rechtsgeſchäft aufgenommen haben, Punkt vor Punkt 
und unter jebesmaliger Beziehung auf den Datum und das Repertorien-Rum- 
mer bes beireffenden Akte, ausführlich vorgetragen werben. 

Art. 3. Das allgemeine Revifionsprotofolt iſt Tontradiktorifch mit dem 
Rentbeamten ſowohl (im Falle des Ablebens mit feinem rechtlich beftellten Re⸗ 
präfentanten), wie mit dem inftrumentirenden Beamten und Behörden aufzu- 
nehmen, folglih von allen Beteiligten mit dem Inſpektor zu unterzeichnen, 
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wobei den erſtern unbenommen bleiben muß, alle und jede Vemerkungen in 
ihrem Intereſſe beizufügen, was denfelben. vor der: Unterfchrift zu eröffnen if. 
Bon diefer Eröffnung muß im Protokoll Erwähnung gefcheben. 

Mittelft vorftehender Neuerung hat: bie bisherige Beftätigung der Notäre, 
Gerihtsboten, Gerichtsfchreiber u. f. w. im Gefchäftstagebuch des Inſpektors 
ju ceffiren. 


Art. 4. Das allgemeine Resifionsprotofoll befteht unabhängig von den 
befondern Protofollen über die Gefeßesübertretungen zur gerichtlichen Verfol⸗ 
gung, welche wie bisher anzufertigen bfeiben. 


Art. 5. Es ift fernerhin nicht mehr nothwendig, daß in dem Gaqufie- 
tagebuch der Domäneninſpektion die Reſultate der Aktenverifikation mit Weit- 
laͤufigleit vorgetragen werden; vielmehr genügt die allgemeine Andeutung ber 
Behörden und der Aftenzahl, indem das vorgefchriebene Berififationsprotofoll 
alle Einzelnheiten enthält, welche zu wiſſen ——— ſind, und der weitern 
Behandlung unterliegen. 


Art. 6. Das Verifikationsprotokoll wird dem gewöhnlichen Revifions— 
verfahren und der Berbefcheidung der kompetenten Rechnungsftelle unterzogen, 
und nachdem bie Befchlüffe dieſer letztern ihren Bollzug erreicht haben und alle 
Revifionspunkte gehörig ausgetragen find, empfängt ber betreffende Rentbeamte 
die geeignete Entladung. 

Hiernach haben fi die Königl. Domänen: Infpektionen zu achten. 


$. 71. Berfügung der Königl. Regierungs - Finanzkammer vom 
9, Auguft 1839, Amtsbl. M 40, p. 345, die Aufnahme von Privat- 
urfünden durch Angeftellte gegen Belohnung betr. 


Mit Bezugnapme auf die Verordnungen vom 7. September 1820 (Amis- 
blatt ©. 140) und 15. März 1838 (Amtsblatt S. 122), werden die Königl. 
Rentämter hiemit angewiefen, den betreffenden Königl. Landkommiſſariaten Ans 
jeige zu machen, wenn ihnen Privaturfunden zur Reziftrirung vorgelegt were 
den, deren Schrift ihnen als. diejenige von Bürgermeiftern, Gemeindefchreibern, 
Schullehrern oder Staatsdienern befannt if, damit von Seiten der Königl. 
Undlommiffariate geeigneten Falles wegen der Zumiberhandlung gegen dag 
befiepende Verbot eingefhritten werben könne. 

$. 72. Berfügung ber Königl. Negierungs « Siaanzfammer vom 
%. Juni 1841, Amtsbl, Mi 44, p. 366, die Berififation der Belege 
der Gemeinde=, und art durch die Domäneninfpef- 
toren betr.- 

Um die in rubro bezeichnete, durch das faiferliche Dekret: vom 4. Messi- 
dor XII. fpeziell vorgefehene Berififation zu befchleunigen und abzufürzen, 
follen künftig. die Königl. Domäneninfpeftoren die Belege der Rechnungen der 
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Gemeinden, Stiftungen und andern öffentlichen Auftalten bei den Königl. 
Landtommiffariaten unmittelbar verifiziren. Diefe haben deßhalb bie Ks 
nigl. Domäneninfpeftoren jebesmal in Kenntniß zu feßen, ſobald vie ſämmt⸗ 
lichen Rechnungen eines Jahres revidirt und abgefchloflen find, damit die vor- 
gefchriebene Verifitation der Rechnungsbelege und bei diefer Gelegenheit auch 
jene der dem Stempel und der Einregiftrirung gefeglich unterworfenen, bei den 
Yandlommiffariaten hinterliegenden Adminiftrativakten ungefäumt vorgenommen 
werbe, Sollten die Königl, Domäneninfpeftoren diefe Verifikation nicht binnen 
2 Monaten vorgenommen haben, dann find die Königl. Landfommiffartate be- 
fugt, die Rechnungsbelege ohne weitern Verzug hinauszugeben. 

Um übrigens Kontraventionen gegen die Stempel» und Einregiftrirungs- 
geſetze möglichft zu befeitigen, follen die Königl. Landkommiſſariate bei der 
Rechnungsrevifion und Abfchliegung darauf gemau halten, daß diefen Gefehen 
da nachträglich noch Genüge geleiftet werde, wo es nicht ſchon früher ge: 
ſchehen if. 

13. Forſtbehörden. 
1. Band, p. 418. 


6. 73. Berfügung der Königl. Regierungs- Finanzfammer vom 
3. Januar 1833, Amtsbl. M 1, p- 3, die Dienftesverpflichtungen beit. 


Bor dem Erfiheinen der Kriminalprogeßorbnung (Code d’Instruction erimi- 
nelfe) war in analoger Anwendung bes Art. 13 Tit. XII. des Geſetzes vom 
6. Auguft 1791 dem Forfifdugperfonal, nämlich allen unter der Benennung 
„gardes‘‘ angeflellten Individuen, welche bereits bei ihrer erfien Anftellung fih 
der Eidesleiftung unterzogen hatten, für den Fall einer Berfeßung in einen 
andern Gerichtiprengel geftattet, ihren Eidesalt, ohne Erneuerung, bei demie- 
nigen Bezirkögerichte, in deffen Bezirk fie neu eingetreten find, Foftenfrei vormer- 
en zu laffen. Nachdem aber der Art. 16 der Kriminalprogeßordnung ausdrücklich 
beftimmt, daß die Wirkſamkelt des Hutperſonals, in Aufſuchung der Forftfrevel 
und Vergehen, ſich blos auf das Gebiet beſchränkt, für welches fie beeidigt 
wurden, fo muß, wie auch die Jurisprubenz des Kaffationshofes in konkreten 
Fällen pofitiv ausgeſprochen hat, ein jedes in der Kaffe des Forftperfonals 
ſtehendes Individuum, wenn es aus einem Bezirfsgerichtfprengel in einen an- 
bern verfeßt wird, auch einen neuen Eid leiften. Die Königl. Forftämter wer 
den angeiviefen, "BER der ihmen übertragenen Revifion der Eivesakten für die 
Vergangenheit fich zu verläßigen: ob eine förmlicde Erneuerung des frühen 
Eides bei allen zum Forſtſchutze angeftellten, und aus einem andern Bezirkäge- 
richtfprengel herübergetretenen Bedienfteten flattgefunden hat, und im Ermang- 
lungsfalle denfelben aufzugeben, diefer Obliegenpeit opne allen Berzug nachträg- 
lich zu genügen. Zum Schußperfonal gehören alle Bedienflete vom Revterförfter 
abwärts, dieſen mit eingefchloffen. In Beziehung auf das Schußperfonal er- 
leidet aber die mittelft Ausfchreiben vom 5. Dezember 1832 publizirte Eides⸗ 
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formel eine Abänderung, indem, unabhängig von den politifchen Eiden, deu 
Schutzperſonal dur den Art. 48 des Forſtſtrafgeſetzes vom 28, Dezember 1831 
ein befonberer Dieuſteid vorgefchrieben it, welcher bei allen Beeidigungen, 
welche nachträglich für die Vergangenheit, fowie für Die. Zukunft ſtattfinden, 
frenge zu beobachten ift. 

Die Rentämter find bereits angewieſen jeden zweiten Eidesakt bes Forfle 
fußperfonals in demfelben Dienftgrade, nur um die fire Gebühr von 28 fr, zu 
tgiftrirten; hingegen bleibt e8 im Fall ver Borrüdung eines Forftbedienfteten 
in einen höhern Grad, wo jedesmal eine neue Beridigung erfor 
dert wird, bei der entfprechenden gefeßlichen Gebühr. Bei diefem Anfaffe 
wird ben beireffenden Behörden bemerkt, daß zwar die erfie Ausfertigung des 
Eiresaftes der zum Forfifchuge aufgeftellten Individuen, welche bem Forftamte 
ur Brwahrung übergeben wird, wie bisher auf Stempel verfaßt werben. muß; 
daß Hingegen alle weitere Ausfertigungen, wenn nach. bem letzten Abfaße des 
Urt, 48 des Forfifirafgefehes vom 28. Dezember 1831 zur Probuktion bei eine 
jelnen Korftgerichten deren erfordert Wer auf ungeftempeltes Papier und 
tofenfrei zu ertheilen find. 


$. 74. Befanntmahung der Königl. Negierungs-Finanzkammer 
vom 28. Dezember 1832, Amtsbl. M 2 vom Jahre 1833, p. 13, 
dad Beſoldungsholz des Forftperfonals betr. 

Dur Refeript des Königl. Staatsminifteriums der Finanzen som 1. Der 
sember 40 14231 wurbe verfügt, daß bie allerhöchfte Verordnung vom 19. Mat 
1820, Regierungsblatt Stüd XIX. vom 27. Mai 1820 $. 5 lit, F., wonach 
dad Befoldungspol; mit Rüdfiht auf. die Jahreszeit ſo vertheilt wird, daß 
Dreiviertheile des ganzen Zahresquantums auf die Monate October big 
inc, März fallen, und Einviertheil auf die Monate April bis incl. Sep⸗ 
tember,*auch bei allen Aerarialforfibeamten Auwendung finden folle. 

Die Königl. Forftämter und. bas Triftamt werben Son biefen allerhöchften 
defimmungen hiemit in Kenntniß gefeßt, mit dem Auftrage, das untergeord- 
wie Perfonal hievon zu verfländigen, und bei fich ergebenden Dienſteserledi⸗ 
gungen und Wiederbefeßungen, das abzugebende Befoldungspolgdeputat hienach 
ju berechnen und zu verabfolgen. 


$. 75. Bekanntmachung des Königl. Finanzminifteriums vom 
14, September 1841, Amisbl. M 63, p. 502, die Bezüge der Forft- 
gehülfen betr, 

Finanzminiſterium. 

Seine Majeſtät der König haben am 25. v. M. allergnädigſt zu 
beſchließen gerupt, daß mit dem näcften Berwaktungsjahre 18%,,, alfo dom 1. 
detober d. J. angefangen, auf und Widerruf E 

12 
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1. den Forſtgehülfen in den zwei jüngern Drittheilen, und zwar 
jedem derſelben, 
a) eine jährliche Geld⸗Zulage von 21 fl. (ein und zwanzig Gulden), dann 
b) eine jährliche Getreid» Zulage von % (einem halben) Schäffel Waizen und 
1% (ein. und einem halben) Schäffel Roggen; | 


2. den Forfigepülfen in dem älteren oder erfien Drittheike abe 
dann den Stationsgehälfen (erponirten Gehülfen) jedem 
a) ‚eine jährliche Geld- Zulage von 20 fl. (zwanzig Gulden), dann b) eine 
jährlihe Getreiv- Zulage von '/ (einem halben) Schäffel Waizen und 1, 
Cein und einem halben) Schäffel Roggen — zu ihren dermalen verorbnungss 
mäßig fchon habenden (nicht pragmatiſchen) Bezügen verabfolgt werben follen. 
Sn Gemäßpeit diefer allerhöchſten Beſtimmung find demnach, fo lange 
nicht anderft verfügt wird, vom 1. October 1841 angefangen, in Abänderung 
ded Zuhalts von $. 25, lit. E. der Berorbnung vom 22. Dezember 1821 (bie 
Forfiorganifation betr.), jedoch mit ausdrüdlicher Fefthaltung der Deftimmun- 
gen ad $, 26 derſelben Berorbnung — endlich in. Abänderung vom $. 12 des 
Bollzugs-Referipts zu diefer Verordnung vom 12. Januar 1822, an die Forf- 
gehülfen folgende Bezüge alljährlich zu verabreichen: 
1. Für einen Forfigehülfen in den zwei jüngern Drittheilen 
a) der fire Geldbezug von 96 fl. (neunzig fechs Gulden), b) als Ber- 
Köftigungsbeitrag das Averfum von 82 fl. (achtzig zwei Gulden), c) an Ge⸗ 
treid-Deputat ein Schäffel Walzen und drei Schäffel Roggen (Korn); 


"u. Für einen Forfigepülfen im erfien oder ältern Drittheile 
ay der fire Geldbezug von 120 fl. (einhundert und zwanzig Gulden), b) 
als Berköftigungsbeitrag das Averfum von 82 fl. (zwei und achtzig Gulden), 
ce) an Getreid-Deputat ein Schäffel Waizen und drei Schäffel Roggen (Korn); 
IM. Für einen Stationsgepülfen (erponirten Gehülfen) 

a) der fire Geldbezug von 120 fl. (einhundert zwanzig Gulden), b) als 
Berföftigungsbeitrag 82 fl. (achtzig zwei Gulden) Averfum, c) an Getreid- 
Deputat ein Schäffel Walzen und drei Schäffel Roggen (Korn), d) die freie 
Wohnung oder Miethäns-Entfhänigung und Holzdeputat gleich einem Forſt⸗ 
wart ($. 25, lit. D. der Berorbnung vom 21. Dezember 1822). 

Bei den Bezügen ber Forſtamtsaktuare findet Feine Beränberung in 

der beſtehenden verordnungsmaͤßigen Beſtimmung ſtatt. 


— Entſchließung des Miniſteriums des Innern und der Finan- 
zen vom 27. Juli 1842, Amtsbl. M, 51, p. 441, die Schlußprüfung 
ber Forſtkandidaten an den Hochſchulen, fiehe 3. Buch: Univerfitäten. 

15. Archive. 

$. 76. Königt. allerhöchfte Verordnung vom 21. Jänner 1837, 

Amtsbl. M, 10, p. 79, die Unterordnung der noch beftehenden äußern 
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Archive und Archivs » Confervatorien unter das allgemeine — 
archiv betr. 
Ludwig, K. 

Wir finden Uns allergnädigſt bewogen, ſowohl zu Vereinfachung der 
Geſchaͤfte, als zu Wiederherſtellung der nothwendigen Einheit in der Leitung 
des Archivdienſtes und der unerlaͤßlichen Verbindung zwiſchen dem Reichsarchive 
und den äußeren Archiven, Archivs-Conſervatorien und Alten » Depots zu ver⸗ 
ordnen, was folgt: 

I. Unfer Reichsarchiv Hat von dem 1. April I. 3. an, die obere Leitung 
und Beauffichtigung der noch beftehenden Äußeren Archive und Archivs-Con-⸗ 
fervatorien wieder zu übernehmen; es treten daher von biefem Zage an die 
Archive zu Nürnberg, Bamberg, Würzburg und Speyer, batın bie Archivs⸗ 
Eonfervatorien zu München und Landshut, und die Depot» Regiftraturen zu 
Neuburg a. d. D. und zu Amberg zu bemfelben in das Berhältnig unmittel- 
barer Unterordnung. 

I. Unferen SKreisregierungen, Kammern bes Innern, bleibt vorbehalten, 
in allen Fällen an bie betreffenden Archive, Arcdhivs-Confervatorien und Depots 
die nöthigen Akten-Abforderungen zu erlaffen, welchen von Seite der leitenden 
Arhivsbeamten die unbedingtefle Folge zu geben ift. Auch find die Bifitationen . 
Unferer Generallommiffäre und Regierungspräfidenten auf dieſe Conſerva⸗ 
torien und Depots mit größter Sorgfalt zu erftreden. 

IM. Unfer Reichsarchiv wird ſich die Herſtellung voller Ordnung bei 
den äußeren Archiven, Archivs-Eonfervatorien und Akten-Depots und bie ſchleu⸗ 
nigfte Bollendung der erforderlichen Repertorifirung zur befonderen Angelegen» 
heit machen, und durch thätige Führung der übertragenen Leitung und Aufficht 
Unfer Bertrauen zu rechtfertigen wiffen. 

Unfer Gtaatsminifterium des Innern ift mit dem Bollguge gegenwärtiger 
Verordnung beauftragt. 


AS Anhang zu gegenwärtigem Tit. II. Staatsbehördem) folgende 
nachſtehende 2 Bekanntmachungen. 


$. 77. Tarif, nach welchem die Königl. Bayer. Handeld-Eon- 
ſuln bei Handlungen, die fie in dieſer Eigenfchaft vornehmen, bie 
Gebühren zu erheben haben, Amtsbl. Ma 48 vom Jahre 1833, p. 458. 


L. Gebühren für amtlide Berrihtungen. 
1. Für Erthellung eines Urſprungs⸗ oder Gefundpeitsatteftes : 
Bayerifhe Währung. 
a) bei ganzen Sendungen . ee fl. 4 kr. 
b) bei einzelnen Kolli oder Paketen 020.0 fl. 24 Fr. 
2. Für Beglaubigungen jdr lt . AS M 
3. Für Aufnapme von Bollmahtn . » : . 130 M 
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Bayerifthe Währung. 
4, Für Austellung eines Reifepfls . .». . . A — kr. 
5. Für Bifirung eines Reiſepaſſes . ; : . fl. 45 kr. 
ad 4 und 5. Bei Handwerksburſchen und allen Unvermögenden Gratis. 


1. Gebühren für nichtamtliche Verrichtungen. 

Hinfichtlich derjenigen nicht eigentlich amtsmäßigen Verrichtungen der Baye- 
rifhen Conſuln bei See» und Kriegsunfällen, Prozefien, Todesfällen und ber» 
gleichen, welche von ihnen entweder auf befonderes Verlangen der betheiligten 
Bayerifchen Unterthanen, oder bei dringenden Borfällen, und wenn bie bethei- 
Bigten bayerifchen Unterihanen feine Korrefpondenten oder Bevollmächtigte am 
Drte haben, von Amtswegen geleiftet werden, find auch die bayerifhen Conſuln 
berechtigt, gleich andern Kaufleuten ſich eine billige Provifion für ſolche Kome 
miffionsgefhäfte zu berechnen, doch haben ſich diefelben hiebei Feine Heberfchrei» 
ging zu erlauben gegen das, was andere teutfhe Conſuln in ähnlichen Fällen 
objervangmäßig nehmen. 


$. 78. Bekanntmachung des Minifteriums der Juſtiz, des In; 
nern und der Finanzen vom 17. Jänner 1838, Amtöbl. M 7, p- 37, 
die Benennung der Königl. Kreisftellen betr. 


Staatsminiflerium der Juſtiz, des Innern und der Finanzen, 

Seine Majeftät der König haben Sich bewogen gefunden, in Folge 
der allerhöchften Verordnung vom 29. November 1837, die Eintheilung des. 
Königreiches Bayern betr., und in weiterer Entwidlung der gefchichtlichen 
Grundlage derfelden, bezüglih der Benennung Allerhöchſt-Ihrer Kreis 
fiellen, zu beflimmen, was folgt: 


1. Die Kreidregierungen und Appellationsgerichte Haben fich in allen amt- 
lichen Ausfertigungen von nun an der Benennung „Königlih Bayerifche Re— 
gierung von Oberbayern, Niederbayern u. f. w.“, dann „der Pfalz“ und „der 
Oberpfalz und von Regensburg” (Kammer des Innern oder der Finanzen) und 
„Königlich Baperiſches Appellationsgericht von Oberbayern, Niederbayern u. f. 
w.“, dann „der Pfalz“ und „der Oberpfalz und von Negensburg“ zu bedienen. 


II. Da der fernere Gebrau des Wortes „Kreis“ der Grundlage der neuen 
Eintpeilung des Königsreichs widerſtreitet, fo ik derfelbe überall zu vermeiden, 
wo nicht eine gefegliche Notwendigkeit dafür gegeben iſt. 

Wo aber unter der ebenbemerkten Borausfegung das Wort „Kreis“ ge 
braudt wird, foll die Benenunng desfelben nicht durch ein Hauptwort, fondern 
durch ein Beiwort, beigefügt werden, 3. B. der Niederbayerifihe Kreis, der 
Oberpfälzifch-Regensburgifche Kreis, der Schwäbifch-Neuburgifche Kreis u. ſ. w. 

1. Diefe Beſtimmungen find in gleicher Weife von ten untergeordneten 


Behörden, Gemeinden und Privaten in ihren Berichten und Borftellungen zu 
beobachten. 
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Die vorfiehenden allerpöchften Anorbnungen werden zur allgemeinen Kennt- 

niß und Rachachtung durch das Regierungsblatt befannt gemarht. 
Tit. IV. Geſchäftsgang. 
1. Band, p. 286. 

F. 79. Eine Königl. Verordnung vom 2. April 1832, Amisbl. 
M 19, p. 241, geftattet jedem Angeftellten des Landgerichtsdienſtes 
und der innern Verwaltung, fein Verſetzungs⸗ oder Befoͤrderungsgeſuch, 
auch ohne Anlaß einer Vakatur, zu jeder Zeit — im Allgemeinen 
unter genauer Bezeichnung der Stellen, worum er im Bafaturfalle 
competirt, und ber Frage, ob er um alle oder nur um gewiffe Stellen 
der bezeichneten Kathegorie competirt, an die allerhöchſte Stelle ge- 
langen zu laſſen. 


$. 80. Bekanntmachung der Königl, Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 18. Juni 1833, Amtsbl. M 33, p- 311, 
die gehörige Begründung der Unterſtützungsgeſuche betr. 

Durh ein höchſtes Refeript des Königl. Staatsminifteriums des Innern 
vom 5. diefes wird verorbnet, daß die Gefuhe um Unterflüßungen aus ben 
Wohlthätigkeitsfonds immer mit den polizeilichen Zeugniffen über Dürftigkeit 
und Würdigkeit zu belegen find, indem fie außerdem unberüdfihtiget zu den 
Akten genommen werben würben. 


$. 81. Befanntmahung ber Königl, Regierung ded Rheinkreiſes 
vom 4. April 1834, Amtsbl, Mu. 20, p- 194, die Xegalijation von, 
zum Gebraude im Auslande beftimmten Urkunden dur fremde Ge- 
fandtichaften betr. 

Es ift in der legten Zeit häufig vorgelommen, daß Urkunden welche zum 
Gebraude in auswärtigen Stauten beftimmt find, unmittelbar an die am 
Königl. Hofe beglaubigten Gefandtfchaften, insbefondere an die Königl. Frans 
söfiihe Gefandtfchaft eingefendet wurden, ohne mit den erforderlichen Lega— 
Iifetionen der Königl. Bayer. Behörden verfehen zu feyn. 

Da den Königl, Gefandtfchaften auf diefe Weile öfters Koften für Por⸗ 
toauslagen verurfacht werden und den Parteien Berzögerung und Nachtheil zu- 
seht, fo wird hiedurch zur Öffentlichen Kenntniß gebradt: 

daß alle von den Juftizftellen im Rheinkreiſe ausgeftellten Urkunden, 
welche in auswärtigen Staaten benußt werben follen, von den Königl. Präfl- 
denten des betreffenden Bezirkögerichts und des Königl. Appellationsgerichts 
beglaubigt feyn und fodann dem Königl. Staatsminifterium der Juſtiz vorge- 
legt werden müffen, durch beffen Bermittlung die erforderliche Legalifation der 
beireffenden fremden Gefandtfchaft erholt werben wird; 
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daß dagegen die Beglaubigung aller übrigen von polizeilichen oder ande⸗ 
ren adminiſtrativen Behörden und Stellen ausgefertigten Urkunden ledig— 
lich durch die unterzeichnete Königl. Kreisregierung geſchehe. 


$. 82. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 8. März 1809, 
wiederholt befannt gemacht im Amtsblatte vom Jahre 1835, M 12, 
p: 154, die Bezeichnung ded Vor» und Zunameng der Supplifanten 
in ihren Anlagen betr. 


Martimilian 0feph, ® 
Wir haben bereits. unterm 28. Dezember. 1606 verorbnet, daß alle Be- 
hörden, welche zu Beſetzungen von Aemtern und Stellen gutachtliche Vorſchläge 
einzureichen haben, hiebei jedesmal die deutliche Bezeichnung der Taufe: 
. und Familiennamen genau zu beobadten haben. 


Ungeachtet defien haben Wir bei mehreren Gelegenheiten, und befonders 
bei der Menge um Anftellung dei der Organifation Unferer Juſtiz- und 
Polizeibehörden eingereichter Bittſchriften erſehen, daß fowohl von Seite ber 
Supplitanten, als felbR auch einiger Stellen die erwähnte Verordnung keines⸗ 
wegs befolgt werde. 

Wir wiederholen daher gegenwärtig jene Verordnung ihrem ganzen In« 
halte nach, mit ber Erklärung, daß, fowie Wir die bei Unfern Minifterial- 
Departements einzureichenden, mit Unferer Berorbnung vom 28. Dezember 
1806 im Widerſpruche ſtehenden Bittfchriften jepesmal entweder werden zurüd- 
weifen laſſen, oder ihr Geſuch als nicht überreicht betrachten werden, Wir zu- 
gleich Unfern zur Annahme derlei Supplifanten geeigneten Behörden hiemit 
auftragen, den Supplifanten ihre Supplifen- auf ihre eigenen Koften fogleich 
zurüdftellen zu lafſſen. | 


88. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes vom 
27. Juni 1835, Amtsbl. Ma 26, p. 287, die Beobachtung der Vor⸗ 
ſchriften hinſichtlich der Form und Rubricirung der Dienſtberichte betr. 

Sämmtlichen untergebenen Behörden und Aemtern, insbeſondere auch den 
Königl. Baubehörden und Königl. Kantonsphpſikaten werden die hinſichtlich der 
Form und Rubricirung der Dienſtberichte angeordneten Vorſchriften, zur pünft- 
lichen Darnachachtung nachſtehend wiederholt in Erinnerung gebracht; 


1. In den auf gebrochenen Bögen (halbbrüchig) zu frhreibenden Berichten 
iſt die Form der Unterordnung zu beobachten. 
Die Anrede if: „Rönigl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern.“ 
Die Unterfhrift: „unterthänig gehorfamft.“ 
Auch auf der äußern Adreffe aller Berichte muß die betreffende Kammer 
bezeichnet werben. 


J 
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Die bloßen Empfehlungs- und Begrüßungsformeln am Schluffe der Be- 
rihte find wegzulaſſen. 

2. In jedem Berichte ift oben zur Linken a) bie Sefhäftsnummer, und 
b) der Name der berichtenden Behörde, c) das Datum, die Nummer und ber 
Buhhabe der veranlaffenden Entſchließung der Königl. Regierung, oder bie 
Angabe, daß ex officio berichtet wird, d) der Betreff, zu feßen. Hienach find 
vie Berichte folgendermaßen zu rubriciren: 

Kr. „Königl. Landtommiffariat N.“ oder „KRonigl. Kantonspppfilat R. 2 

„zum Regierungsrefeript vom ten Juni 1835 

„Ad Nrm. 12407 T., 

„Betreff (oder ex officio.) - 

Am Schluffe des Rubrum ift die Zahl uud Befrhaffenheit der Beilagen und 
beigefügten Akten anzuführen, wie folgt: 

„mit Beilagen von Ag 1 bie 4,“ ober 

„mit 1 Faszikel N. N. (Landkommiſſariatsakten.) 

Die Beilagen find ſtets zu abnumeriren, 3. B. „Beilage A. . zu Ber 
it a. 

Die den Berichten beigelegten Akten müffen nicht nur gebeftet, fondern 
auh gehörig teftirt, rubricirt, numerirt oder follirt und mit einem Rotulus 
verfehen feyn. 

Das Rubrum oder der Betreff ift ftets wörtlich und ohne Verkürzung nad) 
der veranlaffenden diesfeltigen Entfchließung, oder wenn der Bericht ex officig 
erflattet wird, kurz und präciſe nach dem Inhalte desfelben zu bemerken. 


3. In jedem Berichte ift oben zur Rechten der Ort und das Datum ber 
drichtserſtattung zu feßen. 

4. Zu allen Berichtserftattungen ift fih des vorgefihriebenen Papierformats 
von 33%, Centimeter Höhe und 41 Gentimeter ganzer Breite zu bedienen, 
welhes auch für alle Beilagen, Tabellen ꝛc. beizubehalten ift, wenn ber zu 
denfelben erforderliche Raum ſich nur irgend hierauf befehränfen Täßt. 

5. Wenn die allegirten Aktenſtücke oder Effekten abgefondert eingefendet 
werden, fo ift in den betreffenden Dienfiberichten hievon gehörige Erwähnung‘ 
zu thun, und Erfteren ein freier Zettel beizufügen, worauf ſowodl der Betreff, 
ald die Nummer und das Datum des Berichtes bemerkt iſt. 

Schließlich werden fämmtliche untergebene Behörden und Aemter hiedurch 
angewiefen, in allen Fällen, wo zur Erftattung eines Dienftberichtes ein Ter- 
min von der unterzeichneten Stelle vorgezeichnet worden ift, künftig den anbes 
taumten Termin pünttlihft einzuhalten, im Berhinderungsfalle aber, innerhalb, 
dieſes Termins die Urſachen der Nichteinhaltung berichtlich anzuzeigen. 


F. 84. Refeript des Königl. Juftizminifteriums vom 16. Sep— 
tember 1835, Amtsbl. M 47, p. 457, die Form von Berichten und 
Schreiben betr, 
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Staatominiſterium der Juſtiz. 

Zur Erzielung der Gleichförmigkeit und leichteren Ueberſicht wird hiemit 
angeordnet, daß in allen Berichten des Königl. Generalſtaatsprokurators, des 
Appellationsgerichts-Praͤſidiums und anderer Stellen und Behörden an das 
Staatsminifterium der Yuftiz, fowie in allen Berichten niederer an höhere Be 
hörden und in Sthreiben coordinirter Behörden unter fih, ver Ort und das 
Datum nicht am Ende, fondern jedesmal auf die erſte Seite ganz oben 
am Rande rechts gefebt werde. 


$. 85. Berordnung des Königl. Appellationsgerichts für den 
Sfarfreis vom a. September 1835, Amtsbl, M 47, p. 457, die An- 
führung der Kurrentnummern in den Eingaben an das Appellations- 
gericht betr. 

Werden hiemit zur Erleichterung der Regiftraturd-Gefchäfte in Konformität 
einer deßfalld bereits im Sfarfreis - Intelligenzblatte vom Jahre 1803, Stüd 
XLI. ausgefchriebenen Berfügung vom 30, September besfelben Jahre fämmt- 
liche auswärtige Öffentliche Rechtsanwälte und zur Gelbfivertretung berechtigte 
Parteien, welche bei dem unterfertigten Appellationsgerichte Rechtsangelegen- 
beiten zu führen haben, angewiefen, in allen ihren Eingaben, die fih auf an 
fie ergangenene Entfchliegungen des Gerichtshofes beziehen, nit nur das Da 
tum, fondern auch die in jeder Entfchließung links oben flefende Kurrentnum— 
mer bei Einem Thaler Strafe anzuführen. 


$. 86. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Nheinfreijes 
yom 22. November 1836, Amtsbl. M 58, p. 633, vie amtligen 
Zeugiffe zu den Geſuchen um außerordentliche Unterftügungen aus dem 
Staatöfonde betr, 


Gemäß einer höchften Entfohliefung des Königl. Staatsminifteriums des 
Innern vom 10. laufenden Monats, erſcheint es, zur Würdigung der zahlreichen 
bei demfelben einfommenden Gefuche um außerordentliche Unterſtützungen aus 
den für dürftige Staatspiener und ihre Relikten beftebenden Centralfonds, noth⸗ 
wendig, daß in den Zeugniffen, deren Ausftellung zur Erwirkung folder Unter 
flüßungen bei den Polizeibehörden nachgeſucht wird, fünftig 

a) die Bermögensverhältniffe der Dittfteller, b) die Erwerbsfähigfeit, Be⸗ 
ſchäftigung und das ſittliche Verhalten derſelben, e) ihre jährlichen Bezüge aus 
öffentlichen Kaſſen, d) die Zahl und das Lebensalter der noch ganz oder tpeil- 
weife im Unterhalte der Eltern ſtehenden Kinder, und e) die allenfalls erlitter 
nen Unglüdsfälle, langwierige Krankheiten, geiflige oder körperliche Gebrechen 
der Bittfteller oder ihrer Kinder u. dgl, genau und gewiffenpaft angeführt 
werben. 


Sämmtlihe Königl. Polizeibehörden haben fir hiernach pünktlich au arten. 
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$. 87. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 29. Dezember 1836, 
Amtsbl. M 2 vom Jahre 1837, p. 9, die Gefchäftsvereinfachung bei 
der innern Verwaltung betr. 


Ludwig, 8 

Seit Unferer Tpronbefeigung if Unfer unabläßiges Streben auf - 
Sereinfahung der Geihäftsformen und anf Herbeifüprung, eines Gründlichkeit 
und Rafıhheit verbindenden Geicpäftsbetriebes gerichtet. | 

Verſchiedene zu dieſem Zwecke bereits getroffene Anordnungen blieben auch 
nicht ohne theilweifen Erfolg. 

Die Unvollfändigkeit ihres Gefammtergebniffes aber beftätigte täglich mehr 
vie große Wahrheit, daß bloße Kompetenzveränderungen der Aufgabe nicht ge» 
nügen, und daß nur eine das Wefen der Angelegenheiten exfafiende, die todte 
Kontrofe der Dinte und des Papiers, durch die lebendige Kontrole des Auges 
und Wortes erfeßende Maafregel den Bollbegriff jener Gefchäftgverbefierung 
zu fihern vermag, welche ben fehnlihften Wunſch Unferes Vaterherzens bilvet. 

Diefer Heberzeugung gemäß haben Wir von allen Einzelnpeiten der be» 
ſtehenden Normen Allerhöchſt perfönkihe Kenntniß genommen, die Wünſche, 
Anträge und Urtpeile bewährter Berwaltungsangeftellter aller Kategorien, ings 
befondere auch erfahrner Kollegialbeamten und Landsrichter gehört und fofort 
bezüglich des Dienfibereiches der innern Berwaltung beſchloſſen, und verordnen, 
was folgt: 

A. Allgemeine Befimmungen. 


1. Die bisherige Heberwachungsweife der Gefchäftsbehfandlung und des 
Bollzugsverfahreng untergeorbneter Stellen und Behörden mittelft fieter Erhos 
fung von Ausweifen und Bollzugsanzeigen tritt bezüglich der innern Berwal- 
tung mit dem Tage des Erfcheineus gegenwärtiger Berorbunng außer Wirf- 
famteit. 

I. Dagegen wirb von bemfelben Tage anfangend das von Uns in 
verfhiedenen Zweigen bes öffentlichen Dienftes, und namentlih auch in dem 
Unterrihtswefen und in dem Baudienſt, alfo im zwei der wichtigften Zugehös 
tungen im Bereiche des Innern mit unbedingtem Erfolge eingeführte Syftem 
lebendigen Geſchäftsverkehrs und perfönlicher Bifitationen auf die gefammte 
innere Berwaltung übertragen. 

II. Dem zufolge hat nicht nur jeder Generalfommiffär und Regterungs« 
präfident gemäß Unferer allerhöchften Weifung vom 24. Jänner 1833 jähr- 
lih alle Amtofige des ihm anvertrauten Kreifes zu befuchen, und mit der vor» 
(Hriftsmäßigen Inſpektion der Diftriftsbehörden, auch die jeweils wünſchens⸗ 
werthen diſtriktiven und örtlichen Ermittlungen zu verbinden, fondern au) 
jährlich durch den abgeordneten Regierungsdiretor, oder durch abgeorbnete 
Kollegialmitglieder, vier Diftriktspolizelbehörden und Polizeibezirte in allen 
ihren Einzelnheiten mit unbedingtefter Genauigkeit zu viſitiren. ‘ 
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IV. Ferner hat Unfer Staatsminiſter des Innern ſich je binnen 2 Jah⸗ 
zen mindeftens einmal an jeden Negierungsbefiß zu begeben, dafelbfi von dem 
Geſchäftsſtande und Gefchäftsbetriebe perfönlih Kenntnig zu nehmen, die ihm 
wünſchenswerth feheinenden Auffchlüffe unmittelbar aus den Alten zu erholen 
oder erholen zu laffen, die zur mündlichen Borbringung ihrer Anliegen fid 
meldenden Perfonen zu hören, ihre Anbringen zu befcheiden, oder ber gehörigen 
Einleitung zu übergeben, nah Befund in Begleitung des Generaltommiffärs 
und NRegierungspräfidenten, einzelne abminiftrativ wichtige Punkte des Kreifes 
zu befichtigen, und Uns über das Ergebniß unmittelbare Rechenfchaft abzulegen. 

V. Auf diefe perfönlihen Zufammentritte find ſowohl von Seite ber be» 
fichtigenden höheren Staatsbeamten, als mit deren Zuſtimmung von Seite ber 
befichtigt werdenden Stellen und Behörden ſolche Gegenftände zu vertagen, 
deren Auffchub im Einklange mit den beſtehenden Geſetzen, unbefchabet der 
öffentlichen und Privatintereffen zuläffig erfcheint, und durch deren mündliche 
Beiprehung umfaflende Einleitungen wefentlich vereinfacht, oder nach vollende- 
ter Infteuirung zeitraubende Erörterungen -befeitigt werben können. 

VI. Die fohriftlichen Rechenfchaftsablagen haben fih demzufolge, foweit 
nicht Gebe oder Berorbnungen ausdrüdlich ein Anderes beftimmen, in ber 
Regel auf den nah $. 79 Unferer allerhöchften Verordnung vom 17. Des 
aember 1825 mit größter Sorgfalt und Bolftändigkeit zu erflattenden dreijäh—⸗ 
rigen Nechenfchaftsbericht zu befchränfen. In dem Laufe der dreijährigen 
Periode nöthig werdende Auffchlüffe aber, find wo immer möglich, ohne weit- 
ſchweifende Schreibereien durch Einforberung der erledigten Alten, alfo durch 
Selbfleinfihtsnahme von der Sachenlage nnd durch Selbflertrahirung, zu er- 
holen. . 
VI. Keine vorgefeßte Stelle fol aus Anlaffe von Einzelngefchäften Rüd- 
fragen über Gepenftände verfügen, deren Löſung fih bereits in den Aften 
diefer Stelle, und namentlich in der nach $. 76 Unſerer allerhöchen Forma— 
tionsverorbnung vom 17. Dezember 1825 nunmehr allenthalben hergeftellten, 
und ſowohl ous Anlaffe des dreijährigen Rechenfchaftsberichtes (F. 76 Unferer 
allerhöchften Verordnung vom 17. Dezember 1825) als in der Zmwifchenzeit 
mittelft Vormerkung einfommender Spezialauffchlüffe ſtets evident zu haltenden 
ftatiftifchen Sammlungen niedergelegt findet. 

VIII. Ebenfo find Zwifchenbefcheide und Zwifchenentfchliegungen da ford: 
fältig zu vermeiden, wo die alsbaldige Erledigung des Gegenflandes nit er- 
weisbar unmöglich if. Namentlich hat das fogenannte bloße Nummern befel- 
tigen unter feiner Borausfeßung ferner einzutreten. 

IX. Prinzipielle Entfcheidungen und Weifungen find zu generalifiren und 
hiedurch, fowie durch Einverleibung derfelden in die Generalienfammlung, if 
ſowohl widerfprechenden Löfungen derfelben Frage, als wiederholten Schrei 
bereien entfprechend vorzubeugen, 

x, Pinwieder haben die Unterbepörbden und Zwifchenkellen iprerfeits An« 
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fragen bezüglich der Löfungsweife folcher konkreten Bälle zw vermeiden, für welche 
die nächſt vorgefeßte Stelle die Eigenfchaft einer entfcheidenden Inftanz an ſich 
trägt. 

XI. Rekurſe jeder Art find bei der einfchlägigen erſten Inſtanz gegen 
ſchriftlichen Empfangfchein einzureichen und fofort im vorgefchriebenen Inſtanz⸗ 
wege unter alsbaldiger Anfügung ber einſchlägigen Alten, dann ber etwa nö⸗ 
ihigen Erläuterungen an bie Rekurs⸗Inſtanz zu befördern. 

Die linterbehörden fowohl, als die etwaigen Zwifchenftellen bleiben bei 
den als dringend bezeichneten Gegenftänden biefer Art für jeden, das Marimum 
von 4 Zagen, und bei fonftigen Rekurfen für jeven das Maximum von 8 Ta- 
gen überfchreitenden Auffhub verantwortlih: Ebenfo bleiben felbe gehalten, 
dem Einreihenden oder deſſen Mandatar über den Tag des Eintreffens und 
der Weiterbeförderung mündlih, und auf Begehren fehriftlich Aufſchluß zu er» 
theilen oder ertheilen zu laflen. - 

XI. Nichtigkeitsbeſchwerden greifen auch in dem nicht adminiſtrativ Fon» 
tentiöfen Bereiche der Innern Verwaltung nur wegen mangelnder Jurisdiktion 
und Citation Pla. In allen übrigen Fällen find gegen die Entfcheidungen 
der geleßlich oder verorbnungsmäßig feſtgeſetzten letzten Inſtanz lediglich nach⸗ 
tragliche, auf dem Inſtanzenzuge einzureichende und von hieraus nach Andeu⸗ 
tung ber Ziffer XI. gegenwärtiger Weiſung einzubefördernde Beſchwerden zu 
läffig. | 

x. Anonyme Befchwerben und Anzeigen find alsbald zu vernichten, und 
dürfen weber formell noch materiell auf das Urtheil des betreffenden Beamten 
einwirken. 

XIV, Yinterzeichnete Befchwerben find einerfeitd mit aller Strenge, ande» 
rerſeits aber auch mit unbedingter Dffenpeit, und mit gleichmäßiger Beſchir⸗ 
mung bed Befchwerbeführers gegen etwaige Berfolgung und Einfchüchterung, 
und der betreffenden Behörde, gegen ungerehte oder vorſchnelle Gefährdimg 
iprer Dienftehre zu fichern. 

XV, Mündliche nicht ſogleich im erſten Augenblide, als gefeß- und ver 
orbnungswidrig oder ungegründet ſich barftellende Anbringen minder bemittel« 
ter Unterthanen, find bei Unſern SKreisftellen fowohl, als bei Unferem 
Staatsminifterium des Innern, durch eine dazu beſtimmte geſchäftskundige 
Serfon, kurz, aber erfchöpfend und farhgemäß aufzunehmen, und fofort nad 
Maapgabe dienflliher Ordnung, ohne alle Rüdfiht auf Stand und Bermögen 
und mit forgfältiger Erwägung der Thatſache zu. erledigen, daß jeder Bayer 
gleiches Recht auf Schuß und anf gründlihe Behandlung feiner Angelegen- 
Heiten befibt, und baß fiheinbar geringfügige Gegenftände für das Loos des 
Armen oft eben fo entſcheidend find, als für den Reichen Ausfprühe über 
Hunderttaufenbe. 

XVI. So gerne Bir Unfere Generallommiffäre und Regierungspräfl« 
denten im Einklange mit $. 133 Unferer allerhöchften Berorbnung vom 


a 
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17. Dezember 1825 auch fortan ermächtigen, die Anſicht ber Resierungs - Rol- 
legien auch über einzelne, ber follegialen Behandlung nicht zugewiefene Gegen⸗ 
ftände zu vernehmen, fo fehr müflen Wir erwarten, das Kolfegialperfonal nicht. 
durch ein Uebermaaß rein konfultativer Berathungen von Beforgung ber eigent» 
lichen Referatsarbeiten Behufs einer Befchäftigung abgezogen zu fehen, welche 
wohl zur perfönlichen Beruhigung des Rath begehrenden Staatsbeamten dient 
und bei prinzipiellen Fragen, dann bei Gegenfländen von. befonderer Wichtig⸗ 
feit mit weſentlichen Vortheilen verknüpft if, durch welche übrigens zeug der 
ausdrüdiichen: Beftimmung des erwähnten $., die perfönliche Berantwortlichkeit 
des Kreisvorſtandes in Feiner Weife gemildert wird. 

XVII. Gleiches findet auf die, mit mehreren Nebenbeamten verfehenen 
Unterbehörden rüdfichtlich jener Gegenftände ftatt, welche wicht durch Geſetze 
und Berorbuungen der Follegialen Erledigung ausdrücklich untergeben find, 

XVIU. Die in den Gefchäftstreis mehrerer Eoordinirter Stellen und Be- 
hörden der innern Berwaltung einfhlagenden Geſchäfts-⸗Vorkommuiſſe find, in- 
foferne nicht beſtehende Geſetze ausdrücklich ein anderes beftimmen, gemeinfam, 
und zwar, wo immer möglich, in periodifhen Zufammentritten zu befprechen, 
jebenfalls aber mittelft gemeinfamem. Berichte oder. Entfchließung zur Erle 
Digung zu bringen, 

XIX. Dem Geſchäfte if allentpalben die fo nöthige, mit wahrer Gründ⸗ 
lichkeit wohl vereinbare, und gar häufig Wohl und Wehe ganzer Familien, ja 
ganzer Gemeinden bebingende Rafıhheit zuzuwenden. In ber Regel darf kein 
Gegenftand fpäter als 43 Stunden nach feiner Einreihung zu Handen des von 
dem Borftande feftgefeßten Bearbeiters gelangen. Ebenfo dürfen in der Regel, 
bezüglich keines Ausfertigungsentwurfes mehr denn 2mal 24 Stunden zwiſchen 
bem Expebiatur und ber wirklichen Expedition, dann ber Rüdgabe des beiref- 
fenden Altes an die Regiftratur, verfireichen. Jedes biefer Einrihtung mög⸗ 
licher Weiſe entgegenftehende Hemniß ift alsbald, und um fo mehr zu befeitigen, 
als die etwa dem Unterperſonal zugehende vermehrte Mühe, durch Befeitiggung 
des alle Drbnung zerflözenden und Gchreibereien opne Ende verurfachenden 
Adpriorirens mehr denn aufgewogen wirb, 

XX. Uebrigens hat der Geſchäftsgang allenthalben mit der erforderlichen 
Ziefe, au die möglichfie Einfachheit und Natürlichkeit gu verbinden, Peban- 
tiom nicht minder ald Oberflächlicpkeit zu vermeiden, nichts der Beurkundung 
Bedürfendes unaufgezeichnet zu laſſen, und nicht mündlich Abthubares, durch 
allzußrenges Behalten an, zum Theile veralteten Formen, auf das Papier zu 
bannen. 

KXI. Ferner haben die Geſchaͤftsformen ſich genau nah dem Unferer 
Berwaltung vorgezeichneten Geiſte ernften Wohlwollens zu richten, Jedem, auch 
dem Dürftigften Achtung zu erweifen, die nur dem Monarden zulommende 
Bezeugung von Wohlgefallen und Zufriedenheit nicht minder als Zurechtwei⸗ 
fung vor ergrünbetem Sachverhaliniſſe und als die bisher oft one alle Aus- 
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wahl gebrauchten Worte: „pflichtwidrig, pflichtvergeſſen/ zu vermeiden, und im 
Spenden der Anerkennung, wie bes Tadels und ber Strafe jene höhere Würbe 
zu bewähren, welche allein bem Borgefegten Achtung, und feinen Befehlen 
freudigen Gehorfam zu fichern vermag. 

XXII. Endlich find bie bei einigen Kreisftelen noch im Uebermaaße 
üblihen und das untergeordnete Perfonal zu einer wahren Jagd nach Verſäum⸗ 
niß · Entdeckungen, ja nicht felten Zuftellungs-VBerfpätungen veranlaffenden Geld- 
frafen möglichſt abzuſchaffen, und verfäumte Borlagen in der Regel dur 
Bartboten zu erholen, deren Abordnung an entfernte Aemter von zwifchen ge- 
legenen Orten aus erfolgen kann, deren Anwendung fonach den Bortpeil gleich“ 
heitlicher Koften, ohne die Nachtheile und ohne das Berleßende förmlicher, in 
der Regel von Richt- Staatsdienern dekretirten ober doch ausgefrhriebenen Stra- 
fen in fich. ſchließt. | 

B. -Befondere Anorbnungen. 

XXIM' Wir fehen über. die. Frage, ob durch die am 15. Auguſt 1828 
bewirkte Trennung des Conſtriptions von dem Auspebungsgefchäfte, Unferen’ 
Stellen und Behörden und Unfern, zu wiederholten Gängaı veranlaßten 
Unterthanen sine vermehrte Laft zugegangen fey, den nach Einvernafme der 
Dißriftspolizeibehörden zu erfattenden Gutachten Unferer Sreisregierungen, 
Sammern des Innern, entgegen. 

XXIV. Die Beftimmungen, ber Ziffer XIX. gegenwaͤrtiger Verordnung 
haben insbeſondere auf das ſeit Erſcheinen Unferer allerhöchſten Anordnung 
vom 17. Dezember 1825 durch die fpätere Landwehr⸗Ordnung näher geſtaltete 
und durch mehrfache Bollzugsweifungen entfprechend geregelte Landwehrver⸗ 
hältnig Anwendung zu finden, bezüglich deren das Spitem gemeinfamen Be- 
nehmens und periobifhen Zufammentretens der Diſtriktspolizeibehörden mit den 
Regiments- und Bataillond - Kommandos, dann der Kreisregierungen mit ben 
Kreis » Kommandos in verichiedenen Kreifen ‚bereits mit wirkfamftem Erfolge 
und zu wefentlicher Geſchäftovereinfachung burchgeführt if, und deren allgemeine 
Behandlung nach diefem Spfleme Wir piemit wiederholt und ausdrücklich ge 
bieten. 

XXV. Die im .$. 36. linferer allerhöchften Berorbuung vom 17. Der. 
jember 1825 angeorbnete Richtigſtellung der Pfarrei- und Pfründen⸗Faſſionen 
hat nunmehr im Bereiche des datholiſchen Kultus ihre gängliche Berwirklihung 
erreicht und napt auch in Abfiht auf den proteſtantiſchen, raſchen Schrities dem⸗ 
felben Ziele. 

Wir forbeen Unfere Stellen und Behörben alles Ernſtes auf, hier wie 
überhaupt bezüglih aller einmal hergeſtellten Erhebungen für flete und genaue 
Evidenthaltung und dafür zu forgen, daß nicht eine Vernachläßlgung der Ein- 
träge die baldige Unbrauchbarkeit des einmal Hergeſtellten, und eben dadurch 
bie Rothwendigkeit neuen Zeit-, Mühe und Geldaufwandes herbeiführe, 

Uebrigens erliſcht mit dem Feſiſtehen ieber einzelnen Faſſion auch die ben 
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Diſtrikts⸗Polizeibehörden und Kreisftellen bisher in jevem einzelnen Erledigungg- 
falle obgelegene Einfendung befonderer Werths⸗ und Erträgnißberechnungen. 

XXVI. Minder vorgefäpritten ift die durch Unfere allerhöchſte Verordnung 
vom 1. October 1830 angeordnete Evidentftelung der Baupflicht rüdfichtlich 
der den Bau-Konkurrenzverhältniffen unterworfenen KRultusgebäude. 

Da aber gerade diefe Feftftellung das einzige Mittel ift, zahlloſe Einzel- 
gefhäfte dieſes Betreffes abzufchneiden, die rechtzeitige Wendung der Baufälle 
zu bewirken, und nicht nur den Kultus und die Pfründe-Inhpaber vor weſent⸗ 
lichen Gefährden, fondern auch Unſer Aerar und die übrigen Konkurrenten 
vor unverhältnißmäßigem Anwachſen der Ausgaben zu fihern, fo haben .UIn- 
fere Kreisregierungen, Kammern des Innern, die erwähnte gütliche Fefiftel- 
ung alles Ernfted zu verfuchen, jedes gelnngene Abfommen rechtsgültig und in 
einer jeder Fünftigen Irrung vorbeugenden Weife zur Beurkundung zu britt- 
gen, das Verzeichniß ber mißlungenen Berfuche aber Unferem Staatsmint- 
ſterlum des Innern. mit Gutabten darüber vorzulegen, ob ein provolatoriſches 
Berfahren nach den befondern Rechts: und Sachverhältniſſen zuläffig und räth- 
lich, dann ob und welde Iegislative Nachhülfe etwa zu voller Reglung bes 
Gegenftandes nöthig erfiheine. 

XXVII. Dem Erziehungswefen haben Wir feit vem Jahre 1825 wefent- 
liche Berbefferungen zugemwenbet, namentlich hat der ſchon früher zwifchen den 
Lokal⸗ und Diftrikts- Infpektionen beſtandene Bifitationsverkehr auf alfe Ab- 
flufungen des teutfchen Schulmwefens, dann des wiffenfchaftlichen und terhnifchen 
Ynterrichtes Anwendung gefunden. 

Dagegen wollen Wir aber auch nunmehr 

1. die den Lokal⸗ und Diftrikts-Schulinfpeltionen bisher obgelegenen unt- 
faſſenden Schuljahresberichte durch einfache Vorlage der vorgefihriebenen Bifi- 
tationsprotofolfe erfeßt, 

2. das Schul-Abfentenwefen, fo weit es ſich nach erfrhöpfter Strafbefugnif 
der Lokal⸗ und Diftritts-Schulinfpektionen zur Cegricion der Diſtrikts⸗Polizei⸗ 
— eignet, periodiſch verhandelt, 

3. die Vorſtände und Nebenbeamten Unferer Diſtriktspolizeibehörden falls 
ihrer Theilnahme an ſämmilchen Schulprüfungen dienſtliche Hinderniſſe in den 
Weg treten ſollten, nur zur Anweſenheit bei jenen Prüfungen verpflichtet wif- 
fen, in deren Orten fchwebende Baus und fonftige Fragen bes Schuliwefens 
abzuthun find, oder bezüglich deren das. Zugegenfepn eines Beamten von Seite 
der Lokal» oder Diſtrikts⸗Schulinſpektion als vorzugsweiſe wünfchenswerth bezeich- 
net wird. Auch erwarten Wir, daß den beftehenden Anorbnungen gemäß, 
alles auf den Zuftand der einzelnen Schulen, Schulgebäude, Schulapparate u. 
fe w. Dezügliche in dem Bifitatonsprototolle Tonzentrirt, und daß durch ge- 
nauen Nachtrag der aus biefem Protokolle hervorgehenden Veränderungen jene 
Schulſtatiſtik auch wirklich evident gehalten bleibe, weldhe von Uns auf Ans 
trag ber Stände bes Reiche durch Ziff. TIL. 20. des Landtagsabſchiedes vom 
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9. Dezember 1831 angeordnet, und von den Stellen und Behörden der innern 
Serwaltung indem feither umflofienen fünfjährigen Zeitraume mit unermeß- 
liher Anftrengung und beveutendem Koflenaufwande hergeftellt worden ift, und 
melde ald Grundlage der jährlichen Schuldotationd-Bertheilung, dann als einer 
der wichtigſten Grundbehelfe — — Verhandlungen der unbedingteſten 
Genauigkeit bedarf. 

xxviui. Ueberdies iR Unſer Wille, daß die Geſuche um ausgeſchriebene 
Schullehrerdienſte in Zukunft ausſchließend an die Diſtrikts⸗Polizeibehörde oder 
an die Diſtrikts⸗Schulinſpektion des betreffenden Schulortes unter Beifügung 
der verfchloffenen Dualifitationgliften » Extrakte gefendet, und fonach nicht wie 
bisher in zahllofen Einzelnummern, fondern als Beilagen bes gemeinfamen 
Berichtes der genannten Behörden zu dem Einlaufe Unferer Kreisregierun« 
gen, Kammer des Innern, gelangen, wobei jedem Bewerber unbenommen bleibt, 
fih durh Erholung eines Retour- Poftfcheines über das richtige Eingetroffenſeyn 
feiner Eingabe Gewißheit zu verfchaffen. 

XXIX. In dem Bereiche des Medizinalmwefens haben Wir bereits durch 
Berfügung vom 23, Zuli 1832 Unferen Diftrikts-Polizeibeamten das Erfcheis 
nen bei den fo zahlreihen Impfungen und Impfkontrolen erlaffen. Ebenfo ha⸗ 
den Bir durch allerhöchfte Entfchließung vom 6. Juli 1835, veränderte Kom⸗ 
petenbeftimmungen rüdfichtlich der Zulaffung geprüfter Aerzte zu Praxis, ange» 
ordnet. Im Berfolge diefer freieren Stellung des ärztlichen Perfonales find 
au die pfarramtlichen Scheine über Geburten, Trauungen und Gterbfälle 
fortan nicht direft an die Diſtrikts-⸗Polizeibehörden, fonbern an bie mit Anfer- 
tigung der diesfallfigen Ueberſichten beauftragten Gerichtsärzte einzufenben. 

XXX. Die von Uns angeorbnete Herflellung eigener Gemeinde» unb 
Stiitungsgrundetate (Wirthfchafts- und Schuldentilgungspläne), dann die von 
Uns gleihfals verfügte rechtzeitige jährliche Beratung der etwa vorauszu⸗ 
ſehenden Etats-Barianten bezwecken nicht nur die Begründung eines geregelten 
Gemeinde- und Stiftungshausbaltes, fondern auch die Vermeidung unnöthiger 
Vielfchreibereien und das Zufammenziehen der gefammten Ruratel-Einwirkung 
auf einen einzigen umfaffenden Akt. 

Wir zweifeln nit, Unfere Kuratelbepörden aller Abfiufungen werben 
das Vohlthätige diefer Anordnungen bereits erkannt haben und durch gründ⸗ 
liche Behandlung der jährlichen Etatsfeflfeßung einer» dann durch Nichtüber« 
hreitung ihrer Kuratelbefugnifie bei diefem Anlaffe, und durch möglichſt frei 
gelaffene Beivegung der Gemeinde» und Stiftungsverwaltungen in Bollzug ber 
feftftehenden Etatsbefchlüffe anderfeits, Unfere väterliche Abſicht im vollften 
Naaße zu verwirklichen wifien. 

Die durch $. 105 des Gemeinde» Ediktes angeordnete periobifhe Superre⸗ 
difon der Landgemeinde» und Stiftungsrechnungen hat fortan nicht wie bisher, 
durch Anfammeln von Vapiermaflen an dem Regierungsfige, fondern gelegen⸗ 
beitlih der Imtesifiaitenen. und Amtsertrabitionen an Ort und Gtelle in 
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mündlichen Benehmen mit der einſchlägigen Kuratelbehörbe, ſonach Tebendig 
und in einer das Zurüdgreifen auf frühere Rechnungen möglich machenden 
Weife flattzufinden. Die von dem beigeorbneten Rechnungslommiffär oder Re— 
videnfen unter oberfter Leitung des Bifitations- oder Extraditionskommiſſärs, 
in folcher Weife vorbereiteten Regierungsbeſcheide find den Entfchließungen 
über die Bifitation oder Ertradition entfprechend anzureihen. 

XXXI. Die wefentlichen Ergebniffe fämmtlicher Gemeinde- und Stiftungs- 
rechnungen find nach $. 105 des Gemeinde-Ediktes, und in der bereits feftgefeß- 
ten Form zur Kenntniß Unferer Kreisregierungen, Kammern. bes Innern, 

nnd durch diefe zu jener Unferes Staatsminifteriums des Innern zu bringen, 
| XXXI. Gleiche Selbſiſtändigkeit if ven Armenpflegfchaftsrätpen bezüglich 
des Bollzuges ihrer nah Maaßgabe des Grfeßes vom 17. November 1816. und 
Unferer Bollgugsweifung vom 24. Dezember 1833 feftgefeßten Jahresetate 
einzuräumen. 

Die monatlihen Zufammentritte des Diftrittsausfeguffes haben nur in fo 

ferne Pla zu greifen, als fie Stoff zur Berathung darbieten. Die Rechnungs- 
ergebniffe find, als ohnedies in das Diftrifts- Berfammlungs - Protokoll des 
nächſten Etatsjahres übergehend fortan einer befondern Borlage nicht zu un- 
ergeben. 
—XXXIII. In Folge der burch Ziff. VII. gegenwärtiger Berorbnung bereits 
getroffenen Anorbnungen und ber dort gebotenen Bereinigung aller rein fta- 
iiſtiſchen Borlagen in dem dreijährigen NRechenfchaftsberichte, erlöfchen nicht nur 
die verſchiedenen bisher zu flatiftifchen Zwecken verfügt geweſenen Spezialvor- 
lagen; fondern auch jene Yahrestabellen, welche nach $. 76, Abf. 5 Unferer 
allerhöchſten Verordnung vom 17. Dez. 1825 bisher in den Zwiſchenraumen 
ber Zjährigen Periode einzubefördern waren. 

Der Zjährige Rechenfchaftsbericht felbft, deſſen Erſtalinng Wir, um dop⸗ 
pelte Vollszaͤhlungen zu vermeiden, mit Rückſicht auf dem vertragẽmäßig feſt⸗ 
ſtehenden Zeitpunkt der Zollvereinszählungen für 18’%, auf den 1.Februar 
1838 feftfeßen, bis zu weichem Zeitpunkte auch der, erfte minifterielle Rechen» 
fohaftsbericht über die innere Berwaltung nach Anleitung Unferer: Verorbnung 
vom 9. Dez. 1825 Uns zu überreichen ift, fol 

1. jede materielle und formelle Beränderung der Berwaltung und des Ber- 
waltungsobjektes in unbedingter Vollſtändigkeit darlegen, aber auch 

2. unnöthige Wiederholungen vermeidem und das unverändert ‚Gebliebene 
durch einfache Bezugnahme’ auf die früheren Vorlagen erledigen. | 

Dieſer Rechenfchaftsbertiht iſt fofort für 18°, vom 1. Februar 1841 und 
für die Folgezeit fietS an dem ber —— N 1, — 
einzubefördern. gen 

Die das Schulwefen, das‘ Sanitätswefen, — —— und andere 
beſondere Berwaltungszweige angehenden Nachweiſe und Entwicklungen find 
von den beireffenden Schul⸗, Medizinal⸗, Landwehr und ſonſtigen Spezialbe- 
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hörden herzuftellen, fofort in gemeinfamen Zufammentritten mit ber Diſtrikts⸗ 
Yolizeibehörde zu berathen und durch gemeinfame Unterzeichnung ber betreffen. 
den Berichtd- Paragraphen und Berichts-Beilagen zum Ausdrude gemeinfamer 
Ueberzeugung zu erheben, oder mit dem Bortrage der abweichenden Anfichten 
ju verfehen. 

Uebrigens werben Unfere Stellen und Behörben fi bei Erftattung- der 
Jährigen Rechenfihaftsberichte gern berufen fühlen, der Darlegung des Be— 
fefenden jeweils auch ihre Anfichten über etwaige Berbefferungen beizufügen, 
und namentlich auch Teßterer Aufgabe jene Sorgfalt zuzuwenden, worauf die- 
felbe insbefondere nunmehr nach befeitigten Zwifchen-Recenfihaftsablagen ger 
doppelten Anfpruch behauptet. 

XXXIV. Die Qualififationsliften der Beamten find den beftehenden Bor» 
föriften gemäß in follegialer Sigung unter ausfchließender Theilnahme der 
von Uns mit entfcheidender Stimme verfehenen Kollegialbeamten zu verfaffen. 
In Schöpfung der Dualififationgziffer it an den jüngft eingefhärften Normen 
um fo mehr firenge zu halten, als Ereisweife Berfchiedenheit in ver Subfumtion 
nothwendig auch eine Gefährdung der Deamten einzelner Kreife gegen jene der 
übrigen veranlaßt. Ferner find nachtheilige Urtheile über einzelne Angeftellte 
niht blos, wie bisher, in Ziffern auszudrüden, fondern auch in der Rubrik 
„Bemerfungen“ durch Anführung der veranlaffenden Thatfachen näher und 
materiell zu begründen. 

XXXV. Unfer Staatsminifterium des Innern iſt mit dem Vollzuge ge- 
genwärfiger Verordnung beauftragt; dasfelbe wird die hier ausgefprochene 
Rihtung auf alle Einzelnheiten des Innern Dienftes übertragen und Unferem 
erklärten königlichen Willen die vollftändigfte Anwendung ſichern. 

Münden, den 29, Dezember 1836. 


$. 88. Befanntmahung des Präſidiums der Königl. Regierung 
des Rheinfreifes. vom 11. Februar 1837, Amtsbl. M. 12, p. 85, bie 
Errihtung eines Anmeldungs » Bureau bei der König, Negierung des 
Rheinkreiſes betr. 

In Bollziehung des $. XV. der allerhöchften Verordnung vom 29. Des 
ember 1836 (Amtsbl. Ag 2.), und nach Anleitung eines Königl. Minifterial« 
tefrriptd vom 3. v. Mies. ift im obern Negierungsgebäube ein Anmeldungs- 
bureau errichtet worden, in welchem ein bazu fommittirter Königl. Regierungss 
fefretär, nach der ihm ertheilten Inftruftion, angewiefen wurbe : 

1, die fich meldenden Perfonen anzuhören : 

2. den Parteien über Angelegenheiten, welche bei Königl. Regierung 
bereits vorliegen, Auffchluß zu geben, fo weit biefer nach ben beftehenden 
Borfhriften “ertheilt werben darf; 

3, die Anbringen minder bemittelter Unterthanen in von ben Intereffenten 
mitzuunterzeichnende Protokolle aufzunehmen, und biefe auf dem gewöhnlichen 
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Gefhäftswege zum Einlauffownal der betreffenden Königl. Regierungstammer 
zu bringen. n 

Bon der protofollarifchen Aufnahme find ausgefchloffen : i 

1. Gerichtlihe und fonflige Angelegenpeiten, welche dem Wirkungsfreife 
der Königl. Regierung nach der beſtehenden Kompetenzausfcheidung fremd find. 

2. Anbringen, welde ſich zur Entfcheivung der Unterbehörden eignen, und 
bei diefen noch nicht anhängig waren. 

3. Rekurfe jeder Art, welche bei der einfchlägigen erſten Inſtanz gegen 
Empfangfoheine einzureichen find, 

4. Gegenftände, welche von Königl. Regierung bereits verbefchieden find, 
es fey denn, die faktifhen Berhältniffe ftellten fich durch mündliche Aufklärung 
ober durch Beibringung von Urkunden anders dar, als diefelben die, ber Ent» 
ſcheidung zu Grund gelegenen, Aften barthun. 

5. Den Gefeßen zumwiderlaufende oder offenbar unftattpafte Gefuche. 

Die’ mit ihren Anbringen zur protofollarifchen Aufnahme nicht zugelaffenen 
Perſonen ad 2 und 3 erhalten, nach vorgängiger Belehrung über den Grund 
der Zurücdweifung, einen Borweis an die betreffenden äußeren Behörden. 

Das Anmeldungsbureau ift täglich Vormittags von 9 — 12 Uhr, und 
Nachmittags von 4 — 5 Uhr ‚geöffnet, 


$. 89. . Bekanntmachung der Königl. ——* des Rheinkreiſes 
vom 10. März 1837, Amtsbl. M 31, p. 244, den Vollzug des Art, 
XXI. der allerhöchſten Verordnung vom 29, Dezember 1836, resp. 
das Terminwefen im Gebiete des Kreis- Diftrifts und Lofalverwal- 
tungsbienftes betr. 


Sn Folge Königl. Minifterial- Berordnung vom 22. v. M., werben ben 
Behörden der inneren Berwaltung folgende Beſtimmungen bezüglich des Ter- 
minwefens zur Kenntnig und Darnachachtung mitgetpeilt. 

1. Die Friften werben bei gemsynligen Gefhäfts- Borlomm- 
niffen mit Rüdfidt | 

a) auf den größeren ober geringeren Gefhäftsbrang des Augenblides über 
haupt, b) auf die fpeziele Natur des betreffenden Gegenftandes, und c) auf 
die Poſt⸗ und Botenverbindung in einer Weife bemeflen werben, melde bie 
Möglichkeit einer gründlichen und erfchöpfenden Yöfung der Aufgabe nicht aus 
ſchließt, und fie werben a die recepti berechnet. 

In außerordentlichen, eine Ausnahme von der Regel nothwendig machen⸗ 
den Fällen, wird die Bericht erſtattende Behörde nach Erforderniß auch zur 
Aufrechnung der Boten- oder Eftaffetten-Gebühren ermächtiget werben. 

U. Den Königl. Behörden wird eine erfchöpfende Weberficht „alfer, ihren 
refpektiven Gefchäftstreis betreffenden ſtändigen Termine, mit Angabe des 
Tages, an welchem die einzubeförbernde Arbeit bei dem Einlaufe der unter- 
zeichneten Stelle angelangt feyn muß, zugehen. 
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II. Dagegen verpflichtet aber auch jebe a) durch Gefeß, Verordnung oder 
durch generelle Ausfchreiben ein» für, allemal beſtimmte, oder b) fpeziell anbe- 
raumte Frift, die Behörde zur unfehlbaren Einhaltung, oder bei etwaigem Ob⸗ 
walten abfoluter Hinderniffe, zur rechtzeitigen, dieſe Hinderniffe nachweiſenden 
Entfehuldigung und Berlängerungsbitte 

IV. Jedes entweder a) nicht, oder b) nicht genügend, oder c) nicht rerht- 
zeitig entfchuldigte Berfäumniß zieht ohne weitere Mahnung die im Art. XXIL. 
verZallerhöchften Berorbnung vom 29. Dezember 1836 vorgefehene Aborbnung 
eined Wartboten nach ſich. 

V. Diefe Abordnung trägt durchaus nicht den Charakter en Strafe an 
fd, ihr Zweck ift vielmehr ausſchließend, auf Koften des fäumigen Beamten 
den geregelten Gang des Dienftes zu fichern. 


VI. Kein Borftand einer Behörde kann fi der Bezahlung ber Lauf» und 
Bartgebühren eines an ihn gefendeten Boten entfehlagen, wohl aber Bien 
ihm gegebenen Falles vorbehalten, 

a) den KRoftenbetrag von dem ermweislich die Schuld der Säumniß tragen« 
den und feinen Erinnerungen Feine Folge gegeben habenden Neben« oder Uns 
terbeamten zu erholen, 

b) bei beurfundetem Vorwalten eines von feinem Willen unabhängigen, 
abfolut unüberwindlichen Hinderniffes, namentlich bei Nicht- oder verfpätetem 
Eingetroffenfeyn der veranlaffenden Weifung, bei plößlichem Erkranken u. ſ. w. 
die Bergütung der Auslagen zu erbitten, und 

e) im Weigerungsfalle den Beſchwerdeweg zu betreten. 


F. MO. Befanntmahung der Königl. Regierung der Pfalz vom 
4. Juni 1839, Amtsbl, Ma 29, p. 265, die un um außerordent- 
lie Unterftügungen betr. 


In Gemäßpeit höchſter Minifterial-Entfohliegung vom 23. v. M., und un⸗ 
ter Sinweifung auf die Bekanntmachung vom 22. November 1836 (YmtsbL. 
A 58), wird den Köntgl. Polizeivehörden der Pfalz andurch eröffnet, daß die 
dort vorgefehenen Zeugniffe alle in dem nachſtehenden Formular bezeichneten 
Lerhältniffe darzuflellen haben, und den Betheiligten verfiegelt einzuhändigen 
feyen. | 

Zugleich wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß fowohl die bei dem 
Könige. Staatsminifterium des Innern eingereicht werdenden Geſuche um aufer- 
ordentliche Unterſtützungen aus der Königl. Eentralftaatsfaffe, als die bei der 
unterzeichneten Königl. Regierung anzubringenden Seſuche um Unterflüßungen 
aus dem derfelben zur Berfügung geftellten Unterflüßungsfonde für ſtaatsdie⸗ 
nerfhaftliche Individuen und ihre Hinterlaffenen, künftig eine Beachtung nit 
zu gewärtigen haben, wenn fie nicht von den nad obiger Vorſchrift aud- 
zuſtellenden, mit dem Siegel der betreffenden Behörde verſchloſſenen polizei⸗ 
lien Zeugniffen werben begleitet feyn. 


Erſtes Bud. — Staatsrecht. 


198 





| Namen und 








| Perfonal-Berpältniffe. 
Bittſtellers. 
Lebensalter: 
Geſundheit: 
Erwerbsfähigkeit: 
Erwerbszweig: 
Leumund: 


Beſchaffenheit der 
haltung: 


Haus⸗ 


Vermögens⸗ 


Familien-Verhältniſſe. veſb 


Zahl der Kinder, weldhel Gebäude: | Duieszenzge- 
noch ganz oder theil— gehalt: 
— im Unterhalte der 

Nee Grundſtücke: 
Penfton: 

Lebensalter diefer Kinder; 

.. | Rugbare 

Hievon befuhhen bie öfe) erbte: | Alimentation 
fentlihen Schulen: 

In der Lehre bei Gewer-| Aftivfapita« | Almofen aus 
ben find: lien: : ben Lokal—⸗ 

armenfond 

Mit weiblihen Handar- 
beiten gegen Bezahlung E 
befchäftigen fich: Ständige 

Unterftüßung 

In Privatdienften fliehen: uf. w. 


Bezüge 
aus Öffentlichen Kaffen. 


— — ÛÛ — — ee — 


ar | 





Weitere 
Notigen, 


Hier fönnen Te- 
tendlängliche od 
nur für eine be» 
ftimmte Zeit be- 
williate Bezüge] 
aus Mitteln von 
Privaten ode 
Familien u. an« 
dere in ben nes 
benftehenden 
Nubrifen noch 
nicht berührte 
Berhältniffe auf- 
geführt werben. 


Zweiter Abſchnitt. — Verfaſſungsm. Beftandtheile des Staates. 199 


$. 91. Entſchließung der Königl. Regierung der Pfalz, Kams 

mer der Finanzen, vom 10. Auguft 1839, Amtshl. M. Al, p. 358, 
Nachweiſung der Dienftunfähigfeit betr, 

« Zur Begründung ber Dienftesenthebung erfrankter Forftbedienfteten wer- 
den öfters Ärztliche Zeugniffe auf ungeflempeltem Papier beigebradt, und die 
unterfertigte Kreisregierung findet ſich, in der Abficht, das ärztliche Perfonat 
vor Geldftrafen zu bewahren, veranlaßt, zur allgemeinen Erinnerung zu brin- 
gen, daß jedes direft an bie Betheiligten abgegebene Zeugniß auf Stempel- 
papier verabfaßt werden muß, und daß eine Ausnahme von der Stempel- 
pfichtigfeit nur dann zuläffig ift, wenn der Königl. Kantonsarzt, als 
der Medizinalbeamte des Staates, im amtlichen Korrefpondenzivege den Kranf- 
heitsfal dem einfchlägigen Königl. Forftamt anzeigt, wo es genügt, flatt dee 
ärztiihen Zeugniſſes die kantonsärztliche Anzeige vorzulegen. 5 

Zugleih wird bemerkt, daß, da der unterzeichneten Stelle bie praktiſchen 
erste und ihre Unterfchriften nicht immer befannt find, die Königl. Förſtämter 
darauf zu fehen haben, daß bie von praftifhen Aerzten ausgeflellten Zeugniffe 
der Viſirung des Königl. Kantonsarztes unterlegt werben. 


$. 92. Verfügung der Könige. Negierung der Pfalz, Kammer 
der Sinanzen, vom 19. Dezember 1840, Amtsbl. M. 77, p. 475, bie 
Amtsinventarien betr. 

Es beftept die Borfhrift, daß von allen Behörden, welche ihre Erigenz aus 
Kreide oder Finanzfonds beziehen, fogenannte Zus und Abgangsverzeichniffe 
über die Amtsmobiliarfchaften nach Umfluß eines jeden Etatsjahres an die un» 
terfertigte Stelle einzufenden find. — Da nun eine vieljährige Erfahrung bie 
Unmöglichleit gezeigt hat, auf diefe Weife die genaue Fortführung der Amts» 
inventarien fompetenzmäßig zu überwachen, dieſes aber für den Staatshaus- 
halt von ganz befonderer Wichtigkeit it, da ferners die Amtsinventarien als 
weientlihe Dokumente für den Rechnungsprozeß ſich darftellen: fo fieht man 
fih veranlaßt, deßhalb Folgendes zu verfügen: 

$. 1. Die benannten Behörden, worunter auch die fämmtlichen Gerichts- 
behörden begriffen find, haben bis zum 15. October 1841 vollffändige 
Imtsinventarien in duplo anher zur Borlage zu bringen und fie mit ben 
pro *,, von ihren unmittelbar vorgefeßten Stellen erwirkten Genehmigungs- 
delreturen über die Inventarsabgänge gleichzeitig zu belegen. Die Studien» 
anftalten und jene Behörden, welche jährlihe Negie- Erigengrehnungen zur 
Prüfung und Mandatirung an die Königl. Regierungs - Finanzlammer einfen- 
den, follen dagegen fragliche Amtsinventarien mit ihren Exigenzrechnungen pro 
18*%, vorlegen. | 

$. 2. Nachdem diefe Inventarien geprüft find, wird ein Eremplar davon 
der betreffenden Behörde zurüdgegeben, das andere mit den Driginalabfchrei- 
bungsdekreturen aber bei der unterfertigten Stelle aufbewahrt, um ber Super- 
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reviſion und bezüglich des Kreisfonds, dem Landrathe vergelegt, auf in Evi— 
denz erhalten zu werben. 

$. 3. Die folgenden Jahre haben ſodann die erwähnten Behörden das 
ihnen nach $. 2 zurüdgegebene Eremplar des Inventars fortzuführen und für 
jedes verfloffene Etatsjapr an dem $. 1 beftimmten Termin mit den Original- 
abfihreibungsdekreturen über die in Abgang gebrachten Inventarsftüde zur 
Prüfung der neuen Zur und Abgänge, dann zur Ergänzung des hierorts auf- 
bewahrten Inventars an die Königl. Regierungs-Finanzkammer einzufenden 
“und von biefer wieder geprüft zurüdzuempfangen. 
$. 4&. Die Amtsinventarien find in der bereits. beftehenden Form aufju- 

ftellen und fortzuführen. Da biefelben jedoch für mehrere, wenigftens für 6 

Jahre benüßt werden folen, fo iſt nach jeder Hauptabtheilung der verfchiedenen 
Mobiliargegenftände hinlänglicher Raum für den Nachtrag der neuen Zugänge 
zu laffen, zu den Abfhreibungen, Abgängen, aber eine befondere, durch das 
ganze Inventar laufende Rubrike im horizontalen Rubrifenbau aufzunehmen, 
Die Anfchaffungspreife, oder wo dieſe nicht mehr befannt, die beiläufigen Werthe 
der SInventarögegenftände müffen in einer befondern Kolumne gleichfalls anpe- 
geben werben, wogegen die Rubrik für den auf das nächſte Jahr übergehenden 
Inventarsbeſtand wegbleiben fann, weil, wie bemerkt, die Zugänge der folgen: 
den Zahre im Bortrage felbft jedesmal aufzunehmen find. 

$. 5. In Folge diefer Anordnungen ceffiren fünftig die bisher zur Vorlage 
gebrachten jährlichen Zu- und Abgangsverzeichniffe der Amtsinventarien. 

$. 6. Diejenigen Behörden, welche bedeutende Inventarien haben und 
jährliche Exigenzrechnungen über ihre Negie- Marima ftellen, find ermächtigt, 
die Schreibgebühren der durch $. 1 angeordneten Amtsinventarien innerhalb 
jener Marima als Regieausgabe pro 18*%,, zu verrechnen. 

$. 7. Die Königl. Rentämter und übrigen Berwaltungen, welche mit 
ihren Jahresrechnnngen vollftändige Amtsinventarien ale Zahre der Revifion 
au unterftellen haben, find von gegenwärtiger Verfügung ausgenommen. 


— Die Behandlung der Strafnachlaßgeſuche in Forftfrevelfachen, 
fiehe unten 2. Buch, $. 68. 

$. 93. Die Vorſchrift, daß Eingaben bei dem Königl. Finanz 
minifterium in Doppelfchrift eingegeben werben müffen, wurde, gemäß 
höherem Befehl, durch das Negierungs - Präfivium mit dem Bemerfen 
unterm 10. April 1841, Amtsbl. M 29, p. 230, in Erinnerung ge: 
bracht, dag alle nur einfach übergebenen Vorftellungen ohne Entſchlie— 
fung ad acta gelegt werben. 

$. 94. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des mern und der Finanzen, vom 26. Juni 1841, Amtsbl. Ma 46, 
p. 378, die Medifamentenrechnungen der Apotheker betr. 
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Es ereignet fih häufig, daß bei Gefuchen an bie unterzeichnete Stelle um 
einen Koftenbeitrag aus öffentlichen Sonden für, arme VBerunglüdte oder Krane, 
die Medilamentenrechnungen mit den resp. ärztlichen Verordnungen nicht be- 
legt find. 

Da ohne die Einficht Iegterer die tarmäßige Prüfung jener nicht vorge 
nommen werben kann: fo werden ſämmiliche Behörden aufgefordert, ſtrenge 
verauf zu achten, daß bei den genannten Eingaben die ärztlichen Verordnungen 
field beigefügt werben. 


$. HB. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 6, October 1841, Amtsbl. Ma 66, p. 517, die 
Stramahlaßgefuhe in Fuhrwefend- Polizeifachen betr. 

Nachdem durch höchſtes Minifteriafrefeript vom 23. v. M., bezüglich der 
Behandlung der Strafnachlaßgefuche in Fuhrweſens-Polizeiſachen, in welchen 
Iompetenzmäßig von den Adminiftrativbehörden erfannt wird, auf die Beflim- 
mungen des $. 17, lit. h,, der allerböchften Verordnung vom 17. Dezember 
1825 hingewiefen worden ift, und ſolche Gefuche demnach ald Gnadenſachen 
zur allerhöchſten Entſcheidung gebracht werden müſſen, fo wird ſolches mit dem 
demerfen befaunt gemacht, daß dergleichen Gefuche jederzeit an Seine Ma» 
jefät den König alleruntertpänigft fiplifirt und entweder unmittelbar an 
Alerhöchſtdenſelben einbefördert oder der unterzeichneten Stelle zum Behufe 
beriptliher Vorlage übergeben werden follen. 


Tit. V. Staatöbeamten. 
$. 1. Borbereitung, Prüfung, Praxis. 
| 1. Band, p. 493, 


$. 6. Königl. allerhöchſte Verordnung vom 7. April 1833, 
Amtsbl. M 22, p. 221, die Konfursprüfung der um Anftellung im 
Staatödienfte fich meldenden Rechtöfandidaten betr. 

Bir haben auf den Vortrag Unferer Staatsminifterien der Juſtiz, des 
yanern und ber Finanzen beſchloſſen, was folgt: 

1. Die Konkursprüfung der um Anſtellung im Staatsdienſte ſich bemwer- 
denden Rechtskandidaten hat fürohin am 1. Dezember jeden Jahres ſtatt zu 
finden. 

2. Jeder praftifche Fall if in Zukunft ununterbrochen zu bearbeiten, und 
jeder einzelne Kandidat darf erft nach Ablieferung des Aftes und der Ausar⸗ 


beitung nach Haufe entlaffen werden. Der Fall wird an dem hiezu befimmten _ 


Tage früh 7 Uhr bekannt gemacht, und der Ießte Termin zur Einreichung ift 
die Stunde A Uhr desfelben Tages. 

Diefe Beflimmungen, mit deren Bollzug Wir Unfere Staatsminifterien 
der Zuftig, des Innern und ber Finanzen beauftragen, find durch das Negie- 
tungeblatt zur allgemeinen Kenntniß au bringen. 
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$. 97. Bekanntmachung der Königl, Regierung des Rheinfreifeg, 
Kammer des Innern, vom 20. Juni 1833, Amtebl. M 34, p. 820, 
die diesjährige Konfursprüfung der um Anftellung im Staatsdienfte 


fi) bewerbenden Rechtsfandidaten betr. 

Den beireffenden Rechtskandidaten wird nachflefend ein Auszug aus einem 
höchſten Minifterialreferipte vom 6. v. M. zur Wiſſenſchaft und ——— 
bekannt gemacht. 

„Nachdem es durch die Verlegung des Abhaltungstermins der Konkurs. 
prüfungen vom 1. Mat auf den 1. Dezember jeden Jahres den Rechtskandi— 
daten möglich gemacht ift, von der theoretifchen Prüfung angerechnet, bie vor- 
gefchriebene zweijährige Amtspraris bis zur Konkursprüfung im Monate De— 
zember des darauffolgenden zweiten Jahres ganz zu vollenden, fo findet hin» 
füro eine Dispenfation Behufs der Zulaffung zu einer der dazwiſchen fallenden 
praftifchen Prüfungen durchaus nicht mehr ftatt. Dagegen erfordert aber von 
der andern Seite die engere Begrängung des Zeitraumes zwifchen ‚ber iheore- 
tifchen Prüfung bie zur praftifchen, und bie Anpaffung desfelben an die vorge: 
fhriebene Dauer der Vorbereitung, eine deſto firengere Aufmerffamfeit auf 
willführliche Berfpätung des Antritts, Unterbrechung oder Abkürzung der Prarig, 
und ber Königl. Regierung wird zur möglichfien Sicherung der Abfiht der 
neuen Anordnung gegen Mißbrauch ton Seite der Nechtöpraftifanten die größte 
Strenge bei der ihr durch den $.27 der allerhödften Verordnung vom 6. März 
1830 übertragenen Prüfung der diesfälligen Nachweiſe, und in der Vollziehung 
der im zweiten Abfaße des nämlichen Paragraphs enthaltenen Beftimmung an» 
empfohlen. 

Bei vollgültiger Nachweifung einer durch unverfchuldete Verhältniffe und 
Umftände veranlaßten Verkürzung oder Unterbrechung der vollen zweijährigen 
Amtspraris, während einer verhältnigmäßtig kurzen, den Zwed der Vorbereitung 
nicht flörenden Zeit, find zwar Dispensgefuhe Behufs der Zulaffung zur be— 
treffenden praftifchen Prüfung in einzelnen Fällen nicht ausgefhloffen, Seine 
Maeſtät der König haben jedoch, ſolche Dispenfationen eintreten laſſen zu 
fönnen, Allerhöchſt Sich unmittelbar vorzubehalten gerußt. 

In diefer Weife motivirte und belegte Dispensgefuhe müffen übrigens 
ber einfchlägigen Kreisregierung, Kammer des Innern, zur Würdigung über» 
geben, und von diefer, nach vorläufigem Benehmen mit dem Königl. Appella- 
tionsgerichte, dem Staatsminifterium des Innern mit Gutachten fpäteftens 4 
Wochen vor dem Beginne einer Konfureprüfung vorgelegt werden, daher diefe 
Beſtimmung jährlich rechtzeitig durch die Kreis» Intelligenzblätter befannt zu 
machen if, damit die im vorausgefebten Falle etwa befindlichen Rechtsprafti- 
kanten fich darnach zu richten und vor Nachtpeilen zu wahren im Stande feyen.“ 


F. 8. Entſchließung des Könige. Minifteriums der Juſtiz und 
des Innern vom 5. Mai 1833, Amtsbl. Mr 38 vom Jahre 1833, 


x 
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p. 377. Die Qualifikationsbücher der zum Staatsbienfte abfpiriren- 
den Rechtsfandidaten betr, 


Staatsminifterium der Juſtiz und des Innern. 


Die Stände des Reihe Haben den Wunfch geäußert: „es möge in ben 
‚Dualififationgliften der Acceſſiſten und Praktitanten eine eigene Rubrik für 
„wiffenfchaftlihe Tendenz, Belefenpeit und Fortbildung eröffnet werden,” und 
vurh den Landtagsabſchied vom 29. Dezember 1831, Abſchn. LUI., Ziff. 5, 
wurde nicht nur die Abficht ausgeſprochen, auf die wiflenfchaftlichen Beſtrebun⸗ 
gen und Fitterarifchen Fortfchritte der Adfpiranten billige Rüdficht zu nehmen, 
fondern auch den mit der Begutachtung beauftragten Stellen in dieſer Be- 
zehung befondere Aufmerkfamkeit zur Pfliht gemacht. In deffen Folge und 
mit Rüdfiht auf den $. 40 der allerhöchften Berordnung vom 6. März 1830, 
die Konkursprüfung der zum Staatsdienfte adfpirirenden Rechtskandidaten be» 
treffend, dann in der Abficht, den durch Fleiß und wiffenfchaftlices Studium 
fih auszeichnenden jungen Männern die Anerkennung ihres Strebens zuzuwen⸗ 
den und den beftehenden Normen in den einzelnen reifen den bisher entbehr- 
ten gleichen Bollzug zu fihern, werben über die Führung der Qualifitationg- 
büher der Staatsdienftadfpiranten nachftehende Borfchriften erlaffen. 


$.1. Die Borftände der Stellen oder Dehörben, bei welchen ein um An 
fellung im Staatsdienſte fi bewerbender Rechtskandidat nach Beftehung der 
jweiten (praftifchen) Prüfung gur Verwendung aufgenommen wird, find ver- 
plihtet, für deffen weitere Ausbildung woplwollende Sorge zu tragen, ihm 
bie dazu nöthige Anleitung zu gewähren und gleiche Sorge und Anleitung 
jenen Mitgliedern der Stelle oder Behörde aufjzutragen, unter deren pflicht» 
mäßiger Revifion, Unterzeichnung und Berantwortlichkeit der Rechtokandidat zu 
arbeiten berufen ifl. Dabei ift neben dem fittlihen Betragen, der Treue und 
der Rechtſchaffenheit insbeſondere auch den wiffenfchaftlihen Beſtrebungen und 
der litterärifchen Fortbildung der Kandidaten befondere Aufmerkfamteit zugumen- 
den, und auf Gelegenheit zur Erprobung letzterer Eigeufchaften ſowohl bei der 
Auswahl der zugutheilenden Arbeiten, als auch bei der Prüfung und Beurthei-⸗ 
lung der Leitungen forgfältige Rüdficht zu nehmen. 

$. 2. Die Präfidenten der Kreisregierungen find gehalten, bei den jähr- 
lihen Bifitationen der untergebenen Aemter fich der Beobachtung gegenwärtiger 
Vorfriften zu verfihern und über die wiflenfchaftlihe Fortbildung, den Fleiß 
und Eifer, die perfönlichen Eigenfpaften und das fittliche Betragen der Kan« 
didaten, insbefondere über das Benehmen derfelben gegen die Partheien und 
Amtsuntergebenen unmittelbare Erfahrung einzuziehen. 

$. 3. Bei jedem Gerichte und jeder Stelle und Behörde der innern Ber- 
waltung ift über diejenigen Rechtskandidaten, welche dafelbft nach Beftehung 
der in der allerhöchften Berorbnung vom 6. März 1830 vorgefchriebenen Prü- 
fungen zur weiteren Ausbildung für den Stantsdienft verwendet werben, das 
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Qualifikationsbuch fortan nach demjbefonders vorgefchriebenen Formular zu 
führen. 

Der Eintrag in diefes Buch hat am Schluſſe eines’ jeden Verwaltungs— 
jahres, oder wenn ein Kandidat im Laufe des Jahres austritt, bei dem Aus— 
tritte desfelben flattzufinden, und die den Eintrag beforgenden Borftände find 
für die Wahrhaftigkeit und die Unpartpeilichkeit ihrer deßfallſigen Urtheile und 
Bormerlungen verantwortlich. 

$. 4, Bei Führung der Qualifikationsbücher ift die in der Verordnung 
vom 6. März 1830, $. 36, für den gefammten Staatsdienft vorgefchriebene 
vierfache Rlaffifitation beizubehalten, und die Einreihung der einzelnen Kandi- 
baten in die eine oder die andere Klaffe nach den in dem $. 38 der erwähnten 
Berordnung bezeichneten Anhaltspunften zu beflimmen. 

$. 5. Aus den nah $. 3 bei den einzelnen Stellen und Behörden zu 
führenden befondern Qualifitationsbücern, ift in jedem Regierungabezirke das 
allgemeine Qualififationsbud, und zwar: 

1. für die um Anftellung im Juſtizfache ſich bewerbenden ——— 
bei dem Appellgerichte, dann 
2. für diejenigen Kandidaten, welde eine Anfellung im Gebiete der innen 
Verwaltung nachfuchen, bei der Kreisregierung, Kammer des Innern, gleid- 
falls nach dem $. 3 vorgefchriebenen Formular herzuftellen. 

Rechtskandidaten, welche fih um Anftelung im gemiſchten Dienfte Cbei 
Landgerichten) bewerben, oder ihre Bewerbung nach Erfüllung der Borbedin- 
gungen auf mehrere Dienftzweige alternativ erfireden, find in den allgemeinen 
Dualifitationsbücern der Appellgerichte und der Kreisregierungen zugleich vor 
zumerfen. 

$. 6. Jedes Untergericht und jede Unterbehörte der innern Verwaltung 

hat zur Ergänzung des allgemeinen Qualififationsbuches am Schlufle des Ber: 
waltungsjahres dem vorgefegten Appellgerichte und beziehungsmweife der vorge 
feßten Kammer der Kreisregierung ihr befonderes Qualifikationsbuch gegen 
Remiſſion vorzulegen, wo felbes durch das Direktorium geprüft "und einfach 
oder mit den eigenen Erfahrungen und Wahrnehmungen dieſer Direltorien über 
die Fähigkeit und Würdigkeit der einzelnen Kandidaten, und was den gemild- 
ten Dienft betrifft, nach. wechfelfeitigem Benehmen der treffenden Direktorien 
dem allgemeinen Qualifikationsbuche einverleibt werden. 

Bon den vorgenommenen Abänderungen und Ergänzungen ihres Quali⸗ 
fikationsbuches hat jede Kreisſtelle dem vorgeſetzten Staatsminiſterium jähr- 

lich eine Abſchrift vorzulegen. 

$. 7. Die Eintragung der Rechtokandidaten in das allgemeine Qualif⸗ 
kationsbuch gefchieht in der Reipenfolge der zweiten (praktiſchen) Konkursprür 
fung und in jedem Jahrgange nad der Reihenfolge der erlangten Konkurd 
noten, 

$. 8. Die Qualifikationsbücher find befimmt, über die Dauer der Der 
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wendung ber Rechtöfandidaten bei jeder einzelnen Behörde und über die bei 
einer jeden erhaltene Note vollfändige Rachweifung zu geben. 

So oft daher ein Kandidat von einer Unterbehörde zur aubern übertritt, 
hat derfelbe einen verfchloffenen Auszug aus dem. Qualifitationsbuche der Be- 
hörde, welche er verläßt, fich zuftellen zu laſſen, und biefen der Behörde, zu 
welher er übergeht, bei dem Eintritte in die neue Verwendung uneröffnet zu 
überreichen. 

Tritt der Kandidat in einen andern Regierungsbezirf über, fo hat berfelbe 
noch überdies, je nachtem er bei einer reinen Zuflize oder Berwaltungsbehörbe 
oder einem Landgerichte verwendet war, dem Appellgerichte oder der Regierung 
des Kreiſes, welchen er verläßt, darüber Anzeige zu machen, damit dem Appell« 
gerihte oder der Regierung des Kreifes, in welchen er übergeht, der betreffende 
Auszug aus dem allgemeinen Qualififationsbuche mitgetheilt werde. 

Eben diefe Anzeige ift auch dann zu machen, wenn der Kandidat von einer 
Kteisſtelle des nämlichen Regierungsbezirkes zur andern übertritt, 

6.9. Jeder Rechtskandidat ift verbunden, am Schluffe des Berwaltungs- 
iapres bei dem Borftande der Stelle oder Behörde, bei welcher er verwendet 
wird, feine Erflärung abzugeben, ob er fih um Anftellung im reinen Zuftiz« 
oder im gemifchten (Landgerichts-) Dienfte oder im Dienfte der innern Ber- 
waltung, und zwar in einem einzelnen Fade ausfchließlich, oder in mehreren 
alternativ bewerbe, damit hienach die Bormerfung im Qualifikationsbuche ge- 
macht und den Borfchriften der $$. 5 und 6, Abf. 2, genügt werde, 

4. 10. Jede Stelle hat die über die Anftellung geprüfter Rechtskandidaten 
bei vorlommenden Dienfiverleifungen zu erflattenden Gutachten auf das allge 
gemeine Qualifitationsbuch zu begründen. 

Andere, als die dort vorgetragenen und nach den erhaltenen Noten vor 
‚andern, ald tauglich und würdig erfcheinende Kandidaten folen nicht in Vor⸗ 
flag gebracht werden. 

Eine Ausnahme hievon findet nur bei Vergebung der Anvofatenftellen ftatt, 
bei welchen auch auf diejenigen Bewerber, welche nad Vorfchrift des $. AO, 
If. 2 der Verordnung vom 6. März 1830, ipre Ausbildung bei einem rezi⸗ 
Yırten Rechtsanwalte fortgefebt haben und hierüber durch Iegale Zeugniffe ſich 
ausweifen, infoweit geeignete Rüdfiht genommen werden fol, als die verlang⸗ 
ten Jeugniffe zugleich das Fortſchreiten der Kandidaten in wiſſenſchaftlicher und 
lterärer Ausbildung beurkunden.. 

$. 11. Die erfte Herfiellung und Einfendung ber vorgefchriebenen Qua⸗ 
iffetionsbücher ift binnen 3 Monaten zu vollziehen. 

Dagegen wird die Erneuerung und Ginfendung am Schluffe des laufenden 
Terwaltungsiahres erlaffen. 

$. 12, Mebrigens wird den Stellen und Behörden die genaue Einhaltung 
der Über die Nichtverwendung von Rechtskandidaten zu eigentlichen Richteramts⸗ 
funktionen beftebenden Berorbnungen wiederholt zur Pflicht gemacht. 
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Es wird erwartet, daß biefen Borfchriften nicht nur bei den Juſtizkollegien 
und YZuflizämtern, fondern auch bei den mit abminiftrativerechtlichen Attribu— 
tionen befleiveten Stellen und Behörden pünktlich nachgelebt werde. 


$. 9. Königl, allerhöchfte Verordnung vom 17. Dezember 1833, 
Amtshl. M, 5 vom Jahre 1834, p. 66, bie theoretifche Prüfung 
der zum Staatsdienfte adfpirirenden Rechtsfandidaten betr. 

Ludwig, K. 

Wir haben dem Wunſche der Stände des Reiches entfprechend in Gemäß. 
heit der wiederholten Gutachten der gemeinfamen zur theoretifchen Prüfung ber 
Rechtskandidaten niedergefeßten Kommiffion und auf Antrag Unferer Staats- 
minifterien der Zuftiz, des Innern und der Finanzen befchloffen, was folgt; 

I. Die Berordnung vom 12, Auguft 1831, die theoretifche Prüfung der 
Rechtskandidaten betr., tritt außer Wirkfamteit. 

II. Die Verordnung vom 6. März 1830 wird in allen ihren Punkten, mit 
alleiniger Ausnahme des durch Berorbnung vom 7. Auguft 1831 (Regierungss- 
blatt von 1831, ©. 519) angeordneten Anmeldungs- und des auf den 18. Oc⸗ 
tober feftgefeßten Eröffnungstermines, wobei es auch für die Folge fein Ver- 
bleiben hat, neuerlich beſtätiget. Unſere Staatsminifterien der Zuftiz, des 
Snnern und ber Finanzen find mit dem Vollzuge gegenwärtiger Verordnung 
beauftragt, welche durch das Regierungsblatt zur Öffentlichen Kenniniß zu 
bringen ift. 

$. 100. Bekanntmachung des Königl. General-Staatsprofurators 
bei dem Königl, Appellationggerichte vom 13. Februar 1835, Amtsbl. 
NM. 9, p- 129, die Anftellung von Staatsdienftabfpiranten aus dem 
Rheinkreife in den Altern Kreifen betr, 

Sn Gemäßheit allerhörhften Neferiptes vom 3. d. M. follen, mit Rüdficht 
auf die jedem Staatsdienftadfpiranten obliegende Pflicht, fich fo auszubilden, 
daß er zu jeder Anftellung, ohne Unterfchied nach Kreifen, berufen werden könne, 
die Rechtskandidaten, welche die Konfursprüfung bereits mit Erfolg beftanden 
haben, aufgefordert werden, zum Zwecke ihrer alfeitigen Berwendbarkeit, fi 
au um die Zulafung zum Acceffe bei den Kollegialgerichten L. und II. In» 
ſtanz der Altern Kreife bei dem Königl. Staatsminifterium der ZJufliz zu melden. 

$. 101. Bekanntmachung des Königl. Regierungs-Präſidiums 
vom 7. März 1835, Amtsbl. M 13, p- 161, die Ausbildung der 
geprüften Rechtsfandidaten des Rheinkreiſes zur Anftellung im Staats- 
dienfte in den übrigen Kreifen betr, 

Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung des Königl. General-Staats- 
proturators vom 13. Februar I. 3. (Amtsbl. p. 129) wird den mit Erfolg 
geprüften Rechtskandidaten des NRheinkreifes, welche fich für den Tandgerichtli- 
chen oder Innern Adminiſtrativdienſt in ben Altern Kreifen vorbereiten wollen, 
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eröffnet: daß fie fih um Admiffion zur Tandgerichtlichen Praris direkt an die 
betreffenden Yandgerichtsvorflände, oder wenn ihnen foldhe nicht perfönlich bes 
tannt ſeyn follten, an die Königl. Regierungspräfidien um ihre Bermittelung 
zu wenden haben. Diejenigen Kandidaten aber, welche die Mittel befiten, um 
den Rathsacceß bei einer Regierungsfammer des Innern ber älteren Kreife zu 
uhmen, werben ihre deßfallſigen Gefuhe an das Königl. Staatsminifterium 
des Innern oder an das betreffende Regierungs- Präfidium richten. - 


$. 102. Bekanntmachung des Königl. Regierungs-Präſidiums 
vom 19, October 1835, Amtsbl. Mi 52, p. 489, die theoretifche 
prüfung der zum Staatödienfte adfpirirenden Nechtsfandidaten betr. 


Zu Folge eines gemeinfchaftlichen Neferipts des Königl. Staatsminifte- 
ruumd der Zuftiz nnd des Innern, dann ber Finanzen, vom 9. October I. J., 
wird hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht, was unter demfelben Datum 
an die alademiſchen Senate der drei Landesuniverfitäten erlaffen worden if: 


‚Seine Königlide Majeſtät haben in mehreren Berorbnungen 
Merböht Ihre beftimmte Willensmeinung darüber ausgefprocdhen, wie bie 
Berwendung der Studirenden in ihrem mwohlverflandenen eigenen Intereffe und 
dem Intereffe ihrer Eltern und Bormünder eben fo fehr, als in Berüdfichtigung 
der innigen Betheiligung des Staates bei Heranbildung jener Jugend, welche 
dereinft die höheren Klaffen der Gefellfchaft zu formiren beftimmt ift mit firen- 
gem Ernfle zu überwachen fey. 


Folge diefes Standpunktes find die, für bie Hochſchulen der verſchiedenen 
dakultaͤen angeordneten Prüfungen, durch welche dieſelben nach Vollendung 
ihter Studien, beim Abgange von der Univerfität, die Gründlichkeit ihrer Bil« 
dung und ihre erlangte Befähigung nachzuweiſen haben. 


Insbeſondere ift die, an die Stelle der früheren Abfolutorialprüfungen 
getretene, und durch die Verordnung vom 6. März 1830 normirte theore⸗. 
tifhe Prüfung beflimmt, den Erfolg der Studien und die Zulänglichfeit 
der erworbenen Kenntniffe jener Studirenden der juriftifhen und Fameraliftis 
(hen Fakultäten zu erproben, welche mit der Abficht um eine vollendete, Rechtes 
fudien fordernde, Anftellung im Staatsdienfte, oder um die Advofatur ſich zu 
bemerben, die Hochſchule verlaffen und in die Praris übertreten wollen. 


Diefer Charakter der theoretifchen Prüfung, nah welchem bdiefelbe ganz als 
die Abfolutorialprüfung der dem jurififhen Fade fih widmenden Hochſchüler 
erfheint, und den Beweis gutbenüßter Studienzeit und erlangter Reife zu fer« 
nerer felbiftändigen Fortbildung in ihren Ergebniſſen liefern foll, wird jedoch, 
wie die Erfahrungen ber Admiffionsausfchüffe zeigen, vielfah von den Stubi- 
tenden verkannt, welche oft erſt Jahrelang, nachdem fie die Univerfität verlaf« 
fen haben, fich zur Prüfung melden, ober aber bereits admittirt, one hinläng- 
ige Urſache willtüprlich zurücktreten, und nach Berlauf eines Jahres, ohne die 
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Zwifchenzeit fortgefeßten Studien und Repetitionen an ber Hochfchule gewid⸗ 
met zu haben, von Neuem bie Admiſſion nachfuchen. 

Die mit dem Bollguge der. allerhöchften Verordnung vom 6. März 1830 
beauftragten Minifterien der Juſtiz, des Innern und der Finanzen, fehen fich 
hiedurch veranlaßt, um den allerhöchften Abfichten vollftändige Erfüllung zu 
fihern, die Senate ſämmtlicher Univerfitäten ausdrücklich darauf aufmerffam 
zu machen, daß der allerhöchften Berorbnung nur dadurch entfprochen werbe, 
wenn bie Rechtslandidaten unmittelbar nad Bollendung ihrer Univerfitätsftu- 
dien, fonach in dem Jahre felbft ihres Austretend von ber Hochfihule die theo- 
retiſche Prüfung erftehen. 

Es find daher die zur Prüfung der Admiffionsgefuhe nach $. 7 der er 
wähnten Verordnung niedergefegten Ausſchüſſe darüber zu verfländigen, daß 
fie hienach nur ſolchen Rechtskandidaten die Zulaffung zu ertheilen befugt feyen, 
welche fih in Gemäßpeit des $. 6 der allegirten Berorbnung über Sittlichkeit 
und fortdauernde Studien an einer Hochfchule, bis zum Zeitpunfte der 
Admiffionsnahfuhung auszumeifen vermögen. 

Auch werben biefelben auf die obligatorifhe Natur der Zulaflung hinge- 
wiefen, welche den Stubirenden nicht geftattet, willführlich und ohne vollſtän⸗ 
digen Nachweis durchaus unverfchuldeter und unabwendbarer Hinderniffe nach 
einmal erhaltenem Admiffionsbefrete von ber Prüfung zurüdzutreten. Ein folcher 
Rüdtritt enthält von felbft die Erklärung unzureichender theoretifcher Befähigung, 
und die Beflimmungen des $. 17 Abf. 2 in Betreff eines weiter an der Hoch- 
ſchule zugubringenden Jahres, find gegen folche willkührlich Nichterfchienene auf 
das Strengfte in analoge Anwendung zu bringen. 

Die Studirenden der Univerfitäten find von diefen Erläuterungen — 
zu unterrichten und über die Nothwendigkeit zu belehren, die zur Erſtehung der 
theoretiſchen Prüfung erforderlichen Kenntniſſe durch Benützung ber Univerfitäts- 
jahre ſchon im Laufe der Studien an der Hochſchule zu erwerben, indem die 
Geſtattung einer Nachholung des Verſäumten in ſpäteren, nach Entfernung von 
der Univerſität etwa auf Privatſtudien zu verwendenden Jahren, nach dem 
Geiſte und den Beſtimmungen der beſtehenden Verordnungen durchaus nicht 
Platz greifen kann. | 

Insbefondere werben die akademiſchen Senate der drei Fanbesuniverfitäten 
dafür Sorge tragen, daß jährlich die, in dem Ießten Kurfe ihrer Rechtsftudien 
befindlichen Kandidaten rechtzeitig an dieſe Beftimmungen erinnert werben. 

Um zugleich die Unterbrechungen und Verzögerungen möglichft zu befeiti« 
gen, welche fich nad den übereinftimmenden Berichten der Prüfungstommiffio- 
nen jährlih dem geregelten Borfchreiten der Prüfungen durch das Ausbleiben 
abmittirter Studirender entgegenftellen, wird den Prüfungstommiffionen die 
Ermächtigung ertheilt, zum Bollguge des $. 10 Abſ. 1 der ofterwähnten Ber- 
ordnung vom 6. März 1830, die Rechtskandidaten, welche fih nach $. 9 Abf. 2 
flets zwei Tage vor dem ihnen bezeichneten Prüfungstage bei dem Delan ber 
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juriſtiſchen Fakultät zu melden’ haben, und hierauf, ſowie darauf, daß die Mel— 
dung Vormittags neun Upr zu gefchehen hat, in dem Admiſſionsdekret noch 
ausbrüdlich aufmerkfam zu machen find, auch aldbald oder auf den folgenden 
Tag zur Prüfung zu berufen, falls das Nichterfcheinen anderer abmittirter Kan⸗ 
didaten dies nöthig machen ſollte.“ 


$. 103. Bekanntmachung des Königl. General »Staatsprofuras 
tere vom 12. November 1835, Amtsbl, M 55, p. 509, die Auf- 
fiht auf die Befhäftigung und amtliche Verwendung der geprüften 
Rechtskandidaten betr. 


Obgleich der $. 40 der allerhöchften Verordnung vom 6. März 1831 vor» 
fhreibt, daß jeder Rechtskandidat auch nach befriedigender Erſtehung der zwei—⸗ 
ten Prüfung verbunden fey, feine weitere Ausbildung bei den Königl. Stellen 
und Behörden, oder infoferne er fih der Advokatur widmen wolle, bei einem 
recipirten Rechtsanwalte fortzufeßen , fo hat doch die Erfahrung bisher gezeigt, 
daß viele Rechtsfandidaten fih keineswegs auf nüßliche Art befchäftigen, um 
ih zum Staats» oder öffentlichen Dienfte vorzubereiten, in welchem fie eine 
Anftellung nachſuchen wollen. 


Um den deffallfigen Nachtpeilen zu begegnen, hat das Königl. Staatsmi- 
nifterium der Juſtiz durch Neferipte vom 14. Juni und 13. Zult diefes Jahres 
(die den geprüften Rechtslkandidaten zur Zeit mitgetheilt wurden): 


erſtens als zweckmäßig erachtet und erklärt, daß die geprüften Rechtsfandi- 
daten, welche eine Anftelung im Staatsdienfte nachſuchen wollen, vorher ſich 
nah Bedürfniß des Dienftes und mit Rüdfiht auf die Prüfungsnoten als Er- 
gänzungsrichter bei den Friedens» und Bezirkögerichten, als funktionirende 
Subſtituten oder als Untergerichtfchreiber verwenden laſſen follen, um Beweife 
ihrer praftifhen Brauchbarkeit zu Tiefern ; 

zweitens vorgefchrieben, daß die Rechtskandidaten außer ihren Prüfungs 
jeugniffen, ihren Gefuchen um Anftelung immer zugleich die Zeugniffe fompe- 
tenter Behörden darüber beizulegen haben, ob und mit welchem Erfolge fie in 
jener Beziehung, oder ald Gekülfen von Notarien und Advofaten bisher ver- 
wendet worden find, indem bei den über die Wiederbefeung erledigter Stellen 
zu erfiattenden Gutachten darauf NRüdficht genommen werden fol, auf welde 
Art die Bewerber fi feit der beflandenen Kpnkursprüfung befchäftigt haben, 
und ob fie in jenem Dienſtzweige, in welchem fie angeftellt zu werden 
wünſchen, mit Erfolg Vorbereitungsdienfte geleiftet haben. 

Das Königl. Staatsminifterium der Juſtiz hat durch ein ferneres Refeript 
vom 14. September d. J., in der Abficht, die Befchäftigung und das wiffen- 
ſchaftliche Hortfchreiten der geprüften Rechtöfandidaten einer fleten Aufficht zu 
unterwerfen, eine beftimmte Borfchrift über die Art der durch Minifterialent- 
ſchließung — 5. Mai 1832 (Amisbl. von 1833 p. 373) angeorbneten und zu 

Dr. Sichenpfeife s hen" ber Berfaffung x. 14 
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führenden Qualifikationsbücher erlaſſen; welche außer den erhaltenen Konkurs⸗ 
noten folgende Rubriken enthalten ſollen: 

1. Bor» und Zunamen, Geburtsort, Geburlojahr und Religionsbekenntniß 
des Kandidaten. 

2. Praxis oder Verwendung des Kandidaten ſeit der Konkursprüfung. 

3. Die ſich hierauf beziehenden Qualiſikationsnoten; begreifend die Rubri- 
fen: a) natürliche Anlagen; b) Kenntniſſe und Geſchäftsgewandtheit; c) Fleiß; 
d) Vortrag, ſchriftlicher und mündlicher; e) Conduite, Treue und Patriotismus; 
f) Klaſſenzahl, mit Rücſicht auf die Geſammtnoten über a — e, welche Noten 
durch Ziff. I bis IV in Beziehung auf jede Rubrik ausgebrüdt werben follen, 
in der Art, daß Ziff. I „ausgezeichnet”, Ziff. II „fehe gut”, Ziff. TIL „gut“ 
nnd Ziff, IV „unzureichend“ bebeutet. | 

4. Wiffenfchaftlihe Beftrebungen und Yitteräre Fortbildung. 

5. Bemerkungen, insbefondere zu welchem Dienflfache der Kandidat ad» 
ſpirirt. 

Auf den Grund dieſer Anordnungen werden bie geprüften Rechtskandida- 
ten angewieſen: 

I. Ueber ihre feitherige Belchäftigung feit der Konkursprüfung von dem 
Borflande des Gerichtes, oder von dem Advokaten oder Rotär, bei welchem fie 
in Praxis geftanden, resp. noch ftehen, in obigem Sinne Zeugniffe zu erheben, 
welche die beireffenden Beamten verfchloffen zu ertheilen, eingeladen werben; 

U. Die erhaltenen Zeugniffe noch vor Ablauf diefes Monats verfchlofien 
den Könige. Staatsprokuratoren der Bezirksgerichte gegen Befcheinigung zu 
übergeben, welche ihrer Seite die Zeugniffe mit ihren etwaigen Bemerkungen 
vor dem 8. Dezember d. J. an unterzeichnete Stelle fenden werden; 

III. Bon nun an jeden Wechfel in der Praris (4. B. von einem Advoka⸗ 
ten zu einem andern, oder zu einem Notär, oder zu einem Gerichtfihreiber u. 
f. w.) mit belegenden Zeugniffen dem betreffenden Königl. Staatsprofurator 
anzuzeigen, bamit diefer fie hieherfende und auf diefe Art hergeftellt werben 
kann, wie jeder Rechtskandidat zu jeder Zeit befchäftigt gewefen ift; 

IV. Nach Ablauf eines jeden Etatsjahres die Qualififationgzeugniffe über 
ihre Befchäftigung nach der sub I und II bemerften Art zu erheben, und vor 
dem 8. November an die betreffenden Königl. Staatsprofuratoren, gegen Schein 
abzuliefern, welche fie vor dem 16. November mit ihren allenfallfigen Bemer- 
tungen einbefördern werben. « 

Sobald die Belege für die Anlegung des Qualifikationsbuches hier einge» 
troffen ſeyn werben, bedarf es bei Einreichung von Anftelungsgefuhen nicht 
mehr der Beilegung bes Konfursprüfungszeugniffes und befonderer Zeugniffe 
über die Berwendung der Rechtsfandidaten. Diefe werben aber in Gemäßpeit 
fpezieller Weifung des Königl, Staatsminifteriums der Juſtiz aufgefordert, ſich 
bie Erhebung und Ablieferung der Dualifitationgzeugniffe in der vorgefchriebe- 

nen Art angelegen feyn an laffen, weil die Rechtskandidaten, welche fie nicht 


Zweiter Abſchnitt. — Verfaſſungsm. Beftandtheile des Staates. 211 


iiefern, fo angefehen werden follen, als ob fie fih gar nicht befchäftigen, weß⸗ 
falls in Gutachten und Anträgen auf Befeßung von Stellen im Staates oder 
öffentlisyen Dienfte auf fie feine Rüdficht genommen werden foll. 


— Die Königl. Verordnung vom 3. November 1839, die Prüfung 
der Staatsdienftadfpiranten des Berg⸗, Hütten» und Salinendienfted, fiehe 
Hüttenwefen 6. Buch $. AA. 


$. 104. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 5. Auguſt 1840, 
Amtsbl. M AS, p. 311, die Vorbildung für den Regiftratur-, Se- 
fretariatd und Rechnungsfommiffariatsdienft bei den Sreisregieruns 
gen betr. 

Ludwig, K. 

Bir finden Uns bewogen, in Anfehung der für den Negiftratur-, Sefre- 
tariatd- und Rechnungstommiffariatsdienft bei Unſeren Kreisregierungen, 
Kammern des Innern und ber Finanzen, erforderlihen Borbildung, auf fo 
lange Bir nicht anders verfügen, allergnädigft zu beſtimmen, was folgt: 


Il. Die in den $% 4 und 5 Unferer allerhöchften Verordnung vom 17, 
Degember 1825, die Formation, den Wirkungstreis und den Gefhäftsgang ber 
oberfien Berwaltungsftellen in ben Kreifen betr. enthaltene Beftimmung, mo» 
dur für die als Regiftratoren, Sefretäre und Rechnungskommiſſäre bei Un— 
feren Kreisregierungen, Kammern des Innern und der Finanzen, anzuflellen- 
den Individuen das Abfolvirthaben der Univerfitätsftudien unbebingt vorge- 
frieben if, wird außer Wirkſamkeit gefeßt, und es follen auch andere, diefe 
vorbildung nicht befißende, jedoch im Uebrigen qualifizirte ———— zur Be⸗ 
werbung um ſolche Stellen zugelaſſen werden. 

I. Die in die Klaſſe der geprüften Rechtskandidaten nicht gehörigen Bes 
werber um die bezeichneten Stellen haben neben ber erlangten praftifchen Be» 
fhigung, durch ein Gymnafialabfolutorium die Bollendung des Gymnafial- 
Rudiums nachzumeifen, außerdem find die Bewerber um Rechnungskommiſſär⸗ 
hellen auch noch gehalten, fih einer befonderen Prüfung zu unterziehen. 

Für die Bewerber um NRechnungstommiffärftellen bei den Kammern ber 
Finanzen ift diefe Prüfung fortan in der durch Art. 4, Abf. 2 der allerhöchften 
Terordnung vom 8. Auguft 1809, die Prüfung der Adfpiranten zum Staats⸗ 
dienfie betreffend (Regierungsblatt vom Jahre 1809, S. 1330), für den nie» 
deren Finanzdienſt angeordneten Weife abzuhalten, 

Bas Hingegen die Prüfung der Bewerber um Rehnungstommiffärftellen 
bei den Lammern des Innern betrifft, fo behalten Wir Uns vor, weitere aller- 
dochle Entſchließung deßfalls zu ertheilen. 


— Ueber die Vorbedingungen zum Staatsbaudienſte, ſiehe oben 
66. | 
14 * 
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Zu Tit. V. $. TIL A 1. Amtsantritt und Kaniriit, 
1. Band, p. 512. _ 


s. 105.. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom A. Novem- 
ber 1832, Amtsbl. Mi 72, p. 642, die Dienftesverpflichtungen betr. 


Darh ein Refeript des Königl. Staatsminifteriums des Innern wurde 
biinſichtlich der Verpflichtung der in Staats- oder öffentliche Dienfte tretenden 
Indiyiduen nachftehendes Berfahren vorgefchrieben. 

Die Dienftesverpflihtung umfaßt drei Tpeile: 


4. den Eid auf bie Berfaffung nah Titel X. $.3 der Bl il 
2. die Berpflihtung für den betreffenden Dienft, und 
3. den Eid gegen unerlaubte Berbindungen. 


Der zu Berpflichtende ift vor Ablegung des Eides über ben Inhalt ber zu 
beſchwörenden Formel umftändlich zu belehren, und daß dieſes geſchehen, iſt in 
dem Protokolle ausdrücklich zu bemerken. 

Das über die Verpflichtung abzuhaltende Protokoll Hat ſich nicht, wie bie- 
fes häufig im Widerſpruche mit allen Vorſchriften zu geſchehen pflegt, auf eine 
bloſe Erwähnung der geſchehenen Verpflichtung zu beſchränken, ſondern es if 
demſelben die dreifache Verflichtungsformel vollſtändig und wörtlich einzuſchal⸗ 
ten, und dieſes Protokoll iſt von dem Verpflichteten eigenhändig zu unter. 
fchreiben. 

Hinfichtlich desjenigen Theils der Verpflichtungsform, welcher die Zufage 
der Nichttheilnahme an unerlaubten Verbindungen enthält, ift die im’$. 3 der 
Berorbnung vom 13. September 1814 (befannt gemacht durch das Amisbl. des 
Rheinkreifes vom Jahr 1818 ©. 295) enthaltenen Formel wörtlich aufzuneh— 
men, dabei diefe Verordnung ausdrüdlich anzuführen, und auf deren Beftim- 
mungen Bezug zu nehmen, „daß der Ausfteller zu Feiner geheimen Geſellſchaft 
oder zu irgend einer Verbindung, deren Zwed dem Staate unbekannt, von 
demfelben nicht gebilligt, oder dem Intereſſe des Staates fremd ift,: gehört, 
noch je in Zukunft gehören werde.“ 

Sämmtliche Adminiftrativbehörben, denen bie Serwflichtun⸗ von Staais⸗ 
und öffentlichen Dienern obliegt, werden angewieſen, ſich nach dieſen Befim- 
mungen genau zu adhtenz und die Berpflichtungsprotofolle in dem NRegiftraturen, 
nach den verſchiedenen Dienfteszweigen, forgfältig aufzubewahren, 

Es wird noch bemerkt, daß bei Amtsvifitationen dieſer Gegenſtand jedes⸗ 
mal einer genauen Recherche unterzogen werden fol, und daß: jede Vernach⸗ 
läßigung in dieſer Beziehung unnäachſichtliche Ahndung zur Folge baben müßte. 


$. 106. Berfügumg ber Königl, Regierung; Rammer:der Finan- 
zen, vom.5. Dezember 1832, Amtshl. N 78, 2 — die eg 
verpflichtungen betr, ‚oil — 

Nachdem die Vorſchriften der ren vom 4. November I. 3. (Amts 


’ 
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und Intelligenzblatt Stüd 72 ©. 643) auch auf fämmtliche Beamten und An» 
gefellten der Finanzverwaltung volle Anwendung finden, gleichviel ob diefelben 
von einer gerichtlichen oder einer abminifirativen Behörde eiblich verpflichtet 
werben, fo fieht man ſich veranlaßt zur Sicherung des Bollzuges folgende Be- 
fimmungen zu treffen: 

Art. 1. Kein Beamter oder Angeftellter der Finanzverwaltung darf in 
Sunktion treten, bevor er fich nicht der vorgefchriebenen Eidesleiftung, nach den 
drei Unterfcheivungen a) des Berfaffungs- b) bes Dienfteides und c) des Eides 
gegen unerlaubte Berbindungen unterzogen hat, und dies bei der durch Art. 160 
dee Strafgefeßbuches angedrohten Strafe. 


Art. 2. Für den Fall, wo fpezielle Einweifungstommiffäre beftellt wer⸗ 
ven, übernehmen diefe gegen bie unterzeichnete Stelle die Mitverantwortlichkeit, 
das Fein Funktionsantritt vor der von der kompetenten Jufliz« oder Berwal« 
tungsftelle vollzogenen Beeidigung zugelaffen wird. 


Art. 3. Die Königl. Forfimeifter, Rentbeamten, Steuerfontrofeurs, die 
Beamten des Königl. Bergamts, die Bergmwerköverrechner, die Beamten bes 
Rheinfchifffahrtsortroiamtes, des Stempelamts, die Triftbeamten, die Domänen» 
infpettoren und die Beamten ber König. Kreiskaffe, haben entweder unmittelbar 
oder durch den Amtsvorflaud, eine Ausfertigung des Beeidigungsaktes ander 
einzufenden. 

Art. 4 Die obengenannten Beamten und Behörden werden hingegen 
angewiefen, bie Ausfertigungen der Beeidigungsalten für das untergeord- 
nete Perfonal zu erholen und in Verwahrung zu nehmen, und zwar 1, die 
Königl. Forfmeifter, die Beeidigungsakten der Königl. Revierförfter, der Forft« 
amtsaktuare, der Forfiwarte, der Stationd- und Neviergehülfen, ſowohl für 
Staats» wie für Gemeindewaldungen;z 2, die Rentämter, die Beeidigungsaften 
der Rentamtsboten; 3. das DBergamt, die Beeidigungsaften der Oberfteiger 
und Steiger ; 4. das Triftamt, die Beeidigungsakten der Triftmelfter und Holz- 
bofverwalter ; 5. die Bezirkskaſſen resp. die Nentämter, die Deeidigungsakften 
der Steuereinnehmer und Steuerboten. . 

Art. 5. Die mit der Berwahrung beauftragten Beamten haften dafür, 
daf die ihnen übergebene Beeidigungsakten in ber vorgefchriebenen Form be— 
fichen; desgleichen wird den Königl. Forft- und Domäneninfpektoren und dem 
Steuerinfpektor die ausdrüdliche Verpflichtung auferlegt, bei den Bifitationen 
der Forftämter, des Triftamtes, der Nent- und Steuerfontrolämter, dann der 
Bezirkskaſſen fih zu überzeugen, daß alle Eidesakten für das untergeorbnete 
Perfonal diefer Aemter vorliegen, daß fie die im Art. 1 vorgefehenen brei 
Grade des Eides begreifen und daß ein jeder Eid fireng in den vorgeſchriebe⸗ 
nen Worten und Betheuerungen geichtworen worden ift. 


Eidesformel, 
„Ih ſchwöre Treue dem Könige, Gehorfam dem Geſetze und Beobachtung 


* 
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der Staatsverfaffung; ic ſchwöre meine Pflichten als Unterthan und. Staats⸗ 
diener, insbefondere aber als (Eigenfehaft des Staatsdieners) nah beftem 
Wiſſen und Gewiſſen zu erfüllen, fo wie ich es vor Gott, dem Könige und dem 
Geſetze verantworten zu können glaube. Zugleich bekräftige ich bei dieſem 
meinem abgelegten Dienftegeid, daß ich zu Feiner geheimen Gefellfchaft oder zu 
irgend einer Verbindung, deren Zweck dem Staate unbelannt, von bemjelben 
nicht gebilligt oder dem Interefie des Staates fremd ift, gehöre, noch je in 
Zukunft gehören werde. Dies alles beſchwoöre und verfpreche ich, fo wahr mir 
Gott helfe und fein heiliges Evangelium.“ | 


Zu Tit. V., F. IIL, 16 3. Kautionen. 
Siehe Handbuch 1. Bd., p. 513. 


$. 107. Entſchließung Des Finanzminifteriums vom 14. No: 

vember 1833, die Amtsbürgfchaften betr,, Amtsbl. M 54, p- 521. 
Staatsminifterium der Finanzen. 

Seine Majeftät der König haben am 12, d. M. allergnädigft zu 
beftimmen gerupt, daß bie Amtsbürgfchaften im Rheinkreiſe für die Zukunft bei 
neuen Anftellungen und Beförderungen durchgehends in baarem Gelde aufrecht 
gemacht werden müffen, daß, jedoch die allerhöchfte Genehmigung für diejenigen 
Säle vorbehalten bleibe, wo dringende Gründe vorhanden feyn follten, aus 
welchen die Stellung der Kaution durch Hypothefen oder durch Erpromiffion 
ausnahmsweiſe zu bewilligen wäre. 

In Folge diefes allerhöchſten Beſchluſſes erhält die Königl. Regierung, 
Kammer der Finanzen, die Weifung, die Amtsbürgfchaften der Rentbeamten, 
des Kreisfaffa-Perfonals, der Hppothefenbeamten, Ießtere infoweit fie eine ſolche 
für die in die Staatskaſſen fließenden Gebühren zu ftellen haben, bes Stem- 
pelverivalters u, f. w. künftig zwar nad den bermal im Rheinkreis gültigen 
Beftimmungen, jedoch ausfohließlih in Daarem, zu reguliren, für bie. ſchleunige 
Ablieferung der erlegten Kautionen burch die Rheinkreiskaſſe an die hieſige 
Staatsfchuldentilgungs-Speziallaffe Sorge zu tragen, und in Fällen, wo be 
fondere Gründe zur ausnahmsweiſen Bewilligung der Kautionsftelung dur 
Hypothelen oder Bürgfchaften vorliegen follten, jedesmal vorher gutachtlichen 
Antrag hieher zu erfiatten. 


— Die Einregiftrirgebühr von den Perſonalbürgſchaften der intert- 
miftifch funkt, Rechnungs und Kaffabeamten, fiehe 6. Buch, $. 105. 
$. 108. Befanntmahnng der Königl, Regierung des Rheins 
freifes, Kammer der Finanzen, vom 26. März 1835, Amtsbl. M. 15, 
p. 174, die Amtsbürgfchaften betr. 
Mit Beziehung auf die höchſte Minifterial-Entfchliefung vom 14. Novem- 
ber 1833 (Amtsbl. 1833, Stud 54), wird fämmtlichen Kaffenbeamten hiemit 
eröffnet, daß, vermöge einer fernern höchſten Entſchließung vom 22, April 1834, 
* 
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bie nachgeſuchten Berfegungen den Beförberungen gleich zu achten, und 
der Verpflichtung des Erlages baarer Dienftfautionen unterworfen find. 
Diefer Umftand iſt bei Verſetzungsgeſuchen wohl zu beachten, daher jedesmal 
anzugeben, ob dem betreffenden Beamten ber Betrag der Gelpfaution zur Dis- 
pofition ſteht, um noch vor ber Einweifung in die Königl. Kreiskaſſe einge- 
(hoffen zu werben. 


$. 109. Gefeg vom 7. März 1843, Amtshl. M 50, p. 438, 

die Berzinfung der Dienftesfautionen der Beamten betr, 
Ludwig, K. 

Wir haben. bezüglich der Verzinfung der Dienftesfautionen der Beamten, 
nah Bernefmung Unferes Staateraipe und mit Beirat und Zufiimmung 
Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, unter Abänderung 
des 6. 11, Abf. 2 des Geſetzes über das Staatsfchuldenwefen vom 28, De- 
jember 1831, befchloffen und verorbnen, wie folgt: 

Ale von nun an in baarem Gelde bei den Staatsfchuldentilgungstaffen 
neu zur Anlegung gelangenden Amtsbürgfchaftsfapitalien fallen der Berzinfung 
von drei und einem halben Prozent unterliegen. 

Gegenwärtige Anordnung teitt mit dem Zage der Verkündung burcd das 
Gefehblatt in Wirkſamkeit. 

Unfer FZinangminifterium ift mit dem Vollzuge beauftragt. 

Zu Tit. V., $. UL, 14 Wohnftg, Urlaub. 
Siehe Handbuch 1. Bd., p- 513. 


$. 110. Die beiden allerhöchften Verordnungen vom 22, Sep» 
tember 1819 und 11. Mai 1827, über den Dienftesurlaub der ge- 
rihtlihen Beamten wurden durch den Königl. Generalprofurator bei 
dem Appellationggerichte im Amtsbl. vom Jahre 1836, M 46, p. 506 


und 508 befannt gemacht und folgen bier: 
Marimilian Joſeph, & 

Wir haben zur Befeitigung der bei Urlaubsgefuhen der Juftigbeamten im 
Rheinkreife fich ergeben habenden Anflände nach Bernepmen des ‚Appellationg- 
gerihts- Präfidenten und des General⸗-Advokaten auf erflatteten umftändlichen 
Vortrag befchloffen, wie folgt: | 

1. Kein gerichtlicher Beamter oder Unterbeämter darf eine Reife an Unfer 
Hoflager oder in das Ausland unternehmen, noch fich länger als vierzehn Tage 
von feinem Poften entfernen, ohne einen Urlaub von Unferem Staatsmint- 
ſterium dee Juſtiz erhalten zu haben. 

Nur Heine Reifen in das angrenzende Ausland von Beamten, welche in 
den Grenztantonen wohnen, find unter Beobachtung der nachſtehenden Ber- 
fügungen hievon ausgenommen, wenn bie Abwefenpeit nicht drei Tage über- 
ſteigt. 
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2. Die Geſuche an das Staatsminiſterium der Zuſtiz um Erhaltung eines 
Urlaubs ſind bei der vorgeſetzten Amtsbehörde einzureichen, und von dieſer dem 
beſagten Staatsminiſterium vorzulegen. Ueber dieſe Geſuche ſind aber keine 
förmlichen Berichte zu erſtatten, ſondern den in halbgebrochenem Format zu 
fertigenden Vorſtellungen ſind die Anträge der Behörden ſogleich beizufügen, 
und dieſelben werden mit der Entſchließung zurückgeſendet. 

3. Der Präſident, Vicepräſident und Generalprokurator am Appellations- 
gerihte des Nheinkreifes dürfen ohne Erlaubnig des Staatsminifteriums der 
Zuftiz ihren Poſten nicht über drei Tage verlaffen. 

4. Die Räthe, Acceffitlen und Gerichtöfchreiber des Appellationdgerichts 
follen fih ohne Erlaubniß des Präfidenten vom Amtsfige nicht entfernen; der 
Subftitut muß dazu die Authorifation des General⸗Advokaten nachſuchen. 

5. Die Präfidenten und Staatsprofuratoren der Bezirkögerichte find eben- 
falls gehalten, zu jeder über drei Tage andauernden Abweſenheit vorher Ers 
Taubniß zu erholen; die erflern von dem Präfidenten des Appellationsgerichts, 
die leßtern von dem General-Advofaten. 

6. Die Richter, Acceſſiſten und Gerichtsfchreiber bei den Bezirksgerichten 
bedürfen zu jeder Entfernung vom Amte die Erlaubniß des Gerichtspräfiventen, 
die Subftituten bei denfelben die des Staatsprofuratord. Dauert die Abwe— 
ſenheit über acht oder vierzehn Tage, fo müffen die erften die Erlaubniß bei 
dem Präfipenten des Appellationsgerichts und die Ießten bei dem General» 
Advofaten durch ihre vorgefeßte Behörde nachfinhen. 

7. Obige Verfügungen find auch während der jährlichen Gerichtsferien an⸗ 
wendbar. 

8. Die Friedensrichter dürfen ihren Kanton nicht verlaſſen, ohne Erlaub— 
niß des Staatsprokurators bei dem Bezirksgerichte, zu deſſen Gerichtsſprengel 
ihr Kanton gehört. Die Staatsprokuratoren haben ſich zu verſichern, daß durch 
deren Abweſenheit der Dienſt nicht gefährdet werde. 

9, Die Friedensgerichtsſchreiber müſſen die Erlaubniß des Friedengrichters 
haben, wenn fie fih von ihrem Poften entfernen wollen. 

Es if dafür Sorge zu tragen, daß während ihrer Abweſenheit durch 
einen von dem Friedensrichter auf den Borfchlag bes Gerichtöfchreibers zu 
verwenbenden und zu beeidigenden Untergerichtsfchreiber deren Dienft verfehen 
werde. 

10. Die NRotarien dürfen ihren Amtsbezirk nicht verlaffen ohne Erlaubnif 
des Präfidenten des Bezirksgerichts, in deſſen Gerichtsfprengel ihr Amtsbezirk 
gelegen ift. 

11. Die Anwälte a Serichtsboten dürfen ihren Poften nicht verlafien 
ohne Erlaubniß des Präfidenten des Gerichts, wobei fie angeftellt find. 


12. Gegen die Mitglieder und: Angehörigen der Gerichte, welche den bie- 


her erwähnten Borfehriften entgegenhandeln, find angemeflene Disriplinarfira- 
fen zu verfügen, 
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13. Die Präfidenten der Bezirfsgerichte und Staatsprofuratoren haben 
alle drei Monate, erftere dem Präfiventen des Appellationsgerichts, letztere dem 
General-Advolaten über die von ihnen während dem letzten Quartale ertheil- 
ten Urlaubsbewilligungen Bericht zu erftatten Am Schluß des Jahres hat der , 
Präfident und der General» Advofat eine allgemeine Anzeige fämmtlicher bis 
auf vierzehn Zagen erfolgten Urlaubobewilligungen dem Staatsminiſterium 
der Juſtiz — 


Ludwig, K. 


Bir haben zur Befeltigung der Anſtände, in Anwendung der allerhöchſten 
Verordnung vom 22. September 1819, die Urlaubsgefuhe der Juſtizbeamten 
im Rheinfreife betreffend, nach Bernehmung des Appellationsgerichts-Präfiven- 
ten und des Generalprofurators beſchloſſen, wie folgt: 


L Bas die Gefuhe um Entfernung vom Amte unter vierzehn Tagen be» 
trifft, fo find: 

1. dergleichen Urlaubsgeſuche der Appellationsgerichts-Apdvolaten, Appella- 
tionsgerichtsfchreiber und Appellationsgerichtsboten bei dem Generalprofurator 
anzubringen, welcher benehmlih mit dem Appellationdgerichts - Präfidenten 
darauf zu verfügen hat. 

2. Dergleichen Urlaubsgeſuche der Notarien, Bezirksgerichts-Advokaten, 
Sezirkögerichtsfchreiber und Gerichtsboten find bei dem Staatsprofurator des 
Brzirfegerichts anzubringen, welcher ſolche benehmlich mit dem Präfidenten des 
Bezirksgerichts zu erledigen hat. 

3. Die Friedensgerichtöfchreiber haben ihre, eine Entfernung über drei 
Tage bezwedende Gefuche beim beireffenden Friedensrichter einzureichen, welcher 
diefelben, mit feinem Gutachten begleitet, dem vorgefegten Staatsprofurator 
zur Erledigung vorzulegen hat, von meld letzterm im Bewilligungsfalle für 
die Bertretung des Friedensgerichtsfchreiberg während deffen Abwefenpeit durch 
ein geeignetes Individuum zu forgen iſt. 


1. Was die Gefuhe um Entfernung über vierzehn Tage oder ins Aus— 
land betrifft, fo find 


1. die deßfallſigen Geſuche des Appellationsgerichte:-Direktord, der Appel» 
lationsgerichts⸗Räthe, Bezirkögerichts « Präfidenten und Bezirksrichter durch den 
Appellationsgerichts- Präfidenten, 

2. Die depfallfigen Geſuche der Staatsprofuratoren an Bezirksgerichten 
und deren Subftituten ‚ der Notarien, Anwälte, Friedensrichter, Appellations⸗ 
und Bezirksgerichtöfchreiber, Appellationd» und Bezirkdgerichtsboten durch ben 
Generalproturator, hinſichtlich der Subfituten des Generalprofurators, ber 
Appellationsgerichts ⸗Advokaten, der Appellationsgerichtsfchreiber und Appella- 
tonsgerichtsboten- nach vorherigem Benehmen mit dem Appellationsgerichtd- 
Präfiventen an das Staatsminifterium der Juſtiz gutachtlich einzubeförbern, 


/ 
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III. Im Uebrigen hat es bei ber En Berordnung vom 22. Sep- 
tember 1819 fein Bewenden. 


$. 111. Berfügung der Königl. Negiernng der Pfalz, Kammer 
des Innern und der Finanzen, vom 28. Juni 1839, Amtsbl. Mu, 34, 
p- 299, eigenmächtige Entfernung öffentlicher Beamten und Staats: 
diener aus ihrem Amtsbezirfe betr, 


Es ift feit Kurzem vorgefommen, daß Beamte und Staatsdiener fih aus 
ihrem Amtsbezirke entfernen, ohne hiezu von ihrer vorgefeßten Behörde Urlaub 
nachgeſucht und erhalten zu haben; insbefondere haben fih in neuefter Zeit 
mehrere Steuer- uud Gemeindeeinnehmer dergleichen eigenmächtige Entfernun» 
gen aus ihrem Perzepturbezirke zu fehulden kommen laſſen. 

Die unterfertigte Stelle fieht fih daher veranlaßt, die Beobachtung ber 
biesfalls beſtehenden Vorſchriften nachdrücklichſt einzufhärfen, und insbeſondere 
die Steuer- und Gemeindeeinnehmer zur pünktlichen Befolgung der Anorbnun- 
gen im $. 21 der inftruftiven Berorbnung über die Erhebung und Beitreibung 
der direkten Steuern vom 28. Juli 1818 mit dem Bemerken aufzufordern, daß 
jede Entfernung eines Königl. Steuer» und Gemeindeeinnehmers über brei 
Tage aus dem Amtsbezirke, ohne Bewilligung der pöhern Behörde und ohne 
Wiſſen des Bürgermeifteramtes feines Wohnfiges, der disciplinarifchen Ein- 
fohreitung unterzogen wird. 

Zugleich werden die Bürgermeifterämter derjenigen Orte, in welchen fid 
der Sitz eined Steuer» und Gemeindeeinnehmers befindet, alles Ernfles er- 
mahnt, von jeder Entfernung eines Einnehmers von feinem Amtsfiße, welche 
über drei Tage dauert, und wozu derfelbe eine Urlaubsbewilligung nicht nach— 
gewiefen hat, dem betreffenden Königl. Landlommiffariate fogleich unter An- 
gabe der obmwaltenden Berpältniffe Anzeige zu erfiatten, damit dasfelbe die 
erforderlichen Verfügungen treffen kann. 

6. Gehalt, Penfion, Diäten, Anftellungstaren, Umzugs 
gebühr. 
Siehe Handbuch 1. Band, p. 514, 


Die Naturalbezüge der BVorftände und Räthe der Yuftizkol- 
legien, die Einrehnung der Naturalbezüge der Beamten bei Ausmitt: 
lung der Wittwenpenfionen, die Penfionen der Kinder von Kollegial- 
räthen und bie den Sriedensrichtern zugeftandenen pragmatifchen Rechte, 
ſiehe M Ill. $, 78 des Ständeabfchiedes vom 29. Dezember 1831, 
oben sub $. 13. 


$. 112. Verfügung der Königl. Regierung, Kammer der Finan- 
zen, vom 6. April 1832, Amtsbl, Mi 19, p. 242, die Umzuggebühren 
bei Berfegung der Staatsdiener betr, 
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Um den Verzögerungen abzuhelfen, welche bisher die Anweiſung der Um⸗ 
zugsgebühren in vielen Fällen dadurch erlitten hat, daß die deßfallſigen Geſuche 
ohne alle Belege, woraus bie Elemente der Berechnung geſchöpft werben muß- 
ten, vorgelegt worden find; fieht man fich veranlaßt unter Bezugnahme auf 
die allerpöchfte Verordnung vom 16. Auguft 1817 (vide Amtsbl. A 40 des 
Jahrgangs 1817) Folgendes zn verfügen: 

Jeder, welder auf Bergütung von Umzugsgebühren: verorbnungsmäßig 


Anfpruh hat, foll unmittelbar nah Empfang des Berfeßungspefrets bei ber 
unterfertigten- Stelle eine Liquidation einreichen, welche zu enthalten hat: 


1. die Bezeichnung des Berfebungsbelrets; 

2. den Stand bes Beamten, ob nämlich ledig oder verbeirathet und in 
Ieöterm Falle die Zahl der unverforgten Kinder ; 

3. den Gehalt der Stellen, von welcher und auf welche er verfeßt wurde; 

4. die Entfernung nad Meilenzahl und auf dem nächften fahrbaren Wege; 

3. die Berechnung der Gebühren nach $$. X und XI der Verordnung. 


Der Familienftand (Punkt 2) ift durch ein Zeugniß des Königl.- Land» 
tommiflärd, und die Entfernung (Punkt A) nach $. XII der Berorbnung nach⸗ 
zuwelfen. Es bedarf übrigens zur Aufftellung der Liquidation Feines Stem⸗ 
pelpapiers. 


$. 113. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer der Finanzen, vom 5. Dezember 1832, Amtsbl. Mr 79, p. 
691, die Umzugsgebühren bei Verfegung der Staatgdiener betr. 


Mit Hinweifung auf das in obigem Betreffe unter dem 6. April I. 3. 
durh das Kreisamts- und Intelligenzblatt Stüd 19 erlaffene Generale wird 
noch weiter verfügt, was folgt: 


1. Damit zwedlofe Umwege vermieden werben, find die Umzugsgebühren- 
Liquidationen von allen Beamten der Juſtiz, der Adminiftration und ber Fi— 
nanzen fogleich unmittelbar an die unterfertigte Stelle zu birigiren. 


2. Die befragten Liquidationen müffen jeder Zeit in nachſtehender Form in 
duplo eingereicht, und das eine Duplikat mit einer Abfchrift des Berfeßungs- 
oder Beförberungspefrets, mit dem Zeugniß der Mauth» oder Poftbehörde über 
die Meilenzapl der Entfernung, und mit dem Zeugniß der Lokalpolizeibehörde 
über den Familienftand des Petenten belegt werden. 


3. Alfe drei fo ebenerwähnte Belege dürfen auf ftempelfreies Papier aud« 
gefertigt werden. 
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Liquidation 
der Umzuggebühren des bioherigen ...... zu ..... und nunmehrigen ...... N. N. (Name des Petenten) 


—— ———— 
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VOM . . .+ 7c. . oder nicht, rer 8 
ausgeſchrieben von beri mit oder opne Gehalt .ald Cueue Stelle) 
|Rönigl, Regierung am] unverſorgte a Su 2* fl. 
| ꝛe. Kinder. 
| Beleg 1. Beleg 2. 

IC Abfchrift des allerhöch⸗ (Zeugniß der Lokal⸗ 
ſten Reſcriptes.) polizeibehörde.) 2 


| 
| 


Aufgeftellt am 


Bezeichnung Familienftand Gehalt der Stelle, 
des bed von welcher und auf welde 
Berfeßungspefretes. Beamten. ber Petent verfeßt wurbe. 


Entfernung. 


Allerhöchſtes Refeript _ verbeirathet Gehalt als (bisherige Stelle) | Bon (Benennnng |von den erften fünf 


des bisherigen 
Mohnorted) 


nach (Benennung 
des neuen Domizils) 
. s Meilen. 


Beleg 3. 


(Zeugniß der Poft- 
oder Mautbbehor: 
de, oder beflimmte 
Hinweiſung auf 
die Diftanztabelle 
vom Jahr 1830.) 


Berechnung 
ber 
Umzugsgebühren. 


Meilen a p% fl. 


von den weitern 
Meilen ap‘, . 


Summa . | 


(Unterfohrift des Petenten.) 
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— Wegen Bezahlung der Pferbegeldaverfen resp. der Attefte über 
das Halten der Dienftpferde, fiehe 6. Buch, $. 147. 

— Befanntmahung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer der Finanzen, vom 7. Dezember 1835, Amtsbl. M, 57, p. 
537, die Diftanzzeugniffe bei Umzugfoftens Bergütungen betr., fiehe 6. 
Bud, $. 151. 

F. 114. Befanntmahung der Königl, Regierung des Rheins 
freijes, Kammer des Innern, vom 17. Auguft 1837, Amtsbl. M, 48, 
p. 391, die rechtzeitige Borlage von Duieszenz-Berlängerungsgefuchen 
‚der auf gewiffe Zeit quieszirten Staatsdiener betr, 

Nah einer höchſten Entfchliefung des Königl. Staatsminifteriumg des 
Innern vom 25. vor. M. ift es der Wille Seiner Majeftät des Königs, 
daß Gefuche ber wegen phpfifcher Gebrechen nach $. 22 lit. D, der IX. Ber- 
falungsbeilage auf beftimmte Zeit quieszirten Staatsdiener um Berlängerung 
der Quieszenz Allerhöchſt Denfelben jederzeit vor dem Ablaufe der vori- 
gen Quiedzenzfrift, und zwar fo zeitig vorgelegt werben follen, daß Aller» 
döchſt Ihr Entfhluß über die nachgeſuchte Quiesgenz » Verlängerung dem 
Quieszenten noch vor dem Ablaufe der vorigen Quieszenzfriſt zufommen kann. 

Diefes wird allen im Rheinkreife ſich aufhaltenden, in zeitlichen Ruheſtand 
verfeßten Staatsdienern, zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung befannt gemacht. 

$. 115. Belanntmahung des Präftdiums der Königl, Bayer, 
Regierung der Pfalz vom 22. Jänner 1838, Amtsbl. Mi 8, p. 44, 
die rechtzeitige Vorlage von Duieszenz-VBerlängerungsgefuchen der auf 
gewiſſe Zeit quiegzirten Staatsdiener betr. 

Wegen genauer Bezeichnung der in der Bekanntmachung vom 17. Auguft 
v. 3. (Amtsblatt AF 48) berührten Obliegenheit der rechtzeitigen Anbringung 
von Quieszenz-Berlängerungsgefuchen wird in Folge höchſter Minifterialent- 
fhließung vom 15. diefes, zur geeigneten Maßnahme in vortommenden Fällen 
eröffnet, daß die Termine aller auf befiimmte Zeit beſchränkten Quieszenzbe⸗ 
willigungen und deren Berlängerungen vom Tage ber allerhöchften Bewilligung 
an, und nicht von jenem des zufällig verfpäteten Quieszenzantrittes, oder ber 
fpäteren Infinuation einer Duieszenz-Berlängerung zu berechnen feyen. 

— Siehe aud) den $. 78 des Ständeabſchiedes vom 29, Dezem⸗ 
ber 1831, Amtsbl. M, 1 vom Jahre 1832, p. 1, oben $. 18. 

$. 116. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 13. März 1842, 
Amtsbl. M. 23, p. 209, die Getreidebezüge der Beamten des admi⸗ 
niftrativen und gemifchten Dienftes ber. 

Ludwig, 8 
Bir Haben beſchloſſen, Hinfisptlih jener Naturalnebenbezüge, bie Bir 
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den Staaisdienern durch das Beſoldungsregulativ vom 16. Februar 1826 als 
Surrogate eines Theiles der frühern Geldgehalte zugewieſen haben, bie durch 
Tit. IL. $. 78 lit. a. des Landtagsabſchiedes vom 29. Dezember 1831 für bie 
Borftände und Räthe Unferer Juſtizkollegien beftätigten urfprüngliden Be— 
fimmungen des befagten Befoldungsregulativs, auch zu Gunften Unferer 
‚ Beamten bed adminiftrativen und gemifchten Dienfles wieder in Wirkfamteit 
treten zu laſſen, und verorbnen demnach für fo Tange, als Wir nicht anders 
verfügen, was folgt: 

$. 1. Die den Beamten des adminifirativen und gemifchten Dienſtes als 
Surrogate eines Theiles der früheren Geldgehalte, und durch Umwandlung 
biefes Theiles in Getreide, zugewiefenen Naturalnebenbezüge der Eingangs er» 
wähnten Art, find als wirkliche, nur aus’ nationalötonomifchen Erwägungen in 
Getreide regulirte Gehaltsbeſtandtheile zu betrachten. 

Diefelben find daher bei den Adminiftrativ- Staatsbienern aller Klaſſen 
und Kategorien dem Dienftesgehalte bei den mit Richteramtsfunktionen beffei- 
beten Landgerichtsbeamten aber dem firen Geldgehalte im Sinne des $.23 der 
IX. Berfaffungsbeilage hinzuzurechnen. 

$. 2. Die gedachten Bezüge follen, diefem Standpunkte gemäß, in allen 
einfohlägigen Fällen, insbefondere bei Regulirung der den flaatsdienerlichen 
Relikten gebührenden Penftonen und Alimentationen, der Umgugsgebühren, 
dann der nach $. 22 Hit. c, und $. 23 der IX. Berfaffungsbeilage zu verab» 
reihenden Duieszenzgehalte, fowie bei Berechnung des Sterb⸗ und Nachmo- 
natsbezuges, der Wittiven- und Waifenfondsbeiträge und der Anftelungs- und 
Beförberungstaren, jederzeit behandelt werben. 


$. 3. Sämmtliche bereits eingewiefene Quieszenzgehalte, Penfionen und 
Alimentationen der eben genannten Art find, fo ferne nicht etwa das berechtigte 
Subjekt durch Tod, Großjäprigkeit, Berforgung, Verzicht oder in fonft gefeßli- 
eher Weife bereits vor dem 1. März 1839 aus dem Genuſſe wieder ausgetreten 
ift, der geeigneten Revifion von Amtswegen alsbald zu unterwerfen, und Die 
ben Betheiligten besfalld gebührenden Nachzahlungen bis zu dem 1. März 1839 
aurüd, durch bie betreffenden Kaſſen Leiften zu Iaffen. 


$. 4. Für alle übrigen Fälle, hat die durch 5. 2 vorgefchriebene Behand» 
Iungsweife, vom 1. October 1841 als Beginn des Iaufenden Rechnungsjap- 
res an, überall in Wirkſamkeit zu treten, 

Gegenwärtige Berorbnung iſt durch das Regierungsblatt zur allge 
meinen Kenntniß zu bringen, und von ben betheiligten Minifterien nah Maß⸗ 
gabe ihres Reſſorts in Vollzug zu feßen. 


7. Uniformen. 
Handbuch 1. Band, p. 541. 


$. 117. Bekanntmachung der Königl. Regierungs-Finanzfammer 
* 
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vom 12. September 1831, Amtsbl. M& 33, p. 262, die Uniformirung 
der Forftamtsaftuare betr. 

Durch Minifterialrefeript vom 31. v. M. wurde den Königl. Sorflamts- 
aftuaren diefelbe Amtskleidung beftimmt, wie fie für die Königl. Nevierförfter 
vorgefchrieben ift, nur mit Hinweglaſſung der auf dem Rodfragen zu tragenden 
fhmalen goldenen Borte. 


$. 118. Entſchließung bes Minifteriums des Innern vom 21. 
Mai 1833, Amtsbl. M Al, p. 397, die Amtstracht der Angeftellten 
der innern Berwaltung und bes Landgerichtödienftes betr, 


Seine Majeſtät der König haben durch allerhöchſtes Refeript an das 
Staatsminifterium des Innern vom 12, d. M., die über das Zragen ber Uni— 
formen längſt beſtehenden allerhöchften Verordnungen bezüglich auf das Per- 
fonaf der innern Verwaltung mit dem Beifabe allergnäbigfi zu erneuern ge⸗ 
ruht, daß jene Beamten und Funktionäre der Innern Berwaltung, deren Ge- 
fhäftsfreis eine mehr oder minder häufige dienftlihe Derüprung mit Behörden 
anderer Dienfted-Rathegorien und mit Dritten vorausfeßt, alfo: der Staatd« - 
minifter des Innern, die Königl. Generaltommiffäre und NRegierungspräfiden« 
ten, die Miniſterialräthe und Minifterialveferenten aller Rathegorien, die Negie- 
rungsdireftoren, Regierungsräthe und Regierungsaffefloren der Kammern des 
Innern, das Perfonal der Polizeivireltion der Haupt- und Reſidenzſtadt, die 
Borfkände, Nebenbeamten und Offizianten der Stadtfommiffariate, der Land⸗ 
gerichte, der, Landlommiffariate und der Herrfchaftsgerichte; ferner fämmtliche 
Patrimonialrichter erfieer und zweiter Klaffe, dann die Acceffiften des Mini« 
feriums des Innern und bie Rathsacceffiften der Kreigregierungen, Kammern 
des Innern, im Dienſte nie anders, als in Amtstracht erfcheinen follen. Zus 
gleih Haben Seine Majeſtät au, um die Erfüllung dieſer Obliegenpeit 
möglichft zu erleichtern, dem gefammten obenbenannten Perfonale der innern 
Berwaltung anftatt der früher als Heine Uniform vorgefchriebenen, fpäter aber 
abgefchafften Uniformfrads, 

1. eine Heine Uniform, beftehend in einem Uniformrode ohne Patien von 
der Farbe der Galla-Uniform, mit flehendem, vorne gefhloffenem Kragen, 
dunfelblauen Ermelauffchlägen, gleichen Rodumfchlägen und in bie Falten des 
Rodes gelegten NRodtafchen ; 

2: Uniformüberröde von ber Farbe der Galla-Uniform nach dem Schnitt 
der bei dem äußern Bauperfonal bereits eingeführten, und 

3, zu der Heinen Uniform und den Uniformüberröden außer den Uniform« 
hüten auch mit dem gefrönten Löwen verfehene Schirmmüßen nad dem Mufter 
der von dem Bau- und Forfiperfonal bereits getragenen, alfergnädigft zu bes 
willigen und bie Uniformspiftinktionen dahin zu beftimmen geruht, daß bie 
verſchiedenen Dienftesgrade ſich 

a) durch eine auf dem ſtehenden Kragen der Uniform und des Uniform⸗ 
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überrods befindliche, der Stiderel der Galla-Uniform in Metallfarbe und Zeich⸗ 
nung entfprechende gefticte Litze nach Anleitung der anliegenden Tafeln L., IL, 
IH. und IV. 

b) durch matte, dem Metall ber Liße entfprechende Uniforminöpfe nad 
Anlage V., und 


ce) durc die Verzierungen des auf den Schirmmüßen angebrachten, gleich- 
falls dem Metalle der Lite entfprechenden gefrönten Löwen, nad Anlage VI. 
tennbar machen. 


Den Arceffiiten des Minifteriums des Innern und den Rathsacceffiften 
ber Kreisregierungen, Kammern des Innern, find die vorbezeichneten Uniform- 
ftüde, und zwar in der für die Kreisregierungen vorgefchriebenen Farbe des 
Tuchs und der Knöpfe, und nad dem für fie eigens beftimmten Stidereimufter 
zugeftanden. 


Serner haben Seine Majeftät der König zu geftatten geruft, daß 
die obengenannten Beamten und höhern Funktionäre des Minifteriumg und 
ber Kreisregierungen als Sigungskleidung in jenen Sitzungen, welchen kein 
äußerer Beamter und Fein Dritter beiwohnt, dunkelblaue Civilfrade mit ſchwarz 
fammtenen Krägen und ben Uniformtnöpfen ihres Grades tragen. 


Diefe Königl. Beſchlüſſe werden auf allerhöchften Befehl durch das Negie- 
rungsblatt mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntnig gebracht, daß fämmt- 
liche, fo eben angeführte Uniformflüde, einfchlüffig der Sitzungskleidung des 
Minifterial» und Regierungsperfonales, von den betreffenden Staatsbeantien 
und Funktionären auch außer dem Amte getragen werben können, das Tragen 
berfelben im Amte aber, um fo mehr geboten ift, als fie hier die Eigenfchaft 
förmlicher Dienfteszeihen behaupten, wodurch einerfeits der Berwaltungsbeamte 
dem Berwalteten gegenüber in feinem amtlichen Handeln auch äußerlich die 
gebührende Achtung Fund gibt, und andererfeits in Zukunft für Fälle des Un- 
gehorfams, der Widerfeglichkeit und fonft beleidigter Amtsehre jenes Nichter- 
kennen der amtlichen Eigenſchaft von ſelbſt hinwegfällt, welches bisher nicht 
felten Einzelne wider Willen in unangenehme Berwidlungen brachte, ſtets aber 
von den abfihtlichen Mebertretern des Geſetzes als vermeintliche Waffe gegen 
die gefeßlichen Folgen ihrer Hebertretung benüßt wurde, 


F. 119. Belanntmahung der Kreisregierung vom 27. Juli 
1833, Amtsbl, NM Al, p. 398, die Amtstracht der Funktionäre der 
Landfommiffariate betr. 


Zufolge einer höchſten Minifterialentfchliefung vom 12, d. M. wurde den 
„zur Geihäftsauspülfe an die Landkommiſſariate einberufenen Rechtspraktikanten 
geftattet, falls fie es wünfdhen, auf die Dauer ihrer Funktion die Heine 
Uniform und den Uniformsüberrod des Landlommiffariatsperfonals, ohne ge- 
ſtidte Lige mit den Knöpfen und Schirmmützenſchilden der letzten Kaffe, 
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I. und VIE. Tafel 4.6, und mit dem Degen ohne Port d’Epee zu tragen; 
was hiemit bekannt gemacht wird. 


$. 120. Belanntmahung des Minifteriums des Innern vom 
8. September 1833, Amtsbl. M 48, p. 457, die Uniformen der 
Beamten der innern Verwaltung betr. 


Seine Majeftät der König haben auf mehrfach geftellte Ditien von 
Beamten der innern Verwaltung zu verfügen gerupt, dag nun an den Heinen 
Uniformen und Uniformsüberröden flatt geſchloſſener, offene Krägen nach 
der an bie Behörden bereit sub dato Nürnberg, den 26, Auguft, ausgefihriebe- 
nen näheren Anweifung getragen werben. Dies wird nachträglich zu der Aus⸗ 
Ihreibung vom 21. Mai diefes Jahrs öffentlich bekannt gemacht. 


$. 121. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 13. März 1837, 
Amtsbl. M 21, p. 165, die Erlaubniß zum Erfcheinen in Pantalong 
bei Hofe betr. 

Ludwig, K. 

Bir haben befchloffen und befchließen, wie folgt: 

Bet allen Fällen (Hofgalla ausgenommen, und auf Hofbällen) haben, 
mit dem nächſten Palmfoiintag anfangend, Unfere Hof» und Gtaats- 
diener, infofern fie bisher in Schuhen zu fommen hatten, in Iangen über bie 
Stiefel gehenden, unten anſchließenden Beinkleivern von. weißem Cafimir por 
Uns zu erfcheinen. Wenn nah Unferer Hoftrauerorbnung ſchwarze Unter- 
beinffeiver vorgefchrieben find, werden fie von ſchwarzem Eafimir getragen. In 
beiden Fällen ohne Bordirung. Dies gilt auch von den Landbeamten. 

So oft Hofgalla vorgefährieben ift, ſollen wie bisher kurze Beinkfeider und 
feidene Strümpfe nicht nur von denjenigen, die bisher dazu verbunden waren, 
fondern auch von denjenigen, die feither davon ausgenommen waren, getragen 
werben. Blos Unferem Oberfiflallmeifter bleibt es geftattet, wie bisher in 
Stiefeln zu erſcheinen. 

Hievon ift dem hoffähigen Perſonal ſowohl, ald auch den Miniſterlen 
Kenntniß zu geben. 

F. 122. Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern vom 
5. Februar 1838, Amtsbl. Aß 15, p. 95, die Amtskleidung der Rek⸗ 
toren und Profefforen der Gymnafien und Lyreen, dann der Diſtrilts⸗ 
fäufinfpeftoren geiftlichen Standes betr. 

Staatsminifterium des Innern. 

Seine Königlihe Majeftät haben bezüglich der Knlötleivung der 
Rektoren und Profefforen der Gymnaſien, Lyceen, Tateinifhen Schulen und Er- 
jiefungsinftitute, dann der Diftrittsfchul- und Seminarinfpektoren zu befchließen 
geruht, daß diefe Beamten, foferne fie dem geiftlihen Stande angehören, ori f 
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den Gelegenheiten, imo bie übrigen Beamten Uniform und Degeh tragen, tv 
einem ſchwarzen Fracke mit flehendem Kragen und einer Reihe Knöpfe, und 
einem Mäntelchen zu erfcheinen haben. 

Die Königl. Regierung, Kammer des Innern, hat zum Bollzuge diefes 
Allerhochſten Befchluffes fofort das Weitere zu verfügen. 


$. 123. Allerhöchſte Entfchließung vom 20. Juni 1841, Amtsbl. 
MM, 46, p. 377, das Tragen von Uniform-Weften betr. 


Ludwig, 8 

Wir verorbnen hiemit, daß zu denjenigen, für Unfere im Eivildienfte 
Angeftellten vorgefchriebenen Uniformen, welche, wie z. B. die Uniformen Un- 
ferer Regierungsrätpe, Landrichter ac. 2c. eine über die Bruft gerade herab- 
laufende, ſich völlig fehließende Knopfreipe haben, oder, — gleich den Unifor- 
men Unferer Forfibeamten, mit Klappen verfehen find, von nun an — auf 
fo Tange Wir nicht anders verfügen, keine Uniform⸗Weſten mehr getragen 
werden follen. 

$. 124. Hier folgt noch ein, den Staatsdienerftand betreffender, 
Gegenftand: 

Königlihe allerhöchſte Verordnung vom 26. November 1839, 
Amtsbl. M 53 vom Jahre 1842, p. 453, den Unterſtützungsfond für 
die Erziehung von Töchtern unmittelbarer Staatsdiener der innern 
Verwaltung betr. 

Bir haben Uns bewogen gefunden, einen befondern Unterflüßungsfond 
für die Erziehung von Töchtern unmittelbarer Staatsdiener der innern Ber» 
waltung zu begründen und befchließen zu biefem Ende, wie folgt: 

L Die jährlihen Erfparniffe an dem Dispofitionsfond Iinferes Mini- 
fleriums des Innern, welcher für jedes Jahr der IV. Finangperiode 18°’, auf 
6000 fl. feftgefebt ift, follen zur Bildung eines befonderen Unterſtützungsfonds 
für die Erziehung von Töchtern unmittelbarer Staatsdiener der Innern Ber- 
waltung verwendet werben. 

U. Diefer Befimmung gemäß ift der für das Jahr 18"%, bereits erzielte 
und rechnungsmäßig auf 5613 fl. 48 kr. feſtgeſetzte Ueberſchuß des bezeichneten 
Dispofitionsfonds bei der Siaatsfchuldentilgumgstaffe verzinslich anzulegen. — 
Im gleicher Weife ſoll mit den Ueberſchüſſen der folgenden Jahre verfahren werben. 

I. Der Ertrag der Zinfen ift für die Koften der Erziehung von Töchtern 
unmittelbarer Staatsdiener der innern Berwaltung, welde von ihren Eltern 
oder Bormündern einer in Bayern beftehenden öffentlihen Erziehfungsanftali 
für die weiblihe Jugend anvertraut werden wollen, jährlih zu verwenden ; 
eine Unterflügung zur Erziehung und Bildung von Töchtern außer einer öffent. 
lichen Anftalt findet nicht ftatt. 
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IV. Zu den. unmiitelbaren Staatsdienern ber innern Bertvaltung ſollen 
au die Beamten des gemifchten Juſtiz⸗ und Adminiſtrativdienſtes bezüglich 
ver Theilnahme an den Woplthaten des Unterflüßungsfondes gezählt: werben, 

V. Die Unterflügungsbeträge für. eine Tochter werben: auf 100 bis 200 
Gulden jäprlich feſtgeſetzt und an die Vorſteherin der betreffenden Erziehungs- 
anftalt unmittelbar bezahlt. 

Die Tochter, welche in ven Genuß einer Unterfügung einketen foW, muß 
das achte Lebensjahr zurückgelegt Haben. 

Ueber das fechzehnte Lebensjahr hinaus: kann eine Unterflüßung nicht ” 
jögen werden. 

VI. Sole Unterfügungen werben nur im dem Falle verliehen, wenn 
glaubwürdig nachgewieſen iſt, daß die Berpflegungs- und Unterrichtskoſten einer 
Toter in einer öffentlichen Erziehungsanflalt aus dem Bermögen und Ein- 
kommen ber Eltern oder der Tochter felbft wicht vollſtändig befiriiten. werben 
fönnen. Zu dem Einkommen werben. nicht nur Zinfen von Aktivkapitalien und 
Renten aus Realitäten oder nugbaren Rechten, fondern auch. alle Bezüge aus 
öffentlichen Kaffen ohne Unterſchied, und die: — aus den Kaſſen von Fb 
dat · Penfionsanftalten gerechnet; 

Ueber den Befis eines Privatvermögens oder über ben Mangel: desfelben, 
bann über das jährliche Einkommen müſſen gerichtliche oder polizeiliche Zeug⸗ 

niſſe beigebracht werden. 

Wittwen und Vormünder, welche eine Unlerſtützung für eine Tochter oder 
Mündel nachſuchen, haben jedenfalls ein gerichtliches Zeugniß über den Stand 
der Berlaffenfchaft des verflorbenen Gatten und Baters, dann NE Ber- 
teilung berfelben vorzulegen. 

vu. Die Gefuhe um folche Untetfügungen find bei Unferem —* 
rium des Innern einzureichen und für den erſten Fall neben den nach vor⸗ 
ſtehendem $. VI. erforderlichen Nachweiſungen auch mit ven Zeugniſſen: a) über 
bie Geburt und Taufe der Tochter, b) über ihre durch ‚den. Beſuch der. öffent- 
lichen Schule oder durch Privatunterricht erlangten Borfenniniffe, e) über bie 
beftandene Schußpodenimpfung und über den Erfolg derfelben, dann d) über 
ijten Geſundheitszuſtand, zu begleiten. 

Sn diefen Gefuchen ift auch die öffentliche Erziefungsanftalt zu bezeichnen, 
bei welcher die Aufnahme einer, Totchter oder Mündel gewünfcht wird. 

VUI. Unfer DMinifterium des Innern hat Uns die eingelommenen Un⸗ 
infügungsgefuche unter Nachweiſung der verfügbaren Renten des Unter⸗ 
küßungsfonds jährlich mit Gutachten vorzulegen und hiebei auf die mittelloſen 
Töchter von Staatedienern, welche im Gebiete der innern Berivaltung oder 
des gemiſchten Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗Reſſorts Lange, treu und eifrig gedient 
haben, vorzüglichen Bedacht zu. nehmen, worauf Wir über bie Berleifung ber 
Unterflüßungen geeignet befchließen werben. Ä 

IX, Jede von Uns bemwilligte Unterſtützung if, nur für ein gab zapfbar; 

15 * 


‚228 ee Buch Staatsrecht. 


um den Fortbezug derſelben muß am Schluſſe des Unterrichtojahres jedesmal 
wieder nachgeſucht und bie Eingabe mit einem Zeugniſſe der Vorſteherin ber 
Erziehungsanfalt über Fortgang, Fleiß und: Sitten der betreffenden Zöglinge 
: belegt werben. Unfleiß und unfittliches oder. ordnungswidriges Betragen ziehen 
den Berluft der Unterftüßung nach fig. 

x. Die Berleipung der Unterflüßungen fol mit dem Eintritte des Etais⸗ 
jahres 18*%, beginnen; die Zinfen des Unterſtützungsfonds für das Jahr 
18°, find dem Kapitale beizufchlagen; basfelbe hat auch künftig mit den Zin⸗ 
fen zu gefihehen, welche in einem Jahre auf Unterküßungen nicht verwendet 
werben. 

xI. Die Verwaltung des Unterflübungsfondes wird Unferem Minifte- 
zium des Innern übertragen, und iſt unentgeldlich zu führen. Der bei dem- 
felben hiemit zu beauftragende Minifterialbeamte hat bie reviſoriſch feſtgeſtelllen 
Ueberſchüſſe des Dispoſitionsfonds Unferes Miniſteriums des Innern zu 
empfangen, und dieſe Namens des Unterſtützungsfonds für die Erziehung von 
Töchtern unmittelbarer. Staatsdiener der innern Verwaltung, nad Vorſchtift 
$. IL. der gegenwärtigen Entſchließung verzinslich ‚anzulegen, dann bie Zinfen 
zur Berfallgeit zu erheben, diefelben nad den auf Unf ere Genehmigung ſich 
gründenden Zahlungs-Affignationen des Miniferiums des Innern zu verwenden 
und über das Kaffegefhäft am. Jahresſchluſſe eine förmliche Rechnung: zu Rel- 
fen, welche von Unferer Rechnungskammer zu revidiren, und nach voraus 
gegangener Superrevifion durch ben Abrepnungs-Rommiflär Unferes oberfien 
Rechnungshofes unter Anwendung der Berordnung über das Finanz Rechnunge⸗ 
wefen vom 11. Zänner 1826 zu beſcheiden iſt. RM: 

X. Wir behalten Uns vor, die im Laufe der Zeit als nothwendig oder 
nützlich erſcheinenden Abänderungen der gegenwärtigen Grundbefimmungen 
nach Gutfinden eintreten zu. laſſen. - 

Unfer Minifterium des Innern iſt mit dem Vollzuge gegentwärtiger Ent: 
ſchließung beauftragt. . ; ° ' 


| — Wegen Anfertigung von Privataften gegen Belohnung, fit 
unten $. 167. | J 


Fünftes Capitel. 

| ‚Staatsverträge 
F. 124 b. Allianzvertrag mit Griechenland vom 1. Novenbrt 
1832, Amtsbl, Mi 2 vom Jahre 1833, p. 9. 

" Ludwig, 8 
Art. 1. Es follen fortan und auf-eivige Zeiten zwiſchen Seiner Mair 

Rät dem Könige von Bayern und Seiner Majeſtät dem Könid! 
von Griechenland, Ihren beiderfeitigen Erben und Rachkommen, ſowit 
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unter beiderfeitigen Reihen. und Unterthanen, ein feſter und unverbrüchlicher 
Briede, eine wahre und aufrichtige Sreundfchaft befiehen und erhalten werben. 

Art. 2. In Folge diefer freundfaftlicden Berpältniffe des darauf ge- 
gründeten Bündniffes, welches durch gegenwärtigen Bertrag umter beiden Kro⸗ 
nen gefploffen wird, werben Seine Majeflät der König von Bayern 
und Seine Majefät der König: von Öriehenland gegenfeitig jede 
Naht, welche wider den einen ober den andern diefer Staaten einen. feindli⸗ 
hen Angriff unternehmen follte, als Ihren eigenen Feind: beirarhten und 
behandeln, 

Art. 3. Da dieſes Bündniß nicht auf Eroberung, noch auf Erweiterung 
beiderfeitiger Reiche und Gebiete, ſondern lediglich auf Erhaltung und -Siche- 
sung eines ruhigen ungeflörten Beſitzſtandes gerichtet ift, fo verfiern und 
gewähren beide allerhöchſten Theile Sich gegenfeitig die Ihrer. rechtmäßigen 
Herrſchaft unterworfenen’ Bande und. Provinzen, wie Seine Königle Maje⸗ 
ſtät von Bayern folde dermal befigen, und wie biefelben: unter dem: Scep⸗ 
ver Seiner Majeſtät des Könige von Griechenland, in Gemäßpeit 
des Londoner Staatsvertrages vom 7. Mai: 1832, dann der auf befien Grund 
am 21. Zuli 1832 zwifchen den Kronen von England, Sranfreich und 
Aufland einerfeits, und der Osmannifhen Pforte — abge⸗ 
ſchloſſenen Uebereinkunft vereiniget find, 

Art. 4. Sollte wider alle Erwartung und ungeachtet ber friedlichen Ge⸗ 
ſinnungen beiber Monarchen Einer derſelben aus was immer für einem 
Grunde in feinen Staaten und Beſitzungen durch äußere Gewalt angegriffen 
werben, fo wird der Andere in Folge vorftiehender gegenfeitigen Gemwährleiftung, 
und der dießfalls an Ihn ergangenen Aufforderung geeigneten Ortes die kräf⸗ 
tigfte Berwendung eintreten laffen, um allen ferneren Feindſeligkeiten ein bal⸗ 
diges Ziel zu ſetzen, und Seinem Bundesgenoſſen möglichſt vollſtändigen Erſatz 
des durch jenen Angriff erlittenen Schadens zu verſchaffen, vorbehaltlich weiterer 
nachdrücklicher Einfchreitungen, falls .die fragliche Verwendung fruchtlos bliebe, 

Art.5. Das Maaf- und, die Weife ber im eintretenden Falle gegenfeitig 
zu leiſtenden Bunbespülfe foll: in dem Hauptverirage noch näher beftimmt 
werben, befien Abſchluß zur Begründung eines unauflöglichen Haus» und Fa» 
milienbündniffes zwifchen den Kronen Bayern und Griehenland dem im 
Art. 9 des Londoner Bertrags vorgefehenen. Zeitpunttervorbepalten ‚bleibt, wo 
Seine Majefät der König von Briehenland die Zügel: der Regie 
rung Ihres Reichs Selbft übernommen Haben werben, 

Art. 6. Um inzwifchen zur Befeſtigung des Griechiſchen Thrones nach 
den in erwähnten Bertrage felerlih übernommenen Berpflichtungen nicht min⸗ 
der als mach den Regungen väterliher Liebe Träftig mitzuwirken, werben 
Seine Königl. Mafefkät von Bayern Allerhöchſt Dero Herm 
Sohnes Majeftät dermal durch eine Abtheilung Ihrer Truppen an Fuß 
volt, Reiterei und dem erforberlichen Gefchüße, in ber vertragsmäßig feſtgeſetz 
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ten "Stärke: von etwa dreitauſend und fünfhundert Mann unter den 
Befehlen eines Ih rer Generale nach Griechenland begleiten laſſen, wo biefes 
Korps die bis anher dort verbliebenen Truppen der allürten Mächte ablöſen 
ſoll, welche in Gemaͤßheit des Art. 14 des Londoner Vertrags vom 7. Mai 
1832 fofort abziehen, und’ das Griechifche Gebiet räumen‘ werden. 

Art: 7. Der Zeitraum, für welchen dieſes Königl. Bayer. -Hülfstorps nach 
Griechenland entfendet wird, iſt einftweilen auf drei Jahre feftgefeßt. Dasſelbe 
ſoll, wie vorbem bie Truppen der Allianz, zur Verfügung der Regierung Sei«- 
ner Majeftät des Königs von Griechenland fliehen, jedoch in Teinem 
Falle zu einem den ausprüdlichen Abfichten des Londoner⸗ und des gegenwär⸗ 
tigen Bertrags fremden Zwecke verwendet werben können. Der Kommandirende 
bleibt in dieſer Beziehung an die ihm von feinem Könige und Herrn ge» 
gebenen Befehle gebunden, und für deren genaue Bollziehfung Seiner Kö— 
nigl. Majeſtät von Bayern allein verantwortlich. 

Artı8. Genanntes Hülfstorps wird feine Gagen und Löhnungen gemäß 
den für den Kriegsfuß beſtehenden Anorbnungen und Einrihtungen des Bayer 
rifchen Heeres für Rechnung der Königl Bapyerifihen Kriegskaſſe fortbeziehen, 
welcher dafür nach vorgängig gepflogener Liquidation. und Abrechnung von 
der Königl. Griechifchen Regierung nah Maßgabe der diesfalls unterm Heuti⸗ 
geh getroffenen befondern Vereinbarung vollftändige Bergütung geleiftet wer- 
den fol. Während ihres Aufenthaltes in Griechenland werden die Baperifchen 
Truppen nad obenerwähnter Webereinktunft Quartier und Berpflegung auf 
Koften der dortigen Königl. Regierung erhalten. 

Art 9. Ingleichen follen alle und jede auf die Mobikifirung, ven Mari 
und die Berpflegung, fowohl auf Bayerifhem, als auf fremdem Gebiete, dann 
auf die Einfchiffung und Neberfahrt gebachter Truppen und des fie begleitenden 
Kriegs» und Ausrüfungsmaterials erlaufenden Koften und Ausgaben von der 
Regierung Seiner Majeſtät des Königs von Griechenland vollftän- 
dig befiritten, resp. vergütet werden, Dasfelbe gilt hinfichtlich der im Laufe 
ber nächften zwei Jahre aus Bayern nach Griehenland abzufendenden 
Ergänzungsmannfchaften, fowie.in Anfehung der einfligen Rückkehr der Bayeri- 
fen Hülfstruppen ; Alles dieſes nach den Beflimmungen des unterm Heutigen 
bierüber abgefchlofienen befonderm Nebenvertrages. 

Art. 10. Nachdem Seine Majeftät ver König von Bayern zu 
gewiflenhafter Erfüllung ber durch den ‚Art. 14 des Londoner Staatsver- 
trage in Allerhöchſtihrem Namen eingegangenen Berbindlichteit nebft 
der nunmehr befchloffenen Abfendung eines eigenen Truppentorps, auch der mit 
allerhöchfter Genehmigung bisher Statt gefundenen freien Werbung für dem 
Kriegsdient Seiner Majeſtät des Königs von Griechenland no 
fernern ‚Sortgang in Bayern verſtaiten wollen, fo behalten beide hope kon- 
trahirende Theile ſich näpere Bereinbarung darüber‘ vor, in wie ferne nad) benz 
Erfolge und. ven ‚Ergebniffen. befagter Werbung einzelne Abiheilungen bes 
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Bayerifihen Korps ſchon vor Ablauf des im Art. 7 proviſoriſch feſtgeſetzten 
Zeitpunktes durch gleiche Abtheilungen Grtechifcher, im Königreihe Bayern 
angeworbenen Truppen abgelöst, und fofort zurüdbeorbert werden könnten. 

Art. 11. Da die endliche Herfiellung der Ruhe und Öffentlichen Ordnung 
in®riechenland und die Erhebung eines Prinzen des Bayerifhen Königs- 
baufes auf den Thron jenes Reiches auch dem gegenfeitigen Handel und 
berlehr zwifhen Bayern und Griehenland eine beffere Zufunft verheißet, 
und bie Unterthanen beider Staaten zu mehrfachen Handelsunternehmungen 
auffordern wird; fo wollen Seine Majeflät der König von Bayern 
ud Seine Majeftät der König von Griechenland zu deren möglich“ 
fer Erleichterung und Beförderung Sich demnächft über den Abfchluß eines auf 
vr Grundlage billiger Reciprocität berupenden Kommerztraftates vereinigen. 
Eintweilen follen von Seite der Griechiſchen Regierung dem Bapyerifchen Han- 
del nah den Häfen und Infeln von Griechenland alle von derfelben ab⸗ 
hängenden Bortheile und Begünftigungen eingeräumt und zugeflanden werben, 
wie folche die Handelsleute und Produkte ber hierunter am meiften begünftig- 
ten Nationen dortſelbſt genießen. Dagegen macht fih bie Königl. Bayerifche 
Regierung verbindlich, zu Gunſten der Königl, Griechifgen Unterthanen jede 
in ifreer Macht lebende Reciprocität eintreten zu laſſen. Eben fo follen bie 
in fremden See» und andern Hanbelspläßen angeftellten Konfuln des einen 
Staates veranlaßt werben, ben Angehörigen bes andern Staates jeben von 
ipnen abhängenden Schuß und alle geeignete Unterflüßung zu gewähren. 

Art. 12, Gegenwärtiger Freundfhafts- und Allianztraktat foll bis zu 
vorbehaltener Errichtung eines definitiven Haus- und Familienvertrages zwiſchen 
Ihren Majeffäten den Königen von Bayern und von Griechen— 
land in voller Kraft und Wirkſamkeit beſtehen. Zu ſolchem Ende wird ber- 
felbe binnen ſechs Wochen von beiden allerhöchſten Paciscenten ratifizirt, 
und die Auswerhslung der Ratifitationen fofort bewirkt werben. 

Deſſen zur Urkunde haben die beiderfeitig Bevollmächtigten denfelben un- 
tergeichnet und mit ihren Siegeln befräftiget. 





Dritter Abſaqhnitt. 
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Erfte Abtheilung. 
Kreißgemeinde, 
Landrat. 

2. Band, p. 2, 


$. 125. Unterm 17. November 1837, Amtsbl, As 72, p. 519, 
aichien ein Geſetz, welches einige Abänberungen des Geſetzes vom 15. 
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Auguſt 1828, die Einführung der Landräthe betr., enthält; ſtatt deſſen 

wird hier die vom Königl. Miniſterium des Innern unterm 22. Juni 

1838, Amtsbl. M 33, p. 271, bekannt gemachte Zuſammenſtellung 

beider Geſetze aufgenommen, da ſolche alles nunmehr Gültige enthält. 
Miniſterium des Innern. 

Das Geſetz über die Einführung der Landräthe vom 15. Auguft 1828 hat 
durch den Landtagsabſchied vom 29. Dezember 1831 und durch das Geſetz vom 
17. November 1837 verſchiedene Abänderungen erlitten, bei welchen es ſchwer 
wird, ohne vorausgehendes Rachfehlagen und Bergleichen fogleich zu beſtimmen, 
was in allen einzelnen Punkten wirklich geltendes Recht ſey. 

Es ift daher eine neue Zufammenftellung des erwähnten Gefeßes vom 15. 
Auguſt 1828 bearbeitet worden, welche — an bem Urterte Wort für Wort fe. 
baltend — nur die durch bie fpäteren Geſetze abrogirten Beſtimmungen ent- 
fernt, und durch die an deren Stelle getretenen neuen Borfihriften, mittelft 
Einfaltung derfelden an dem gehörigen Drte erfegt, zugleich aber am Rande 
die Duelle der neuen Beſtimmung bezeichnet, und fomit eine gefjloffene und 
vollſtaͤndige Ueberficht deffen gewährt, was dermalen bezüglich der Landräthe 
geltendes Necht ift. | 

Ludwig, 8 

Zur Bereinfahung der inneren Verwaltung und zur größeren‘ Befeftigung 
‚eines geordneten Staatshaushaltes durch Einführung der Landräthe in fämmt- 
lichen Kreifen des Königreiches, haben Wir nach Bernefmung des Staatd- 
zathes, mit Beirath und Zufiimmung Unferer Lieben und Getreuen, ber 
Stände des Reiches, befchloffen und verorbnen: | 

S. 1. In jedem Regierungsbezirke fol ein Landrat beftehen. 

$. 2. Zum Wixkungskreiſe des Landrathes gebört: 

1. Die Vertheilung der im Kreife Pfalz gefeglich beſtehenden ober ber da- 
feloft oder in anderen Kreifen künftig noch gefeglich einzuführenden Revartitiong: 
feuern unter die Steuer» Gemeinden, dann die Befcheidung der deßfalls unter 
den Ießteren fih ergebenden Reklamationen mit Borbehalt des Rekurſes an 
den Staatsrath. Von der Teilnahme an der Beſcheidung folder Rekfama- 
tionen find jedoch jene Mitglieder des Landrathes ausgefchloffen, welche entwe⸗ 
“der felbft ‘dabei betheiliget, oder mit einem Mitgliede der betheifigten Gemein: 
den in gerader Linie verwandt, ober verfchwägert, oder in der Seitenlinie bis 
zum vierten Grade.der Eivil-Komputation. verwandt find. 

2. Die Prüfung des jährlichen Bpranfchlags aller von ber Gefammtpeit des 
Regierungsbezirkes zu tragenden nothwendigen und nüßlichen Ausgaben, der 
Antrag auf Fefiflelung der zur Dedung derfelben erforderlichen Kreisumlagen, 
bann bie Bertpeilung ber genehmigten Amlagen mit Vorbepaltung des Rekur- 
fed an den Stantsrath. 


Der König wird mit Zuftimmung der Stände des Reiches für jeden Re— 
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gierungsbezirk von 3 "zu 3 Jahren ein unüberfchreitbares Marimum der au 
erhebenden Kreisumlagen, und zwar gefonbert 

a) für die nothwendigen, geſetzlich auf bie Kreisfonds ER 
Laſten, und 

b) für die fafultativen, zu gemeinnügigen Zwecken und Anftalten zu ver ⸗ 
wendenden Ausgaben in der Art feftfeben, 

(Art. VL des Gefeßes vom 17. November 1837) 

daß die zu a) und b) firh ergebenden Neberfhüffe vom einer Po— 
fition auf die andere im Laufe einer Finanzperiode nicht über» 
tragen werden dürfen, mit dem Schluffe der Periode aber zu 
Bunften des Regierungsbezirkes die Eigenfhaft von Fonden 
für fatultative Zwecke annehmen, und daß eine Berwendung 
ber Kreisumlagen und Fonde für falultative Zwede nicht gegen 
ben Antrag des Landraths Pla greife 


Den Ständen des Reichs find zu diefem Ende jedesmal die Berhandlun« 
gen der Landräthe in Urfchrift mitzutheilen. 

Hinfihtlih der Ausgleihung der Kriegslaften und der Erhebung der hiefür 
erforderlichen Kreisumlagen hat es bei den Beftimmungen des Peräquationd- 
geſches vom 22. Juli 1819 zu verbleiben, 


3. Die Einfiht und Prüfung der von den zufländigen Staatsbehörben 
nach den beftehenden Befimmungen und über das NRechnungsverfahren befchie- 
denen Rechnungen über die Erhebung und Berwendung der Umlagen, und 
über die Berwaltung anderer befonderer Fonds der Gefammtheit des Regies 
zungsbezirfes, dann die Befchwerdeführung bei den einfchlägigen Staatsmini« 
ferien gegen die biefür, fowie für die Einhaltung der Etaid des Regierungs⸗ 
bezictes verantwortliche Berwaltungsftelle desſelben. 

4. Die Aeußerung über den Zuftand des Regierungsbezirkes und über 
die etwa wahrgenommenen Gebrechen der Verwaltung, fowie die Stellung 
hierauf bezüglicher Anträge zur Abpülfe und Verbefferung. 

5. Die Abgabe von Gutachten in allen Fällen, in welchen ber Landrath 
auf Königl. Befehl dazu aufgefordert werden wird. | 


$. 3. Die Ausfheidung ber bis jetzt von der Staatskaſſe befrittenen 
Ausgaben’ ber Regierungsbegirte und die Weberweifung der biefür unter den 
allgemeinen Staaiseiunahmen enthaltenen Bonds erfolgt nach einem befonderen 
Gefepe. 

$. 4 Der alle direkten Staatsauflagen in fich begreifende Steuerfuß ift 
in der Regel der Maafftab für die Konkurrenz zu den Laſten der Regierungss 
bezirfe. Die Ruftifalbefigungen und Dominikalrenten des Staates find zu den 
Kteisumlagen beitragspflichtig. 

Einen andern als den obenbezeichneten Maaßſtab zu beftimmen, fteht ber 
Staatsregierung mit Beirath und Zufimmung der Stände des Reiches zu. 
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In jedem Falle ſollen jedoch die Beſtimmungen des $. 54 im Edikle IV. 
zur Berfaffungsurfunde aufrecht erhalten werben. 

$. 5. Für jede Stelle im Landratpe werden zwei Kandidaten gemwäßlt, 
mit Borbehalt der in dem $. 9 bezeichneten Ausnahmen. 

6. 6. Die Zahl der Mitglieder des dandrathes eines jeden Regierungs⸗ 
bezirkes wird anf 24 feſtgeſetzt. 

$. 7. Nebfivem treten in den Regierungsbezirken, worin Standedherren, 
als ſolche begütert find, oder erbliche Reichsräthe als folche Lehen oder Fidei- 
kommiſſe befigen, noch zwei Staatsbürger aus diefer Klaffe in den Landrath. 

F. 8 Eben fo tritt, außer ber im $. 6 bemerkten Zapl, in den Landrath 
desienigen Regierungsbezirkes, in welchem die Hauptmaffe der Realitäten einer 
Zandesuniverfität liegt, ein Mitglied derſelben. 

$. 9, Kraft des Gefebes haben die beiden Erzbifchöfe, und der mit ber 
Reichsrathswürde befleidete Bifchof, fobald ihre erzbifchöfliden und bifchöflichen 
Stühle mit Grundvermögen dotirt feyn werden, in dem Landrathe jened Re 
gierungsbezirkes, Sig zu nehmen, in welchem ber größte Theil der Dotation 
gelegen if. 

$. 10. Wählbar zum Landrathe ift jeder felbfiftändige Staatsbürger eines 
Negierungsbezirkes, der die in der Berfaffungsurkunde Tit. VI. $. 12, und in 
dem Edikte Beilage X. Tit. I. $$. 8 und 9 bezeichneten allgemeinen und bes 
fondern Erforderniffe der paffiven Wählbarkeit zu der Kammer der Adgeord- 
neten in die Klaffe der adeligen Gutsbefißer mit Gerichtsbarkeit, oder der 
Geiftlihen der katholiſchen und proteftantifchen Kirche, oder der Städte und 
Märkte, oder der Landeigentpümer ohne Gerichtsbarkeit befitt, jedoch mit der 
Abweihung, daß bei den Leßtern nur ein Steuerfimplum von fünf Gulden 
erforderlich if. 

$. 11. Die Mitglieder der Kammer der Abgeordneten zur Ständever⸗ 
fammlung fönnen, fo Tange diefe ihre Eigenfchaft verfaffungsmäßig dauert, 
nicht zugleich Mitglieder des Landrathes ſeyn. Aus der Eigenfchaft eines Land: 
rathsmitgliedes foll übrigens weder das Recht hervorgehen, die Wahl zur 
Kammer der Abgeordneten und den Eintritt in diefelbe abzulehnen, noch bie 
Berbindlichkeit entftehen, zu diefem Eintritt die Bewilligung des Könige nad- 
zuſuchen. 

Iſt jedoch die erwähnte Verbindlichkeit durch irgend ein anderes in dem 
Tit. J. F. 44 lit. e. des Ediktes X. bezeichnetes Verhältniß begründet, fo bleibt 
dieſelbe vorbehalten. 

S. 12. (Art. I. des Geſetzes vom 17. November 1837.) 

1. Die Wahl der Landraths⸗Kandidaten aus der Klaffe der 
abeligen Gutsbefiger mit gutsherrlichen Standfhafts-Red- 
ten findet in Zukunft durch direlte Wahl ſämmtlicher aktiv 
waplfäpiger Mitglieder der Klaffe, nad Borfärift des Tit. L, 
$$. 14, 15, 16 und 17 ber X, Berfaffungsbeilage Ratt. 
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(Art, IL. des Gefebes vom 17. November. 1837.) 

1, Ebenfo hat die Wahl der Landraths-Kandidaten aus der 
Kaffeder Geiftlichkeit in Zukunft durch die, für die Wahlen der 
Abgeordneten zur Ständeverfammlung verfaffungsmäßig be- 
rufenen Bahlmänner in der durch Zit. I. $. 20 ber erwähnten 
Serfaffungsbeilage vorgefhriebenen Form Pla zu greifen. 

UL Zur Wahl der in dem $. 6 beflimmten Mitglieder des Landrathes 
aus den beiden Klaffen der Städte und Märkte und der Landeigenthümer ohne 
Gerichtsbarleit werben zwei befondere Wahlkollegien gebildet. i 

Diefe Bapltollegien werden zufammengefeßt: | 

1. Aus den für die Wahlen der Abgeordneten zur Ständeverfammlung 
verfaffungsmäßig berufenen Wahlmännern der Städte und Märkte. Zu biefen 
haben in den Kreifen: Oberbayern, Schwaben und Neuburg und Mittelfran« 
ten Baplmänner der Städte Münden, Augsburg und Nürnberg beizutreten, 
die nah dem Berhältniffe der Familienzahl, auf diefelbe Weife wie in den 
übrigen Städten, nad den Vorſchriften des Tit. J. $. 21—24 des Eviftes x. 
ju mählen find, 

2. Aus den für die Wahlen der Abgeorbneten zur Ständeverfammlung 
verfaffungsmäßig ernannten Bahlmännern der Landeigenthümer ohne Berichtes 
barfeit. — Da in dem Kreife Pfalz Grundbefißer mit Gerichtsbarkeit nicht bes 
fehen, fo find dafelbft nur 3 Wahlkollegien für die Klaffen der Pfarrer, ber. 
Städte und Märkte und der Yandeigenthümer ohne Gerichtsbarkeit nach den 
vorſtehenden Borfchriften zu bilden. 

6.13. Die Wahlmänner fämmtlicher Klaffen haben das Wahlgefchäft zu 
beginnen, fobald fie auf Anordnung des Königs von der vberften Semantusgl- 
helle des Regierungsbezirkes Hiezu aufgerufen werben. 

Die Baplmänner der beiden nach $. 12 zu bildenden Wahlfollegien haben 
fh in jevem Regierungsbezirfe an den jedesmal dafür zu befliimmenden Tagen 
und Orten ausfchließlich zum Zwede der Wahl zu verfammeln. 

Die Präfiventen diefer leßterwähnten beiden Wahlkollegien werben von 
dem Könige ernannt. 

6. 14, Die Bahlhandlung richtet ſich nach folgenden Borfhriften : 

1, zur Gültigkeit der Wahl if bei den Waplfollegien ber dritten und bier» 
ten Kaffe die Anweſenheit und Noßtanmung von wenigſtens drei — 
erforderlich ; 

2, zur Bildung des Landrathes werben in jedem Regierungsbezirfe a) aus 
ver Rlaffe der adelichen Gutsbefiger mit Gerichtsbarkeit 6 Kandidaten, b) aus 
der Kaffe der wirklichen ſelbſtſtaͤndigen Pfarrer 6, c) aus der Klaffe der Städte 
und Märkte 12 und d) aus der Klaffe der Landeigenthümer ohne Gerichtsbar- 
leit 24 Kandidaten, von dem Wapltollegium der treffenden Klaſſe gewählt. 

In dem Kreife Pfalz find aus ber Klaſſe der EEE 30 Kandi- 
daten zu waͤhlen. 


236 Erfled Buch. — Staatsrecht. 


(Landtagsabfchied vom 29. Dezember 1831, Abth. IT. Ziff. 16. lit, & £.) 
3. Den WBahlmännern aller Klaffen ift die Wahl unter allen Wählbaren 
der Klaſſe freigegeben. 


(Art. III. des Gefehes vom 17. November 1837.) 

4. Wie bei der Wahl der Abgeordneten, fo entfheidet aus 
bei der Wahl der Landrathskandidaten in allen Klaffen die 
relative Stimmenmehrheit, welche jedoch wenigfiens ein Bier 
theil ver Sefammtfiimmen betragen muß, und im Falle obwal— 
tender Stimmengleichheit, die Ballotage. 


$. 15. Das Ergebniß der Wahl wird für die erfie und zweite Klaſſe 
durch den Präfidenten der oberften Berwaltungsftelle des Regierungsbezirks, 
für die dritte und vierte Klaffe aber durch die von dem Könige ernannten Pri- 
. fiventen der Wahlkollegien dem mit der Leitung der Landratpeangelegenpeiten 
beaufteagten Staatsminifterium vorgelegt, um die Uebereinſtimmung berfelben 
mit den gefeßlichen Vorfchriften zu würdigen. 

Der König wird fodann aus den gefebmäßig gewählten Kandidaten die 
Mitglieder des Landrathes eines jeden Regierungsbezirkes nach dem In den 

65. 12 und 14 bezeichneten Klaſſen- und Zaplverhältniffe ernennen. 

Die Ernennung wird durch das Regierungsblatt und die Kreisintelligen; 
blätter befannt gemacht. 

Die übrigen Kandidaten find die Erfagmänner, aus denen ber König in 
Erledigungsfällen diejenigen befimmen wird, welche einzutreten haben. 

Der Antpeil der Pfarrer der katholiſchen und proteftantifchen Kirche an der 
Zahl der aus dieſer Klaffe zu mwählenden Kandidaten beſtimmt fid nad dem 
Zahlverhältniffe.der Pfarreien der einen nnd der andern Kirche in jedem Re— 
gierungsbezirke. 


$. 16. Die Standesperren und erblichen Reichsräthe eines jeden. Regier- 
ungsbezirkes nehmen an den Wablverhandlungen der andern Klaffen Feinen 
Antheil, fondern wählen aus ihrer Mitte 4 Kandidaten Die Wahl richtet ſich 
hiebei nach den Vorſchriften der Beilage X. zur Berfaffungsurtunde $. 14-11. 
Ausnahmsweiſe von den Beflimmungen des $. 10 find die Mitglieder bieler 
Klafie mit dem 25. Lebensjahre waplfähig. 

Aus den gewählten Kandidaten ernennt der König diejenigen zwei, welche 
in den Landrath einzutreten haben. Wenn die zum Zutritt in die Kammer ber 
Reichsräthe mit entſcheidender Stimme bererhtigten Standesperren und erblicen 
Reichsräthe in einem Regierungsbezirke die Zahl von vier nicht überfgrei- 
ten, fo unterbleibt die Wapl und der König ernennt unmittelbar aus denfel- 
ben die beiden in den Landrath eintretenden Mitglieder. 


6.17. Auch die Mitgliever der Landesuniverfitäten nehmen an ben Wahl 
verhandlungen ber übrigen Klaſſen keinen Antheil, eine jede berfelben wählt 
nad den Vorſchriften des Tit. I. F. 18 des Ediktes X, aus ber Witte der om 


sh 


Dritter Abſchnitt. — Kreise und Orlsgemeinde. 237 


dentlich dekretirten Profeſſoren zwei Kandidaten, aus welchen ber König das 
wirllich in den Landrath eintretende Mitglied ernennen wird. 


6.18, (Art. IV. des Geſetzes vom 17. November 1837.) 

Die zu Landraths⸗Kandidaten gewählten oder vom Könige 
unmittelbar zu Landraths Mitgliedern ernannten Stanbes- 
herren und erblichen Reihsräthe Haben der betreffenden Kreis 
regierung die Ablehnung der Wahl, oder der Rönigliden Er- 
nennung anzuzeigen. 

Die Ablehnbarkeit ſowohl ber Kandidatur als der Königli- 
den Ernennung zu der Stelle eines Landraths⸗Mitgliedes aug 
ben äbrigen Klaffen dagegen richtet fih unbedingt nad Tit. J. 
KM, lit. a. u. b., dann $$. 45, 46 u. 47 der X. Beil, zur Berfafs 
fungsurfunde, und zwar, was bie $$. A5 und 46 betrifft, in der 
Irt, daß über die Entfhuldigungsgründe der dem Wahlgremio 
angehörenben, bei dem Wahlakte anwefenden Gewählten, die 
Bihler, über jene ber Abweſenden aber ein von ber Königl. 
Rreiöregierung einzuberufender Ausſchuß, welder für jebe 
Kaffe aus den am Kreisregierungsfige zunächſt angefeffenen 
fünf Baplmännern beſteht, zu entfheiden bat. Was den $. 47 
betrifft, ver geflalt, daß das Entfheidungsreht über den Aus» 
tritt ernannter Landratfs- Mitglieder bem verfammelten Land⸗ 
rathe zukömmt. 


$. 19. Im Landrathe findet weder eine Uebertragung ber Stimme, nord 
eine Bertretung durch Dritie flatt. 


$. 20. Die zu Landraͤthen ernannten Standesherren und erblichen Reiche⸗ 
raͤthe fönnen, wenn fie den Sigungen des Landrathes beizumohnen verhindert 
find, einen felbfiftändigen Staatsbürger bevollmächtigen, um nach dem Schluffe 
der Landrathsſitzungen bei dem Regierungs-Kommiflär oder beffen Stellvertre⸗ 
ter von demjenigen Landrathoprotokolle, welches über die im $. 2, A 1, 2, 3 
und 5 bezeichneten Berhandlungen aufgenommen wurbe, Einficht nehmen, um 
hierüber Erinnerung abgeben zu laſſeu. 


(Art. VII. des Geſetzes vom 17. November 1837.) 

Den Bevollmächtigten ber. bei ber Lanbraths-Berfammlung 
nicht erfheinenden Stanbesherren und erblichen Reihsräthe 
follen mit ven Landrathosprotokollen au die fämmtliden an 
ben Landrath gelangten Mittheilungen ber Kreisregierung zur 
Einfiht vorgelegt, und zu diefer Einfihtnahme ein Termin 
bon drei Tagen gegeben werben. Die Erinnerung muß ber 
Lönigl, Kommiffär an die Berwaltungsfielle gelangen Laffen, 
welde fie fodann mit dem Protokolle an das — 
Staatominiſterium einzuſenden hat. | 
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5. 21. (Art. V. des Geſetzes vom 17. November 1837.) 

Den nach den 68. 14 und 17 des Geſetzes vom 15. Auguft 18% 
ernannten Mitglievern bes Landratpes, welche nicht am Site 
besfelben wohnen, if Die Hälfte ber den Mitgliedern ber Kam— 
‚mer der Abgeorbneten gefeglich zuſtehenden Reife» und Tages. 
gebühren, und zwar bie erfieren für bie Reife dahin und zurüd, 
aus dem Kreisfonde bewilliget. 

$. 22. Die Mitglieder des Landrathes werden auf 6 Jahre gewählt unt 
ernannt. 

Der Austritt eines ernannten Mitgliedes erfolgt vor Ablauf dieſer 6 Jahre 

a) wenn basfelbe die Realität, das gutsperrliche Gericht, das Gewerbe 
oder die geiftlihe Pfründe zu befigen aufhört, welche feine Wahl in dem be» 
treffenden Regierungsbezirke begründet haben, ohne gleichen Erfaß in bemfel- 
ben Bezirke zu erwerben; 

b) wenn basfelbe in jenem Zeitraume eine ber font zur paffiven Wahl⸗ 
fäpigfeit erforderlichen Eigenfchaften verliert; 

e) wenn während der Gjährigen Dauer der Funktion die Entlaſſung auf 
den Grund ſolcher Verhältniffe nachgefucht wird, welche nach Tit. 1. 6.47 und 
44 lit. a. und b. des Ediktes X. zur Berfaffungsurtunde auch zu dem’ Austrifte 
aus der Kammer der Abgeorbneten berechtigen würden. 

Nach dem Ablauf von fechs Jahren treten jederzeit neue Wahlen ein. Hir 
bei find alle Mitglieder des vorigen Landraths wieder wählbar. 

5. 23. Die Dauer einer jeden Berfammlung bes Landrathes ſoll fih in 
der Regel nicht über 14 Tage erfireden. 
$. 24. Der Landrath handelt in allen feinen Beziehungen nur auf vor 
gängige Aufforderung und unter Mitwirkung der Regierung. 

Daher kann berfelbe 

1. fih nie anders, als auf Königlichen Befehl nach Einberufung durch die 
Bermwaltungsftelle des NRegierungsbezirkes zu der Zeit und an dem Orte ber 
fammeln, welche der König dazu befimmen wird; 

2. der Landrath darf ohne ausdrückliche Bewilligung ber Glaattregierim 
nicht über die gefeßliche Dauer verfammelt bleiben ; 

3. alle Handlungen des Landrathes, mit Ausnahme der demfelben durch 
den $. 2, Ziff. 1 übertragenen Beſcheidung von Stenerreffamattonen, dann 
der ihm nach eben diefem $. 2, Ziff. 2 zuftehenden Bertheilung der Kreidum- 
Tagen, erfordern die Königliche Genehmigung, und er ann weder aus eigener 
Ermächtigung etwas anorbnen, noch einer vollziehenden Stelle Aufträge ft 
theilen. 

4. Der Landrath eines Regierungsbejirtes darf weder mit dem Landrathe 
eines andern Regierungsbezirkes, noch mit der Staͤndeverſammlung, noch mit 
‘andern Behörden als der oberfien Berwaltungsftelle des Regiernngsbezirles 
und dem betreffenden Staatsminiſterium in den geſetzlich benannten dallen, 


Dritter Abſchnitt. — Kreide und Ortsgemeinde. 239 


noch endlich mit einzelnen Körperfhaften oder Privaten in irgenb eine Ge- 
fhäftsberührung treten. . 

5, Der Landrath darf keinerlei Inſtruktionen einholen oder annehmen, keine 

öffentliche Bekanntmachung erlaffen und Feine Deputation abordnen. 
(Art, VIII. des Gefeßes vom 17. November 1837.) 

6. Dem Könige flept jederzeit das Recht zu, die Sitzungen 
ber Landräthe zu verlängern, fie zu vertagen, und diefelben 
in iprer Gefammtpeit, oder nah Umfänden in den einzelnen 
Kreifen aufzuldfen. 

In dem legten Falle muß wenigftens binnen drei Monaten, 
eine neue Wapl der fämmtlihen, oder ber in den einzelnen 
Kreifen aufgelösten Landräthe vorgenommen werben. 

$. 25. Die Berfammlung des Landrathes hat in ber Regel jährlich 
einmal und zwar gewöhnlich am Siße ber Berwaltungsfielle des Regierungs- 
deſitles ſtatt. 

Die Eröffnung geſchieht durch den Präfidenten ber eben genannten Stelle 
oder durch einen andern vom Könige ernannten Kommiflär. Derfelbe emp⸗ 
fängt in feine Hände den nachflehenden, von allen Mitgliebern des Landraths 
zu leitenden Eid: 

„Ih ſchwöre Treue dem Könige, Gehorfam den Geſetzen, Beobachtung ber 
Staatsverfaffung und gewiffenhafte Erfüllung der dem Landrathe auferlegten 
Pflichten. 

In den folgenden Verſammlungen wird dieſer Eid nur von den neu Ein⸗ 
tretenden abgelegt. 

Der Königl. Kommiffär übergibt dem Landrathe die zum Wirkungsfreife 
dedfelben gehörigen Rechnungen zur Prüfung, fodann jene Gegenftände, welche 
auf die Anträge der betreffenden Minifterien nach Bernehmung des Staatöra- 
tes von dem Könige unmittelbar und ausfchließend ausgehen, und zwar Er⸗ 
Bere am Tage der Eröffnung feiner Berfammlung. 

Er läßt die Borträge an den Landrath durch die Mitglieder der oberften 
Berwaltungsftelle des Regierungsbezirkes mündlich erörtern und die erforber- 
fihen thatfächlichen Auffchlüffe geben. 

Den weitern Beratungen und Abflimmungen haben jeboch bie Königl. 
Kmmiffarien nicht beizumohnen, 

$. 26. Nach jedesmaliger Eröffnung des Landrathes wird: 

1. von demfelben fogleich die Wahl eines Präfidenten und eines Sefretärs 
aus feiner Mitte für die Dauer der Jahresfißung durch abfolute Stimmen- 
mehrheit vorgenommen, wobei bie Präfidenten und Sekretäre ber vorigen 
Sigung wider wählbar find. Diefe Wahl wird jederzeit durch das an Les 
—— älteſte Mitglied des Landrathes geleitet; 

2. zur Beſchleunigung des Gefchäftsbetriebes können Ausfchüffe durch a 
aus der Mitte des Landrathes gebildet werben, 
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Die Befhlüffe aber müffen nach vorgängiger Berathung in voller Verſamm⸗ 
fung des Landraths gefaßt werden. Zu deren Gültigkeit wird die Anweſenheit 
von wenigſtens zwei Dritipeilen der Landraths-» Mitglieder erfordert, Dıe 
Beichlüffe werben nah Stimmenmehrheit gefaßt, der Präfident hat nur bei ein 
tretender Stimmengleichheit feine Stimme zu geben, wo fie fobann entfcheidet, 

$. 27. Zur Beforgung der Dienft- und Kanzleigefhäfte wird von dem 
Präfiventen und Sekretär jedes Landrathes für die Dauer feiner Berfammlung 
bie erforderliche Anzahl verpflishteter Schreiber aufgenommen. 

Eben demfelben wird ein Bote von der Berwaltungsftelle des Regierungs- 
bezirkes beigegeben. Diefe wird auch für Beftreitung der Regiekoften die er 
forderliche Borforge auf Rechnung der Fonds des Regierungsbezirkes treffen, 

$. 28. Der Landrath hat über feine Berhanblungen zwei von allen an 
weſenden Mitgliedern täglich zu unterzeichnende Protofolle zu führen, wovon 
basjenige, was anf die im $. 2 4 1 — 3 dann 5 angegebenen Gegenflände 
Bezug bat, der Berwaltungsftelle des Regierungsbezirkes mitgetheilt, und in 
‚ihrem Archive hinterlegt, das zweite aber, worin die Aeußerungen über ben 
Zuftand des Kreifes mit allenfalfigen Wünfchen und Anträgen ($. 2.0 4) 
aufzunehmen find, vom Landrathe unmittelbar dem betreffenden Staatsmini- 
flerium zur weitern Verfügung zugefendet wird. 

Befchwerben, welche darin vom Landrathe gegen Staatsbiener geführt 
werben, müffen durch befimmte Thatfachen belegt ſeyn. 

$. 29. Die Königlichen Entfchließungen auf die Verhandlungen eines jeben 
Landrathes werben nach vorgängiger Berathung der Minifterien und nad Ber 
nehmung des Staatsrathes in einem Landrathsabfchiede zufammengefaßt, wel. 
her Öffentlich befannt gemacht wird. 

Die Berhandlungen des Landraths über die in dem $.2 Ziff. 1 — 3 dann 
5 bezeichneten Gegenflände werden gleichfalls nach jeder Sitzung öffentlich br- 
kannt gemacht. : 

Die Bekanntmachung der befondern Protokolle aber, im melden bie 
Aeußerungen über den Zuftand des Kreifes und über die etwa wahrgenomme⸗ 
nen Gebrechen, dann bie hierauf bezüglihen Anträge zur Abpülfe und zu 
Berbefferungen ($. 2 Ziff. 4) aufgenommen werben, ift dem Ermeſſen der 
Staatsregierung anheim geſtellt. 

(Die $$. 30, 31 und 32 des Geſetzes vom 15. Auguſt 1828 find bier weg 
gelaffen, weit diefelben nur tranfitorifche Befimmungen enthalten, die bermal 
nicht mehr zur Anwendung kommen können.) 


$. 33. Unfere Staatsminifterien des Innern und der Finanzen find mit 
dem Bollzuge bes gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 

$. 126. Die Landrathsverhandlungen für 1854 hatten erft im 
Mai 1832 ſtatt. Der betreffende Abſchied erfolgte unterm 19. Octo⸗ 
ber 1832, Amtsbl, M 71 vom Jahre 1832, p. 623, 
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ul E WE wing, MALaE 

Bir ‚haben : Uns de bie don. dem Landrathe des; Hpeinkreifes i iu der 
Gisung vom 16. bis 29. Mai gepflogenen Verhandlungen Vortrag erſtatten 
laſen/ und ertheilen — nach re — — * 
hehende Entſchließfungen. FL | 
1. Abrechnung über die one der Kreisanftatich und über Sim 

men und Ausgaben auf Kreislaften Für das Jahr 1835: 
A. Rechnung für die Kreishülfstaffe 

Lachdem bie Rechnung über die, von Uns geſtiftete Kreishülfskaſſe für das 
Jahr 18°%, mit einer Einnahme yon 10,355 fl. 33 fr., mit einer Ausgabe 
von 100 fl, und mit einem Beftande von 10,255 fl. 33. tr. als richtig anerkannt 
worden ift, fo hat der Uebertrag biefes Beſtandes in die Rechnung für 18° nr 
zu geſchehen. 

Nach dem Antrage des randrathes ſollen die Kreiseinwohner vurch die 
tandlommiffariate. auf die von Ang aeftiftee Sreishülfstaffe aufmertſam ge⸗ 
macht werden. 

B. Rechnung über die Kreid- und Bezirkottiegsfonde. 

Nachdem ferner. der. Landrath die vorgelegten Rechnungen über die Kreise 
und Bezirlstriegsgelder, wovon nach dem neueren Abſchluſſe die erſtere ein⸗ 
ſchlüßig der Rüdftände einen Aktivbefland von 48,663 fl I. fk, die letzteren 
jzuſammen ausſchlüßig fämmtlicher Aufenfände zu "87,268 fl. 15 fr. und nad) 
Abzug der entnommenen Militärtransport- und Berpflegungsfoften mit 56,000 fl. 
einen Ueberſchuß von 68, 922 fl. 45 fr. ausweiſen als richtig anerkannt hat, 
beihließen Wir: 

1..Die Beträge ber Bezirlolriegsfonde in Baarſchaft, Aus änden und 
Ridfänden follen an ‚die theilhabenden Gemeinden ausgeliefert ierden. ” = 

2, Bir genehmigen bienach die don Unferer Kreisregierung am 5. Juni 
d. J. bereits vollzogene Vertheilung des baaren Kaſſenvorraths der beſonderen 
dezirlakrieggffonde im Geſammtbetrage von 49,791 fl. 35 fr. unter die betheil⸗ 
üigten Gemeinden, tragen jedoch Unſerer Regierung auf, die nötpige Aus- 
geigung herzuftellen, und hiebei den einzelnen. ‚Kriegsfonden die entnommenen 
Baatſchaften geeignet gut zu rechnen. 

3. Auf gleiche Weiſe genehmigen Wir die aus dem badren Raffaborratpe 
des Kreiskriegsfonds an die Bezirkskriegsfonde geſchehene Gutrechnung und 
resp, Ublieferung von 7529 fl. 12 fr. und verfügen, daß der Reftbeftand vieſes 
Kreiskriegsfond in Baarſchaft, Ausſtänden und Rüditänden ,. jedoch nad einft- 
weiliger Reſervirung einer Summe von 10,000 fl. zum Behufe der Dedung 
der Forderungen, welche an biefen Fond beflehen, zleichfalls vertheilt, oder viel⸗ 
meht, fo weit er hinreicht, zu Tilgung jener 56,000 fl., welche Auf Militär 
verpflegungs»- und Borfpannkoflen aus den Besixtsteiegsfonben entnommen 
Borden find, verwendet werde, sh * 

dr. Bichenngeig tung Sen ie Hubiline 6 u . 16 
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Vebrigens bleibt den Bekheiligten der Anſpruch auf den Ueberſchuß vorbe⸗ 
halten, welcher ‚at. obigen 10,000 fl. mach Dedung der Ausgaben fich ergeben 
oe, ei N u Pos.) BE Ben 
Wir bewilligert zugleich. die "beantragten ‚Remunerationen für bie: Kaſſen⸗ 
und Rechnungsführung bezüglich ber erwähnten Fonds, und. weifen- Unfere 
Kreisregierung, an, dem Landrathe bei ſeiner nächſten Verſammlung die ſaͤmmi⸗ 
lichen einſchlägigen Rechnungen mitzutheilen, und ihm bie. geſchehene Bertfeis 

fung zu eröffnen. De Er 
— c. Rechnung Über die Rreisfonds für 18. 
Die vorfchriftsmäßig geprüfte, von dem Kandrathe als richtig anerkannte 
Rechnung über die Kreisfonds ſchließt ab mit einer Einnahme von 518,479 f. 
24 tr, mit einer Ausgabe von 536,846 fl. 35% fr., mit einen; Paſſivreſte von 
18,367 fl. 11% kr., welcher fh nad Zurechnung eines Einnahmsrückſtandes 
au 260 fl. 58 fr, aus dem Jahre 18°%,, auf 18,628 fl. 9% fr. erhöht. " 
Obise Einnahmsſumme bildet ſich aus nachſtehenden Poften: | 
"4, für Nichtwerthe 13,025 fl. 54%, fr, 2 für allgemeine Verwaltunge 
toften 350,349. fl. 294 Fr., 3, für höhere Lehranſtalten 45,532 ft., 4. für Boll 
ſchulen 37,535, fl, 48 fr., ‚5. für den Ratafter — fl, 6. für den Straßenbau 
52,366 fl. 35 fr.,.7. für den Nheindammbau 19,669 fl. 37, Tr, — Summa 
518,479 fl. 24 kr., worunter "20,123 fl. 57 kr. 3 pf. aus dem Beſtande der 
Vorjahre, 449,471 fl, 47 tr. aus Steuerbeifchlägen und 48,883 fl. 39 fr. 1 yl. 
aus allgemeinen und befonderen Gefälfen enthalten find. 
Die obige Ausgabe entziffert fih in nachſtehender Art: ge 
"2, Nichtwerihe 25,353 fl. 43 ir., 2. Berwaltungsfoften 367,788 fl. 31 ft. 
3, für, höhgre „Lehranftalten 36,523 fl. 41 kr., 4, für Volksſchulen 34,556 ſ. 
ie 5. für den Kataſter — fl., 6. für den Straßenbau 52,336 fl. 3 ft 
7. für Rheindammbauten 20,257 fl. 38. kr. Summa 536,846 fl. 35% 
unter welher Summe 43,598 fl. 52% fr. auf ben Rechnungsbeſtand der Vor⸗ 
jahre, 493,247 fl. 43% fr. auf den Dienft des Taufenden Jahres begriffen find. 
In die Rechnung für das Jahr 18°%, find aus der Rechnung von 18” 
au übertragen. . | F | | 
| = A. Einnahmsüberfhäfle. 
Kür höhere Lehranftalten 9,008 fl. 19 kr., für Volfefgulen 2,979 fl. 21 ft. 
für den Fond der Polizeiſtrafantheile der Gemeinden 2,599 fl, 59%, Ie., um 
zwar für Schulhausbauten 1,700 fl. und für allgemeine Zwede 899 ſt. 594 
0 B Auf Einnapmorädfände. — 
Für allgemeine Verwaltungskoſten 260 fl. 58 kr., für Polizelſtrafanthel 
der Gemeinden 25,550 fl., und zwar für Schulhausbauten 25,300 fl. und I 
allgemeine Zwede 250 fl. ne 
— €. Auf Paſſivreſte. 
Bei dem Konde der Nichtwertpe 12,327 fl. 48% kr., bei dem donde de 
Verwaltungsloſten 17,699 fl. 59%, tr., bei den Rheindammbauten 488 fl. 1% R 
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Auf die von dem Landrathe bei Prüfung der Hauptrechnung über Kreise: 
fonds nebſt den Nebenrechnungen entwickelten Aeußerungen und Anträge erthei« 
Im Wir folgende Entfchliefungen: 

1. Die von dem Landrathe bei ber Rechnung über das Eeniralgefängniß 
gerügten formellen Mängel und namentlih die Mangelhaftigkeit einzelner Bes 
lege follen der Revifionsbehörbe nicht entgehen. Unſere Regierung hat durch 
frenge Aufficht für angemeffene Begmungekelung, fowie für pünktliche - 
fion zu forgen. 

2. Der Antrag des Landraths, alle wichtigen Anfchaffungen und Beräußer- 
ungen bei ber allgemeinen Armenanftalt nur auf dem Wege öffentlicher Ber« 
fleigernng oder genehmigter Akkorde vollzogen zu fehen, ift der Ordnung bes. 
Rehnungsmwefens angemeflen. 

Wir weifen daher Unfere Regierung an, biefes Verfahren in der: Regel 
zu beobachten und über bie etwa in einzelnen Fällen rathſamen Abweichungen 
den Landrath auf Verlangen aufzuklären. 

3. Die von dem Landratfe mit Recht gerügte Konkurrenz ber Verwalter 
und der Rechner der allgemeinen Kenenendail zu ben — iſt alsbald 
abzuſtellen. Auch hat 

4. die bisher von der Armenanſtalt beſorgte Bertöfigung bed Bezirloge · 
fängniffes zu Frankenthal bei den eingetretenen veränderten Verhältniſſen, nach 
dem Wunfche des Landrathes für die Zukunft zu unterbleiben. 

5. Unfere Regierung hat Sorge zu tragen, daß bie Bedürfniffe der Ar- 
menanflalt an Kupfer», Eifen» und anderen Waaren, foferne folches ohne er- 
weistichen Nachtheil für die Anftalt gefchehen kann, durchaus nur in dem’ In⸗ 
lande angefauft werden. 

6. Es iſt Unfer Wille, in Zukunft bei der Armenanftalt' jeve im Laufe 
des Jahres ſich ergebende Kredit-lleberfchreitung der einzelnen Ausgabe ⸗Po⸗ 
fitionen durch Beiheftung der Regierungs- Ermächtigung nachgewiefen, und 
feine bedeutende Reparatur der Inflitutsgebäude ohne vorläufige Koflenan- 
ſchläge uud genehmigte Verfleigerungen oder Akkorde vorgenommen zu wiſſen, 
fowie Wir bei etwa eintretenden Neubauten auf bie wano⸗ des Landrathes 
werden Rückſicht nehmen laſſen. 

7. Nach dem Wunſche des Landrathes ſoll der in Pacht überlaſſene Garten 
vor dem Ablaufe des gegenwärtigen Pachtiahres dem bermaligen Pächter um 
den ermittelten wahren Pachtwerth überlaffen werben, 

Bir wollen übrigens, daß fünftig alle Gründeverpachtungen burch oſfent⸗ 
liche Berfteigerung vollzogen werben. 

8. Der auf 496 fl. 30 Er. ſich berechnende Erlös für verſteigertes werth- 
Iofes Papier ſammt den für das Aftenausfcheidungsgefhäft genehinigten und 
fo mit obigem Erlöfe Torrefpondirenden Gratififationen zu 100 fl it in ben 
Rechnungen des Jahres 18°%, aufzunehmen. 

9. Der Antrag bes Landratpes, es folle der Ankauf von arrce⸗ 

16 * 
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feiner Ermächtigung bedürfen, wirb auf den Grund bes $. 2 des Gefehes vom 
25. Auguſt 1825, worin dem Landratpe nur die Prüfung der Voranſchlaͤge zu⸗ 
geftanden if, zurückgewieſen. 

Vebrigens tragen Wir Unferer Regierung auf, dergleihen Acquifitionen 
künftig lets in dem Boranfchlagsetat des Kreisbudgets aufzunehmen. 

10. Bir wollen, daß künftig Feine Heberfchreitung bes für Stipendien 
bewilligten Kredits vorfommen, und daß nur bedürftige und ausgezeichnete In⸗ 
dividuen aus dem Stipendienfonde bedacht werben. 

11.:Der Quieszenzgehalt des Oberingenieurs Faßbender foll vom 25. April 
1829 bis 1. October 1830 auf das Staatsärar übernommen werben, weßhalb 
dem Kreisfonde die hierauf geleiftete Ausgabe für die bemerkte Zeit zurüdzuer 
ſetzen ift. 

12. Nach dem Gutachten des Landrathes laſſen Wir es bei der Verthei⸗ 
lung der einfachen und Zuchtpolizeiftrafen mit 4 an die Gemeindenund }, 
an die Woplthätigkeitsanftalten bewenden. 

Wegen der vom Landrathe geäußerten Anficht, daß ihm neben der Prüfung 
ver. Rechnung über die einen befondern Fond bildenden attribuirten Polizei» 
firafen auch die vorläufige Prüfung der Boranfchläge über deren Bermwendung 
zukomme, verweilen Wir denfelben auf das oben ad As 9 Gefagte. 

| II. Steuerprinzipale für das Jahr 1854. 

Das Prinzipale der Steuer des Rheinkreifes rektifizirt fih auf 783,785 fl. 
48 fr. und zwar 

a). Prinzipalfumme der Grundfleuer nach den Befimmungen des Finanz 
gefeßes vom 28. Dezember 1831 und mit Rüdficht auf die Ab» und Zugänge 
auf 542,603 fl. 48 kr., b) Prinzipalfumme der Perfonalfteuer nach dem Maaf- 
ftabe eines Taglohns zu 18 fr. auf 80,544 fl. 36 fr., e) jene der Mobiliar- 
feuer auf 33,437 fl. 24 kr., d) das Steuerprinzipale der Staatsforften im 
Rheinkreife beträgt 17,200 fl., e) die Gewerb-, Thür- und Fenfterfteuer 110,000 f. 
wonach der Betrag eines Steuerprogentes fi) in runder Summe auf 7837 fl. 
beftimmt. 

Dem Landrathe find bereits dur Unfere Regierung die Gründe eröffnet 
worben, aus welchen Wir das Stenerprinzipale von fämmtlichen Staatsforften 
im Rheinfreife zu 24,530 fl. und nach Abzug des durch das Finanzgeſetz be⸗ 
willigten Naclafles von 27 Prozent zu 17,200 fl. angenommen haben. 

Auf diefer Berechnung, welche bei den fländifchen Verhandlungen als 
Grundlage ber von den Staatseinnahmen aus ‚den Staatsforfien an die Kreis- 
fonds abzutragenden Steuerbeifchläge gedient hat, müffen Wir fo lange br- 
fliehen, bis durch die Einführung des Steuerbefinitivums das richtige Beitragt- 
verhältnig ausgemittelt feyn wird, 


III. Beftimmungen der Kreisfonde für 18$4. 
Dem von dem Landrathe geprüften Boranfchlage der in dem Zahre18’%, 
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aus Kreisfonds zu beftreitenden Berwaltungsausgaben ertheilen Wir Unfere 
Genehmigung nach folgenden Anfähen : 
A. Nothwendige Ausgaben. 
I. Abtheilung. 
Für Nahläffe und Nichtwerthe an Grund», Perfonal- und Mobiliar-, 
Dür⸗ und Fenfter-, dann Gewerbfteuer 18,733 fl. 
II. Abtheilung. 
Ausgaben auf die Zuflizverwaltung. 
$. 1. Für das Appellationsgericht zu Zweibrüden 30,380 fl. 
$. 2. Für die 4 Bezirkögerichte zu Frankenthal, Landau, Kaiferslautern 
und Zweibrüden 30,200 fl. 
$. 3. Für die Friedensgerichte 37,919 fl. 12 kr. 
$. 4. Für Juftizgebäude und zwar für Hausmietfe und Reperaturen 
Bf. Summa 99,384 fl. 12 fr. 
IT, Abtheilung. 
Ausgaben für die innere Verwaltung. 
1. Für Landlommiffariate, a) Befoldungen der Landkommiſſäre 17,800 fi., 
b) Befoldungen der Aftuare 9,600 fl., e) Befoldungen des Botenperfonale 
3500 fl., d) Regiekoſten 15,600 fl., Summa 46,500 fl. 
IV, Abtheilung. 
Auf Studien und Schulanfalten, 
und zwar a) allgemeine und befondere Dotation und Dotationsergänzung 
57,000 fl., b) aus dem Kreisfond 34,904 fl., c) aus dem Meinen Stipendien- 
fond 400 fl., Zufammen 92,354 fl. 
V. Abtheilung. 
Auf Woplthätigkeit, 
und zwar auf Dotation der Armenanftalt in Frankenthal, auf Almofen, dann 
für Findel⸗- und verlaffene Kinder und auf Taubflummenunterricht 51,500 fl. 
VI. Abtheilung. 
Auf Geſundheit, und zwar 
1. Beſoldungen der Kantonsärzte 15,314 fl. 
2. Funktionsbezüge der Thierärzte 2,400 fl. 
3. Unterftüßung der Gemeinden für Hebammenunterricht 300 fl. 
4. Für Epidemien und Mebizinalfofen 800 fl. Summa 18,814 fl. 
VII. Abtheilung. 
Auf Straßen» und Brüdenbau, und zwar 
$. 1. Adminiſtrationskoſten 15,908 fl. 
5. 2. Auf Straßenunterhaltung 61,000 fl. Summa 76,908 fl. 
VIII. Abtheilung. 
Auf Rheindammbauten 16,636 fl. 
IX. Abtheilung. 
Auf Induſtrie uud Kultur 5,000 fl., und zwar a) für Pferbeprämien für 
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‘pas Landgeftüt zu Zweibrüden 1,500 fl., b) zur Vervollkommnung ber Ge⸗ 
werbfihule zu Speyer 875 fl., e) für eine Gewerbfgule zu Landau 875 fl, d) 
für eine Gewerbfihufe zu Zweibräden 875 fl.,. e) für eine Gewerbſchule zu 
Raiferslautern 875 fl. 

x. Abtheilung. Für Stipendien 3,600 fl, 

xI. Abtheilung. Für die Geftütanftalt 7,000 fl. 

x. Abtheilung. Für Bezirkswege 4,000 fl. 

x. Abtheilung. Für die Obſtbaumſchule zu Speyer 1,000 fl. 

xIv. Abtheilung. Regiekoſten des Landraths 550 fl. 

XV. Abtheilung. Prämien für Erlegung wilder Thiere 50 fl. 

Zufammenftellung der für das Jahr 18°%, erlaufenden Kreisausgaben. 

Auf Rachläffe und Nichtwerthe 18,733 fl., auf die Juſtizverwaltung 99,384 fl. 
42 kr. auf die innere Berwaltung 46,500 fl., auf Studien» und Schulanfal- 
ten 92,354 fl., auf Wohlthätigkeit 51,500 fl., auf Gefundpeit 18,814 fl., auf 
Straßen» und Brüdenbau 76,908 fl., auf Rpeindammbauten 16,636 fl., auf 
Induſtrie und Kultur 5,000 fl., auf Stipendien 3,600 fl., auf bie Geftütanftalt 
7,000 fl.; auf Bezirkswege 4,000 fl., auf die Pflanzſchule 1,000 fl., auf bie 
Regie des Landraths 550 fl, auf Erlegung wilder Thiere 50 fl. Zufammen 
442,029 fl. 12 fr. j 

B. Fakultative Ausgaben. 

Da der Landrath von Erhebung einer Kreisumlage für fakultative Auss 
gaben pro 18°,, Umgang genommen hat, und Wir es hiebei bewenden laf- 
fen, fo verweifen Wir die Ausgaben für fakultative Zwecke auf das Jahr 
18°, ; können übrigens nicht genehmigen, daß die Ausgabe auf techniſche 
Borarbeiten zur Korrektion des Schwargbaches auf die nothwendigen Ausgaben 
für 18°%, transferirt werde. 

‘ Zur: Dedung des ſich ergebenden Bedarfs auf notpwendige Ausgaben find 
folgende ‘Mittel gegeben: 

$. 1. die Kreisumlage, welche mit 52%, Prozent (zwei und fünfzig ein 
halb Prozent) zu erheben ik im Betrage zu 411,442 fl. 30 Er. 

52 bie dem Rheinkreiſe zugemwiefene halbe Thür- und Fenſterſteuer 
14,278 fl. 15 fr., Zufammen 425,720 fl. 45 . Im Zufammenpalte bie 
fer Einnahme gegen die Ausgabe von 442, 089 fl. 12 fr. ergibt fich ein Abgang 
von 16,308. fl. 27. fr. 

Behufs deffen Dedung Wir die gutachtlichen Anträge des Landrathes auf 
den Fall erwarten, daß biefelbe nicht durch die Ausſcheidung ber unter ben 
Gefammtausgaben aufgenommenen Zalultativausgaben, oder durch Erübrigun: 
gen an einzelnen Etatspofitionen herbeigeführt werden follte, 

Auf die von dem Landrathe bei Prüfung der Voranſchläge enttoidelten 
Aeußerungen und Anträge ertheilen Wir folgende Entſchließungen: 

1. Unfere Regierung hat dem Landrathe bei feiner nächſten Berfammlung 
jenes. betaillirte Verzeichniß der appellationsgerichtlichen Kanzleikoſten und Bo 
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tenlöpne vorzulegen, welches demſelben ohne Zweifel, auf Raawen Aon 
waͤhrend feiner Sitzung von 1832 zugekommen ſepyn wird. 

2. Rückſichtlich des Regiekoſtenaverſums für die Friedensrichter Hat Fr zut 
Zeit bei dem hierauf: geſtellten Antrage des Landrathes fein Bewenden. 

3. Dem Landrathe ſoll bei feiner nächſten Verlammlung der Entwurf eines, 
die mögliche Sparſamkeit mit, ben. Erforderniſſen des, Dienſtes verbindenden 
Botenaverſums für die Landlommiſſariate, unter. genauer Notivixung ber für 
dieſe Maaßregel ſprechenden Gründe, vorgelegt werden. 

Uebrigens hat Unfere Regierung ſtreng dafür zu ſorgen, daß jeder Sand 
tommiffär jährlich mindeſtens zweimal alle,. feiner, ‚Beriwaltung ‚angerkraufe 
Gemeinden befuche, und ſich bei diefen Bifitationen eine genaue Kenntnig von 
den Berpältniffen, den Bedürfniſſen und ben Bermaltungsgegenflänben! jeder, 
einzelnen Gemeinde verfchaffe. 

4. Der Landrath ift bei feinen Aeaßerungen über, die ‚Stubienanfiaiten, 
Seminarien und das Vollsſchulweſen, insbeſondere in Beziehung der Erhöhung 
der Lehrergehalte, pon ber Anſicht ausgegangen, als ob, ber, Schulplan vom 
Jahre 1829 Gefehestraft ‚dur einen, von der Kammer, ber Abgeordneten 
geäußerten, von ‚der. Kammer ber Reicheräte. aber nicht gecheilzen Wunſch er⸗ 
langt habe. 

Wir verweiſen deshalb * — A Die uerfaffpnadmäßigen: Befime 
mungen , nach welchen. nur ein durch übereinſtimmende Beſchlüſſe beider. Kam 
mern gereifter und von Ins Innltianinee mandiaer Antrag gefelice Wirk 
ſamleit zu erhalten vermag. 

Neberbies erinnern. Wir: denfelben, en; die; Spatfache, daß * in fo 
Jahre 1829 aus Unſeren Beichlüffen, ‚hervorgegangener Schulplan in. dem 
Jahre 1830 und zwar insbefondere auf dringende Borftellung des Landrathes 
des Rheinkreifes außer Wirkfamkeit gefegt und, durch bie gegenwärtig beſtehende, 
eines Gehaltnormativs in Feiner Weife erwähnende, Schulordnung erſetzt wurde. 

Da iu Beziehung auf die Gehaltsbezüge des Lehrerperſonale an den Gpme 
naſien und latein iſchen Schulen eine gleiche Norm in allen Kreiſen Unſerer 
Monarchie vorwalten muß, ſo lönnen Wir auch für den Rheinkreis im We— 
ſentlichen keine Abweichung von jenen; Direktiven zulaſſen, welche nit mittels 
Reſcripts Unferes Oberkirchen ⸗ und Schulrathes geboten, ſondern aus Auf⸗ 
trag Unferes Staatsminiſteriums bed, Innern als ein integrirender Beſtand⸗ 
teil der Ausgaben-Boranfpläge,. dem Landrathe zur Begutachtung vorgelegt 
wurden. Auch iſt nicht abzuſehen, wie die Gebaltsbezüge der Volkoſchullehrer 
im gehörigen Maaße erhöht, die etwa mangelnden Schulen erſetzt und gün⸗ 
figere.: Berhältniffe des Elementarunterrichtes herbeigeführt werden können, 
wenn die Gymnaſien und lateiniſchen Schulen in dem von dem — 
beantragten überwiegenden Betrage bedacht werben, 


In fo ferne. aber wegen der eigenthümlichen Berhältnifte des hanteeit⸗ 
Modifikationen der vorgezeichneten Direltiven nöthig ‚exfheinen follten.; Hat 


248 AErfies Buch — Staatdteht. 


Unfere Negierung'Yierüber ungeſcunt Bericht zu erſtätten, und bis zur er⸗ 
folgenden beſonderen Entſchließung mit Bertheilung der oe guet 
tionsſumme einzuhalten · 

Die Ruhegehalte und Penſionen des kebrerperſonals ine, fo meit fie nicht 
etwa im Folge befonderer Nechtstitel dem Stantdärar zur Laſt fielen, flete; und 
ſchon ‘vor ber Verordnung vom 12: Juni 1818 von der Staatsſchuldotation be 
firitten, daher auch ir die eeſettich Teftgeeite Rretefgufbotation eingerechnct 
— 

Insbeſondere hat ber Lehrer Reumann von Speyer 360 fl.Alimeniation 
Aug dem vormaligen Refervefond ber allgemeinen Schuldotation bezogen, 
welche mit dem 1. October 1831 auf den Rheinkreis übergegangen, daher 
demfelden zu feier älteren Dotation bon 24,000 ſ. gt 350 fl. augetheilt 
worden find. (Gefeßbl, 1832, ©. 202.) : 

Da “vienach die fraglichen Penfionen und Kudehehalt⸗ auf der Kreisoſchul· 
dotation radizirt find, fo findet der $. 10 des Finanzgeſetzes vom 28. Dezember 
1831 Hierauf um fo weniger eine Anwendung, als derſelbe nur auf das Per⸗ 
fonal der Juſtiz- und Abminiſtratibbehörden Beziehung hat. 

5. Unfere Reyierüng hat den Landratp bei feiner nächſten Berfammlung 
mit den Erfahrungen befannt zu machen, welde der Wiedereinführung einer 
Auffichtskommiſſion bei der allgemeinen Armenanftalt entgegen zu flehen ſchei⸗ 
nen und deſſen wieberholtes Gutachten über die Frage zu vernehmen, ob mit 
öltere unvermuthete Bifitationen dieſer Anſtalt don Seite der Kreisvegierung 
zwedförderlicher erfcheinen dürften. Unfere Regierung wird überhaupt befon- 
deren Bedacht nehmen, daß die Aufnahme: der Pfleglinge fireng nach den für 
die Armenanftalt gegebenen Normen bemeſſen werden, nnd daß, ſoweit foldes 
ausführbar iſt, den Dürftigen aller 12" rei a an dem In 
ſtitute verhältnißmäßiger Antheil geſichert werde. 

6. Nachdem Wir den am 26. Auguſt 1828 entfaffeiien:Baritonderi zu 
Lautereden, Dr. Auguft Zwierlein, in’ Berückſichtigung feiner traurigen Ber- 
hältniffe und in der Erwartung ,- daß er fi vör dem Rüdfall bewahren und 
Unferer allerhöchften Gnade würdig beweifen werde, am 17. Suni 1831 als 
Kantonsarzt zu Dahn wieder angeftellt haben, und Uns eine Zunktiongzulage 
von einhundert Gulden als: das Minimum der Subſiſtenzergänzung eines Arztes 
in jener Gegend’ dargeſtellt worden, fo vermögen Wir zur Zeit und- ohıe 
näheren Nachweis der Gegengründe dem Antrage bes Landrathes auf Ein- 
siehung dieſer Zulage feine Folge zu geben. 

Dagegen genehmigen Wir den Antrag wegen Anflellung eines Kantons 
arztes -für den Kanton Waldfiſchbach mit einer Befoldung von 450 fl. umd 
beauftragen Iinfere- |. mit | en Borlage der Perfonal 
vorſchläge. 

J. Ueber die von dem Landrathe 2 neue iaffitation der Staais · 
und Kreisſtraßen tragen Wir Unſer er Kreisreglerung Berichtserſtattung auf, 
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und behalten Uns befondere Entſchließung darüber vor, welche von den bis- 
derigen Departemental- oder Bejirköftraßen, nach ihrer fommerziellen Wichtig⸗ 
keit, als Kreisſtraben zu behandeln find, um rüdfigtlih ver Neubauten nad 
Maafgabe der im Sinanzgefege N Mittel auf Staatsfonds übernom⸗ 
men zu werden. 

Bas die Unterhaltung der Straßen betrifft, fo find nad $. 22 des 
Finanzgeſetzes nur die Unterhaltungstöften der bereits beftehenden Staats— 
fraßen auf bie für gefeblich nothivendige Zwede — Rreifonds überwies 
fen, und auch die Mittel hienach berechnet. 

Infoweit daher der Landrath eine Erhöhung der Unterhaltungsfoften 
nöthig erachiet, fo kann biefes nur dur Disponibelmachung einer entiprechen» 
den Rate des für fakultative Zwecke gefeglih geftatteten Umlagematimums ftatt 
finden, und Wir fehen Uns außer Stande, bie Pofition, für die Straßenunter- 
yaltung auf die von dem Landrathe beantragte Summe zu erhöhen. 

8. Zu Herſtellung und Erneuerung fihadhafter Dämme, rückſichtlich deren 
der Landrath den Anträgen Unferer Regierung beiftimmte, find bereits bie 
nöthigen Anordnungen getroffen worden. 

Nebrigens ift e8 Unfer Wille, dent Landrathe flets mit dem Etatsentwurf 
auh die Pläne und Koflenvoranfrhläge der aus Kreisfonds zu beftreitenden 
Neubauten vorgelegt zu wiffen, und Wir zweifeln nicht, daß felbe ver Ber- 
fammlung aud diesmal zugelommen wären, hätte fie nach $. 25 des Landraths⸗ 
geſetzes Unſere Kreisregierung um Aufflärung angeſonnen. 

9. Unſere Regierung wird demnächſt allgemeine Direktiven zur Belebung 
des techniſchen Unterrichts und insbeſondere zu endlicher Einfüprung ber an⸗ 
geordneten Gewerbsſchulen empfangen. 

Dieſe Verfügung wird auch die Wünſche erfüllen, welche der Landrath in 
Bezug auf die Gewerbsſchule feinem Prolokolle einverleibt hat. 

10. Rüdfichtlih der Stipendien genehmigen Wir den Antrag des Band 
rathes in der Art, daß von dem Etatsjahre 18°, anfangend, fo ferne es die 
etwa ſchon erworbenen Anſpruͤche einzelner in dem Genuffe von Stipendien 
fih befindenden Kandidaten geftatten a) ftatt der bisherigen 9 Univerfitätsſti— 
yendien nur 6 folche verliefen werben follen und zwar für Theologie 2, für 
Medizin 1, für Jurisprudenz 1, für höhere Technik 2, jedes zu 200 fl., zu» 
fammen 1200 fl., b) daß ferner für Gymnaſialſchüler 400 fl., für Zöglinge, 
welche fi den Real- und Induftrieftudien widmen 400 fl., für das Schulleh⸗ 
rerfeminarium 400 fl. und für ein chirurgiſches Stipendium 200 fl., zufammen 
1400 fl., im Ganzen alfo 2600 fl. verwendet werben follen. 

11. Bir beauftragen Unfere Kreisregierung, dem Landrathe bei feiner 
nächſten Berfammlung einen wohlbemeffenen Antrag über die künftige — 
mung der Pflanzſchule zu Speyer zur Berathung mitzutheilen. 

12. Der Landrath hat unter Berufung auf $. 24 des Finanzgeſetzes vom 
23, Dezember 1831 , welches ſäͤmmiliche mit Sqchluß des Etatsiahres 18%, 
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beſte hende und aus ber erſten und zweiten Finanzperiode herrührende Ausflände 
der direkten Staatsauflagen den Kreisfonds der betreffenden Regierungsbezirke 
überläßt, alle am 30. September 1831 von den Einnehmern noch nicht erho⸗ 
benen bireften Staatsauflagen als Steuerausſtände der 2. Finanzperiode im 
approximativen Betrage von 121,000 fl. für den Kreisfond in Anſpruch nehmen 
au können geglaubt; — ber Landrath ift hiebei von, ber irrigen Anficht aus— 
gegangen, baß alles dasjenige ein, Steuerausfiand fey, was mit dem Schluſſe 
des Etatsjahres an Steuern noch nicht eingenommen worden iſt, und hat über- 
dies auf die befondere Steuergefeßgebung des Rheinkreifes keine Rückſicht ge 
nommen, vermöge welcher bafelbft niemals Steuerausflände vorhanden feyn 
können. 

Allein der Begriff eines Auoſtandes feßt voraus, daß die Schuldigfeit ver 
fallen und zur geſetzlichen Verfallzeit noch nicht einbringbar fey; da nun von 
den Einnahmen das dem Gtatsjahre 18°, angehörige Steuerziel des Monats 
September 1831, nad der im Rheinkreiſe beftehenden Inftitution, erſt im Laufe 
des darauf folgenden Monats Detober eingehoden werden ‚konnte, und bigfe 
Steuern nach der Steuergefeßgebung dieſes Kreifes vollftändig und ohne Rüd- 
ſtand abgeliefert worden find, fo folgt, daß Steueraustände, von welchen der 
$. 24 des Finanzgeſetzes handelt, weder vorhanden find, noch auch vorhanden 
feyn konnten. | 
Indem Wir daher dem Antrage des Landrathes Unfere Genehmigung 
verfagen, haben Wir mißbilligend wahrgenommen, wie der Landrath von ſei⸗ 
ner Anficht fich hinreißen ließ, Unferer Regierung, blos weil fie eine gegen 
theilige Ueberzeugung pflihtmäßig — eine dem Rheinkreiſe feindlige 
Abficht zu unterftellen. 

13, Der Landrath hat, unter — auf §. 20 des Finanzgeſetzes vom 
28. Dezember 1831, die Meinung geaͤußert, daß das Finanzärar, in Folge der 
Uebernahme der Koften für das Kreisarhiv, für. bie Gendarmerie und für bie 
Gefängniffe, auch das’auf Kreistoften in diefen Anfalten und in der Arbeils⸗ 
anftalt des Eentralgefängniffes ‚zu Kaiferslautern. angefcaffle und vorhandene 
Mobiliarvermögen an Requifiten, Waaren, rohen Stoffen u. f. a. dem Kreis⸗ 
fonde zu vergüten habe. 

Allein da das Finanzgefeß an ber angeführten Stelle die von dem Kreid 
fonde an die Staatskaffe übergehenden Laften in beſtimmten Summen 
überweifet, und in der Beilage Lit. A. zu diefem Gefeße unter den Pofitionen 
VII. X., Ziff. 5, und XI., Ziff. 2, die von dem Kreisfond des Rheinkreiſes für 
bie obenbemerkten Anftalten auf, das Finanzärar übergehenden Poften in Zaplen 
ausgebrüdt find, melde den Umfang und die Gränzgen der biesfälligen: Ber 
pflichtung des Staatsärard genau und ſpeziell „bezeichnen, fo zweifeln Wir 
nicht, daß fih der Landrath ſelbſt beſcheiden werde, daß dem Gtantsärar ein 
geſetzliche Verbindlichleit zu der von ihm beantragten Vergütung nicht obliege, 
und daß Wir Uns daher außen Stand befinden, feinen Antrag au genehmigen. 
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Uebrigens wird Uinfere Kreidregierung bei dem Schluffe bes Etatsjahres 
insbefondere darauf aufmerkfam gemacht, daß die gemäß bes feftgeftellten Etats 
zu verwendenden, vor Abfchluß der Rechnung von 18°%, aber nicht verwen⸗ 
deten Summen, nichts defig minder ihrer beziehungsweiſen Befimmung ange» 
hören, und daß nur bie nach gänzlicher Erfhöpfung der genehmigten Ausgaben 
noh erübrigenden Rechnungsbeflände für Ausgaben des Jahres 18°’, verwen⸗ 
det werden können. 


IV. Voranſchläge zu Straßen-Neubaten für 1854, | 
Die Voranſchläge zu den für das Jahr 18°, vorzunehmenden Straßen: 
Neubauten Haben von Seite des Landraths Feine Erinnerung erfahren; übrf- 
gend hat Unfere Regierung Sorge zu tragen, daß bem Landrathe die‘ 
Boranfchläge für Straßen -Neubauten in Zukunft zum Behufe ber — 
vorgelegt werden können. 


V. Beſondere Wünſche und Anträge. 
Auf die Uns vorgetragenen Wünſche und Anträge, ſo weit dieſelben 
nah dem Geſetze vom 15. Auguſt 1828 $. 2 Ziff. 4 zu dem Wirkungskreiſe 
des Landraths fich eignen, erllären Wir, was folgt: 


1. Dem Wunſche des Landrathes wegen möglichft baldiger Herfiellung der 
Handeläfreipeit in Deutfchland ift Unfere Sorgfalt, auf dem Wege ber Ber- 
träge mit anderen Staaten, dem Verkehr und dem Handel Erleichterung zu 
verihaffen, und durch Erweiterung des Zollvereing die Schlagbäume verfhwin- 
ben zu machen, bereits zuvorgelommen, und Wir feben einer entfprechenden 
Beendigung der hierauf gerichteten Verhandlungen mit eben fo großer Sehn⸗ 
ſucht als Beruhigung entgegen. 

Die zu gleicher Zeit angeregten einſtweiligen Anordnungen beir., beziehen 
Bir Uns lediglich auf dasjenige, was in dem jüngſten Landtagsabſchiede ih 
biefer Binfiht yon Uns unter $. 64 Lit. B. Ag 1 und Lit. C. 6 1 ausge» 
fprochen worden ift. 

2. Bei Anftelungen im Livi⸗ und Militärdienſte können Wir Uns 
nicht an Berhältnißgahlen der Kreife, noch durch Rückſicht auf ben Geburtsort 
binden, 

3. Das Geſuch des Landraths um Nachlaß der rüdfländigen, nad er 
Berorbnung vom Jahre 1814 audgefprochenen Forfiirafen werden Wir iu 
nähere Erwägung ziehen. Wir haben diesfalls Unfere Regierung des Rhein” 
breifes angewiefen, bie erforderlichen weiteren Erörterungen ‚einzuholen und 
diefe Ins mit Gutachten zur Beichlußfaffung förderfamft vorzulegen. 3 

4. Der Grund, warum bie Befolvung des Appellationsgerihtspräfidenien 
zu Zweibrüden im Jahre 1821 von 4000 fl. auf ‚5000 fl, erhöht. worden iſt, 
beruht auf: der Gleichhellung feiner Befoldung mit jener. der übrigen Appella⸗ 
tionsgerichtöpräfidenten. So lange diefer Grund fortvauert, finden Wi; keine 
zureichende Beranlaffung, auf die, Herabfeßung ‚der Beſoldung des Präfidenten 
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Unſeres Appellationsgerichtes im Rheinkreiſe auf den früheren Betrag bedacht 
zu ſeyn. Was die Stelle eines zweiten Untergerichtſchrelbers an dem gedach- 
ten Appellationsgerichte betrifft, fo werden Wir die Gründe über deren fernere 
RNothwendigkeit oder Entbehrlipkeit einer näheren Leberlegung unterwerfen, und 
hienach eintretenden Falls Unfere Entſchließung faffen. 

5. Die Anträge des Yandrathes auf Berminderung ber Salzpreife haben 
Wir einer wiederholten forgfältigen Prüfung unterzogen, und daraus zunächft 
die Ueberzeugung gefchöpft, daß bei benfelben weder die fehr beträchtlichen 
Herabfeßungen der Salzpreife, welde den Bewohnern des Rheinkreifes feit 
ihrer Bereinigung mit Bayern fhon zu Theil geworden find, noch die eigen- 
thümlichen Berhältnifie des vaterländifchen Salinenwefens im Allgemeinen die 
nöthige Beachtung gefunden haben. Der Landrath gründet feine Berechnungen 
eines der Staatskaſſa bei der Salzregie im Rheinkreiſe verbleibenden, angeblich 
unverhältnißmäßigen Gewinnes, auf Borausfeßungen, welche tpeild in den 
Zahlen von dem wirflihen Rechnungserfolge bedeutend abweichen, theils ohne 
fehr nachtheilige Rüdwirfung auf den Betrieb, Haushalt und Ertrag der in- 
laͤndiſchen Salinen nicht ausgeführt werden könnten, in fo ferne nämlich nad 
jenen Anträgen dem Abfabe des eigenen Produktes der Ankauf audländifchen 
Salzes für den Rheinkreis fubftituirt werden follte, | 

Bor allem find Bir zur Zeit durch Unfere Regenienpflicht für die Sicher⸗ 
flellung des Staatseintommeng der dritten Finanzperiovde zu wachen, zur bes 
fondern Borforge dafür bewogen, daß der dur die Stände des Reiches um 
jährlihe 100,000 fl. über den Boranfchlag Unferer Regierung gefteigerte 
Anſatz des Salinenertrages erreicht werde. Wir haben ling dadurch zu einer 
Revifion der an den verfchledenen Salzniederlagen des Königreichs beſtehenden 
Preiſe veranlaßt gefehen, und wollen die hiedurch begründete Erleichterung dem 
Rheinkreife gewähren, 

6. Wir haben in Gemäßpeit Unferer bereits durch ben Landtagsabſchied 
ausgefprochenen Iandesväterlichen Abfichten, die baldmöglichſte Fortfegung und 
Deendigung ber Rheinrektififation und die Befeitigung der bisher obgemwalteten 
Hinderniffe zum Gegenftande Unferer ganz befonderen Sorgfalt gemacht, 
und Wir hegen die zuverfichtlihe Erwartung, ber Landrath werde in dem 
demnächft zur Deffentlichteit gelangenden Refultate der getroffenen Einleitung 
einen neuen Beweis Unferes Strebens zur möglichen Förderung der Wopl- 
fahrt des Kreifes erbliden, 

T. Der Antrag des Landrathes, daß die im Rheinkreiſe kurfirenden preu⸗ 
Piihen Thaler nach dem Kurfe von 1 fl. 45 fr. und bie % Thaler nach dem 
Kurfe von 35 fr. auch bei öffentlichen Kaffen und Aemtern angenommen wer 
den follen, kann nur nach forgfältiger Prüfung des gemeinfamen Sntereffe der 
Bayerifchen Staatsangehörigen in Vereinbarung mit anderen Staatsregierun. 
gen über den Münzfup erledigt werben. 

8. Hinfihtlid des Geſuches um Ueberlaſſung von Walbungen zur Urbar- 
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machung an dürftige Gemeinden, find Wir dem Wunfche bes Landrathes ſchon 
dadurch fletE entgegen gelommen, daß überall, wo das Bebürfnif der Erwei- 
terung der landwirthſchaftlichen Kultur wahrgenommen wurde, und wo das 
höhere Intereſſe für die pfleglihe Unterhaltung der Stantswaldungen nit 
entgegegen trat, bedeutende Waldflächen (über 15,000 Morgen betragend) zu 
diefem Zwede an einzelne, fowie an ganze Gemeinden, theild um ben bloßen 
Schägungswertd mit Bewilligung mäßiger Zahlungsfriften, theild gegen Ent« 
richtung eines ablösbaren Bodenzinfes zur Kultur und Erweiterung ihrer Feld» 
Auren überlaffen worden find. Wir können jedoch nicht geftatten, daß Staats⸗ 
waldungen, deren pflegliche Erhaltung für das Geſammtwohl unentbehrlich er- 
feint, veräußert oder zu einem andern Zwecke verwendet werben, und müffen 
auf die Mittel hinweiſen, welche die fehr ausgedehnten Gemeindewaldungen 
ſelbſt zu den bezielten Unterſtützungen barbieten. 

9. Dem Antrage auf Vermehrung und Anlegung neuer Sotzhöfe an ben 
vom Landrathe bezeichneten Orten können Wir Unfere Zuftimmung nicht 
gewähren. 

Die felt bem Uebergange des Rheinkreiſes unter die Bayerifihe Staats- 
verwaltung flatt gefundene Uebernahme der Holzflößerei in unmittelbare Regie, 
und die feither eingetretene Vermehrung der Holghöfe, fowie bie bereits ver« 
fügte bedeutende Verminderung und Herabfeßung der Holzpreife beurkunden 
zureihend, daß für die holgbebürftigen Gegenden bed Rheinkreiſes felbft mit 
Hintanfeßung des finanziellen Interefle auf jede auläßige Beife geeignete Rück⸗ 
fit genommen worben fey. 

Eine weitere Bermehrung folcher Holgniederlagen auf Rechnung des Staats 
an Orten, in deren Nähe überall Staats- und Gemeindetwaldungen fo gelegen 
find, daß fih die dortigen Anwohner ihren Holzbedarf zureichend durch Ankauf 
an Ort und Stelle, und namentlich die unbemittelte Klaſſe das Lefe- und 
Stodpolz leichter und wohlfeiler felbft verfchaffen können, finden Wir um fo 
weniger geeignet, als der erforderliche Aufwand für den Landtransport des 
Holzes, für die Errichtung und Ausmittelung der erforderlichen Lokalitäten, 
fowie die Auffichts- und Berwaltungstoften eine dem beabfichteten Zwede ent« 
gegen tretende übermäßige Steigerung der Holzpreife herbeiführen würden, 

Bir erwarten vielmehr, daß der Landrath den bedeutenden Holgreichthum 
der Gemeinden, Stiftungen und Privaten im Rheinkreife in gehörige Erwägung 
sieben, und bierim ein Mittel finden werbe, ber unbemittelteren und holzbedürf⸗ 
tigen Klaſſe der Einwohner wefentliche Unterftüßung zu gewähren, fowie Wir 
Unferer Kreisregierung die möglichfte Aufmerkſamkeit auf den nachhaltigen 
Betrieb der Kommunalwaldungen und bie Sorge dafür auftragen, daß biefe 
Baldungen allen Gemeindebürgern möglichſt nugbar werben. 

So gerne Wir Uns früher in dem Falle fahen, dem Landrathe des Rheine 
kreifes Unfer Wohlgefallen zu erkennen zu geben, fo mißbeliebig fehen Wir 
Uns veranlaßt, die in dem befonderen Protokolle der diesmaligen Landraths⸗ 
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verhandlungen häufig gebrauchte anmaßende Sprache zu rügen, bie Ing ‚eis 
der bie Meberzgeugung geben mußte, baß der Landrath, Unfere wohlwollenden 
Abſichten und Gefinnungen vertennend, fi von ber künſtlich hervorgebrachten 
Aufregung des Heineren Tpeiles der Bewohner des Rheinkreiſes nicht rein er- 
halten hat. Sehr beftimmt müflen Wir den Ausdruck „Bewilligung“ zuräd- 
weiſen, welchen der Landrath in dem ganzen Berlaufe feines Protofolls zur 
Bezeichnung feiner finanziellen Befchlüffe gewählt hat. Das Gefeh vom 15. 
Auguft 1828 räumt dem Landrathe, mit alleiniger Ausnahme der bezernirenden 
Erfenntniffe über die Vertheilung von Repartitionsfteuern, Tebiglich eine begut- 
achtende Wirkung, nämlich das Recht der Prüfung, der Antrapftellung und ver 
Beihwerde ein, und Wir dürfen nicht zugeben, daß bem Geſetze in irgend 
einer Weife, wenn ausb nur formell, nahe getreten werde. Auch fehen Wir 
Uns bewogen, offen die Mißbilligung fener Aeußerungen auszufprechen, welche 
der Landrath -hinfichtlich des damals in der BVorbereitung begriffenen Ham- 
bacher Feſtes, und pinfichilich der Vollzugsweiſe des III. konftitutionellen Ediktes 
an Ung gebracht hat. 

Obliegenpeit der Staatsregierung iſt es, bie beſchworene Berfaffung gegen 
jeden Angriff zu vertpeidigen; die Plane einer auch in Deutfchland hervorge- 
tretenen Parthei liegen nunmehr vor dem Urtheile ver Welt, die Ereigniffe zu 
Hambach Haben den letzten Schleier, und zwar unter ben Augen der, zu Un» 
ferem lebhaften Mißfallen bei jenem Feſte erfchlenenen Landrathsmitglieder 
gelüftet, und. Wir find des Beifalles aller wahren Berfaffungsfreunde verfüchert, 
wenn Wir, wie hiemit gefchieht, Unferer Kreisregierung und Unferem 
Generalprofurator auftragen, in pflichtmäßiger rüdfichtslofer Anwendung ber 
durch die III. Berfaffungsbeilage begründeten Präventiv»- und Repreffivmaaf- 
regeln, fowie in fräftigem Einfchreiten gegen jede Störung der öffentlichen 
Ruhe fortzufahren, und mit aller Kraft jenen Beflrebungen entgegen zu wir» 
fen, die feit mehr denn 1’, Zahren die Ruhe des Rheinfreifes auf eine unver- 
antwortlihe Weife gefährdeten, und deren nun offen ausgefprochenes Ziel nur 
auf Umſturz des Thrones, der Berfaflung und alles gefeblih Beſtehenden ge- 
richtet if. 

$. 127. Landratbsabfchied für 1855, vom 1. Mai 1833, Amtsbl. 
Mu 27, p- 2537. 

Ludwig, K. 

Wir haben Uns über die von dem Landrathe des Rheinkreiſes in ber 
Sitzung vom 21, Februar bis 3. Mär 1.3. gepflogenen Verhandlungen Bor- 
trag erſtatien laſſen, und ertheilen hierauf, nah Bernehmung Unferes 
Staatsrathes, nachftehende Entfchließungen. 

I. Abrechnung über die Sonde der Kreisanftalten und über Ein- 

nahmen und Ausgaben auf Kreislaften für das Jahr 1852. 

A. Rehnung über die Kreispülfstaffe. 
Nachdem die Rechnung Über die von Uns geftiftele Kreispülfslafle für 
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bas Jahr 18°%, vom Landrathe mitt einer Einnahme von 10,529 fl. 25 kr., 
mit einer Ausgabe Yon 1000 fl. und mit einen. Beftande von 9529 fl. 25 fr. 
als richtig Befimden worden it, ſo Hat der Webertrag deoſelben in die Rech⸗ 
nung für 18°%, zu geſchehen. 0 

Uebrigens wollen Wir, daß’ nach dem Antrage des Landrathes bei Dar- 
lehen aus der Kreishülfskaſſe genau nad dem en unf erer Stiftungsur- 
kunde verfahren werde. 7 we ze 

B. Rechnung über die Kreisfonde für 183.. 


Die vorſchriftsmaͤßig geprüfte vom Landrathe als richtig anerkannte. Rech⸗ 
nung über die Kreisfonde für 18’%,. fchließt ab: mit einer. Einnahme von 
499,373 fl, A kr. 2. pf., und nach Zurechnung eines Einnahmsrückſtandes zu 
194 fl. 58 kr., mit einer Ausgabe. von 519,974 fl. 7 Er. 2 pf., mit einem: Paſ⸗ 
fiobefiande von 20,601 fl. 3 kr., welche ſich nah Abſetzung des. in der Rech⸗ 
nung für 18°%, in Einnahme kommenden, aus den Centralfonden rückerſetzten, 
Rupegehalis des Oberingenieurs Faßbender vom 25. April 1829 bis 1. Okto⸗ 
ber 1831 mit 4033 fl. 44 fr. 4 pf. auf 16,567 fl. 18 fr. 3 pf. vermindert. 


Die obige: Einnahmsſumme bildet fih aus nachftehenden Poften: 

1: für Nichtwertfe 8728 fl. 39. fr., 2. für allgemeine. Berwaltungstoften - 
349,233 fl: 24 fu 3:pf,, 3. für Höhere ı Lehranftalten 38,297 fl. 46 kr. 3. pf., 
4. für Volksſchulen 39,038 fl. 8kei, 5. für Straßenbauten 52,372 fl. 10 tr., 
6. für Rheindammbauten — wi "56 fr; —— wie oben 499373 fl. 
4.2 pf. | n 

Hierunter find — ui RAR LIEF | 

12,896 fl. 50 fr. 3 pf. aus dem Beftande ver Vorlahre, 436,418 fl, 25 %. 
aus Steuerbeifchlägen und. 50,057 fl; 48 Ir. 3 pf. aus. allgemeinen und be⸗ 
fonderen Gefällen, einfiptäßtg ber Beiträge ausıEentralfonden mit 34,311. fl; 
ih. 3 pfo Ä 

Die öbige Ausgabe entziffert ſich —— wie folgt: | | 

1. für Nichtwerthe 32,092 fl. 39 kr. 2 pf., 2. für allgemeine — 
loſten 355,120 fl. 23 fr. 2%, 3. für höhere Lehranſtalten 36,531 fl. 4 fr. 3 pf. 
4, für Volksſchulen 37,757 fl. 28 ir, 5: für Straßenbanten 52,372 fl. 10 fr., 
6. für Rheindammbauten 6100 fi. 21 u; 3 yf., Summa 519,974 fl, 7 fr. 
2 pf., worunter nach Abrechnung eines. Einnahmerückſtandes von 194 fl. 158 kr., 
31,728 fl. 46 kr. 2 pf. auf den: Rechnungsbefland der Vorfahre und OR " 
23 fr. auf den Dienft des laufenden Zahres ‚begriffen find. iß 


In die Rechnung für das Jahr 13*5, find aus ber Rechnung für 18° x 
zu übertragen: 
"I Einnahmsüberſchüſſe. 
a) für höhere Lehranſtalten 1766 fl, 42 kr., 5) für Volksſchulen 1280 fl. 
40 Fr., ©) für Rheindammbauten 5602 fl. 34 fr. 1 pf., d) für den Fond der 
Polizeiftrafantpeile der Gemeinden und zwar für allgemeine Zwede 5 fl. 56 r. 
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U. Auf. Einnahmorückſtände. 

a) für allgemeine Verwaltungskoſten 194 fl, 58 kr., b)- für ben — 
ten Ruhegehalt des Oberingenieurs Faßbender 4033 fl, 44 kr., e) ‚für Polizei⸗ 
ne der Gemeinden und zwar für Schulhausbauten 27,720 fl. 

HL, Auf Paſſivreſtfte. 

T bei dem Fonde der Nichtwerihe 23364 fl. 2 pf., b) bei dem Fonde der 
Berwaltungstoften 5886 fl. 58 fr. 3 pf., c) bei dem Fonde der Polizeifirafan- 
theile der Gemeinden und zwar für Schulhausbauten 720 fl. 

Auf die von dem Landrathe bei Prüfung der Hauptrehnung über die 
Kreisfonde nebft den Nebenrerhnungen entwidelten Aeußerungen und Anträge 
erteilen Wir folgende Entfchließungen : 

1. Die von Uns durch den Yandrathsabfchied vom 19, October 1832, Ab⸗ 
ſchnitt I. A 4, verfügte Aufhebung der bisher von der Armenanftalt beforgten 
Verköſtigung des Bezirksgefängniffes zu Frankenthal ift, nach dem Antrage des 
Larivrathes, ungefäumt in Bollzug zu ſetzen. 

2. Das Geſuch des Berwalterd der Armenanftalt um Gehaltserhöhung 
fol in Betracht der Erörterung des Landrathes beruhen. 

3. Die nah dem Abfchluffe der Rechnungen für 18%, bei dem Eentral- 
gefängniß zu Kaiferslautern nach Abrechnung etwaiger Zahlungsrüdftände ſich 
ergebenden Kaffenbeftände wollen Wir in Berückſichtigung des Standes ber 
Kreisfonde für 18’%, für diefelben in Einnahme ftellen laſſen. 

Dagegen bfeibt in Anfehung der nach dem Rechnungsabfchluffe pro 18”%,, 
in der Anftalt vorhandenen Geräthfchaften und zum Betriebe gehörigen Ma» 
terialbeftände und Fabrikate, die Beftimmung wegen des angefprochenen Werth 
erfaßes an die Kreisfonde vorbehalten: 

4. Wir erwarten, daß die von Uns. genehmigten Etatfummen außer dem 
Salle einer, durch Gründe einer befonberen, nothwendigen und dringenden 
Berwendung gerechtfertigten Mehrausgabe, worüber die Nachweiſen jedesmal 
dem Landrathe vorgelegt werden follen, nicht überfchritten werben. Die Ueber- 
fchreitung des zu Vorſchüſſen für Schulhausbauten befimmten, aus den Poli- 
zeiftrafantheilen der Gemeinden gebildeten Fondes zu 27,000 fl., iſt insbefon- 
dere in der vom Landrathe beantragten Weife ungefäumt zu befeitigen. 

5. Bir belaffen es zur. Zeit bei ber. ;bisherigen Beitimmung der den 
Steuereinnehmern zugeftandenen Remifen, und überlaflen Unferer Kreiore⸗ 
gierung bei wortommenden Erlebigungen der Steuereinnehmereien : nach Um⸗ 
fländen auf Berfeßungsgefuche derienigen Steuereinnehmer befondere Rückſicht 
zu nehmen, deren inbivibuelle Berpältniffe und Familienftand vorzügliche 
Bedachtnahme verdienen. 

II. Steuerpringipafe für das Jahr 18 

Das Prinzipale der Steuer des Rheinkreiſes berechnet ſich auf 803,414 fi. 
54 kr., und zwar: a) Prinzipalfumme:der Grundfleuer nach den Beſtimmun⸗ 
gen bes: Finanggefeßes vom 28. Dezember 1831 und mit Rüdficht auf die Ab- 
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und Zugänge 542,647 fl. 53 fr, d) Prinzipalfumme ber Perfonalfteuer nad dem 
Naaßſtabe eines Taglohnes zu 18 Tr. 80,544 fl. 36 kr., ©) jene der Mobiliar⸗ 
feuer 33,437 fl. 24 fr, d) das Gteuerprinzipale der Staatsforften im Rhein⸗ 
keife beftimmen Wir für 18°, und mit Verwahrung gegen jede Folgerung 
für fünftige Jahre auf 36,000 fl., e) Prinzipalfumme der Gewerbe», Thür⸗ 
und Senfterfteuer 110,785 fl. 1 kr., wonach ber Betrag eines Steuerprozents 
ſich in runder Summe auf 8034 fl: beſtimmi. 

Bir haben dem Landrathe übrigens bereits einen Beweis Unferes bes 
fonderen Wohlwollens dadurch gegeben, daß das Steuerprinzipale der Staats⸗ 
forften ausnahmsweiſe für 18°%, und Iediglich aus Rückſicht auf den Mehr- 
betrag der Ausgaben gegen die Einnahmen des SKreifes auf 36,000 fl. erhöht 
worden iſt, und indem Wir dieſer Erhöhung weder eine Rückwirkung für 18°%,, 
noch eine Folge für die Zukunft beigelegt wiſſen wollen, behalten Wir das 
 Beitere der Einſchätzung vor, welche ungefäumt in Vollzug zu feßen if. 

IN. Beſtimmung der Kreisfonde für 1833 

Dem von dem Landrathe geprüften Boranfchlage der in _ Jahre 18?%, 
aus Kreisfonden zu beftreitenden Ausgaben ertpeilen Wir Unfere Geneh- 
migung nach folgenden Anfägen. 

A. Nothwendige Ausgaben, 
1. Abtpeilung. 

Für Nichtwerthe an Grunde, Perfonal- und Mobiliar, Thür⸗ und Fen⸗ 

fer, dann Gewerbfteuer 18733 fl. Summe ber I. Abtheilung per se. 
II. Abtpeilung. Ausgaben auf die Zuftigperwaltung., 

$. 1. für das Appellationsgericht im Rheinkreiſe 30,201 fl. 30 Er; | 

$. 2. für die Bezirfsgerichte 30,013 fl. 30 kr. 

$. 3, für die Friedensgerichte 37,764 fl. 42 fr. 

$. 4. Ausgaben für die Zuftizgebäube, und zwar auf Mietpzinfe und klei⸗ 
nere Reparaturen 1118 fl. 31 fr. Summe ber II. Abtheilung 99,098-fl, 13 fr, 

II. Abtpeilung. Ausgaben auf bie innere Verwaltung, 
und zwar für die Landkommiſſariate 46058 fl. 30 Er. Samt ber III. Aötpeie 
lung per se. 
IV. Abteilung. Ausgaben auf Staatsanflalten. 
Kap. I. Auf Erziehung und Bildung. 

1. Für Gymnaſien und Iateinifhe Schulen, dann für das Volksſchulweſen, 
einſchlüſſig der Penfionen der Lehrer und ihrer Relitten find verwendbar: a) 
aus der allgemeinen und befondern Dotation 53,400 fl., b) Dotationsverbeffe 
rung 4000 fl., e) aus ben Kreisfonden 34,904 fl., d) aus dem Fleinen Sti⸗ 
pendienfond 400 fl. Summe ad I. 92,704 fl. 

‚2. Bür Stipendien 2600 fl. Summe ad II. per se. Summe des ans 
1. 95,304 fl 

Kap. IL Auf Geſundheit. 
1. Für Kantonsärzte, a) Befolvungen 15,614 fl, b) Hnterhaftsylage 
Dr. Gichenpfeiffers ea ber Derfaffung 1x, 17 
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150 fl., 2. Funktionsbezüge der Tpierärzte 2400 fl., 3. Unterftüßung ber Ge⸗ 
meinden für Hebammenunterricht 300 fl., 4. für Epidemieen und Mebdizinal- 
toften 800 fl. Summe bes Kap. II. 19,264 fl. 

Kap. II. Auf Wopithätigkeit. 

1. Dotation der Armenanftalt in Frankenthal, einfchlüffig des Taubflum- 
menunterrichts und der außerorbentlichen Bauten 44,765 fl., 2. auf Almofen 
2000 fl., 3. für Zindels und verlaffene Kinder 3000 fl. Summe bes Kap. IH. 
49,165 fl. 

Kap. IV. Auf Induftrie und Kultur. 

1. Beitrag zur Geflütanftalt in Zweibrüden 7000 fl., 2. Pferbprämien für 
das Yandgeftüt 1500 fl., 3. für Gewerbſchulen 3500 fl., 4. für die Obſtbaum⸗ 
ſchule zu Speyer 600 fl. Summe des Kap. IV. 12,600 fl, 

Ray. V. Auf Straßen- und Brüdenbau. 

1. Adminiftrationgtoften 15,867 fl. 30 fr., 2. für Unterhaltung der Strafen 
und/Brüden 61,040 fl. 30 fr. Summe bes Kap. V. 76,908 fl. 

Kap. VI. Auf Bezirkswege 4000 fl. Summe des VI. Kap, per se. 

Kap. VIL Befonderer Zufchuß für Bezirkswege und fonftige gemeindliche 
Straßenbaubebürfniffe 6890 fl. Summe des Kap. VII. per se, 

Kap. VII. Auf Rhpeindammbauten 29,347 fl., wozu 5000 fl. aus ben 
Fonden für fakultative Ausgaben zugefihoffen werden. Summe bed Kap. VII. 
per se, 

Hiezu Summe des Kap. L 95,304 fl., Kap, II. 19,264 fl., Kap. II. 
49,765 fl., Rap. IV. 12,600 fl., Rap. V. 76,908 fl., Kap. VI. 4000 fl., 
Kap. VII. 6890 fl. Hauptfumme der IV. Abtheilung 294,078 fl, 

Abtheilung V. 

Regiekoſten des Landraths 550 fl. Summe ber Abtheilung V. per se. 
Abteilung VI. 

Für die Erlegung ſchädlicher Tpiere 50 fl. Summe der Abtheilung VI. 


per se, 


Wiederholung. 
Abtheilung I. für Nichtwerthe 18,733 fl. 
II. für die Juſtizverwaltung 99,098 fl. 13 kr. 
II, für bie innere Berwaltung 46,058 fl. 30 Er. 
IV. für Staatsanftalten 294,078 fl. 
V. Regieloflen des Landrathes 550 fl. 


VI. für Erlegung fohädlicher Thiere 50 fl. 

Gefammifumme ber nothwendigen Ausgaben 458,567 fl. 43 fr. 

B. Fakultative Ausgaben. 

Bir genehmigen nad dem Antrage des Landrathes die Verwendung von 
1500 fl. aus den Kreisfonden für Fakultativausgaben zu ben techniſchen Bor- 
arbeiten für die Rektififation der Schwarzbach, Horn», Erbach und Blies, 
ebenfo auch die beantragte Verwendung von 11,890 fl. für Bauausgaben. 
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Zur Dedung des fi ergebenden Bedarfs auf nothwendige Ausgaben find 
folgende Mittel gegeben: 

$. 1. Die Kreisumlage, welche mit 52% prozent zu erheben iſt, aus der 
oben entzifferten Prinzipalfumme mit 421,785 fl. 

$. 2. Die den Kreisfonden zugemwieiene halbe Thür» und Fenfterfleuer 
14,278 fl. 15 kr. 

$. 3. Der Ertrag der Rheindammgräferelen 2000 fl. 

$. 4. Zur Dedung gefeglich nothwendiger Ausgaben find aus den Fon⸗ 
ben für”Fakultativausgaben verwendbar 11,890 fl. 

$. 5. Einnahme aus dem Rechnungsbeflande des Eentralgefängniffes zu 
Raiferslautern für 18°%, unter dem oben bezeichneten Vorbehalte 3527 fl, 1 kr. 
Summe 453,480 fl. 16 fr. 

In Abgleichung diefer Einnahme gegen die Ausgabe. von 458,567 fl..43 fr. 
ergibt fi ein Abgang von 5037 fl. 27 Er. Behufs der Dedung biefes, fowie 
des auf das Zahr 18?%, Übergegangenen Defizits, erwarten Wir feiner Zeit 
bie gutachtlichen Anträge des Landrathes für den Fall, daß nicht dasſelbe durch 
Erübrigungen für 18°%, und 18°%, befeitiget werben follte. 

Auf die von dem Landrathe bei Prüfung ber Voranſchläge entwidelten 
Aeußerungen und Anträge ertheilen Wir folgende Entfchließungen : 

1. Wir werden Sorge tragen, daß durch bie frühere Einberufung des 
Landrathes künftig die rechtzeitige Bertheilung der Steuern und Anfertigung 
ber Hebrollen möglich gemacht wird, und fohin bie zur Steuererhebung im 
Rheinkreiſe beſtimmten Berfalltermine eingehalten werden können. 

2. Bir genehmigen die Bertheilung ber zu Gehaltsverbefferungen be— 
fimmten Fonde an die Profefforen und Lehrer der Stupdienanftalten für das 
abgelaufene Jahr 18°7,, und der Fonde. für bie Unterrichtszwede überhaupt, 
in der bisher beobachteten Weife. 

3. Die Verwendung des Gehaltes des vierten Klaſſenlehrers an der Tatele 
nifhen Schule zu Landau für Befoldung eines Lehrers an der bortigen Ge— 
werbfehule unterliegt in fo ferne feinem Anftande, als dieſe Befoldung nicht 
and einem für diefe Tateinifhe Schule ausſchließend geftifteten Fonde fließt. 

Unfere MEOIEB hat den Wunſch des Landrathes thunlichft zu berüd« 
fihtigen. 

4 Wir haben den Unterricht in ben Realien bereits auf jede thunliche 
Beife dadurch erleichtert, daß Zünglingen des Gewerbftandes auch bie Theil- 
nahme an bem Unterrichte in den Realien in den Gpmnafien eröffnet wurde, 
wodurch den Wünfhen des Landraths in der Hauptfache entſprochen wird. 
Eben fo nothwendig ift es aber auch, daß den Tateinifchen Schulen, als ber 
Grundlage der gelehrten Bildung, ihr wiffenfchaftlicher Charakter bewahrt, und 
jedes Weberfchreiten derfelben in das Gebiet der fogenannten Realien vermieden 
werde. 

VUebrigens ift Unferer Yufmerkfamfeit die Thatfarhe nicht entgangen, daß 
17 * 


260 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


pie dermaligen Anforberungen ber lateiniſchen Schulen, was die Hausaufgaben 
in Berbindung mit den Unterrichtsftunden, und an vielen Orten die Steige 
rung bes Unterrichtes betrifft, mit den Entwidelungsfiufen und den Kräften der 
Schüler in Widerſpruch freien, und nicht felten das gründliche angemeffene 
Heranbilden der Jugend in eine Veberfpannung übergeht, auf welche fpäter 
geiftige und phyſiſche Erſchlaffung folgt. 

Wir haben auf den Grund diefer allerhöchft eigenen Wahrnehmungen 
Unfer Staatsminifierium des Innern beauftragt, die alsbaldige gründliche 
Abhülfe zu verfügen, wonach denn ber Wunfch des Lanbrathes, in fo weit es 
ausführbar frheint, feine Gewährung erhält. 

5. In Anfehung des Antrages wegen der Schulbücher derweifen Wir den 
Landrath auf ven $. 27 der Schulorbnung. 

6. Da die den Zweden des Unterrichtes und insbefonbere der Bolksfchulen 
durch das Finanzgefeb vom 28. Dezember 1831 zugemwendeten Fonde nicht allein 
zur Berbefferung der Lehrergehalte, fondern auch zur Unterflüßung unbemittel- 
ter Gemeinden in Aufbringung bes Nealbedarfs ihrer Schulen und zur Er- 
bauung der Schulfäufer ausgefprochenermaßen befiimmt find, fo erfcheint die 
Aufnahme einer Summe von 4000 fl. für Schulfausbauten in dem Etat aller» 
dings dem Berhältniffe entfprechend, Wir genehmigen daher diefe Summe, 
fowie die Vertheilung bes Unterflüßungsbeitrages in ber bisher beobachteten 
Weiſe auch für das Jahr 18”, mit der Ermächtigung, zu diefer Bertheilung 
die betreffenden Gemeindevorflände dem Antrage des Landratfs gemäß beizu- 
ziehen, übrigens mit dem Vorbehalte der nähern Anorbnungen, welde für bie 
Zukunft aus der rechnungsmäßig feftgeflellten Zahl der Bolksfchulftatiftil, deren 
Bollendung Wir von der Tätigkeit Unferer Kreisregierungen und der Be- 
zirksobehörden bis zu ber nächften Landrathöoverſammlung beflimmt erwarten, 
hervorgehen werde. 

7. Unfers Kreisregierung hat aus Beranlaffung der von dem Landrathe 
erhobenen Bemerkungen die Frage näher zu ermitteln, ob bie Penfionen des 
Lehrerperfonals nad den fpeziellen Grundlagen der Büdgetsbeftimmungen in 
Anfehung der Eivilpenfionen im Nheinkreife auf die Staatsfonde übernom- 
men worben find; Wir werben nach dem Ergebniffe dem Landrathe das Wei» 
tere eröffnen laffen. | 

8. Wir wollen es bei der von dem Landrathe begutachteten Feſtſtellung 
bes Averfums für die Boten bei den Landkommiſſariaten beiwenden laſſen. 

9. Da Wir feinen Grund finden, dem Studium ber Rechtswiffenfchaft die 
bemfelben aus Kreisfonden bisher zu Theil gewordene Aufmunterung zu ent⸗ 
stehen, fo beſchließen Wir, daß die für Stipendien pro 18’%, bewilligte 
Summe auf gleihe Weife, wie diefes in dem Landrathsabſchiede vom 19. Oc⸗ 
tober 1832 feſtgeſetzt worben, vertheilt werbe. 

10. Da der anbefoplene Bericht Unferer Kreisregierung über die Ber- 
bandlungen des Landraths noch nicht vorliegt, und deßhalb noch die nähere 
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Beleuchtung über die Erinnerung des Landraths abgeht, daß neben ben Koften 
für Umdeckung der Dächer des Seminargebäudes zugleich noch befondere Koſten 
für die Befteigung der Dächer angefeht feyen, fo können Wir der Bemerkung 
des Landrathes zur Zeit nur durch die Beftimmung entfpredhen, daß, fo ferne 
bie Umdeckung die ganze Bedachung des Gebäudes begreift,. und dadurch bie 
Befeigung ber Dächer entbehrlich wird, ber dafür angefeßte Ausgabebetrag in 
Abzug zu bringen fey. 

11. Dem Antrage des Landrathes in Anfefung der Prämien für Pferde» 
zucht und des Ankaufes neuer Beſchäler, nach-Berhältniß der Mittel, ertheilen 
Bir Unſere Bewilligung. 


12. Bon den aus ben Fonden für fakultative Zwede für den Straßenbau 
begutachteten 11890 fl. befiimmen Wir nach dem Antrage des Landrathes bie 
Summe von 6890 fl., als Zufhuß zu den Bezirkswegbauten und zur außer⸗ 
ordentlihen Nahhülfe an den die Gemeinden in dem Zuge der Staatsftraßen 
treffenden Baulichkeiten. 

Den Betrag von 5000 fl. — Wir in Erwägung ber großen Dringen- 
heit der dem Kreife obliegenden Rheindammbanten zur Groängung bes — 
beantragten Verwendungsbedarfes beſtimmt. 


13. Der Voranſchlag über die Verwendung ber Fonds der — 
Volizeiſtrafen iſt dem Landrathe bei feiner nächſten Verſammlung, in Gemäß— 
beit des Landrathsabſchiedes vom 19. October 1832, Litt. O. Ac 12, vorzulegen, 
und hiebei auf die Ausmittlung eines angemeffenen Refervefonde Bedacht zu 
nehmen. 


14. Dem Antrage bed Landrathes, auf Rechnung der Eentralfonde ben 
Rüderfaß der aus den Kreiskriegsfonden für Borfpann- und Militärverpfleg- 
ungstoften entnommenen 56,402 fl. anzuorbnen, ſteht entgegen: daß die regle« 
mentmäßigen Bergütungen für die Leiftungen ber Kreisbewohner an Militärs 
verpflegung und Borfpann aus Militärfonds erfolgt find, und daß bie lediglich 
im befonderen Sntereffe der Kreisbewohner, welchen die Naturalleiftung der 
Verpflegung und des Borfpaung gegen die normalmäßige Bergütung obgelegen 
hätte, flattgehabte Berwendung ber bezeichneten Kreisfonde zur Surrogirung 
diefer geſetzlichen Verpflichtung einen Aufprug an den Eentralfond nicht zu 
begründen vermag. 

Unfere Kreisregierung wird dagegen bem weiteren Wunſch des Land⸗ 
rathes wegen Liquidirung ber an ben Kreiskriegsfond noch beſtehenden For⸗ 
derungen zu entſprechen nicht ermangeln. 

5. Die Anſichten und Gründe, welche ber Sandrath in Betreff. der am. 30. 
September 1831 noch unerhobenen Staatsauflagen erörterte, haben Wir be- 
reiis bei der im vorigen Jahre beffalls erhobenen Reklamation einer -gründ- 
lihen und umfichtigen Prüfung unterworfen. 

In Erwägnng jedoch, daß 
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1. eine noch nicht verfallene Abgabe nicht als Ausftand betrachtet werben 
könne, und daß ferner 

2. der in den übrigen Kreifen angenommene und bei Abfaffung des 6. 24 
des Finanzgefeßes zu Grunde gelegte Begriff von Steuerausftänden auf den 
Rheinkreis Feine Anwendung finde, indem nad den dafelbft ſchon vor dem 
Ausfheidungsgefeße. beftandenen gefeßlichen Yuftitutionen der aus foldhen Aus: 
fländen hervorgehende Ausfall an dem Soll der direkten. Staatsauflagen für 
18’%, ber Staatstafie jedenfalls wieder aus Kreisfonds erfeßt. werben müßte, 
— fönnen Wir dem vom Landrathe geftellten Antrage, daß die Anfprüce der 
Kreisfonde auf die genannten Steuerausftände wenigſtens bis zum Betrage 
von 18854 fl. 58 fr. anerkannt werden möchten, Unſere Genehmigung nit 
ertheilen, fondern fehen Ung vielmehr veranlaßt, den Landrath auf Unfere, 
in dem Abfihiede vom 19, Detober 9, J., Abſch. TIL. A 12, bereits hierüber 
eslaffene allerhöchſte Entfchließung hinzumeifen, 


IV. Boranjchläge zu Straßenneubauten für 1853. 


Bei der Bertheilung der Centralfonde für Straßenneubauten ift auf den 
Bedarf des NhHeinkreifes der möglichfte Bedacht genommen worden. 

Die veranfchlagten Straßenbauten find, nachdem gegen den Boranfihlag 
ber Roften feine Erinnerung —— in Gemäßpeit der Etatobeſtimmungen 
zu vollziehen. 


V. Sonftige Berathungsgegenftände. 

1. Indem Wir, der Bitte des Landrathes entfprechend, deffen Neußerungen 
bezüglich auf die Errihtung von Hagelverfiherungsanftalten, mit Schluft 
nädhfler Sitzung entgegenfehen, können Wir nicht unerinnert laffen, daß das 
Geſetz vom 18. Auguft 1828 eine Bertagung abgeforderter Gutachten nicht ger 
ftattet, und dag Wir demnach in Zukunft der vollffändigen Erledigung ale 
Gegenftände mit Verläßigteit entgegenfeden. 

2. Aus den bisherigen Verhandlungen über die Errichtung bon Kreid« 
irrenanftalten und infonderheit aus der vielfeitigen Erörterung, welche dieſer 
Gegenſtand von Seite fämmtlicher Landräthe bei der jüngften Verſammlung gr 
funden hat, ift — bei aller Berfchiedenheit der Anfichten über das. Einzelne der 
Ausführung — gleichwohl die übereinftimmenbe Ueberzeugung hervorgegangen, 
baß ein dringendes Bedürfniß befiehe, durch öffentliche, den Fortſchritten der 
Wiſſenſchaft und Erfahrung entſprechende Hell» und Pflegeanftalten für ein 
verbeffertes Loos der Geiftestranfen zu forgen. Auch finden Wir die von 
Unferen Stellen beinape einpellig ausgefprochene Ueberzeugung noch nicht 
entkräftet, daß die Vervielfältigung folcher Anſtalten ven Aufwand unverhält- 
nigmäßig erhöhen werde. 

Da indeffen ein Tpeil der verfammelien Sandräite fih zur Zeit im ent 
gegengefeßten Sinne ausgefprochen Hat, und Wir gemeint find, in diefer, bie 
Intereſſen und bie Bakultativfonde der einzelnen Kreife ausſchlleßend berüfren- 
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den Angelegenheit, den’ durch die Landrätpe vorgebrachten Wünfchen der Kreig- 
bewohner die möglichſt freie Bewegung zu laſſen, fo genehmigen Wir bie 
Errichtung eigener Irren⸗, Heil- und Pflegeanftalten in, und für jeden einzel« 
nen Kreis. Hienach hat die in der allgemeinen Anftalt zu Frankenthal für die 
Aufnahme von Geiftesfranfen aus dem Rheinkreiſe getroffene Fürforge, wie 
bisher, in fo Tange fortzubeſtehen, als nicht mit vollſtändiger Errichtung einer 
Irrenheilanſtalt im Untermaintreife Gelegenheit gegeben if, die von dem Land⸗ 
rathe felbft gewünfchte Theilnahme des Rheinkrelſes an derſelben eintreten zu 
laſſen. | 


VI. Befondere Wünfche und Anträge. 


Sp gerne Wir übrigens dem von dem Landrathe entwidelten. Gefipäfts« 
ernfte Gerechtigkeit widerfahren Taffen, und fo angenehm ung die Berfiherungen 
angeftammter Treue find, welche felber in das befondere Protokoll niedergelegt 
hat, fo wenig fönnen Wir Uns berufen fühlen, den in Bezug auf bie Rechter 
pilege geäußerten Beforgniffen und Wünſchen eine Folge zu geben. ‚Die von 
Uns neuerlich ernannten Richter waren alle fhon in dem Augenblide ihrer 
Berufung dem rheinbayeriſchen Rechte eben fo wenig, . als den vielen Geſetz- 
gebungen der biesfeitigen Gebietstheile fremb, und ‚ihnen fieden begründete 
Anfprüche auf eben jenes Bertrauen ber Kreigbewohner zur Seite, welches den 
früherhin aus den ältern Kreifen dahin Berfegten, nun fo lebhaft Zurüdge- 
wünfchten, bei ihrem Dienfiesantritte entgegen kam, 


Die Beftimmungen der Berfaffung aber, und mit ihnen au bie verfaf« 
fungsmäßige Cenſur, find in die Pflicht, nicht in das Ermeſſen der vollziehen- 
den Staatsregierung gegeben, und eine Umgehung berfelben würbe eine Ber- 
fafungsverfegung in dem vollen Sinne des. Wortes begründen. Wenn Wir 
übrigens mit Vergnügen ver Zufage vertrauen, daß bie Mitglieder des Tand- 
rathes der Berfammlung zu Hambach nur auf Einladung der Kreisflelle und 
im Intereffe.der Ordnung beigewohnt haben, fo. bürfen Wir um fo mehr er⸗ 
warten, ed werden fämmtliche Mitglieder auch in diefem Jahre mit gleichem 
Eiferiven Anordnungen entgegentommen, die von Uns zur. Aufsechthaltung 
der Ruhe getroffen werben. 

Mit viefer Erläuterung verſichern Wir dem kandrathe hiemit Unfere 
Königliche Gnade. « 


$. 128. Landrathsabſchied er 185%, vom 28. Februar 1834, 
Amtsbl. Mu 19, p- 173, Ä 
| Lud w ig, K. | 
Wir haben Uns über die von dem Lanbrathe bed Kheinlrelſes * der 
Sitzung vom 1. bis 5. Juli: v. J. gepflogenen Verhandlungen Vortrag er⸗ 
ſtatten laſſen, und ertheilen hierauf * Vernebinuns Unſ ee Staatsrathes 
folgende Entſchließungen: 
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I. Mbrechnung über die Sonde der. Kreisanftalten und über Ein- 
nahmen und Ausgaben auf Kreislaften im Jahre 1854. 
A, Rehnung über die Kreispülfstaffe. 


Nachdem die Rechnung über die von Uns geftiftete Kreishülfskaſſe für das 
Jahr 18°/,, von dem Landrathe. mit einer Einnahme von 9540 fl. 50 kr. 
feiner Ausgabe, und ſonach einem ber Einnapme gleichen Beſtande als richtig 
anerkannt worden iſt, ſo hat hienach der Uebertragin die Rechnung des Jah—⸗ 
res 18°’%,, zu gefchehen, in welcher auch die Zinfen von dem, bei der Schul—⸗ 
dentilgungstaffe angelegten Kapitale in Einnahme zu erfcheinen haben. 


B. Allgemeine Berwaltungsrehnung. 

Die’ vVorfehriftsmäßig revidirte und nebft den Nebenrehnungen über bie 
Baumſchule in Speyer, die allgemeine Armen» und Srrenanftalt in Franken 
thal, dann das Landgeſtüt in Zweibrüden von dem Landrathe als richtig aner- 
Tonnte Rechnung über die Kreisfonde für 18%, ſchließt ab mit einer effektiven 
Einnahme nach Abzug der 46,133 fl 54 Er. betragenden Erhebungs- und Ber- 

waltungsfoften von 452,063 fl. 58%, Fr. mit einer Ausgabe von 449,032 fl. 
3 tr., ſonach einem Aktiobeftande von 3931 fl. 334 tr. 

Von der Geſammieinnahme gehören: 13,854 fl. 28%, fr. * Beſtande 
der Vorjahre, 484,343 fl. 23kr. dem laufenden Zahre an. 

Erſtere Summe beſteht aus: a) dem Aktivreſte des Jahres 18’%, mit 
8649 fl. 56", kr., b) nachträglichen Einnahmen aus -Borjahren 1089 fl. 18 Mr, 
e) Witiwen- und-Waifenfoudsbeiträgen 40 fl. 45%, fr., 4) dann dem rüderfeh- 
ten Quieszenzgehalte des Dberingenieurs Faßbender mit 4074 fl. 29% Ir 
‚Summe 13,854 fl, 28%, fr. 


- Die lauſende Einnahme -ift aus nachftehenden Poften gebildet : 

1. Die Halde Thür⸗ nnd Fenfterfieuer 14,267 fl. 4%, tr.,:2. Kreisumlagen 
451,963 1.3 kr., 3: Zufhuß aus dem Eentralfonde für den Mehrbetrag der 
Normalpreiſe don ben Getreidebejügen 1917 fl, 52°, Er., 4. Befondere Einnad 
'men 16,195 fl. 23 r. Summe 484.343 fl. 23%, tr. 

Die Ausgaben betragen auf den: Befland der Borjahre 29,631 fl. 53 Fr, 
und zwar 23,379 fl. 20% kr. auf den Fond der Nichtiverthe, 6252 fl. 32), fr. 
‘auf den Fond. der Verwaltungskoſten. Auf: den laufenden Dienft 419,400 fl. 
32 fr., wovon die Berwaltung der Juſtiz 97,641 fl. 39% kr., die Berwaltung 
des Innern 46,165 fl. 547, fr., die Staatsanſtalten 275,042 fl. 8% e und 
‘die übrigen Verwaltun gskoſten 550 fl, in Anſpruch nehmen,‘ 

Der Altivbeſtand mit 3031 fl, 33% kr. iſt in die Rechnung des Jahres 
18’%,, zu übertragen, und durch denſelben, ſowie durch die zu erwartenden 
‚Erübrigungen bes Ießtgenannten Jahres der in dem Kreisbübget für 18", 
ſich zeigende Ausfall zu decken, vorerſt bleiben jedoch die unter obiger Summe 
begriffenen Beträge ‚genehmigter, aber bis zum Abſchluſſe der Rechnung dei 
Jahres 18°, noch nicht befrittener Ausgaben ihrer. Beſtimmung entgegen. 
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Zugfeih bemerken Wir in Hinfiht auf die aus der Prüfung ber Rei 
nungen hervorgegangenen Erinnerungen und Anträge, was folgt: J 

1. Den bei Prüfung der Rechnungen ber Armen» und Srrenanftalt in 
Frankenthal und des Landgeflütes in Zweibrüden in öfonomifcher Beziehung 
von dem Landrathe geftellten Anträgen if durch entfprachende Berfügungen 
Unferer Kreisregierung bereiis willfahrt. 

2. Ebenfo ift die Rüdzahlung ber in dem Jahre 18°), aus Rreisfonden 
bezahlten Penfionen und Alimentationen der Wittwen und Waifen des Lehrer⸗ 
perfonals mit 886 fl. 9 Er. bereits angeordnet, und es bilden felbe nebft den 
Quieszenzgehältern der Profefforen mit 756 fl. 30 fr. eine Einnahmspoſt des 
Kreisbüdget für das Jahr 18°%,. 

3. Umzugsgebühren der Profeflforen find, wie in allen Kreifen, fo auch in 
dem Rheinkreiſe aus dem durch ältere und neuere Zuflüſſe mit hinlänglichen 
Mitteln verſehenen Kreisfonde zu beſtreiten, und es find eben deßhalb die Mi⸗ 
niſterialetats durch $. 10 bes Finanzgeſetzes nur: für die Penſionen, Ruhegehalte 
und Meprbezüge der Berwaltungs- und Juftizbeamten botirt worden, übrigens 
if die Schuldotation bes Dbermainfreifes zu Refundirung ber Umzugsgebühren 
des von Bayreuth nach Zweibrüden verfeßten Gymnaſialprofeſſors Kieffer au 
das Gpmnafium zu Zweibrüden, in Berädfihtigung der inzwifchen eingetrete» 
nen Aenderung jener Berhältniffe angewiefen worden, welche früher deren Hin- 
weifung an leßterwähnte Lehranftalt veranlaßt hatten, 

4. Dem geäußerten Wunfche des Landrathes entfprechend hat Unf ere Kreig» 
regterung bereits die Anordnung getroffen, daß künftig die Rechnung der Aus 
gabe gegenüber auch bie Etatsbewilligung und zwar nach ihren verſchiedenen 
— in Evidenz ſtelle. | 

C. Kreis» und Bezirkskriegsfonde. 

Den beantragten Rüderfah ber für die Beforgung der Kaffa- und Rech⸗ 
nungsgeſchäfte der Kreis⸗ und Bezirkskriegsfonde bereits verrechneter Remune⸗ 
rationen wollen Wir umſomehr umgangen wiſſen, als der Landrath bei Prü— 
fung der früheren Rechnungen unter denfelben Berhältniffen einen Grund zur 
Beanftandung berfelben nicht gefunden hat. , 

Uebrigens wird Unfere Kreisregierung beren Fortſetzung bon Huf erer 
weiteren Entfchließung abhängig maden. 

Wegen ber, aus ber Referve ber Kreiskriegfonde entnommenen Borfiüfe 
für Einquartirungstoften inlänbifchen Militärs wird auf den von Unferer 
Rreisregierung hierüber erſtatteten Bericht beſondere Entſchließung erfolgen. 


D. Rechnung über die Sonde für Gemeindezwede. 
Unfere Kreisregierung wirb dem Landrathe bei feinem nächften Zuſam⸗ 
mentritte die Umftände näher erörtern, welche das Erfiheinen eines Paffivreftes 
in der Rechnung des: Zahres 18°%, über die Fonde für, Gemeindezwecke veran⸗ 
laßt haben, und wird zugleich für den volfländigen Erfa der ohnehin größr 
tentheils wieder erfehten: Baxfhüffe, ſowie für die Einhaltung ver Fänftigen 
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Boranſchläge Sorge fragen, deren Prüfung und Begutachtung innerhalb ber 
durch $. 2 Ziff. 2 des Geſetzes vom 15. Auguft 1825 vorgezeichneten Schran— 
ten allerdings in der Befugniß des Landrathes Liegt. 

I. Steuerprinzipale für das Jahr 1852. 

Das Prinzipale der Steuer des Nheinfreifes beirägt 803,764 fl. 25 fr, 
fonach ein Steuerprogent in runder Summe 8037 fl. 30 Er. 

Das Steuerprinzipale der Staatsforſten iſt hiebei wie für 184 auf 
36,000 fl: beſtimmt. 

Dem Antrage des Yandrathes auf nachträgliche Berechnung des von dem 
Staatsärar für 18°, zu leiftenden Beitrags nach biefer Prinzipalfumme kann 
unter Bezugnahme auf den Landrathsabſchied vom 1. Mai v. J., Abf. IL, aus 
dem bafelbfi angeführten Grunde nicht ftattgegeben werben; auch bleibt ed dem 
Landrathe zwar unbenommen, nachzumweifen, daß ſchon dermalen das Steurr- 
prinzipale von 36,000 fl. für die Staatsforfte als zu gering im Berhältnifte 
der übrigen Steuer erfcheine, in Ermanglung eines folden Narhweifes kann 
fi) aber die Staatsregierung nicht beivogen finden, ben großen Aufwand von 
Zeit und Koflen auf eine Abſchätzung zu machen, die jedenfalls ein bleibend 
entfprechendes Refultat zu geben nicht geeignet ift, und durch die bevorſtehende 
Regulirung des Steuerdefinitivums erfeßt wird. 

IN. Beftimmung der Kreisfonde für 185% 

Dem von dem Landrathe geprüften Voranfchlage der in dem Jahre 18’%, 
aus Kreisfonden zu leiftenden Ausgaben ertheilen Wir Unſere Genehmigung 
nach folgenden Anſätzen: 

A. Nothwendige Ausgaben. 
I. Abtheilung. 

Für Nichtwerthe an Grund», Perfonale, Mobiliar-, Tür - und Fenfler-, 

dann Gewerbfteuer 18,733 fl. Summa der I. Abtheilung per se. 
U. Abtheilung. 
Ausgaben auf die Juſtizverwaltung. 

$. 1. Für das Appellationsgericht im Nheinkreife 30,201 fl. 30 fr. 

$. 2, Für die Bezirksgerichte 29,990 fl. 

$. 3. Für bie Friedensgerichte 37,699 fl. 42 kr. 

$. 4. Ständige Bauausgaben und Miethzinfe für Juſtizgebaͤude 1369 fl. 
Summa der IL. Abtheilung 99,260 fl. 12 ir, 

III. Abtheilung. 

Ausgaben auf die innere Verwaltung und zwar für die Landkommiſſariate 

45,645 fl, 50 fr. Summa ber III. Abtheilung per se. 
IV. Abtheilung. 
Kap. I. Auf Erziehung und Bildung. 

1. Für Erziefungsanftalten: a) für Stubienanftälten 29,536 fl. 44 ir. 
b) für das Schullehrerfeminar 8226 fl., e) für Volloſchulen 51,600 fl., d) aui 
Gebäude 2142 fl. 44 kr., ©) für unvorhergefehene Ausgaben 1198 fl. 32 fr. 
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2. Für Stipendien 2600 fl, Summa bes Kap. I. 95,304 fl. 
Kap. II. Auf Gefundpeit. 

1. Für Kantonsärzte: a) Befoldungen 15,614 fl., b) Unterhaltszulagen 150 r 

2. Zunftionsbezüge der Thierärzte 2400 fl. 

3. Unterfügung der Gemeinden für Hebammenunterricht 300 fl. 

4. Für Epidemieen u, Mebdizinaltoften 800 fl. Summa des naeh I. 19, 264 fl, 

Kay. II. Auf Wohlthätigkeit. 

1, Dotation der Armenanftalt in Frankenthal einfhlüßig des Taubſtum⸗ 
menunterrichts 44,765 fl. 

2. Auf Almofen 2000 fl. 

3. Für Findel» und verlaffene Kinder 3000 fl. Summa des Kap. III. 49, 165 fl 

Kap. IV, Auf Znduftrie und Kultur. 

1. Beitrag zur Geflütsanftalt in Zweibrücken 7000 fl, 

2. Perbeprämien für. das Landgeftüt 1500 fl. 

3. Für Gewerbfihulen 3500 fl. 

4 Für die Obſtbaumſchule in Speyer * fl. — des en IV. 
12,600 fl. 

Kap. V. Auf-Straßen- und: Brudendau. 

1. Adminiſtrationskoſten 15,867 fl. 30 fr. 

2. Auf Unterhaltung der Straßen und Brüden 60,453 a: 52 fr. 

3. Referve 586 fl. 33 fr. Summa des Kap. V. 76,903 fl. 

Kay. VI. Auf Bezirföwege 4000 fl. Summa bes Kap. VI. per se. 

Rap. VII. Auf Rheindammbauten 30,000 fl., wozu 5000 fl. aus ben 
Sonden für fakultative Zwecke zugefchoffen werben. Summa des Kap. VII. 
30,000 fl. Hiezu Kap. VI. 4000 fl., Kap. V. 76,908 fl., Kap. IV. 12,600 fl., 
Kap. IH. 49,765 fl., Kap. II. 19,264 fl., Kap. I. 95,304 fl. Hauptſumme ber 
IV. Abteilung 287,841 fi. 

V. Abtheilung. 
Regiekoſten des kendrathe⸗ 550 fl. Summa ber V. Abtheilung per se. 
VI. Abtheilung. 
Für Erlegung ſchädlicher Tpiere-50 fl. Summa der VI. Abtheilung per sei 


Wiederholung. 
Abiheilung I. für Nichtwerthe " 18,733 fl.’ 
II. für die Juſtizverwaltung 99,260 fl. 12 fr. 
II. für die innere Berwaltung - 45,645 fl.» 54 
IV. für Staatsanſtalten 287,841 fl. Bu 
V. NRegietoften des Landrathes 550 fl. 


VI. für Erlegung fchädlicher Thiere ° 50 fl. 
Geſammtſumme der notbiwendigen Ausgaben 452,079 fl. 12° ee. 
B. Fakultative Ausgaben, 
l. Zuſchuß zu dem etwaigen weitern Bedarfe für Gewerbſchulen und au 
den Konkurrenzfonds für die Herfielung der Bezirkswege 4000 fl. * 
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2. Zu den Rheindammbauten und zur theilweiſen Deckung des Defizits 
bei den nothwendigen Ausgaben 9395 fl. 50 fr. 

Zur Dedfung des Bedarfs auf notwendige Ausgaben find folgende Mit- 
tel gegeben: 

1. Die dem Kreisfonde zu erfeßenden Quieszenzgehälter der Profefloren 
Poſthius, Neumann und Hertel, dann bie Alimentationen der Wittwen und 
Waifen des Fehrerperfonalg 1642 fl. 39 fr. 

2. Die halbe Thür- und Fenfterfieuer 14,430 fl. 15 Er, 

3. Der Ertrag der Rheindammpgräfereien 2000 fl. 

4, Die Kreisumlage, welche mit 527 Prozent des Steuerpringipale zu 
erheben ift, im Betrage zu 421,968 fl. 45 fr. 

5. Zur Dedung gefeßlich nothiwendiger Ausgaben find aus den Fonden 
für Fakultativzwede verwendbar. 9395 fl. 50 fr. Summa 449,437 fl. 29 fr. 

Die Abgleihung diefer Einnahme gegen die Ausgabe zeigt einen Abgang 
von 2641 fl. 43 fr., über deffen Deckung Bir bie gutachtlihen Anträge des 
Lanbrathes für den Fall erwarten, daß derfelbe nicht durch Erübrigungen aus: 
geglichen werben follte. Für die Dedung der Fakultativauszaben bewilligen 
Wir eine Kreisumlage von 1% (ein und zwei Drittel) Prozent. 

Auf die von dem Landrathe bei Prüfung der Boranfrhläge entwidelten 
Aeußerungen und Anträge ertbeilen Wir folgende Entfchliegungen : 

1. Die Ausgabe für Yandfommiffariate mindert fih nach der begründeten 
Erinnerung des Landrathes über die Botenaverfa um 400 fl., wonach die Etats: 
berichtigung eingetreten ift. . 
2% Die Bertheilung der für bie Zwede der Erziehung und Bildung be 
flimmien Bonde genehmigen Wir nach dem von Unferer Kreisregierung dem 
Landrathe vorgelegten Boranfıhlage und finden keinen Grund, die in denfelben 
eingeflelte Summe von A000 fl. zur Unterflüßung mittellofer Gemeinden in 
Schulhausbauten vermindern zu laſſen. Auch fehen Wir Uns durch die auf 
bie Gehaltsbezüge bes Schullehrerfeminar-Borflandes zu Kaiferdlautern bezüg- 
liche Stelle des Landratheprotofolls veranlaßt, ausdrüdlih auf den ſchon er- 
wähnten $. 2 Ziff. 2 des Gefehes vom 15. Auguft 1828 hinzuweifen, wonad 
dem Landrathe wohl gutachtlich der Antrag über die einzelnen Ausgabspofitio- 
nen, nicht aber eine Feſtſetzung berfelben zufteht. 

3. Der Gehalt des Pedells bei der Studienanſtalt in Zweibrüden ftept 
nad den von Unferer Kreisregierung gegebenen Aufflärungen im Berhältniffe 
au deſſen Dienftobliegenpeiten und zu den Bezügen ber. Diener derfelben Klaſſe 
bei den Studienanftalten der übrigen Kreife, weßhalb Wir zu der beantragten 
Herabſetzung Uns nicht veranlaßt finden, 

4. Dem Antrage wegen Verwendung der bei der Beflütanftalt zu Zwei- 

brüden vorhandenen Erfparungen zur Anfhaffung von Zuchtthieren ſchwerer 
Rage ertheilen Wir. die Genehmigung nicht, dba Wir bie — der 
dort eingeführten Rage nicht angemeflen ſinden. 


x 
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5. Die von bem Lanbrathe beanftandeten Pofitionen in dem Straßen- und 
Brückenbau⸗ Unterhaltungsetat rechtfertigen fih nah den Uns von Unſerer 
Kreisregierung vorgelegten Auffchlüffen, was bie Zraverfen zu Zweibrüden, 
Rheinzabern und Kufel betrifft, durch die Beſtimmung des $. 22 A 3 des 
dinanzgeſetzes vom 28. Dezember 1831 und durch den Umftand, daß es ſich 
bier nicht um den Umbau ganzer Straßenfireden handelte, bei welchen allen 
bie Fahrbahn bis in ben Grund einer Erneuerung beburft hätte; dagegen fin« 
det bezüglich ber Traverfe von Bebelsheim die Uebernahme der: Herfiellungs« 
foften auf die Eentralfonds feinen Anftand, wenn bas alte Pflafter in der 
ganzen betreffenden Strecke aufgebrochen und nicht etwa zum Behuf der darauf 
berzuftellenden chauffirten Fahrbahn beibehalten wird, 


6. Da nah den von Unſerer Kreisregierung gegebenen Erläuterungen 
in dem Jahre 18°%, von ber zur Rektifitation ber Schwarzbadh, Hornbach, 
Erbach und Blies aus den Fonden für fafultative Zwecke bewilligten Summe 
von 1500 fl, nur 500 fl. zur Verwendung gefommen find, und ber verfügbar 
gebliebene Betrag vorerfi dem Zwede genügt, fo wollen Wir nach dem An⸗ 
trage des Landrathes von einem neuen Anfaße für das Jahr 18’%, Umgang 
genommen twiffen. e 


7. Dem von dem Landrathe aufgeflellten Einnahmsetat können Wir, da 
nah Unferer sub Ziff, II. gegebenen Erklärung die nachträgliche Berechnung 
der von dem Landrathe angefprochenen Steuern für das Jahr 18°’, aus ben 
erhöhten Steuerprinzipalfummen der Staatsforften nicht ftatt finden Fann, Un⸗ 
fere Benehmigung nicht eriheilen, finden Uns vielmehr durch die Unabweis⸗ 
lichfeit der in dem Voranſchlag aufgenommenen nothivendigen Ausgaben und 
bie hiedurch bedingte Unzuläßigkeit einer Reduktion - berfelben veranlaßt, aus 
den Einnahmen für falultative Zwede den Betrag von 9395 fl. 50 Er. zur 
Dedung bes Ausfalles in den Etat über Einnahmen und Ausgaben für noth⸗ 
wendige Zwecke übertragen zu laſſen, vorbehaltlih des Rückerſatzes in ber 
zweiten Hälfte der II. Finanzperiode, wenn bie betreffenden Jahresetats und 
die für Kreisumlagen beftiimmt werdenden Marima die Mittel dazu barbieten 
werden. 

Durch den Hierunter begriffenen Zufhuß von 5000 fl. für bie Rheindamm⸗ 
bauten ift übrigens die genehmigte Etatsfumme von 30,000 fl. ebenfowenig 
als im verfloffenen Jahre erhöht worden, 

6. Den hienach an den Einnahmen für fakultative Zwecke verbleibenden 
Reſt Haben Wir für den etwaigen weitern Bebarf der Gewerbfchulen und zu 
Ergänzung ber Konkurrenzfonde für die Herflellung der Bezirkswege einftellen 
laſſen. 

IV. Voranſchläge zu Straßen-Neubauten. 


Die Straßen-Neubauten find nach dem genehmigten Voranſchlage au volle 
sieben ; übrigens ih Unfere Kreisregierung angeiviefen, Tünftig für rechtzei⸗ 
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tige Herſtellung dieſes Etats zum Zwecke der Vorlage an den — Sorge 
zu tragen. 
V. Sonſtige Berathungsgegenſtände. 
1. Hagelſchadenaſſekuranz. 

Die Bemerkungen, welche der Landrath bezüglich der Errichtung einer 
Hagelverfiherungsanftalt in fein Protokoll niedergelegt Hat, finden Wir im 
Allgemeinen beachtenswerth und werben hierauf bei der definitiven Abfaſſung 
des deßfallfigen Statuts geeignete Rüdficht nehmen laſſen. Was indeffen die 
jährliche Erneuerung des Beitritts betrifft, fo fheint es einfacher und Zeit und 
Koften erfparender, den ſich nicht Erklärenden noch ferner als beigetreten zu 
behandeln. Eine Borauserhebung wird zur Leiftung unverſchieblicher Entſchä⸗ 
digung, 3. B. für Ankauf des Saamengetreides, nicht umgangen werben können. 

2. Gebäude- und Mobiltiaraffeluranz betr. 

Die fehr wahre und treffende mit den amtlichen Erhebungen in volifiem 
Einklange ftehende Bemerkung des Landraths über das auffallende Zunehmen 
der Brandunfälle hat wefentlih zu Herbeiführung Unſerer Berorbnung 
vom 30. November v. 3. mitgewirkt, durch welche den Polizeibepörden mit der 
offiziellen Kenntniß aller bezüglich eines Anweſens bereits flatt gefundenen oder 
noch fattfindenden Immobiliar- und Mobiliarverfiherungen auch die Möglid: 
feit gegeben if, Einlagen über ben Werth für die VBergangenpeit einfchreitend 
und für die Zufunft vorbeugend entgegen zu treten, 

Ebenſo werden jene Bemerkungen au. bei den in biefer Angelegenheit 
weiter vorbereiteten Maßnahmen ihre angemeffene Würdigung finden. » 
3. Geſetzliche Marima der Steuerbeifhläge. 
Die von bem Landrathe vorgetragenen Anfihten werden Wir bei Erir 
terung der für bie II. Hälfte der III. Finanzperiode feflzufeßenden Marima der 
Steuerbeifpläge in Erwägung ziehen. 
. VI. DBefondere Wünſche und Anträge, 

Nicht ohne lebhaftes Bedauern fahen Wir den Landrath in feinem befor 
bern Protokolle ein Urtheil über die am 27. Mai v. 3. flattgehabten 
Ereigniffe niederlegen, welches, der Wirkfamkeit der zufändigen Behörden vor» 
greifend, den Charakter vorgefaßter Meinung und eine förmliche Anklage gegen 
Eivil- und Militärbeamten an fich trägt. Niemand kann mehr als Wir die 
Beharrlichkeit beklagen, womit eine nun Har zu Tage getretene Partpei den 
Frieden der Familien, die Ruhe der Gemeinden und die Wohlfahrt des Nhein- 
freifes zu erfopüttern und diefes ſchöne Land zu einem Schauplaße ehrſüchtiget 
und verbrecherifcher Unternehmungen zu geftalten ſtrebte. 

Ge weniger Wir aber zweifeln, daß die Ergebniffe der beinahe gefhloffe 
nen Unterfuhung einen neuen Beweis biefes raftlofen feindfeligen Wirkend 
gegen die eigenen Mitbürger darbieten werden, und je inhiger Unfere Zu— 
frievenpeit über die treue würbige Haltung war, welche die unermeßliche Mehr 
heit der Kreisbewopner den erneuerten Verſuchen des Sahres 1833 entgegen 
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geftellt hat, um fo mehr mußte Uns bie mit ber Aktenlage nicht im Einklange 
ſtehende landräthliche Schilderung eines Borfalles befremben, deſſen wahre 
Beranlaffung auch dem Landrathe Fein Geheimniß feyn konnte. Insbeſondere 
aber mußte Uns der Antrag zu Abordnung einer appellationsgerichtlihen Spe- 
ziallommiſſion, alfg zu einer Maafregel auffallen, welche die Betpeiligten ihren 
ordentlichen Richtern entziehen und auf dem Wege der einfachen Berorbnung in 
die rheinbayer’fche Gefeßgebung ein neues, derfelben fremdes Berfahren ein- 
führen würde, und Wir fehen Uns zu deſſen Ablehnung im Intereſſe der 
Heilighaltung der dortigen Gefeße nicht nur veranlaßt, fondern fogar verpflichtet. 

2. Der Landtagsabfihied yom 29. Dezember 1831 hat Unfere feſte Wil- 
Iensmeinung bezüglich der wichtigen Frage über bie gemifchten Ehen ausge— 
hroden, und Wir werden ben bort ausgefprochenen Direktiven auch fortan 
die entfprechende Folge zu geben wiffen. 

Bezüglich des Uns angezeigten befondern Falles haben Wir bereits eine 
nähere Unterfuchung angeordnet, und werben nad den demnächſt zu eriwarten- 
den Ergebnifien das weitere Geeignete verfügen, - 

3. Dur den $. 12, Ziff. 4, der Vollzugsvorſchriften zum Gefeße über die 
Ergänzung des fiehenden Heeres find Unfere Kreisregierungen bereite, ermäch⸗ 
tiget, allzugroße Konſcriptionsbezirke nach den örtlichen Verhältniffen und der 
Bevölkerung angemeffen abtheilen zu laſſen. Unfere SKreisregierung wird 
demzufolge nach Erfordernig und mit Rüdfiht auf das büdgetmäßige Marie 
mum der betreffenden Ausgabenpofition die Erledigung des Iandräthlichen 
Bunfches bewirken. | 


4. Die Beſchwerde wegen des fogenannten Gabholzes aus den Gemeinde» 
waldungen werden Wir einer genauen Unterfüchung unterftellen und hienächſt 
folche Verfügungen treffen Iaffen, wodurch einerfeits die woplbegründeten Rechte 
der Gemeindefaffen auf die Verwendung des Ertrags aus dem Gemeinde» 
Grundvermögen für die Zwede und Bedürfniffe der Gemeinde ficher geſtellt, 
andererfeits aber auch die Rüdfichten beachtet werben, welche bie polizeiliche 
Fürſorge für die ärmere Klaffe der mit gleichen Anfprücen auf die Gemeinde- 
nußungen verfehenen Gemeindeglieder in Anfpruch nimmt, | 

5. Der Vollzug der Gefege über Preffe und Eenfur hat die gefeglichen 
Schranken in feiner Beziehung überfhritten. Wir müſſen dies um fo mehr 
vorausſetzen, ald Befchwerden von -Betpeiligten weder auf dem dur $. 7, 
A 11, der Staatsratheinftrufttion, noch auf dem durch $. 9 der III. Berfaf- 
fungsbeilage vorgezeichneten Wege an Uns gelangt find. Wenn übrigens auch 
das Geſetz in der volleften Ausdehnung geübt worden wäre, fo könnte bie Ur⸗ 
fahe hievon nur in den raftlofen Berfuchen einer Parthei gefucht werben, deren 
ſtets fortgefeite Angriffe befanntermaafen dahin abzweden, alle Bande ber 
Drdnung zu löſen und dem Despotismus der Theorieen einen Haltpunkt auf 
den Trümmern alles pofitiven Rechtes, alles Wohlſtandes und aller fittlichen 
und geiftigen Kultur zu gewinnen. 
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6. Unfere Rreigregierung wirb fortfahren bei Betätigung ber Ortsbür« 
germeifter bie Anträge bes Landrathes über die Beziehungen dieſer Stelle zu 
- jener eines Gaftwirths in:angemeffene Erwägung zu ziehen. 

T. Die Berwendung ber Schulleprer zu Gemeindefchreiberfielfen Tann häufig 
nicht umgangen werben, ohne den ohnehin zu vielfachen Ausgaben verpflichte- 
ten Gemeinden eine nene Bürde aufjulegen. 

Die Landlommiffäre und Diftriftsfchulinfpektoren werben aber Sorge tra« 
gen, daß bie Berbindung zweier Funktionen wie biesfeits fo auch jenfeits des 
Rheins unbefchabet der beiderfeitigen Berufspflichten ftatt finde. 

8. Die früheren Beſchwerden über die Nabbinatswahl für die Bezirke 
Zweibrüden und Homburg haben bereits Durch eigene Minifterialentfchließungen 
ihre den Gefeßen entfprechenbe Erledigung gefunden. Weber die von den Bes 
fchwerbeführern jüngf vorgetragenen neuen thatfächlicden Angaben erwartet 
Unfer Staatsminifterinm des Innern das bereits zugeficherte Gutachten Uns 
ferer Kreisregierung, um den übrigens die allgemeinen BVerhältniffe des 
Kreifes nicht berührenden Gegenftand feiner wiederholten Enifheidung zufüh⸗ 
ren zu. können, 

Bir haben übrigens auch aus den hiemit beſchiedenen Berhandlungen 
mit befonderer Zufriedenheit den regen Eifer der Berfammlung in Erfüllung 
ihres Derufes wahrgenommen und bleiben dem Landrathe mit Königlicher 
Gnade beigethan, 


$. 129. Landrathsabfchieb für 1854, vom 31. Jänner 1835, 
Amtsbl, M 10, p. 133. 
‚ Ludwig, 8 

Wir haben Uns über die von dem Landrathe bes Rheinkreiſes in ber 
Sitzung vom 1. bis 8. September v. 3. gepflogenen Verhandlungen Bor« 
trag erflatten laſſen, und ertheilen hierauf, nah Bernefmung Unferes 
Staatsrathes, nachſtehende Entſchließungen. 

J. Abrechnung über die Fonde der Kreisanſtalten und über die Ein— 

nahmen und Ausgaben auf Kreislaften für das Jahr 1853. 

A. Rehnung über die Kreispülfstaffe 

Die Rechnung über bie von Uns gefiftete Kreispülfstaffe für den Zeit- 
raum vom 1. Detober 1832 bis 30. November 1833 ift von dem Landrathe 
mit einer Einnahme von 15,025. fl. 47% kr., mit einer Ausgabe von 5611 fl. 
50. Fr. und einem Altivſtande von 9413 fl, 57% Fr. als richtig anerlannt wor⸗ 
ben, und es find dieſe Refultate. nebft dem nachgewieſenen Bermögensftande 
von 15,561 fl, 11 Fr. in die folgende Rechnung zu übertragen. 

Dem Wunſche des Landratpes in Anfehung einer überfihtlichen Rechnungs⸗ 
form, dann fpezieller Nachweifung der Einnahmdausftände und Annuitätenrefte 
wird bie genaue Beobachtung der in ber Inftruftion vom 29, Auguf 1828 
eripeilten Borfpriften, fowie die Evidentpaltung des hienach zu führenden 


— 
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Manunles begegnen, ‘welches: fammt dem Berinögensinbentar dem Landraipe 
bei der Rechnungsvorlage mitzutheilen ift. ; F 
Bir hegen mit dem Landrathe die Erwartung, daß der bereits mit erfreu- 
lihem Erfolge angefprochene Wopltpätigkeitsfinn : der ‚bemittelten : Einwohner⸗ 
Hafien au das fortwährende Gedeipen einer Anfalt unterffüßen werde, welche 
aus Unferer wopfwollenden. Fürſorge für bedrängte Gewerbe» und; Landei- 
genipümer hervorgegangen, in: Folge der von: dem Landrathe wohlgewürbigien 
Naaßnahme der beireffenden Behörden auch ſchon im. Rheinkreiſe Heilfame 
Früchte trägtfgt. nit... an | 
B. Allgemeine Berwaltungsregnung. - I“ 
Die vorſchriftsmaͤßig revidirie und nebſt den Nebenrechnungen über bie 
Baumſchule in Speyer, die allgemeine Armen» und Irrenanſtalt in Franken⸗ 
tal, dann das Landgeſtüt in Zweibrücken als richtig anerkaunte Rechnung 
über die Kreisfonde fuͤr 132, ſchließt ab: mit einer Gefammt-Einnahme von 
520,791 #. 974 tr., wovon, nach Abzug ber. 46,711 fl. 12. Mr, betragenden Er- 
hebungstoften, ‚als effektive ‚Einnahme verbleiben 474,079: fl. 57%, :te,, und mit 
einer "Ausgabe; von 451,559 fl. 19 ir., ſonach mit einem ‚Altivrefte von 
2,520 fl.:38), fr. _ Bar: X . 8522 Sen 
“Bon der Geſammt⸗ Einnahme ‘gehören 8364 fl. 55 kr. dem Beſtande der 
Borjapre, 512426fl. 14%, ri.dem laufenden: Fahre anı —— 
Erſtere Summe beſteht aus: in 9 u. Pr —— 
A dem Altivreft des. Jahres 18°, mit 3031 fr 3% ii: 
2. Einnahms-Nachpölungen 1 fl. 43 ii; LT U 
3. Rechnungsdefelte und Rüderfäge 52331 BER 2/0 DER N, 
Die laufende Einnahme iſt aus nachſtehenden Poſten gebilbet;: 
1. die halbe Thür⸗ und Fenſterſteuer 13,252 fl. 38 Ir. 913 2a 12.00 
2. Rreisumlagens a) für nolhwendige gwecke 417,750 fl 54 Fr.,, 5) für 
falultative Zwede 73,123 1.30 fe, =... cn an nm nt. ma 
3. Zuſchuß dus dem Eentralfonde Für den Meprbettag der Normalpreife 
von den Getreidebezügen 2216 Mi ir. Cu 2 mdenund X 
4. Beſondere Einnahmen 18,073 1ER. 17275 ‚OBEN BE 5 in \ 
5. Oebgebühren der Einnehmer 46,710 WI Er. : 3 Sau an mn 
+. Die. Ausgaben betragen ausſchlüſſig ver: Erhebungskoſten auf ben Seſtar 
der Vorjahre 4478 fl. 7%, fe., und zwar 585. fl. 12 kr. auf den ‚Bond der 
Rihtwerthe, 3892 fl. 55%, Fr. auf den Fond der Berwaltungstoften , auf den 
laufenden Dienft 447,071 fl. 23% kreund war. 27 — 3 ur, 
1:-für Nichtwerthe 200 fl. Ba 7 Due Ta Fa Ei / EL DO TE . 
2. für Juſtizverwaltung 96,152 fl. 20 ya keii:: 3...3:' 
3. die Verwaltung des Srnern’ 46/430 f50 ri .) Br et Degen. 
4, bie Staatsanftalten 303,707 fl. 6%, Ir. - nd m..d Ton se nein 
5. die übrigen Berwaltungstoften 500 fi-T kr ti an ol 
su deren⸗ Deckung 435,670:f.:30% Fr aus den Einnahmen für nothwendige 
Dr. ee ne Berfaffung x, 18 


4,44 4 
% 1, 1144 
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Zwecke, 11,400 fl. 53, fr. aus den Einnapmen ‚für fakultative Zwede ver⸗ 
wendet wurben. ea % Re 

Der Aktivbeſtand mit 22,520 fl. 38% Ar. if in die Rechnung des Yahres 
18°%,, zu übertragen, und zwar: J 

mit 20,498 fl. 1% tr, bei den Einnahmen für nothwendige, 

mit 2022 fl. 36%, fr. bei jenen-für fakultative Zwecke. 

Vorerſt bleiben jedoch die unter obiger Summe begriffenen Beträge ge 
nehmigter, aber bis zum Abſchluſſe der Rechnung des: Jahres 18°’, noch nicht 
beſtrittener Ausgaben ihrer Beſtimmung vorbehalten, worüber bei dem Aktiv- 
reft der nächftiäprigen Rechnung eine Tpezielle Auszeige beizufügen if: 
Zugleich erwiedern Wir auf bie, aus ber Prüfung der Rechnungen her- 
vorgegängenen Bemerkungen und Anträge, was folgt: ; 

1. Den: Anſpruch des Landrathes auf Ruckerſatz des. aus den Erſparniſſen 
an der Pofition für- Landtommifläre bezaplien Gehaltes für. den Polizeilommil- 
für zu Neuſtadt vermögen Wirinict zu genehmigen, Es. gehört zu Unfern 
Negierungsrechten, Speziak- Polizeilommiſſaͤre dort anzuſtellen, mo Bir u 
nöthig finden, wie dies auch unter ben früheren) Zertitorialverhältniffen nad 
Ausweis des Kaiſerlichen Dekrets vom 25. März 1811 der Fall. war; und ba 
eine gefegliche Befimmung ‚über bie Größe des Gehalte jener Kommifläre 
und über die Kaffe, aus welcher dieſelben zu ‚bezahlen: find,. nicht befieht, ſo 
fönnen Wir auch hierin dur die Anfichten bed Landrathes nicht ‚eingeengt! 
werden. Wir behalten Uns übrigens vor, nach näherer Bürbigung der gr 
genwärtigen Berhältniffe, au anders verfügen zu können, RE 

2. Die Bemerkungen. über die Berfehledenpeit der Wirthsrechnungen für 
das Uebernachten ver Beſchälpferde auf dem Wege zu und von den. Stationen, 
dann über die von-bem Geſtütstechner bezogenen Zaggebühren für Abſchluß 
der Fouragelieferungsallorde finden in den Auffeplüffen ihre Erledigung, welche 
dem Landrathe bei defien nächftem Zufammentritte mitzutheilen; ſind. 

„3, Die gewänfgte Mittpeilung des Tagebuches ber von dem Geſtũtorechnet 
gemachten Einnahmen und Ausgaben unterliegt feinem. Anfguder;. 

4. Unfere Kreisregierung,: welche in ihrem allgemeinen Berichte die. prag: 
matifchen Anfprüche bes ehemaligen Werkmeiſters der allgemeinen Armenanfalt 
nicht/ näher erörterte, wird, Behufs der. Entſcheidung üben die beantragte Neber- 
‚nahme. feines Duiesgenzgehaltes anf. das Staatsärar, aufklärenden Berihl 
‚erfatten.. ©; RR LEE RN EEE > N | 

5. Da das Gefeß vom 13, Brumaire VII hin ſichtlich der Stempelpflih" 
tigkeit keine, auf die Ausgabebelege der Armenanſtalt beziehungẽeweiſe der 
Empfangſcheine der Lieferanten, anwendbare Ausnahme geftattet, ſo muß der 
diesfaͤllige, an ſich beachtungswerthe Antrag des Landrathes legislativer Be 
ſtimmung vorbehalten dbleiben. , I gie 

6 Ueber die einem Baubeamten aus Anlaß. feiner gerichtlichen, Berpflid- 
ung auf! Koſten bed. Kreisſonds zulommenden Diäten ſind dem Landraihe bei 

Z — Ka 
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näher Sitzung bie’ feine Bemerkungen erfedigenden Auffchlüffe zu ertheilen; 
es mag daher auch beider Verrechnung dieſer Taggebühr auf genannten Fonds 
für dieſesmal bewenden. 

Bei den übrigen, von dem Landrathe bezeichneten, Diätenanfäßen für ver 
fHiedene, ſowohll im Intereffe' des! Staatsärhrs und des Kreifes, ald in jenem 
der Gemeinden ſtaltgefundenen Baudefichtigungen, wollen Bir, daß von Im 
ferem Staatsminiſterlum des Innern für jenen Fall, in welchem die Erheb⸗ 
ligfeit des: Objekis es anſpricht, bie der Berorbitung vom 26, Dezember 1825 
entſprechende Ausſcheidung der Beträge‘ auf den Grund der gefüßtter Gefchäftst 
tagebücher angewendet 'werbe, 27°. = 17... um. I 

Bas: jeborf Die: Befichtigung aͤrarialiſcher Forſthauſer betrifft‘; Fo iſt hiebei 
der Fall einer: beſondern Auoſcheidung nicht gegeben, da die Reſpizienz ver dem 
dinanzdienſte gewidmeten Gebäude, dem gewöhnlichen Wirkungskreiſe der Baus 
beamten angehört, und die Adminiſtrationskoſten des äußern Bauperfonals ge⸗ 
maͤß $. 22 des Finanzgeſetzes vom 28.’ Dezember 1831 dem dafür botirten 
Kreisfonbe ohne Unterſcheidung bes Staais⸗ und Kreispaumefens obliegen. 

c. Hreis⸗ und Beyiststriegsfonde | ©. 

Ueber die in Folge der Landrathsabſchlede vom 19. Ociober 1832 und 
1. Februar 1833 ‚Rattgepabte Vertpeilung ’ der’ Krels⸗ und Beyirföfriegsfonde- 
Beſtaͤnde mit 49,791 fl. 35 kr. fowie über .bie: mit vorläufiger Refervirung von 
10,000 fl. für noch beſtehende Paſſivanſpruche ſich ergebenen 28,800 fl.; find die 
wechnungsförmlichen Nachweifungen mittelſt des Amts⸗nnd "Intelligenzblattes 
des Rpeinkreifes vom Jahre 1832,48’ 38, und vom Jahre 1833, 4 10, zur 
öfentlihen Kenniniß gebracht, und Überdies dem Landrathe mitgetheilt worden. 

Ebenſo iſt beim Landrathe bekannt, wie die für Beförberung höcht gemein⸗ 
aühiger Bezirkowegbauten vorübergehend gewährten „von deni Landrathe nicht 
beanſtaͤndeten Vorſchüſſe erſt nach und nad wieber'erfiattet, und zur Befrie- 
Ygung der darauf angewieſenen Gemeinden "verivendet' Werben können 

An ſere Kreisregierung wird übrigens‘ die alsbaldige Hinauszahlung des 
mittlerweile Hierauf wieder eingegangenen Betrages bewirken, und in gleicher 
Beife auch künftig verfahren. ° Dur ee | 57 

Begen der aus ber Referve der Kriegsfonde eninommenen Borfhüffe für 
Serpflegs- und Vorſpannskoſten inlãndiſchen Milktärs, behalten Wir Uns bie 
weitere Entfchließung: auf den von Unftrer Kreisregierung in jungſter Zeit 
erättelen Bericht bevor © alien Iat:, 2 

Da übrigens die Beſorgung dieſes noch jept nicht unbedeutenden Rech⸗ 
Mngswefens eine Außerordentliche Verwendung in Anſpruch nimmt;fo' Tann 
auch die, jedoch ſtrenge zu bemeffende Remunerirung ber betreffenden Indivi⸗ 
duen nicht umgangen werben. NE EN 

D Reiphung über'die Konde'für Gemeindezwecke. 

Dieſe als richtig anerkannte Rechnung hat dem Landrathe zu keiner Be⸗ 

nerlung Anlaß gegeben. vi. en — | 
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| U, Steuerprinzipale. für das Jahr 1854. 

Das Prinzipale der Steuer bed Rheinkreiſes bildet: fih pro 18° In , 
folgt: 

a) Prinzipalfumme der Grundfleuer mit Rüdfiht auf die Ab- und Zu. 
gänge 542,458 fl. 20 kr., b) Prinzipalfumme ber Perſonal⸗ und Mobiliarſteuer 
113,982 fl, e) Prinzipalſumme ber Thür⸗ und Fenſterſteuer 29,099 fl. 40 kr., 
d) Prinzipalfumme der Gewerbfieuer 83,451 fl. 4 fr., e) Steuerprinzipale der 
Staatsforftien 36,000 fl. Summe 804,991 fl. 4 ir., wonach fih ber. Betrag 
eines Steuerprogents in runder Summe auf 8050 fl. beftimmt. 

III. Beftimmungen der Kreisfonde für 185%. 

Dem von dem Landrathe geprüften Boranfchlage der in dem Jahre 18*%, 
aus Kreisfonden zu befireitenden Ausgaben ertheilen Wir Unfere Gench 
migung nach folgenden Anfäßen: 

A, Rotpwendige Ausgaben. : 
1. Abtpeilung. 

Richtwerthe au Grund⸗, Perſonal⸗, Mobiliar⸗, Thür ⸗ und Fenſter⸗ dann 
Gewerbſteuer 18,733 fl. Summe der I: Abtheilung per se. 

‚I Abtheilung. Ausgaben auf die —— 

.$ 1. Appellationsgericht für den Rheinkreis 29, 90 r 30 * 

$. 2. Bezirxksgerichte 29,927 fl. 30 fr. 

$:.3.° Sriedensgerichte 37,597 fl. 12 ir; _ 2* 

S. 4. Ständige. Bauausgaben und Mieihzinſe für Zußiggebäube 1185 f. 
Summe der I. Abtpeifung ‚98,660 fl. 12 fr. 

IL. Abtheilung. Ausgaben auf die innere Verwaltung, 

Landkommiſſariate 45,221 fl. 30 fr. Summe der IL. Abteilung per se. 

IV. Abtheilung. ‚Ausgaben auf Staatsanftalten. 
Kap. I. Für Erziehung und Bildung. 

1, u, Studienanftalten 30,863 fl. 52 fr, Schullehrer 
feminar 8817. fl. 58 kr., Volksſchulen 52,422 fl. 10 kr., Refervefond 600: fl. 
2. Gtipendien 2600 fl, Summe des Kap. I. 95,304 fi +» 1" 

Kap. II. Gefundpeit. 
1. Kantonsärzte 15,764 fl. - 
2. Bunktionsbezüge der Tpierärpte 2400 fl. 
3. Unterſtüthung der Gemeinden für Hebammenunterricht 300 fl. 
4. EUREN und Medizinaltoften 800 fl. Summe: bed Kap. II. 19,264 fl. 
Kap. II: Wohlthätigkeit. 
— —————— in Frankenthal, m bes eg 
45,626 fl, 35 fr. 
2. Almofen 2000 fl. 
3. Binnel- u. verlaffene Kinder 5000 fl. Summe des Rap. ILL. 52,626 R- 3 tr. 
‚Rap. IV.. Indufizie und Kultur. 
Aa. Beitrag zu ber Geftütsanfalt in Zweibrüden 7000 fs 
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2. Pferbeprämien für das’ Landgeſtüt 1500 fl. 

3, Gewerbfchulen 5300 fl. 

4, Obſtbaumſchule zuSpeyer 600 fl. Summe des Rap. IV. 14, 400 M 
Kap. V. Straßen⸗ und Brůͤdenbau. 

L: Adminiſtrationskoſten 15,867 fl. 30 fr. | 

2, Unterhaltungsetat der Brüden und Straßen 84,040 fl. 30 f. "Summe 

des Kap. V. 99,908 fl. 

Rap. v1. Bezirkowege 4000 fl. Summe ves Kap. vi. per se. 

Kap. VIL. Rheindammbauten 24,829 fl. 14 fr. Summe bed Kap, VII. per se. 
Summe bes Kap. VIL. 24,829 fl..14 fr., Hiezu Kap. VI. 4000 fl., Kap. V 
99,908 fl., Kap. IV. 14,400. fl., Rap. IM. 52,626 fl. 35 kr., Kap. IL. 19,264 ũ, 

Kap I. 95,304 fl. Hauptfumme ber IV. Abtpeilung 310,331 fl. 49 kr. 


ee. V. Abtheilung. 
Aeoietofen bes —— 550 fl. Summe ber Abteilung V. per se; 
VI. Abtheilung. 
Erfrgung. ſhaͤdlicher Thiere 50. fl. Summe der Aotpeitung VE: per se. 
2, Wieberholung. +": 

Yorpeitung. I; Ricptwertpe >74 48,733 fl. rer 
is rote‘ Zufigverwaltung 98,660 fl. 12° kr. - 
IH. Innere Verwaltung 45,221 fl.:30 fr. 

IV. Staatsanſtalte - 310,331 fl. 49 ir. 


V. Regieloften des Landraths 550 fl. E 
vi. Erlegung ſchädlicher Thiere 050 fl. 1; II tz 
Sefammtfamme der nothwendigen Auogaben 473,546 fl. 31 kr. 5 


B. Fakultative Ausgaben 

1. an der Bezirksſtraßen und Beiträge zu ben Rontarrengfonde 
für bie Herftellung der Bezirkswege 10, ‚000 #1." 

2. Rettifitation der Schwarzbach, Hornbach Erbach und vuee Zais fl. 
Summe ber Fakultativ⸗ Ausgaben 13,416 fl. 

Zur Dedung des Sernn⸗ für non wendie — find’ föfgenbe ar 
gegeben: 

1. die halbe Tpür- und Fenſterſteuer 14,549 fl. 50 fr. 

2. die Kreisumlage, welche mit 52%, Prozent bes Gteuerpringtpae au er⸗ 
beben iſt mit 422,625 fl. 

3. Zuſchuß aus dem Centralfonde zur Dedung des Mehrbedarfs für 
Straßenunterhaltung 20,000 fl. 

= Ertrag aus den’ Rheindammgräſerelen 2000 fl. 

5. Aktivreſt aus der Rechnung des Jahres 18%, im Boranfötage zu 

14,825 fl. 10 fr. Summe 474,000 fl, 

Für die Dedung der ige Aucgaten varilligen Wir eine Kreis» 
umlage von 1%, Prozent.“ — 
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Auf die von dem Landrathe bei Prüfung der Voranſchläge geäußerten Be 
merkungen und Anträge befchließen Wir, wie folgt: 

1. Der Wunſch, den: Unterrichtsgegenfländen in dem Schuliehrerfeminar 
zu Raiferslautern auch den Unterrigpt in der praftifhen Feldmeßkunſt beizuzäp- 
len, mußte von Unſerem Staatsminifterium des Innern, im Hinblide auf 
bie große Zahl nothwendiger Unterrichtofaͤcher, ſchon früher. abgelehnt werden. 

2. Dagegen ſoll die begutachtete Verminderung für Schulbauten von 
4000 fl. auf 3000 fl. in fo, ferne Platz greifen, als diefe Verminderung unbe 
ſchadet des Schulzweckes und der mit geräumigen Schullokalitäten noch nicht 
verſehenen Gemeinden ſtatt finden kann. 

3. Indem Wir die Aeußerungen des Landrathes über den gelungenen 
Erfolg und den Nutzen der auf Unferen Befehl bergeſtellten Kreisſchulſta⸗ 
tiſtik mit Wohlgefallen vernehmen, genehmigen Wir gerne, daß die in den 
Kreiſen diesſeits des Rheins ſeit dem 12. October 1832 bezüglich der Schul⸗ 
lehrergehalte in Wirlſamkeit getretenen Grundſätze, auch auf den Nheinkreis, 
und zwar in fo ferne die beſonderen Verhältniſſe desfelben Modifikationen nö⸗ 
thig machen follten, nach vorgängig erfinttetem und beſchiedenem Gutachten 
Unferer Kreisregierung eingeführt: werben; wogegen es bezüglich der Ueber⸗ 
tragung bes Unterrichts: in ven katholiſchen weiblichen Volksſchulen an; bie Do- 
minitanerinnen, bei Unfern, auf unbeftreitbate — — ſich gründen⸗ 
den Berfügungen, fein Bewenden hat. 

4. Hinſichtlich der beantragten Uebernahme eines. nad. — Verhaͤltniſſe 
ber Centralneubauten zu bemeſſenden Anthelles der Bauverwaltungskoſten auf 
das Staatsärar, beziehen Wir Uns wiederholt auf das Finanzgeſetz vom 28, 
Dezember 1831, $. 22, welches die Adminiſtrationskoſten für das äußere Dau- 
perfonal ohne Unterfchieb - feiner. objektiven Verwendung auf bie HEN, 
überwiefen und, biefe dafür dotirt hat, 

5. Dagegen finden Wir es den Grundfäßen deoſelben Seſebes —* 
die Koſten des auf der Straße von Reuſtadt nach Landau neu zu erbauenden 
Durchlaſſes, mit Rückſicht auf $. 22, 18 6 des Geſetzes, dem Fonde der Neu- 
bauten zu uberwelſen, da an dieſer Stelle früher, nur, eine Mulde befanden, 
und der nun für nothwendig befundene Durchlaß bei der büdgetmäßigen Zeft- 
fegung des Unterhaltsetats nicht vorgefehen war. 

Dezüglich der beiden anderen, nur. die Erneuerung uud Umbauung bereits 
vorhandener Durchlaͤſſe betreffenden, Pofitionen aber fönnen Wir ein Gleiches 
am fo minder eintreten ‚Laffen, als bie, bisperigen. Bauten dieſer Art, flets aus 
dem Straßenunterhaltsetat beftritten, und bei den auf die Bergangenpeit ge» 
Kügten Etatsbefiimmungen ‚der IIL Zinanzperiode, fowie bei der deßfall ſigen 
Dotation des. Kreisfonds mit in. Auſchlag gebracht worden find, 

6. Die von dem Landrathe in Bezug genommene Verordnung vom 1. Nor» 
vember 1829, resp. 9, März 1834, beſtimmt genau, wem die Koflen der an den 
Straßen aufzufiellenden Ortstafeln und Wegweifer obliegeu; fo wie hinwieder 
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Unfere Behörden. cangewiefen find, vie, die Erhaliung der Strafen und Fuß⸗ 
bänfe 20. begwedenden Barnungstafeln aus: jenem. Sonde. herſtellen zu * 
aus welchem ‚die Unterhaltungskoſten überhaupt beſtrilten werben. hr 

A Unfere’ Kreisregierung- wird, dem Wunſche bes Landrathes —2 
auf möglichſt tüchtige und dabei mindeſt loſtſpielige Ausführung der an dem 
Armenhauſe zu Frankenthal vorzunehmenden Bauarbeiten Bedacht nehmen laſſen. 

8. Ueber das künftige Beitragsverhäliniß ber Kreis⸗ „und Finaunzfonds zu 
der Keltifilation der Schwarzbach, Erbach, Hornbach und Blies, werben, Wir 
nach ſtattgefundener techniſcher Prüfung. einiger. von Unſerer Sreigeegigruug 
beantragten Abänderungen bad. Geeignete verfügen. 

9. Wegen der angeſprochenen Bergütung, ber, am, 4; Detober 1831. in den. 
Örfängnißanftalten . poorhanben ‚gewefenen. rohen. Stoffen und ‚Waaren aber, 
behalten, Wir. Uns Die. Entfchließung. für, ben Zeitpunft, bevor, wenn: die Rech⸗ 
nungsergebnäffe der für den Getreipeantauf im, Jahre -1832 ,, dem. Rheinkreis 
gemachten Aerarialvorſchüfſe ‚und ‚bie diesfaͤllige ceſableitung zur landyatzlichen 
Erörterung gelangt ſeyn werden. 

10. Wegen der wiederholten — 9 Landiathes, die Befeuerung 
ver Staatswaldungen beir;, weiſen Wir, da der Landrath Die ihm freigeftellte 
Rapweifung „nicht geliefert hat, auf Un fere u anfaichr ‚vom 28. Februar 
v. 3. gegeben; Eniſchließung zurückk. 

11. Die. Erinnerung des Landraihes ‚über. Berabfegung, des ruub und 
Gemerbfleuerprinzipaleserfedigt ſich durch die oben Mn Abtheilung Als enthal⸗ 
keue geſtſehung der, Steuerprinzipalſumme. PILLEN BR ERTTMG 

Pants az BVe- Boranfchläge zu Straßen Neubauten. et rnd 

Müfere oberſte Baubehörde wird Borkehrung treffen, daß ‚die Vorlage 
ber Etats der — — an den ——— —— rechtzeitg erfolgen 
lönne ·4 bir Ba murnei TI .E 

Die Anfiht a seiten, daß bereits: ale Einbetgige 
ununterbrochen vollendet, und: unfahrbar gewordene Stellen »betehenber Sira⸗ 
jenzäge bald mögktchftumieder bergefteflt werben. ſollen, hat Uufer Giants 
miniſterium des Zunern bereits: Fürſorge getroffen, daß, ſo weit es bie zur 
Zeit ſehr befchränkten: Mittel nur immer: geſtatten, auf die baldige Herfiellung 
der ungebauten· Straßenſtrecke zwiſchen —— und —— — 
licher Bedacht genommen werde. 7* “ 

V. Sonſtige Verotfungegegenflände; 

' 4 Die von dem Hausarzie und dem Rechnungsführer der — 
und Irrenanſtalt zu Bene nacgefahte — der ——— 
Rechte betreffend Ze 

Dieſes — feiner zeit de — veſchelbung Anden, 

” Die Sparkaffen betreffend. u: / | 

2. Das Gutachien des Landrathes in Beziehung auf das Inpitut Fon 
Sparlaſſen wird der forgfältigken. Erwägung unterzogen’ werben. + 
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Da übrigens im Mheinkreiſe bisher, mit Ausnahme der Kreishauptfadt, 
noch nirgends: Sparkaſſen beſtanden haben, fo: gereicht es Uns zu lebhaftem 
Wohlgefallen, nach dem ſehr zweckmäßigen Antrage des Landrathes alsbald in 
ben Städten Frankenthal, Landau, Kaiſerslautern und Zweibrücken RER 
zu ee von Sparkaſſen getroffen zu ſehen. 

VI. Beſondere Wünſche und Anträge: 

Wenn var er Staatsminiſterium der Juſtiz durch Entſchließung vom 1, 
Mat v. 3. angeordnef Hat; daß bei Eröffnung einer Notärftelfe die Notarkam- 
er nur dann mit’ Gutachten zu vernehmen fey, wenn es fih um Feſtſetzung 
eines Amtsfiges, um Bermehrung oder Verminderung der Notarpläße handelt, 
ſo hat dasſelbe nichts Weiteres beflimmt, als was bereitö-in ‘der Berorbnung 
vom 7. September 1820 feftgefeßt war. Wir müflen daher jene Entfchließung 
um fo mehr billigen, als Wir keine Verbindlichkeil anerkennen, irgend eine 
Landesbepörbe bet Wiederbe'egung einer erledigten Stelle mit Gutachten ver» 
nehmen zu müflen, und es allein von Unferem Willen abhängt, ob Wir 
bei Anftelung eines Notare die Notarlatsfammer über bie‘ zu des Anzı- 
rigen mit Gutachten vernehmen wollen. | 

2. Da der Landrath fehr bemeffen ertannt hat, wvaß·die veanſtgtigun 
des Emeritenfonds der katholiſchen Geiſtlichkeit und bie Prüfung der Rechnung 
nach dem Geſetze vom 15. Auguft 1828 den Iandräfplichen Wirkungstreis nicht 
berüßten, fo nehmen Wir keinen Anftand, demſelben bemerken zu laſſen, das 
wenn Stipendien ‘aus diefem Fonde an Studirende gewährt werden, diefe der 
Natur und Beftimmung desfelben durchaus: nicht zumiderlaufen, da einem Fonde, 
der feine Bermehruiig zum Theil dem Prieſtermangel verbanfti, die Verpflid- 
tung nicht fremd feyn kann, zur. Hebung :diefed Mangels durch Unterſtützung 
dürftiger Theologen aus feinen Rentenüberfchäffen: beijutragen. 

3. Bir können Uns nicht bewogen finden, Unfere, bezüglich des Ban 
berus der Sandwerkobdurſche nad der Schweiz, nach‘ Belgien, Frankreich und 
England, im Hinblide auf: die: beſtehenden Verhältniſſe und: aus: Häterliger 
Fürforge für das Wohl des. Landes, ‚getroffenen Berfügungen ſchon dermal ab: 
zuändern; behalten Uns vielmehr: weitere Verfügung in der Hoffnung bevor, 
daß eine auf dem Umſturze alles Beſtehenden offen hervortretende Parthel, der 
That wach auf ihre bisherigen Beſtrebungen verzichten wird, die Jugend aller 
Länder der Ausbildung für ihren Fünftigen Beruf‘ au enträden, und felbe zu 
einem Werkzeuge verbrecheriſcher Plane zu erſehen. 

. 4. Wenn bei ber bisherigen Ungulänglichleit ber Fonde, anbere Bauten des 
Öffentlichen ‚Dienfes vor dem Bezirksgefängniffe zu Landau Berüdfichtigung 
fanden, fo geihah es nicht ohne Vernehmung der zunächſt betheiligten Behör- 
den, namentlich ber, Iufligverwaltung -felbft;; deren Anficht. ſich ‚insbefonder: 
für Herſtellung eines zweckmäßigern — in Kaiferslautern 
ausſprach 

Sollte übrigens bie gahrung eines — in. ‚ben. nächfien Berwaltungs’ 
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jafren nicht zu erzielen ſeyn, ſo werden Wir gleichwohl für die Beſeitigung 
ver Hauptgebrechen der Gefängnißlokalltäten zu Landau im kaufe dieſes Etats 
jahres möglichſte Vorkehrung treffen laſſen. 

5. Dem Antrage bezüglich des Gerichtsſtandes der Gendarmerie, vermögen 
Bir im Hinblicke auf das Geſetz vom 15. Auguf 1828, über die —— 

ver kandräthe F. 2. eine nähere Würdigung nicht zuzuwenden. 

b. Ebenſo wenig vermögen Wir auf eine Beſcheldung des in den laub 
rathlichen Befagniffen gleichfalls nicht begründeten Antrages bezüglich des Kaſ⸗ 
fallond- und Revifionshofes für den RhHeinfreis einzugehen. 

1. Dem Wunſche des Landrathes entfprechend, werden Wir. die bereits 
vorliegenden Entwürfe zur Reform des Hypothekenweſens int RHeinkreife, zum 
Behufe einer möglichſt alffeitigen Prüfung diefes für Wohlſtand und Kredit der 
Bewohner fo wichtigen Gegenſtandes der Griehaedung en den Drud der 
Oeffentlichkeit übergeben: Taffen. 

Nebrigens ift Uns erfreulich deivefen ‚ in den am Stuff Uns darge» 
braten Aeußerungen: des Landrathes, bezüglich des erweiterten Zollvereines, 
die bankbare Anerkennung jener väterlihen Bemühungen wahrzunehmen, melde 
Bir dem großen Zwecke der’ Erzielung einer deutſchen Zolleinigung ſeit An- 
itte Unferer Regierung um fo rafllofer zugervendet Haben, als eine ſolche 
Nafregel insbefondere den Abſatz der Produkte Unferes —— uud 
fomit den Wohlſtand feiner Bewohner bedingt. 

Wir eriwiedern diefe Aeußerungen, ſowie die wiederhou gegebenen Be⸗ 
weiſe aufmerkſamer und eifriger — —— mit dem Ausdrucke ur 
ferer Königlichen Gnade. 


$. 130. Landrathsabſchied für 1855, vom 2, November 1835, 
Amtshl, vom Jahre 1835, M 86, p. 513. | a 
Bir haben Uns über ie | von dem —— des Rheinteeiſe⸗ in den 
Sihungen vom 7. bis: 15: September d. J. gepflogenen Verhandlungen Vor⸗ 
trag erſtatten laſſen, und ertheilen hierauf, nach Vernehmung Noeare⸗ 
Staatsrathes, nachſtehende Entſchließungen. 
I. Abrechnung über die Fonde der Kreisanſtalten und über die Ein 
nahmen und Ausgaben auf Kreistaften im Jahr 1853. - 
A: Rechnung über die Kreispülfstaffe für 18%; 

Die Rechnung über die Kreispülfstaffe für den Zeitraum vom 30. No⸗ 
vember 1833 bis Ießten September 1834 hat der Landrath unter dankbarer 
Anerkennung der unentgelplichen- Dienfleiftung -des Rendanten Rogifter mit 
einer Einnahme von 11,578 fl. :50%,; ri, mit - einer Ausgabe von 10,543: fl, 
1? fr., und’ einem Aklivreſſe von 1035 fl. 38%, dann einem: Bermögensftande 
von 16,406 fl. 51% tr. als richtig befunden. Diet EEE find 
daher In die folgende Rechnung zu übertragen. Ä 
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B. Allgemeine Verwaltungsrechnung für. 18’%,. 

Die vorfchriftsmäßig erledigte und fammt den Nebenrechnungen über die 
Baumſchule in Speyer, die allgemeine Armen» und Irrenanſtalt in Franken. 
thal, dann das Landgeflüt in Zweibrüden von, dem Landraipe. ale richtig aner- 
Tannte Rechnung - über die Kreisfonde für 18°, ſchließt nach Abzug der Er 
hebungstoften zu 46,764 fl. T-fr.ab :-mit einer Geſammteinnahme von 479,339 1, 
58% fr., ‚mit einer Ausgabe von 450,614 fl. 17.4 Er... fonapp mit einem Altiv- 
reſte von 28,725; fl. 40% ir 

Bon diefer Geſammieinnahme gehören- 463,860 f. 54%, ie. ‚den Fonden 
für nothwendige Ausgaben, und 15,479 fl. 3% Ir, den Fonden für ‚fatultalive 
Zwede, und von erſterer Sunme 21,240 fl. 31% kr. dem Beflande ‚ber Bor- 
jahre, und 442,620 fl. ‚23% Fr. dem laufenden Jahre an, | 

Die Einnahme auf den Beftand der Vorjahre ift gebildet aus: 

1. dem Aktivrefte des Zahres 18°%, mit 20,498 fl. 1°4 Er, 

+2 den Einnapms-Nachholungen mit 40 fl. 42. fr, 

3, den Rechnungsdefelten und Rüderfägen mit 701 fl, ary, Ar. 

Die laufende Einnahme beſteht aus. nachſtehenden Poen: 

1. der halben Thür und Fenfterfteuer zu 14,226 fl. 28 Fr. 

2. der Kreisumlagen zu 52% Prozent mit 408,790 fl. 26%, Er 

3. dem Zufhuß aus dem Eentralfond für den Mehrbetrag der . Rormak 
preife von den Getreidebezügen mit.355 fl. 21% Ir... 

4. den befondern Einnahmen zu 19,248 fl. br. 

Die Ausgaben. betragen auf den Behand. ber-Borjahre. 298. A. 26%, k. 
auf den laufenden Dienft 450,315 fl. 51% kr., und wars, . 

1. für Nichtwerthe 370 fl. 30 Er. 

2. für Bergütung an den Eentralfond * den Minderdeirag des Normal, 
preifes von Naturalienbezügen 326 fl. 26 fr. 

3. für Zuftigperwaltung: 96,728 fl. 57 fr. 

v : 4 für die Berwaltung des Innern 45,138. fl.-49.u .. 

5. fürıdie Staatsanſtalten, einſchlüfſig der Landbau Müterhaftungstofen 
307,751 fl. Yu: r., zw deren Deckung 447,401 fl. 34 ir. aus den Einnah⸗ 
men für nothwendige Zwecke, und 2914 fl. 17 tar“ aus den Einnahmen für 
fakultative Zwecke, und zwar zu Bezirlowegbauten verwendet wurden. 

Der Aktipbeſtaud mit 28,725 fi: 40%, ei if in die Rechnung des Jahres 

18°%, zu übertragen, und zwar mit -18,183 fl. 30% kr. unter den Einnahmen 
für’ nothwendige a, und ‚mit AN fi. 10 kx. ‚unter jene für: fatultative 
Bwedes = -,.. 
+ Die unter Biefen PR ——— Beirage genehmigier, aber bis zu 
dem Abſchluſſe der Rechnung des Jahres 18°%,, moch nicht geleiſteter Ausgaben, 
bleiben ihrer Deftimmung vorbehalten, woräder bei dem Vortrage bes Aftiv- 
refles in der nächſtjährigen Rechnung eine: fpezielle Auszeige beizufügen if. 

Auf die aus der Prüfung der Rechnungen des Jahres 182hervor⸗ 
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gegangenen ——— und Anträge ale Bir — Ent⸗ 
cüehungen: 

1. Der in den sen über Die —— — und — 
dieher vorgetragene Wittwenfondöbeltrag des. Berwalters dieſer Anſtalt gehört 
im Vollzuge des F. 10 des Finanzgeſetzes vom 28. Baummbre 1831 : au den 
Central· Einnahmen. 

Unſere Kreisregierung wird hienah die — biefes Beitrages für 
die Jahre 18°, bis 18’, ‚aus ben. Kreisfonden, fowie vom. Jahre: 18’%, 
anfangend deſſen ge — à Conto der erwähnten: Bee 
verfügen. 

2, Bir find geneigt, die yon 4 — beantragte und von der 
Rreidregierung als ausführbar erkannte Bildung einer aus Einwohnern der 
Stadt Frankenthal von Unferer Kreisregierung zu ernennenden und periodiſch 
zu erneuernden Kommiſſion „zur Unterſtützung und Beipülfe der Verwaltung 
der dortigen Armen⸗ und. Irrenanflalt auf ſo lange, als: wir nicht anders ver⸗ 
fügen, Ratt zu geben, und hen daher ben. nähern Batarecnorialacen unger 
fiumt entgegen. , 

3, Die Rachweifung. * auf Herfellung der — des Gefltutodirettors 
cxlaufenen, an bie Winwe bes frühern Direltors von Faillp mit 300 fl; ver⸗ 
güteten Reparaturfoflen- werben bem kapdratze bei feiner naͤchſten Berfemmninns 
vorgelegt „werben. 

3. Die Erinnerung des Landratdes wegen. der an ben. Rechner. des Sand- 
wfüts zu. Sweibräden, in den Japın.18°%, „und .18"%, pergüteten Diäten 
würde durch - das -in dem .$..25 Abf.. 5 bes. Geſetzes vom 15. Auguf 1828, be« 
zeichnete nähere Benehmen mit Unſerer Kreisregierung- ipre Erledigung ‚in der 
Aufflärung gefunden haben, daß bie Funktionen des mit einem ftänbigen, Ger 
halte und dem Bezuge ber Diäten bei vorlommenden Reifen früher aufgeftell- 
in Magazinsverwalters nunmehr. mit jenem des Geſtütsrechners unter bem 
einzigen Vorbehalte, der dem, Berwalter früher bewilligten Diäten für den 
Ball der Uebertragung ber Umreifen auf He —— an, erſtexen, ver- 
einiget find, 

5. Bon dem Sunftionsbejuge des Yoligeitommiffäre zu Reuftabt mit 600 fl, 
Kimmt, den gutachtlichen Erläuterungen Unferer,Kreisregierung gemäß, ber 
Betrag zu 400 fl. aus der Kaſſe dieſer Gemeinde zu decken. In Anfehung der 
aus den Kreisfonden: zu: vergütenben weitern 200 fl. verweifen Bir den Land» 
rath auf den Landrathsabſchied vom 31. Jänner 1835,. Abtp. J. B. F. 1. und 
bemerken zugleich, daß dieſer Bezug, ſowie jener des inzwiſchen neu aufgeſtell⸗ 
ien Polizeilommiſſaͤrs zu Pirmaſens auf. den; Etat. der Landkommiſſariate nur 
in der Vorausſetzung ſich hieran ergebender entſprechender Erührigungen hin⸗ 
gewieſen wurde, ſonach die Aushülfe der Centralfonde für den Fall nicht zu⸗ 
reichender Deckung aus obigem Fonde keinem Bedenken unterliegt. 

6. Die wiederholte Bemerkung wegen Ueberweiſung ber, Forſt ˖ und Zoll 
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gebäude. elwa mitberührenden Reiſekoſten der Baubeamten erwiedern Wir 
durch die Hinweiſung auf die * I. $.6 * 2 und 3 des Landrathoab⸗ 
ſchiedes vom 31. Jänner 13383. 

©: Rechnung des Berirtes * — 

Die Rechnung über die Bezirks⸗ und Kreiskriegsfonde iſt nach vollſtändiger 
Vertheilung dieſes Fondes —* und dem Landrathe bei mr .. 
Berfammlung vorzulegen. 3 

— D. Rechnung über die Fonde für Gemeiudazwege. 

Die als richtig befundene Rechnung über die Fonde für Gemeindezwede 
hat dem Landrathe zu keiner Erinnerung Anlaß gegebeu. 

I. Steuerprinzipale für das Jahr 183}. 

Das Prinzipale der Steuer des Rheinfreifes bildet fich für das Jahr 18%, 
in nachflehender Weiſe: Prinzipalfumme der Grundfteuer mit Verüdfichtigung 
der Zu» und Abgänge 543,897 fl. 29 fr., Prinzipalfumme der Perfonal+'und 
Mobiliarfteuer 113,982 fl., Prinzipalfumme der Thür und Fenflerfteuer 29,307 fl. 
48 Tr., Prinzipalfümme der Gewerbſteuer 89,758 fl. 2 fr., Steuerpringipale 
der Staatsforften 36,000 fl., Summa 812,945 fl. 19 kr., wornach fi der Br 
trag eines Steuerprogentd in runder Summe auf 8130 fl. feſtſtellt. 

Die wiederholte Anregung des Landraths wegen Befleuerung ver Staat 

waldungen im Rheinkreiſe muß ebenfo, wie der früher desfalls geftellte Antrag, 
lediglich die Hinweifung auf die von Uns im Abfchiede vom 28. Februar v. J. 
gegebene allerhöchſte Entfpließung zur Folge haben, 
"Wir werden die füh widerfirebenden Wünſche aller Kreife um Befchlen 
nigung ber -Ratafterarbeiten, foweit es die gegebenen Mittel des allgemeinen 
Operationsplanes geftatten, flets geeignet berüdfichtigen Taffen. Im Rpeinkreife 
insbefondere ift diefes bereits auch gefchehen. 

Dem Antrage auf eine Gewannen»Bermeffung ſteht das Gefeb vom 15. 
Anguf 1828 über die allgemeine Grundfteuer entgegen. 

II. Beftimmung der Kreisfonde für 1857. 

Dem von dem Yandrathe geprüften Boranfihlage der in dem Jahre 18°Y, 
aus Kreisfonden zu beftreitenden Ausgaben —— Bir Unſere Gene 
migung nad folgenden Anfäßen: 

Abſchnitt A: Ausgaben für nothwendige, geſetzlich auf Kreit- 
fonde hingewiefene Zwede.- 

-Kapitel 1. RNachläſſe und Nichtwerthe an Grund⸗, Perfonal-, Mobiliars, 
—* und Fenſter·/ dann Gewerbfieuer: 18733 fi. Summa per se. 

Kapitel U. Zufigverwaltung. 
Appellationsgericht ſuͤr den —— 30,550 fl. 30 fe, 
in . : Bezirkögerichte 29,865 fl. 

' 8, Friedensgerichte 37,542 fl. 12 kr. 

$. 4. Ständige Dauausgaben’ und TREE. A Sufügesäue 1206 #. 
2%. — u zer 
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Kapitel IIL- Innere Bemaliuns 

Landkommiſſariate 45,071 fl. 30 kr. 

Kapitel IV. - Staatsanfakten. 
$. 1, Erziehung und Bildung. 

1. Erziehungsanftalten:. a) Stubienanfalten 33,269: fl. 31 kr., b) — 
lehrerſeminarien 9085 fl. 19 kr., e) teutſche Volksſchulen 51,600 fl., d) Re⸗ 
ſervefond 1000 fl. 10 fr. 2. Stipendien 2600 fl. Summe 1. u. 

$.. 2. Geſundheit: 

a) Rontonsphpflate 15,764 fl., b) Funktionsbezũge der Zhierar ie 210041, 
e) Hebammenunterricht 300 fl., U) Epivemien und Baar — 
800 fl. Summe. 2. — en; 

| $. 3, Woptipätigkeit: 

a) Armenanftalt in drententhen einſchlüſſig des Taubfkummenunterrichis 
48,305 fl; 46 fr., b) Findel- und verlaffene Kinder 5000 Nr ” — * 
Summe 3. 57,305 fl. 46 fr. ... at 9 

$. 4. Induſtrie uud aultur: J 

a) Beitrag zu der Geftütdanftalt in Zweibrüden 7000 fl., b) Pramien für 
das Landgeſtũt 1500 fl., e) Landwirthſchafts⸗ und Gewerbſchulen 7255 fl, 
d) Obſtbaumſchule in Speyer 600 fl., e) — für die eig ‘300 fl. 
Summe 4. 16,655 fl. 
| a §. 5. Straßen- und: — * 

a). Adminiſtration 15,717.fl. 30 Ix. b) — der onahn wub 
Brüden 73,190 fl. 30 kꝛ. Summe 5. 88,908 fl. 

$. 6. Bezirkswege 4000 fl.; Summe 6. per se, . 

$..7.. Rheindammbauten 14,614 fl. 27; fr. 

Summe 7. 14,614 fl..27. fr. ‚Summe, 6; 4000 fl. — 5. 33,908 ı A. 
Summe 4. 16,655 fl. Summe 3. 57,305 fl. 46 fe. Summe 2. — fl, 
Summe 1. 97,555, fl. „ Oefammifumme Kap. IV: —5 F— 13 fr. 

Rapitel V. Regie des Landraths 550 fl.. 

Rapitel VL ‚Erlegung ſchädlicher Thiere 50 — | 

Sefammtfumme der -Rapitel I. bis. VI. 461,870 fl, ;27 fr, 

Abſchnitt B. Ausgaben für falultative Zwede, 

4. Unterhaltung der Bezirksſtraße und une zu von * Ronturengfonben 
m die Herftelung ber Bezirkowege 12,000 fl. Ä 

2. Rettifitation dee Schwarzbach⸗ Hornbach, Erbach und Blies 50% N. 3 k. 

3. Refervefond 3000 fl. Summe 20,064 fl. 34 fr. a 

Zur Deckung des — un — — — ſind ftgene * 
tel gegeben: » 1 un... ja Eu 2 Een 


— 


1; die halbe Thür⸗ und Senferfieuer 14,858 A. 54° — Dune, * 
2. die Kreigumlage, welche mit 52, pwpan des —2——— Zu 
nun iſt 426,197; fi rar a TER WAT, “ 1934 


3. Zuſchuß aus dem Gentratfondeguden Ekkopemunischeitinigenitend,000 fl. 
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4, Ertrag der Rheindammgräferel 2000 fl. 

5. Rüderfaß der Penfion des Werkmeifters der Armenanftalt zu Franten- 
tpal, Trombert, für die Jahre 18%, aueftäffig der Wohnungsvergütung 
1856 fl. 

‚6, Attioreft: aus der Rechnung des gedite 18 8643 fl. 33 * Summa 
465,950 ft: 27 kr. 

‚ Bür die Deckung der falultativen Ausgaben —— Wir eine Kreie⸗ 
umlage von 1% Prozenten, wodurch mit: Zurechnung des Aktivreſtes aus 
dem Zahre 18°%, zu 6515 fl. 34 kr. ehe ‚eine Einnahme gegeben in von 
20,664 fli-84 kr. J 

Auf die von dem Landrathe bei — der Vorauſchlage entwidellen 
Bemerkungen und Aniräge beſchließen Wir, wie folgt: 

1. Der Wunſch des Landrathes bezüglich der Wiederbeſetzung einer bei dem 
Aypellationsgerichte zu Zweibrüden erledigten Rathsſtelle war bei Abfaſſung 
des Protokolls auf den Antrag der zuftändigen Behörben bereits getbährt, 

2. Unfere allerhöhfte Verfügung rüdfichtlich der zeitlichen Verwendung 
des Aktuard Unferes Landkommiffariatd Landan findet im $. 6 Abſ. ZU 
ferer .allerhöchften: Berordnung vom 9. Dezember 1825 wie MERKE undge 
gebene Begründung. - 

3. Wir genehmigen, dem Antrage des Landrathes entfprechend, daß der 
für Affiftenten an lateiniſchen Schulen etatifirte Betrag von 1200 fl. für die in 
Rufel,, Pirmaſens und Bergzabern zu begründenden unvollftändigen lateiniſchen 
Schulen verwendet werde, indem Wir zugleich ben freudigen Anklang, welchen 
Unfere Bemühung zu Förderung einer ernften gründfichen Bildung und äd- 
ten religtöfen und fittlichen Beredlung in dem Rheinkreiſe, und namentlid 
in dem Schooße des Landraths Pudel, ‚Bene MACHE wohlwollende Anerler⸗ 
nung gewähren. — J 

4. Bezüglich der den deutſchen Sqhalen gußeiochbefen Summe bewendet 
es auch fortan bei den bisherigen Beſtimmungen. 

Die Bemerkung wegen‘ des für die Kloſterſchule in Speyer iangefepten 
Beitrags von 300: fl.:pat in den‘ ‚Trägern N Tätig ihre Erle 
bigung gefunden: 1.1 :3. 12 IF 

5. Die Bifitationen. ber Dentfipen Schulen Darf die Rreisfpolarıpeh tichten 
fih, was ihre Zahl betrifft, nach den beſtehenden Vorſchriften, aud was ihren 
Geldbetrag anbelangt, uach dem beſtehenden und — 
und es hat au hiebei fortan zu bewenden. ie — 

6, Den bezüglich bes Wirkens der Kantonsärzie —— ber näheren 
Begründung nad $.28 Abf. 2 des Gefehes vom 15. Augnft 1828 entbehrenden 
Wunſch können Wirınur durch das Vertrauen erwiedern, welches das Mlict- 
gefühl. dem Arzte und: ber: Leitung Unſerer Kreisregierung ‚bei: dem Nicht⸗ 
vorhandenſeyn entgegengeſetzter Anzeigen einflößt, und nothwendig einflößen muß 

Te Ba Erwägung. der von dem kLandraihe vorgebrachten Gründe, haben 
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Wir keinen Anftand;gefunden, den in das vorgelegte Büdg ef aufgenominenen 
erhöhten Almöfenfond auf die Summe von 4000 fl. abmindern zu.Taffen, 

8. Dem Antrage auf Bereinigung der Lehrftellen für Landwitihſchaſt, für 
Phyſik uud für Mathematif an der Landwirthſchafts- und Gewerbfehule in 
Raiferslautern in einem einzigen Lehrer, ſtehen bie von Unf erer Kreieregie⸗ 
rung entwidelten Gründe überwiegend entgegen. 

9. Die Wahl der Holzgattung zu den Geländerflangen an Strafen, Er 
durch die örtlichen Berhältniffe bedingt, und das Föhrenholz verdient den Bor- 
jug vor dem Eichenholz dort, wo die aus weichen Holze gefertigten Arbeiten 
einfchlüßig ihrer oftern ‚Srueuerting minder toffpielig als jene aus ‚hartem 
Holze find. j 

IV. Boranfchläge der Straßen - und Sandneubauten, 


Die Neubauten find nach: dem genehmigten Boranfchlage zu vollziehen, 
auf die befchleunigte Vollendung der Straße von Landau über Pirmafens nach 
Zweihrüden, und die Herſtellung eines entfprechenden Bezirfsgefängniffes zu 
Landau wird, fo weitses. die ſehr beſchränkten Mittel nur. immer Ben 
vorzügikher Bedacht genommen werden,‘ 


V. Sonſtige Berathungsgegenſtaͤnde. 

Die Dedung der von dem Militärärar nicht vergüfeten Differenz ber 
Truppen-Berpflegd-Fourage- und Transportkoſten erfcheint, gemäß der Verord⸗ 
nung vom 30. Juni 1816 und dem biöperigen Berfahren als unftreitige Kreis- 
laſt. Ebenfowenig iſt das genannte Yerar zu Bezahlung des zufälligen Mehr« 
betrages der auf den Etappenorien attorbirten Lieferungspreiſe finanzgeſetzlich 
ermächtiget. 

Wir vermögen daher nicht dem Antrage auf Rüdverhütung der anf bie 
Kreise und- Bezivtsftegefonde übernommenen Zeippen · Berpflegungs- und 
Transportkoften eine Folge zu geben⸗ 

Die von. dem Landrathe beantragie theilweiſe Kompenſation der Schulbig · 
leil des Kreiſes an das Staafsärar aus dem Getreideantaufe im Jahre 1832 
zu 13,134 21 % 8. mit dem Betrages; um welchen die Kreisumlage von den 
Staatswaldungen im Rheinkreiſe in dem Jahre 184. gegen die folgenben 
Jahre der gegenwärtigen Flinanzperiode zurückſtand, kann aus’ den in dem 
Landrathsabſchiede von 28 .... 1834 u. — tan — 
* finden. 1, En UI «” Y 

Indem Wirebemertem daß er ——* bei’feiner — auf den 
Centralfond für Wohlthätigkelt deſſen Belaſtung mit fundationsmäßigen Reid 
niſſen entgangen iſt, behalten Wir Uns über die, beantragte Abrechnung bes 
Guthabens von 13,134 fl. 21 kr. an der Forderung des Kreiſes für die In 
dem Jahre 18", vorhandenen, an das Staatsärar übergegangenen rohen 
Stoffe und Waaten-in der Gefängnipanftalt‘ bis Kreiſes· zu 22,665 fl.‘ 56 kr, 
fowie über die gleichfalls gewünſchte Vergutung des Ueberſchuſſes von 9531 fl, 
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33% te:ran die Kreisfonde bis. nach erfolgter, alsbald einzuleuender rechnungs⸗ 
mäßiger‘ Feftftellung des mit 22,665 fl. 55 fr. angeſprochenen Naturalwertpes, 
——— Entſchließung bevor. 


VI. Beſondere Wünſche und Anträge. 


Auf die dem beſonderen Protokolle einverleibten Bemerkungen und An- 
träge beichließen Wir, wie folgt: 

1. Die bedeutenden Opfer nicht verfennend, welde die Gemeinden des 
Rheinkreifes dur außergewöhnliche Selbfibefleuerung für die Regulirung ihres 
Hauspalies und für Herfiellung notwendiger und nügliher Gemeindeanftalten 
mit rüpmlichem Eifer bereit gebracht haben, empfehlen Wir Unferen Be 
hörden, der Behandlung des Gemeindeumlagenwefens auf den Grund ber zur 
Zeit noch beflehenden Geſetzgebung mit firenger Ermäßigung der Bedürfniffe 
und genauer Ermittlung der Beitragapflicht, fortwährend bie möglichfie Eorg- 
falt zuguwenben, 

Bezüglich des von dem gandrathe- behaupteten theilweifen Beſtehens 
einer Willtühr in. Erhebung von Umlagegeldern, ıvermiflen Wir abermal 
die im $. 28 Abf. 2 des Gefeßes vom 15. Auguſt 1828 vorgegeichnetsintähere 
thatfächlihe Begründung, beauftragen übrigens Unſere Kreidregierung , 
dem Landratpe bei nächfter Berfammlung geeignete Auffeplüffe über. die Frage 
zu ertpeilen, in wieferne bie Beibehaltung der allgemeinen Steuerbeifgläge für 
Gemeindebedürfniffe, welche nach dem eigenen Antrage bes Landrathes in def- 
fen Prototoll vom 3. November 1818 ſtatt der aufgepobenen Gemeindepreleve- 
ments zum Kreisfond gezogen wurden, — der Erhebung von Lokalumlagen in 
den einzelnen Gemeinden vorgebeugt haben würde. 


2. Benn ber Landrath unter Bezugnahme. auf, Ziff, 4. F. 2 des Geſetzes 
vom 15. Auguft 1828, die Einführung ‚ber, Landräthe beir,, angibt, daß nad 
dem Erfcheinen der Berorbnung vom 24. Dezember. 1833 vielfeitige unange- 
nehme Auftritte zwifchen Gendarmen und Bürgern flattgefunden hätten, fo 
müſſen Wir auch hier den. Mangel der Begründung durch fprzielle Thatſachen 
wahrnehmen, ber Uns außer Stand feßt, ben Antrag näherer Bmums und 
Maßnapme zu unterſtellen. 

Mit Wohlgefallen Haben Wir übrigeng den Auedwe — Gr 
finnung aufgenommen, womit der Landrath feine Verhandlungen befchloß, 
dabei der Segnungen dankbar gedentend, die aus der Erweiterung des beui- 
fhen Zollvereins durch den Beitritt des een | Maren für den 
—— ſich entfalten. 

Indem Wir deſſen freudige Sefäpe Verkber: tbellen, erwiedern Wir jene 
Henferangen mit der Verficherung Unferer Röniglichen Gnade. 


8. 131. Landrathsabſchied für 0, vom 28. November 1836, 
Amtebi AM 62, p. 669. 
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Ludwig, 8 


Bir haben Uns über die von dem Landrathe des Rheinkreiſes in den 
Sigungen vom 4. bis 12, Juli d. 3. gepflogenen Berhandlungen Vor— 
trag erflatten laſſen, und -ertheilen hierauf, nah Vernehmung Unferes 
Staatsrathes, nachftehende Entfchliefungen. 


I. Abrechnung über die Fonde der Kreisanftalten und über. die Eins 
nahmen und Ausgaben auf Kreislaften im Jahr 1854. 


A. Nehnung über die Kreispülfstaffe für 18°%,. 

Die Rechnung über die Kreispülfstaffe für das Jahr 18°%, hat der 
Landrath unter wiederholter Anerkennung ber eifrigen und uneigennüßigen 
Dienfileiftung des Rendanten v. Nogifter mit einer Einnahme von 4177 fl. 
46 fr., mit einer Ausgabe von 3734 fl. 8 fr., und einem Aftivrefle von 443 fl. 
33 fr. als richtig befunden. Diefe Rechnungs⸗Ergebniſſe find daher in die ſol— 
gende Rechnung zu Übertragen. _ 

B. Allgemeine Berwaltungsrehnung für 18°%,: 

Die vorfihriftsmäßig erledigte und fammt den Nebenrechnungen tiber dte 
Vaumſchule in Speyer, die allgemeine Armen» und Srrenanftalt in Franken⸗ 
tbal, dann das: Landgeftüt in Zweibrüden von dem Landrathe als richtig aner⸗ 
kannte Rechnung über die Kreisfonde für 18°%, ſchließt nach Abzug der Ers 
hebungskoften zu 47,249 fl. 19 fr. ab: mit einer Gefammteinnahme von 524,694 fl, 
30% kr., mit einer Ausgabe von 480,432 fl. 40 fr, ſoroch mit einem Aftiv- 
refte von 44,261 fl, 50%, Fr. | 

Bon biefer Gefammteinnahme gehören 504,572 Fa PIV) kr. — Fonden 
für nothwendige Ausgaben, und 20,122 fl. 6 fr. den Fonden für fakultative 
Zwede, und von erfterer Summe 23,559 fl. 47% fr. dem Beſtande der Bor- 
iahre, und 481,012 fl. 36% Er. dem laufenden Jahre an. 

Die Einnahme aud dem Beftande der Vorjahre ift gebildet aus; 

1. dem Aftiorefte des Jahres 18°%, mit 22,161 fl. 2°% ir. 

2. den Rechnungspefelten und Rüderfägen mit 1395 fl. 45 Er. 

3. den Katafterbureauelltenfilien mit 3 fl. 3 fr, 

Die laufende Einnahme beftieht aus nachſtehenden Poften: 

1. der halben Thür- und Fenfterfieuer zu 14,640 fl. 12% kr. 

2. den Kreisumlagen zu 5% Prozent zu 423,346 fl. 14 Fr. 

3. dem Zufhuß aus dem Eentralfond für den Mehrbedarf der Normal: 
preife an den Gerreipehegägen, und für den Unterhalt der Straßen 20, 648 fl. 

227, Fr. 

4. der befonderen Einnahme zu 22,377 fl. 48 fr. N 

Die Ausgaben betragen auf den Beftand ber Borjahre, und zwar: auf 
Zahlungsrüdflände 193 fl:, auf den Taufenden Dienſt 480,329 fl. 40 kr., und zwar: 

1. Bergütung an. ven Centralfond — den Minderbetrag dei ARE 
vreifes von — 103 ft. 39 kr Ir. 


Dr. Eichenpfeiflen ad der Berfaffung ie. 19 
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2. Unterfläßung wegen Wetterſchaden 299 fl. 40 fr. 

3. für Juſtizverwaltung 97,576 fl. 47% iu 

4. für die Verwaltung des Innern 45,586 fl, 31%, kr. 

5, für die Staatdanftalten, einfchlüffig der Landbau - Unterhaltungstoften 
336,763 fl. 1% kr., zu deren Dedung 470,381 fl. 40 fr. aus ben Einnah · 
men für nothwendige Zwecke, und 9948 fl. aus den Einnahmen für falulta⸗ 
tive Zwede, und zwar zu Bezirkswegbauten verwendet wurden, 

Der Attivbeftand mit 44,261 fl. 50%, Fr. ift in die Rechnungen des Jahres 
18°%Z, zu übertragen, und zwar mit 34,087 fl. 44%, fr. unter den Einnahmen 
für nothwendige Zwecke, und mit 10,174 fl. 6 fr. unter jenen für fakultativ 
Zwede. 

Die unter diefen Summen enthaltenen Beträge genehmigter, aber bis ju 
dem Abfchluffe der Rechnung des Jahres 18°%,, noch nicht geleifteter Ausgaben, 
bleiben ihrer Beftimmung vorbehalten, worüber bei dem Bortrage bes Aktiv 
reftes in der nächftjährigen Rechnung eine fpezielle Auszeige beizufügen iſt. Auf 
die aus der Prüfung der Rechnungen bes Jahres 18°’%, hervorgegangenen 
Bemerkungen und Anträge ertpeilen Wir nachſtehende Entfchliegungen : 


1. Dem Bunfche des Landrathes bezüglich der nugbringenden Anlegung ber 
baaren Befände ber Landesgeſtütkaſſe ift durch verzinsliche Hinterlegung bes 
entbehrlichen Theils diefes Beftandes bei der Staatsfchuldentilgungstaffe bereits 
entfprochen. 

2. Hinfichtlich der wiederholt angeregten Ausfcheidung der Koften für Be 
fihtigung der Forfipäufer verweifen Wir auf den Landrathsabſchied vom 31. 
Sänner v. 3. (Reggsbl. S. 249, Amts» und Intelligzbl, AS 56, ©. 515) mit 
dem Bemerken, daß für die allerdings auszufheidenden berlei Koften bei Ge 
meinde» und Gtiftungs>, dann Bergwerks⸗ und Gendarmeriegebäuden ber 
Bauabminiftrationgetat nicht bedacht worden, deren Betrag fohin auf bie br 
onberen hiefür dotirten, oder urfprünglich zahlungspflichtigen Kaffen zu über- 
nehmen fey. 

3. Wir beauftragen Unfer Staatsminifterium des Innern, die Reifeloften 
des Univerfitäts- Profeffors, Hofraths Dr. Thierfh, als Kommiffärs zur Abi. 
turientenprüfung und Bifitation der Stubienanftalten des Rheinkreiſes in ber 
Art ausfcheiden zu laſſen, daß nur der Betrag der direkten Hin« und Herreile 
von und nah Münden, dann jener des Aufenthaltes im Rheinkreiſe den Kreid- 
fonden aufgerechnet werde. 


4. Auf anderweite Verwendung bes Lehrers Horn zu Frankenthal und da 
durch fi ergebende Erfparung bes ihm bisher gereichten Suftentationsgepaltes 
baben Wir bereits Bedacht nehmen laſſen. 


5. In Anſehung der Befoldung des Polizeilommiffärs zu Neuftadt mus 
es nothwendig bei der Beftimmung des Landrathsabſchiedes vom 2, November 
v. 3. (Reggobl. S. 1195) bewenden, wonach Unſer Staatsminifterium des 
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Innern das Weitere bezüglich des aus ber Pofltion für Landkommiſſariate nicht 
zu dedenden Mehrbetrags von 293 fl. 20% kr. verfügen wird, 


C. Rehnung ber Kreid- und Bezirks kriegsfondo. 

Die erfi am Ende des Berwaltungsjahres 18%, berzuftellende Schluß- 
rechnung ift dem Landrathe bei feiner nächſten Berfammlung vorzulegen. Ber 
züglih der Dedung des Mehrbetrags der Militirverpflegs- und Borfpanns- 
toften, veriveifen Wir auf die bisherigen Beftimmungen, infonderpeit des 
Landrathsabfchiedes vom 2. November v. 3. (Reggobl. S. 1200), und auf 
die dießfällige, dem Landraihe gewordene Mittheilung Unferer Kreisregierung. 


D. Rechnung über die Fonde für Gemeindezwecke. 
Die als richtig befundene Rechnung über die Sonde für Gemeindezwede 
hat dem Landrathe zu keiner Erinnerung Anlaß gegeben. 


II. Steuerprinzipale für das Jahr 185%. 


Das Prinzipale der Steuern des Rheinkreifes bildet fih für das Jahr 18°%, 
in nachftehender Weife: Prinzipalfumme der Grundfteuer mit Berüdfichtigung 
der Zu» und Abgänge 543,907 fl. 52 fr., Prinzipalfumme der Perfonal- und 
Mobiliarfieuer 113,982 fl., Prinzipalfumme der Thür: und Fenflerfteuer 29,974 fl. 
11 fr., Prinzipalfumme‘der Gewerbfieuer 93,024 fl, 33 kr., Steuerprinzipale 
der Staatsforfien 36,000 fl., Summa 816,888 fl, 42 kr., wornach fih der Be- 
trag eines Steuerprogents auf 8168 fl. 53% Fr, feſtſtellt. 

Was die abermals angeregte Beftenerung der Staatswalbungen im Rhein« 
freife betrifft, fo wird der Landrath Iediglich auf Unfere, im Abfchieve vom 
28, Februar 1828 gegebene allerhöchſte Entichliegung wiederholt hingewiefen. 

Die von dem Landrathe gegen die Einführung ber Jagdſteuer in dem bes 
finitiv befleuerten Kantone Winnweiler erhobenen Bedenken können Bir, im 
Hinblid auf den $. 59 des Grundfieuergefeßes vom 15. Auguft 1828, und in 
Erwägung, daß die Jagd im Rpeinkreife eine rechtliche Nußung und mithin 
einen fteuerbaren Ertrag gewährt, um fo weniger begründet finden, als aus 
der Befteuerung dieſes Ertrages Feinerlei Folgerungen für die Wiederherftellung 
aufgehobener Jagdrechte auf fremdem Eigentum gezogen werben können. 
Ueber die Bedenken des Landrathes wegen Bezeichnung der Grundflüde in den 
definitiven Steuerfataftern im Gegenhalt zu den bisherigen Sektionsbüchern 
werden Wir, nah Vernehmung Unferer Regierung des Rheinkreiſes, befon« 
dere Entfchließung ergehen und biefelbe dem Landratpe bei feiner nächften Ber- 
fammlung geeignet eröffnen Iafien, wobei Wir aus Anlaß des Yon dem Land» 
rathe gebrauchten Ausdrudes „Ermaͤchtigung“ auf das Geſetz vom 15. Auguf 
1828 Bezug nehmen. 

Die wiederholte Anregung wegen Befchleunigung der Arbeiten des befini- 
tiven Steuerkatafters können Wir nur mit Hinweifung auf Unferen aller- 
hoͤchſten Befchluß im Abfchiede vom 2, November 1835, Abtheil. IL., Abſ. 3, 
eriwiebern, 

19 * 
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IM. Beſtimmung der Kreisfonde für 185%. 

Dem von dem Landrathe geprüften Boranfchlage der in dent Jahre 18°%, 
aus Kreisfonden zu beftreitenden Ausgaben — Wir Unſere Gen 
migung nach folgenden Anfägen: 

-Abfohnitt A Ausgaben für — geſetzlich auf die 
Kreisfonde hingewieſene Zwecke. 

Kapitel J. Nachläſſe und Nichtwerthe an Grund⸗, — Mobiliar⸗ 

Thür⸗ und Fenſter⸗, dann Gewerbſteuer 18,733 fl. 
Kapitel U. Juſtizverwaltung. 

$. 1. Appellationsgericht für den Rheinkreis 30,150 fl. 30 kr. 

§. 2, Bezirksgerichte 29,841 fl. 30 Er. 

$. 3. Sriedensgerichte 37,502 fl. 42 Er. 

$. 4. Ständige Dauausgaben und Mietpzinfe für Juſtizgebäude 1389 4. 
29 kr. Summa II. 98,884 fl. 11 fr. 

Kapitel IH. Innere PURARNEN 

— 45,071 fl. 30 fr. 

- Rapitel IV. GStaatsanftalten. 
8.1. Erziehung und Bildung, 

1. Erziehiingsanftalten: a) Studienanftalten 37,272 fl. 20 — b) Stil. 
fehrerfeminatien 8306 fl. c) teutfhe Schulen 51,600-fl., 4) Neferdefond n 
e) Stipendien 2600 fl. Summe 1. 100,378 fl, 29 Er. 

92 Geſundheit: 

a) Rantonsphyfitate 15,764 fl., b) Funktionsbezüge der Thierärzte 2400 fi., 
ce) Hebammenunterricht 300 fl., d) Epidemien und befondere Medizinaltofen 
800 fl. Summe 2. 19,264 fl. 

$. 3, Wohlthätigkeit: 

a) Armenanftalt in Frankenthal, einfchlüffig des Taubſtummenunterricht 
44,637 fl, 52 fr., b) Findel ⸗ und verlaffene Kinder 5000 fl., e) Almofen 40001. 
Summe 3, 53,637 fl. 52 Er, 

$, 4. Induſtrie und Kultur: 

a) Beitrag zu der Geftütsanftalt im Zweibrüden 7000 fl., b) Prämien für 
das Landgeftüt 1500 fl., e) Landwirthſchafts- und Gewerbſchulen 9155 fl, 
d) Obftbaumfchule in Speyer 600 fl, ©) Prämien für die ER 300 f. 
Summe 4. 18,555 fl. 

$. 5, Straßen“ und Brüdenbau: 

a) Adminifiration 15,717 fl. 30 kr., B)- Unterhaltangsetat der Straßen und 
Brüden 79,190 fl. 30 fr. Summe‘5. 94,908 fl, 

$. 6. Bezirkswege 4000 fl. Summe 6. — Be, 

6.7. Rpeindammbauten 7000 fl. 

Summe 7. 7000 fl. Summe 6,%4000 fl. Summe 6. 94,908 1. Summe 
4, 18,555 fl Summe 3, 53,637 fl. 32 fr. Sunme 2. 19,264], Summe I. 
100,378 fl. 29 fr, Gefammtfumme Kap. IV. 297,743 fl. 21 kr. 
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Kapitel V. Für Marfihloften inlänbifcher Truppen 2500 fl. 

Kapitel VI. Regie des Landraths 550 fl. 

Kapitel VIE. Erlegung ſchädlicher Thiere 50 fl. 

Geſammtſumme der Kapitel I. bis VII. 463,532: fl. 2 fr. 

Abfchnitt B. Ausgaben für -falultative Zweche. 

1. Unterhaltung der Bezirksftrage und Beiträge zu ben Konfurrenzfonden 
für die Herftelfung der Bezirkswege 13,600 fl. 

2. Reftififation der Schwarzbach, Hornbach, Erbach und Blies 3000 fl. 

3. Refervefond 4500 fl. Summe 21,100 fl. 

Zur Dedung ded Bedarfs für nothiwendige Ausgaben find folgende Mit- 
kl gegeben: 

1. die halbe Thür- und Fenfterfiener 14,987 fl. 8 kr. 

2, die Kreisumlage, welche mit 52% Prozenten bes Steuerprinzipale zu 
erheben ift 428,872 fl. 30 fr, 

3. Zufhuß-ausdem Eentralfonde zu den Straßenunterhaltungstoften 15,000 fl. 

4. Ertrag der Rheindammgräfereien 2000 fl. 

3. Erfaß für bie dem Staatsärar überlaffenen rohen Stoffe und Baaren 
im Gentralgefängniffe zu Kaiferslautern 22,665 fl. 55 fr. 

b. Aus. dem Beftande der Borfahre 5422 fl. 24 fr. Summe 488,947 fl. 57 fr. 


Für die Dedung ber fakultativen Ausgaben bemwilligen Wir eine Kreis- 
umfage von 1% Progenten, wodurch mit Zurechnung ber Weberfchüffe aus 
den Vorjahren zu 7985 fl. eine reine Einnahme gegeben iſt von 21,600 fl. 


“Auf die von dem Landrathe bei Prüfung der Boranfchläge entwickelien 
vemerkungen und Anträge beſchließen Wir, wie folgt: 


1. Da die in die unterſte Kaffe ber lateiniſchen Schulen eimiretenden ER 
ben aus den deutſchen Schulen bisher nicht hinreichend vorgebildet entlaſſen 
wurden, um: fofort zu dem Klaflenunterrichte gelangen zu können, fo war es 
allerdings nothwendig, für. biefe VBorbildung befondere Sorge zu. treffen, und 
es erfchien durchaus zweckmäßig, daß. diefe Borforge nicht durch ſtändige Grün- 
dung förmlicher Klaſſen und Schulabtheilungen, fondern durch Zuweiſung wi⸗ 
derruflicher Gratiſikationen bewirkt wurde, wie dies dem Landrathe durch Unfere 
Kreisregierung, Kammer des Innern, würde aufgeklärt worden ſeyn, falls der- 
ſelde ſich nach Maaßgabe des Geſetzes vom 15. Auguſt 1828 an dieſelbe um 
Aufſchlüſſe gewendet ‚hätte, 


2. Wegen Errichtung eines 3. Gymnaſiums im Rheinkreiſe, und zwar zu 
Grünſtadt, wird Unfere allerhöchſte Entſchließung demnächſt erfolgen. 
3. Dem Antrage des Landrathes entſprechend, wollen Wir für die Rektl⸗ 
Mation der Schwarzbach, Erbach und Blies beftimmte Pofition auf 3000: fl. 
Sermindern, da bie zur Zeit vorhandenen Mittel für die im ig dabre 
auszuführenden Arbeiten hinreichen. 

4. Wegen des Erſatzes für die im Jahre 18*4, an das ——z über: 


y' 
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- gegangenen rohen Stoffe und Waaren in dem Kreiögefängniffe zu Raiferslau- 
tern im Betrage von 22,665 fl. 55 Er. behalten Wir Uns vor, das Weitere 
zu beſchließen, und werben piernähft die eudliche Berrehnung in Einnahme 
und Ausgabe vollzieheu Taffen. 


IV. Boranfchläge der Straßen» und Landneubauten. 


Sm Anlaffe der von dem Landrathe abargebenen Aeußerung bezüglich der 
Erweiterung des Einganges am Landauer Thore der Stadt Speyer erwarten 
Wir nachträglich das in dem Gefammtberichte Unferer Kreisregierung ver 
mißte auftfärende Gutachten der erwähnten Kreisftelle bis zu deſſen Beſchei⸗ 
dung, den beflefenden Normen gemäß, mit Ausführung dieſes Baues inne zu 
halten ift. 

Die übrigen Neubauten find nach dem genehmigten Boranfchlage zu voll 
ziehen. 


V. und VI. Sonſtige Berathungsgegenſtände, beſondere Wünfd: 
und Anträge. 

Auf die in dem beſonderen Protokolle Uns vorgetragenen Bemerkungen 
und Anträge beſchließen Wir, wie folgt: 

1. Da die von dem Landrathe vorgeftellten Berhältniffe bezüglich des Be 
bürfniffes und der Preife des Brennholzes, inſonderheit auf ben AerarialHol;- 
höfen eine forgfältige Prüfung und Erwägung in Anfprud zu nehmen, aler- 
bings geeignet find, und Wir, im Falle ihrer Begründung, jede mit den be 
ſtehenden Berordnungen und mit richtigen Wirthfchaftsgrundfäßgen vereinbare 
Borforge zu gewähren gedenken, fo beauftragen Wir Unfere Kreisregierung, 
Kammer des Innern und der Finanzen, den Gegenſtand einer gemeinfgaft- 
lichen umfaffenden Berathung zu unterflellen und bie Ergebniffe eheſtens mit 
gutachtlichem Berichte In Borlage zu bringen. 

2. Auf die Bemerkung des Landrathes hinfihtlid der Ergänzungsrichter 
wird erwiedert, daß die Zahl der Ergänzungsrichter, welche nach geſehlichen 
Befimmungen bei jedem Bezirks» und Friedensgerichte beftehen ſoll, bei feinem 
diefer Gerichte überfchritten und nur bei wenigen Gerichten erreicht if, vielmeht 
die Zahl der amgeftellten Er gänzungsrichter gegen die durch das Gefeh be⸗ 
fimmte Zahl im Allgemeinen weit zurücdfleht, daß bei Ernennung bon Ergän- 
zungsrichtern jederzeit mit großer Vorficht verfahren wird, und zu diefen Stel- 
len ſtets nur geprüfte, zureichend befähigte und Bertrauen auf die Rechtöpfleg: 
erweckende Rechtskandidaten berufen worden find, und daß diefe fupplirenden 
Richter iprer Beſtimmung gemäß nach den amtlichen Erhebungen nur im Halt 
der Tegalen Verhinderung der Richter, keineswegs aber zu permanenten Dienf- 
verelihtungen und mit der nöthigen Rückſichtnahme auf die Wichtigkeit der ver- 
bandelten Sachen verwendet worden find. 

Uebrigens war ed wohltpuend für Unfer Baterherz an dem Schluſſe der 
Berhandlung und des damit ſich endenden fechsjäprigen Abfchnitted des Tand- 
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rathlichen Wirkens bie Aeußerung herzlicher Theilnahme an Unferer glüd- - 
fihen Rückkehr aus den Staaten Unferes geliebten Sohnes, bes Königs von 
Griechenland Majeftät, fowie den wiederholten Ausdrud treuer Anhängkichkeit 
an Uns und Unfer Königliches Haus gu vernehmen, 

Wir erwiedern diefe Yeußerungen gerne mit ber Berfiherung Unferes 
Röniglihen Wohlwollens und mit der verdienten Anerkennung ber eifrigen, 
ernften und erfolgreichen Thätigkeit, mit welcher der Landrath des Rheinkreifes 
in ſteis fleigendem Maaße feinem wichtigen Berufe nachzukommen beſtrebt iſt. 

$. 132%. Landrathsabſchied für 1855 und 1855, vom 26. Nor 
vember 1838, Amtshl, vom Jahre 1838, Mr 62, p. 487. 

Ludwig, & 

Bir Haben Ung über die von dem Landrathe der Pfalz in den Sigungen 
vom 25. Juni bis 11. Juli d. 3. gepflogenen Berbandlungen Bortrag er- 
Ratten laſſen, und ertheilen hierauf nach Bernefmung Unferes Staatsrathes 
folgende Entfchließungen : 


I. Abrechnung über die Sonde ber Kreisanftalten und über bie Ein- 

nahmen und Ausgaben auf Kreistaften für 1855 und 1859. 

A, Kreispülfstafferehnungen. 

Die Rechnungen über die Kreispülfstaffe, und zwar 

a) jene für das Fahr 18’%,, mit einer Einnahme von 5269 fl. 26 fr. Ipf., . 
mit einee Ausgabe von 4538 fl. 4 fr, mit einem Aftivrefte von 731 fl. 22 kr. 
3 pf., dann einem Bermögensftande von 19,425 fl. 7%, ir. 

b) jene für das Jahr 18’%, mit einer Eimahme von 4594 fl. 16 fr. 
1%, pf., mit einer Ausgabe von 3484 fl. 14 kr., mit einem Aktiorefte von 
110. 2Pr. 1% pf, dann einem Bermögensftande von 24,754 fl. 11.37, pf. 
hat der Yandrath, mit Anerkennung der wohlthätigen Wirkungen diefer Anftalt, 
fowie der verdienfilichen und uneigennügigen Bemühungen des Renbanten 
v. Rogifter richtig befunden, 

Die Rechnungsergebniffe find ſohin in die nächſte Rechnung überzutragen. 

Unfere Reglerung der Pfalz wird nicht unterlaffen, pie bisher ſchon nicht 
ohne Erfolg gebliebenen Aufforderungen zu freiwilligen Beiträgen für Ber- 
größerung des Hülfsfondes von Zeit zu Zeit in geeigneter Weife zu erneuern. 

B. Rebhnungen Über die Kreisfonde. 

Ebeuſo wurden die Rechnungen über bie Kreisfonde (allgemeine Berwal- 
tungerechnungen) fammt den Nebenrehnungen über die Baumfchule zu Speyer, 
die allgemeine Armen- und ER zu Frankenthal, dann das — 
und war: 

1. jene für 18°%, mit einer — von 563,476 fl. 55 fr. 3 pf., mit 
mit einer Ausgabe von 505,198 fl. 30 kr., mit einem Altiorefie von 58,278 f. 
56.3 yf. 

2. jene für 18°%,, mit einer Einnahme von 603,483 fl. 14 tr, 2 pf., mit 
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” einer Ausgabe von 535,276: fl. 47. fr, 4 pf und mit einem: Aktivrefte.. von 
68,206 fl. 27 fr. 1pf. vom Landrathe als rühtig anerkannt, und: ed’find daher 
auch. diefe Ergebniffe in-die Rechnung. des nächſten Jahres überzutragen. 

Auf die bei Prüfung. diefer Rechnungen geäußerten Beinertunge und 
Wünſche eröffnen Wir, was folgt: 

1. Die Lieferungen von Eonfumtibilien, rohen Stoffen u. f. w. für die 
allgemeine Armen» und Srrenanftalt follen künftig in kleineren Looſen ber 
Berfteigerung an den Wenigftnehmenden, welche überhaupt bei Anfıhaffungen 
der Anflaltsbedürfniffe die, Regel bildet, ausgefegt werben. ‘ 

2. Hinfihtlich der Förmlichkeit der Nachiveife über die an arbeitende Pflez— 
linge verabreichten Öratififationen wollen Wir die Erinnerung des Landratdes 
beachtet wiſſen. 

3. Die Einfiht der Anträge und Erinnerungen der zur Beauffichtigung 
der allgemeinen Armenanftalt beftehenten Kommiffion, welche dem Yandratbe 
auf Begehren fogleih offen geftanden wäre, wird künftig bei jebedmaliger 
Rechnungsvorlage erfolgen. 

4. Bezüglich der an die Poligeilommiffäre zu Neuftabt und Pirmaſens 
bezahlten Gehaltsbeträge verweifen Wir auf. Unſere in den: Landrathsabſchie 
den vom 31. Jänner und 2, November 1835 Abth. A. I. B. $. 1 und resp. 
$. 5 eröffneten Befchlüffe.: 

5. Die nur in der Eigenfchaft einer Suftentation für 18’%, — 18’%. 
erfolgte Ausgabe au den aus dem Kreisfonde befoldet gewefenen Lehrer Horn 
eignet fich ihrer Natur nach, nicht zur Verrechnung anf Gentralfonds. 

‘6. Bir. haben für die anderweite Verwendung des, wegen Krankheit mo- 
mentan. beurfaubten Profeffior Gerhard bereits Fürforge getroffen. Webrigens 
Heat es außer der Zuftändigfeit, des Landrathes, bie Frage zu entſcheiden, or 
ein erkrankter Angeftellter zu. beurlauben oder zu quiesziren fep. 

7. Für Rüderftattung des auf Amtsfiegel der Polizeitommifläre verandgabien 
Betrags von 65 fl. an den Kreisfond aus den Mitteln’ ver betreffenden Ge 
meinden wird Unfere Regierung, Kammer des Innern, Sorge tragen. 

8..Die wiederholte Bemerkung wegen Anfrechnung der Diäten, des Bauper- 
ſonals für Pefihtigung der Forftgebäude hat ſchon im Landrathsabſchiede vom 
31. Januar 1835 (Reggsbl. ©. 249) ihre Belcheidung gefunden. 

9. Die Frage wegen Uebernahme der in der KL. Finanzperiode auf Kreid- 
fonds berrechneten, in Folge des Gefeßes vom 29, Nivose XIII. (19, Januar 
1805) geleifteten Unterflüßungen auf bie Staaisfaffe werden Wir mäherr 
Erörterung unterftellen laſſen und. hienach das Geeignete verfügen. 

10. Hinfihtlih des ange'procdenen Erfaßes der für Truppenverpflegung, 
Fourage- und. Borfpanustoften verausgabten 2440 fi. 13 Fr. verweifen Wir 
auf Unſere Erklärung im Landrathésabſchiede vom 2. Revender 1835 
(Reggsbl. ©. 1206). 

14; Da; die Bifitationen: der Studienanftalten,im Intereſſe des — 
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bezirkes ſtatt finden, fo fönnen die dadurch a open“ — nur. den 
Lreisſchulfonds zugerechnet werden. 24 

Uebrigens wollen Wir die Abordnungen von Miniſterialtommiffaren 
künftig auf die Abſolutorialprüfungen an den Gpmnaſien und techniſchen Lehr⸗ 
anfalten, dann auf ganz befondere, Uns jederzeit — Kälte, nn 
wiflen. 

Auf Erhöhung — Biftaionsgebäßr ber DiReitergutinfpetioren. — 
nicht eingegangen werden. 

12. Die Vertheilung der Stipendien iſt bieher ſchon ausſqliehlich nach dem 
Maaßſtabe der Würdigkeit, ohne Bevorzugung einzelner Orte bemeffen worden. 

13. Auf den erneuerten Anfpruch des Kreisfonds bezüglich; ver Steueraus- 
fände aus der II. Finanzperiode können Wir ben Landrath lediglich auf die 
deßhalb bereits im Landrathsabfchiede vom 1. Mai 1933 (Reggsbl. S, 695) 
erteilte Entfchliegung mit dem Bemerfen hinweifen, daß ed. hiebei fein Ber- 
bleiben babe, um fo mehr, als der in Bezug genommene Beſchluß der Kammer 
der Abgeordneten von Uns im Landtagsabfchiede nicht genehmigt worden ifl. 

14. Die. abermals wiederholte Reklamation ‚wegen Befleuerung der Staatd- 
waldungen veranlaßt Uns auf den hierüber im Landrathsabſchiede vom 28. 
Februar 1834 enthaltenen Beſchluß ebenfalls wiederholt Bezug zu nehmen. 

C. Rehnungen der Kreis» und Bezirkskriegsfonds. 

1. Die Kreiskriegofondrechnung für 18°, mit einer Einnahme von 12,714 fl. 
5 fr., mit einer Ausgabe von 13014 fl. 49. fr. 2 pf. und. einem Paſſivreſte 
von 300 fl. 44 Er. 2 pf. 7 | 

2. dann bie Bezirköfriegsfondsrechnungen und war: a) jene für 18'%, 
mit einer fich ausgleichenden Einnahme und Ausgabe von 558 fl. 31% Er 
b) jene für 18°%, mit einer fih ausgleichenden Einnahme, und Ausgabe von 
188 fl. 47 fr. wurden von dem Landrathe richtig befunden. Das Ergebniß der 
Kreiskriegsfondsrechnung für 18°%, ift ſohin in die nächſte Rechnung über- 
jutragen. 

Was die von dem Landrathe beantragte Bergütung der aus dem areis⸗ 
kriegsfonde beftrittenen Zuſchüſſe zu den Militärverpflegunge- und Vorſpanns⸗ 
loſten durch das Finanzärar anbelangt, fo hat dieſer Gegenſtand in Unſerem 
vorhin B. 11. angeführten Beſchluſſe ſeine Erledigung gefunden. 

D. Rechnungen über bie Fonde für, Oemeindezwere, 

Die Rechnung für 18°’%,. mit einer Einnahme.von 51,611, fl.,9 kr..1,. Pf, 
mit einer Ausgabe von 28651 fl. Sfr. und. einem Aftivrefte von 22960 fl., 1 Fr. 
1 pf., fowie jene für 18°%, mit einer Einnahme von 51,733 fl., 48 Er. 1 pf., 
mit einer Ausgabe von 44,985 fl. 27 fr., dann einem, Aktivrefte von 6748 fl. 
21 fr. 1 pf. wurden. vom Landrathe gleichfalls als richtig anerkannt. —* Re⸗ 
ſultate find demnach in die nächſte Rechnung überzutragen. 

IH. Steuerprinzipale für die Jahre 1853 und 1858. 
Das Pringipale ber fämmtlichen ‚birelten Steuern: des Regierungsébezirkes 
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Pfalz, nach Einrehnung von 36,000 fl. Steuerprinzipale der Staatsforken, 
berechnet fi für 18°%, und resp. 18°’%,,, vorbehaltlich der aus den Finan- 
rechnungen von 18°’%, und beziefungsweife 18’, etwa herborgehenben Ab- 
und Zugänge, auf 820,192 fl. 9 fr., fohim ein Steuerprogent auf 8202 fl. 

Sn Anfehung der Zagdfteuer verweifen Wir den Landrath auf das Grund- 
fleuergefeb vom 15. Auguft 1828 und Unfern motivirten VDefhlug im Land» 
rathsabſchiede vom 28. Rovember 1836 (Reggsbl. ©. 950). 

Bas die Bezeichnung der Grundflüde in den Steuerlataflern bezüglich auf 
die bisherigen Sektionsbücher betrifft, fo werden Wir, fobald die eingeleitete 
Inſtruktion bes Gegenftandes gefchlofien ſeyn wird, das Geeignete verfügen. 

II. Beftimmung der Kreisaudgaben für 1853 und resp. 185}. 

Dem von dem Landrathe geprüften Boranfchlage der im Jahre 18°, 
und resp. 18°’%, aus Kreisfonden zu beftreitenden Berwaltungsausgaben er- 
tpeilen Wir Unfere Genehmigung nach folgenden Anfäßen. 

A. Ausgaben für nothwendige, gefeklih auf bie Kreisfonde 
bingewiefene Zwede, und zwar: 

Kap. J. Nichtwerthe an Grund⸗, Perfonal-, Mobiliar», Tpür- und Fen⸗ 
fler-, dann Gewerbfteuer 4654 fl. Summe per se. 

Rap. I. Etat des Minifteriums der Juſtiz. 

$. 1. Appellationsgericht 31,81 fl. 12 ir. $. 2. Bezirksgerichte 30002 fi. 
45 fr. $. 3, Sriedensgerichte 37,463 fl. 12 Fr. F. 4. Ständige Bauausgaben 
61 fl. 30 fr. Summe des Kap. II. 98,808 fl. 39 fr. 

Rap. II. Etat des Minifteriums des Innern. 
Landkommiſſariate. 

$. 1. Beſoldung 26,908 fl. $. 2. Regie 21,138 fl. 30 kr. Summe des 
Kap. III. 48,046 fl. 30 fr. 

Kap, IV. Etat der Staatsanftalten. 
A. Erziehung und Bildung. 

$. 4. Studienanftalten 50,289 fl. 34 Tr. $. 2. Schullehrerfeminarien 
9089 fl. $. 3. Zeutfihe Schulen 44,103 fl. 50 fr. $. 4. Stipendien für Stw 
dirende an Univerfitäten 2600 fl. $. 5, Beiträge zur Erziehung der Eöpne 
von Familien mit 7 Kindern 2500 fl. Summe ad A. 108,582 fl. 24 fr. 

B. Gefundpeit. , 

$. 1. Kantonsphyfifate 15,764 fl. 6. 2. Funktionsbezüge der Tpierärte 
2400 fl. $. 3. Hebammenunterricht 300 fl. $. 4. Epidemien und befondere 
Medizinaltoflen 800 fl. Summe ad B. 19,264 fl. 

c. Wohlthatigkeit. 

$. 1. Allgemeine Armen» und Srrenanftalt in Frankenthal 44,500 f. 
$. 2. Almofen 2000 fl. $. 3. Findel- und verlaffene Kinder 8502 fl. Summ: 
ad C. 55,002 fl. 

D. Sicherheit. 
Belofnung für erlegte Thiere 150 fl. Summe ad D. per so. 
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"; +B, Induſtrie und Kultur. 

$. 1. Rreistanbwirthfepafte. und: Gewerbfchule in Kaiſerslautern 5000 A. 
$. 2. Beitrag zur Gefütsanfalt in Zweibrüden 7000 fl. $. 3: Obſtbaum⸗ 
ſchule in Speyer 600 fl. Summe ad E. 12,600 fl. 

F. Straßen», Brüden- und Dammbauten, 

$. 1. Adminiftration 12,696 fl. 30 fr. $. 2. Unterfaltungsetat der Stra- 
fen und Brüden, einfchließlih ber Erhöhung für den Unterhalt der in’ ber 
IN. Finanzperiode nen zugegangenen Straßenfireden 92,568 fl. $. 3. Bezirks- 
wege 000 fl. $.4. Rhpeindammbauten 11,279 fl. Summe ad F. 120,543 fl 30 Er. 

Hiezu die Summe ad E. 12,600 fl., ad D. 150fl., ad C. 55,002 fl., ad B. 
19,264 fl., ad A. 108,582 fl. 24 fr. Summe bes Kap. IV. 316,141 fl. 54 fr. 

Rap. V. Yandbauten, 

— 3900 fl. mit Bezug auf As V. des gegenwärtigen: Abſchie⸗ 

bed. Summe bes Kap. V. per se. 
Kap. VI. Koften des Landraths. 

$. 1. Regie des Landrathes 550 ft’ $.2. Diäten und Reifeloften. 1100 fl. 
Summe bes Kap. VI. 1650 fl. 

Ray. VII. Marfih- und Berpflegungstoften inländifcher Truppen 2500 fl. 
Summe bes Kap. VIL: per se. 

‚ Kap. VII. Allgemeiner Refervefond für Ausgaben auf nothwendige Zwecke 
766 fl. 5% Er, Summe des Kap, VI. per se. 
Biederhpolung. 


L Rap. Nichtwerthe 4654 fil. — Fe 
U. Kap. Etat des Minifteriums der Zuſtiz - 08,608 fl. 39 Er. 
III. Rap. Etat. des Minifteriums des Innern 48,046 fl. 30 Er. 
IV. Rap. Etat der Staatsanfalten 316,441 fl. 54 Er. 
V. Kap. Landbauten 3900 fl. — Mr. 
Vi. Rap, Koften des Landraths 1650 fl. — kr. 
VIE. Rap. March» und Berpflegstoften inlänbifcher 
Zruppen 30 f. — Er 
VIUH. Kap. Allgemeiner Refervefond für. Ausgaben 43 
auf nothwendige Zwede 766 fl. 5%, fr. 
Gefammtfumme der Ausgaben auf nothwendige Ziwede 476,467 fl. 8/, fr 


B. Ausgaben für fakultative Zwede 
Kap. J. Auf laufende Einnahmen. 
$. 1. Für 2 Sreipläße in der TaubflummensInterrichtsanftalt dn München 
350 fl. $. 2. Für den Unterricht in der Seidenzucht 250 fl. $. 3. Kür Rekti⸗ 
filation des Schwarzbach, Hornbach, Erbach und der Blies 800 fl. 9.4, Re⸗ 
ſervefonds 5170 fl., insbefondere für nachfolgende, vorerft vorſchußweiſe zu 
befireitende Meprbeträge geſetzlich nothwendiger Ausgaben a) für die Land» 
wirthſchafts und Gewerbſchulen zu Speyer, Zweibrüden und Landbau 3310 fl., 
b) für Prämien für Has Lanbgeftüt 1500 fl., c) Diäten der Prüfungstonmmif- 


— 
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färe 200 fl., zufammen 5010.f. Summe des Kap. I. 13,670 fl. 
Kap. II. Auf Erübrigungen, beziehungsweiſe auf eingehende Allivausſtände 
und nachträgliche Einnahmen. aus ber IL und EI. Finanzperiode: 
1. Berwendung für.18°’7%,. 
$. 1. Rektifitation des Schwarzbach, Hornbach, Erbach und ber Blies 
5000 fl.: $..2. Rüdftand. der Baukoſten des neuen Gewächshauſes der Baum- 
ſchule zu Speyer 1114 fl. 9: fr. $. 3. Herflellung einer Schwimmſchule zu 
Speyer 300. fl. .$. 4. Zufhüfle zur Erbauung und Unterhaltung von Bezirke 
fraßen 12,550 fl. Zufammen 18,964. fl. 9 Er. 
2. Verwendung für 18°’%,. 
$. 1. Rektififation des Schwarzbach, Hornbach, Erbach und der,Bfiee 
5000 fl. Zufhüfle zu Erbauung und Erhaltung von Bezirköftrafien 10,750 fl. 
Zufammen 15,750 fl. 
3. Gemeinfhaftlicher Reſervefond für i8 .. und 18’%, 33,492 fl. 18% k 


Summa des Kap. IL ' 68,206 fl. 
Hiezu die Summe bes Kap. I. 13,670 fl. 
Summe der Ausgaben für fakultative Zwecke 81,876 fl. * 


IV. Beſtimmung der Deckungsmittel. 

Zur Dedung des hiernach ſich ergebenden Bedarfes find ſotgende Mittel 
gegeben, und zwar: 

A. bei den Ausgaben für nothwendige Zwede: 

1. die durchlaufende Einnahme für Dienſtwohnungen und Bi er 
ſchlaͤge 350 fl. 

2. Der Nettoaverfalzufhuß der Staatsfaffe für die unter Kap. W. A. 6.5 
und Kap. VI. $. 2 obenbezeichneten nothivenbigen Zwecke 3600 fl. 

3. das Surrogat bes Nettobetrags ber halben Thür- und Fenflerfieuer 
15,390 fl. 10% Er. 

4. der befondere NMettoaverfalzufhuß der Staatskaſſe in zelge bes Kap. IV 
F. $. 2 erwähnten Zugangs an Straßenunterhaltungstoften 8175 fl. 

5. Befondere Einnahmen aus Gemeinde» und Stiftungsmitteln, dem An- 
tpeile an Polizeiftrafen und dem Ertrage der Rheindammgräfereien zufammen 
18,451 fl. 

: 6. eine Kreisumlage von-52% pY%, im Nettobeirage zu 430,600 fl. 58 h- 
deren Erhebung Wir hiemit anorbnen. , Summe ad A. 476,467 fl. 8%, k. 
B. Bei den: Ausgaben für falultative Zwede: 

1. der Rechnungsaktivreſt von 18’%, mit 68,206 fl. 27%, :k, 

. 2% zur Deduug des Reſtes genehmigen Wir eine Kreisumlage von 1%, p%, 
des Steuerprinzipale im Nettvertrage zu 13,670. fl. Summe ad B. 81,876 fl. 27%, k. 

Außer den hier aufgeführten Ausgaben und Dedungsmitteln kommen auf 
Rreisfonbs noch 1770 fl; für Unterhaltung. der Lanbbauten in ber Pfalz, zur 
Berwenbung und Verrechnung, welche dieſem Regierungsbezirke an der, durch 
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das Binanggefeß vom 17. November 1837 $. 6 lit..1. aus den Erübrigungen 
der IE. Finanzperiode beſtimmten Averfalfumme für Ausbefferung des baulichen 
Zufandes von- Stantsgebäuden zugetheilt werben find, 

Wir bemerken dabei, daß bie im Etat für Landbauunterhaltung vorge» 
fehenen 3900 fl. nicht für ſämmtliche, bis zum -Schluffe der IL. Finanzperiode 
auf Staats» und Kreisfonds unterhaltenen Gebäude, fondern ausfchließend nur 
für jene Staatsgebäude beſtimmt find, welche in ber III. Finanzperiode aus 
vem Eentralfonde für Landbauten unterhalten und in Folge des Ausſcheidungs- 
geſehes vom 17. November 1837 auf die Kreisfonds mit der eutfprerhenden 
Dotation von 3900. fl. überwiefen worden find; daß ſonach 

a) jene Gebäude, welche bis zum Schluffe der III. Finanzperiode ſchon 
aus dem Kreisfonde und zwar auf Rechnung der Etatspofition der betreffenden 
Bepörden und Anflalten unterhalten wurden, auch während der IV. Finanz⸗ 
periode aus diefer Etatspofition zu unterhalten find; dann daß 

b) die Unterhaltungstoften der Gefängniffe und des Kreisarchivs in Speyer 
aus derjenigen Etatspofition befiritien werben- müffen, aus welcher ei Ges 
bäude während der III. Finanzperiode unterhalten wurden. 


Auf die bei Prüfung des Boranfchlages der Kreisausgaben erfolgten 
Ienferungen und — des et ertheilen Wir N Ent« 
föließungen ; 

1. Der beantragten Erhöhung der Poſition für Nichtwerihe an Steuern und 
für die hieher gehörigen Unterſtützungen haben Wir bei mangelnder Nach« 
weifung verfügbarer Dedungsmittel nicht att zu geben vermodt. Dagegen 
haben Wir die Pofitiom für die allgemeine Armenanftalt zu Frankenthal in 
Rüdfiht auf den unabweislichen Mehrbedarf um 2000 fl. erhöhen laſſen. 

2. Die Pofition für Regie der Landlommiffariate ift firenge nad: dem 
Bevarfe bemefien. Es kann daher hieraus für Gratififationen eine beflimmte 
Summe um fo minder ausgefeßt werden,. ald die Bewilligung von Gratifika⸗ 
tionen auf beſtimmte Ausnapmsfälle befchränkt iſt. | | 

3. Bezüglich einer anderweiten Regulirung der Lehrergehalte an der Tatei- 
niſchen Schule zu Zweibrüden, bleibt bie Entſchlleßung auf nähere Verichts⸗ 
eattung Unferer Kreisregierung vorbehalten. 

4. Da der wegen feines Alters nicht mehr verwendbare Lehrer Wolf zn 
Grünſtadt nach der Natur feiner Anftellung nur eine Alimentation bezieht, fo 
liegt dem Staatsärar, auch abgefehen von andern Gründen, eine Verpflichtung 
jur Uebernahme nicht ob, | 

5, Die Leiftung eines weitern Beltrags der Stadt Eufel für die dortige 
lateiniſche Schule erfepeint bei ben beſchränkten Mitteln biefer Gemeinde un⸗ 
thunlich. 

6. In Rückſicht auf die von dem Landrathe beantragte Anftellung eines 
drliten Lehrers an ber Tateinifchen Schule zu Pirmafens, und eines zweiten 
kehrers an jener zu Edenkoben mit je 450 #., zuſammen mit 900 fl, haben 
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Wir die Etatspofition für -Studienanflalten um biefen Betrag eventuell er- 
höhen laſſen; über die Anfiellung ſelbſt hat Unfere Kreisregierung vorerft 
noch motivirten Bericht zu erflaiten, worauf weitere Entfchließung deßfalls er⸗ 
folgen wird. | 

7. Zür dem Unterricht .in Realgegenftänden an den lateiniſchen Schulen 
jener Orte, in welchen ſich feine Gewerbſchule befindet, ift bereits zureicende 
Fürforge getroffen. 

8. Die Entrichtung. eines Klaſſengeldes für den Befuch der lateiniſchen 
Schulen findet fihon jet nad ben Anträgen der Ortsbehörden in dem Maafe 
ftatt, als die betreffenden Gemeinden dasfelbe nicht aus eigenen Mitteln zu 
furrogixen vermögen, ober bie Bermögensverhältnifie ber Bewohner entgegen 
ſtehen. 

9. Da der von dem Landrathe bezüglich der Gehaltsbezüge ber Schulleh⸗ 
zer und Gehülfen und der angeblih willtührlihen Bewilligung von Alimen 
tationsbeiträgen geſtellte Antrag auf irrigen Borausfeßungen beruht, fo hat 
Unfere Kreisregierung. demfelben bei feiner nächſten Berfammlung barüber 
nähere Aufflärung zu geben. 

10. Der Behauptung, daß der Regierungsbezirk noch viele Gemeinden 
zähle, welche zur gehörigen Dotation ihrer Schulen bei Weiten das nicht lei» 
fien, was fie leiften könnten, vermögen Wir, im Hinblide auf bie entgegen 
ftebenden beftimmten Angaben der Behörden, fowie auf die offenkundigen Lel- 
flungen, womit die Gemeinden der Pfalz für ihr Schulweſen flets rühmlich 
gewirkt haben, vorerft und bis auf nähere Nachweifungen Feine Folge zu geben. 


11. Die Aufhebung des Schulgelves iſt, wo immer die Kräfte ber Gr 
meinden es irgend geflatten, bisher ſchon Gegenftand unausgeſetzter Fürforge 
gewefen. 

12. Die Beantragung von Gehaltserhöhungen für einzelne Lehrer Tiegt 
außer der gefeblichen Zuftändigfeit des Landrathes. 


13, Die ohne Zweifel wohlgemeinten Gründe, aus welchen der Landrat 
bie Beibehaltung eines gemeinfhaftlihen Schullehrerfeminars für den pfälzi- 
fhen Kreis beantragen zu follen geglaubt hat, haben Uns nicht beftimmen 
können, von Unferen bereits früher gefaßten Beſchlüſſen wieder abzugeben, 
nachdem folhe gemeinſchaftliche Schullehrerfeminarien nicht Toleranz, fondern 
den nur allzupäufig mit diefem Namen befchönigten religiöfen Indifferentismns 
au fördern geeignet find, und die FTonfeffionelle Trennung bdiefer Seminaren 
in den diesfeitsrpeinifchen Regierungsbezirten längſt beftept. 

Bir haben daher zum gleihmäßigen Vollzuge dieſer Trennung in dem 
pfälzifchen Regierungsbezirfe unterm 24. Auguſt d. 9. die geeigneten Bei 
fungen durch Unfer Minifterium des Innern ergehen laſſen. 


14, Bir haben mit Rüdblid auf Unfere Berorbnung vom 10, Mai d. 3. 
die Univerfitätsftubien und insbefondere das Studium der allgemeinen Wiflen- 
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khaften betr, bezüglich der Errichtung eines Lyceums in dem pfälzifchen Kreife 
bereitö die entfprechenden Einleitungen angeorbnet. 

15. Der für Straßenunterhalt genehmigte Betrag von 92,568 fl. entfpricht 
genau dem Berhältnifie des von dem Landratpe felbft unterftellten Rechnungs» 
durchſchnittes von 760 fl. 24 Fr. für die Straßenflunde und der Gefammtftun- 
denzapl der in ber Pfalz beſtehenden Staatsftraßen, welde ſich nicht auf 125% 
fondern auf 121% berechnet, 

16. Da das Ausfcheidungsgefeg vom 17. November 1837 Art. LD. 5, 
den Unterhalt der Bezirföwegbauten in der Pfalz nur in iprem bisherigen 
Naaße den gefehlich nothwendigen Kreislaſten beizäpft, während ber LIT. Finanz« 
periode aber, hiefür nur eine zunächſt für Kunflarbeiten beftimmte jährliche Zur 
ſchußſumme von 4000 fl. etatsmäßig beftanden hat, fo kann auf eine Erhöhung 
der betreffenden Pofition aus den Kreisfonds für geſetzlich nothwendige Zwede 
oder aus Centralfonds nicht eingegangen, vielmehr für dieſen Zweck — wenn 
au vorerſt nur vorſchußweiſe — Tediglich aus ben für den Bau der Bezirke» 
wege in der Abtheilung der fakultativen Fonde beſtimmten Pofitionen in fofern 
Fürforge gettoffen werden, als es fih um ———— des zunachſt unter⸗ 
haltspflichtigen Baubezirkes handelt. 


17. Den Antrag auf Abänderung des Gefeßes vom 29 Nivose XIII. (19. 
Jannar 1805) im legislativen Wege werden Wir in Erwägung nehmen. 


18, Die Auflöfung der Kreisbaumfchule zu Speyer würde dem Re— 
gierungsbezirfe eine felbft bei der allgemeinen Herftellung von Gemeindebaums 
ſchulen noch immer fehr nüßliche Anftalt entziehen, und bie für ihre Begrün- 
dung und Ausftattung in früheren Jahren gebrachten namhaften Opfer großen- 
theils zwecklos machen, 

Unfere Kreigregierung wird dem Landrathe bel feiner nächften Berfamm- 
lung über Zweck und Einrichtung diefer Anlage als künftiger Mufler- und 
Nutterfepule nähere Erläuterungen mittheilen. 


19, Da die Sonde für gefeglich nothiwendige Ausgaben Feine Dedung für 
den Mehrbedarf der Gewerbfihulen in Speyer, Zweibrüden und Landau, dann 
fir Prämien bei dem Landgeflüte und für die Diäten der Prüfungstommiffäre 
darbieten, diefe Ausgaben aber gleihwohl unabweisbar erfcheinen, fo ermäch⸗ 
tigen Wir Unfere Kreisregierung bie bezüglichen Beträge (TIL. B. I. $. 4) 
infammen mit 5010 fl. aus dem Refervefond der Laufenden Einnahmen für 
fakultative Zwecke einftweilen vorſchußweiſe zu beftreiten, bis über deren Rücker⸗ 
fattung aus den Kreisfonds für nothwendige Zwede und die befinitive Ber- 
tehnung bei der nächften Landrathsſitzung weitere Verhandlung erfolgen kann. 


20, Die Arbeiten zur Rektifitation des Schwarzbach, des Hornbach, bes 
Erbad und der Blies, worüber Unferer Regierung der Pfalz demnächft die 
näheren Weifungen zugehen werden, follen nunmehr opne längeren Aufſchub 
iur Ausführung gebracht, und unter ber befonderen Leitung der Bauinfpektion 
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Zweibrücken, ſowie unter forgfältiger Beauffichtigung der Kreisbaubehörde auf 
alle Weiſe gefördert werden. 

21. Bei Verwendung der für Erbauung von Bezirksſtraßen von Uns be- 
willigten Zufchüffe aus den Erübrigungen der TIL Finanzperiode wird Unfere 
Regierung der Pfalz die Anträge des Landrathes mit Rückſicht auf die Mittel 
der lonkurrenzpflichtigen Genteinden geeignet berüdfichtigen. - 

VI. Boranfchläge der Straßenneubauten, 

Da e8 fich bei den auf den Straßen von Yandau nach Dürfheim und von 
Speyer nach Lauterburg herzuflellenden Durchläſſen, beziehungsweife Brüden 
nur von Erneuerung bereits beflehender, aber ruinos gewordener Bauten, nicht 
aber von neu zugehenden Bauobjekten handelt, fo findet: der von dem Land- 
rathe in Bezug genommene Art. II. A. 7 bes Ausfcheidungsgefeßes hier feine 
Anwendung. 

Wohl aber eignet ſich, nach der richtigen Bemerkung des Landrathes, der 
Koftenbedarf für die, auf den Straßen von Mannheim nach Kaiferslautern 
und von Mannheim nach Mainz Herzuftellenden Stügmauern und. Schußgelän- 
der, zuſammen im Betrage von 771 fl. 12 fr., zemäß der angeführten Gr 
feßesftelle zur Uebernahme auf Eentralfondg, 

Die hienach zu berichtigenden, Boranfchläge der Straßenneubauten find 
nunmehr, ben beflehenden Etats- und Kompetenzbefimmungen gemäß, zu 
vollziehen, 

Vebrigeng werden Wir die bei Prüfung derfelben geäußerten Wünſche des 
Landrathes bei Entwerfung der fünftigen Jahresetats der näheren Würbigung 
unterziehen Taffen. | | 

Vu. Wünſche und Anträge, 

Auf die in dem befonderen Protokolle vorgetragenen Bemerkungen und 
Wünfche befcpliegen Wir, was folgt: 

1. Hinfichtlich der wiederholt in Anregung gebrachten Vermehrung der Au— 
zahl der Holzhöfe weifen Wir den Landrath lediglich auf den Landrathsab⸗ 
fhied vom Jahre 1832 (Neggbl. S. 986 ad V. 7) fin, 

Stock- und Lefeholz wird ſchon längſt der ärmeren Klaffe Unferer Un— 
terthanen in ausgedehnten Maaße überlaſſen. 

Auch haben Wir bereits bezüglich der Brennpolgpreife die geeigneten 
Maaßregeln angeoronet. 

2, Bezüglich ded Antrages auf Enthebung bed Oberappellationggerichtes 
von den Funktionen eines Kaffationd- und Nevifionshofes für die Pfalz und 
auf Nebertragung bdesfelben an das Appellationsgericht zu Zweibrüden mit 
entfprechender Einrichtung und Bermehrung des Perfonalftatus, verweifen Bir 
auf Unfere Erflärung im Landrathsabſchiede vom 31. Jänner 1835 VE. A 6. 

3. Die Verhandlungen wegen Herſtellung einer Schiffbrücke über den Rhein 
bei Wörth und einer Rkamaen Brüde bei ‚Speyer, ‚werben Unferer Zürforge 
nicht entgehen. | 
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4, Bei den Anordnungen wegen bes Beſuches der Univerfität Utrecht durch 
die mit Stipendien verfehenen proteſtantiſchen Theologie⸗Studirenden ber Pfalz 
waren Wir bedacht, ‚die Anforderungen, welche ein -wohlgeleiteter Gang bes 
theologiſchen Studiums und eine tüchtige Vorbereitung für den Dienſt ver 
proteftantifchen Kirche in Bayern unerläßlich machen, mit jenen: Rüdfihten zu 
vereinbaren, die den Berhältniffen der, zum Genuffe jener Stipendien ſtiftungs⸗ 
gemäß berufenen Sünglinge billigerweife gebühren, und die Wir in einzefnen 
befonderen Fällen noch in größerem Maaße zu gewähren, Uns vorbehalten haben. 

5. Wir haben bereits die Erbauung eines neuen, vollkommen zweckmäßi⸗ 
gen Gebäudes für.das Bezirksgefängniß in Zweibrüden, fammt einer für den 
Simultangebrauh der Katholifen und Proteſtanten einzurichtenden Kapelle 
angeorbnet und werben nach Feflftelung des Planes bie Bauführung möglich 
befepleunigen Iaffen, h) 

In dem Ausdrucke innigen Dankes, welden. der Landraih des pfatziſchen 
Kreiſes für die Wiederherſtellung der alten Landeobenennung Uns dargebracht, 
haben Bir mit freudigem Wohlgefallen jene Gefinnungen wieder erkannt, 
welhe feit einer Reihe von Jahrhunderten das Erbgut auch des alten Stamm- 
landes der Pfalz geweſen find, und von welchen Wir dei Unferer jüngften 
Anwefenheit in dem Kreife neue, Unferem Herzen theure Beweiſe — 
haben. 

Indem Wir dem Lanbrathe hierüber fowohl, als auch bezüglich * d⸗ 
thaͤtigten regen Berufseifers Infere Anerkennung gerne ausſprechen, entgeg⸗ 
nen Wir ſeine Aeußerungen treuer Unterthanenliebe mit der — 
Unferer landesväterlichen Huld und Gnade. 


$. 133. Landratheabfchied für 1835, vom 8. Juli 1839, Amiobl. 
M 36, p. 309. 


Rudwi 4, 8 

Bir haben Uns über bie von dem Landrathe der Pfalz in um Situngen 
vom 29, April bis 11. Mai d. 3. gepflogenen Verhandlungen Borirag .er- 
Ratten laſſen, und ertheilen hierauf, nad — un eres ‚Staatd- 
tathes, folgende Entſchließungen. 

1. rechnung über die Fonde der Kreisanftaften und. über. die Sin 

nahmen und Ausgaben auf Kreislaften für das Jahr 1853. 

A. Rreispülfstafferehnung. - © — 

Die Rechnung über die Kreispülfstäffe. für das Jahr 187, > Ben einer 
Einnahme: van ’3896 fl. 37 ir; 3%, pfirımiit einer Ausgabe von’ 3918 MiN3T tr. 
of, einfchlüffig der Ausftände zu 585 fl. 32 fr, Y,-HPfldind mit einem Paf- 
ſoreſte, beziehungsweiſe Borfchuffe des Rechners bon 16 fl. 59 fr) pf. dann 
nit einem Vermögensſtande von. 24,676 .fl.!1-fr; wurde vom Landrathe mit 
wiederholter Anerkennung ber uneigennßtgen a. bes en son 
Rogifter richtig befunden. 


br. —V ber Berfaffung uc. 20 
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Das Rechnungsergebniß if fopin in die nächſte Rechnung überzutragen, 
B. Rechnungen über die Kreisfonds. 

Eben fo ift die Rechnung über die Kreisfonde. (Allgemeine Berwaltungs- 
rechnung) fammt den Nebenrechnungen über die allgemeine Armen- und Irren- 
anſtalt zu Frankenthal, über das Yandgeflüt zu Zweibrüden und bie Baum 
fohule zu Speyer, vom-Landrathe unter anerfennender Erwähnung der treuen 
und forgfältigen Pflichterfüllung ber Vorſtände der allgemeinen Armenanfalt 
mit folgenden Ergebniffen als richtig anerfannt worden : 

a) Sonde für nothwendige Zwede: Einnahme 481,069 fl. 53 fr, 2 pf, 
Ausgabe 466,449 fl. 14 fr. 3 pf,, Aktivreſt 14,620 fl. 38 fr. 3 pf. 

b) Sonde für fakultative Zwecke: Einnahme 68,206 fl. 27 fr. 1 pf., Aus 
gabe 12,408 fl. 25 fr., Altivreſt 55,798 fl. 2 fr. 1 pf., unb nach Abzug be 
Haffivreftes aus dem Beftande der III. Finanzperiode zu 2112 fl. 17 ir, 

Summe 53,685 fl. 45 fr. 1 pf. 

Die nahträgliche Berausgabung und Berrechnung ber für 18?%, bei dem 
Rechnungsſchluß noch rückſtändigen Zahlungen, im Belrag von 5054 fl. 20 f, 
bei dem Sonde für notwendige Zwecke, und von 20065 fl. 44 fr. bei jenem 
für fafultative Zwede, fowie die nachträgliche Verrechnung der erft im Jahre 
18’%, in Erhebung gefeßten Kreisumlage für fakultative Zwede, im Betrage 
mit 13,670 fl. bleibt vorbehalten, und es find diefe Rechnungsergebniſſe in bie 
Rechnung des nädhften Jahres gehörig überzutragen. 

Auf die bei Prüfung diefer Rechnungen Heäußerten Bemerkungen und 
Wünſche erwiedern Wir: | 

1. Die dem Oberauffeher Müller an der allgemeinen Armen⸗ uub Irren⸗ 
anftalt zu Frankenthal nnter dem 12. März 1837 bewilfigten jährlichen 100 fl. 
find eine bloße Suftentation eines außer Thätigfeit getretenen, nicht pragme- 
tifhen Dieners, fohin zur Uebernahme auf Staatsfonds, dem Ausfcheidungs 
gefeße vom 17. November 1837 gemäß, nicht geeignet. 

2. Es war Uns erfreulich, das Fortbeftehen ver Kreisbaumfchule zu Speyer 
als Mutter» und Mufterfehule vom Landrathe in Folge der erhaltenen näferen 
Auffplüffe als wünſchenswerth anerkannt zu fehen. Unſere SKreisregierung 
wird Sorge tragen, den Betrieb und die Erträgniffe der Anftalt möglichſt zu 
fördern, um der Anftalt Die Zufchüffe aus Kreismitteln immer mehr entbehrlich 
gu machen. 

3. Hinfichtlich des erneuerten vermeintlichen Anſpruchs bes Kreisfonds we- 
gen der Steuerrüdflände aus der IL. Finanzperiode verweifen Wix den Yand» 
rath auf Unfern Befchluß in dem Lanbratpsabfchiede vom 26, November 1838, 
Abt. 1. $. 13, Reggebl. S. 732, (AmtsbL von 1838, ©. 489). 

4. In Betreff der wiederholt beantragten Erhöhung der Pofition für Nicht⸗ 
werthe an Steuern und für Unterflügungen wegen Elementarbefchäpigungen 
nehmen Wir auf Unfere Exrwiederung im eben erwähnten Abſchiede (Regie 
rungsbl, von 1838, ©. 745, A 1, Amtsbl. ©. 493) mit dem Bemerfen 


u 
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Bezug, daß die nach dem wirklichen, geſetzlich begründeten Bebarfe ſich richtenbe 

Berrehnung der Ausgabe auf Nichtwerthe, beziehungsweife Ausfälle, durch ben 
voranfhlägigen Ziffer derfelben, der Natur biefer — gemäß, nicht bes 
hindert werde. 

5,.Die Koften der zu 336 fl. 20 tr. angefchafften, al6 Inventarſtadke an⸗ 
zuſehenden Wappentafeln der Friedensgerichte können nur jener Klaſſe obliegen, 
welche die Koſten der Amtsregie nach Art. 1 des Ausſcheidungsgeſetzes von 
1837 zu beſtreiten hat, daher eine Refundirung dieſer Ausgabe an die Kreis⸗ 
fonds nicht erfolgen kann. 

6. Sofern die Umzugsgebühren, gleichiwie die Penfionen und Quieszenz⸗ 
gehalte der Lehrer an den Studienanflalien in dem Laufe ber. III. Finanzpe⸗ 
riode eine aus Centralfonds zu befireitende Laft nit gebildet haben, können 
biefelben auch nach Art.VI. Ag 4 des Ausfcheidungsgefehes zu jenen Ausgaben 
nicht gerechnet werden, welche die Eigenfchaft von Eentraflaften behalten, und 
von der Ueberweiſung auf die Kreisfondg ausgenommen werben. follen. 

dienach erfcheint die Berrehnung der Umzugsgebühren der Profefioren 
Nilſter, Schuelein, Zeller mit 403 fl. und 190 fl. auf Gentralfonds 
unfatthaft, 

T. Die nachträgliche Berausgabung von 450 fl. für 18°’%, und 18’), an 
bie Gemeinde Edenkoben für die Remunerirung des als zweiten Lehrer am ber 
borfigen lateiniſchen Schule interimiftifch verwendeten Individuums unterfiegt 
feinem Anftande. 

8. Da die Gemeinde Langwieden bei dem Mangel allen — 
mogens ihre ſämmtlichen Verwaltungsausgaben durch jährlich wiederkehrende Um⸗ 
lagen beſtreiten muß — und der ihr bewilligte Unterſtützungsbeitrag von 500 fl. — 
nur etwa den fünften Theil jener Schulpausbaufoften beträgt, welche dieſe Ge- 
meinde durch ‚eine, die Gefammtfleuer um mehr als das Fünffache überfleigende 
außerordentliche Umlage zu berichtigen Hat, fo wird fich der Landrath überzeu⸗ 
ven, daß feiner auf :diefe Unterflügung bezüglichen Bemerkung irrige Voraus⸗ 
khungen zu Grunde liegen. 

9. Zu der mit -Hintanfeßung der Haren Borfrhrift des 5. 28 Abf. 2 des 
Örfeges vom 15. Auguft 1828, die Einführung der Landräthe betr., ohne An» 
gabe beffimmter Thatſachen vorgebrachten Aeußerung des Tandbratpes über 
Mihtverlegungem von Seite mancher Kantonsärzte finden Wir um fo minder 
finen zureichenden. Anfaß zu der beantragten -ernftlichen Anmahnung, als nah 
Berfiherung ‚Unferer Kreisregierung derartige Pflichtwidrigkeiten, die der 
Aufmerffamkeit der äußeren Behörden kaum entgehen konnten, mindeflens in 
ben Ießten Jahren nirgends. amtlih wahrgenommen. worden find, und ber 
Keistegierung bie forgfältige Ueberwachungg ber Pflihterfüllung ſämmtlicher 
ihr unfergebener ‚Beamten ohnehin obliegt. | 

Bir vertrauen, ‚ daß der Landratp künftig die oben in Erinnerung ge» 
brachte gefeßliche Vorſchrift nicht außer Acht laſſen werde, 
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10. Bei den vorgelegten Erläuterungen wollen Wir geftatten, daß ber 
durch die Etatspofition nicht gebedte Reſt der Unterhaltungstoften der Findel- 
und verlaffenen Kinder, als einer gefeblich nothwendigen, aber vorher nicht 
beftimmbaren Ausgabe, den hiefür in Anfpruch genommenen Gemeinden erfegt 
werbe, infofern die Erübrigungen aus Kreisfonds hiefür Mittel geben werben, 

11. Bezüglich der über die Unterhaltungsfoften der Staatsgebäude gemad» 
ten Bemerkung verweifen Wir auf den Landrathsabfchied vom 26. November 
1838 V., wonach die neu etatifirten 3900 fl. nur für jene Staatsgebäube br 
flimmt find, welche in der IIL Finanzperiode aus den Eentralfonds für Land» 
‚bauten unterhalten wurden ; die noch weiter beiilligten 1770 fl. aber einen 
einmaligen: außerorbentlichen Beitrag aus Eentralfonds für Berbeflerung des 
baulichen Zuftandes von Staatsgebäuben bilden. 

12. Die für Unterhalt der Bezirköftraßen verwendete Zufhußfumme beruft 
auf der, durch den Landrathsabſchied vom 26. November 1838 III. B. Kap. IL 
$, 4, dann V. 16 gegebenen Ermächtigung, welche durd den unabwelslichen 
Bedarf geboten, aber in Rüdficht auf Art. VI. des Geſetzes vom 17. November 
1837 einige Abänderungen des Gefeßes vom 15. Auguft 1828, über die Ein 
führung der Landräthe betreffend, nur auf eine vorſchußweiſe VBerausgabung 
gerichtet war, um dieſe Summe entwederr aus ben Fonds für nothwendigt 
Zwede nach - Maafgabe ihres Standes und der Erübrigungen zu refunbiren, 
oder bei deren Unzulänglichkeit mit Zuftimmung des Landrathes auf bie facul- 
tativen Fonde definitiv zu verausgaben, 

Da die erfte Alternative zur Zeit nicht fefifteht, fo muß die endliche Regu- 
Urung diefer, fowie der anderen vorfchußmweife aus fatultativen Fonds bewirl, 
ten Ausgaben auf Gewerbsſchulen und auf Prämien für das Landgeſtüt noqh 
vorbehalten werben, wobel Wir jedoch wiederholt erklären, daß eine Berpflid 
tung der Eentralfonds zu unbedingter Deckung des Bedarfs aller in dem Aus 
fheldungsgefeße bezeichneten. Kreislaflen nicht anerkannt werden könne, und 
daß vielmehr diefen Fonds nur die Leiftung jener Zufhüffe an die Kreisfonde 
obliege, welche bis zum Ablauf der dritten Finanzperiode für jene Laſten aus 
der Staatskaſſe befiritten, und wofür in dem Finanzgefeße der IV. Periode die 
erforderlichen Mittel bewilliget worden find. 

C. Rehnung Über die Sonde für Gemeindezwecke. 

Diefe Rechnung mit einer Einnahme von 36,258 fl. 9 fr. 2 pf., eine 
Ausgabe von 24,790 fl. 8 fr., und einem Aklivbeſtande von 11,468 fl. 1 k. 
2 pf., hat dem Landrathe zu Keiner Bemerkung Beranlaffung gegeben. 

II. Steuerprinzipale für das Jahr 1838. 

Das Prinzipale ſämmilicher direkten Steuern der Pfalz berechnet fih mit 
Einrechnung von 36,000 fl. Steuerprinzipale der Staatsforften für 18%, auf 
822,507 fl. 37 kr., fopin ein Steuerprogent auf 8225 fl. Die Bitte um Re 
vifion der gefeglichen Beſtimmungen über die Verteilung der Perfonals! und 
Mobiliar-Steuercontingente werben Wir in Erwägung ziehen. 
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Begen bes erneuerten Antrages, die Beſteuerung der Staatswaldungen 
betreffend, wirb auf den, im eg dom 26, November 1838 aus⸗ 
gefprochenen Befchluß hingewieſen. 

III. Beftimmung der Rreisausgaben für iss, 

Dem von dem Landrathe geprüften Boranfıhlage der in dem Jahre 18%, 
aus Kreisfonden zu befireitenden Berwaltungsausgaben ertfeilen Wir Unfere 
Genehmigung nach folgenden Anfägen : 

A, Ausgaben für nothwendige, gefeglih auf bie Kreisfonde 
bingewiefene Zwede, und zwar: 

Kap. I. Nichtwerthe an Grund», Perfonal-, Mobiliare, Thur⸗ und Fen⸗ 
fier-, dann Gewerbſteuer 4654 fl. 

Kap. IL. Etat des Minifteriumg der Juſtiz. 

$. 1. Appellationsgericht in Zweibrücken 31,475 fl. $. 2. —— 
29841 fl. 30 fr. €. 3. Friedensgerichte 37,416 fl. 12 kr. 6. 4. Standige 
Bauausgaben 77 fl. 50 fr. Summe des Kap. IL. 98,810 fl. 32 kr. 

Kap. II. Etat des Minifteriums des Innern. 
Landkommiſſariate. 

$.1. Beſoldungen 26,784 fl. 30 fr. 9.2, Regie 20,988 fl. 30 kr. Summe 
des Rap. III. 47,773 fl. 

Rap. IV. Etat der Staatsanfalten. 
A. Erziehung und Bildung. 

$.1. Studienanftalten 49,672 fl. 30 fr. $.2. Schulfehrerfeminarien 12,330 fl. 
$. 3. Zeutfche Schulen 44,105 fl. 54 fr. F. 4. Stipendien für Studirende an 
Univerfitäten 2600 fl. $. 5. Erziehung der Söhne von Familien mit 7 Kin- 
dern 2500 fl. $. 6. Ständige Bauausgaben 50 fl. $. 7. Reſervefond, ind» 
befondere zum Gebäudeunterhalt 1275 fl. Summe ad A. 112,533 ſ. 24 kr. 

B. Geſundheit. 

$.1. Kantonsärzte 15,764 fl. $.2. Funktionsbezüge der Thierärzte 2400 fl. 
6.3. Hebammenunterricht 300 fl. $. 4. Epidemien und befonbere Medizinal- 
foflen 800 fl. Summe ad B. 19,264 ff, 

C. Boplthätigkeit. 

$. 1. Kreis- Armen» und Srrenanftalt in Frankenthal, einſchlüſſig des 
Zaubfiummenunterrichts 44,500 fl. $. 2. Almofen 2000 fl. $. 3. er und 
verlaſſene Kinder 9500 fl. Summe ad C. 56,000 fl. | 

| D. Sicherheit. 

Belohnung für erlegte Raubthiere 150 fi. 

E. Induſtrie und Kultur. | 

$. 1. Kreislandwirtpfehafts: und Gewerbeſchule zu Kalferslautern 4700 fl. 
$. 2. Beitrag zur Geftütsanflalt in Zweibrücken 7000 fl. $. 3 — 
ſchule in Speyer 600-fl. Summe ad E. 12,300 fl. 

F. Straßen«, Brüden- und Dammbauten. 
$. 1. Adminiſtration 12,696 fl. 30 fr. $, 2. Unterhaltungselat, I. der 
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Strafen, IL: der Brücken 092,568 fl. F. 3. Bezirkswege 4000 fl. 8. 4. Rhein⸗ 
dammbauten 11,279 fl. Summe ad F. 120,543 fl. 30 ir. 

Hiezu die Summe ad E. 12,300 fl., ad D. 150 fl., ad C. 56,000 —E 
B. 19,264 fl., ad A. 112,533 fl. 24. Summe des Kap. IV. 320,790 fl. 54 k. 

Kap. V. Landbauten. 

Unterhaltung 4800 fl. 

Kap. VL Koſten des Landrathes. 

6.1. Regie des Landrathes 550 fl. $.2. Diäten nnd Reifeloften 11001, 
Summe des Kap. VI. 1650 fl. 

Kay. VII. Marſch⸗ und Berpflegungsfoften infändifiher Truppen 2500 fl. 

Kap. VI. Allgemeiner Refervefond für Ausgaben auf notwendige 
Zwede 1692 fl. 10 fr. 2 pf. 

Wiederholung. 

Summe des Kap. VIII. 1692 fl. 10 kr. 2 pf., Kap. VIE 2500 fl., Kap. 
v1. 1650 fl, Kap. V. 4800 fl., Kap. IV. 320,790 fl. 54 fr., Kap. IL. 47,773 fl, 
Kap. II. 98,810 fl. 32 kr., Kap. I. 4654 fl. Geſammtvoranſchlag der Ausga⸗ 
ben auf notpwendige Zwede 482,670 fl, 36 fr. 2 pf. 

B. Ausgaben für fafultative Zwede. 
Rap. I. Auf laufende Einnahmen, 

$. 1. Weiterer Beitrag zur Erigenz ber Landwirthſchafts⸗ und Gewerbe 
ſchulen: a) zu Speyer 1075 fl., b) zu Zweibrücken 1102 fl., ec) zu Landau 
1068 fl; - Zufammen 3245 fl. 

$. 2. Remuneration ber. mit Ertheilung des gewerblichen Unterrichtes br» 
auftragten Lehrer an den Lateinifpen Schulen 1000 fl. 

$. 3. Diäten der Prüfungstommiffäre 200 fl. 

$. 4. Prämien für das Landgeftüt 1500 fl. 

$. 5. Für zwei Sreipläße in der Taubflummenunterrichtsanftalt in Mün- 
hen 250 fl. 

$. 6. Unterricht in der Seidenzucht 250 fl. 

$. 7. Unterhaltung der Bezirkewege 7000 fl. 

$. 8. Refervefond 263 fl. 20 fr. Summe des Kap. I. 13,708 fl. 20 k. 
Kap. U. Auf Erübrigungen, insbefondere auf den für 18’, und 18, 

verbliebenen Refervefond. 

$. 1. Auf Erbauung und Unterhaltung der Bezirkswege 28,500 fl. 

$. 2, Refervefond 5312 fl. 18%, ir 

Summe des Kap. II. 33,812 fl. 18%, fr. Hiezu Kap, 1-13,708 fl. 20h. 
Gefammifumme der Ausgaben für falultative Zwede 47,520 fl. 38%, fr. 

IV. Beſtimmung ber Dehungtmnitie, 

Der vorſtehende Gefammibedarf ift zu decken: 

A. Bei den Ausgaben für notwendige Zwede. 

1. durch den Anſchlag der den Beamten überlaffenen Wohnungen und 
Dienfigründe 250 fl. 
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2. bir bei allgemeinen Netto-Averfalgufhuß der Staatsfaffe für die un⸗ 
ter Kap, IVi lit. A. F. 5, dann Kap. VL. $. 2, —— nothwendigen 
Zweche 3600 fi: 

3. durch den befondern Rettoaverfakzufguß ber Staatetaffe für bie Unter» 
haltung der in der III. Finanzperiode neu gebauten Staatsftraßen 8175 fl. 

4, durch einen weitern Averfalvorfhuß für das neu zu errichtende Eatho- 
liſche Schullehrerfeminar in Speyer 3951 fl. 

5, dur das Surrogat bes Nettobetrages ber halben Thür» und Benfer« 
feuer 15,390 fl. 10 fr 2. pf. 

6, durch befondere Einnahmen aus Gemeinde- und Stiftungsmittkin, dem 
Antheile an Polizeiftrafen,. und dem Ertrage der Rheindammgräſereien, zuſam⸗ 
men 19,491 fl. 56 fr. 

7, durch eine Kreisumlage von 52%, py% im Nettobetrage zu 431,812 fl. 
Alr., deren Erhebung Wir hiemit anordnen. Summe 482,670 fl. 36 fr. 2 pf. 


B. Bei den Ausgaben für falultative Zwede: 

1. durch den vorhandenen Refervefond aus den Erübrigungen ber II. und 
I. Sinanzperiode zu 33,492 fl. 18 fr. 1 pf., und jenen von ber Taufenden 
Sreisumlage für fakultative Zwecke aus den Jahren 18. und 18°, mit 
320 fl. Summe 33,812 fl, 18 fr. 1 pf. 


2. durch eine Kreisumlage zu 1% p% Stenerpringipale, im Rettoerkrage 
von 13,108 fl. 20 Fr.,. deren Erhebung Wir gleihfalls genehmigen. Summe 
41,520 fl. 38 Er. 1. pf. 

Auf Die bei Prüfung des Voranſchlages der Kreisausgaben erfolgten 
Leußerungen und Anträge bes Landrathes ertheilen Wir nachſtehende Ente 
ſchließungen: | | 

1. Da, ber Mangel ftändiger: und zureichender Etatsmittel das früher in 
Ausfiht genommene allgemeine Fortrücken der Studienlehrer in Alterszulagen 
nicht geftattet, fo erſcheint auch die für die Lehrer der frangöfi iſchen Sprache an 
den Stubienanftalten zu Speyer und Zweibrüden beantragte Bewilligung einer 
Gehalis zulage von 30 fl. je von ſechs zu ſechs Jahren. nicht zuläſſig. 

2. Wir bewilligen für die Benützung der Militärſchwimmſchule zu Speyer 
durch unbemittelte Schüler, ſowie für die Remuneration des Schwimmlehrers 
in Zweibrücken für 182, die von dem Landrathe beantragten, aus den Re⸗ 
ſervefonds für fakultative Zwecke zu ſchöpfenden 100 fl. Ueber die. mit Rück⸗ 
ſicht auf nachträgliche Remunerirung des genannten Schwimmlehrers bewirkte 
Berwendung der für 18°”/, beftimmten 300 fl. if Bm — bei — 
naͤchſten Verſammlung Rechnung vorzulegen; 

3. Dem Antrage auf Erhöhung der Schullehrergehalte mittelſt eines 
höͤhern Beitrages aus Staatsfonds, ſtehen die finanzgefeblichen Gehkanmngen 
entgegen. 

Bo Übrigens vie gemeindlichen Bermögensverpältnifle es antaffen; wird 
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Unfere Regierung wie bisher für bie: Berbefferung unzulänglicher Lehrergehalte 
und für Berminderung und Abfhaffung des Schulgeldes Sorge: tragen. 

4. Wegen Dedung des aus Eentralfonds zu leiſtenden Vorſchuſſes für das 
Schullehrerſeminar in Speyer zu 3951 fl. aus Kreisfonds, bleibt die weitere, 
von ben betreffenden Etatsbefiimmungen abhängige Verfügung vorbehalten. 

Uebrigens findet die Borausfeßung des Landrathes, daß in der von ihm 
in Bezug genommenen Stelle des‘ Landrathsabſchiedes von 1838 weber für 
ven Landrath, noch für die Bewohner des pfälzifchen Kreifes ein Borwurf 
des religiöfen Indifferentismus Liege, in dem Wortlaute jener Stelle ſelbſt ihre 
Begründung. 

5. Bezüglich der, übrigens den landräthlichen Geſchäftskreis nicht berühren⸗ 
den perfönlichen Remunerirung bes Lehrers Dr. Bernheim an ber Kreisland» 
wirthfchafts ». und Gewerbfchule zu Kaifersfautern, haben Wir, was bie 
Etatsjahre 18’, und 18°, betrifft, bereits. das - Geeignete verfügt. 

Eine bleibende Bezugserhöhung iſt dur die noch. nicht — Ermittel- 
fung entfprehender Dedung bedingt. 

6. Den mit Beforgung der Realfurfe an ben beirchenhen lateiniſchen 
Schulen beauftragt geweſenen Lehrern find die entſprechenden Remunerationen 
wie für 18°%,, und 18°%,, fo au für die Etatsjahre 18*%,, aus ber pielür 
vom Landrathe beantragten Pofition zu verabfolgen, wobei Wir hinfichtlid der 
definitiven Verrechnung auf die Bemerkung I. AS 12 Bezug nehmen. 

7. Weber die ſchon während der IM. Finanzperiode ans Fonds für noth 
wendige Zwede befirittene Unterhaltung der Gymnaſial⸗ und Geminargebäude 
und über die Untpunfihteit, die hiefür ausgefeßten 1275 fl. für Schullehrer- 
Suftentationen zu verwenden, wirb Unfere Kreisregierung ben Tanbreii bei 
naͤchſter Sigung verfländigen. 

8. Im Anfehung der wiederholten Bitte um Befchleunigung der Katafler- 

arbeiter weifen Wir abermals auf Unfern Abſchied vom 28. Rovember 1836, 
Abth. IE. Abſ. 3, Hin. 
9. Die beantragte Vermehrung des Dienftperfonales durch Anftellung eines 
weiteren Bautondulteurs bei jeder ber Bauinſpektionen Katferslautern und 
SZweibrüden if, gemäß Art. XI. des Ausfcheidungsgefeßes vom 17. Rovember 
A83T, durch bie enifprechende Erhöhung: der dem Regterungsbezirfe aus de 
Staatokaſſe beftimmten Zuſchüſſe bedingt, für welche jedoch die Centralbaufonde 
nicht dotirt find. 

10. Bei Aufftellung der. für das Bauweſen der Gemeinden beſtimmien und 
von ihnen bezahlten Bauſchaffner ift ſchon bisher, fo weit dieſe gering remu- 
nerirten Dienfte es zulaffen, auf enifpredende Befähigung Rückſicht genommen 
worben. 

Bir-genehmigen ben Antrag des Landrathes, daß dieſen Bepienfeen 
fünftig bei ihrer Anftellung zur Pflicht gemacht werde, zur Ueberwachung des 
Anterhaltes und, Neubaues ber Stanteftraßen, unbeſchadet ihres gewöhnligen 
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Dienfted, nach dem Ermeflen der zuftändigen Behörde ſich ——— au 
laſſen. 

11. Bei den von dem Landrathe bezeichneten Ortspflaftern ; zu Lohnofeld, 
Reuſtadt und Hocfpeyer handelt es ſich nur von theilweiſer Erneuerung, 
nicht aber von Umpflaßerung gänzlich ruinos gewordener Ortstraverfen 
im Sinne bes Art. IL. A, 44 7 des Ausfcheidungsgefeßes. 

Eine Uebernahme der bezüglichen Koſten als Staatslaft erfcheint fohin um 
fo minder begründet, als: überhaupt ‚keine, auch noch fo Heine Reparatur eines 
GSttaßenpflaſters ohne Aufbrechen der befchädigten Stelle. bewirkt werben Tann. 

12. Die von dem Landrathe beanftandeten Unterhaltungsbeiträge: werden 
nur folhen bienflunfähig gewordenen Wegmachern gereicht, welche als nicht 
Babil auf die Vortpeile der. Staatsdiener- Pragmatik. einen Anfpruch. haben, 
aber gleichwohl nach Iangjähriger Dienfkzeit nicht one einige Unterſtützung 
gelaſſen werden können. 

Die Penſionen der Wittwen ſtabil geweſener Wegmaqer find auf ben be» 
treffenden Wittwenfond übernommen. 

13. Um den Anirag auf. eine neue Riaffftation der. Staats, and Kreis. 
hraßen in bem ypfälzifchen Kreife nah Maaßgabe des Dekrets vom 16. Dezem- 
ber 1811 würdigen zu fönnen, erwarten Wir, hierüber die näheren gutacht» 
ligen Borlagen Unferer Regierung der Pfal;- 

Dem Vorſchlage des Lanbrathes, ben Gefammitoftenbetrag für ben Yuter- 
halt der Bezirköftraßen bis zur Ermittlung ausreichender Fonde für: nothwen⸗ 
dige Zwede auf fämmtliche Gemeinden bed Regierungsbezirkes nach der Ger 
ſammtſteuer umzulegen, können Bir, im Hinblide auf die dermal geltenden 
Beſtimmungen über Kreislaften: und Über Art:und Man ihrer: Dedung nur in 
fo ferne entgeseufommen, daß Wir bie vorſchußweiſe Kreditirung eines: ente 
ſyrechenden Betrags innerhalb der vom. Landrathe bezeichneten Bedarfsfumme 
von 41,405 fl. 46 fr auf die hiefür zur Zeit verfügbaren Beftände der fakul- 
tativen Fonds geſtatten: indem es, auch abgefehen von fener entgegenftehenden 
geſetzlichhen Rückficht, gegenüber ‘den  fleuerpflichtigen Unterthanen des Regier- 
ungsbezirkes, nicht zu reihtfertigen wäre, eine befondere Kreisumlage für den 
beſeichnelen Bedarf zu erheben, und daneben obenerwähnte, doch auch aus fols 
den Geſammiſteuerumlagen hervorgegangene ———— des Regleruingebe: 
zirles unbenüßt zu laſſen. 

Bas übrigens die Bemerkung des Landrathes betrifft. daß die Zahl ber 
wur Unterhaltung aus Staatsmitteln übernommenen Straßenftunden: in bem 
pfähifhen Kreife nur 121? , betrage, während fich folche für den am wenigſten 
bedachten der übrigen Kreiſe auf 178, für andere aber auf 200, ja auf 425 
Stunden belaufe, fo-ift hiebei das Berhältniß bes Flächeninpaltes des pfälzie 
ſchen Kreifes zu :jemem der übrigen. Regierungsbezixte, fowie die Einwirkung 
der hiebei einen entfcheivenden Einfluß übenden, aearardiien und kommer⸗ 
dellen Verhaltniſſe unbeachtet geblieben. 
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14, Dem wiederholten Antrage, wegen Aufhebung des Gefebes vom 29. 
Nivose XII. (19, Januar 1805) haben Bir. bereits bie entfprechende Dunn 
fihtigung zugewendet. 

15. Bezüglich der irrigen Unterftelung, als Hätten 60 Pfleglinge aus der 
allgemeinen Armenanftalt wegen unzureichender Fonds entlaffen werben müſſen, 
wird dem Landrathe bei der nächſten Verſammlung berichtigende Aufklärung 
gegeben werben. Mit dem einzuhaltenden Normalſtande von 500 Köpfen ſteht 
bie Dotationsfumme von 44,500 fl. in enifprechendem Berhältniffe. 

16. Hinfichtlich des alfenfallfigen Mehrbedarfes für den Unterhalt ber Fin- 
del⸗ und verlaffenen Kinder, nehmen Wir auf Unfere, vorhin unter I. 10 
ertheilte Entſchließung Bezug. 

17. Ebenfo in Anfehung bes, vom Landrathe zur vorfchußweifen Ueber⸗ 
nahme auf fakultative Fonds bedingt beantragten Erigenzreftes der Landwirth⸗ 
ſchafts- und Gewerbfhulen, dann der Prämien für das Landgeflüt mit Be 
ziehung auf E A 12 gegenwärtigen Abfchiebes. 

18. Weber die der projektirten Straße von Kuſel nad Raiferslautern . zu 
gebende Richtung und über bie hiedurch bedingte Bildung des Konkurrenzdi⸗ 
firiftes find vorerſt, dem Antrage des Landrathes. gemäß, die Verhandlungen 
zu beendigen, um hiernächſt die Frage, wegen eines weitern Kteisfondebeitra» 
ges, in Betracht ziehen zu können. 

19. Ueber das Ergebniß der eifrig betriebenen Borarbeiten zur Rektifi- 
kation ber Schwarzbach, Erbach, Horn und Blies, find dem Landrathe bei 
naͤchſter Sigung die gewünfchten Mittpeilungen zu machen, 

220, Durd die bereits eingeleitete Gewährung eines angemeffenen Beitrags 
gu ben Koften bed zu Rheinzabern zu errichtenden Armenhauſes aus dem * 
seiftraffonde, wirb beim Wunſche des Landraths begegnet werben. 


V. Boranfhlag der Straßen: „Neubauten. 


Der Antrag auf namhafte Berwendung für Herftellung. ber Glauſtraße von 
Homburg über Kufel nach Kreuznach, wird nach Vollendung der Landau Zwei- 
brüder Straße möglichfte Berüdfihtigung finden. | 

Auch werden Wir auf die Herfiellung einer noch nicht erhobenen Heinen 
Strecke auf der Straße bei Rpeinzabern nah Ermittelung der Bedarfsſumme, 
foweit es Ba — nehmen laſſen. 

Sonſtige Berathungsgegenſtände. 

1. Nach den — Anträgen Unferer Kreisregierung und 
des Landrathes befchließen Wir: 

a) Bon ber in Anregung gelommenen Errichtung einer befondern Pen- 
Ronsanftalt für dienſtuntauglich werdende Stalltnechte des Landgeſtüts zu Zwei⸗ 
Brüden fol Umgang genommen, fedorh ber bezügliche Entwurf des Regulative 
bei Würdigung der Unterftüßumgsgefuche geeignet beachtet werden. 

b) Die Errichtung einer Wittwen- und Waifenfondsanftalt für bie Hinter» 
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laſſenen befagter Geſtütoknechte, und die Dotirung dieſer Anftalt durch. Bei⸗ 
träge ihrer Mitglieder und durch ben Ertrag ber Erhöhung des an bie Ge— 
Rütfnehte bei den Beichälftationen zu entrichtenden Trinkgeldes bei jeder 
Bededung von 24 auf 30 Fr. wird «genehmigt. 

Unfere Regierung der Pfalz hat nunmehr wegen Fefflellung des Regu⸗ 
Iatives und wegen des Bollzuges das Geeignete zu verfügen. 

2. In Anfepung der Bitte des Geflütsrendanten Study um Berleipung 
pragmatiſcher Rechte, fowie des ſchon früher vom Landrathe geiwürbigten ähn⸗ 
lichen Geſuches des mit demſelben in gleicher Katpegorie fiehenden Rechnungs⸗ 
führer der allgemeinen Armenanflalt, werden Wir auf die bezüglichen Bor« 
lagen Unferer Kreisregierung  befondere Entfchließung ertheilen. . 

VI. Wünſche und Anträge, 

Auf die in dem befonberen Protokolle vorgetragenen Wünfche und Anträge 
enigegnen Wir, was folgt; | 

1. Indem ber Lanbratp über den, Gang- ber Verwaliung und bie pflicht- 
treue Tpätigkeit der. Behörben ſich anerfennend ausfpricht, macht berfelbe auf 
eine angebliche Inſtruktion über -Ertpeilung des Religiongunterrichtes an den 
teutfehen proteftantifchen Schulen, zum Behufe genauer Unterfuhung aufmerk- 
fam, da barin mehrere, der Sittlichkeit in hohem Grade nachtpeilige Sätze ent- 
halten fepn follen, Er ‚bezieht firh dabei auf eine, ‚angeblich ‚von dem Stabt- 
rathe zu Speper der dortigen Kreisftelle gemachte. Borlage, und reiht daran 
ven. Bunfih, daß die fittlich-religiöfen Grundfäße, welche dem Zöglingen der 
Edullehrerfemingrien eingeprägt werben, zum Gegenſtande Beige nes Piae 
keit der Kreisreglerung gemacht werben mögen; 

Bir wollen, daß diefem, wiewohl jedes beffimmten. Halipunties — 
renden. Vorbriugen durch möglichſt genaue Erforſchung der- Sachverhältnifſe 
ſofort auf den Grund geſehen werde, bemerken aber vorläufig, daß eine Vor⸗ 
lage der bezeichneten Art an die Kreisregierung nicht ſtattgefunden habe, ſohin 
ein Itrthum vorzuwalten ſcheine. Auch hat Unſere Kreisregierung bei der 
Bürdigung der in Frage ſtehenden Inſtruktion, ſofern eine ſolche beſtehen ſollte, 
bie Zuftändigfeiten der kirchlichen Behörden gebührend zu beachten. 

Bas die fittlichereligidfe Bildung der Zöglinge in den Schirlfehrerfemina- 
rim anbelangt, fo wird Unſere Kreisregierung in Zuſammenwirkung mit den 
lirchlichen Behörden diefelbe ſteis zu einem Gegenſtande wen —— Auf⸗ 
merkſamkeit machen. 

2. Ueber die Verhandlungen der Generalſpnode im proteantifen Con⸗ 
Aorialbezirke Speyer von 1837 iR Unſere Enſchließung bereits erfolgt. 

3. Bezüglich des wiederholten Antrages auf Zurückverlegung des Kaſſa- 
tionghofes in die Pfalz verweilen Wir lediglich auf Unfere Erklärungen in 
ben Abſchieden vom 31. :Sammar 1835, | VL. 48.6, und vom 26. November 
1838, VIL A 2, bei welpen: es unabaͤuderlich fein Berbleiben hat: :: 

4, Die Berbefferung bes pfälzifchen Hppothefenwefens war ſchon < feit 
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längerer Zeit der Gegenſtand umfaſſender Vorarbeiten und Berathungen; in- 
zwiſchen haben ſich dabei mehrfache erhebliche Beziehungen zu dem indirekten 
Steuerfpftieme der Pfalz terausgeftellt, welche mit den Poflulaten des Büdgets 
in fehr naher Verbindung ſtehen, und Uns veranlaflen, die betreffenden Aus 
rbeitungen in erwähnter Rüdficht einer weiteren Erörterung zw unterziehen. 

5. Den Antrag wegen der fchon früher angeregten Begründung einer Ar- 
menbefihäftigungsanftalt für den gefammten Regierungsbezirt werden Wir 
feiner Zeit in nähere Neberlegung nehmen. 

Wir bemerken jedoch, daß die Meinung des Landrathes, als ob in den 
diesfeitigen Kreifen des Königreichs bereits durdgängig Armenanflalten mit 
einer aus den Centralfonds fließenden Dotatlon beflünden, ganz irrig ſep. 

6. Wegen Einführung einer beffern Kommunal» Forfteinrihtung wird be» 
fondere Eniſchließung folgen. 

Hinfichtlich der abermals in Anregung gebrachten Vermehrung ber Holy 
höfe weifen Wir den Landratp wiederholt auf den Landrathsabſchied vom 19, 
Oetober 1832 Hin, und bemerken demfelben, daß Wir in landesväterlicher Für- 
forge In den erlaffenen Vorſchriften über Preisbeftimmung und Holzabgaben 
aus den Staatswälbungen ohnehin ſchon die entfprechenden Rüdfichten auf das 
Häusliche Bedürfniß der; Landbewohner, ‚der Dckonomien und Gewerbe haben 
eintreten Taffen, bei welchen es auch zunächft fein Bewenden haben foll. 

Indem Wir dem Landrathe gegenwärtigen Abſchied ertheilen, geben Wir 
demfelden Unſere volle Zufriedenheit über die von ihm neuerlich erprobte 
eifrige Berufstpätigkeit, über die bewieſene Sorgfalt für die Bedürfniſſe des 
Negierungsbezirtes und über die in der formellen: und materiellen Behand» 
Iungswelfe feiner wichtigen Aufgabe an den Tag gelegten Gefinnungen alter 
Unterthandtreue zu erfennen,- und verſichern | Unferer Ianbesväter 
lichen Huld und Gnabe. 


$. 134. Landrathsabſchied für [Bit vom 1. September 1840, 
Amtsbl. M 54, p. 339. 

Ludwig, K. 

Wir haben Uns über die von dem Landrathe der Pfalz in den Sitzungen 
vom: 25. Zuni bis 8, Juli I. 3. gepflogenen, Verhandlungen Bortrag er 
Ratten laſſen, und erteilen hierauf nach Bernehmung Unferes Staatsraihes 
folgende Entfchließungen : 

1. Abrechnung über die Fonde der Kreisanftalten unb über die Ein: 
nahmen und Ausgaben: auf Kreislaften für 1853; 
A. Die Kreispülfstafferehnung 
mit einer. Einnafme vom 5161 fl. 15 Fr., mit einer Ausgabe von 4048 fl. 2 kr. 
mit einem Einnahmoüberſchuß von 1113 fl. 13 fr;,. dann mit einem Bermö- 
I von 26,021: — a fr. 2 w > ver —n —n nus be 
den, 
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Das Rechnungsergebniß ift ſonach in bie nächte Rechnung übergätragen. 
TB Rehnungen 'über‘ die Rrkisfonde ” 

Ebenfo find die Rechnungen über die Kreisfonde famınt den — 
nungen über die allgemeine Armen- und Irrenanſtalt zu Frankenthal, über das 
Landgeftüt zu Zweibrüden, bie Kreisbaumfchufe zu’ Speyer und die befonderen 
donde für Gemeindezwecke, mit — le ae als richtig ana 
worden, und zwar 

a) die Rechnung Über die Kreisfonde für —— Zwea⸗ 
mit einer Einnahme von 550,653 fl. 46 kr., mit einer Ausgabe von 542,057 fl. 
26 fr. 3 pf., mit einem Einnahmsüberfchuß von 8596 ff. 19 kr. 1 pf. und uach 
Abzug eines hierunter begriffenen, aber in die Kreisfondreihnung für fafulta- 
tive Zwede gehörigen Rüderfabes aus Eentralfonden- für die Amtsfiegel ver 
Golzeitommiffäre zu 65 fl., mit einem in die Rechnung für 18% — 
den Ueberſchuſſe von 8531 fl. 19 fr. 1 pf. 
b) die Rechnung über bie Kreisfonde für fakultative Zwecke 

mit einer Einnahme von 81,726 fl. 14 fr. 1 pf., mit einer Ausgabe von 
46,856 fl: 33 Er. 1 pf., ſohin mit einem Altivreſte von 34,869 fl. 41 fr. und 
nad Zurehnung bed vorbemerkten Rüderfabes aus Eentralfonden für die Amts- 
fegel der Polizeilommiſſäre zu 65 fl., mit einem- in die Rechnung für 18°, 
überzutragenden Einnahmsüberſchüſſe von 34,934 fl. 41 fr. 

e) bie Rechnung der allgemeinen Armen» und Srrenanflalt zu Frankenthai 
mit einer Einnahme von 45, 788 fl. 13 kr., mit einer Ausgabe von 45788 fl. 13 fr. 

d) die Rechnung des Landgeftütes zu Zweibrüden 
mit einer Einnahme von 60,103 fl. 49 Er., mit einer Ausgabe von 23,424 fl., 
fopin einfehließlich der bei der Königl. Staatsſchuldentilgungskaſſe deponirten 
26,000 fl. mit einem - in *— nächfte Rechnung übergehenden —— von 
36,9 fl. 49 - a Be 
e) bie —— der Kreisbaumſchule in Speyer: 
mit einer Einnahme von 1763 fl. 33 fr., mit einer Ausgabe von 1515fl. 50 Fr., 
folglich mit einem in die ——— * 18. — RE: 
überfhuffe von 247: fl. 43 fr. und - ! 
f) die Rechnung über die befonderen Fonde für Gemeindeywerte 

mit einer Einnahme von 42,274 fl 41 %. 3 pf., mit einer Ausgabe von 
19,936 Fl. 50 Fr., fopin mit einem (ausſchließlich von 23,989 fl. 42 ir. 1 pf. 
vorhandener Altivvorſchüfſe) in die nächſte Rechnung EISEN — 
überfchuffe von 22,337 fl. 51 fr. 3pf. 240 

Auf die bei Prüfung dieſer Neigungen gehueren Bemertungen und 
Bünfhe erwiedern Wir, was folgt: ° 1 

1. Unſere Regierunß der Pfalz hat die genaue Veobachtung⸗ der be⸗ 
Rependen Vorſchriften über den Wirkungskreis der Aufſichtskommiſion bei der 
Rrelatınen « und SrrenahRätt zu Brantentpäf ſorgfallig wu überwägen. Die 
felbe wird. d enger rd td 
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2. bie Verfieigerung ber Kartoffellieferung für diefe Anflalt, künftig erfl 
nad der Kartoffelernte, und zwar in Looſen zu 25 Heltoliter an den Wenigf- 
nebmenben abhalten laffen, wenn nicht bas Intereffe der Anftalt felbfi, etwa 
nah Lage der Umftände, die Bereinigung der verfieigerten Abteilungen in ein 
8008, und beffen Verfteigerung im Ganzen erfordern follte, auch find 

3. Dem Landrathe künftig mit den Rechnungen dieſer Anfalt zugleich die 
Protokolle über die in dem betreffenden Jahre von der Auffihtstommifflen ab⸗ 
gehaltenen. Sigungen zur Einfihtnahme mitzutheilen. 

4. In Beireff der wiederholt angeregten Hebernahme des Suftentationsge- 
haltes des DOberauffehers Müller im Armen- und Irrenhaufe zu Frankenthal 
auf den Eentralfond., verweifen Wir auf.Unfere, in dem Laudrathsabſchiede 
vom 8. Juli 1839, Abth. I. Ziff. 1 ertheilte Entfchließung. 

5. Das von Unferer Regierung der Pfalz bei Aufnahme ber Pfleglinge 
in die allgemeine Armenanftalt bisher beobarhtete Berfahren haben Wir nad 
den von ihr gegebenen Erläuterungen vollkommen gerechtfertigt gefunden. Dem 
Landratpe ift über die obmwaltenden Berhältniffe und. beobachteten Grundfäße 
bei feiner nächſten Berfammlung , nähere Boftihrung zu geben, und nidt 
minder 

6, über das bei Aufnahme: der Wahnfinnigen — Irren in dieſe Kreis⸗ 
— bisher eingehaltene, dem Maaße ber verfügbaren Mittel volltommen 
entſprechende Verfahren Mittheilung zu machen. 

7. Auf die Herabſetzung des Sprunggeldes für Benügung ber Heugfis 
aus dem Landgeftüte in Zweibrücken ift bei der nächften Beſetzung der Beſchäl⸗ 
Rationen nach Thunlichkeit Bedacht zu nehmen. 

8 Da bie Herflellung bringend uöthiger Baulichleiten der Geftütanfalt 
einen, aus ben Erſparungen des Landgeflütes zu ſchöpſenden Aufwand von 
24,700 fl. unabweislih in Anfpruch nimmt, fo kann die von dem Landrathe 
begutachtete ausfchließlihe Benützung dieſer Erfparniffe au dem Ankaufe von 
Beſchaͤlern nicht ftatt finden. } 

9. Die in der Rechnung der Kreisfonde für nothwendige Zwecke für 18’%, 
dereinnahmte Rüdvergütung ber in der III. Finanzperiode aus dem Kreisfonde 
bezahlten Beiträge an Bamilien mit 7 Kindern, im, Betrage vom 316 fl. 40 fr. 
eiguet fih zur Verrechnung für, den fakultativen Kreisfond. Unfere Regie 
rung ber Pfalz hat daher ‚den bemerkien, Beitrag an. den Jebtgenannten Fond 
hinũberzuzahlen und für 18’%,-in Rechnung nachweifen zu laffen. - 

10. Wir haben die wegen des Borrüdens ber Zuſtizbeamten im höhere 
Beſoldungsklaſſen nötpige Ausgleihung unter den ſaͤmmtlichen Kreifen, auf die 
Jahre 18°, , 18’%,, 18’, bereits angeorbnet, nad deren Ergebniß dem 
Kreisfonde der Pfalz die entfprechende- nehirglie Praehiung zu Theil werben 
wird, dagegen: mangelt FR 

11. Dem, Anfprupe des, Landraiheo, auf befonbere Dedung des Tagselde⸗ 
von 547 fl. 30 kr. für den bei dem Landkommiſſariate Germersheim befiellten 
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Zunktionär bie erforderliche Begründung, nachbem es ſich hier nur um: bie Kos 
hen einer temporären Gefshäftsauspülfe handelt, auf welche ber Art. XI.. des 
Ausfcheivungsgefeßes vom 17. November 1837 feine Anwendung findet, und 
nachdem die Kreisfondorechnung für 18°%, nach Beftreitung jener —n 
noch immer mit einem Altiorefie abſchließt. 

12. Die Lyceen gehören zu. jenen Lehranſtalten, welche nach Art. J. Lit. D. 
Bf, 1 des Ausſcheidungsgeſetzes vom 17. November 1837 den Kreisfonden 
zugewieſen find, und worauf der Art. XL. desſelben Geſetzes keine Anwendung 
findet. Ein Rückerſatz der anf das neu errichtete Lyceum in Speyer veraus⸗ 
gabten 104 fl. 43 fr., Tann ſonach nicht Platz greifen. Eben. fo wenig ver⸗ 
mögen Wir 

13. die von dem Landrathe beantragte Websenafune ber, auf ben Ankauf 
eined Gebäudes für das neu errichtete Fatholifche Schulfehrerfeminar in Speyer 
verwendeten 17,800 fl. auf: Gentralfonde zu genehmigen, ba ber Art. XI. des 
Ausfheidungsgefeßes nur von den Gerichts- oder Berwaltungsftellen der Rreife 
und dem Perfonal- und Beſoldungsſtatus berfelben fpricht, und das aus den 
Erübrigungen der Kreisfonde angefaufte Gebäude au ein Eigenthum ber 
Krelefonds bildet. 

14. Wir ermächtigen Unfere Regierung * Pfalz die in dem Zahre 
18%, an ber Pofition für Unterflüßung der Schullehrer erübrigten. 244 fl. 
20 fr, auf das Jahr 18’%, Überzutragen. und in demfelben zur Bertheilung 
zu bringen, dem Landrathe aber bei feiner nächften Verſammlung die angezeig- 
ten Gründe zu erörtern, aus welchen ber Mehrbetrag jener Pofition zur Be» 
freitung der Schulviſitationskoſten verwendet werben mußte. 

15. Da es fich bei der Straße von Mußbach nach Neuftabt nur von * 
Erneuerung einer bereits beſtandenen, aber ruinos gewordenen Brücke, nicht 
aber von einem neu zugehenden Bauobjekte handelte, fo findet der Art. IL. A, 
7, des Ausſcheidungsgeſetzes hierauf. keine Anwendung, und ber beantragte 
Rüderfab der verausgabten 966 fl. A6 Er. nicht flatt. 


16. Sofern der Landrath den Rüderfat der Ausgaben für die Eanbioirtf- 
fhaftd- und Gewerbſchulen zu Speyer, Zweibrüden und Landau, für Prämien 
bei dem Sandgeflüte in Zweibrüden und für Diäten der Prüfungstommiffäre, 
deren vorſchußweiſe Beftreitung aus den Fonds für fakultative Zwede für bie 
Jahre 18°%, und 18°%, in dem Abſchiede vom 26. November 1838, Abth. ITI. 
Rap. 1, $. A, angeordnet worden ifl, für diefe Fonds in Anſpruch nehmen will, 
find die erforderlichen Mittel aus dem Aklivreſte der hiezu allen verpflichteten 
areisfonds für nothwendige Zwede zu fchöpfen, wie Wir bereits in dem Land⸗ 
rathsabſchiede vom 8. Juli 1839, Abth. IV. Ziff. 17, erklaͤrt haben. i 


II. Steuerprinzipale für das Jahr 1842. . 


Unter Einrechnung des Steuerprinzipalbetrages der Staatsforfen von 
36,000 fl. ſtellt fi die Steuerprinzipalfumme der Pfalz für das Jahr 18°4, 
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auf bie von dem Landrathe berechneten 823,321 fl. 55 kr., folglich ein Steuer. 
prozent in runder Summe auf den Betrag von 8233 fl. 

Den wiederholten. Antrag auf Revifion der gefeßlihen Beſtimmungen über 
die Bertheilung ber Perfonal- und Mobiliarfteuer » Kontingente werben Wir, 
nah Empfang des von Unferer Regierung der Pfalz abgeforberten umfaſ⸗ 
fenden Berichtes, in nähere Erwägung nehmen. 

Hinfichtlich der. wiederholten Bitte wegen Befchleunigung ber Kataſterar⸗ 
beiten, verweifen Wir auf den Eanbratpsabfgicd vom 28. November 1836, 
Abt. IL. Adſ. 3. 
| 11. Beftimmung der Kreisausgaben für 1842. 

Dem von dem Landrathe geprüften Boranfchlage der im Jahre 18%, 
aus Kreisfonden zu beftreitenden Verwaltungsausgaben ertheilen Wir Un 
fere Genehmigung nach folgenden Anfäßen. 

A. Ausgaben für nothwendige, geſetzlich auf die Kreisfonde 
bingewiefene Zwede, und zwar: 

Rap. L Nichtwerthe an Grund», Perfonale, Mobiliar-, Thür- und Een 
Rer-, dann Gewerbfieuer 4654 fl. 

Kap. II. Etat des Zuftigminifteriums, 

$. 1. Appellationsgericht in Zweibrüden 32,075 fl. $. 2. Bezirksgerichte 
29,841 fl. 30. $. 3. Friedensgerichte 37,408 fl, 12 fr. $. 4. Ständige Bau- 
ausgaben 77 fl. 50 fr. Summe des Kap. II. 99,402 fl. 32 tr. 

Kap. II. Etat des Minifterlums des Innern. 
Landlommiffariate. 

$. 1. Befoldung 26,510 fl. 30 fr, $. 2, Regie 20,988 fl, 30 er. Summe 
des Kay. II. 47,499 fl. 

Kap. IV. Etat der Staatsanftalten. 
A. Erziehung und Bildung. 

5. 1. Studienanſtalten 53,175 fl. 30 fr. $. 2. Schullehrerſeminarien 
12,730 fl. $. 3. Teutſche Schulen 44,106 fl. $. 4. Stipendien für Stw 
dirende an Univerfitäten 2600 fl. $. 5. Erziehung der Söhne von Familien 
mit 7 Kindern 2500 fl. $..6. Ständige Bauausgaben 50 fl. $, 7, Reſerve⸗ 
fond — fl. Summe ad A. 115,161 fl. 30 Er. r 

B. Gefundpeit. 

$. 1. Rantonsärzte 15,764 fl. $. 2. Zunktionsbezüge der Tpierärzie 
2400 fl. $.. 3, Hebammenunterricht 300 fl, $. 4. Epidemien und befondere 
—— 800 fl. Summe ad B. 19,264 fl. 

u Ä C. Wohlthätigkeit. 

$. 1. Bear. und Irrenanflalt in Frankenthal, mit Einfluß dei 
Taubflummenunterrihts 44,500 fl, $. 2. Almofen 2000 fl. s. 3. Findel · und 
u. Rinder 10,000 fl. < Summe ad ©. 56,500 fl: 

55. Di Sicherheit. 
Beloprung für erlegte 24 ol -= 9 


Dritter Abjchnitt. — Kreid- und Ortégemeinde. 321 


E. Induſtrie und Kultur. 

$. 1. Kreislandwirtpfchafte- und Gewerbfihule in Kaiferslautern 4500 fl. 
$. 2 Diäten der Prüfungstommiffäre 200 fl. $. 3. Geftütsanftalt in Zwei- 
bräden 7000 fl. $. 4 Obſtbaumſchule in Speyer 600 fl. Summe ad E. 
12,300 fl. | , 

F. Straßen-, Brüden» und Dammbauten. 

6. 1. Adminiftration 12,696 fl. 30 fr. $. 2. Unterhaltungsetat der Stra- 
jen und Brüden 92,568 fl. $. 3. Bezirkswege 4000 fl. $. 4. Rheindamm« 
bauten 8000 fl. $. 5. Refervefond 3727 fe Summe ad F. 120,991 fl 30 fr. 

Biederholung. 

Ceume ad A. 115,161 fl. 30 fr., ad B. 19,264 fl., ad C. 56,500 fl., . 
ad D. 150 fl., ad E. 12,300 fl., ad F. 120,991 fl. 30 fr. Summe des Kap. IV. 
324,367 fl. 

Kap. V. Landbauten. 

Unterhaltung 4838 fl. 34 fr. 2 pf. 

Rap. VI. Koften des Landraths. 

$.1. Diäten und Reifeloften 1340 fl. $.2. Regie des Landrathes 550 fl. 
Summe des Kap. VI. 1890 fl. 

Rap. VIE. Marſch- und Berpflegungstoften inländifcher Truppen 2500 fl. 


Zufammenftellung. 

Kap. I. 4654 fl. Kap. II. 99,402 fl. 32 fr. Kap. III. 47,499 fl. Kap. 
IV, 324,367 fl. Kap. V. 4838 fl. 34 fr. 2 pf. Rap. VI. 1890 fl. Rap. VI. 
S00f. Geſammtvoranſchlag der Ausgaben auf nothwendige Zweite 485,151 fl. 
6.2 pf. 

B. Ausgaben für fatultative Zwede. 

$. 1. Für 2 Freipläße in der Taubfiummen-Interrichtsanftalt in München 
S0f. F. 2. Beitrag zur Erigenz der Landwirthſchafts⸗ und Gewerbfchulen 
Bf, 5.3. Für Remuneration der mit Ertheilung des gewerblichen Unter- 
tihtes beauftragten Lehrer an den Tateinifhen Schulen 1000 fl. $. 4. Für 
den Unterricht in der Seidenzuht 250 fl. $..5. Prämien für das Landgeftüt 
5Of. $. 6. Für Unterhaltung der Bezirkswege 15,000 fl. $. 7. Für ben 
Reubau von Bezirköfiraßen 6000 fl. $.8. Für eine Freiftelle in dem Blinden- 
infitut zu München 125 fl. $. 9. Für den Unterricht in der Schwimmfchule 
Speyer und Zweibrüden 175 fl. $. 10. Refervefond 2809 fl. 7 tr. Gefammt- 
detrag der Ausgaben für fakultative Zwede 31,454 fl. 7 kr. 


IV. Beftimmung der Deckungsmittel. 


Zur Dedung bes hiernach fich entziffernden Bebarfes find folgende Mittel 
gegeben, | 
A. Bei den Ausgaben für nothwendige Zwede. 
1. Durchlaufende Einnahme für Deaweſunngen und Dienſtgründean⸗ 
qlaͤge 550 ſ. 
Dr. Eichenpfeifen ng der Berfaffung ı«. 21° 
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2. Allgemeiner Nettoaverfalzufhuß der Staatokaſſe nach Art. IX., Zif. 1, 
$. 1 des Ausfcheipungsgefeßes 4400 fl. 

3, Befonderer Netioaverfalzufchuß der Staatslaffe zur Unterhaltung der in 
der II. Finanzperiode neugebauten Staatoſtraßen 8175 fl. 

4. Befonderer Nettoaverſalzuſchuß derfelben Kaffe für das Fatpolifche Schul- 
lehrerfeminar in Speyer 3951 fl. 

5. Surrogat des Nettobetrages ber halben Thür: und Fenſterſteuer 15,390 f. 
10 fr. 2 yf. 

6. Befondere Einnahmen aus Gemeinde- und Gtiftungsmitteln, dann Ans 
theile an Polizeiftrafen und dem Ertrage der Rhpeindammgräfereien 20,439 fl. 56 fr. 

7. Rreisumlage zu 52% Prozent des GSteuerprinzipale, im Nettobetrage 
von 432,245 fl., deren Erhebung Wir hiemit anorbnen. Summe ad A. 
485,151 fl. 6 kr. 2 pf. 

B. Bei den Ausgaben für falultative Zwede. 

1. Aktivbeſtand aus den Borjahren von 17,732 fl. 3 kr. 

2. Kreisumlage von 1%, Progent des Steuerprinzipale, im Nettobetrage 
von 13,722 fl, 4 kri, deren Einpebung Wir hiemit genehmigen. Summe 
ad B. 31,454 fl. 7 fr. 

V. 

Auf die bei Prüfung des Voranſchlages der Kreisausgaben erfolgten 
Aeuferungen und Anträge des Landrathes ertpeilen Wir nachfiehende Ent- 
frhließungen : 

1. Die Neberweifung ber, den beiden Wagbrüdenmeiftern Dom bach um 
Preismaper bewilligten Alimentationen auf den Eentralfond für Landbauten 
ift bereits durch Entfchliefung vom 25. März I. 3. verfügt worden. 

2. Da es fih bei dem Pflaſter auf der Limbacher Brüde nur um eim 
theilweife Erneuerung einer befiehenden Fahrbahn, und bei der Brüde am 
Eindder Damm nur um eine Auswechslung der Straßenträger (Brüdenbalkn) 
und des Dielenbeleges, fomit in beiden Fällen nicht um Neubauten im Ginnt 
des Art, II. des Ausfcheidungsgefeßes vom 17. November 1837 handelt, fo m 
fheint eine Nebernahme der bezüglishen Koften als Staatslaft nicht begründel; 
dagegen ermädtigen Wir 

3. Unfere Regierung der Pfalz, die Koften für das Ortspflafter von 
Rheinzabern mit 179 fl. 12 fr., und jene für den Ankauf eines Wiefenflädıs 
bei der Straße von Mannheim nah Kaiferslautern mit 27 fl. 2 fr. auf den 
Etat der Eentralfond für Straßen-Neubauten, überzutragen. 

4. In Anfehung der Aufnahme von Bezirföftraßen in die Reife de 
Staats- und Kreisftraßen verweilen Wir den Landrath auf Unfere, depfald 
im Landtagsabfchiede vom 15, April I. 3., Abth. IIL, lit. A., Ziff. 6 erteilt 
Eniſchließung. 

5. Die Koſten der, durch die Rhein⸗Rektifikation nöthig werdenden Damm- 
anlagen ober Dammverlegungen find zur Hälfte aus Kreisfonden zu beftreiten, 
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und in diefem Betrage auch feit dem Beginne der Rhein⸗Rektifikation beftritten 
worden. Die Erinnerung des Landrathes gegen das hiefür in das Kreisbüd⸗ 
get eingeſtellte Poftulat ift um fo weniger begründet, ald das Ausſcheidungs— 
gefeh vom 17. November 1837 in Art, I. D. 5, die Koften für Unterhaltung 
der Rheindämme den Kreisfonden überweifet, und im Art. IX. die Eentralfondg 
zu höheren als den bis dahin obgelegenen Leiſtungen nicht verpflichtet. 


6, Die Dammwärter haben die Vortheile der Staatsbiener » Pragmatit 
nicht anzufprechen, und es findet fonach die Uebernahme ihrer Bezüge, fowie 
der Aimentationen ihrer Wittwen auf die Centralfonde, gefeglich nicht ftatt. 


7. Wegen Ausmittlung eines Gehaltes für einen proteftantifchen Lehrer der 
Geihihte an dem Lyceum zu Speyer werden Wir bie entfprechende Ent. 
fhließung faffen, fobald Uns das Ergebniß des vollftändigen Vollzuges Un- 
feres allerhöhften Befchluffes vom 23. October v. 3. von Unferer Kreisre- 
glerung vorgelegt feyn wird, wozu Wir diefelbe hiemit wiederholt anmweifen. 


8, Der beantragten Erhöhung der Remuneration des Lehrers der Natur« 
geihichte an dem Lyceum zu Speyer, auf 400 fl., fieht der Mangel hiezu ver- 
fügbarer Mittel entgegen. 

9. Bei den Bemerkungen des Landrathes über die Dotation der Tateinifchen 
und teutfchen Schulen vermiffen Wir die Angabe beflimmter Thatfachen. 


10, Den Antrag bezüglich der - Verwendung von Lycealprofeſſoren zu 
Speyer, als Prüfungstommiffäre an den höheren Lehranftalten des pfälzifchen 
Kreifes, werden Wir in nähere Erwägung nehmen. 

11, Bezüglich der neuerlich beantragten Erhöhung der Pofition für Nicht- 
werthe verweilen Wir auf den Landrathsabſchied vom 8. Juli 1839, Abth. L, 
A 4, fowie 

12. hinfichtlich der bei den Boranfchlägen für die nothiwendigen Kreislaften 
begutachteten, und auf eine Erhöhung der Nettoaverfalzufhüffe aus Eentral- 
fonds abzielenden Etatsmehrungen, auf bie entgegenflehenden Beftimmungen 
des Finanzgefeßes vom 17. November 1837 und des li von 
dem nämlichen Tage. 

13. Die von dem Lanbrathe in Bezug auf eine Trennung ber — 
und Irrenanſtalt des Regierungsbezirkes gemachten Vorſchläge werden Wir 
näferer Erwägung unterſtellen, und ſehen hierüber einem wohlerwogenen Gut- 
ahten Unferer Kreisregierung eheſtens entgegen. 

14, Wir haben die Einflelung der für bie Unterftüßung von Armen, dann 
die für Beiträge zu den Landwirthſchafts- und Gewerbfehulen, für Prämien 
bei dem Landgeftüte, nnd für die Unterhaltung von Bezirköftraßen beantragten 
Summen bei dem Ausgabenetat für fafultative Zwede genehmiget, und ver- 
weifen den Landrath hiebei auf Unfere, in dem nämlichen Betreffe in dem 
Abſchiede vom 8. Zuli v. 3., Abth. J., Ziff. 12, und Abth. IV., Ziff. 17 er- 
theilten Entfchließungen, fo wie wegen der über die Unterhaltungstohen der 

21 * 
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Staatsgebäude gemachten Bemerkungen auf bie in demſelben Abfchiede Abth. I., 
Ziff. 11 gegebene Erklärung. 


VI. Boranfhlag ter Straßen-Neubauten. 


Die von dem Landrathe geprüften und ohne Erinnerung gebliebenen Bor» 
anfchläge über die Straßen» und Brüden-Neubauten pro 18*%, find nad den 
beftehenden Etats- und Kompetenzbeftimmungen zu vollziehen. 


Wir werden die bei Prüfung derfelden von dem Landrathe geäußerten 
Wünfche, bei Entwerfung der künftigen Jahresetat, näherer Würdigung unter» 
ftellen laſſen. 

VII. 

Auf die in dem beſondern Protokolle niedergelegten Wünſche nnd Anträge 
des Landrathes beſchließen Wir, was folgt: 

1. Die Verbeſſerung des Dienſteinkommens bei der Pfarrgeiſtlichleit der 
Pfalz it Unferer Bedachtnahme nicht entgangen. Wir Haben die beffalld 
erforderlichen Ermittlungen längft angeordnet, und haben vor, bei der Herflel- 
fung des Büdgets für die fünfte Finanzperiode bie angemefiene Fürforge ein- 
treten zu laffen. \ 

2. Dem Antrage wegen Abänderung des Hypothefenwefens im ber Pfalz 
auf legislativem Wege haben Wir bereits Berückſichtigung zugewendet. 

3. Die Beförderung des Baues einer Eiſenbahn von Bexbach nach dem 
Rheine bildet einen Gegenſtand Unferer beſondern Fürſorge. 

4. Dem von dem Landrathe wegen des Gebrauches breiter Radfelgen bei 
dem zweirädrigen Gewerbsfuhrwerke geäußerten Wunfche, ift bereits in dem 
$, 7 Unferer Berorbnung vom 16. Juli I. 3. entſprochen. 

5. Den Antrag wegen Errichtung einer Zwangsarbeitsanftalt für Arme, 
werden Wir in nähere Erwägung ziehen. 

6, Die Bitte um Nevifion des Geſetzes über die Regulirung der Häufer- 
fteuer vom 15. Auguft 1828, können Wir im Hinblide auf deffen ohne An 
fand fortfchreitende Wirkfamteit in den übrigen Regierungsbezirken, zur Berüd- 
fihtigung geeignet nicht erachten. 

Die nachgeſuchte Revifion der Häuferfteuerfatafter der Gemeinden Freind 
heim und Wachenheim, ift unftatthaft, da allenfalls entflandene Ungleichpeiten 
in der Befteuerung, Lediglich auf dem geſetzlich vorgeſchriebenen Wege der Rr 
Hamation ihre Befeitigung finden können. 

Bir erkennen übrigens in den erneuerten Berfiherungen der Treue und 
Anpänglichkeit, welche der Landrat am Schluſſe feiner Berhandlungen Unt 
dargebracdht, mit Wohlgefallen den Ausdrud jener erfreulihen Gefinnungen, 
welche die Bewohner der Pfalz und insbefondere die Mitglieder des Landrath⸗ 
bei Unferer jüngften Reife durch diefelbe, aller Orten gegen Uns an ben 
Tag gelegt haben, und erwiedern diefelben, unter Bezeugung Unferer Aller 
höchſten Zufriedenheit mit dem von dem Landrathe bei feinen Berhandlunger 
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aufs Neue betpätigten Gemeinfinn und Berufseifer, mit der Berficherung Un— 
ferer Königlichen Huld und Gnade. 


$. 135. Landrathsabſchied für 184%, vom 3. Juli 1841, 
Amtsbl, Mı 47, p- 381. | 


Ludwig, 8 
Bir haben Uns über die von dem Landrathe der Pfalz in ben 
Gigungen vom 17. bis 29. Mai 1. 3. gepflogenen Berhandlungen Bor- 
trag erſtatten laſſen, und, ertheilen hierauf, nah Bernefmung Unferes 
Staatsrathes, folgende Entfchließungen. 


1. Abrechnung über die Fonde der Kreisanftalten und über die Ein- 


nahmen und Ausgaben auf Kreislaften für 1838. 
A. Die Rreispälfstafferehnung. 
mit einer Einnahme von 6498 fl. 34 fr. 27, pf., mit einer Ausgabe von 
4358 fl, 10 fr., und einem Einnahme-Weberfchuffe von 2140 fl. 24 fr. 2/, pf, 
dann mit einem Vermögensftande von 27,836 fl. AT fr. 2/, pf., hat dem Land» 
rathe zu Feiner Erinnerung Anlaß gegeben. 
Das Rechnungsergebniß ift in die nächfte Rechnung überzutragen. 
B. Rechnung über die Kreisfonde. 
Die Rechnungen über die Kreisfonde fammt den Nebenrechnungen über 
die allgemeine Armen» und Srrenanftalt zu Frankenthal, über das Landgeftüt 
zu Zweibrüden, die Kreisbaumfchule zu Speyer und die befondern Fonde für 
die Gemeindezwecke find gleichfalls mit folgenden Ergebniffen als richtig aner- 
konnt worden, und zwar: 

a) Die Rechnung über die Kreisfonde für nothwendige Zwecke 
mit einer Einnahme von 513.642 fl. 53 fr. 2 pf., mit einer Ausgabe von 
506,463 fl. AT Er. 1 pf., und mit einem Einnahmsüberfchuffe von 7179 fl. 
Hk. 1 pf. 

b) Die Rechnung über die Kreisfonde für fakultative Zwede 
mit einer Einnahme von 49,632 fl. AT fr, mit einer Ausgabe von 23,431 fl. 
tr, fohin mit einem Aktivreſte von 26,201 fl. 22 fr. 

e) Die Rechnung der allgemeinen Armen- und Ireenanftalt zu Frankenthal 
mit einer Einnahme von 47,378 fl. 2 kr., mit einer Ausgabe von 47,378 fl. 2 Er. 

d) Die Rechnung des Landgeftüted zu Zweibrüden 
mit einer Einnahme von 66,427 fl. 52 fr., mit einer Ausgabe von 26,048 fi. 
3 fr., fohin einem Aktivrefte von 40,379 fl. 19 kr. 

e) Die Rehnung der Kreisbaumfchule in Speyer 
mit einer Einnahme von 1889 fl. 34 fr., mit einer Ausgabe von 1820 fl. 46 fr. 
2 pf., fohin einem Einnahmsüberfchuffe von 68 fl. 47 kr. 2 pf. 

f) Die Rechnung über befondere Fonde für Gemeinbezwede 

mit einer Einnahme von 62,161 fl. 57 fr. 1 pf., mit einer Ausgabe von 
318 fl. 19 Er., fonach einem Aktivbeftand von 31,843 fl. 38 fr. 1 pf. 
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Auf die bei Prüfung diefer Rechnungen geäußerten Bemerkungen und 
Wünſche erwiedern Wir, was folgt: 

1. Die Bemerkung wegen allzuzahlreiher Aufnahme yon Gelbfüchtigen, 
an Ziebern, Rheumatismen ꝛc. Leidenden in die allgemeine Armenanftalt, zu 
welcher fich der Landrath, unter Anerkennung der wohlgeorbneten Verwaltung 
diefer Anftalt, veranlaßt geglaubt hat, findet ihre Berichtigung in dem Um— 
ſtande, daß bie im laufenden Jahre veröffentlichte Weberfiht der Nefultate der 
ärztlichen Behandlung nur die Nachweiſung der im Laufe des Jahres im In⸗ 
ftitute Erkrankten und ihrer Krankpeitsformen, nicht aber die Angabe enthält, 
wegen welcher Umftände und Gebrechen diefelben in die Anftalt aufgenommen 
worden find, und daß insbefondere weder im Jahre 18°%,,, noch in dem letzien 
Borjahre eine folhe Aufnahme aus dem Grunde jener einfachen Krankpeiten 
ftatt gefunden bat. 

2. Auf die Wiederbefesung der Stelle eines Direktors der Geſtütsanſtalt in 
Zweibrüden mit einem in allen Beziehungen geeigneten Individuum wird in 
Folge der, deßfalls ſchon getroffenen Einleitungen Bedacht genommen werden, 

3. Bei dem befchränkten Gemeindevermögen der Stadt Neuftadt a. d. $. 
würde die Beftreitung der Herſtellungskoſten des dortigen Gemeindehaufes ben, 
wenn auch theilweife wohlhabenden Gemeindegliedern zu ſchwer geworben feyn; 
ein angemefjener Beitrag aus dem für Gemeindezwede überhanpt, alfo aus 
für jene der größern Gemeinden verwendbaren Fonds war demnach in dem 
bemerkten Falle um fo mehr gerechtfertigt, als keine bedürftigere Gemeinde: 
dadurch verkürzt wurde, und überdies dem öffentlihen Verkehre durch Ent 
fernung eines beengenden alten Gebäudes am Marktplatze Vortheil zuging. 

4. Die Natur eines Voranſchlags, fowie der Begriff der Ausgaben auf 
nothwendige, d. h. gefeklih gebotene Zwede bringen es mit fich, daß das 
Maaß diefer Ausgaben bei der wirklichen Berwendung fih nad dem, alsdanı 
beftebenden effektiven Bedarfe richtet, der nicht immer genau vorher bemeſſer 
werden kann und häufig von Zufälligfelten abhängt. Der Mehrbetrag einer 
einzelnen Pofition in der Nechnung der bezeichneten Ausgaben kann ſonach um 
fo minder in Betraht fommen, ald die Gefammtziffer die etatsmäßig verfüg- 
bare Summe der Kreisfonde- Einnahmen für nothiwendige Zwede nidt über 
fchreitet. 

Was die angefprochene Nefundirung der aus fakultativen Fonds für not) 
wendige Zwede vorgefchoffenen Beträge betrifft, fo hat Unfere Kreidregierung 
den fafultativen Kreisfonds die für die Diäten bes Prüfungstommiflärs an den 
Gewerbfchulen entnommenen 453 fl. 56 fr. aus dem bei den nothiwendigen 
Kreisfonds vorhandenen Aktivbeftande zurüdzuerflatten. Bezüglich der Zuſchüfe 
aber, welche aus den falultativen Kreisfonds für die Landwirthſchafts⸗ und 
Gewerbſchulen zu Speyer, Zweibrüden und Landau, dann für die Prämien 
bei dem RKreisgeftüt geleiftet worben find, bemerken Wir dem Landrathe, da 
weder das Ausfcheidungsgefeg, noch das Finanzgefeg vom 17. Rovember 18 
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den Gentralfonds die Verpflichtung zu größeren, als den bis dahin entrichteten 
Zufhüffen für die bezeichneten Anftalten auferlegt haben, und daß daher der 
Rüderfaß feiner Zeit immer nur dur Erhöhung der Kreisumlagen für noth— 
wendige Zwede gewährt werden fünnte. 

5, Die Behauptung: es feyen bie dringendflen Bedürfniffe ohne Abhülfe 
geblieben, exfcheint in diefer Allgemeinheit und ohne nähere Belegung um fo 
mehr höchſt ungeeignet, ald die Minderausgaben für den Dienft der Landkom⸗ 
mifariate und die Medizinalpolizet Iediglich in der Differenz des wahren Be- 
darfes gegen den Boranfıhlag ihren Grund gefunden haben, die ala beabfichiete 
Erübrigung bezeichneten Beträge aber von 4694 fl. 56% fr. für den Straßen- 
bau und von 1515 fl. 25% fr, für den Landbau ihrem beflimmten Zwede vor- 
behalten geblieben, und unter dem Aktivbeſtande auf das folgende Jahr zur 
nahträglihen Verwendung für den Straßen» und Landbau trangferirt worden 
find. 

6. Dem Landrathe ift über die beflimmungsgemäße Verwendung bes Zu— 
ſchuſes zu dem Negleaverfum der Landfommiffariate und über den Grund ber 
Rihtverwendung eines Theiles diefes Zufchuffes bei feiner nächſten Berfamm- 
lung Erläuterung zu geben. 

Die Beurtheilung der Frage, ob für die Unterfuchung der Stiftungstaflen 
die Yandlommiffariatsaktuare oder Schreiber verwendet werden follen, Tiegt 
außer den Gränzen der landräthlichen Zuſtändigkeit. 

7. Es iſt nicht richtig, daß die Aufftelfung remunerirter Stellvertreter für 
erkrankte Bedienftete, wenn deren Funktion von den Amtsgenoffen ohne Hintan- 
fegung der eigenen Obliegenheiten nicht übernommen werben kann, nur bei 
den Studienanftalten, nicht aber in andern Dienflzweigen vorkomme. Heberall 
wird jedoch auf möglichfie Vermeidung und Befchräntung folder Koften Be- 
daht genommen, und es befteht daher für den Landrath deßfalls ein Grund zu 
Befürchtungen oder Beſchwerden durchaus nicht. | 

8, Bezüglich des Schullehrerfeminargebäudes in Speyer verweifen Wir 
auf Abſchn. I. Ziff. 13 des Landrathsabfchieded vom 1. September 1840. 

Es Hat aber die hiebei von dem Landrathe gemachte Aeußerung, daß ihm 
die Zufchüffe aus Staatsmitteln mit einer immer gleichen Beharrlichkeit ftreitig 
gemacht, und die Verwendung für die befonderen Zwecke des Kreifes von Jahr 
iu Jahr dadurch vermindert werden, Unfer Befremden um fo mehr erregen 
müffen, als der dermalige Zuftand des pfälzifchen Kreifes und Unferer Untertha- 
nen in demfelben für die wohlwollende Freigebigkeit, mit welcher feit 25 Jahren 
für deren Bedürfniſſe nach allen Richtungen Iandesväterlicher Borforge einge- 
treten if, das fprechendfle Zeugniß gibt, und zu der Erwartung dankbarer An- 
etlennung zu berechtigen wohl geeignet erfcheinen dürfte. 

9. In Anfehung der Alimentationen der Rheindammwärter verweifen Wir 
auf Abſchn. V. Ziff. 6 des Landrathsabſchiedes vom 1. September 1840. | 

10. Desgleichen in Anfehung des Suftentationsgehaltes des Oberauffehere 


y 
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Müller in der Kreisarmenanſtalt auf Abſchn. 1. Ziff. 4 ebendesſelben Abſchiede, 
endlich 

11. Bezüglih der Wegmacher Bolz, Reis, Holzheimer und Wayard auf 
ven Landrathsabſchied vom 8. Juli 1839, Abſchn. IV. Ziff. 12. 

12. Die Mimentation der Waagbrüdenmeifter Dombah und Preismayer 
wird aus den Eentralfonds bezaplt, und es iſt daher ⸗die deßfallfige Erinnerung 
des Landrathes auf unrichtige Borausfegungen geſtützt, wie fi derfelbe leicht 
hätte überzeugen können, wenn er pflihtmäsßig durh Benehmen mit Unferer 
Kreisregierung über die Thatſache fich unterrichtet hätte. 

13. Wegen des Taggeldes des ehemaligen Funktionärs bei dem Landlom- 
miflariate Germersheim bewendet es bei der motipirten Entſchließung Abſchn. 
Ziff. 11 des Landrathsabſchiedes vom 1. September 1840 um fo mehr, als die 
Berellung jenes Funktionäre gerade in dem Sinne verfügt worden war, in 
welchem der Landrat inhaltlich feiner Aeußerung zu dem oben unter Ziff. 7 
bemerkten Punkte, den Regiezufhuß der Laubfommiffariate verwendet an fehen 
wünfcht, 

14. Die Koften des Lyceums zu Speyer, und 

15. Die Ausgaben für die Brüde auf der Straße von Neufladt nah Muf- 
bach betreffend, nehmen Wir auf den Landrathsabſchied vom 1. September 
1840, Abſchn. J. Ziff. 12 und 15 Bezug. 

16. Die an die Stadt Kaiferslautern verausgabten 412 fl. 14 Er. für zum 
Baue der Kreislandwirtpfhaftse und Gewerbſchule geliefertes Holz find den 
Bafultativfonds des Kreifed aus dem Fonde für nothwendige Zwecke indeſſen 
erfegt worden. 

17. Die Ausgabe von 204 fl. 31 fr. an den Prüfungslommiffär Kuppler 
ift den fakultativen Kreisfonde aus dem bei den Kreisfonds für nothwendigt 
Zwede befiehenden Aktivreſte zurüdzuerftatten. 

18. Wir waren zu der Erwartung berechtigt, daß, nachdem der Landrath 
in der dem Protokolle einverleibten Leberficht über die Verwendung der Fonds 
für Gemeindezwede durch das zu Ziff. 1, 4, 5, 6, 10, 11, 14 und 18 der Aus 
gaben befonders hervorgehobene konfefiionelle Berhältniß der bei Kirchen » und 
Parrhofbauten unterflügten Gemeinden die Befchuldigung vorzugsweiſer Br 
günftigung der katholiſchen vor den proteftantifchen Gemeinden indireft ausju- 
fprechen fich nicht entfehen hatte, Unfere Kreisregierung hierin eine dringende 
Aufforderung finden würde, dieſe Beſchuldigung durch die Darlegung ber 
Gründe ihres Verfahrens in dem über das Landrathsprotokoll erflatieten Be 
richte zu beleuchten. 

Nachdem diefe Erwartung unerfüllt geblieben if, fo eripeilen Bir Un: 
ferer Rreisregierung die Welfung, unverzüglich die rechtfertigenden Erläu 
terungen Uns vorzulegen. 


19, In der bei nochmaliger Berührung der Borfpüffe aus fakultativen 
Fonds von dem Landrathe in das Protololl niedergelegten, ebenfo unveranlaf 
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ten, als ungehörigen Aeußerung: „Er verſpreche fih die. Verwahrung feiner in 
den oben bezeichneten Fällen gefährdeten verfaffungsmäßigen Rechte mit aller 
Gewißpeit von Unferer Gerechtigkeit und Unferem Echarfblide, gegen 
welhe ed keinem der Pfalz ungünftigen Rathgeber gelimgen werde, das Inftitut 
des Landraths um feine Bedeutung zu bringen, und die Königl. Kreisregierung 
durch fiete Berminderung der verfügbaren Mittel in ihrer rühmlichen Wirkfam- 
feit zu flören,” haben Wir mit tiefem Mipfallen ein gänzliches Mißfennen ber 
Stellung des Landrathes und feiner Unterthangspfliten und eine ahnbungs- - 
würbige Anmaßung um fo mehr wahrnehmen müflen, als der größte Theil der 
angebrachten Beichwerden wegen ihres Ungrundes von Uns bereits durch 
frühere Landrathsabſchiede abweislich beſchieden worden ift, 


II. Steuerprinzipale für das Jahr 1844. 


Unter Einrechnung des Steuerprinzipalbetrags der Staatsforftien von 
36,000 fl. ſtellt ſich die Steuerprinzipalfumme der Pfalz für das Zahr 18%, 
auf 825,142 fl. 9 kr., folglich ein Steuerprogent in runder Summe auf 8251 fl. 

Bas die von dem Landrathe bei biefem Anlaffe vorgetragenen Bemer- 
tungen in Anfehung der Erhebung der Thür- und Fenſterſteuer anlangt, fo 
fehet die dermalige Meinung besfelben, daß in den definitiv fataftrirten Kan 
tonen die Thür» und Fenfterfteuer abzufchreiben und die erhobenen Beträge zu 
reftituiren feyen, mit den bisherigen, ganz richtigen und feit dem: Jahre 1835 
conftanten Anfichten des Landrathes in Widerfpruch, und ift auch noch überdies 
neleßlich nicht begründet, weil nach den Finanzgefeßen für die III. und IV. 
Sinanzperiode 73 Prozent der Grundfteuer von Feldgütern und Häufern und 
die ganze Thür» und Fenfterfteuer das von Grundftüden und Gebäuden zu 
entrichtende Kontingent bilden, welches in den Kantonen, je nachdem in ben- 
ſelben das Definitivum eingeführt if, aber nicht nach den Grundfäßen der 
Grund» und Hausfteuergefeße vom Jahre 1828, fondern nach den früheren Ges 
ſthen zu erheben ift. 

Unter Hinblid auf $. 15, Buchſt. C., und $. 21, Ziff. IL. des Finanzge- 
feed vom 28. Dezember 1831, dann auf $. 8, Buchſt. C. des Finanzgefeßes 
vom 17. November 1837, wird daher die dermalige irrige Meinung und Ber 
wahrung des Landrathes in feinem Protokolle vom 19. Mai I. 3. als mit den 
beſtehenden Gefeben unvereinbarlih um fo mehr zurüdgemwiefen, als in den 
definitiv fataftrirten Kantonen an Grund» und Hausfleuern bisher nicht mehr 
erhoben worden ift und auch zukünftig nicht mehr erhoben werden wird, als 
das büdgetmäßige Kontingent beträgt. 

Bezüglich der wiederholt in Anregung gebrachten Revifion des Gefebes 
vom 3. Niv. VII. über die Bertpeilung der Perfonal- und Mobiltarfteuer fehen 
Bir den Anträgen Unferer Kreisregierung eheftens entgegen. 


III. Beftimmung der Kreisausgaben für 1844. 
Dem von dem Landrathe geprüften Boranfchlage der im Jahre 18*%,, aus 
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Kreisfonden zu beftreitenden Berwaltungsausgaben ertheilen Wir Unfere Ge— 

nebmigeng nach folgenden Anfägen: 

A. Ausgaben für notpwendige, gefeglih auf die Kreisfonde 
hingewiefene Zwede, und zwar: 


Kap. I. Nichtwerthe an Grund», Perfonal-, Mobiliar-, Thür und Zen- 
fler-, dann Gewerbfleuer 4654 fl. 


Kap. II. Etat des Minifteriums der Juſtiz. 
$, 1. Appellationsgericht in Zweibrüden 32,475 fl. $. 2. Begzirkögericte 
29,841 fl, 30 fr. $. 3. Friedensgerichte 37,384 fl. 42 fr. $.4, Unterhaltung 
der Zuftizgebäude 500 fl. $.5. Ständige Bauausgaben 77 fl. 50 fr. Summe 
des Kap. II. 100,279 fl. 2 kr. 


Kap. III. Etat des Minifteriums des Innern. 
Landfommiffariate. 

$. 1, Befoldungen 26,387 fl. $. 2. Regie 20,988 fl. 30 fr. Summe des 
Kap. III. 47,375 fl, 30 kr. 

Kap. IV. Etat der Staatsanfalten. 
A. Erziehung und Bildung. 

F. 1. Studienanftalten 53,705 fl. 30 fr. $.2. Schullehrerfeminarien 12,840 1. 
$. 3. Zeutfche Schulen 43,605 fl. 54 fr. $. 4. Ständige Bauausgaben 50 fl. 
$. 5. Interhaltung der Gebäude 1385 fl. $. 6. Stipendien für Studirende 
an Univerfitäten 2600 fl. $. 7. Erziebungsbeiträge für Söhne von Familien 
mit 7 Kindern 2500 fl. Summe ad A. 116,686 fl. 24 fr 

B. Oefundpeit. 

$. 1. Kantonsärzte 15,764 fl. $. 2. Thierärzte 2400 fl. $. 3. Hebam- 
menunterricht 300 fl. $. 4. Epidemien und befondere Medizinalfoften 800 fl. 
Summe ad B. 19,264 fl. 

C. Bopitpätigfeit. 

$. 1. Allgemeine Armen» und Irrenanftalt fammt Zaubftummenunterrict 
44,500 fl. $. 2. Almofen 2000 fl. $. 3. Findel- und verlaffene Kinder 
10,000 ff Summe ad C. 56,500 fl. 

D. Sicherheit. 

Belohnung für erlegte Raubthiere 150 fl. 

E. Induftrie und Kultur. 

$. 1. Kreislandwirthſchafts- und Gewerboſchule zu Kaiferslautern 4454 N. 
44% Tr. $. 2. Diäten der Prüfungsfommiffäre 200 fl. $. 3. Geftütsanfalt 
in Zweibrüden 7000 fl. $. 4. Obſtbaumſchule in Speyer 600 fl. Summt 
ad E. 12,254 fl. 44, fr. 

F. Straßen-, Brüden»- und Dammbauten. 

6. 1. Adminiftration 12,696 fl. 30 fr. $. 2, Unterhalt der Straßen und 
Brüden 92,568. $.3. Bezirlowege 2000 fl. 5.4. Rheindammbauten 44781. 
$. 5. Refervefonds 7749 fl. Summe ad F. 121,491 fl. 30 ir. 
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Wiederholung. 

Summe ad A. 116,686 fl. 24 kr., ad B. 19,264 fl., ad C. 56,500 fl., ad 
D. 150 fl., ad E. 12,254 fl. 44%, kr., ad F. 121,491 fl. 30 fr. Summe bes 
Rap. IV. 326,346 fl. 38% Er. 

Kap. V. Landbauten. 

Unterhalt 3900 fl. 

Kap. VI. Koften des Landrathes. 

$. 1. Diäten und Reifeloften 1340 fl. $. 2. Regie 550 fl. Summe des 
Rap. VI. 1890 fl. 

Kay. VI. Marfch- und Berpflegungstoften inländifcher Truppen 2500 fl. 

Rap. VILL Allgemeiner Refervefond 115 fl. 35% Fr. 

Zufammenftellung. 

Rap. 1. 4654 fl. Kap. II. 100,279 fl. 2 fr Kap. II. 47,375 fl. 30 Er. 
Rap. IV. 326,346 fl. 23 fr. Rap. V. 3900 fl. Kap. VI. 1890 fl. Kap. VI. 
2500 fl. Kap. VIII. 115 fl. 35% fr. Gefammtvoranfchlag der Ausgaben auf 
nothwendige Zwecke 487,060 fl. 46 Er. 

B. Ausgaben für falultative Zwede 

Rahdem durch die Befchlüffe des Landraths der Kortbeftand der Landwirt: 
ſchafts- und Gewerbfchulen des Kreifes, des gewerblichen Unterrichts an den 
lateinifchen Schulen und zum Theile auch bes Kreisgeftüts in Frage geftellt if, 
Bir aber im Hinblide auf die Befimmungen des Finanzgefebes der vierten 
dinanzperiode und bes Ausſcheidungsgeſetzes vom 17. November 1837 in den 
grundlofen Anfichten und den ungeeigneten Befchlüffen des Landraths Feine 
Veranlaffung finden können, die betreffenden Ausgaben unter irgend einer Form 
oder Bedingung aus Eentralfonds deden zu laſſen, fo haben Bir befchloflen, 
den fimmtlichen Anträgen des Landrathes bezüglich der Berwendung der fakul⸗ 
tativen Sonde Unfere Genehmigung vor der Hand zu verfagen, und beauf« 
tragen demzufolge Unſere Kreisregierung, den Landrath der Pfalz zu einer 
auferordenslichen Sigung auf den 16. Auguft I. 3. einzuberufen, und demſel⸗ 
ben die auf Unferen Befehl bei der jüngften Berfammlung an ipn gebrachten 
Propofitionen über die Berwendung ber fakultativen Sonde pro 18%, zur 
wiederholten Berathung mitzutheilen. 

Wir übergeben Ung dabei der Erwartung, daß der Landrath in biefer 
nohmaligen Berathung die nachtheiligen Folgen, welche aus der Auflöfung 
fämmtlicher Landwirthſchafts- und Gewerbfchulen des Kreifes, aus dem Aufpören 
des technifchen Unterrichts an den lateinifchen Schulen und aus der Einftellung 
der Prämien- Auszahlung bei dem Kreisgeflüte für den pfälzifchen Kreis unaus⸗ 
weichlich hervorgehen würden, und feine beffallfige Berantiwortlichkeit im reife 
Erwägung nehmen werde. 

IV. Beftimmung der Dedungsmittel. 


Zur Dedung des hienach fih ergebenden Bedarfs find folgende Mittel 
gegeben : 


332 Erſtes Buch. — Staaitsrecht. 


A. Bei den Ausgaben für nothwendige Zwecke. 

1. Durdlaufende Einnahme für Dienftwohnungen und Dienfigründe- An- 
fihläge 550 fl. 

2. Allgemeiner Netto-Averfalzufhuß der Staatskaſſe nach Art. IX. Ziff. 1, 
$. 1, lit. d. bes Ausſcheidungsgeſetzes 1200 fl. 

3. Befonderer Netto» Averfalzufhuß der Staaistaffe für die Diäten und 
Reiſekoſten der Landräthe, dann für bie Erziehung der Söhne von Samilien 
mit 7 Kindern 3600 fl. 

4. Defonderer Netto» Averfalzufhuß der Staatshaffe zur Unterhaltung ber 
in ber III. Finangperiode neu gebauten Staatsftraßen 8175 fi. 

5. Defonderer Netto» Averfalzufhuß der Staatslaffe für das katholiſche 
Schullehrerfeminar in Speyer 3951 fl. 

6. Surrogat bes Nettobetrages der halben Thür- u, Fenfterfteuer 15,390 fl. 
10%, k. | 

7. Befondere Einnahme aus Gemeinde» und Stiftungsmitteln, dem An- 
theile an Polizeiftrafen und dem Ertrage ber Rheindammgräfereien 20,995 fl. 

8. Kreisumlage im Nettobetrage nach 52% Prozent 433,199 fl. 35% kr. 
deren Erhebung Wir hiemit anordnen. Summe ad A. 487,060 fl. 46 fr. 

B. Bei den Ausgaben für fatultative Zwecke. 

1. Der Altioreft aus der Rechnung von 18*%, 9065 fl. 

2 SKreigumlagen von 1’, Prozent im NRettobetrage 13,752 fl. 22 fr. 

Summe ad B. 22,817 fl, 22 fr. 

V. 

Auf die bei Prüfung des Voranſchlags der Kreisausgaben erfolgten 
Aeußerungen und Anträge des Landrathes ertheilen Wir nachſtehende Ent- 
ſchließungen: 

1. Wie die Bedürfniſſe der Volksſchulen in dem pfälziſchen Kreiſe gedeckt 
werben follen, ift in dem Geſetze vom 11. Frimaire 7, Art. 8, A 10, und in 
dem Reglerungsausfchreiben vom 20. Auguft 1817 (Amtsbl. des vormaligen 
Rheinkreifes von 1817, ©. 365 flg.) genau beſtimmt 

Wir befeblen daher Unferer Kreisregierung, für die Dedung der wahren 
Schulbedürfniffe mit Vermeidung jedes unnöthigen Aufwandes auf dem gefeh- 
lihen Wege Sorge zu tragen. 

Wir bemerken dabei dem Landrathe, daß ihm bezüglich der Ausgaben für 
nothwendige Zwede ein Bewilligungsrecht überhaupt nicht, und eben fo wenig 
eine Einmifhung in die Bertheilung der Zuſchüſſe für die Interrichteanftalten, 
welche der pfälzifche Kreis Tediglih Unferem und Unferes in Gott ruhen» 
den Herrn Baters Königlichen Majeflät Iandesväterlihen Wohlwollen zu danken 
bat, dann in die Einrichtung dieſer Anftalten zuftehe. 

Bas insbefondere die bezüglich des proteflantifhen Religionsunterrichtes 
an dem Gpmnafium zu Speyer getroffenen Anorbnungen anlangt, fo können 
Bir dem Landratpe nicht unbemerkt laffen, daß über die Würdigfeit der zu 
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folhen Lehrfiellen zu berufenden Individuen aus dem kirchlichen Standpunkie 
nur Unferem proteftantifhen Oberfonfiftorium verfaflungsmäßig ein gültiges 
Urtheil zuftehe, deffen Beachtung Wir Uns zur heiligen Pflicht rechnen, 

2. Den Antrag wegen Revifion der Beſtimmungen über Schulverfäumniffe 
und deren Beflrafung werben Wir in Erwägung ziehen. , 

3. Ueber die Errichtung einer neuen Schwimmfchule für die Unterrichtsan- 
falten zu Speyer fehen Bir den Anträgen Unferer Kreisregierung entgegen. 

4. Bei Bertheilung und Verwendung der für den Straßenunterhalt ver- 
fügbaren Etatsmittel wird, wie bisher, mit forgfältiger Rüdfihtnahme auf den 
Zuftand und die Wichtigkeit der einzelnen Straßen verfahren werden. 

5. Den die Unterhaltung der Bezirköftraßen betreffenden Antrag haben 
Bir bereits in dem Landrathsabſchiede vom 8. Zuli 1839, Abfchnitt L., Ziff. 12, 
und Abfchnitt IV., Ziff. 13, ald gefeßwigrig zurüdgemwiefen. Da der Landrath 
gleichwohl feine Zufimmung zu der Berwendung einer angemeflenen Summe 
aus Fakultativfonds für den bezeichneten Zwed verweigert hat, fo bleibt der 
gefammte Unterhalt den betreffenden Gemeinden zur Laſt. 

6. Hinfichtlih der angeregten Rheindammbauanlagen nehmen Bir auf 
den Landrathsabſchied vom 1. September 1840, Abfchn. V., Ziff. 5 Bezug. 

gür die baldige Veberweifung des für den Rheinhäuſer Durchſtich erfor« 
derlihen Terrains ift Einleitung getroffen. 

Bas die von dem Landrathe bei diefem Anlaffe gebrauchte Bezeichnung : 
„Die Regierung Euerer Königlihen Majeſtät“ anlangt, fo wollen Wir 
benfelben erinnert haben, daß nach der Berfaflungsurtunde Tit. IL $. 1 bie 
Regierung von der Perfon des Königs nicht getrennt, jene Bezeichnung daher 
edenfo verfaffungswidrig, als ungeeignet fey. 

7. Ueber den Stand der Arbeiten zur Rektififation bes Schwarzbaches, 
Erbachs, Hornbachs und der Blies, welche Wir thätigſt betrieben wiſſen wol⸗ 
len, wird dem Landrathe bei ſeiner naͤchſten Verſammlung Mittheilung gege⸗ 
ben werben. 

8. In Bezug auf dje Wiederherftellung eines Lokals für unhellbare Seren 
iu Frankenthal werden Wir in Folge der zu erwartenden befonderen Borlagen _ 
Unferer Kreisregierung Entſchließung ertheilen. 

Bir können Uns aber zur Uebernahme diefer Kreislaft auf die Eentral- 
fonds bei dem Mangel jeder geſetzlichen Verpflichtung, und im Hinblid auf die 
teifungen der übrigen Regierungsbezirte für eben diefen Zweck nicht veranlaft 
finden, 

9. Ueber die bereits eingeleitete Herfiellung bes Weges von Elmſtein nad 
drankeneck ſehen Wir ebenfalls dem Berichte Unferer Kreisregierung entgegen. 

10 Wenn der Landrath fich über die betrübende Lage beflaget, in melde 
der pfälzifche Regierungsbezirk durch die Nichtgewährung der für das Straßen», 
Land» und Wafferbaumwefen erforderlichen außerordentlihen Zuſchüſſe verfeßt 
worden fey, fo vergißt derfelbe, in welchem Zuflande die Straßen. und Fluß⸗ 
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bauten des pfälzifchen Kreiſes zur Zeit der Beſitznahme im Jahre 1816 ſich de⸗ 
funden haben, und was feit diefer Zeit in beiden Beziefungen geleiftet worben 
if; er vergißt, daß feit dem Jahre 1817 aus den Eentralfonds allein. über 
1,500,000 fl. für die Anlegung neuer Straßen in diefem Kreife umd nicht min 
der beträchtliche Summen für die Flußbauten am Rheine und namentlich für 
die Rheinkorreltion verwendet worben find, und baß fein anderer Regierungt- 
bezirk gleicher Bedachtnahme fich zu erfreuen gehabt hat. 

Wir können daher in der erwähnten Aeußerung abermals nur einen Be 
weis der Undankbarkeit und Anmaßung des Yandrathes erfennen. 

VI Voranſchlag der Straßen-Neubauten. 

Die von dem Landrathe geprüften, und ohne Erinnerung gebliebenen 
Boranfchläge über die Straßen- und Brüden-Neubauten für 18*7,, find nah 
den beftehenden Etais und Kompetenzbeftimmungen zu vollziefen. Der Wunſch 
wegen Herftellung der Straßenfirede von Godramflein nah dem teuiſchen 
Thore von Landau, wird nach Thunlichkeit berüdfichtiget, und die Bemerkung 
über den zu wählenden Gtraßenzug von Dürkheim nah Kallſtadt auf der 
Landau» Alzeierftraße bei der weitern Behandlung des Voranſchlags im reife 
Erwägung gezogen werben. 

vn. 

Auf die in dem befondern Protokoll vorgetragenen Wünfche und Anträge 
des Lanbrathes befchließen Wir, was folgt: 

1. Da bie nur allgemeine und ganz unbeflimmte Andeutung bes Land» 
rathes bezüglich des Eonferiptionsverfahrens und eines deßhalb im ganzen 
Kreife verbreiteten Mißtrauens feine unmittelbare Einſchreitung geflattet, die 
Amtsehre der zu diefem Gefchäfte berufenen Beamten aber die auch von ihnen 
erbetene, firenge Unterfuhung erbeifcht, fo beauftragen Wir Unfer Regie 
rungspräfidium, bie einzelnen Landratpemitglieder in geeignetem Wege mr 
"Angabe jener Thatſachen aufzufordern, wegen welcher fie fih zur Unterftellung 
des angeblichen Mißtrauens veranlaßt geglaubt haben. 

Bon dem Landratpe aber erwarten Wir, er werbe Pünftig derartige 
Aeuferungen feinen Pflichten gemäß nicht ohne gleichzeitige Belegung mit be 
flimmten, verfolgbaren Thatfachen in feine Protokolle aufnehmen. 

2. Bei den ohnehin ganz unbeftimmten YAeußerungen über bie niemals 
verabfäumte Borforge für den Unterhalt der emeritirten katholiſchen Geiſtlichen, 
dann die Regulirung der Standesgehalte der Beamten und die Verwendung 
der dortigen Baubeamten hat der Landrath die gefeßlichen Grängen feiner Zw 
ſtaͤndigkeit gänzlich aus dem Auge verloren. 

3. Die Staatsdienftabfpiranten aus dem pfälzifchen Kreife haben ſich zu 
allen Zeiten, nah Maafgabe der Würdigkeit und Befähigung, gang gleicher 
Berüdfihtigung mit jenen aus dem übrigen Negierungsbezirten zu erfreuen 
gehabt. 

Nachdem gegenwärtig in dem pfälzifchen Kreife nur 68 geprüfte Reislan- 
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vidaten, in dem fieben Kreifen biesfeits des Rheins aber 792 auf Anftellung 
harren, fo erfcheint das defallfige Vorbringen des Landrathes thatfächlich eben 
fo unbegründet, als bezüglich der Zuſtändigkeit ungehörig. 

4. Ueber die Ermäßigung, bejiehungsweife verhältnißmäßige Rüdvergü- 
tung des Rheinoctroi für die Bahrten nah Zwifchenftationen bepalten Wir 
Uns befondere Entfchließung vor. 

5. Wir werden nach Maafgabe des Refultates der demnächſt ftattfinden« 
den Generalverfammlung der Rheinfchanz-Berbacer-Eifenbahn-Gefelfchaft in 
forgfältige Ueberlegung nehmen, auf welche Weife das für den innern und 
äußern Berfehr fo wichtige Unternehmen einer oft-werlichen Einfenbahnverbin- 
dung der Pfalz am wirkfamften gefördert und bald zur Ausführung gebracht 
werben könne, 

6, Die nähere Erwägung des Antrages auf Errichtung einer Zwangs⸗ 
arbeitsanftalt ift bereits im Landrathsabfchieve vom 1. September 1840, VIL. 
Ziff. 5, vorbehalten worden. 

7. Bezüglich der Bitte um Abänderung bed Hausfteuergefeßes vom Jahre 
1828, wird auf Abſchn. VII. Ziff. 6 des Landrathsabſchiedes vom 1. September 
1840 hingewieſen. 

Dem Wunſche um Ausfertigung der Steuerkataſter für die Gemeinden, 
alſo um Anfertigung von Triplikaten, ſtehet der F. 69 des Grundſteuergeſetzes 
entgegen. 

8. Der Bitte des Landrathes um Herabſetzung der Salzpreiſe, vielmehr 
deren Annäherung an die Salzpreiſe in Baden und Heſſen, vermögen Wir 
niht eine Folge zu geben. 

9. Was den Wunfch des Yandrathes wegen Erweiterung der neuen Poft- 
einrichtung im Innern und Ausdehnung verfelben bis an die weftlihe Grenze 
gegen Saargemünd hin anlangt, fo hat die Generaladminiftration Unferer 
Poren bereits den Auftrag erhalten, zwifhen Kaiferslautern einerfeits und 
Speyer und Mannheim anderfeits tägliche Fahrpoftlurfe ohne Berzug berzu- 
fellen, Auch wird eine regelmäßige Faprtverbindung zwifchen Zweibrüden und 
Saargemünd demnächſt zur Ausführung kommen. 

Indem Wir nun dem Landrathe des pfälzifhen Kreifed ben —— 
Vſchled ertheilen, können Wir demſelben nicht unverhalten laſſen, daß Wir 
in feinen diesjährigen Protokollen nur da den Ausdruck der Gefinnungen Un- 
ferer pfälzifchen Untertpanen zu erkennen vermocht haben, mo berfelbe Uns 
die Berfiherung der treuen unerfchütterlihen Anhänglichteit derfelben, ihrer 
dankbaren Anerkennung der vielen dem Kreife unaufpörkich zugehenden Wopl- 
taten und des fie befeelenden ächt teutfchen Geiftes ausſpricht. 

Bir haben von Unferen pfälzifchen Unterthanen bei jedem Anlafle die 
ungweifelpafteften Unferem Herzen theueren Beweife dieſer Gefinnungen exe 
halten. Wir haben insbeſondere mit freudigem Hocgefühle in der jüngften 
Zeit noch wahrgenommen, tie biefelben ihre treue unerſchütterliche Anhänglich- 
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feit an Uns und an das gemeinfame teutfhe Vaterland in ber erhebendften 
Weiſe an den Tag gelegt und betpätiget haben. 

Diefe treue Anhänglichkeit und teutiche Gefinnung, in welcher Wir ven 
fchönften Lohn vielfältiger Regentenforgen geärndtet, eriwiedern Wir gerne mit 
Unferem landesväterlichen Woplwollen, und mit der Berfiherung Unferer 
Königlichen Huld und Gnade, 


$. 136. Abjchied über die außerordentliche Verhandlung des 
Landraths pro 1844, vom 27. September 1841, Amtsbl. Mı 65, 
p- 509. 

Ludwig, 8. 

Bir haben Uns über bie von dem Landrathe der Pfalz in der auferor- 
dentlihen Sigung vom 16. bis 19. Auguft I. 3. gepflogenen Berhandlungen 
Bortrag erfatten Iaffen, und ertheilen hierauf, nad Vernehmung Unferes 
Staatsrathes, folgende Entfchließungen. 

1. Nachftehende Ausgaben aus Kreisfonds für fakultative Zwecke ertheilen 
Bir pro 18%, Unfere Genehmigung: 

1. für zwei Freipläße in der TZaubflummenanftalt in München 250 fl. 

2. für eine Freiftelle in dem Blindeninftitut in München 125 fl. 

3. für den Unterricht in der Seidenzucht und Maulbeerpflanzung 250 fl. 

4. für den Unterricht in, den Schwimmfhulen zu Speyer und Zwei— 
brüden 175 fl. 

5. für den Konkurrenzfond des Kantons Dahn zur Vollendung der Ber 
zirköftraße von der Wörther Brüde über Kandel und Bergzabern auf die Yan- 
dau-Zweibrüder Straße 10,000 fl. 

6. für die Herftellung der ruinöfen. Berbindungsfiraße der Alfenzftraße mit 
ber Glanftraße auf der Strede von Obermofchel über Unkenbach und Kalldad 
bis zur Glanftraße 1000 fl.; in Summe 11,800 fl. 

II. Borftehender Bedarf ift zu deden durch eine Sreisumlage von 1”, 
Prozent, im Betrage von 13,748 fl., deren Erhebung Wir hiemit genehmigen. 

III. Nachſtehenden Ausgaben aus Fakultativfonds, als: 

1. dem Beitrage zur Erigenz der Landwirthſchafts⸗ und Gewerbfäulen, 
und zwar: a) zu Kaiferslautern mit 1145 fl. 15% kr., b) zu Speyer 1275 fl. 
ec) zu Landau 1068 fl., d) zu Zweibrüden 1102 fl. 

2. der Remuneration des gewerblichen Unterrichts an dem }lateinifchen 
Schulen 1000 fl. 

3. den Prämien für das Landgeftüt 1500 fl. 

4. einem Beitrage für Unterhaltung der Bezirksftraßen mit 6032 1.44%, f. 

5. einem weiteren aus Erübrigungen der Borjahre zu fehöpfenden Beitrage 
zur Erbauung und Erhaltung der Bezirtöftraßen mit 7000 fl. 

6. dem Beitrage an die Gemeinden, deren Straßen durch den Material 
transport für den Feftungsbau in Germersheim abgenugt wurden, 1000 fl. 
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jat der Landrath feine Zuftimmung wiederholt verfagen zu folfen geglaubt, 
indem diefelben, al8 für notwendige Zwede befimmt, zur Deckung aus Cen⸗ 
tralfonds geeignet feyen. 


Nachdem aber der Mebernahme diefer Ausgaben auf Geniraffonde das 
dinanzgeſetz und nicht minder das Ausſcheidungsgeſetz vom 17. November 1837 
entgegenſteht, ſo können Wir Uns, wie Wir bereits in dem Landrathsab— 
fhlede vom 3. Juli 1. J., Abt. III. lit. B. auf das Befliimmtefte erflärt haben, 
durh das hartnädige Beharren des Landraths auf feinen irrthümlichen Anfich- 
ten, nicht veranlaßt finden, die in Frage flehenden Ausgaben unter irgend einer 
dotm oder Bedingung aus Eentralfonds deden zu laflen, und es haben daher 
und im Hinblide auf Art. VL des Gefebes vom 17. November 1837, „einige 
Abänderungen des Landrathsgeſetzes vom 15. Auguft 1828 betreffend,“ diefelben 
für dad Jahr 18%, gänzlich zu unterbfeiben. 


IV. Nachdem aber bei dem Entgange der den Landwirthſchafts⸗ und Ge- 
werbfhulen zu Speyer, Landau und Zweibrüden bisher aus den Kreisfonds 
für fakultative Zwecke zugefloffenen, anfehnlichen Beiträge die nothwendige 
Erigenz diefer Anftalten nicht mehr gededt erfcheint, auch dem gewerblichen Un—⸗ 
terrihte an den Tateinifchen Schulen die unentbehrlichen Zufchüffe entzogen find, 
ſo haben Wir Uns zu Unferem Bedauern in die Nothwendigkeit gefeßt ge- 
eben, die Auflöfung der erwähnten Schulen und die Einflellung des gewerb- 
liden Unterrichts an den Jateinifchen Schulen vom 1. October I. S an, an⸗ 
juorbnen, 

Die Ausgaben für die Kreislandwirthfchafts- und Gewerbſchule in Kai- 
ferdlautern haben Wir in dem Maaße beſchränken laſſen, welches der Entgang 
des bisher aus fakultativen Kreisfonds gefloffenen Beitrags zu der für diefe 
Schule aus den Kreisfondg für nothwendige Zwede bewilligten Summe uner- 
laͤßlich macht. 

Da nicht minder die bisher zu Prämien für das Landgeſtüt aus den Kreid- 
fonds für fakultative Zwede gefloffene Summe im Zahre 18%%, nicht mehr 
verfügbar ift, fo hat die Vertheilung dieſer Preife für das bezeichnete Jahr zu 
unterbleiben, 


V. Indem Wir dem Landrathe der Pfalz gegenwärtigen Abfchied bezüg- 
lich feiner jüngften außerorbentlihen Sitzung ertheifen, befehlen Wir, daß bie 
öffentliche Bekanntmachung des Landrathsprotofolles nicht flatt zu finden habe, 
nachdem der zu einer außerordentliden Berfammlung einberufene Land— 
tath feine Berhandlungen auf andere, als auf die nah Unferem Befehle ihm 


vorgelegten Berathungsgegenftände auszubehnen unternommen, über bie am 


11. und 18. Auguft I. 3. gehaltenen Plenarfibungen eigene Protokolle zu füh— 
ten, gegen bie Hare und beflimmte Vorſchrift des $. 28 im Gefeße vom 15. 
Auguſt 1828 unterlaffen, auch in das über die Plenarſitzung vom 19. Auguft 
— Protokoll überall Gegenſtände eingemiſcht hat, welche nach $.2, 


Dr. Eichenpfeifle £ gr nu | ber Berfaffung x. 22 
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Ziff. 4, und 5. 29 des eben erwähnten Gefetzes nur in einem beſondern Pro⸗ 
tofolfe Uns vorzutragen waren. 

Unfere Regierung der Pfalz hat das zum Bollguge des gegenwärtigen 
Abſchiedes Erforderliche unverzüglich anzuordnen. 


$. 137. Landrathsabfchied für 1845, vom 22, October 1842, 
Amtsbl, M. 7L, p- 561. 


Ludwig, 8 
Wir haben Uns über die von dem Landrathe der Pfalz in den Sigungen 
vom 2. bis 14. Mai d. 3. gepflogenen Berbanblungen Bortrag erflatten 
offen, und ertheilen hierauf nach Bernehmung Unferes Staatsrathes fol 
gende Entfchließungen : 


I. Abrechnung über die Sonde der Kreisanftalten und über bie Ein- 
nahmen und Ausgaben auf Kreislaften für 1844. 


A. Die Kreispülfstafferehnung 
mit einer Einnahme von 6464 fl. 5 fr., mit einer Ausgabe von 4002 fl. 24 kr. 
und einem Einnahmsüberſchuß von 2461 fl. 41 fr., dann mit einem Bermö- 
gensftande von 28,380 fl. 29 fr. 2 pf. hat dem Landrathe zu Feiner Erinnerung 
Beranlaffung gegeben. 
Das Rechnungsergebniß ift in die nächſte Rechnung überzutragen. 


B. Rebnungen über die Kreisfonde. 

Die Rechnungen über die Kreisfonde fammt den Nebenrechnungen über 
die allgemeine Armen- und Srrenanftalt zu Frankenthal, über das Landesgeftüt 
zu Zweibrüden, über bie Kreisbaumfchule zu Speyer und über die befonderen 
Sonde für Gemeindezwede, find gleichfalls mit folgenden Ergebniffen als ride 
tig anerlannt worden. 

a) die Rechnung über die Kreisfonde für nothwendige Zwede 
mit einer Einnahme von 504,221 fl. 47 Er., mit einer Ausgabe von 488,309 1, 
2 fr. 1 pf. und mit einem Einnahmenüberfchuffe von 15,912 fl. 44 fr. 3 pl. 
b) die Rechnung über bie Kreisfonde für fakultative Zwede 
mit einer Einnahme von 40,765 fl. 8 fr., mit einer Ausgabe von 29,177 f. 
1 fr. und einem Einnahmenüberfchuffe von 11,583 fl. 7 kr. 

c) die Rechnung der allgemeinen Armen- und Irrenanflalt zu Frankenthal 
mit einer Einnahme von 45,974 fl. 15 kr., mit einer Ausgabe von 45,974 1. 
15 fr. 

d) bie Rechnung des Landgeftüted zu Zweibrüden 
mit einer Einnahme von 71,194 fl. 7'/ Er., mit einer Ausgabe von 62,332 fl. 
36%, fr. und mit einem Einnahmenüberfhufle von 8861 fl. 30%, kr. 

e) die Rechnung der Kreisbaumfchule in Speyer 
mit einer Einnahme von 1893 fl. 42%, kr., mit einer Ausgabe von 1894 N. 
367%, fr. und mit einem Ausgabsmehrbeirage von 54 fr. 


s 
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f) bie Rechnung über die befonderen Fonde für Gemeindezwecke 
mit einer Einnahme von 63,716 fl, 27%, Fr., mit einer Ausgabe von 57,601 fl. 
107, fr. und mit einem Einnahmenüberſchuſſe von 6115 fl. 17% kr. 

Auf die bei Prüfung dieſer Rechnungen geäußerten Bemerkungen und 
Bünfge erwiedern Wir, in foweit biefelben nicht bereits in früheren Land: 
rathsabſchieden ihre volle Beſcheidung gefunden haben, was folgt: 

1. So weit nicht die Nothwendigkeit augenblicklicher Wendung gemwöhn- 
iger Reparaturen in der allgemeinen Armen- und Sreenanflalt, oder bie 
verwendbarkeit des Anftaltsperfonals für Baureparaturen eine Ausnahme ver- 
anfapt, fol die Herfielung folcher Bauarbeiten vorſchriftsmäßig im Berftei- 
gerungsivege bewirkt werben. 

2, In wie fern die jährliche Dotation der allgemeinen Armen- und Irren⸗ 
anſtalt zu erhöhen ſey, bleibt den Etatsverhandlungen für die V. Finanzperiode 
vorbehalten. 

3. Auf eine möglichſt gleichmäßige Berückſichtigung der verſchiedenen Aemter⸗ 
beſirle der Pfalz bei der Aufnahme der in die allgemeine Armen⸗ und Irren⸗ 
anfalt des Kreifes geeigneten Perfonen wird auch ferner Bedacht genommen 
werben. 

4, Die gewünſchte Abwechslung in der Bovenbenüßung ber Kreisbaum- 
ſule ift bisher ſchon beachtet worden, und es wird damit nach Thunlichkeit 
fortgefahren werben. 

5. Die im Kreisbüdget von 18*%, nicht vorgefehenen Unterhaltungstoften 
für Stubiengebäude zu 1663 fl. 23 fr. 2 pf. find nicht, wie ber Landrath 
vorausſetzt, aus dem Zuſchuſſe zu den Schulfehrergehalten, fondern aus den 
Kreisfondserübrigungen, befiritten worden, und es beruht daher der bepfallfige 
Antrag auf Irrthum. 


IH. Steuerprinzipale für das Jahr 1842. 


Unter Einrechnung des Steuerprinzipalbeirages der Staatöforften von 
3,000 fl. ſtellt fi die Steuerprinzipalfumme der Pfalz für, das Jahr 18*%,, 
auf 826,307 fl. 25 kr., folglich ein Steuerprozent in runder Summe auf 8263 fl. 

Begen Modifizirung der Steuerprinzipalfumme für die Staatswaldungen 
in denjenigen Kantonen, in welchen das Steuerdefinitivum bereits eingeführt 
it, nad Maaßgabe der Katafterergebniffe, Haben Wir Unferer Regierung der 
Halz, Kammer der Finanzen, bereits die geeignete Weifung ertheilt. 

Ebenſo ift rüdfichtlich der Perfonal- und Mobiliarfteuern das Geeignete 
an die Königl. Regierung der Pfalz, Kammer der Finanzen, bereits verfügt 
worden. . 


II. Beſtimmung der Kreisausgaben für 1842. | 
Dem von dem Landrathe geprüften Voranfchlage der im Jahre 18%, 
aus Kreisfonden zu beſtreitenden Bermwaltungsausgaben erteilen Wir Un 


ſere Genehmigung nach folgenden Anſätzen: 22* 
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A. Ausgaben für nothwendige, gefeglih auf bie Kreisfonde 
bingewiefene Zwede, und zwar: 


Rap. J. Richtwerthe an Grund», Perfonal-, Mobiliar-, Thür⸗ und Zen. 
fer», dann Gewerbfleuer 4654 fl. 


Kap. II. Etat des Zuftigminifteriums. 
$. 1. Appellationsgericht in Zweibrüden 32,675 fl. $. 2. Bezirkögerichte 
29,779 fl. 30 fr. $. 3. Friedendgerichte 37,306 fl. 12 fr. $. 4. Unterhalt der 
Juſtizgebäude 552 fl. 10 fr. $. 5. Ständige Bauausgaben 77 fl. 50 Mr. 
Summe des Kap. II. 100,390 fl. 42 Fr. 


Kap. II. Etat des Minifteriums des Innern. 
Landfommiffariate. 
8. 1. Befoldung 26,337 fl. $. 2. Regie 20,988 fl. 30 fr. Summe des 
Kap. II. 47,375 fl. 30 fr. 


Kap. IV. Etat der Staatsanfalten. 
A. Erziehung und Bildung. 

5. 1. Stubienanftalten 53,705 fl. 30 fr. $. 2. Schullehrerfeminarien 
12,840 fl. $.3. Teutfche Schulen 43,605 fl. 54 fr. $. 4. Ständige Bauausgaben 
50 fl. $. 5. Unterhalt der Gebäude 1103 fl. 24 fr. $. 6. Stipendien für 
Studirende an Univerfitäten 2600 fl. $.7. Beiträge zur Erziehung der Söhnt 
von Familien mit fieben Kindern 2500 fl. Summe ad A. 116,404 fl. 48 h. 

B. Gefundpeit. 

$.1. Rantonsärzte 15,764 fl. $. 2. Thierärzte 2400 fl. $.3. Hebammen- 
unterricht 800 fl. $. 4. Epivemien und befondere Medizinalkoſten 800 f. 
Summe ad B. 19,764 fl. 

C. Wohlthätigkeit. 

F. 1. Allgemeine Armen- und Irrenanſtalt ſammt Taubflummenunterriät 
44,500 fl. $.2. Almofen 2000 fl. $. 3. Findel- und verlaffene Kinder 11,5% f. 
40 kr. 2 yf. Summe ad C. 58,096 fl. 40 fr. 2 pf. 

D. Sicherheit. 

Belohnungen für erlegte Raubthiere 150 fl. 

E. Induſtrie und Kultur, 

$. 1. Kreislandwirthfchafts- und Gewerbfehule in Kaiferslautern 4455 N. 
$. 2. Diäten der Prüfungstommiffäre 200 fl. $. 3. Geſtütsanſtalt in Zwei 
brüden 7000 fl. $. 4 Obſtbaumſchule in Speyer 600 fl. Summe ad E 
12,255 fl. 

F. Straßen», Brüden- und Dammbauten. 

6. 1. Adminiftration 12,696 fl. 30 fr. $. 2. Unterhalt der Straßen un 
Brüden 92,568 fl. $.3. Bezirksweg 4000fl. F. 4. Rheindammbauten 6234 f. 
15 kx. $. 5. Refervefond 5992 fl. 45 ie. Summe ad F. 121,491 fl, 30 kr. 

Wiederholung. 
Summe ad A. 116,104 fl. 48 fr,, ad B. 49,764 fl, ad C. 58,096 fl. 40 
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2 pf, adD. 150 fl., ad E. 12,255 fl., ad F. um fl. 30 ke. Summe des 
Kap. IV. 328,161 fl. 58 fr. 2 pf. 
Kap. V. —— 
——— der Gebäude 3900 fl. 
Kap. VI. Koften des Landrathes. 

6.1. Diäten nnd Reifekoften 1340 fl. $. 2. Regie 550 fl. PR des 
Kap, VI. 1890 fl. 

Rap. VIL Marſch⸗ und — inlaͤndiſcher Truppen 2500 fl. 

Zufammenftellung. 

Kap. I. 4654 fl. Kap. II. 100,390 fl. 42 fr. Kap. Il. 47,375 fl. 30 tr. 
Kap. IV. 328,161 fl. 52 fr. 2 pl. Kap. V. 3900 fl. Kap. VI. 1890 fl. 
Rap. VIL. 2500 fl. Gefammtvoranfchlag der Ausgaben auf notpivendige Zwecke 
458,872 fl. 10 fr. 2 pf. 


B. Ausgaben für falultative Zwecke. 


Rap. I. Auf laufende Einnahmen. 

6.1. Beitrag zur Erigenz der Landwirthſchafts- und Gewerbfehulen, und 
zwar zu Kaifersfautern 1135 fl., Speyer 1275 fl., Landau 1068 fl., Zweibrüden 
1102 fl. Znfammen. 4590 fl. 

$. 2, Remunerirung der mit Ertheilung des gewerblichen Unterrichtes be- 
auftragten Lehrer an den Iateinifchen Schulen 1000 fl. 

$. 3. Prämie für das Landgeftüt 1500 fl. 

$. 4, Für zwei Freipläße in der Taubflummenanftalt in Münden 250 fl. 

$.5. Für eine Freiftelle im Blindeninftitut zu Münden 125 fl. 

$. 6. Für den Unterricht in der Seidenzucht und Maulbeerpflanzung 250 fl. 

$. 7. Für den Unterriht in den Schwimmfchulen zu Speyer und Zwei⸗ 
brüden 175 fl. 

$. 8. Zur Erbauung der Bezirköftraßen a) von Dahn nach Hinterweiden- 
thal 1500 fl., b) von Geinsheim nach Germersheim 1500 fl,, c) von Kirch⸗ 
heimbolanden nach Nodenhaufen 2831 fl. 46 fr. Summe 13,771 fl. 46 fr. 


Kap. UI. Auf Erübrigungen resp. den Beſtand der Borjahre. 

$. 1, Weiterer Beitrag zur Erbauung der Bezirksſtraße zwifchen Kirch» 
heimbolanden und Rodenhaufen 618 fl. 14 fr. 

$. 2. Beitrag zur Erbauung der Bezirksftraßge von Kufel nach Kaiferslau- 
tern einfchließlich eines Zahlungsrüdftandes von 2000 fl. an den, durch den 
Landrathsabſchied vom 26. November 1838 bewilligten 10,000 fl. 7000 fl. . 

$. 3. Beitrag zur Unterhaltung der Bezirköftraßen im Allgemeinen 6484 fl. 

$. 4. Refervefond 23 fl. 37 ir. Summe 14,125 fl. 51 fr. Summe bes 
Kap. I. 13,771 fl. 46 ii. Geſammtvoranſchlag der Ausgaben für fafultative 
Zwede 27,897 fl. 37 ir. 


IV. Beftimmung der Dedungsmittel. 
Zur Dedung der Kreisausgaben find folgende Mittel gegeben : 
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A. Für nothwendige Zwede. 

1. Durchlaufende Einnahme für Dienſtwohnungs- und Dienfigründe-An 
fchläge 550 fl. | 

2. Allgemeiner Nettoaverfalzufhuß der Staatskaſſe nach Art. XL. 3.1, 
$. 1, lit. d. des Ausſcheidungsgeſetzes 1400 fl. 

3. Befonderer Nettvaverfalzufhuß der Staatskaſſe für die Ausgaben unter 
II. a. Rap. IV. A. $. 7 und Kap. VI. 3600 fl. 

4. Befonderer Nettoaverfalzufhuß der Staatskaſſe zur Unterhaltung der in 
der III. Finanzperiode neugebauten Staatsftraßen 8175 fl. 

5. Befonderer‘ Nettoaverfalgufchuß für das katholiſche Schullehrerfemina: 
in Speyer 3951 fl. 

6. Surrogat des Nettobetrages der halben Thür- und Fenfterfteuer 15,3% I. 
10 fr. 2 pf. 

7. Befondere Einnahme aus Gemeinde» und Stiftungsmilteln, dem Yn- 
theile an Polizeiftrafen und dem Ertrage der Dammgräfereien 21,995 fl. 

8. Kreisumlage zu 52%, Prozent des Steuerprinzipale im Nettobetrage 
von 433,811 fl., deren Erhebung Wir Hiemit anordnen. Summe 488,872 I. 
10 fr. 2 pf. 

B. Für fatultative Zwede. 

1. Der Aftivreft aus der Rechnung vom Fahre 18%%, 14,125 fl. 51 fr. 

2. Rreisumlage von 1%, Prozent des Steuerprinzipale im Nettoertrage 
von 13,771 fl. 46 fr., deren Einhebung Wir hiemit genehmigen. Summe 
27,897 fl. 37 te. 

V. 

Auf die bei Prüfung des Voranſchlags der Kreisausgaben ) erfolgten 
Aeußerungen und Anträge des Yandrathes ertheilen Wir, in fomweit fi die 
felben auf Gegenflände des landräthlichen Wirkungstreifes beziehen und nidt 
fhon in früheren Landrathsabſchieden befhieden worben find, nachſtehende Ent- 
fchließungen : 

1. Bezüglich der von dem Landrathe beanftandeten Pofition für Anlagı 
bes neuen Dammes am Rheinhäufer Durchftich verweilen Wir auf die hierüber 
Maaß gebende auf das eigene Anerbieten des Landrathes erfolgte Beftimmung 
im Landrathsabfchiede vom 27. Januar 1828 IIL. e. 

2. Dei der Bemerkung hinfichtlich der vermeinten Unzulänglichleit der Po- 
fition von 3900 fl, für Landbauunterhaltung ift dem Landrathe entgangen, dab 
diefe Pofition nur für bie Unterhaltung der den Etats des Minifteriums des 
Innern und des Finanzminifteriums angehörigen Gebäude mit Einfehluß der 
Kultus» und Forftgebäude beſtimmt ift, die Koften für bauliche Unterhaltung 
der übrigen Staats» und Kreisgebäude aber bei den Etats der betreffenden 
Anftalt vorgetragen find, und daß auf ſolche Weife die ganze von ihm vor- 
getragene Bedarfsfumme von 9055 fl. 34 fr, bereits Berückſichtigung gefun- 
ben bat. 
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3. Bir haben mit Befriedigung erfehen, daß der Landrath, von feiner 
früheren Anficht zurückkommend und von der Wichtigkeit des technifchen Unter- 
rihts überzeugt, fich mit der Uebernahme des erforderlichen Aufivandes auf die 
Safultatiofonde des Regierungsbezirkes einverfianden erklärt hat. 

Die wiederholt angerogte Zurüderftattung aus den Sonden für nothwen- 
dige Zwecke würde nur dann flattfinden können, wenn biefen durch Erhöhung 
der Kreisumlagen bie nöthigen Mittel gewährt worben. 

4. Dem Wunſche ernfler und eifriger Betreibung des technifchen Unter⸗ 
rihts an den Tateinifchen Schulen der Pfalz ift bereits durch die an biefen An- 
Ralten eingerichteten, mit gutem Erfolge begleiteten Realkurfe entfprochen. 

Hinfihtlih der Aufftellung eines Lehrers der praftifchen Mechanik an ver 
Kreislandiwirthfchafte- und Gewerbſchule zu Kaiferslautern fehen Wir den wei⸗ 
teren Anträgen Unferer Kreisregierung entgegen. 

5. Wir haben vor, daß, wo immer die Berhältniffe es geflatten, auch 
ferner auf Aufpebung des Schulgeldes in den teutfchen Schulen gegen ange» 
mefene anderweite Dedung des dadurch in den Einnahmen entfiehenden Aus- 
fald Bedacht genommen werde, . 

VI Boranihlag der Straßen-Neubauten. 

Die von dem Landrathe geprüften und ohne Erinnerung gebliebenen 
Soranfhläge über die Straßen- und Brüden-Neubauten für 18%, find nad 
den beftehenden Etats» und Kompetenzbeftimmungen zu vollziehen. 

Bir werden die bei Prüfung berfelben von dem Landrathe geäußerten 
Bünfe mit Rüdficht auf die für Straßen-Neubauten büdgetmäßig verfügbaren 
Mittel näherer Erwägung unterftellen laſſen, und bemerken übrigens, daß bie 
weder zn einer Staats» noch zu einer Bezirköftraße gehörende Straßenfirede 
von dem Marktplatze in Frankenthal bis zum Rheinthor, als dem Berfehre 
mit dem Frankenthaler Kanal und den benachbarten Dörfern dienend, dann 
die ebenfalls nur ald Berbindungs- und Holzabfuhrweg zu betrachtende Straße 
von Frankeneck nah Elmſtein im geeigneten Konkurrenzivege werden bergeftellt 
werben, 

VO. Wünſche und Anträge, 

Auf die in dem befonderen Protokolle vorgetragenen Wanſche und 
Aeußerungen des Landrathes beſchließen Wir, unter der zu V. bereits bezeich⸗ 
neten Beſchränkung, was folgt: 

1. Dem Antrage auf Beiziehung der Staatswaldungen zu den Gemeinde⸗ 
umlagen in ber Pfalz ſteht das Gefe vom 17. November 1837, Art. IIL, 
entgegen. 

2. Bezüglich des Baues einer Eifenbahn in der Pfalz werben Wir be- 
fondere Entfchließung erteilen, nachdem ber deßfallſige Bericht Unferer Kreis⸗ 
tegierung nunmehr eingelaufen if. 

3. Auf die Berbefferung der geringhaltigfien Pfarrgehalte in der Pfalz wird 
bei Feſtſetzung des Büdget der V. Finanzperiode Bedacht genommen werben, 
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Es hat Uns übrigens zur befondern Befriedigung gereicht, in ben dies— 
jährigen Verhandlungen des pfälzifhen Landratfes und den von ihm Uns 
dargebrachten Wünfchen den Ausorud jener treuen Gefinnung und Anhänglid- 
feit wieder zu finden, von welcher Uns Unfere pfälzifchen Unterthanen viel- 
fältige Beweife gegeben haben, und indem Wir demfelben hierüber Unfere 
Anerkennung ausfprechen, bleiben Bir ihm mit Tandesväterlicher Huld und 
Gnade zugethan. 

Kreisfondps und Kreislaften. 
$. 138. Gefeg vom 1, Juli 1834, die Feftfegung des Mari; 
mums der Kreisumlage für das Jahr 185% und die Dedung der auf 
die Kreisfonds hingewiefenen Bedürfniffe betr., Amtsbl. vom Jahre 
1834, M, 39, p. 415, 
Ludwig, K. 

Zur Erfüllung des über Einführung der Landräthe beftehenden Gefehet 
vom 15. Auguft 1828, $. 2, 46 2, Abf. 2, und zur Dedung einiger bringen: 
den, auf die Kreisfonds hingewiefenen Bedürfniffe, haben Wir nah Berne 
mung Unferes Staatsraths, mit Beirat und Zuftimmung Unferer Lieben 
und Getreuen, der Stände des Reiches, befchloffen und verorbnen : 

Art, J. Für jedes der drei Jahre 18’%,, 18°%,,, 18’%, einfhlüffig, wird 
das unüberfchreitbare Marimum der zu erhebenden Kreisumlagen auf die nüm- 
lihen Beträge fefgefegt, wie folde durch das Finanzgeſetz für die drei vordern 
Jahre beftimmt worden find. 

Art. IL. Das Staatsminifterium des Innern ift ermächtigt, für die Dedung 
des Mehrbedarfs zur Unterhaltung der auf Kreisfonds hingemwiefenen Straßen 
die Summe von Ginmalhundert fünfzigtaufend Gulden jährlich aus den 
Eentralfonds für Straßenbauten zu verwenden, jedoch unter dem Borbehalit, 
daß dem letztgedachten Etat die vorgefchoffene Summe wieder refundirt werden 
fol, fo weit am Schluffe eines jeden Finanzjahres die Leber 
fhüffe der Zollerträgniffe über den Büdgetanfag dieſes zu— 
laffen. 

Art. IL Der aus der Umwandlung der landgerichtlichen Sporteltantie 
men in Familiengelver entftandene Mehrbedarf des Etats der Landgeridit, 
im Betrage von 60,000 fl., wird den betreffenden Kreisfonde, vom Jahr 
18°%, anfangend, für die drei übrigen Jahre der dritten Finanzperiode aus 
dem der Penfionsamortifationstafle durch das Finanzgeſetz vom 28. Dezember 
1831 überwiefenen Mehrbetrag der Zaren und Sporteln erfebt. 

Die Staatsregierung repartirt diefe 60,000 fl. nach ermäßigtem Bebärf 
niſſe auf die Kreife und die Rate jeden Kreifes wird dem Zufchufle beigefeht, 
welchen nach $. 21 des Finanzgeſetzes die Kreife aus der Centralſtaatslaſſa fr’ 
balten. 

Sowie hiedurch für die Tantiemenzufhüfle in den legten drei Jahren DM 
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I. Finanzperiode auf gefeßliche Weife Borforge getroffen wird, ebenfo wird 
auch rüdfichtlich der vergangenen drei Jahre biefer Periode aus den nämlichen 
Mitteln jeder Vorſchuß den Kreisfonds erfeßt, den biefe aus der für bie fakul- 
tativen Zwede beftiimmten Summe zur Dedung ſolcher Tantiemenvergütungen 
mittelbar oder unmittelbar geleiftet haben. 

Die Staatsminifterien des Innern und der Finanzen find mit der Voll⸗ 
ziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 


F. 139. Geſetz vom 17. November 1837, die Ausſcheidung der 
Kreislaſten von den Staatslaſten und die Bildung der Kreisfonds 
betr,, Amtsbl. M 74 vom Jahre 1837, p. 595. 


Ludwig, K. 

Bir haben auf dem Grunde des $. 3 des Geſetzes vom 15. Auguft 1828, 
den Sandrath betreffend, nach Bernehmung Unſeres Staatsrathes, mit Bei- 
ratd und Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, 
befihloffen und verorbnen, was folgt: 

Art. I. Nachftehende Ausgaben nehmen vom 1. October 1837 anfangend, 
die Natur nothwendiger, gefeßlich auf die Kreife hingewiefener Laſten an. 

A. Aus dem Etat der Yuftiz. 

Der Gefammt- Staatsdaufwand auf die Appellationsgerichte, die Kreig-, 
Bezirk⸗⸗, Stadt», Handeld- und Wechfelgerichte (erfler und zweiter Inſtanz), 
bie Sriedensgerichte mit Vorbehalt der Beſtimmung des Art. XI. dieſes Ge⸗ 
fees und im Nheinfreife mit Ausnahme der Beamten der Staatöprofuratur, 
B. Aus dem gemeinfhaftliden Etat der Juſtiz und bes Innern. 

Der Gefammt-Staatdaufwand für die Landgerichte nach ihrer jeßigen und 
fünftigen Formation, alfo bezüglich Teßterer auch für diejenigen Behörden oder 
Beamten, welche für einzelne Beftandtheile des dermaligen Tandgerichtlichen 
Gefhäftstreifes beflellt werben follten. 

C. Aus dem allgemeinen Minifterialetat des Innern. 

Der Gefammt-Staatsaufwand auf die Landkommiſſariate. 

D. Aus dem Etat der Staatsanftalten. 

1. Der Gefammt- Staatsaufwand auf das teutfche Schulwefen, auf bie 
Schufleprerfeminarien, dann auf lateinifhe Schulen, Gpmnaften und Lyeeen; 

2. Der Gefammt-Staatsaufivand auf die Stadt, Landgerichts- und Kan 
tond-Phpfifate, die Gerichts- und Polizei» Wundärzte, die Hebammen, Bruns 
nenwärter, Thierärzte und Wafenmeifter, bei letzteren fechs Kathegorien nämlich 
in foweit befondere Berpflichtungen dazu aus Staatsmitteln beſtehen; 

3. Der jeweilige Gefammt-Staatsaufwand auf die als Kreisanftalten bes 
reits beftependen, oder etwa Tünftig zu errichtenden Srrenanftalten, Armenbe⸗ 
fHäftigungs- und Armen und Waifen-Interflüßungsanftalten ; 

4. Der Gefammt-Staatsaufwand auf polytechnifche, Landwirthſchafts⸗ und 
Gewerbfchulen, dann vier Fünftheile der zur Unterflüßung der Landwirthſchaft 
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und Induſtrie beſtimmten allgemeinen, einzelnen Kreiſen nicht ſonſt ſchon ſpeziell 
zugetheilten Fonds; 

5. Der Gefammt-Staatsaufwand auf die Bauverwaltung des Kreiſes, auf 
den Unterhalt der Landbauten, der Straßen und Brüden mit Ausfchluß des 
gefammten Waflerbaues, dagegen im Rbeinkreife mit Einfluß des bisherigen 
Unterhalts der Rheindamm- und Bezirkswegbauten, und in allen von AM 1 
bis 5 aufgeführten Fällen mit Rüdfiht auf Art. IX. des gegenwärtigen 
Geſetzes. 

Art, II. Neubauten gehen auf bie Kreiſe nicht über, ſondern bleiben 
Staatslaft. 

Als Neubauten find zu betrachten: 

A. In dem Bereiche des Straßen- und Brüdenbaues: 

1. die Anlegung ganz neuer Straßenzüge; 

2, die Erhebung ungenügend oder gar nicht funbirter Theile fchon be 
fiehender Straßen; 

3. der Umbau von Straßentheilen, foferne durch denfelben die Fahrbahn 
bis in den Grund erneuert werden muß; 

4, die Erweiterung der beflehenden Straßen oder Straßentheile, foferne 
biefelben entweder eine Ausdehnung des Einfchnittes, oder die Berlegung min- 
deſt eines der beiden Straßengräben nach fich zieht; 

5. die Korrektion beftehender Straßenſtrecken; 

6. die Herftellung von Auf» und Abfahrtspämmen bei Brüden — Durch⸗ 
läffen, foferne dieſelben eine Erhöhung über das Längenprofil der Straßen 
bahn erfordern; 

7. die Herflelung ganz neuer Durdläffe, Stüßmauern und Weggeländer, 
dann im Rheinkreife die Umpflafterung gänzlich ruinos gewordener Drisira- 
verſen. 

B. Aus dem Bereiche des Landbaues: 

1. die Errichtung neuer, und 

2. der gänzliche Wiederaufbau beſtehender Staatsgebäude, dann 

3. jede bauliche Arbeit an letzteren, ſoferne ſelbe mit einer Erweiterung 
bes bebauten Raumes oder mit einer konſtruktiven Veränderung ber Zund« 
mente, der Umfangsmauern und der Dachflächen verbunden ift. 

Art. II. Die Boranfchläge zu ſämmtlichen Straßen» Neubauten werben, 
dringende Fälle ausgenommen, den Landräthen zur Prüfung vorgelegt. 

Art. IV. Auf die Kreisfonds wird ferner in anmiiipen Kreifen über 
wiefen: 

a) der Aufwand auf den Pandrath, die gefeglich normirten Diäten und 
Reifegelder feiner Mitglieder, und deſſen Regie; 

b) die regulativmäßigen Tantiemen der Rent» und Gteuerämter für bie 
Erhebung der Kreisumlagen, vorbehaltlih der befonderen Beflimmungen für 
den Rheinkreis; 


x 
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c) im Rheinkreife der Gefammtaufwand auf Nachläſſe und Nichtwerthe an 
der Grund», Perfonal-, Mobiliar, Thür», Zenfler- und Gewerbfieuer auf 
Zufhüffe zu der Kreisarmenanftalt und auf Unterflüßung der Armen außer 
diefer Anftalt, auf den Unterhalt der Findel- und verlaffenen Kinder, und auf 
Erziehung von Söhnen der Familien, welche fieben Kinder und darüber zäh 
Ien, nah Maafgabe des Gefebes vom 29. Nivose XII. (19, Januar 1805) 5 

d) der Gefammt-Staatsaufwand auf den Transport und die Verpflegung 
der Heimathlofen. 

Art. V. Die Kreife, resp. deren Landräthe find befugt, neben den hier 
gefeglich auf die Kreife überwiefenen Anftalten und Laſten au die Errichtung, 
dundirung und resp. Uebernahme aller derjenigen zu beantragen, welche fie 
für die Wohlfahrt ihrer Kreife nothwendig oder nüßlich erachten, jedoch in Er» 
manglung befonderer, allenfalls auch Privatmittel dafür, nur innerhalb des 
gefeglihen Marimums der ihnen bewilligten Kreisumlagen, oder der Erſpar⸗ 
niſſe aus folchen. 

Irt, VL Alle in den vorhergehenden Artikeln aufgeführten Gattungen ber 
Ausgaben gehen auf die Kreisfonds einfchlüffig der Realerigenzen und fländigen 
Dauausgaben der dazu geſetz⸗ oder verorbnungsmäßig gehörigen Stellen und 
Behörden über, mit bloßer Ausnahme: 

1. etwaiger Mehrbezüge aus früheren Dienftesverhältniffen ; 

2. der Mehrbezüge einzelner Staatsdiener und Angeftellten über den Etat; 

3. der Quieszenzgehalte und Penfionen mit Einfchluß der übrigen, feit 
dem 1, October 1831 auf die Staatskaffe übernommenen Eivilpenfionen bes 
Rheinkreiſes; 

4, der Umzugsgebühren; 

5. der Ausgaben auf Amts» Aus» und Einantwortungen und auf außer- 
ordentliche Bifitationen und Unterfuchungen ; 

6. der Grenzbeaufſichtigungs und Bermarkungs-, dann ber Militär-Eon- 
feriptiongtoften. 

Art. VIL Alle in den vorhergehenden Artikeln nicht ausdrücklich aufge 
führte, oder bezeichnete Staatsanftalten und Staatsausgaben ohne Ausnahme, 
fund und bleiben Staatslaft und anf die Staatsfonds hingewiefen. 

Art. VIIL Der Gefammtbetrag aller nothiwendigen Kreisausgaben wird 
für jede Finanzperiode in dem Büdget derſelben feftgeftellt. 

Art. IX. Die Dedung des Gefammtziffers der Kreisausgaben wirb be- 
wirkt: 

I. Bezüglich der nothwendigen, geſetzlich auf die Kreife hingewieſenen 
Ausgaben, 

1. in fämmtlichen Kreifen: a) durch die auf beflehenden fpeziellen Rechts— 
titeln und Bewilligungen beruhenden Fundations⸗ und Dotationsbeiträge oder 
anderen Reichniffe des Staates oder der Gemeinden, d) durch die vorbehaltlich 
des Stantseigentpums den Kreifen zur Benügung zu überlafienden, zum öffent- 
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lichen Dienſte erforderlichen Staatsgebäude, c) durch Ueberlaſſung der für 
Dienftwohnungen und Dienftgründe berjenigen Beamten, welche zu den auf 
Kreisfonds übergehenden Dienftestathegorien gehören, in jeder Finanzperiode 
etatifirten Summen, d) durch die von der Staatskaſſe zum Gefammtbetrage 
der Kreislaften büdgetmäßig zu leiſtenden Netto-Averfalzufhüffe, e) durch die 
nad $. 2, lit. a. des Landrathögefeges vom 15. Auguft 1828, von drei zu drei 
Sahren in maximo feflzufeßende Kreisumlage für nothwendige Zwecke. 

2. Im Rheinkreife neben den fo eben bezeichneten, ihm verhältnigmäßig 
zulommenden Bezügen, durch Surrogirung des Nettobetrages der halben Thür: 
und Fenfterfteuer aus der Staatskaſſe. 

11. Bezüglich der fakultativen, zu gemeinnüßigen Zweden und Anftalten 
zu veriwendenden Ausgaben durch das nah Maafgabe des $. 2, lit. b. des 
Landrathägefehes vom 15. Auguft 1828, von drei zu drei Jahren feftzufeßend: 
Marimum der Kreisumlagen für fakultative Zwede. 

Il. Die etwaigen Erübrigungen an den jährlihen Averfalzufchüfien aus 
Staatsfonds, oder an den Kreisumlagen und anderen Mitteln verbleiben den 
Kreisfonds, und follen zufolge Art. VII. des Gefeßes, einige Ergänzungen des 
des Gefeßes vom 15. Auguft 1828, die Einführung der Landräthe betrefiend, 
verwendet werben. 

Art. X. Auf die Naturalbezüge, welche zu den auf die Kreisfonde über 
gehenden Dienfigehalten gehören und in dem Staatsbüdget nach Durchſchnitts 
preifen angefebt find, wird mit den Kreifen jährlich nach den Normalpreifen 
abgerechnet. 

XI Die aus etwaigen Beränberungen in dem Beftande der Kreidgränzen 
bervorgehenden Mehrungen und Minderungen der Kreisausgaben find zwilhen 
den betreffenden Kreifen durch entfprechende Erhöhung oder Herabfegung der 
Zufhüflfe aus der Staatskaſſe auszugleichen. 

Ebenfo werben die im Laufe einer Finanzperiode durch neue DOrganifativ 
nen, Reform oder fonflige Veränderung der Gerichts» oder Berwaltungsftelln 
des Kreifes, durch Errichtung neuer Stellen und Behörden, oder burd Ber 
mehrung des Dienftperfonal-Status, oder durch Erhöhung der Befoldungen ia 
Daupt- und Nebenbezügen herbeigeführten Ausgabenmehrungen von den Eentrab 
fonds durch entfprechende Erhöhung des dem betreffenden Kreife aus der Staatt 
kaſſe beftimmten Zuſchuſſes gededt. 

Art. XI. Die Größe und Bertheilung der aus der Staatslaffe an die 
Kreisfonds zu Teiftenden jährlichen Averfalzufhüffe wird mit Nüdficht auf die 
Berfügungen des Art. IX. des Gefeßes, dann auf den zu ermittelnden Bedarl 
ber einzelnen Kreife für jede Finanzperiode bei der Feſtſtellung des Büdgelt 
nad Art. VII. gegenwärtigen Gefeßes beftimmt. | 

Art, XI. Alle Zufhüfle und Abgaben an Geld und Raturalien von drr 
Staatslaffe oder für deren Rechnung von den Kreistaffen an die Kreife, werben 
benfelben opne Aufrechnung irgend eines Beitrages zu dem Erhebunge ⸗ und 
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Berwaltungstoften abgewährt; nur bei den Kreisumlagen werben bie regulativ- 
mäßigen Tantiemen daraus für die allgemeinen Erhebungsämter mit Rüdficht 
auf Art. IV. lit. b. und c. diefes Geſetzes in Anfag gebracht. 

Art. XIV. Die Staatsminifterien der Zufliz, des Innern und der Finan- 
jen find mit dem Bollzuge des gegenwärtigen Gefetes beauftragt. 


$. 140. Hier ift die Stelle des Ständeabfchiedes pro 1838, 
Amtsbl. M 36 vom Jahre 1839, p. 312, nicht zu überfehen: 
„wobei Wir jedoch wiederholt erklären, daß eine Verpflichtung der Eentral« 
fonds zu unbedingter Dedung des Bedarfs aller in dem Ausicheidungsgefeße 
bezeichneten Kreislaften nicht anerkannt werden könne, und daß vielmehr die» 
fer Fond nur die Leiftung jener Zufchüffe an die Kreisfonds obliege, welche 
bis zum Ablaufe der dritten Finanzperiode für jene Laften aus ber Staate- 
faffe beftritten, und wofür in bem Finanzgeſetze der IV. Finanzperiode bie 
erforderlichen Mittel bewilligt worben find.“ 
$. 141. Bon der Ueberfiht der Kreislaften für nothwendige 
Zwede für ein Jahr der IV. Finanzperiode 1854, Amtsbl, M 26 
vom Jahre 1840, p. 153, wird bier nur bie die Pfalz betreffende 


Abtheilung aufgenommen, 
A. Kreislaſten. fl. kr. 
Kap. J. Nachläſſe und Nichtwerthe 4654 — 


Summe des J. Kap. 4654 — 
Kap. II. Etat des Königl. Staatsminiſteriums der Juſtiz. 
$. 1. Appellationsgerichte, dann Handels» und Wechfelge- 


richte IL. Inſtanz 31281 12 
$. 2. Kreis⸗, Stadt⸗ und Dehhſelgerichte 1. Inſtanz — 
$. 3. Bezirksgerichte 30002 45 
$. 4. Friedensgerichte 37463 12 
$. 5. Ständige Bauausgaben 61 30 


Summe des II. Kap. 98808 39 

Kap. I. Etat des Königl. Minifteriums des Innern. Landkommiſſariate. 

$. 1. Befoldungen 26908 — 

$. 2. Regie 21138. 30 

Summe bes TIL. Rap. 48046 30 

Rap. IV. Gemeinfchaftlider Etat der Königl. Staatsminifterien der Juſtiz 
und des Innern. Landgerichte. 

$. 1. Befoldungen a) der Landrichter — — 

b) der Adjunkte, Aſſeſſoren und Aktuare — — 

c) ber Gerichtsdiener — — 

$. 2. Regieausgaben — — 

$. 3. Ständige Bauausgaben —— 

Summe bes IV. Kap. — — 
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Rap. V. Etat der Staatsanftalten, 


A. Erziehung und Bildung. fl. kr. 
5. 1. Allgemeine und befondere Dotation 91435 24 
$. 2. Schulpotationsverbeflerungen 4000 — 
$. 3. Fundations⸗ und botationsmäßige Beiträge — 
§F. 4. Anſchlag der Dienſtwohnungen und Gründe 250 — 


$. 5. Beiträge der Stiftungen zur Exigenz der Studienan⸗ 
falten in der Pfalz, dann Inferiptiondgelder und Miethzinfe von 


Schulgebäuden 1037 — 
$. 6, Erziehung der Söhne von Familien mit 7 Kindern 2500 — 


$. 7. Ständige Bauausgaben — 


Summe von 1524 
B. Gefundpeit. 
§. 1. Stadigerichtsärzte et a 
$. 2, Landgerichtsärzte — 
$. 3. Kantonsärzte 15764 — 
$. 4. Oberwunbärzte — — 
§. 5. Stadigerichts⸗Wundärzte — — 
§. 6. Landgerichts⸗Wundärzte — — 
§F. 7. Thierärzte (Funktionsgehalte) 2400 — 
$. 8. Für Hebammenunterricht 300 — 
$. 9. Allgemeine fanitätspolizeilihe Zwecke 800 — 


Summe bon B. 19264 — 


C Bopitpätigkeit. 
§. 1. Zuſchuß an die Kreisarmenanftalt in Frankenthal 44500 — 
$. 2. Unterſtützung Armer außer diefer Anftalt 2000 — 
$. 3. Unterhalt der Findelkinder mit Einfluß eines Drit- 

theils von den Polizeiftrafen mit 5502 fl. für dieſen Zwed 8502 — 

Summe von C. 55002 — 
D. Sicherheit. 

5. 1. Belohnung für erlegte Raubtpiere 150 — 

Summe von D. 150 — 
E. Induſtrie und Kultur, 


5. 1. Polytechniſche Schulen — — 
§. 2. Kreislandwirthſchafts und Gewerbſchulen 5000 — 
6. 3. Obfibaumfchule in Speyer 600 — 
§. 4. Landgeſtüt 7000 — 


Summe von E, 12600 — 
F. GStraßen- und Brüdenbau. 
$. 1. Auf die Adminiftration 1269 0 
$. 2, Auf Unterhaltung a) der Straßen: 
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1. der mit dem DBeginne der III. Finanzperiode be fl. !r. 





ftandenen Straßenftreden 84393 — 

2. der in ber III. Finanzperiode neugebauten Stra, 
Benftreden 8175 — 
b) der Brüden — 
$, 3. Auf Bezirkswegbauten 4000 — 

F. 4. Auf Dammbauten mit Einſchluß des Erirages ber 
Rheindammgraͤſereien zu 2552 fl. 11279 — 

Summe von FE 120543 30 
Wiederholung. 

A. Erziehung und Bildung 108582 24 
B. Geſundheit 19264 — 
c. Wohlthäatigkeit 55002 — 
D. Sicherheit 150 — 
E. Induſtrie und Kultur’ 12600 — 
F. Straßen- und Brüdenbau 120543 30 
Summe bed V. Rap. 316141 54 
Rap. VI. Lanbbauunterhaltung 3900 — 
Summe bes VI. Rap. 3900 — 
Rap. VIL Koften des Landrathes 1650 — 


Summe des VII. Kap. 1650 — 

Kap. VII. Berpflegung der Heimathlofen — — 
Summe des VIII. Kap. — 

Kap. IX. Marfch: und Verpflegungskoſten inländiſcher Truppen 2500 — 
Summe bes IX. Kap, 2500 — 


Wiederholung. 
Kap. J. Nachläffe und Nichtwerthe 4654 — 
Kap. II. Etat des Königl. Staatsminifteriumd der Juſtiz 98808 39 
Kap. III. Etat des Königl, Minifteriums des Innern 48046 30 


Rap. IV. Gemeinfhaftliher Etat der Königl, Staatsinini« 
ferien der Juſtiz und des Innern — — 


Kap. V. Etat der Staatsanſtalten 316141 54 
Kap. VI. Landbauunterhaltung 3900 — 
Kap. VIL Koſten des Landrathes 1650 — 


Kap. VIIL Berpflegung der Heimathlofen _ — 
Rap. IX. Marfch-Berpflegungstoften inlänbifcher Truppen 2500 — 
Summe 475701 3 
B. Kreisfonds, 

$. 1. Durchlaufende Einnahme für Anfchläge der Dienft- 
wohnungen und Dienfigründe 250 — 

6. 2. Zuſchuß der Eentralfonds an die Kreisfondg zur Eri« 
genz der polptechnifhen Schulen — — 
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$. 3. Netto» Averſalzuſchüſſe der Staatskaſſe einſchließlich A. Mr. 
der fundations⸗ und dotationsmäßigen Beiträge und andere Reid» 
niffe des Staates in Folge fpezieller Rechtstitel — — 
$. 4. Beſonderer Averſalzuſchuß der Staatskaſſe zur Dedung 
des Unterhaltsbedarfes der im Laufe der IH. Finanzperiode neu 
angelegten Staatsftraßen 8175 — 
6. 5. Beſonderer Rettoaverfalzufchuß der Staatsfaffe für die 
Diäten und Reifeloften der Landräthe, dann für die Verpflegung 
der Heimathlofen, ftatt der leßtern in der Pfalz für die Erziehung 
der Söhne aus Familien mit 7 Kindern 3600 — 
$. 6. Kreisumlage zu 4, p. Ct. beziefungsweife in der 
Pfalz zu 527, p. Ct. im Nettobetrage 430600 58 
$. 7. Surrogat des Nettobetrages der halben Thür- und 
Senfterfieuer 15390 10°, 
$. 8. Befondere Einnahmen aus Gemeinde» und Stiftungs- 
mitteln, dem Antheile an Polizeiftrafen und dem Ertrage ber 
Rheindammgräfereien 1851 — 
Summe 476467 ', 
Abgleichung. 


Die Kreisfonds betragen 476467 8), 
Die Kreislaften dagegen 475701 3 
mithin betragen die Kreisfonds mehr 766 57, 


$. 142. Geſetz vom 15. April 1840, Amtsbl. Ma 16, p. 168, 
das Marimum der SKreisumlagen für die Jahre 184% betr. 
Ludwig, 8 

Wir haben nah Bernefmuug Unferes Staatsrathes und mit Beirat 
und Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, In 
Beziehung auf das Marimum der Kreisumlagen für die Jahre 18*%,, 18°, 
und 18%, befhloffen, und verorbnen, was folgt: ’ 

Das unüberfhreitbare Marimum der für jedes ber drei Zahre 18%. 
18°, und 18%, zu erhebenden Kreisumlagen wird feftgefeßt: 

1. zur Dedung der nothwenbigen, gefeglich auf die Kreife hingemiefenen 
Ausgaben auf vier und ein Sechstel Prozent der Steuerprinzipalfummen, oder 
zwei und ein halber Kreuzer vom Steuergulden, in den fieben Kreifen diesfeits 
des Rheins, und fünfzig zwei und ein halbes Prozent der Steuerprinzipal 
fumme in der Pfalz; . 

2. für fafultative Zwede auf ein und zwei Drittheil Progent der Steurr- 
prinzipalfummen, oder einen Kreuzer vom Steuergulden für fämmtliche Kreiſe. 

Die Minifterien des Innern und der Finanzen find mit der Bollziehung 
biefes Geſetzes beauftragt. 


$. 143. Gefe vom 25. Auguft 1843, das Marimum der Kreie— 


Dritter Abfchnitt. — Kreis- und Ortögemeinde, 353 


umlagen im Regierungsbezirfe der Pfalz für die Jahre 184%, 1844 
und 1845 betr,, Amtsbl. vom Jahre 1843, Ma 50, p. 446. 
Ludwig K. 

Wir haben uach Vernehmung Unſeres Staatsrathes und mit Beirath 
und Zuſtimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, 
beſchloſſen und verorbnen, was folgt: 

Das unüberfchreitbare Marimum der in dem Regierungsbezirke ber Pfalz 
für jedes der drei Jahre 18%%,, 18°, und 18%, zu ——— Kreisum⸗ 
lagen wird feſtgeſetzt: 

a) zur Deckung der nothwendigen, geſetzlich auf die — hingewie⸗ 
ſenen Laſten auf zwei und fünfzig und ein halbes Prozent der Steuerprinzipal- 
fumme; 

b) zur Dedung der fakultativen, zu gemeinnüßigen Zweden und Anftalten 
zu verwendendben Ausgaben, auf ein und zwei Drittel Prozent der Steuerprin- 
zipalfumme, oder ein Kreuzer vom Steuergulden. 

Das Minifterium des Innern und das Finanzminifterium find mit bem 
Bollzuge diefes Geſetzes beauftragt. 


$. 144. Ueberficht der Voranfchläge der Kreislaften und Kreis- 
fonds der Pfalz für nothwendige Zwede für ein Jahr ver V. Finanz- 
periode 1845, vide Amtsbl. vom Jahre 1843, M 50, p. 452. 
 & Kreislaſten. 
I. Abſchnitt. Rahläffe und Nichtwerthe. . © 
An der Grund⸗, DEIN, Mobiliar» ꝛc. Steuer 4200 — 
Summe des J. Abfehnittes A200 — 
I. Ablſchnitt. Ausgaben auf die Verwaltung. 
Kap. I. Etat des Königl. Juſtizminiſteriums. 
$. 1. Appellationsgerichte, dann Wechſel⸗ und Handelsge⸗ 


richte IE. Inſtanz 31,382 43 
$. 2. Kreis, Stadt und Wechfelgerichte I. Inſtanz — — 
$. 3. Bezirksgerichte | 29943 22 
6. 4, Sriedensgerichte | | 37361 12 
$. 5. Unterhaltung der Zuftizgebäude und Miethzinſe 1200 — 
$. 6. Ständige Bauausgaben für Juſtizgebäude 


66 — 
| Summe Kap. ı. ° 90958 17 
Kap. MH. Etat des Könige. Minifteriums des Innern. 
$. 1. Ausgaben auf den Landrath a) Diäten und Reifetoften 1340 — 
b) Regie 550 — 
Summe $. 1. 18% — 
$. 2. Ausgaben auf bie Landkommiffarlate a) Befolbungen 26337 — 
- b) Regie 20577 — 
Summe $. 2. ° 46964 — 
Dr. Giebenpfeifen Handbuch der Berfaffung 1 23 
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Hiezu Summe 56.1. 1890 — 
Summe Kap. II. 43354 — 
Kap. I. Etat der Landgerichte, gemeinfchaftlich zwiſchen dem Königl. 
Minifterium des Innern und dem Königl. Juſtizminiſterium. 
§. 1. Defoldungen und Nebenbezüge 
a) der Landridterr . u 
b) der Affefforen, Adjunkten und Altuare _ — 
j c) der Gerichtsdiener — — 
$. 2. Unſtändige Funktionsbezüge der Landrichter nach ber | 
Allerhöchften Verordnung vom 25. Auguft 1833, Art, III. — 
$. 3. Regiekoſten der Landgerichte 
a) für Büreaubedürfniſſe, Diäten und Reiſekoſten, 
Poftporto und Botenlöhne, Miethzinfe für Amts— 
Iofalitäten und Heine Reparaturen — — 
b) Taggebühren für Funktionäre zur Aushülfe in 
außerordentlihen Fällen, und Erigenz zur Fort- 
führung der Hypothekenbücher — — 
$. 4. Ständige Bauausgaben — 
Summe Rap. I. — — 
Heu m  „ u. 484- 
" ", „ I. 99953 17 
Summe des II. Abfehnittes 148807 17 
um. Abſchnitt. Etat der Staatsanftalten in den Kreifen. 
Rap. I. Erziehung und Bildung. 


$. 1. Stubienanftalten . 53705 9 
$. 2. Schullehrerfeminarien 12840 — 
$. 3. Teutſche Schulen, einfchlüffig des Anſchlages der 
Dienfimohnungen und Dienftgründe 43605 54 
$. 4. Stipendien für Studirende an Univerfitäten 2600 — 
$. 5. Zur Erziehung der Söhne von Familien mit 7 Kindern 2350 — 
6. 6, Beiträge für öffentlihe Anftalten und Stiftungen — — 
$. 7. Unterhaltung der Gebäude 1385 — 
$. 8. Neubauten _ - 
$. 9, Ständige Bauausgaben 50 — 


Summe Rap. J. 116686 24 
Kap. IL. Auf Gefundpeit. 


$. 1. Stadtgerichtsärzte : — — 
$. 2. Landgerichtsärzte _ - 
$. 3. Kantonsärzte 15764 — 
$. 4 Wundaͤrzte —— 
$. 5. Tpierärzte 240 — 
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fl. kr. pf. 
5.6. Hebammenunterricht 80 — - 
57 Epidemien und befondere Medizinalkoſten 800 — - 


Summe Kap. 1. ° 19a _ 
Kap. IH. Auf Wohlthätigkeit. 

$. 1. Kreisarmen⸗ und Irrenanſtalt in Frankenthal, ein⸗ 
ſchlüſſig des Taubſtummenunterrichts 51000 — - 
F. 2. Almofen außer der Anftalt 2000 — - 
3. Zum Interhalt der Sindel- und verlaffenen Kinder 15725 20 2 

5.4. Auf die Berpflegung und den Transport der Hei- 
mathlofen Ä un a ie 
Summe Kap. II. 68725 20 2 

Kap. IV. Auf Sicherheit. 

Belofnungen für erlegte Raubthiere 150 — - 
Summe Kap. IV. 150 — - 


Kap. V. Auf Indufirie und Kultur. 


1. Polptechnifche Schulen Ä — m. 
2. Kreislandwirihſchafts⸗ und Gewerbſchulen 4454 44 2 
$. 3. Diäten der Prüfungstommiffäre 200 — = 
4 Geftütanftalt in Zweibrücken | Ä 7000 — - 
I. 3.  Obfibaumfihule in Speyer 600 — - 
6. Obfibaumplantage in Triesdorf — — - 
5.7. Für Biehzucht — —_. 


Summe Kay. V. 12254 44 2 
Kap. VL. Ausgaben auf ven Straßen- und Brüdenbau. 


51. Auf die Adminiſtration 12358 — - 
J. 2. Auf die Unterhaltung a) der Straßen und | 

b) der Brüden . 102916 20 - 

5.3. Auf den Unterhalt der Bezirkswege | 4000 — - 

5. 4. Auf die Rpeindammbauten | 5000 — - 

Summe Kay, VI. 124274 20 - 

Pi u „.W 12254 44 2 

' " v „ IV. 150 — - 

u . „ IM. 68725 20 2 

" n " I. 19764 — - 


oo. " ” I. -  116686°24 - 
Summe bes III. Abfchnittes _ 341854 40 - 
IV. Abſchnitt. Ausgaben auf den Landbau, Ä 
Auf die Unterhaltung der Gebäude 1150 — - 
Summe bes IV. Abſchnittes 1150 — =» 
23 * 
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v. Abſchnitt. Uebrige Ausgaben. fl. ku pf. 

Auf Verpflegung und Transport inländiſcher Truppen 250 — - 

— Summe des V. Abfıhnittes 230 — - 
3ufammenflellung. 

1. Rachläffe und Nichtwerthe 4200 — - 
11. Auf die Berwaltung 148807 17 - 
ım. Etat der Staatsanftalten 341854 49 - 
IV. Ausgaben auf den Landbau 1150 — - 
V. Uebrige Ausgaben 2500 — - 

Sefammifumme der Kreislaften 498512 6- 


B. Dedungsmittel ober Kreisfonds,. 
Kap I. Allgemeine Schuldotation und Berbefferung ber» 


felben Ä 
Kay. II. Befondere Zundationd - und botationsmäßige 
Reichniffe für Erziehung und Bildung 

Kap. I. Durcdlaufender Anfhlag der Dienftmohnungen 
und Dienfigründe 

Kap. IV. Allgemeiner Nettoaverſalzuſchuß der Staatskaſſe 


zum Geſammlbetrag der Kreislaſten 

Kap. V. Beſonderer Nettoaverſalzuſchuß für den Unterhalt 
der in der II. Finanzperiode neu gebauten Staatsſtraßen 8175 — - 

Kap. VI. detto für ben Unterhalt der in der IV. Finanz 
periode neu gebauten Staatöftraßen 1038 — - 

Kay. VIL Befonderer Zufguß aus den Centralfonds für 
die polytechnifchen Schulen 

Rap. VI. Surrogat, bed Nettobetrages der halben Thür: 
und Fenfterfteuer 

Kap. IX. Befondere Einnahmen aus Gemeinde» und Stif- 
tungsmitteln, dem Antpeile an Yolizeiftrafen und dem Ertrage 
der Rheindammgräfereien in ber Pfalz 

Kap. X. Kreisumlage für die Jahre 18%%,, 18%, und 
18°%,,, {m Nettobetrage nad 47, Prozent, in der Pfalz aber 
nad 52%, Prozent : 433199 35 2 

J Geſammtſumme der Kreisfonds 498512 6 - 


— Die der übrigen Kreife fiehe ebendafelbft, p- 452. 

$. 145. Die Geſetze über das Marimum ber Kreisumlagen in 
den übrigen Kreifen für 184%, 1841 und 1845, fiehe Amtsbl. Ms 50 
vom Jahre 1843, p. 445 u. f. 


15390 10 2 


23248 — - 


— — — — 
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Zweite Abtheilung. 


Drtsgemeinde, 
Zum zweiten Eapitel, 
Einwohner. 2. Band, p. 84. 
$. 146. Verfügung der Königl, Kreicregierung, Kammer — 
Innern, vom 11. Januar 1833, Amtsbl. M A, p. 29, das Ueber⸗ 
ziehen von Neueinwandernden in den Rheinkreis von einer Gemeinde 


in die andere betr. 

Es iſt ſchon öfters vorgekommen, daß Ausländer, welche in den Rheinkreis 
einwandern wollen, und mit ihrem Anſuchen um das Gemeindebürgerrecht in 
der Gemeinde, welche fie ſich zu ihrer Anſäßigmachung auserſehen hatten, ab⸗ 
gewiefen wurben, in irgend einer andern Heinern Gemeinde das Gemeindebürs: 
gerecht und damit die Aufnahme in den Unterthansverband fich zu verfihaffen 
wußten, und ſodann darauf geftügt, in Folge der im Rheinkreiſe beſtehenden 
Freizügigkeit, fi alsvald derjenigen Gemeinde, welche fie kurz vorher zurüd- 
gewiefen hatte, oder jeder andern ihnen beliebigen Gemeinde aufpringen wollten. 

Rach den beftehenden Gefeßen können aber neu Einwandernde eine ſolche 
Befugniß zum freien Umzug aus einer Gemeinde in die andere nicht geltend 
machen. 

Nah Art. 1 der Berorbnung vom 9. Auguſt 1816 kann nämlich ein Aug- 
länder nur dann in jeder Gemeinde des Rheinkreiſes feinen Wohnfig nehmen, 
wenn er im Befite des Staatsbürgerrechtes ift. 

Nun kann zwar das Indigenat durch Naturalifation, und zwar nach $. 3 
des Ediktes unter andern auch dadurch erlangt werden, wenn Fremde in bag 
Königreich einwandern, fih darin anfäßig machen, und die Entlaffung aus bem 
fremden perfönlichen Unterthansverbande beigebracht haben; da aber nach $. 7 
und 8 des 1. fonftitutionellen Edikts zur Ausübung des bayerifhen Staats. 
bürgerrechtes außer dem Indigenat und der gefeßlichen Volljährigkeit auch 
noch erfordert wird: 

a) die Anſäßigkeit im Königreiche entweder durch den Beſitz beſteuer— 
ter Gründe, Renten oder Rechte, oder durch Ausübung befteuer- 
ter Gewerbe, oder durch den Eintritt in ein öffentliches Amt, und ' 

b) bei neu Einwandernden ein Zeitverlauf von 6 Jahren, 
fo folgt, daß fein neu Einwanbernder ohne diefe Borbebingungen, indbefondere 
nicht ohne vorher 6 Zahre in einer Gemeinde des Rheinkreiſes auf eine oder 
die andere der eben angegebenen Arten anfäßig gewefen zu fepn, feinen Wohn⸗ 
fit von einer Gemeinde in eine andere verlegen fann, ohne daß bie Gemeinde, 
in welche er ziehen will, ihre Einwilligung dazu gibt. 

Die Lokalbehörden werden demnach hiemit angemwiefen, alle biejenigen, 
welche, in der, Abficht, in den Rheinkreis einzumandern, um das Gemeinde. 
bürgerrecht bei ihmen anfuchen, hierauf aufmerffam zu machen, und bei ber 
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Aufnahme neu Einwandernder, befonders erwerblofer Perfonen, um fo vorfid: 
tiger zu feyn, als fie denfelben dur ihre Aufnahme mindeſtens fechs Jahre 
lang Heimathsrechte zugeſtehen, welche nicht ſelten den Gemeinden eine drüdende 
Laf werden. 


$. 147. Ueber die Bürger» resp, Heimathsrechte find in der 
Snftruftion des Minifteriums des Innern vom 29, November 1834, 
über die Behandlung des Armenwefens, Amtsbl. M 4 vom Jahre 
1835, p. 37, in $. 1 Beitimmungen zur Darnachachtung befannt ge 
macht, welche hier folgen; 


Die Beflimmungen bes Gefeßes vom 24, Vendemiaire II. Jahres, nameni⸗ 
lich die Art. 1 bis 13 und 16 bis 18 des V. Titels, verpflichten jede einzeln 
Gemeinde zur Fürforge für die ihr angehörenden Armen, und feßen zugleis 
feft, wer als Angehöriger einer Gemeinde zu betrachten ift. 


Die im Rheintreife beobachteten Beftimmungen werben zur fernermeiten 
Darnachachtung nachftehend abgedrudt. 


1. „Die Unterftüßungsheimath (domicile de secours) ift der Ort, an wel 
chem der Bedbürftige ein Recht auf öffentliche Unterflüßung hat.“ 

2. „Der Geburtsort iſt die natürliche Unterftüßungspeimatp.” 

3. „Als Geburtsort der Kinder gilt der Drt, an welchem bie Mutter, jur 
Zeit als fie geboren wurden, ihren gewöhnlichen Wohnſitz hatte,“ 

4, „Zur Erwerbung der Unterflüßungspeimath wird ein Aufenthalt von 
einem Jahre in einer Gemeinde erfordert.” 

5, „Der Aufenthalt wird von dem Tage an gerechnet, an weldem die 
Einfchreibung bei der Gemeindebehörbe gefchehen if.“ 

6. „Die Gemeindebehörde kann die Unterflüßungsheimath dem fie An 
fprechenden verweigern, wenn berfelbe nicht mit einem Paffe und mit Zeug 
niffen verfehen ift, welche darthun, daß er kein befimmungslofer Menfch (homme 
sans aveu) ifi” (hierunter {ft zu verſtehen, wer weder Subfiftenzmittel, nos 
Gewerb, noch Gewährsmänner für fih Hat. Art. 3 Tit. I. des Geſetzes vom 
19. bis 22. Auguft 1790 — Sammlung der Berordnungen. IX. Heft ©. 70). 

T. „Bis zu dem Alter von 21 Zahren kann jeder Staatsangehörige oh 
weitere Förmlichkeiten das Necht der Unterſtützungsheimath an feinem Geburts 
orte anfprechen.” 

8. „Nah dem Alter von 21 Jahren wird zur Erlangung der Unterftüßung- 
heimath ein Aufentpalt von 6 Monaten erfordert, wobei zugleich den Borfhril- 
ten der Art. 4, 5 und 6 genügt feyn muß.“ 


9. „Wer feine Unterfüßungspeimath verläßt, um eine andere zu erwerben, 
bat hier diefelben Förmlichkeiten zu beobachten, wie bei der frühern.“ 


10. „Dasfelbe gilt von jenen, welche in ihre früher verlaffene Unterftügung® 
beimatp zurückkehren wollen,“ 
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11. „Niemand kann zu gleicher Zeit in zwei Gemeinden bie — 
heimath befitzen.“ 

12. „Die letzte Heimath wird fo Gange als beibehalten angefehen, ale bie 
zur Erwerbung der neuen erforderliche Frift nicht abgelaufen ifl, vorausgeſetzt, 
daß die erforberlihen Einfchreibungen bei der neuen Gemeindbebehörbe gehörig 
beobachtet worden find. 

13. „Wer ſich in einer Gemeinde verehelicht und 6 Monate in derfelben 
wohnt, erwirbt dadurch das Heimathsrecht.“ 

16. „Jeder Greis, welcher bei einem Alter von 70 Jahren noch Feine Un⸗ 
terfügungsheimath erworben hat, oder vor Erreichung biefes Alters gebrechlich 
wird, fol in dem nächften Hofpital die dringend nothwendige Unterlüßung er⸗ 
halten.“ 

17. „Wer im Laufe ber, zur Erlangung der Unterküßungsheimath erfor» 
berlichen Friſt durch ein fich zugezogenes Gebrechen außer Stand gefeßt wird, 
feinen Lebensunterhalt zu gewinnen, foll ohne Unterſchied des Lebensalters in 
das nächte Hofpital aufgenommen werben.“ 

18., „Jeder, von Unterhaltsmitteln entblößte Kranke, er mag das Heimaths⸗ 
recht befigen oder nicht, foll entweder an feinem faktifchen Wohnorte (Aufent- 
halte) oder im nächften Hofpital unterftüßt werben.“ 

Außerdem find die Befimmungen der mit mehreren teutfhen Bundesſtaa⸗ 
ten (Amtsbl. des Nheinkreifes von 1817 ©. 579, von 1818 ©. 786, von 1821 
6. 113, von 1824 ©. 74, von 1829 ©. 49) befiehenden  Staatsverträge, 
wegen wechfelfeitiger Uebernahme der Baganten und Landſtreicher, bezüglich 
der Heimathsrechte diefer Klaffe von Staatsangehörigen, zu. berüdfichtigen und 
in Anwendung zu bringen. 

$. 148. Außerdem erfchien unterm 11. Dezember 1843 über bie 
Heimaths⸗ und Bürgerrechte der ftabil angeftellten Beamten eine er⸗ 
läuternde Entfchließung des Königl. Minifteriums des Innern, welche 
eine vielfach angeregte Frage löſend, hier aufgenommen wird, 

Minifterium des Innern. 

Auf den Bericht vom 10. Auguft vorigen Jahres in Betreff des Nekurfes, 
welchen der Stadtrath zu N. N. unter dem 17. Juni v. 3. gegen eine Ent- 
fhliefung der Königl. Regierung, Kammer des Innern, vom 15. April v. I, 
bezüglich der Heimath des N. N., Sohn des verlebten Königl. Forfimeiflers 
N N., ergriffen hat, wird, nach Einficht der Berhandlungen, befhloffen: 

„Daß befagte Entfchließung, fofern dadurch die Stadt N. N. als Hei- 
mathögemeinde bes N. N. auf fo lange erflärt ift, als derfelbe nicht anderswo 
einen feloffländigen Wohnſitz aufgefchlagen hat, zu beftätigen, fohin der da⸗ 
gegen eingelegte Rekurs abzumweifen ſey“ : 

und zwar aus folgenden Gründen: 
1, Für die Benrtheilung der Heimathöverhältniffe ver definitiv angeftellten 
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Königl. Beantten und öffentlihen Diener fammt deren Familien in ber Pfalz, 
gibt das in dieſem Regierungsbezirfe ohnehin nur ufuelle Geltung behaup- 
tende Dekret der franzöfifchen Nationalverfammlung vom 24. Vendemiaire 9. II, 
(15. October 1793) contenant des mesures pour l’extinction de la mendiciti 
keine entfcheidende Rorm: da diefes Dekret, feinem ganzen Inhalte und Zwede 
nad, fi nur auf jene Perfonen bezieht, deren Heimath wegen Berufsart und 
fonftiger Yebensverhältnifle der gefeßlichen Regelung und Fürforge bedarf, die 
Heimatheverhältniffe der öffentlichen Beamten aber ganz unberührt gelaffen hat; 
opne Zweifel, weil letztere ipso jure und ohne daß zur befondern Konfatirung 
ihrer Willenserklärung bezüglich der Heimath ein Grund befteht, diefe Heimath 
durch ihren Amtswohnfig nah den zu allen Zeiten anerkannten Grundfägen 
erwerben, fohin einer Erklärung und Einfhreibung in die Gemeinderegiftr 
auch nicht unterworfen find, 

2. Diefe Yüde des Vendemiaire-Defrets, bei welcher die Königl. Beamten 
und deren Familien bezüglich der Heimath rechtlos bleiben würden, if fonad 
im Wege der doftrinellen Gefebesanwendung auszufüllen, und zwar mittelf 
der Befimmungen des in der Pfalz geltenden Civilgeſetzbuchs als gemeinen 
und hier fubfidiären Rechtes, um fo mehr, da gerade hier, und hier allein 
die Domizilsverpältniffe der fonctionaires publics 4 vie genau fefgeftellt find, 
wie es bei feiner andern Klaffe von Unterthanen in gleihem Maafe, felh 
nicht nad) dem Vendemiaire-Defret der Fall ift. 

3. Für diefe Kathegorie von Heimathsberechtigten beſtimmt aber der Art. 
107 des bürgerlihen Geſetzbuches ausdrüdlich, daß die Annahme eines lebens⸗ 
länglichen Amtes (fonctions conferees à vie) die unmittelbare Erlangung 
des Domizild (translation immediate) an dem Orte der Amtsaucübung be 
wirkt, fo daß dieſe kraft des Geſetzes eintretende Domizilserwerbung keiner 
weitern Förmlichkeit, insbefondere nicht der perfönlichen Willenserklärung be 
darf, während nach Art. 106 ebendafelbfi die blos temporär und wider: 
ruflich angeftellten Diener ihren bisherigen Wopnfig behalten, wenn fie nidt 
eine entgegengefeßte Abficht erffärt haben. 

4. Diefer Grundfaß findet feine Betätigung nicht nur 

3) in einem vom Staatsoberhaupte genehmigten Staatrathogutachten vom 
22. Junt 1807 (Merlin rdpertoire tome IV. p. 20), durch welches in eine 
ebenfalls auf gemeindliche, nicht privatrehtliche Berhältniffe bezüglicen 
Brage über die Einführung des Gemeindebürgergeldes, nächſt der Eonftitution 
dv. 3. VII. auf die treffenden Artikel des Civilcodex hingewiefen, diefer fopin 
im Allgemeinen hier ald maaßgebend anerkannt wird, fondern auch 

b) im Art. IIL der Berorbnung vom 9. Auguft 1816, „die Wiedereinfüh- 
zung des Bürgergeldes“ betreffend, wonach die vom Könige ernannten Beam- 
ten ꝛc. ꝛc. vermöge ihres Amtes oder Dienfles den Wohnſitz in der beirei- 
fenden Gemeinde nehmen und zur Entrihtung des Bürgergeldes nur dann 
verpflichtet find, wenn fie (außer der Heimathsberechtigung) durch Guts- oder 
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Gewerböbefig noch den, von der Heimath weſentlich verſchiedenen Anfpruch 
eines eigentlichen Gemeindegliedes auf Teilnahme an den befondern Nugungen 
des forporativen Gemeindevermögens erwerben wollen; eine Beflimmung, bie 
hier befonders deßhalb von Gewicht ift, weil der Art. TIL. eit. zwifchen bür» 
gerlihen und heimathlichen Wohnfige nicht unterfcheidet und den letztern 
um fo mehr in fich begreift, ald die ganze Berorbnung gerade eine Frage des 
Gemeindeverbandes zum Gegenflande hat und dem domicile civil fremd if.“ 

5. Was aber von dem definitiv angeftellten Beamten gilt, muß auch von 
deren minderjährigen Kindern gelten, da diefe Eraft des Geſetzes (Art. 108 
des Civilcodex) den Wopnfig der Eltern miterben und ihn, ſchon nach allge- 
meinen, in der Natur der Sache liegenden und dur alle Rechtsanalogieen 
unterlüßten Grundfäßen, fo lange auch nad erlangter Großjährigteit behalten, 
bis fie ihn aufgeben, resp. eine neue Helmath erwerben. 

6. Da nun A. N, als minderjähriger Knabe von 9 Fahren (geboren 1813) 
feinem nah N. N. als Forftmeifter ernannten Bater folgte, und biefer durch 
feine Ernennung die Heimath in N. N. erwarb, fo hat auh N. N. feinen geſetz⸗ 
lichen Wopnfig und damit die Heimath_ in N. N. miterlangt. und bisher be» 
halten, da nicht nachgewiefen ift, daß er folchen aufgegeben, oder anderwärts 
eine neue Heimath erworben habe. 

Aus diefen Gründen, dann in Betracht, daß, wenn bie öffentlichen Beam- 
ten in Folge $. 24, Ziff. 11 der Inftruftiv» Berorbnung vom 29. November 
1834, über die Armenpflege in der Pfalz zu Gemeindeumlagen für Dedung 
des Armenkaffedefizitd beizutragen angehalten werben können, fie resp. ihre 
möglicherweiſe unterlügungsbebürftigen Relikten yon den Wohlthaten derfelben 
Armenpflege auszufchließen find, mußte die Entfchliefung der Königl, NRegies 
rung, Kammer des Innern, vom 15. April v. 9. beftätiget werben. 2 

— Hieher gehören ferner die Beflimmungen des Ständeabfchies 
des vom 17. November 1837, Amtsbl. M. 67 vom Jahre 1837, 
p- 534, fiehe oben $. 15. 

Zum dritten Eapitel. Vorſtand. 
a) Ernennung und Gehalt. 2. Band, p. 86. 

$. 149. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 17. Jänner 1835, Amtsbl. Ma 6, p- 105, 
die Ernennung der Bürgermeifter und Adjunften, insbefondere die 
Entlaffungsgefuche betr. 

Sn einigen Gemeinden ift „ber Fall vorgelommen, daß Gemeinderäthe, 
ohne Anführung annehmbarer Entfchuldigungsgründe, ſich geweigert haben, bie 
ihnen übertragenen Bürgermeifter- und Adjunktenſtellen anzunehmen oder bie 
angetretenen Funktionen bis zur nächſten Erneuerungsperiode fortzufeßen. 

Da nah dem Art. 13 des organifchen Gefeßes vom 16, Thermidor X. 
und dem genehmigten Staatsrathsgutachten vom 14, Nivose XL, die Bürger- 
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meifter und Adjunkten aus den. Mitgliebern des Gemeinderaths ernannt wer- 
den, fo liegt in ber Uebernahme der Stelle eines Gemeinderathsgliedes zugleich 
die Verbindlichkeit, die Bürgermeifter- und Adjunktenftele im Halle der Ernen- 
nung anzunehmen, und bis zur künftigen periodifchen Erneuerung zu bekleiden. 
Die beftehenden gefeßlichen Beftimmungen,, nach welchen die Gemeinderäthe 
alle zehn Jahre nur zur Hälfte, die Bürgermeifter und Adjunkten aber alle 
fünf Jahre erneuert werden, würden eine zweckmäßige Belegung der Bürger 
meifter- und Adjunktenftelle gerabezu unmöglih machen, wenn es von dem 
Gutdünken der fähigftien Gomeinderathsglievder abhinge, ſich ihrer michtigfen 
Hflichten zu entziehen, ohne zugleich ihre Eigenfhaft ald Gemeinderäthe aufw 
geben. 

Die unterfertigte Stelle hat daher befchlofien, in der Folge Entlaffunge- 
geſuche, welchen nicht anerkannt triftige Gründe zur Seite ſtehen, nur von ſel⸗ 
chen Bürgermeiftern und Adjunkten anzunehmen, welche gleichzeitig ihren Aus- 
tritt aus dem Gemeinderath erflären, damit ihre Stelle daſelbſt fofort burd 
Gemeindeglieder befeßt werben kann, von welchen mehr Gemeinfinn zu hoffen if. 

Die Königl. Landlommiffariate werben beauftragt, die Bürgermeifter und 
Adjunkten, welche die ihnen übertragenen Funktionen nicht annehmen odm 
fortfeßen wollen, jedesmal hieranf aufmerffam zu machen, ihre deßfallſige Er- 
Härung zu erheben und diefelbe mit dem — — anher in Vorlage 
zu bringen. 

— Wegen der Frevel der Gemeinderäthe, ſiehe unten 8. 179 

— Hieher gehören die Beſtimmungen des Ständeabſchieds vom 
17. November 1837, I. Litt. F. Abſ. 3, hinſichtlich der Wirthſchaften 
der Bürgermeifter, fiehe oben $. 15. 

F. 150. Geſetz vom 17. November 1837, den Beſtand umd di 
Wahl der Gemeinderäthe im Rheinkreiſe betr, Amtsbl. Ma 72, p- 581. 


Tudwig, K. 

Bir Haben Uns nah Vernehmung Unferes Staatsrathé und mit Bei- 
ratd und Zuftimmung Unſerer Lieben und Getreuen, der Stände des Reicht, 
bewogen gefunden, in Abficht auf die Bildung der Gemeindebehörben in dem 
Npeinkreife, unter Aufhebung des Art. 15, Abſ. 2 des Gefeßes vom 28. Plu- 
viose Jahr 8 (17. Februar 1800), des Art. 12 des Geſetzes vom 16. Thermider 
10 (A. Auguft 1802) und des Art. I. des faiferlichen Defrets vom 4. Jum 
1806, in fo ferne hieran durch gegenwärtiges Gefe abgeändert wird, zu ver 
fügen, was folgt: 

Art, J. Der Gemeinderatd befteht außer Bürgermeifter und Adjunkten, 
in den Gemeinden bis zu 250 Seelen aus 6, über 250 bis zu 500 ans 8, übe 
500 bis zu 1000 aus 10, über 1000 bis zu 1500 aus 12, über 1500 bis m 
2500 aus 16, über 2500 bis zu 5000 aus 20, über 5000 Serien aus 24 Ni 
gliedern. 
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Jedem nicht flellvertretenden Adjunkten ift der Zutritt zu den Sigungen 
des Gemeinderaths geflattetz es kommt bemfelben jedoch nur eine berathenbe 
Stimme zu. . 

Art. I. Die Wahl diefer Mitglieder erfolgt auch fortan nach Maafgabe 
der biefür gegenwärtig beftehenden Geſetze. 

Die Wählbarkeit der Gemeinderäthe, fey es in den Städten, fey es in ben 
gandgemeinden, unterliegt jedoch feiner befondern Steuerfumme, 

Doch find für die Stelle eines Gemeinderatpes in den Städten nur bies 
ienigen wählbar, welche in den Städten der erften Klaffe (von 10,000 Seelen 
und darüber) im höchftbefleyerten Drittpeile, und in jenen der zweiten Klaſſe 
(von 2500 bis 10,000 Seelen) in ber höchftbefleuerten Hälfte, endlich in ven 
etwaigen Städten und Märkten dritter Klafie Cunter 2500 Seelen) in den 
höhfibefteuerten zwei Drittheilen ber Ortsbürger ſich befinden. 

Jeder Wähler bezeichnet fo viele Namen, als die für die Gemeinde feitge- 
feßte Zahl der Gemeinderäthe beträgt, und überdies noch ein volles Drittheil 
mehr, um in eintretenden Fällen ald Erfaßmänner zu dienen. 

Diejenigen, welche bei ‚diefer Wahl die meiften Stimmen erhalten, find in 
der für die Gemeinde erforderlichen Anzahl, die Gemeinderäthe; die übrigen 
in der Stimmenzahl folgenden gelten, ebenfalls in der für fie erforderlichen 
Zahl, als die Erfagmänner. 

Geder zum Eintritt berufene Erfagmann hat nur diejenige Zeit zu vollen» 
den, welche von dem abgetretenen Gemeinderathe, in deffen Stelle er eintritt, 
noch zu erfüllen gewefen wäre, unbefchabet der etwaigen Wiederwahl, 


Art. II. Bater und Sohn, Bruder und Bruder, Schwiegervater und 
Schwiegerfohn können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Gemeinderathes feyn. 

Trifft die Wahl folhe Verwandte oder Berfohwägerte, fo gebührt der Bor 
jug dem die meiften Stimmen Bereinigenden, und bei Stimmengleichheit dem 
Altern an Jahren. | 

Art. IV. Der Gemeinderath wird in feinen gewählten Mitglievern je 
von 5 zu 5 Jahren zur Hälfte erneuert. 

Der Austritt trifft in der Negel die Dienflälteften, im Falle dt Auf: 
löfung und darauf erfolgten Integral» Erneuerung aber entfheidet bei ver 
nächſten periodifchen halben Wahl das Loos, welche Mitglieder zu der aus— 
tretenden Hälfte gehören. 

Die Austretenden find wieder wählbar. Bei jeder Wahl des ganzen oder 
halben Gemeinderaths hat auch die Wahl des Dritipeils Erfagmänner oder 
der zur Ergänzung biefes Drittheils erforderlichen Anzahl fhatt. 

Außerordentliche Zwifchenwahlen treten ein, wenn bie feflgefeßte Zahl der 
Gemeinderäthe ſich durch einzelne Abgänge ‚fo vermindert hat, daß felbft nach 
Eintritt der Erfagmänner nicht einmal mehr zwei Drittheile in Thätigkeit feyn 
würben. 


Die in Folge dieſer ——— Wahlen gewählten Gemeinderäthe 
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haben nur diejenige Zeit zu vollenden, welche von den Abgetretenen zu erfüllen 
gewefen wäre, jedoch fünnen fie nach diefer Zeit wieder gewählt werben. 

Solche außerordentlihe Wahlen find immer nur unter der Boraudfegung 
zuläſſig, daß bis zur Zeit der orbentlihen Wahlen mehr als noch ſechs volk 

Monate in Mitte Liegen. 

Iſt die Zeit der ordentlichen Wahlen fihon näher gerüdt, fo follen die 
außerorbentlichen Wahlen bis dahin verfihoben bleiben und beide mit einande 
verbunden werben. 

Damit jedoch in der Zwifchenzeit die Gefchäfte nicht Leiden mögen, follen 
in bie Berrihtungen der abgetretenen Gemeinderäthe diejenigen ®emeindeglieder 
eintreten, welche nach ihnen die meiften Stimmen in der legten Wahl erhalten 

und indeffen ihre Wählbarkeit nicht verloren haben. 

Art. V. Der Bahlausfhuß bildet fi) fortan nebft dem Wahltommifiär 

1. bei den Erfagwahlen: a) in den Gemeinden bis zu 500 Seelen aus 
ben drei oder vier nicht austretenden Gemeinderatpsmitgliedern; b) in den 
Gemeinden über 500 Seelen aus den vier an Lebenejahren älteſten der nidt 
austretenden Mitglieder. 

2. bei jeder vollen Erneuerung aus 4 durch das 2008 zu beftimmenden 
Gemeindemitgliedern aus den höchfibefteuerten zwei Drittheilen. 

Art. VI. Wir werden binnen Zahresfrift die Auflöfung der beflehenden 
Gemeinderätpe und deren Integral-Erneuerung nad Maafgabe der vorfchen- 
den gefeglihen Beftimmungen anordnen. 

Art. VI. Das Staatsminifterium des Samen iR mit dem Vollzuge 
gegenwärtigen Gefeßes beauftragt. 

— Siehe auch Abth. I. Litt. F. abſ. ı des vorhin allegirten 
Ständeabſchieds vom 17. November 1837. 

— Hinfihtlih der Ernennung der Bürgermeifter und Adjunfıen 
fiehe oben unter Kreisregierung $. 55. 

F. 151. BVerfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kamma 
bes Innern, vom A. Februar 1838, den Vollzug de Gefeges übe 
ben Befland und die Wahl der Gemeinderäthe betr., Amtsbl. A Il 
p- 79. 

Zum Bollzuge des Gefebes vom 17. November 1837, den Beſtand um 
bie Wahl der Gemeinderäthe in der Pfalz betr, und der vorſtehenden, hieran 
bezüglichen allerpöchften Berorbnung vom 4. Januar d. J., werben nachſie hend 
Vorſchriften ertpeilt: 

1. Die Wahlen gefchepen in der durch die Inftruftion vom 25. Novembe 
1818, Amtobl. XXVI. vorgefchriebenen Form. Die Bürgerliften oder Ba 
zeichniſſe der zur aktiven Waplfäpigkeit berechtigten Bürger find fogleich an dv 
Königl. Landkommiſſariate einzufenden. 

2, Die Bergeichniffe der palfiv wahlfäpigen Bürger in den Städten fin 


a 
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nach Vorſchrift des Abt. IL. des Geſetzes vom 17. November 1837 ungefäumt 
aufzuftellen und, nach vorheriger Revifion, durch den Drud und öffentlichen 
Anfhlag in den betreffenden Städten zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

3. Die Königl. Landtommiffariate haben nah Maafgabe der jüngften 
Soltszäplung eine Tabelle über die Zapl der in jeder Gemeinde ihres Amts- 
dezirls zu wählenden Gemeinderätfe und Erſatzmänner nach den Borfchriften 
der Art, J. und II. des Gefeßes vom 17. November v. 3. aufzuftellen. Die 
hienah in jeder Gemeinde zu wählende Anzahl Gemeinderäthe und Erfagmän- 
nee iſ in der betreffenden Gemeinde bekannt zu machen und eine Abſchrift ver 
Tabelle hieher zu fenden. 

4. Die Bahlen gefhehen unter Leitung der Königl. Landkommiſſäre oder 
ver Königl. Landkommiſſariatsaktuare, welche ſich in dieſes Geſchäft dergeftalt 
zu theilen haben, daß die Wahlen in der durch Art. J. der allerhöchſten Ver⸗ 
dung vom 4. Januar d. J. vorgeſchriebenen Friſt, ohne Unterbrechung der 
übrigen Amtsgefchäfte vollzogen werden können. 

5. Nach vollzgogener Wahl find die Wahlverhandlungen einzufenden, und 
vie Rönigl. Landkommiſſariate haben diefelben mit ihren Vorſchlägen zur ve⸗ 
ſcſung der Bürgermeifter- und Adjunktenſtellen zu begleiten. 

Die Wahlanzeigen über die in den Städten gewählten Gemeinderäthe 
fnd in duplo einzufenden, 

$. 152. Hieher gehört noch als Nachtrag zur Gemeinderaths— 
wahl-Inftruftion vom 25. November 1818, Art. a2, fiehe Siebenpf. 
Handb, 2. B., p. 100, die Bekanntmachung Königl. Regierung vom 
3, April 1838, Amtsbl. M 21, p. 143, daß Deidesheim wieder in 
die Reihe der Städte 2ter Klaffe aufgenommen wurbe. 

Gemeindediener, fiehe 2. Band, p. 109. 

$. 153. Verfügung der Königl. Kreisregierung, Kammer bes 

Innern, vom 9. November 1832, Amtsbl. M 72, p. 644, die Er- 


nnnung des Schußperfonals in den Walbungen ber Gemeinden, 
Stiftungen und Privaten betr. 

Der Art. 47 des Korfiftrafgefeßes von 1831 verfügt: „zum Forſtſchutz 
filen nur volljährige, unbefcholtene Individuen aufgeftellt werden. Werden 
fsthe Individuen von Gemeinden, Öffentlichen Anftalten oder Privaten ange 
keit, fo unterliegt diefe Aufftellung der Betätigung des Königl. Landkommiſ- 
feriats und Forftamts.“ 

Der Bollzug diefer Gefesftelle hat Anfragen erzeugt, welche im Folgenden 
Ihre Beſcheidung finden. 
1, Die Formen bei Anftellungen von Waldſchützen in Waldungen, bie 
Jrivaten angehören, waren bisher durch das Königl. Dekret vom 26. Februar 
1824 (Amtsbl. AS IV.) beftimmt. Da nunmehr außer der forſtamtlichen Ber 
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flätigung auch die des Landkommiſſariats erfordert wird, fo haben die Wald⸗ 
eigentpümer die Anftellungsfignate zuerft dem Königl. Forſtamte, dann dem 
Königl. Landkommiſſariate zu Beifegung ihrer Beflätigung zu präfentiren. Ber 
weigert eine biefer Stellen, oder beide die Beftätignng, fo fteht dem Waldei⸗ 
genthümer nach Art, 2 des angeführten Dekrets die Berufung an die unter 
zeichnete Kreisregierung offen. 

2. Wie bei Beflätigung der Waldſchützen von Gemeinden und Stiftungen 
zu verfahren fey, ift im Wefentlihen durch die bdiesfeitige Berfügung vom 
24. Juli 1822 (Intelligenzblatt As 131) vorgeſchrieben. Nur ändert fid die 
Formel der Bekätigung. Das Königl. Landkommiſſariat fegt nämlich der Br- 
rathichlagung Folgendes bei: „Vorſtehende Ernennung wird unter Zuftimmung 
des Königl. Forſtamts N. hiemit beftätigt. 

3. Wenn Feldſchützen au zur Waldput verwendet werben follen, bedürfen 
fie dafür einer befondern Ernennung, hinfichtlich welcher dasſelbe zu beobachten 
if, wie bei ben Waldſchützeu. 

4. Wenn gleich das betreffende Königl. Forflamt und Landkommiſſariat 
über die Berwerfung eines von einer Gemeinde oder Stiftung ernannten 
Waldſchützen einverfianden wären, flieht ihnen dennoch, wenn bie Gemeinde 
oder Stiftung auf dem von ihre benannten Individuum beharrt, weder einzeln 
noch vereint, das Necht zu, fogleich von Amtswegen ein anderes zu ernennen, 
fondern es find die Alten an unterzeichnete Kreisregierung zur Entſcheidung 
vorzulegen. 

5. Wenn dagegen eine Gemeinde oder Stiftung in der Anftellung einer 
zureichenden Anzapl von Waldſchützen oder in Beftimmung ihres Gehaltet 
überhaupt fäumig wäre, ober nach befinitiver Berwerfung ihrer Wahl dennos 
darauf beharrte, fo ernennt das Königl. Landkommiſſariat und regulirt die 
Gehalte, auf Antrag des Königl. Forftamtes und in Gemäßheit des Gefegei 
vom 29. September 1791. 


$. 154. Befanntmahung der Königl. Regierung der Pfalz vom 
2. November 1837, Amtsbl. M 62, p. 495, die Äußere Abzeichnung 
der Gemeindediener, Orts- und Flurwächter betr. 


Um den Gemeindedienern, Orts» und Flurwächtern ein beftimmtes Dient- 
zeichen zuzuwenden, und auf biefe Weife zu bewirken, daß ihre Eigenfchaft ald 
Öffentliche Diener von Riemanden verlannt werben könne, gewähren Seine 
Maieftät denfelben eine hellblaue Armbinde mit weiß metallenem Schilde, 
auf welchem in durchbrochener Schrift das Wort „Gemeindedienſt“ anzu 
bringen if, 

Mit Hinweifung auf die Beflimmungen des Strafgefeßbuchs vom Jahr 
1810, Sektion IV. Kap, 3 Tit. 1. 3. Buche, und Art. 9 und 16 des Gtrafpr- 
zedurgeſetzbuchs, wird diefe Allerhöchſte Anorbnung zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, 
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Die Königl. Landkommiffariate und die Bürgermeifterämter haben Sorge 
mu fragen, daß biefes an dem rechten Arm anzubringende Abzeichen von den 
deldſchützen und übrigen Gemeindedienern flets im Dienfte getragen werde. 

$. 155. Verfügung der Kreisregierung vom 15. Juni 1835, 
Amtsbl. Ma 26, p. 286, die Waffenfcheine für die Gemeindewald- 
ſhützen betr. | 

Nachdem fih Zweifel ergeben haben, in welder Form die Waffenfcheine 
für jene Gemeindewaldſchützen auszuftellen feyen, die in befonderen Fällen in 
Gemäßheit der biesfeitigen Berfügung vom 12, November 1830 ermächtigt 
wurden, Feuergewehre zu tragen, fo wird hiemit verfügt, daß diefe Waffen» 
heine in derſelben Weife ausgefertigt werben follen, wie foldes für das 
sorfiperfonale in den Staatswaldungen gefchiehet. 

Die Königl. Landkommiſſariate haben daher jedesmal die Anzeige ander 
ju erfiatten, wenn Gemeindewaldpütern Waffenſcheine zu ertheilen find, worauf 
die Ausfertigung derſelben erfolgen wird. 

F. 156. Eine Verfügung der Kreisregierung, Kammer des In— 
een, vom 5. Juli 1836, Amtsbl. Mu. 32, p. 380, ordnet an, daß 
nr folhen Waldſchützen das Tragen der Feuergewehre geflattet wer- 
den folfe, welche, in Folge befonderer örtlicher Dienftverhältniffe, des 
Schutzes ſolcher Waffen bedürfen, und die durch ihre Moralität und 
ein befonnenes Benehmen Bürgfchaft geben, daß fie die ertheilte Er- 
lauhniß nicht mißbrauchen werben, | 


— Die Dienftesverhältniffe der Kommunal Forftbeamten, fiehe 
unten $. 186, 


») Wirkungskreis und Gefhäftsgang. 
Siehe Handb. 2. Band, p. 105 u. f. f. 


$. 157. Berfügung der Königl, Kreisregierung vom 5, März 
1831, Amtsbl, M 13, p- S6, bie Derfleigerungen von Gemeindegü- 


tern betr. 

In der Inſtruktion über die Tilgung der Gemeindefchulden vom 31. De- 
jember 1817 wurde verfügt, baß die Noötarien, welche Berfleigerungen von 
Grmeindegütern abhalten, zwei Expeditionen derfelben auf freiem Papier zum’ 
Gebrauch der IRRFHRTONTUNG und des betreffenden Landkommiſſariais zu Kiefern 
hätten, 

Die Gründe, welche jene Berfügungen veranlaßten, befiehen nicht mehr; 
*8 find alfo auch in Zukunft keine ſolche Abfchriften mehr einzuliefern, deren: 
Koſten nicht ferner in Rechnung paffiren können, 


$. 158. Berfügung ber Regierung bes Rheinkreiſes, Kammer: 
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des Innern, vom 21. September 1832, Amtsbl. Mi 62, p. 552, die 
Bekanntmachung der Gefege und Verordnungen betr. 

Da es für die Gemeinden von mefentlichem Intereſſe tft, daß befonbers 
die Mitglieder des Gemeinderaths alle Gefebe und Berorbnungen genau ken, 
nen, welche die Gemeindeverwaltung auf irgend eine Weife berühren, fo fickt 
man fich veranlaßt, zu verfügen, daß alle Geſetze und Verordnungen jederzeit 
nach ihrer Promulgation durch das Amtsblatt dem Gemeinderathe bei feine 
erſten barauf folgenden Sißung durch den Ortsvorftand befannt gemacht werden. 

Die Königl Landlommiffariate werben fich bei ihren Umreifen und bei 
fonftigen Gelegenpeiten verläßigen, ob biefer Verfügung pünktlich nachgelom- 
men werbe. 

$. 159. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 9. Juli 1833, Amtsbl. Mu 37, p. 368, 
öffentliche Verſteigerung von Gemeindeobjekten betr. 

Man findet fi veranlagt, ſämmtliche Bürgermeifter und Einnehmer au 
merkſam zu machen, daß auch ganz geringfügige Objekte, welche den Gemein 
den angehören, nur im Wege der öffentlihen Berfleigerung veräußert werden 
dürfen, daß darüber jedesmal ein fehriftlihes Protokoll abgefaßt, diefes in das 
Repertorium eingetragen und einregiftrirt werden muß. 

Sndem die Bürgermeifter und Einnehmer fi genau an bdiefe fo oft wie 
derholte Verfügung binden, ſchützen fie fih gegen Denuntiationen ihrer Ber 
walteten, welche damit oft nach Berlauf mehrerer Jahre erft hervortreten, un 
vermeiden die hohen Geldftrafen, welche die Geſetze über Enregiftrement und 
Stempel auf die Zumwiderhandlungen legen. 

$. 160. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 19, November 1834, Amtsbl. Mr 61, p. 
608,‘ die Aufbewahrung der Eivilftandsregifter in den Gemeindear- 
chiven betr. | 

Es {ft zur Anzeige gefommen, daß die Eivilfiandsregifter zuweilen dus 
die Gemeindefchreiber aus den Gemeindearchiven in ihre Wohnungen verbradt 
werben. 

Wegen der nachtheiligen Folgen, die hieraus entſtehen können, werben bie 
Bürgermeifterämter andurch angemwiefen, dieſes gefegwidrige Verfahren der Or 
meindefchreiber überall abzuftellen, und bafür Sorge zu tragen, daß bie Givil- 
RRandsregifter nach Vorſchrift des Art. 43 des Civilgeſetzbuchs fortwährend in 
den Gemeindearhiven gehörig verwahrt werben. 

Die Königl. Yandlommiffäre haben fi -von dem Bollzuge biefer Anord- 
nung bei ihren Amtsumzeifen zu überzeugen. 


$. 161. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 12, November 1834, Amtsbl. Mr 61, 
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p- 608, die Austellung amtlicher Zeugniffe bei Ba a a a de 
durch die Ortsvorſtände betr. 

Nachdem die unmittelbare Ausftelung amtlicher Leumundszeugniſſe — 
die Ortsvorſtände (Bürgermeiſter, Adjunkten und Gemeinderäthe) an bie v. 
tpeiligten, und Zwar: 

a) während der ftrafrechtlihen Prozedur für den Zwed der Vertheidigung, 
und 

b) nach gefälltem Strafurtheil zur Begründung von Begnadigungsgeſuchen, 
zu Folge häufiger, erft neuerlich beflätigten Wahrnehmungen, fehon in mehr- 
faher Hinfiht Machtheile und Mißbräuche zur Folge gehabt haben und häufig 
den betreffenden Individuen im Sinne ihrer Zwede Eigenfchaften oder Anftände 
bezeugt werben, welche fih bei einer pflichtmäßigen und gründlichen Unter- 
inhung als durchaus unbegründet nachweifen; 
fo werden, um dieſen Mißbräuchen zu begegnen und um den Zeugniffen der 
Drtsbehörden den ihnen gebührenden Charakter innerer Glaubwürdigkeit zu 
fiheen, fämmtlihe Bürgermeifter, Adjunkten und Gemeinderäthe, in Gemäßpeit 
einer Minifterialentfhliegung vom 27, v. M., hiemit angewiefen, Leumunds- 
zeugniffe für in Unterfuhung befindliche oder bereits verurtheilte 
Individuen nur auf vorgängige amtlihe Aufforderung der betreffen- 
den Gerichtöbehörden und zwar verfchloffen zu Handen der requirkrenden 
Gerichtsbehörden auszuftellen. 


— Die Angabe der Duotitäten der Renten von Gemeinden und 
Stiftungen im metrifchen Maaße, fiehe 6. Bud, $. 86. 

F. 162. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 17. Jänner 1835, Amtsbl. Mu 6, p. 105, 
die Amtsübergabe bei den Perfonalveränderungen der Bürgermeifter. 
betr, 

Die unterfertigte Stelle hat wahrgenommen, daß nicht allenthalben bei 
eintretenden Beränderungen in der Perfon der Bürgermeifter fürmliche Amtg- 
übergaben ftatt finden. 

Die Königl. Landkommiſſariate werden daher angemiefen, mit aller Sorg- 
falt darüber zu wachen, daß, fo oft ein Bürgermeifter neu ernannt wird, 
fämmtliche Bürgermeifterei-Akten, Geräthichaften und Gemeindemobilten genau 
verzeichnet und hierüber gemeinfchaftlich von dem audtretenden und dem neu 
ernannten Bürgermeifter ein Inventarium in dreifacher Ausfertigung aufae- 
nommen werde, wovon eine Ausfertigung im Gemeindearchiv aufbewahrt, das 
zweite dem austretenden Bürgermeifter zugeflellt, und das dritte in der Re— 
giſtratur des Königl. Landkommiffariats hinterlegt werden foll. | 


$. 163. Eine Verfügung der Königl, Regierung des Rhein: 
freifes vom 27. April 1835, Amtsbl. Mi 20, p. 234, weist Die Orts⸗ 
Dr. Sich npfeif f Be "nr Berfaffung x. 24 
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vorſtände an, die zu regiftrirenden Afte unverzüglich nach Anfertigung 
ven Landfommiffariaten zur Genehmigung vorzulegen, welch letztert 
ihrerſeits die Genehmigung ohne Grund nicht verzögern dürfen, damit 
die Einregiſtrirung in gehöriger Friſt erfolge. 

— Die Ausſtellung der Zeugniſſe für Studirende an ter Hod— 
ſchule zum Zwede der Honorar» Befreiung durd die Ortsvorftänt, 
Amtsbl. vom Jahre 1836, M 40, p. 452, und Amtebl. vom Jahre 
1837, Ma 16, p- 113, fiehe unter Univerfität im 3. Bud, $. 1% 
und 197. 


g. 164. Unterm 10. Jänner 1837, Amtsbl. M 6, p- 48, wur 
den die Ortsvorftände wiederholt angewiefen, alfe civilrechtlichen Akten 
und Verträge in das Repertorium einzutragen und fi feine Aut 
Yaffungen zu erlauben. 


F. 165. Verfügung der Königl. Regierung bee Rheinkreiſes 
Kammer des Innern, vom 3. Mai 1837, Amtsbl. Añ 31, p. 7, 
den Gebrauch der Mutationd- und Seftionsregifter bei Güteraufnapm 


protofollen betr. 

Yeber den Vollzug des Art. 5 des Zwangsveräußerungsgeſetzes dom 1. Juni 
1822, welches unter Strafe der Richtigkeit verfügt, daß der Notär in der & 
meinde, wo die Güter des Schuldners liegen, unter Zuziehung des Bürger 
meifters oder feines Adjunften aus dem Sektions⸗ oder Mutationsbude der 
Gemeinde, die genaue Befchreibung der Güter ausztehe, haben ſich Anftänk 
ergeben, indem bie Bürgermeifter ſich nit für verpflichtet, resp. befugt erad 
teten, die Seftionsbüder, Bannkarten ꝛc. aus ihrem Amtslofale, in melden 
diefelben aufbewahrt find, verbringen zu faffen. 

In den Gemeinden, welche zugleich Sit eines Bürgermeiſters find, tom 
es keinem Zweifel unterliegen, daß von den Settionsbüchern, Bannlarten x. mat 
in dem Amtslotale des Bürgermeifters, Amtseinfiht genommen werben kön. 

Wenn dagegen Güteraufnahmen in ſolchen Gemeinden, welche nicht zuglas 
Bürgermeiflereiorte find, vorgenommen werben follen, fo liegt es im der Kain 
der Sache, daß die betreffenden Bücher und Karten dahin verbracht, und bi 
dem einfcblägigen Bürgermeifterei-Adjunften zur Benügung niedergelegt wer 
den müffen. Die Notarien können jedoch nicht verlangen, daß die Büder un 
Karten ihnen ausgeliefert werden, fondern fie haben jedesmal an bad dettt · 
fende Bürgermeifteramt das Anfinnen zu ftellen, daß die Bücher und Karin 
gegen Bergütung ber Transportkoften in die zu bezeihnende Gemeinde dx 
bracht werben. 

Die Bürgermeifterämter haben dieſem Anfinnen unweigerlich zu entipm 
hen, und die bezeichneten Bücher und Karten zur beflimmten Zeit an ben de 
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treffenden Adjunkten zu fenden, welcher diefelben nah gemachtem Gebrauche 
wieder an den Bürgermeifter zurückliefert. 


— Die Verfügung der Königl. — des Rheinkreiſes vom 
27. Mai 1837, Amtsbl. M, 35, p. ‚ die Ausgaben auf den Al⸗ 
moſenfond betr., ſiehe unten ee $. 207. 

— Die Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kam⸗ 
mer des Innern, vom 5. Juli 1837, Amtsbl. M, 40, p. 319, die An- 
zeige des Ablebens der mit einer Bormundfchaft beffeideten Perfonen 
betr., fiehe unten 2. Bud), $. 83. 

$. 166. Befanntmahung der Könige, Regierung des NRheinfrei- 
ſes vom 14. October 1837, Amtsbl. M 60, p. 479, Förmlichfeiten 
bei Erhebung yon GStiftungsfapitalzinfen aus öfterreichifchen Kaffen 
betreffend. 

Nachdem die Zufendungen ber Königl. Bayer. Stiftungsverwaltungen 
Behufs der Erhebung der Zinfen von ihren in Defterreich anliegenden Kapi- 
talien Häufig mangelhaft find, mwodurd die Zingerhebung Anftände und Ber- 
jögerung erfährt, fo werden die Stiftungsverwaltungen aufmerffam gemacht, 
daß ein gehörig Tegalifirtes Eriftenzzeugniß der Stiftung, dann die genauefte 
Bezeichnung der Obligation unter Angabe ihrer Nummern und bes Tages und 
Ortes ihrer Austellung als unerläßliche Borbebingungen erſcheinen, ohne deren 
Erfüllung nie von den 8. K. Stellen, einem Gefuche um Ausfolgelaffung ver- 
fallener Stiftungszinfe Folge gegeben wird. 

$. 167. Berfügung Königl. Regierung der Pfalz, Kammer des 
nnern, vom 15. März 1833, Amtsbl. M 18, p. 122, die Aufnahme 
von Privatakten durch Angeftellte gegen Belohnung betr, 

Des beftehenden, namentlich durch die allerhöchfte Berorbnung vom 7. 
September 1820 (Amtsbl. Stüd IX., pag. 140) ausgefprochenen Berbots 
ohnerachtet follen ſich Perfonen, die. im öffentlichen Dienfe angeftellt find, er- 
lauben, die Fertigung von Urkunden über Berträge und andere Rechtsgefchäfte 
gegen Belohnung zu übernefmen. Sämmtlihe ber Königl. Regierung ber 
Pfalz untergeorbnete Stantsdiener, Bürgermeifter und Schullehrer werben wie, 
derholt auf jenes Verbot aufmerffam gemacht, mit dem Beifügen, daß im Ueber⸗ 
tretungsfalle auf die durch Die angeführte allerhöchfte Verorbnung ausgefprochene 
Strafe von 10 Gulden im Disziplinarwege erkannt werben wird, 

F. 168. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 20. Auguft 1838, Amtsbl. M 43, p- 350, bie 
Amtsverrichtungen der Bürgermeifter in Wirthshäufern betr. 

Man hat in Erfahrung gebracht, daß Bürgermeifter, welche zugleich Wirth" 
(haft treiben, häufig ihre Amtsverrichtungen in den Wirtpäftuben en 

24 


372 Grfted Buch. — Staatsrecht. 


und dafeloft nicht allein die Berfteigerungen abhalten, fondern fogar die Hei. 
rathsakten abfchließen. 

Diefer Mißbrauch wird hiemit förmlich unterfagt und den Bürgermeiftern 
bei Strafe der Entlaffung aufgegeben, ihre Amtsverrichtungen nur in dem 
dazy beftimmten Gemeindelofale vorzunehmen, 

— Die Gebühren der Bürgermeifter für die Auszüge aus den 
Regiftern über die geworfenen Kälber, fiehe 3. Buch, $. 121. 

— Die Verpflichtungen der Bürgermeifter hinfichtlich der Beauf— 
fihtigung der in ihrem Amtsbezirfe Tiegenden Straßen, fiehe 4. Bud, 
$. 74. 

— Unterm 9. Auguft 1839, Amtsbl. M 40, p. 345, wurden 
die Königl. Rentämter angewiefen, die Zuwiderhandlungen gegen bat 
oben sub $. 167 erfcheinende Verbot vorfommenden Falls anzuzeigen. 

$- 169. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz vom a. 
Jänner 1840, Amtsbl. Mr A, p. 25, die gefegliche Affiftenz der Tri 
polizeibehörden bei Hausfuchungen durch das Forſtperſonal betr. 

Es ift der Fall vorgelommen, daß ein Bürgermeifter dem requirirenden 
Forfidiener bei einer vorzunehmenden Hausfuhung weder perfönlich afkirte, 
noch den Adjunkten oder Polizeifommiffär oder einen Gemeinderath dazu belr 
girte, fondern einen Polizeidiener damit beauftragte. Der Frevler wurde von 
bem Forfigerichte wegen Gefegwidrigfeit des formellen Berfahreng freigefpronen. 

Der Art. 54 des Forfifirafgefeßes für die Pfalz enthält im Abf. 2 und 3 
ausdrücklich folgende Beflimmungen : 

„Den Forfidienern iſt fireng unterfagt, Wohnungen, Gebäude und angter- 
zende geſchloſſene Hofräume zu betreten, ohne Begleitung des Ortsbürgermei- 
ſters oder Adjunften, oder des Polizeitommiffärs, oder bei ihrer Abmwefenheit 
oder Verhinderung ohne Begleitung eines Mitgliedes des Gemeinderaths“ 

„Diefe Beamten dürfen fih nicht weigern, die Forftdiener 
auf erhaltene Einladung und fpezielle Angabe der Gegenftände die We 
verfolgen, und der etwaigen Verdachtgründe fogleich zu begleiten.“ 

Man fieht fih veranlaßt auf diefe gefeßliche Verpflichtung die benannten 
Beamten mit dem Bemerken hinzumeifen, daß hienach jede weitere Delegation 
auf andere als die im Gefeße bezeichneten Individuen ausgefchloffen fey, und 
daß jede Weigerung dem gefeglichen Rufe zu folgen, beim Nihtvorhandeniepn 
ureichender Entfchuldigungsgründe die firengfle disziplinare Einfchreitung zu 
Bolge haben werbe. 

F. 170. Beſchluß der Königl. Kreisregierung vom 18. Dezem- 
ber 1840, Amtsbl. Ma 76, p. 472, die Affiftenzleiftung der Gemeinte- 
vorftände bei Hausfuhungen zu Entdeckung der Forfifrevel betr. 

In Berüdfihtigung, daß den Bürgermeiftern, Adiunften und Gemeinde 
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räthen, welche nach Art. 54 Abſatz 3 und 4 des Forfiftrafgefeßes vom 28. De- 
jember 1831 verpflichtet find, die Forfidiener bei den Hausfuhungen zu Ent- 
vefung von Forftfrevel zu begleiten, eine billige Entfhäbigung für jene 
Berfäumniffe gebühre, die denfelben aus obiger Berpflichtung erwächst, und in 
Erwägung, daß die Gebühren für folhe Hausfußungen zu Konflatirung der 
Forfifrevel einen Theil der Unterfuchungsfoften bilden, die von dem Forfifiraf- 
fond zu übernehmen find: 

Befchließt die unterfertigte Stelle: 

1. Für die Begleitung der Forftdiener bei Hausfuhungen zu Entdedung 
und Konftatirung von Forfifreveln, wird den Bürgermeiftern, Adjunkten und 
Gemeinderäthen eine Gebühr bewilligt, die nach Vakationen von je drei Stun: 
den zu berechnen ift. 

2. Die Gebühren für eine volle Bakation betragen 24 kr.; für eine halbe 
12 fr., und für ein Drittheil 8 Er. 

3. Der Forfidiener hat dem ihn begleitenden Ortsvorſtande jedesmal eine 
Beiheinigung über, die geleiftete Aſſiſtenz auszuftellen, in welder die Zahl 
der vorgenommenen Hausfuhungen, die Namen derjenigen, gegen welche die 
Hausfuhung gerichtet war, und die hierauf verwendete Zeit genau anzuge- 
ben find. 
4. Diefe Beſcheinigungen werben monatlich mit einem VBerzeichniffe durch 
das Bürgermeifteramt an das betreffende Königl. Landfommiffartat gefendet, 
welches diefelbe taxirt und auf den Forfiftraffond zur Zahlung anweifet. 

5. In der Gemeinde find alljährlich durch den Gemeinderath drei Mitglie- 
der des Gemeinderaths zu bezeichnen, welche die Forſtdiener abwechfelnd zu 
begleiten haben, wenn ber Burgermeifter oder ber Adjunkt verhindert ſeyn foll- 
ten, die Affiftenz felbft zu leiten. Die Namen der alfo PEIUIEN Gemeinde- 
räthe find den betreffenden Forfibehörden anzuzeigen. 

6. Die Königl. Landlommiffariate haben den Bollzug diefes Befchluffes 
zu überwachen. 


$. 171. Entſchließung der Finanzfammer vom 21. April 1841, 
Amtsbl. M 32, p. 2a, die Eintragung der Privataften in die bür- 
germeifteramtlichen Nepertorien betr. 


Es haben fih Zweifel darüber erhoben, ob die von den Bürgermeiftern, 
Namens der Gemeinden, über Eigenthumsübertrag oder Nutznießung von Im— 
mobilien an oder von Privaten, unter Privatunterfchrift errichteien Akten in 
das bürgermeifleramtliche NRepertorium einzutragen feyen, oder nicht? Nach 
Anfiht des Art, 49 des Einregiftrirungsgefeßes vom 22, Frimaire VIL, des 
faiferlichen Defreted vom 4. Messidor XIIL, der Generalinfiruftion 2 293 
und 454, — dann der Inftruftion vom 17. November 1826, die Gemeindeakten 
betreffend, in specie. der $$. 6, 7, 37 und 90, welche einen Unterfchied machen 
zwifchen bürgermeifteramtlichen Alten, denen der Charakter der Deffentlichkeit 
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inwohnt, und die deßhalb auch den Notariatsakten ꝛc. gleichgeachtet find, dann 
zwifchen den Akten, welche der Bürgermeifter im Intereſſe ber Gemeinde unter 
Beobachtung des Art. 1325 des Eivilgefegbuches, aus freier Hand mit Dritten 
unter Privatunterfchrift errichtet, und in Erwägung, daß die geſetzlichen Gründ 
nicht vorliegen, auch bie Akten der legten Gattung dem Repertoriumseintra; 
zu untertverfen, weil die Eriftenz des Altes durch die allegirte civilgeſetzlich 
Vorſchrift, die Erfüllung der Einregifirirungspflicht dagegen durch die Belim- 
mungen ber Art. 22 und 38 des Cinregiftrirgefeßes und des Art. 1328 des 
Civilgeſetzbuches, dann durch die im benannten Dekrete vom 4, Messidor XII. 
angeordnete Aktenverifitation von Seite der Königl. Domäneninfpeftoren m 
durch die Prüfung der Gemeinderechnungen gefichert wird, aus diefen Gründen 
fol e8 auch fernerhin bei der bisherigen Hebung, wonach bezeichnete Privat 
atten in das bürgermeifteramtliche Repertorium nicht einzutragen find, fein 
Berbleiben haben. 
Diefes wird zur Darnachachtung bekannt gemacht. 


Viertes Gapitel, 


Gemeindehauspalt, 
Zu Tit. I. Bermögen. GSiebenpf. Handb. 2. Band, p. 117. 
$.1. Grundgäüter. 

$. 172. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 3. Februar 1838, Amtsbl. M 12, p. 85, Eingrik 
in das Gemeinde-Eigenthum betr. 

Schon mehrmals hat die unterzeichnete Stelle die Erfahrung gemacht, da} 
bei Eingriffen, welde an Gemeinde-Eigenthum ftatt fanden, nicht nur die je 
Anftellung von Befisftörungsflagen geſetzlich vorgefchriebene Friſt verfäumt, 
fondern daß auch felten gehörig unterfhieden wurde, ob der Eingriff auf dem 
Bege einer poffefforifchen Klage abzuwenden, oder eine ſtrafrechtliche Ber 
folgung einzuleiten fey, wenn bie Befißfiörung zugleich eine Eontraventior 
bildete, wie ſolches bei Eingriffen in das Gebiet von Bicinalwegen durd Hebe- 
pflügen, Berfperrung, Deterioration oder fonftige Beihädigungen der Fall ik 

Hieraus mußte für die betreffenden Gemeinden der doppelte Nachtheil 1 
wachfen, daß fie zur Betreibung koſtſpieliger und Iangwieriger petitoriicher Pro- 
zeſſe genötpigt wurden, und daß bie Befeitigungen des durch jene Störungen 
ihnen verurfachten Schadens in die Länge gezogen warb. 

Dezüglich der, das Gemeinde-Eigentpum betreffenden Befigftörungen, meld 
feine Eontravention bilden, ift, nach vorher eingeholter Ermächtigung der Sb 
nigl. Regierung, ohne weiteres Zögern eine Befisflörungsflage zu er 
ben, damit die Gemeinden nicht der zur Anftellung folder Magen durch der 
Art. 23 des Prozeßgeſetzbuches vorgefchriebenen einjährigen Frift verluftis 
werben. 
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Bas dagegen jene Eingriffe und Befiskörungen anlangt, welche nach ver 
beſtehenden Geleßgebung als eine Polizeicontravention oder ein zuchtpolizeiliches 
Delilt betrachtet werben Fönnen, fo ift denfelben burd rechtzeitige Beranlaffung 
einer frafrechtlichen Verfolgung gegen die Urheber folcher Zuwiderhandlungen 
zu begegnen; es ift deßhalb vor Allem die Thatfache felbft zu konftatiren und 
gegen den Urheber derartiger Eingriffe ein Protokoll zu errichten, welches fofort 
dem betreffenden Gerichte zu übergeben ift, da in ſolchen Fällen, wo auf den 
Grund des errichteten Protofolles bin die Königl. Staatsbehörde von Amis- 
wegen Hagend auftritt, wo alfo bie betreffende Gemeinde nicht im Prozeſſe er- 
ſcheint, obmerachtet fie fich bei einer Berurtheilung des Beſchuldigten im Befige 
geſchützt findet, zu einer Eivilflage der Gemeinde vorerfi Feine Beranlaffung 
gegeben if. 

Sämmtlihe Ortsvorflände werben zugleich ernfilih an die ihnen obliegende 
Might gemapnt, dafür zu wachen, daß feine Eingriffe in das Gemeinde-Eigen- 
thum gefchehen, und es fich angelegen feyn zu Laffen, die zur Befeitigung wirf: 
lich fattgehabter Eingriffe nothwendigen Schritte ohne Zögern vorzunehmen, 
damit nicht nach Berfluß eines Jahres für die Urheber derſelben ein Befitzſtands⸗ 
reht erworben werben könne. 

Diefelben werden daher beauftragt: 

1. Die mit der Huth des Gemeinde-Eigenthbums beauftragten Individuen 
anzuweifen, alle Eingriffe oder Frevel, welche zu ihrer —— ge⸗ 
langen, ihnen ungeſäumt zur Anzeige zu bringen; 

2. ſofort derartige Vorfälle durch Protofolle ſorgfältig zu fonftatiren und 
diefelben 

3. an dag betreffende Landkommiſſariat einzubefördern, welches das Bürs- 
germeifteramt belehren wird, auf welchem Wege der Gegenfland zu behan- 
dein ſey. 

Zu 8.2. Gebäude. 
Siebenpf. Handb. 2, Band, p. 132. 


$. 173. Belanntmahung der Könige, Regierung des Rpein- 
freifeg vom 29. Juli 1837, Amtsbl. M 43, p. 356, die baulichen 
Veränderungen, fowie den Anſtrich und Bewurf an Staats, Kirchen: 
und fonftigen Stiftungsgebäuden betr. 


Nachdem die durch böchſte Minifterialentfchließung vom 10. Zanuar 1833 
getroffene Anordnung: „bei Ergänzung oder Erneuerung des Bewurfes an be+ 
ſtehenden Staats- und Stiftungsgebäuden, fowie für den Anftrich derfelben je- 
desmal die befondere Ermächtigung einzuholen,“ bereits durch diesfeltiges Aus- 
fhreiben vom 20. Januar 1833, ad Nm. 5576 L., den betreffenden Königl. 
Behörden eröffnet worden ift, fo wird denfelben, in Folge einer höchſten Mini- 
ſierialentſchließung vom 5. Juli I. 3. nunmehr nachträglich hiezu befannt ge- 
macht, daß jene Anordnung auch auf den Anftrich oder Bewurf des Innern 
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alterthümlicher Kirhen-, Gemeinde» und Stiftungsgebäube, fowie auf die im 
Innern folder Gebäude aufgeflellten Sculptur- und fonflige Kunftwerte, aus 
gedehnt worden fey, wonach fih in vorfommenden Fällen pünktlich zu achten if. 


$. 174. Eine Regierungsentſchließung vom 6. September 1837, 
Amtsbl. M 53, p. 424, weist die Randfommiffariate an, darüber zu 
wachen, daß das Gemeinde- und Stiftungseigenthum nur bei infän- 
diſchen Feuerverſicherungsgeſellſchaften affefurirt werde. 


$. 175. Entfchliegung des Minifteriums des Innern vom 9. 
Juni 1810, Amtsbl. M AL, p. 263, die baulidhe Unterhaltung der 
Gemeinde und Stiftungsgebäude betr. 

Es kommen nicht felten Bälle vor, daß Gemeindegebäude, als Euul-, 
Rath-, Schrannenhäufer u. dgl. in ihrer baulichen Unterhaltung fo fehr ver- 
nachläßiget werben, daß fie vor der Zeit baufällig werden, und nur mit br 
beutenden Koften wieder reparirt werden können, oder wohl gar einen Neubau 
nothwendig machen, wodurch den Gemeinden Ausgaben erwachfen, welde fe 
vielleicht nie in diefem Maafe, oder nur nach einem längeren Zeitverlaufe ge 
troffen hätten, die oft fehr ſtörend auf ihren Hauspalt zurüdwirken, und fie 
nicht felten in eine drüdende Schuldenlaft verfeßen. 

Seine Maiefät der König, Allerhöchſtwelchen das Wohl der Gr- 
meinden, bie Ordnung ihrer finanziellen Berhältniffe, und die Entfernung jeder 
ftörenden Einflüffe auf diefelben befonderd am Herzen liegt, wollen daher 
fämmtlichen Magiftraten, Gemeinden und Stiftungen, wie bezüglich der Stadt: 
thürme und Thore bereits imhaltlih der Entfchliefung vom 24. April d. ). 
allerhöchſt angeordnet ift, nachträglich eingefchärft wiffen, daß die bei Gemein 
begebäuben erforderlichen Reparaturen niemals verfäumt oder verfchoben wer- 
ben dürfen, und daß Alles fogleich zu jenem Zeitpunfte gethan und ausgebefrt 
werben müffe, wo ſich Baufälle ergeben. 

Zu Tit. 1. F. 4. WBaldungen. 
Siebenpf. Handb. 2. Band, p. 135 u. f. 

$. 176. Berfügung der Kreisregierung vom 10. Auguft 1832, 
Amtsbl. Mu 54, p. 489, das Gabholz betr. 

In der Berorbnung der Königl. Bayer. Landesadminiftration am linken 
Rheinufer vom 21. Auguft 1816 (Amtsblatt ©. 245 f. f.) if beftimmt, auf 
weiche Weife das Gabholz aus den Gemeindewaldungen unter die Ortsbewoh 
ner vertheilt werben fol, 

Der Vollzug jener Berorbunng ift in vielen Gemeinden außer Uebung ge 
fommen, weil 

a) die ordentlichen Gemeindeeinkünfte nicht zureichten, um die gewöhnliches 
Ausgaben zu beftreiten, und die Umlagen zu Yusgleihungen des Defizite der 
mieden werben wollten ; 


—* 


Dritter Abſchnitt. — Kreis: und Ortsgemeinde. 377 


b) weil das Materialergebniß manchmal zu unbedeutend war, um vertheilt 
ju werben; 

ec) weil an vielen Orten die Tilgung der ältern Schulden nicht nur bie 
Veräußerung des Materiald der ordentlichen Hiebe, fondern ſelbſt außerordent- 
(ide Hauungen nothwendig machte. Endlich mußten 

d) zu Erbauung von Straßen, Kirchen, Schul» und Pfarrhäufern, und 
Befriedigung anderer größerer Gemeindebedürfniffe, außerorventlihe Hauungen 
geftattet werben, welche nur unter der Bedingung zuläffig waren, daß bie 
Vorgriffe fucceffiv in den jährlichen ordentlichen Hauungen ausgeglichen, fohin 
diefe fuspendirt oder rebucirt wurben. 

Nachdem nunmehr die Älteren Gemeindefchulden beinahe allentpalden ge» 
tifgt, die wichtigften Verbindungsſtraßen vollendet, und die dringlichften Bau« 
lichkeiten hergeftellt find, haben ſich die Hinderniffe vermindert, welche dem all» 
gemeinen Bollgug der Verordnung vom 21. Auguft 1816 noch entgegen ſtanden. 

Es wird daher verfügt, daß jene Berorbnung in der Regel überall im 
Kreife ihre Anwendung finden ſolle; es wäre denn daß das Ergebniß ber 
Hauung fo unbeträdhtlich wäre, daß eine Gabe weniger ald ein Drittelsflafter 
Scheit- oder Prügelholz, oder weniger als fünfzig Wellen betrüge. In ſolchem 
dalle können die Königl. Landkommiſſariate auf Antrag der Gemeinderäige die 
Berfteigerung des Materials verfügen. 

In allen übrigen Fällen find die Anträge der Gemeinderäthe zu Ber- 
äußerung bes Materials der gewöhnlichen Hauungen der unterzeichneten Yan 
desftelle mit wohl motivirten Gutachten zur Genehmigung vorzulegen, indem 
man nur bet fehr triftigen Gründen Ausnahmen von der Verordnung zu ges 
ſtatten beabfichtiget. 

Derfelben Genehmigung bedürfen, wie bisher fo in ber Folge, alle außer- 
ordentlihe Hauungen, 

In einigen Gemeinden würden bei Bertheilung von Gabholz die gewöhn— 
lichen Einkünfte allerdings nicht mehr zur Beftreitung der Ausgaben zureichen, 
und es müßte auf andere Mittel gedacht werben, den Ausfall zu erſetzen. Wo 
diefes der Fall ift, haben die Gemeinderäte binnen vier Wochen fih zu er- 
Hiren, ob, und warum eine Bertheilung von Gabholz nicht ftattfinden könne. 
Die Königl. Landkomiffariate haben ſodann die Berathſchlagungsprotokolle mit 
Gutachten zu weiterer Entfchließung einzufenden. 


$. 177. Berfügung der Königl. Kreisregierung vom 22. No- 
vember 1832, Amtsbl. M 77, p. 683, das Gabholz betr. 

Nach der Verordnung der Königl. Bayer. Landesadminifiration am linken 
Rheinufer vom 21. Auguft 1816 Art. 2 foll alles in den jährlichen Schlägen 
der Gemeindewalbungen fih ergebende Brandholz zu Gaben befiimmt und 
vertpeilt werden. Ob nun gleich der Ausdrud „Brandholz” alles Bau- und 
Rutzholz von ſelbſt ausfchließt, obgleich die Motive, welche die Verordnung 
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veranlaßten auf Dau- und Nutzholz gar keine Anwendung finden, und wegen 
ber Berabgabung bdiefer Gattung Hölzer befondere Inſtruktionen eriftiren, fo 
haben fih boch felt der Erneuerung jener Berorbnungen Mißverfländnifle er 
neben, welche zu befeltinen um fo dringender if, ald man an einigen Orten 
fogar geglaubt hat, die foftbaren Bau- und Nutzhölzer zu Brandpolz fabriziren 
laſſen zu müffen, um fie demnächſt ald Gabbolz zu vertheilen. 

Es wird daher verfügt, wie folgt: 

1. Alle Hölzer in den Gemeindewaldungen, welche fih zu Sägeklötzen 
Schiffbauholz, Bauholz aller Art, zu Theilen von Keltern, zu Faßdauben, zu 
BWingertsftiefeln, Balken und Trudeln, zu Wagnerarbeiten, zu Gerüft-, Baum- 
und Hopfenflangen eignen, kurz alle unter dem Namen Baur, Nuß- und Berl: 
holz begriffene Hölzer dürfen nit zu Brandholz fabrizirt, daher auch nich 
als Gabpolz vertheilt werden. Nur die Abfälle, welche zu Bau-, Ruß» un 
Werkholz nicht verwendbar find, fallen dem Brand» und Gabholz anheim. 

2. Alle Bau-, Nuß- und Werkhölzer find zum Bortpeil der Gemeindetaft 
au verfleigern, vorbehaltlich was wegen der Bauhölzer durch befondere Infrul- 
tionen feſtgeſetzt ift. 

3. Die Königl. Forflimter haben bei ihren jährlichen Hauungsvorfclägen 
eben fp wie in den Staatswaldungen forgfältigen Bedacht zu nehmen, daß 
feine zu Bau- und Nutzholz brauchbaren Hölzer in die Klaſſe der Brandpöler 
gezogen werden, und ebeufo bei der Fabrikation darauf zu wachen und wachen 
zu laffen, damit feine Holsforte mit der andern eine Bermifhung erleide. 

4. Die Königl. Landkommiſſariate find ihrerfeits beauftragt, die Holzma- 
terialrechnungen nur unter Hinblid auf die Hauungsvoranfchläge abzufliehen 
und forgfältig darauf zu achten, daß alles Bau- und Nutzholz vorfchriftmäßis 
veräußert werbe. 


$. 178. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 3. Juli 1834, Amtsbl, M 36, p- 39, 
die Feftfegung der Holztage in den Gemeindewaldungen betr. 


Nachdem fi über die Feffeßung der Tage, an welchen den Einwohnern 
das Einfammeln des Leſeholzes und Streumwerks in ihren Gemeindewaldungen 
geftattet if, Anſtände erhoben haben, fo wird in Berüdfihtigung der babı 
erforderlichen forſtpolizeilichen Auffiht Folgendes verfügt: 

1. Der Bürgermeifter beftimmt im Benehmen mit dem betreffenden Rr- 
vierförfter die Worchentage, an welden das Sammeln und Wegbringen, fomohl 
des Lefeholzes als auch des Streuwerks, geflattet ift. 

2. Diefe Feſtſetzungen unterliegen der Genehmigung des beireffenden 
Königl. Forſtamts. 

3. Können fih die Lokale und Forſtbehörden über die Beflfegung der Tage 
nicht vereinigen, fo tritt das Königl. Forſtamt mit dem Königl. Landlommil 
fariat in Benehmen, und wenn auch auf biefe Weife ein übereinftimmender 
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Veſchluß nicht erzielt werden Tann, fo ift der Gegenftand ber unterfertigten 
Stelle zur Entfcheivung vorzulegen. 

4, Die zur Einfammlung des Lefepolzes und Streuwerks beftimmten Tage, 
fowie die hiezu geöffneten Diftrikte, werden nad erfolgter Genehmigung durch 
den Ortevorftand öffentlich bekannt gemacht. 

5. Oegenwärtige Verfügung fol nur zur Richtſchnur bei ſich ergebenden 
Anftänden dienen. Dagegen iſt an jenen Drten, wo Feine Anflände deßhalb 
vorfommen, das bisher übliche Berfapren auch in Zukunft zu beobachten. 

$. 179. Eine Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkrei— 
fd vom 9. März 1835, Amtsbl. M 13, p. 162, befiehlt den Forft- 
beamten, welche der Forfigerichtsfigung beigewohnt haben,. Längftens 
binnen 14 Tagen nad geendigter Sigung dem Königl. Landfommif- 
fariate die wegen Frevel in Gemeindewalbungen beftraften Gemeinde: 
ratbemitglieder namhaft zu machen. 

$. 180. Ein Urtheil des Kaffationshofes vom ı8. Mai 1836, 
bezüglich der Strafbarkeit des Berfaufs des Gabholzes und Streu- 
werfd aus Gemeindewaldungen, fiehe Amtsbl. M 3ı vom Jahre 
1836, p. 372. 

$. 181. Die Verfügung der Kreisregierung vom 29. April 
1837, Amtsbl. M. 29, p. 233, die Befchädigungen durch Schneebrud 
in den Gemeindewaldungen, wird als eine, nur durch die damaligen 
Umfände gebotene Maafregel übergangen. 

$. 182, Berfügung der Königl, Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 13, November 1838, Amtsbl. M. 59, p- 458, bie 
Lohnzettel und Tagliften für geleiftete Arbeiten in Gemeinde- und 
Stiftungswaldungen betr. 

Es ift der Fall vorgefommen, daß Berzeichniffe über Dienftleiftungen in 
Gemeindewaldungen, von Waldſchützen aufgeftellt, ohne Beftätigung des Revier- 
vorkandes und ohne vorheriges Benehmen mit vemfelben vom Bürgermeifter- 
amte zur Zahlung angewiefen worden find. 

Da diefe zu Urkunden qualifizirten Tiften, wegen Mängeln und Unbe— 
fimmtpeit in Faſſung, Bezeichnung und Aufftelung, und wegen offenbaren 
Unrichtigkeiten, die vorzüglich daher rührten, daß der Fertiger ber Liften weder 
mit Anftellung, noch Ueberwachung der Arbeiter beauftragt war, zu Irrungen 
und dienftlichen Mißverhältnifien geführt haben, fo werben alle hiebei interef- 
fiten Beamten und Behörden darauf aufmerffam gemacht, daß alle Lohnzettel, 
Tagliften und Eontos ꝛc., welche Gemeinde» und Stiftungswalbungen betreffen, 
nah den Forfidienftinftruftionen und der Natur der Funktionen der Revier» 
förfter zu beflätigen und felbe, in Gemäßpeit der den Forfmateriafregiftern 
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vorgebrudten Inftruktion vom 30. November 1822, in ber hiezu beflimmten 
Abtpeilung der Regifter vorzumerken haben. 

Die Königl. Landkommiſſariate und Forflämter haben den Bollzug diefer 
Borfchriften um fo gewifler zu überwachen, als Liſten, Yohnzettel u. dgl., welde 
nicht mit der Beftätigung des Revierförfters verfehen, gleihwohl aber ange» 
wiefen find, von ben Gemeindeeinnepmern nicht berüdfichtigt werben bürfen, 
und die etwa geleifteten —— bei der Rechnungsreviſion beanflandet wer 
ben müffen. 


$. 183. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 29. Mai 1840, Amtsbl. M 31, p- 198, den Ver: 
kauf der Lohrinden in den Gemeinde» und Stiftungsmwaldungen betr. 


Zur Befeitigung von Mipftänden, welche fich neuerlich bei der Fabrikation 
und Beräußerung der in ben Gemeinde- und Stiftungswaldungen angefallenen 
Eicpenloprinden ergeben, fieht man fich veranlaßt, mit Beziehung auf die am 
29. Zunt 1830 in demfelben Betreffe erlaffene Entfchliefung (Intellgzbl. 1830, 
©. 237), Folgendes zu beftimmen: 

1. Die Berfleigerung der Eichenloprinden im Bauſch (em bloc) hat auf 
fernerhin als Regel zu gelten; namentlih unter Umftänden, wo bie Beran- 
ſchlagung des Rindenergebniffes verläfftig und die Kaufkonkurrenz genügen 
erfcheint. 

2. Sollte die erſte diefer Borausfeßungen nicht beftehen, fo find die Königl. 
Landfommiffariate ermächtigt, auf Antrag der Gemeinden und Stiftungen zu 
geftatten, daß die Berfteigerung ganzer Schläge, oder auch ſchicklicher Abthei⸗ 
lungen verfelben, mit der Bezahlung nah Gebunden bewirkt werde. 

In diefem Falle ift jedoch in dem Steigakte ausdrüdlih anzugeben: 

a) das Maaf und nebſtdem auch das Gewicht, welches ein trodenes 
Rindengebund haben darf und foll; 

b) der gebotene Preis für ein folches Rindenbund und resp. Rindengr 
wicht, nebfidem auch noch 

c) zu bedingen, daß wenn von Seiten der verlaufenden Gemeinde, Stil: 
tung, oder von Seiten des Käufers Bedenken gegen das richtige Maaß der 
Gebunde erhoben werden, auf Berlangen das Rindenergebniß durchaus oder 
nur in Probgebunden gewogen werben folle, fowie daß dann bie Be 
rechnung des Kauffchillings, ftatt nach der Anzahl der Gebunde, nad dem gr 
fundenen Gewichte, unter Anhalt an den dafür gebotenen Preis zu bewirken 
fey. — Benn überhaupt Gemeinden und Stiftungen es vorziehen follten, die 
Loprinden ftatt in Gebunden geradezu nah dem Gewichte zu veräußern, 
fo it ipnen dies volltommen freigeftellt. Dem Käufer muß übrigens dabtı 
überlaffen bleiben, den Zeitpunkt zu befiimmen, wann die NRinden gewogen 
werben follen. 

3, Die Fabrikation der Rinden, welche jedesmal der Berfleigerung voraus 
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gehend zu verakforbiren ift, bleibt der Leitung des Forftperfonals, unter Ber. 
wendung tüchtiger Arbeiter, unterftellt; jedoch Toll den Käufern geftattet feyn, 
die beflere Bereitung und Eonfervation der Rinden perfönlich oder durch einige 
in den Rindenfchlag zu ftellenden Arbeiter. zu überwachen und resp. zu be» 
wirken. 

4. Nur im Falle e8 an hinreihender Kaufskonkurrenz gebrechen follte, könn⸗ 
ten, nach vorher erhaltener Genehmigung des Königl. Landkommiſſariats, die 
Lohrinden auf Rechnung der Gemeinden und Gtiftungen, ohne vorherige Ber- 
Reigerung fabrizirt werden. Für die IUnterbringung und Aufbewahrung der 
Rinden muß dann Borforge getroffen feyn. 


F. 184. Berfügung der Königl. Kreisregierung, Kammer des 
Innern, vom 9. März 1842, Amtsbl. M 22, p. 202, Reklamation 
gegen zu hohe Klaffififation der Staatswaldungen betr. 


Die unterfertigte Stelle hat fih zu der Verfügung veranlaßt gefunden, 
daß das in dem Ausfchreiben vom 5. v. M. (Amts- und Intelligenzbl. 6 12) 
angeordnete Verfahren bei Reklamationen gegen zu hohe Klaffififation ber 
Staatswaldungen analog auch auf die Gemeinde» und Stiftungswaldungen 
ausgedehnt werde. 

Sämmtlihe Königl. Yandfommiflariate und Königl. Forftämter der Pfalz 
haben fich daher nach obiger Inſtruktion zu achten. 


$. 185. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 20. Dezember 1842, Amtsbl. Mi 82, p. 682, die 
Gewinnung von Kiefernfaamenzapfen aus Gemeindes und Stiftungs- 
waldungen betr, | 


Dei der zunehmenden Bebeutfamkeit des Kiefernzapfenfammelns und den 
erheblihen Rückwirkungen diefer Forfinebennugung auf bie Berjüngung und 
Erhaltung der Waldungen, dann um fowopl Anfragen als Mifgriffen in biefer 
Beziehung zuvorzukommen, fieht man fich zu der Verfügung veranlaßt: 

1. daß der Berkauf von Kiefernfaamenzapfen aus Gemeinde- und Gtif- 
tungswaldungen jedesmal nur unter Anordnung und Leitung der einfchlägigen 
Forſtbehörden gefchehen dürfe, wobei fich jedoch vom felbft verſteht, daß die Ber- 
kaufsatten der Genehmigung bes Königl. Landkommiffariats unterliegeu, dann 

2. daß, was in die Berkaufsbedingungen aufzunehmen, mit ver Zapfen- 
fammlung der Anfang erfi dann gemacht werden dürfe, wenn die Forfibehörbe, 
welche dies rechtzeitig zu thun hiemit angewiefen wird, erklärt, daß die Zapfen 
reif feyen und die Sammlung ohne Nachtpeil für die Güte des Saamens ge- 
ihehen kann, und zwar unter ber Androhung, daß die Namen derjenigen Saa- 
menhändler, welche dDiefer Bedingung zumwiderhandeln, öffentlich befannt gemacht 
werden follen; 

3. zur Handhabung der Ordnung und Auffiht kann erforderlichen Falles 
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bedungen werben, daß jeder Zapfenhändler ſich mit einem Erlaubnißſcheine des 
einfchlägigen Bürgermeiſteramtes, der von dem betreffenden Revierförſter zu 
fontrafigniren ift, verfehe. 


$. 186. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 4. Juli 1840, 
Amtsbl. Mr 14, p. 279, die Einrichtung des Gemeinde- und Shr- ” 
tungsforftwefeng in der Pfalz betr. 

Ludwig, K. 

Wir haben Uns über die feitherige Einrichtung des Gemeinde» und Stif- 
tungs⸗Forſtweſens in der Pfalz Vortrag erflatten laffen, und im Bollzuge des 
Landrathsabſchiedes vom 8. Zuli 1839 befchloffen, zur Herftellung eines gere- 
gelten, den beflehenden Geſetzen entfprechenden Zuftandes in dieſem Verwal⸗ 
tungszweige, fowie zur Begründung einer guten Waldbefhügung und Bewirt): 
ſchaftung zu verfügen, wie folgt: u 

Art. 1. Die Direktion und obere Berwaltung des Gemeinde- und Stil. 
tunggforfwefens in der Pfalz verbleibt wie bisher, in Gemäppett” der hieher 
bezüglichen organifhen Beftimmungen dem Wirkungstreife Unferer Regierung, 
Kammer des Innern, unter der oberfien Aufficht und Leitung Unferes Mini. 
ſteriums des Innern. Diefelbe hat im "geeigneten Benehmen mit Unferer 
Regierungstammer ber Finanzen den wirtpfchaflihen Betrieb der betreffenden 
Baldungen, nad den befiehenben Gefegen, inftrultiven Berorbnumgen und Ror- 
mativen, durch die für die Staatsforfte aufgefellten Organe, namentlid durd 
den Kreisforftratp als technifchen Referenten in beiden Regierungstammern, 
durch den Kreisforft-Infpektionsbeamten und bie Königl. Forſtämter anordnen, 
feiten und überwachen zu laffen, 

Für den fpeziellen Vollzug des äußern Dienfles find oder werden den 
Königi. Borlämtern Reviere und Forſteiförſter, ald Berwaltungsaffißenten, und 
diefen das erforderliche Horfifchugperfonal beigegeben und untergeordnet. 

Art. 2. Da, wo die Dertlichleiten es geftatten, daß Gemeinde- und Stil 
tungswaldungen im Intexeffe bes Dienfles, fowie auch zur Bermeidung eines 
unnöthigen Koſtenaufwandes hinfichtlich der fpeziellen technifchen Berwaltung 
und der unmittelbaren Aufficht über das Forfifihußperfonal den beftehenden 
Aerarialrevieren und Forfleien zugetheilt werden, hat diefes, wie bisher, aus 
ferner zu gefchehen. Wo es aber nicht thunlich ift, oder nicht als zwedmäßig 
erfcheint, follen die bereits vorhandenen Kommunalreviere und Forſteien vorbe 
haltlich einer beffern Arrondirung derfelben beibehalten, oder nach Erfordernis 


‚ neue Bezirke der Art gebildet werden. 


Den Kommunaltevieren und Forfteien find nad Befinden der Imfände 
diejenigen Staatswalbparzellen Hinfichtlih der fpeziellen techniſchen Berwaltung 
und der unmittelbaren Aufficht über das Forfifhußperfonal zuzutheilen, welche 
fih beffer mit ihnen, als mit einem Aerarialreviere arrondiren. 

Sowohl die Aerarial⸗, als auch die Rommunalzevier- und Borfeiförfter 
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follen fünftig von der fpeziellen Bewachung eigener Huthdiftrifte oder Begänge 
in den ihren Revierbezirken zugetheilten Gemeinde» und Gtiftungswaldungen 
enthoben feyn. Nichts defto weniger haben fie die bei ihren Dienftverrichtungen 
endeten Frevel vorfchriftsmäßig zur Anzeige zu bringen, fowie fie überhaupt 
in ihrem ganzen Bezirke die gehörige Handhabung des Forfifhußes zu über- 
wachen und das hiefür aufgeftellte untere Perfonal unter ihrer Berantwortlich- 
feit zu entfprechender Dienftleiftung anzuhalten haben. 

Art. 3. Die für den Aerarial-Revierförfterspienft vorgefchriebenen Erfor- 
derniffe und Befädigungsbedingungen finden bei den Stellen der Kommunal» 
revier» und Forfteiförfter gleiche Anwendung. Die Belebung diefer Stellen 
erfolgt auf den gemeinfamen Borfohlag der beiden Kanımern Unferer Re- 
gierung der Pfalz und auf den von Unferem Finangminifterium benehmlich 
mit Unferem Miniſterium des Innern zu erftattenden Antrag, durch Unfere 
allerhöchſte Entfchließung. 

Die von Uns ernannten Kommunalrevier» und Forfteiförfter treten nach 
dreijaͤhrigem Proviforium in die mit der Stabilität verbundenen ediktmäßigen 
Rechte und werden binfichtlich der ſtatusmäßigen Befoldungsbezüge und deren 
Ausfcheidung in Standes- und Funktionsgehalt, ſowie auch ihrer weitern Be⸗ 
förderung im Staatsforfidienfte bei ausgezeichneter Befähigung und vorzüglicher 
Dienfleiftung den Aerarialrevierförftern gleichgeftellt. 

Diefe Gleichftellung erſtreckt fi) auch auf die bereits vorhandenen Kom⸗ 
munalrevier- und Forfleiförfter, in foferne fie nicht blos als interimiftifhe Re- 
vierverwefer aufgeflellt worben find, fondern bereits die ediltmäßigen Nechte 
erworben haben und bei. dem Bollzuge gegenwärtiger Berorbnung in Dienſtes⸗ 
aktioität beibehalten werben. 

Da die Berhältniffe es nicht geftatten, daß den Kommunalrevier- und 
Forfteiförftern die in der Verordnung vom 22. Dezember 1821 ausgefprochenen 
Ratusmäßigen Nebenbezüge an Wohnung, Dienfiland, Getreide und Holz in 
natura angewiefen werben, fo erhalten fie hiefür die regulatiomäßigen Bergü- 
tungen in Geld, insbefondere für das Getreide nach den einfchlägigen Normal- 
preifet, für das Holz aber nach Maaßgabe der klimatiſchen Lage, wie in den 
benachbarten Aerarialrevieren, und des Lokalwerthes resp. ber jedesmaligen 
dorſttaxe über Abzug der Fabrikationskoſten. 

Art. 4. Die Aerarialrevier- und Forfleiförfter, welchen Gemeinde» und 
Stiftungswalbungen zugetheilt werben, erhalten verhältnigmäßige Funktions⸗ 
zulagen. Ebenfo die Kommunalrevier⸗ und Zorfteiförftee für bie ihnen zuge 
theilten Staatswaldungen. Dagegen hören die Forfigebührenantpeile auf, 
welche die einen oder die andern bisher bezogen haben. 

Art. 5. Die Koflen des direktiven, bes infpizirenden und bes höhern 
Verwaltungs (Forftamts-) Dienftes werben, wie bisher, fo lange Wir nicht 
anders verfügen, aus dem Finanzforfletat ohne irgend einen Beitrag von Seite 
der Gemeinden und Stiftungen befiritten, und eben fo wenig follen dieſe letz⸗ 
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teren binfichtlich der ftatusmäßigen Befoldungsbezüge für die Aerariafrevier- 
und Forfteiförfter oder Hinfichtlih der Penfionen und Alimentationen für fie 
und ihre Relikten, oder der Funktionszulagen für zugetheilte Staatswalbungen 
und der Koften für den Forſtſchutz in denfelben belaftet werden, und hiezu einen 
Beitrag leiften. 

Dagegen haben die Gemeinden und Stiftungen ihrerfeits die Kofen für 
die Beſoldungs⸗, Penfions“ und Alimentationsbezüge der Komunalrevier» um 
Forfleiförfter, und deren Relikten, fowie auch jene für die Funktionszulagen der 
Aerarial-Revier- und Forfteiförfter, welchen von ihnen Baldungen zugetheilt 
werden, endlich für das Forfifchugperfonal nach folgenden Beftimmungen zu 
übernehmen und zu beftreiten. 

In Folge diefer Beflimmungen hören die verfchiedenen Befoldungsbeiträge 
und Funktionszulagen auf, welche von Gemeinden und Stiftungen, in Gelb 
oder an Naturalien, für fpezielle Revierverwaltung bisher an das Aerar oder 
an bie betreffenden Forfibedienfteten geleiftet worden find. 

Art. 6 Die ftatusmäßigen Befoldungsbezüge fämmtlicher Romunalrevier- 
und Forfteiförfteer werden, über Abzug bes hergebracten und auch in Zukunft 
zu leiſtenden Aerarialzufchuffes von jährlichen 2500 fl. auf die ganze Flaäche 
aller Gemeinde» und Gtiftungswaldungen, melde die Kommunalreviere und 
Forſteien bilden, die Penfionen und Alimentationen für das Kommunalforfiper- 
fonal und deſſen Relikten aber auf die Gefammtflähe aller Gemeinde» um 
Stiftungswaldungen des Kreifes ausgefhlagen, wobei Wir ferner in Beräd- 
fihtigung der befonderen bier obmwaltenden Berhältniffe ausnahmeweiſe um 
ohne Konfequenz für andere Fälle allergnädigft geflatten wollen, daß die Br 
foldungsabzüge für den Penfionsfond, welche die Rommunalrevierförfter fünf 
tig zu leiften haben, von der Summe ber zu repartirenden Penflonen und 
Alimentationen in Abrechnung gebradt werden. 

Der durchſchnittliche Anfap per Tagwerk, welcher fid für die Aatusmäfi- 
gen Befoldungsbezüge in den Kommunalforfibezirten nad obiger Deflimmuns 
ergibt, ift gleihmäßtg auch auf jene Gemeinde» und Stiftungswaldungen an 
zuwenden, welche nicht zu biefen Bezirfen gehören, fondern Aerarialrevierer 
oder Forfteien zugeteilt find. 

Die fi Hieraus ergebenden Beträge werben den betreffenden Revier- und 
Forfleiförftern, ald Funktionszulage nah Inhalt des Art. 4. — zugemiefen, ir 
doch nur infoferne, als diefelben im Ganzen die Summe von 300 fl. für einen 
Forſtbezirk nit überfleigen. 

Aus den hiernach verbleibenden Weberfchüffen werden zunächſt bie für 
einige Kommunalreviere von fehr ausgedehnten Umfange billig erachteten 
Averfalentfhädigungen für größeren Aufwand an Reife» und Zehrungstoflen 
beftritten; der Reſt dient nach Befinden der Umflände entweder ald Reſerde, um 
mit Hülfe derſelben Ab- und Zugänge auszugleihen und unbedeutende Ber 
ſchiedenheilen in dem jährliben Anſotze per Tagwerk zu vermeiden, ober m 
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wird an der auszufplagenden Summe zum Bortpelle ſaͤmmtlicher walbbefigen- 
den Gemeinden und Stiftungen, resp. zur Verminderung jenes Anſatzes in 
Abzug gebracht. 

Die Funktionszulagen für Staatswaldungen, welche den Kommunalforft- 
dezirken zugetheilt find, werden aus dem Forflärar nach demfelben Maaßſtabe 
per Tagwerk an die betreffenden Kommunalrevier⸗ und Forfteiförfter geleiftet. 

Art, 7. Die Auszahlung der Befoldungen der Kommunalrevier⸗ und 
Sorftelförfter und der Penfionen für das Kommunalforftperfonal, hat wie bis⸗ 
der, monatlich vorfchußmweife durch diejenigen Königl. Rentämter zu gefchehen, 
in deren Bezirke die Befoldeten und Penfioniften ihren Wohnſitz haben. Funke 
tionszulagen für zugetheilte Waldungen find in der Regel ebenfalls durch vie 
betreffenden Königl. Rentämter an das Aerarial- fowohl, ald an das Kom⸗ 
munalforftperfonal vorſchußweiſe auszuzahlen, 

Am Schluffe des Rechnungsjahres wird die Liquidation der Befoldungs- 
und Penfionsbeiträge nach ben Befimmungen des Art. 6 mit Hinzurechnung 
der Perceptionskoſten, von den beiden Regierungskammern des Innern und 
ver Finanzen bewirkt, ſofort die Vertheilungsliſie feſtgeſtellt, und durch das 
Amts⸗ und Intelligenzblatt ausgeſchrieben, woraufhin die Einzahlung dieſer 
Rückerſätze aus den betreffenden Gemeinde⸗ und Stiftungskaſſen in die Staats⸗ 
faffen unverzüglich zu geſchehen hat. 

Art. 8. Die unmittelbare Fürforge für den Forſtſchutz fol alsbald auch 
jenen Gemeinden und Stiftungen, welchen fie bis jeßt entzogen geblieben ift, 
wieder übertragen werben, 

Der Koſtenaufwand für das Forffchußperfonal wird nicht nach dem’ Ge- 
fammtflächeninhalt der Gemeinden und Stiftungen repartirt, fondern fällt den 
einzelnen Waldeigenthümern zur Laft, welche jenes Perfonal ben beflehenden 
Gefeßen und Verordnungen gemäß unter den im benfelben vorbehaltenen Be- 
fhränfungen aufzuftellen haben. 

Die Zahl der in jedem Reviere für die Gemeinde- und Stiftungswal- 
dungen erforberlichen Schußförfter oder Waldſchützen und die Bezüge, welche 
ihnen zu berabreichen find, werden Yorbehaltlih ver Berufung an Unfere 
Regterung, Kammer des Innern, durch die Landkommiſſariate und Forſtämter 
im gemeinfchaftlichen Benehmen ermittelt und feftgefeßt. 

Auch das Forfifchußperfonal fol künftig keine Forfigebühren oder Antheile 
an folchen mehr beziehen, und wo das vorhandene darauf angemwiefen ift, ber 
bisperige Bezug durch eine enifprechende Zulage erfegt werden, 

Das Ausbedingen von Forfigebühren bei dem Holzverfaufe oder bei ber 
Holzabgabe aus Gemeinde» und — findet in Zukunft nicht 
mehr ſtatt. 

Art 9. Wo dermal noch beſondere Kommunalaufſichtsbezirke beſtehen, in 
welchen das Forſtſchutzperſonal in Folge früherer Einrichtungen feine Gehalts- 
bezüge vom Aerar erhält, wogegen die betreffenden Waldbeſitzer hiefür Befol- 

Dr, er Berfaffung ic. 25 
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dungsbeiträge am jenes entrichten, haben biefelben mit dem Forfiſchuhe auf 
die in dieſen Auffichtsbezirten angeftelten Förſter und Unterförſter mit ihren 
Bezügen und Rechtsanfprüden, gegen Erlaß jener Beiträge fofort zu über 
nehmen, 

Zur Befeitigung einer größeren Belaftung ber betreffenden Gemeinden und 
Stiftungen follen jedoch auch nad der Heberweifung des Forſtſchutzes an bie 
felben, die dermaligen Zufchüffe hiefür aus dem Forſtärar au fernerhin, bis 
zu deren gänzlihem Erlöſchen in ber Art geleiftet werben, daß ſich dieſe Zu 
fchüffe, wie bisher geſchehen, bei jeber eintretenden Perfonalveränderung um 
den, im fpeziellen Falle fich ergebenden Betrag zu vermindern haben, und da 
auf diefer temporär fortgefeßten Leiftung eine Berbindlichkeit des Aerars zu 
irgend einem Beitrage für Penfionen und Alimentationen bes betreffenden jegt 
vorhandenen, von den Gemeinden und Stiftungen mit feinen Rechtsanſprüche 
zu übernepmenden Forfifhußperfonals oder feiner Relikten nicht abgeleitet wer 
den könne. 

Demnach ift in denjenigen Aufſichtobezirken, in welchen die Gehaltöbrzügr 
diefes Perfonals mehr betragen, als die künftig unmittelbar an basfelbe jı 
zahlenden bisherigen Befoldungsbeiträge, das fehlende aus bem Forflärar eben 
falls durch unmittelbare Zahlung an das betreffende Individuum, fo lange 
dasfelbe in Dienftesaktivität verbleibt, zu ergänzen, im entgegengefeßten Halt 
aber foll die Differenz durch verhältnigmäßige Verminderung der Beſoldungt 
beiträge den betreffenden Gemeinden und Stiftungen zu Gut kommen. 

Art. 10. Wo der Forfifhug in Gemeinde- nnd Stiftungswaldungen der⸗ 
malen noch durch das Perfonal der Aerarialreviere, welchen diefe Waldungen 
zugetheilt find, beforgt wird, haben bie betreffenden Waldeigentpümer ebenfals 
denfelben gegen Erlaß der Befoldungsbeiträge, welche fie bisher hiefür an das 
Aerar entrichteten, alsbald zu übernehmen, und vorfchriftmäßig auf ihre Kofa 
ſelbſt dafür zu forgen. 

Uebrigens bleibt den Gemeinden und Stiftungen freigeftellt, den Zorkidut 
durch das untere Aerarialperfonal (Forfiwärter und Gehülfen) mit Genehmigung 
der vorgefeßten Behörde beforgen zu laſſen, und biefes dafür na Weberin 
kunft zu remuneriren. 

Unfere Minifterien des Innern und der Finanzen find mit dem Vollzugt 
gegenwärtiger Berorbnung beauftragt. 


$. 187. Königl. allerhöchſte Verordnung vom 9. Juli 1811, 
Amtsbl. Mu 49, p. 397, die Einrichtung des Kommunal» und Eti 
tungsforftwefens in der Pfalz, insbefondere die Bezirkseintheilung beit. 


Ludwig, 8 
Wir haben zum Bollguge Unferer Berorbnung vom 4. Juli 1840, die 
Einrihtung des Gemeinde» und Gtiftungsforfiweiend in der Pfalz betr. 
(Reggsbl. S. 473), befihlofien, was folgt: 
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I. Bir genehmigen, daß das bisher proviſoriſch mit dem Forſtamte 
Zweibrüden vereinigt geweſene Forſtamt Homburg in feinem früheren Be- 
Rande mit den Aerarialrevieren Höhen, Jägersburg und Karlsberg wieder 
bergeftellt werbe, wornach bie Aerarialreviere Hengſtbach (Zweibrücken), Seng- 
ſcheid (St. Ingbert), Kirkel und Neuhäufel bei dem Forſtamte Zweibrüden 
verbleiben. 

IL. Infolange Wir nicht anders verfügen, follen nach dem beiliegenden 
Zableau 61727 Tagwerk Gemeinde» und Stiftungswaldungen den Aerarial- 
tenieren, und 188161 Tagwerk diefer Waldungen den benachbarten 35 Kom⸗ 
munalrevieren und Forfleien, Behufs ber fpeziellen technifhen Verwaltung und 
der unmittelbaren Aufficht über das Forfifhußperfonal zugetheilt und zu dem⸗ 
felben Zwede 4065 Tagwerk ärarialifche Waldungen den bezeichneten Kommu- 
nalrevieren und Forfteien einverleibt werben. 

Es Haben ſonach zu beftehen : 

1. im Forſtamte Annmweiler, die Kommunalreviere Annweiler, Eußers- 
thal und Burrweiler; 

2. im Forſtamte Dahn, das Kommunalrevier Rumbach; 

3. im Forſtamte Dürkheim, die Kommunalreviere Weiſenheim, Hert⸗ 
Iingshaufen und Wachenheim; 

4. im Forſtamte Frankenſtein, das Kommunalrevier Kaiferslautern 
und bie Forſtei Enkenbach; 

5. im Forſtamte Homburg, die Kommunalreviere Schöneberg, 
Herfchweiler» Petterspeim und die Kommunalforfteien Käspofen und Reifch- 
bad; 

6. im Forſtamte Kirchheim, die Kommunalforftei Altenbamberg ; 

7. im Forſtamte Langenberg, die Kommunalreviere Kandel und 
Rülzheim; 

8. im Forſtamte Lauterecken, die Kommunalreviere Wolfſtein, Bo— 
ſenbach, Cuſel, Obermoſchel und die Kommunalforſtei Mehlbach; 

9. im Forſtamte Neuſtadt, die Kommunalreviere Gimmelbingen, 
vambach, St. Martin, Weiher, Haßloch und Edenkoben; 

10. im Forſtamte Pirmafens, die Forſtei Winzeln; 

11. im Forſtamte Speyer, die Kommunalreviere Speyer, Weſtheim, 
und Bellfeim; - 

12. im Forflamte Waldfiſchbach, das Kommunalrevier Helters⸗ 
berg; 

13. im Forſtamte Zwetbrüden, bie Kommunalreviere Neuhornbach, 
Bebelsheim und Niederwürzbach. 

Ihr habt hiernach unverweilt das Weitere geeignet zu verfügen. 


25* 
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$. 187 b. Beſchluß der Kreisregierung, die Revifion und Evi- 
denthaltung der Flächenziffern der Gemeinde» und Stiftungswal- 
dungen vom 24. uni 1842, Amtsbl. M. 45, p. 397. 


Eine vorläufige Recherche hat ergeben, daß die Flächenziffern der Ge- 
meinbe- und Stiftungswaldungen noch Feineswegs feſtſtehen, fondern mit fehr 
erpeblichen Beträgen unfiher find. Da nun der allerhöchften Berordnung vom 
4. Zuli 1840 gemäß, die Flächenziffern der Repartition der Beſoldungs⸗ und 
Venfionsbeiträge von Seiten der Gemeinden und Stiftungen zum Grunde lie— 
vor Allem nothwendig. 

Diefe ift Daher, und zwar unter Anhalt an die Ergebniffe der Ka- 
tatermeffung zu bewirken. Zu dem Ende haben 


1. die betreffenden Gemeinden und Stiftungen Auszüge aus den Steuer: 
fotaftern nach dem hier anliegenden Formular anzufertigen und nebfl zwei ganz 
gleihförmigen Abfchriften durch die Königl. Steuerkontrolämter beftätigen, fo» 
dann aber an das einfchlägige Königl. Forflamt gelangen zu laſſen. Diefes 
Letzlere wird diefe Auszüge hinfichtlih der Bolftändigkeit und der Identität 
der Objekte, auf welche fich diefelben beziehen, prüfen, und erforderlichen Falls, 
im Benehmen mit den Behörben richtig ftellen. 

2. Diefe richtig geftellten Auszüge werden von dem Königl. Forflamte 
hierher vorgelegt, um bie FSlächenziffer in dem Inventar der Gemeinde» und 
Stiftungswaldungen vorzumerfen. 

3. Das eine Eremplar bdiefer Auszüge empfängt fobann bie betreffende 
Gemeinde oder Stiftung, das andere das Königl. Forſtamt zurück; das britte 
aber verbleibt bei der Königl. Regierung um als Beilage zum Hauptinventar 
der Gemeinde» und GStiftungswaldungen zu dienen, mit der Beflimmung bier, 
fowie bei den König. Forflämtern und den Gemeinden alle Bormerfungen 
über Beränderungen aufzunehmen, welde ſich im Laufe ber 
Zeit am Areale der betreffenden Baldungen ergeben. 

Diefe Bormerkungen laſſen fih, wie aus dem, dem beiliegenden, oben fchon 
angezogenen Formulare, eingefihriebenen Beifpiele zu erfehen, bewirken. 

4. Sn allen Gemeinden, wo die Steuerfataftermeffung bereits flattgefunden 
und die Katafter vorliegen, foll die Herftellung biefer Auszüge resp. Wald- 
flächenliquidation unverzüglich eintreten ; fo zwar, daß biefelben längſtens bis 
letzten Auguft 1842 Hier vorgelegt feyn können. 

In den übrigen Gemeinden kann dieß erft in dem Maaße geſchehen, als 
die Kataftermeffungen dorthin gelangen und ihre Ergebniffe vorliegen. 

Sollten Gemeinden in der Liquidation fäumig feyn, fo werben biefelben 
hiezu angehalten werden, und zwar auf Beranlaffung der Königl. Forſtämter, 
welchen die Ueberwachung des rechizeitigen und unverzögerten Bollzugs dieſes 
Gefhäftes obliegt. 
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5. Bei der Berechnung und Repartition der Geldbeiträge können die Er- 
gebniffe nur jener Liquidationen berüdfichtigt werben, welche vor Ende Auguf 
jeden Jahres dahier zur Borlage kommen. Wo dagegen die Liquidationen 


j Kay bes — der Waldungen der 
Inven 
dieſer Waldungen 





| Wo — Steuerblätter, | 
= kinmiffäet & auf welchen bie 
„= | ganzer Waldungen omm far ate Forſtämter | 
2= und und und Baldungen 
2 : I 
32 per einzelnen Steuer- Forſtreviere. Jvberzeichnet find | 
| ®] Difeikte derfeiven. | gemeinden. Qua- | | 
drat. ken 
Vorderwald. 

11Boheberg Neuftadt Neuftadt N. Ww.! 16 1 
| Neuftadt Hambach Pr 1714| 
2 | Stödig u Pr N. w.| 18 N 
" n | 18 5 
. 1 
Summa fürss2]| — | —|-| 
Hinterwald, | 

3 | Didebude 

ꝛc. 


(Dieſe Nummern werden vor der Aufſtellung des Auszuges von 


den Kommunalrevierförſtern refp. Forſiämtern zu beſtimmen ſeyn. 


Gemeindepläne oder des Steuerkatafſter⸗Atlaſſes, in deſ⸗ 


ſo haben die Forſtämter dieſelben auf den Grund der 
fen Beſitz ſich dieſelben befinden, einzuſtellen.) 


ſondere ſind die Flächen, welche ein Kataſternummer 
umfaßt, nicht in mehrere Diſtrikte zu zerreißen.) 
(Da dieſe Angaben in den Kataftern nicht enthalten find, 


(Ganze Baldungen können mehrere Diftrikte enthalten, 
ohne Noth find jedoch nicht zu viele zu machen, insbe» 
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noch nicht ſtatigehabt, bleiben, bis dieß gefchehen, die bisherigen Flächenziffer 
in Anwendung. 


Die ſämmtlichen betreffenden Behörden und Betheiligten haben ſich hier— 
nach zu achten. 


(Gemeinde) (Stiftung) N. N. aus den Steuerfataftern als 
tar 


aufgeftellt im Jahre 1842. 
at beri| 





5 Fläch —— ie 

58 en⸗tiget nach den 

inhalt nad | inzwiſchen Bormerfung 

== |dem Steuer-leingetretenen ber feit der Steuerkataftervermeflung 
a8 | fatafler. Beräns eingetretenen Veränderungen. 

5 derungen. 


Tagw. Dez. Tagw. Dez. 


Im Jahr 1842. 

— Unmittelbar nachdem bie Kataftermef- 
fung vollaogen war, twurden in Folge Ge- 
meindebefchluffes d. d. 17. Dezember v. J. 

2003 | 120 I 537] 120 | 537/aenehmiget durch Entfchließung des Königl. 

2004 I 350 | 0165 350 | O16JFandfommiffariats d. d. 20. Dezember, im 


1736 | 324 | 306] 301 





1115 376 | 111]Diftrikte Hobeberg, Katafternummer 1736 
"6641 836 | 6641— 23,306 Tagwerk vom Wald abgetrenn 
— — lund zur landwirthſchaftlichen Kultur an di 
Gemeindeglieder in Pacht überlaſſen. 
ꝛc. 


846 


ſollte, ſo wird die Fläche für jeden Diſtrikt ſummirt, 


und ebenſo für jede Waldung.) 
merkt if, welche Veränderungen feit ber Steuerfatafter- 


(Diefe Ziffer ergibt fich erfi, wenn erhoben und vorge- 
meflung flattgefunden haben. 


(Wenn ein Diftrift mehrere Kataflernummern umfaffen 


* 
— — — 
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— Bifchluß der Königl. Regierung vom 9. October 1843, 
Amtsbl, M 55, p- 501, die Bertheilung der Beſoldungs- und Pen: 


. fionsbeiträge für den Gemeinde» und Stiftungsforftdienft betr., ſiehe 


unten $. 197, 
— Das Berbot, unveife Saamenzapfen aus den Waldungen an- 
zufaufen, fiehe 6. Bud, S. ı b. = 

Zu $. 5. Torfftechereien, fiehe im 6. Bud. 

$. 188. Hier folgt noch nachftehende, zu gegenwärtigem Tit. 1. 
Vermögen, gehörende Verordnung der Königl, Regierung der Pral, 
Kammer des Innern, vom 31. October 1843, Amtsbl. M, 57, p. 
529, die Bildung von Verzinfungsfaffen für Gemeinden und Stif— 
tungen betr. 

Die unterfertigte Stelle hat mehrfah wahrgenommen, daß in den Gr 
meinde» und Stiftungstaffen der Pfalz viele Heinere Summen müßig liegen, 
welche zufammengefaßt bedeutende Kapitalien bilden würden, in ihrer derma⸗ 
ligen Bereinzelung aber nicht verzinslich angelegt werden können. 

Zu dem Nachtheile der Unverzinslichkeit gefellt fich aber noch der weit er⸗ 
heblichere Mißftand, daß derartige zum Stammpermögen der Gemeinden und 
Stiftungen gehörenden Summen, nicht felten zur Beſtreitung gewöhnlicher 


“ Ausgaben verwendet werden, wodurd anſtatt einer Vermehrung eine allmäfige 


Berminderung des Gemeinde- und Stiftungsvermögens eintritt. 

Die Gemeinden, melde der Fürforge früherer Generationen den Bet 
von Kommunal» und Stiftungsvermögen verdanken, haben die heilige Ber» 
pflihtung, diefes Vermögen nicht allein gewiffenhaft zu erhalten, fondern aus 
durch Admaffirung eines Theild der Renten dasfelbe dergeftalt zu vermehren, 
damit dasfelbe den gefteigerten Bedürfniffen einer zunehmenden Bevöllerung 
fortwährend genüge. 

Jene Gemeinden aber, welche fein Bermögen befiten, haben alle Uebel⸗ 
fände dieſes Mangels dur Erfahrung kennen gelernt, Sie werden gern ein 
Mittel ergreifen, durch Anfammlung Heiner Erfparniffe allmälig ein Gemeinde 
und Stiftungsvermögen zu gründen, welches ihnen den Dank kommender Jer 
ten fihern wird. 

In beiden Fällen kann dad Ziel nur durch eine Anftalt erreicht werben, in 
welcher den Gemeinden und Stiftungen eine Gelegenheit gegeben ift, Heiner 
Summen fo lange zu abmaffiren, bis diefelben zu Kapitalien angewachien find, 
bie für ſich allein verzinglich angelegt werden können. 

Diefem Bedürfniffe zu begegnen, findet die unterfertigte Königl. Kreik 
zegierung, als _Dberkuratelftelle, fih veranlaßt, Berzinfungstaffen für Gemein 
ben und Stiftungen gu bilden, worüber nachſtehende Borfpriften ertheilt 
werden: 


I ° 
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$. 1. In jedem Landfommifjariatäbezirt wird, vom 1. Januar 1844 844_an« 
fangend, eine Berzinfüngstaffe für_ Gewmeinden und Stiftungen gebildet, welche 
den Zweck hat, Heinere Summen von Gemeinden und Stiftungen, bie einzeln 
nicht verzinglich angelegt werben können, fo lange zu abmaffiren und durch 
Zinfenbeifhlag zu vergrößern, bis die Gemeinden und Stiftungen im Stande 
find, diefelben ſelbſt nugbringend anzulegen, und beziehungsweife zu verwenden. 


$, 2. Zur Berwaltung biefer Kaſſen wirb eine Kommiffion beſtellt, be⸗ 
ſtehend: 

a) aus dem Königl. Landkommiſſäre als Vorſtand, und 

b) aus ben drei zunächſt wohnenden Bürgermeiſtern des Landkommiſſariats⸗ 
bejirk.; 

9,3. Die Rehnungsführung wird einem Gemeindeeinnehmer des Lands 
tommiffariatsbezirts übertragen, welchen die Berwaltungstommiffion zu be» 
zeichnen hat.‘ 

Der Rechner bezieht als Entfchädigung zehn vom Hundert der eingehenden 
Zinfen. Außer diefen Remifen von der Zinfeneinnahme hat der Rechner Feine 
weitern Bezüge anzufprechen, jedoch if er befugt, die Koften der zu führenden 
Regifter, Quittungen und andern Formulare ebenfalls in Ausgabe zu verrech- 
nen, fonftige Schreibmaterialien dagegen dürfen nicht in Anrehnung kommen. 


$.4. Die Einlagen der Gemeinden und Stiftungen Fönnen von bem 
geringfien Betrage,. bis zum Belaufe von breihundert Gulden zu jeder Zeit 
hatt finden. Summen über dreifundert Gulden können nur mit befonderer 
Genehmigung der VBerwaltungstommiffion eingelegt werben. 

9.5. Die Empfangfoheine, welche der Rechner über die Einlagen ber 
Gemeinden und Stiftungen ausftellt, müffen, um volle Gültigkeit zu erlangen, 
binnen längſtens drei Tagen dem Königl. Landfommiffariate zur Kontrolirung 
vorgelegt werden. 

6, Der Rechner kann nur mit Genehmigung des Königl. Landkom⸗ 
mifariats Zurüdzahlungen an Gemeinden und Stiftungen Ieiften. 


$.7. Die Einlagen werden unter Beobachtung der erforberlihen Sichere 


heitsmaßregeln bei Gemeinden und Stiftungen oder bei Privaten verzinglich 
angelegt. Die Kaffe felbft foU niemals ein eigenes Vermögen ertverben, dem⸗ 
nah werben die jährlich eingehenden Zinfen, nach Abzug der VBerwaltungskoften, 
den Gemeinden ynd Stiftungen, nad Maaßgabe ihrer Einlagen gutgefchrieben, 
und die in einem Jahre etiva verbleibenden untheilbaren Reſte der im’ kom⸗ 
menden Jahre zur vertheilenden Summe beigefchlagen. 

$.8. Der Rechner hat für jede in die Kaffe einlegende Gemeinde ober 
Stiftung einen befondern Eonto zu eröffnen, worin das Guthaben durch Ein» 
lagen und Zinfenbeifchlag verzeichnet, und die geleifteten Zurüdzahlungen bes 
merkt werben, In ähnlicher Weiſe hat der Rechner für jeden Kapitalfchuldner 
befonbere Conto zu führen. 


— — 
—t 
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$. 9. Wenn das Guthaben einer Gemeinde oder Stiftung die Summe 
von dreihundert Gulden erreicht hat, fo kann dasfelbe fernerhin nur mit Ge- 
nehmigung der Berwaltungstommiffion in der Kaffe belaffen werben. 

$. 10. Das baare Geld und die Schuldurkunden werben in einer Kifie 
mit boppeltem Verſchluß aufbewahrt, wozu ber Rechner und ber Bürgermeifer 
feines Wohnortes die Schlüffel führen. 

Dem Rechner wird zur Beftreitung der laufenden Ausgaben eine Hanbkafle 
bis zum Belaufe von einhundert Gulden belaffen. 

$. 11. Im Monat Januar eines jeden Jahrs hat der Rechner über Ein- 
nahmen und Ausgaben des verfloffenen Jahres eine Rechnung in triplo an das 
Königl. Landlommiffariat zu übergeben, welches diefelbe, nach Abhörung burg 
die Berwaltungsfommiffion, der unterfertigten Stelle zum Abfchluß einfendet. 

$.12. Gleichzeitig mit der Rechnungsvorlage wird von dem Rechner eine 
Meberfiht der Einlagen der Gemeinden und Stiftungen nebft ber Zinfenver- 
theilung übergeben, welche nach erfolgtem Rechnungsabfchluß durch das Amts 
und Intelligenzblatt befannt gemacht wird. 

- $. 13. Nah Ablauf eines jeden Quartals iſt eine ſummariſche Ueberſicht 
bes Kaflenbeftandes hieher vorzulegen. 

$. 14, Die allgemeinen Beftimmungen der Gefeße und Berorbnungen 
bezüglich des Kommunal» und GStiftungsrehnungswefens find auch auf bie 
Berzinfungstaffen für Gemeinden und Stiftungen anwendbar. 

Die unterfertigte Stelle vertraut zu dem bewährten Eifer und regen Sinn 
der Königl. Yandfommiffariate für das Wohl ihrer untergebenen Gemeinden 
und Stiftungen, daß bdiefelben mit befonderer Sorgfalt eine Anftalt pflegen 
werben, welche den Zwed hat, einen der fhönften und wichtigften Zweige ihres 
Berufs, die Erhaltung und Bermehrung des Gemeinde» und. Stiftungsver 
mögens zu fürbern. 

$. 189. Durd eine NRegierungsverfügung vom 24. Dezem: 
ber 1835, Amtsblatt vom Sabre 1836, M 2, p- 15, wurden bie 
Gemeindes und Stiftungsverwaltungen empfohlen, und unterm 6. Ser 
tember 1837, Amtsbl. M 53, p. 424, befohlen, ihr Mobiliarvermögen 
nur bei einer inländifchen Feuerverficherungsgefellfchaft zu affekuriren. 

$. 190. Nachträglih wurde von der Königl. Negierung der 
Pfalz unterm 9. Dfärz 1839, Amtsbl. M 14, p. 123, erflärt, dai 
bie Derfiherungen auch bei der bayerifchen Hypothefen- und Wechſel 
banf ftatt haben fünnen. 

zit. I. Büdget und Rechnung. 
$.1L Einnahmen. 2. Bd, p. 159. 
$. 1. f. Jagd. Siebenpf. Hanbb, 2. Band, p. 162, 
$. 191. Ein Nachtrag zu der von Siebenpfeiffer unter gegen 
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wärtiger Rubrik erwähnten Verorbnung vom 13, Februar 1829, iſt 
nachſtehende Verfügung der Königl. Regierung des Nheinfreifes, Kam⸗ 
mer des Innern, vom 11. April 1835, Amtsbl. M. 17, p. 190, bie 
Perpachtung der Feldjagden, insbefondere das Verbot der Treibjagben 
an Sonn⸗ und gefeßlichen Feiertagen betr. 

Nachdem der Fall vorgefommen ift, daß der biesfeitigen Verfügung vom 
13, Februar 1829, die Zreibfagden an Sonn» und gefeßlichen Felertagen be« 
treffend, zumwider gehandelt wurde, obngeachtet das beftehende Verbot in bie 
Bedingniffe der Gemeinde», Feld» und Walbjagbverpachtungen aufgenommen 
war, fo werben die Königl. Landfommiffariate beauftragt, in der Folge bei 
allen Jagbverpachtungen die weitere Bedingung beifügen zu laſſen, daß bei 
eintretender Verlegung der angeführten Verfügung vom 13. Februar 1829, 
(Intelligenzbl. AF 10 von 1829) von Seiten des Pächter oder feiner Theil- 
haber die Aufhebung des Pachtaktes ohne gerichtliche Dazwiſchenkunft und ohne 
Beiteres durch ein abminiftratives Erfenntniß erfolgen könne. 

2. Band, p. 163. 

— Ueber bie Stempelpflichtigfeit ber Octroiregiſter, ſiehe 6. Buch, 
$, 135 und 136. 

2 Band, p. 184. 

F. 192. 0. Bürgereinzuggeld. Durch den Ständeabſchied 
vom 11. November 1837, Amtsbl. Mu 67, p. 534, ſiehe oben $. 26, 
wurde die Ermächtigung zur Erhöhung des Bürgereinzuggeldes er⸗ 
theilt. 

$. 193. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 2. März 1838, Amtshl. Ma 16, p. 104, den Tarif 
für Erhöhung des Bürgereinzuggeldes betr. 

Seine Majefät der König haben in dem Abfchiede für die Stände- 
verfammlung vom 17. November 1837, Lit. G. allergnäbigft zu genehmigen 
geruht, daß das einfache Bürgereinzuggeld in den Gemeinden nach Maaßgabe 
der Gemeinde-Nußungen erhöht werde, und zu dieſem Behufe die Aufftelung 
eines Tarifs allerhöchſt angeorbnet. 

Zu Anfertigung diefes Tarifs wird nachftehend eine Inftruftion nebft zor⸗ 
mular zu den Spezial» und Haupttabellen, mit dem Auftrage ertheilt, hienach 
ungefäumt die Nußungen aus Gemeinde» und Gtiftungsvermögen aufzu⸗ 
fielen, und die fämmtlichen Verhandlungen mit der Hauptüberficht in duplo 
ander zu befördern. 

Snftruftion 
für die Auffiellung des Tarifs für das nee 

Art. 1. Der Abſchied für die Ständeverfammlung vom 17. November 

1837 geflattet den Gemeinden, wo mit dem Einzuge ber Eintritt in beftimmte 
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GemeinderNRugungen, namentlich in Pfründen und Allmenden, in Gabholz und 
Weidrechte, oder auch — bei ſich ergebender Dürftigkeit — die Theilnahme an 
Unterflüßung aus Stiftungs» oder befonderen Wopltpätigkeitsfonden verbunden 
ift, das einfache Vürgereinzugsgeld bis zum Marimalbetrage von 200 fl, nad 
Maafgabe jener beftimmten oder eventuellen Bortheile und in Gemäßpeit eines 
von der Kreisregierung zu fertigenden Tarifs zu erhöhen und feftzuftellen, 


Art. 2. Behufs der definitiven Feftftellung biefes Tarifs haben die Gr 
meinderäthe in einem umfaflenden Protokoll die fämmtlichen Nußungen aus 
Gemeinde» und Stiftungsvermögen, welche mit dem Einzuge in ihre Gemeinde 
verbunden find, anzugeben, die Beträge in einer Zabelle nach anliegendem 
Formular zufammen zu flellen, wozu rückfichtlich ber einzelnen Pofitionen fol- 
gende Vorſchriften ertheilt werben. 

Art. 3. Zn die Rubrik Brandholz wird das fämmtliche Brennmaterial 
eingeftellt, welches bie Gemeinde alljährlich, entweder aus ihren eigenthümlicen 
Baldungen, oder mittelft Berechtigung aus Staats⸗ und Privatwaldungen 
beziehet. 

Bon dem Brutto» Ertrag find vorher die Laften, wie 3. B. Förftergehalt, 
Grundfteuer vom Wald, Kulturfoften, Fabrikationskoſten und bie etwaigen Ab» 
gaben und Gegenleiftungen an das Königl. Staatsärar oder an die Privat 
walbbefißer abzuziehen, und ber hienach verbleibende reine Ertrag in ber Tu 
beife unter Rubrit A und 5 nach Klafterzapl und Geldanfchlag einzuftellen. 

Sn dem Protokolle des Gemeinderaths find fowohl die Brutto-Erträgnikt 
als auch die Laften genau aufzuführen, damit daraus die Ermittlung bes Rein- 
ertrags deutlich erfehen werben kann. 

Art, 4 Auf diefelde Weife find in dem Protofolle die Nutzungen aus 
Hfründen und Allmenden, aus Bau und Yefeholz, Streuwerk und Weidebe⸗ 
rechtigungen genau zu befchreiben, deren jährlicher Ertrag zu tariren, die etwa 
darauf ruhenden Laften in Abzug zu bringen, und ber hienach fich ergebende 
jährliche reine Gefammtertrag in die Eolumnen 6, 7, 8 und 9 einzuftellen. 

Art. 5. In die Eolumnen 10 und 11 werden bie Summen eingefellt, 
welche aus Hofpizien- und fonftigen Wohlthätigkeitsfonds jährlich rein auf den 
Stiftungszwed verwendet werden. Bon der Geſammtausgabe find daher vor- 
her die Adminiſtrationskoſten, Steuern und fonfligen Abgaben abzuziehen und 
folche® in dem Protokolle näher zu erläutern. 

Art, 6. Die Gefammtfumme der Eolumnen 5, 7, 8 und 9 wird in die 
Eolumne 12, und ber Totalbetrag der Eolumnen 10 und 11 in die Eolumn 
13; eingeftellt. 

Art. 7. Die Durchſchnitisſummen, welche in die Eolumnen 15 und 16 
einzutragen find, werben durch Divifion der Summen in den Columnen 12 
und 13 mit der Familienzahl der betreffenden Gemeinden gefunden. 

Art. 8, Der zwanzigfache Theil der Durcfchnittsfummen in den Eofum- 
nen 15 und 16 bildet die Erhöhung bes Bürgereinzugsgeldes, und wird in die 
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Golummen 18 und 19 eingetragen. Wenn jedoch die Totalfummen 200 fl, mit 
Einſchluß des einfachen Bürgereinzugsgeldes überfleigen follte, fo tritt bis zu 
biefer Marimalfumme eine verhältnigmäßige Reduktion ein. 

Art. 9. Bei Aufftellung diefer Tabellen haben die Gemeinden alle über- 
triebenen oder gar unrichtigen Angaben ſtrengſtens zu vermeiden, und nur folche 
Rusungen einzuftellen, welche wirklich flüffig find. Berechtigungen, welche zur 
Zeit nicht anerkannt find, können zwar in ben Protofollen erwähnt, allein in 
der Zabelle nicht vorgetragen werben. 

Gemeinde-NRugungen, für welche in der Tabelle eine befondere Eolumne 
nicht vorgefehen ift, werben unter ber ihrer Natur am meiften entſprechenden 
Rubrik vorgetragen. 

Art. 10. Die Königl. Landlommiffariate werden die Angaben und Auf⸗ 
fiellungen der Gemeinden, einer forgfältigen Prüfung unterwerfen; zu bem 
Ende haben diefelben nicht allein die Tabellen und Protokolle den betreffenden 
Königl, Forſtämtern wegen Prüfung der Waldnutzungen mitzutheilen, ſondern 
auch auf den Grund der frühern Gemeinde- und Stiftungsrechnungen die An⸗ 
gaben zu revidiren und die einzelnen Pofitionen richtig zu fielen. Die Nevis 
fonsbemerfungen der Landkommiſſariate find auf die Spezialtabellen ver Ge⸗ 
meinden zu feßen. 

Art, 11, Nach beendigter Revifion fertigen bie Königl. Landtommiffariate 
Hauptzufammenftellungen für ihre Amtsbezirfe an, und fenden biefelben in duplo 
mit den Protofollen, Spezialtabellen und ſonſtigen Belegen hieher. | 

In diefen Hauptverzeichniften, wozu das Formular für die Speztaltabellen 
anzuwenden ift, find auf jeder Seite nicht mehr als 10 Gemeinden vorzutragen, 
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F. 194. Gefeg vom 17. November 1837, Amtsbl. Mi 72, p. 
383, dag Gemeinde und Umlagewefen im Npeinfreife betr. 
— HT —— 

Wir haben Uns in Folge des Landtagsabfchiedes vom 29. Dezember 1831 
$. II. 6 43 nach Vernehmung Unferes Staatsraths und mit Beirath 
und Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen ber Stände des Reiches br 
wogen gefunden, in autpentifcher Interpretation ber über die Gemeinde-Umla- 
gen im Rheinkreiſe beflehenden Geſetze, insbefondere jener vom 11. Frimair 
Jahr VI. (1. Dezember 1798), vom 14. Februar 1810 und ber Königl. Be 
ordnung vom 2. November 1817 zu verfügen, was folgt: 


Art. L Die den Gemeinden gefeßlich obliegenden, durch das fänbdige 
Gemeinde-Eintommen nicht gededten Ausgaben follen getilgt werben, 

1. durch Auflagen auf die in den Gefeßen beſtimmten Gegenflände der 
örtlichen Konfumtion (indirekte Umlagen), 

2. durch Umlagen mittelft gewiffer Beifchlagsprogente zu ben öffentlichen 
Steuern (direfte Umlagen). 


Art. U. Alfe direkten Umlagen, fie mögen für gewöhnliche oder außer 
dentliche Bebürfniffe einer Gemeinde oder mehrerer, bei einem gemeinfdaftliten 
Zwede betheiligten Gemeinden beftimmt feyn, follen nah dem Gefammtfener- 
fuße, d. h. nach dem Berhältniffe ſämmtlicher direften Steuern des betreffenden 
Gemeindebezirkes ausgefhlagen und erhoben werden, 


Art. I. Die in dem Gemeindebezirte Tiegenden fleuerbaren Staeu— 
realitäten haben zu den Gemeinde-imlagen ihren gleihmäßinen Betrag wi 
bisher zu leiſten. 


Art. IV. Umlagepflichtig find, mit Ausnahme der in dem Art. V. und VL 
genannten Fälle, alle in der Gemeinde Wohnenden, oder in deren Gemarkung 
bezüglich ihrer Perfon, ihres Grund» und Mobiliarbefiges, oder ihres Gewerdet 
einer direkten Steuer unterworfenen phyfiichen und moralifchen Perfonen. 


Art. V. Die Umlagen, welche in den durch die Geſetze beftimmten Fällen 
für Zwede des Kultus einzutreten haben, erftreden ſich auf alle Religiondgeno' 
fen der betreffenden Pfarrei nah Maaßgabe ihrer in dem Sprengel derſelber 
zu entrichtenden Gefammtfleuer. Wo Filiale eine eigene Filiallirche und eigenen 
ſtaͤndigen Gottesdienft mit der Berechtigung hiezu befißen, find bie Neligiond- 
verwandten des Filialviftrifts zu den Umlagen für den Unterhalt ihrer Kilial 
kirche, nicht aber zu jenen für den Unterhalt der Pfarrkirche beitragspflidtig. 


Art. VI. Zu den Laften der Gefammtgemeinde gehören nicht: 

1. Ausgaben, welche fi auf ven Schuß und die Benügung des Grm 
eigentfums oder auf ein Intereſſe der Feldkultur beziehen, fie fallen vielmen 
dem betheiligten Grundeigenthämer nach dem Maaßſtabe der Grundfieue 
zur Laſt. 
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2. Ausgaben auf die Viehzucht; diefe follen in der Regel von den Bieh- 
befißern nach dem Viehſtande geleiftet werben. 

Dem Gemeinderathe bleibt es jedoch vorbehalten, bei vollkommen zureichen« 
dem Vermögen die unter 18 1 und 2 angeführten Ausgaben ganz oder theil« 
weife mit Ruratelgenehmigung auf die Gemeindekaffe zu übernehmen. 

Art. VII. Die direkten Umlagen follen von dem Gemeinderathe bei Be- 
gutachtung des jährlichen Gemeinde-Etats (Büdgets) beraten und beantragt 
und von ber mit der Beſcheidung des Gemeinde-Etats beauftragten höheren 
Berwaltungsbehörde feſtgeſetzt werben. 

Zur Berathung im Gemeinderathe find beizuziehen: 

1. in dem Falle des Art. V. ein Ausfchuß von 3 bis 5 beitragspflichtigen 
Religionsverwandten aus ber Mitte des Kirchenvorftandes; 

2. in dem Falle des Art. VI. ein Ausfhuß von 3 bis 5 beipeiligten 
Grund» oder Biehbefigern, deſſen Bildung denfelben unter Yeitung des Orts⸗ 
vorftandes überlaffen bleibt, 

Art. VIII. Die Einführung indirekter Umlagen erforbert in den Städten, 
deren Bevölferung 5000 Seelen überfteigt, die Genehmigung des Königs, in 
den übrigen Gemeinden bie Beftätigung der Königl. Kreisregierung, Kammer 
des Innern. Der Antrag auf diefe Einführung kömmt zunächſt dem Gemein- 
derathe zu. Derfelbe hat das von mindeftens einem Drittheile der Gemeinde» 
bürger geftellte Begehren in Erwägung zu ziehen, und kann bei verneinender 
Erklärung auf erfolgtes Anrufen der Gemeindeglieder von ber Kreisregierung, 
Kammer des Innern, für den gegebenen Fall durch eine, ber Zahl der gewähl- 
ten Gemeinberathsmitglieder gleichtommende Zahl Höcftbefteuerter verſtärkt 
werden. Der Ausfpruc der Mehrheit gilt ald Gemeindebeſchluß. 

Art. IX. Die Dedung der gewöhnlichen gefeblich begründeten Gemein- 
debedürfniffe darf von dem Gemeinderathe nicht verweigert, und muß in bem 
Falle entgegengefebten Verfahrens der Gemeindebehörde von der Königl. Kreis- 
regierung, Kammer des Innern, dur Anordnung direkter Umlagen vorbepalt« 
fi der Berufung an das Königl. Staatsminifterium des Innern bewirkt 
werben. 

Art. X. Umlagen für außerordentliche Gemeindebedürfniffe werben von 
dem Gemeinderathe mittelft gefonderter Beichlüffe und zwar, wenn bie von dem 
Gemeinderathe vorläufig für nöthig erachtete außerordentliche Imlage mehr 
als zehn vom Hundert der fährlichen Gefammtfteuer betragen follte, unter 
Beiziehung der im Art. VIII. vorgefehenen Berflärkung beantragt, und foferne 
fie die Hälfte aller direften Staatöfteuern nicht überfleigen, durch die Beſtä⸗ 
tigung der Kreisregierung, Kammer des Innern, entgegengefeßten Falles aber 
auf Bortrag des Staatsminifteriums des Innern durch Königl. Entſchließung 
feſtgeſtellt. 

Art. XI. Das Maximum der für außerordentliche unzweifelhaft noih⸗ 
wendige Gemeindebepürfniffe gegen den Antrag des Gemeinderaths. fehflell- 

| 26 * 
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baren Umlagen ift auf zehn vom Hundert der jährlihen Gefammtfteuer 
beftimmt. 

Art, XI Das Staatsminifterium des Innern iſt mit dem Vollzuge 
des gegenwärtigen Gefeßes beauftragt. 

$. 19%. Hicher gehört auch nachſtehende Königl. allerhöchſte 
Erflärung im Ständeabfhied vom 17. November 1837, Abtheil. J 
Ziff. G., Amtsbl. M 67, p. 534: „Hiebei fegen Wir ausdrüdlid 
„fe, daß es mit dem Art. III. diefes Geſetzes die Meinung nich 
„habe, den Gemeinden bleibende Anfprüdhe auf den Grund folder 
‚Beiträge einzuräumen, welche das Staatsärar nicht zufolge einer ge 
„jeglichen Verpflichtung, fondern nur zufolge precärer Bewilligung 
„in einzelnen Fällen geleiftet haben könnte.“ 


Zu Tit. I. $. IL Ausgaben. 
Zu Siebenpf. Handb. 2, Band, p. 207 u. ſ. f. 

$. 196. Hieher gehören die Beftimmungen des $. 24, M Il, 
der Snftruftion über die Behandlung des Armenweſens vom 29. Ne 
vember 1834, Amtsbl. vom Jahre 1835, M 4, p. 47, fiehe 4. Bud, 
$. 243, nämlid: 

Bei Unzureichenpeit oder Nichtverfügbarkeit aller diefer Mittel (Dedungt- 
mittel der Einnahme des Armenfond) ift das Fehlende auf die Gemeindelaft 
anzumeifen, und im Falle auch diefe nicht zulänglich feyn follte, durch Umlage 
zur Ausgleihung der Einnahmen mit den Ausgaben zu deden 


— Die Koften der Warnungstafeln gegen das Betteln, fiche 3. 
Bud, $. 38. 

F. 197. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kamm 
des Innern und der Finanzen, vom 9. October 1843, Amtsbl. M 55, 
p. 501, die Bertheilung der Penſions- und Befoldungsbeiträge für 
den Gemeinde: und Stiftungsforftdienft betr. 

Nahdem die Bertheilung der Befoldunge- und Venfionebeiträge für der 
Gemeinde» und Stiftungsforfidienft, namentlich durch die Ab- und Zuredhnurs 
zwiſchen den Gemeinden, einige Schtwierigfeiten erzeugt bat, wird verfügt, mad 
folgt: 

1. Die Königl. Rentämter haben in Gemäßheit des Art. 7 der allerhöchüte 
Berordnung vom 4. Juli 1840, die Befoldungen und Penfionen des Komma 
nal» und Gtiftungsforfiperfonals vorzufhießen, und auf den Grund der von 
der unterzeichneten Stelle bewirften Bertbeilung unter die betreffenden @emein 
den und Stiftungen die vorgefchoffene Summe zurüdyuerheben. 

Damit die Refundirung der Vorſchüſſe fich jedoch nicht allzu lange ver 
fpiebt, werben die Könige, Landtommiffariate angewiefen, die Summe ber 
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Bertheilung des Vorjahres jedesmal für das laufende Jahr in das Büdget 
einhellen zu laffen, fofort die Gemeinde» und GStiftungseinnehmer zu ermäch- 
tigen, fhon im Laufe des Jahres drei Biertheile jener Summe an die König. 
Rentämter abzulegen, das letzte Biertheil aber bis zu erfolgter Vertheilung zu— 
rüdzubalten. 

2. Unmittelbar nachdem ihm bie Verthellung bekannt gegeben ift, hat das 
Rentamt alle in feinem Bezirke anfallende Beiträge zu erheben, resp. mit den 
Gemeinde» und Stiftungseinnehmern in Abrechnung zu treten, fofort feine Bor- 
fhüffe zu deden. 

3. Berbleibt nach der Refundtrung ein Ueberſchuß, fo ift derfelbe unver- 
züglih an die Königl. Kreiskaſſe abzuliefern. 

Wird durch die Beiträge in dem Bezirke das Guthaben des Rentamts 
nicht gededt, fo bat dasfelde die Bergütung der fehlenden Summe aus der 
Kreistaffe zu empfangen, welche die Mittel zu dieſer Vergütung in obigen 
Ueberſchüſſen findet. 

4, Die Königl. Kreistaffe hat über Einnahme und Ausgabe in ihrem Haupt» 
buch einen eigenen Eonto anzulegen, unter dem Titel: „Ausgleihung ber Vor» 
(hüffe der Nentämter für den Kommunal» und Stiftungsforfidienfl.” 

5. Gegenwärtige Verfügung tritt mit der Abrechnung und Bertheilung 
für 18%, in Wirkfamteit. 

Zu Tit. U. $. UI. Rechnungsweſen. 
Siebenpf. Handb. 2. Band, p. 244 m ſ. f. 


F. 198. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 18. Juli 
1832, Amtsbl. MA 52, p. 474, die Journal-Verbuchungen ber Ge⸗ 


meindegefälle betr. 

Es ſind Zweifel darüber erhoben worden, wie jene Gelder, welche zwar 
von einem Gemeinde⸗Einnehmer erhoben werden, aber nicht der Geſammtheit 
einer Gemeinde angehören, zu verbuchen feyen. 

Um diefe Zweifel zu heben, wird Folgendes verfügt: Da nad dem Stem: 
pelgefege nur die Einnahmsregifter über Gebühren und Einkünfte der Ge— 
meinden als politifche Rorporationen dem Stempel unterworfen und unter. die» 
fen nur folche Zuflüffe in die Gemeindekaſſe zu verſtehen find, welche theils aus 
dem Patrimontalvermögen der Gemeinde herrühren, theils als allgemeine Auf- 
lagen zu Erreichung von Gemeindezweden vermöge gefeßlicher Anordnung be= 
eben, fo hat der Einnehmer auch nur diejenigen Einnahmen und Ausgaben 
in dem geftempelten Tagebuch einzutragen, welche als Einkünfte oder zum 
Belaft der Gefammtgemeinde als politifhe Korporation, angehören und im 
Büdget vorgetragen find. Diefer Anfiht Liegen die Verfügungen des $. 24 
u. f. der Inſtruktion über das Gemeinderehnungsivefen und des $. 87 der 
Inſtruktion über die Anwendung der Einregifirirungd- und Stempelgefeße vom 
17. November 1826 (Intelligenzblatt AS 1) zum Grunde, wobei aber zu 
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bemerfen if, daß die Schüßen- und Faſſelgelder zc., die iprer Ratur nad nich 
zur Kathegorie der obbezeichneten Einkünfte gehören, ebenwohl auf das Ge 
meindejournal zu verbuchen find, weil fie gewöhnlich eine burchlaufende Poh 
in den Gemeinderechnungen bilden, in dem Gemeindebüdget vorgetragen und 
der Beauffichtigung der Lokalbehörde unterworfen find. 

Anders verhält es fich mit folden Erhebungsgegenfländen, welche im Jn- 
tereffe einer einzelnen Klafie von Gemeindebewohnern oder der allgemeinen 
Berwaltung gefcheben, als Erhebungen zur Beftreitung von Kultusgenenftänden, 
Beiträge der Zfraeliten zur Salarirung des Rabbiners, Beiträge der Gemein 
den zum SKantonsgefängnigbau, zu Straßenbauten ıc., worüber der bamit 
beauftragte Erheber ein Tagebuch auf ungeflempeltem Papier zu führen hat, 
dem jedoch durch Kotiren und Paraphiren von Seiten der beauffichtigenden 
Lokalbehörde die erforderliche adminiftrative Authentizität zu geben if, Die 
Königl. Landtommiffariate werben die Erheber folder Gefälle hienach anmeilen 
und diejenigen Zournale über Kantonal» und Bezirksauflagen felbft kotiren, 
binfichtlich dergleichen Gefälle aber welche nur eine Gemeinde befaflen, die Ke⸗ 
tirung den einfchlägigen Lolalbeamten hinweifen. 


— lieber die Berififation der Belege der Gemeinde- und Stif— 
tungsrechnungen durd die Königl. Domäneninfpeftoren, fiehe oben 
$. 72. 


8. 199. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſee, 
Kammer des Innern und der Finanzen, vom 19. Dezember 1834, 
Amtsbl. vom Jahre 1835, Ma 1, p- A, die Remiſen der Einnehme 
für die Erhebung der Koften der Sektionsbücher ıc. 

In Erwägung, daf die Erhebung ber nad der Ausfchreibung vom 9. Ma 
1818 für die Erneuerung von Sektionsbüchern und Mutterrollen aufzurednen 
den Gebühren und Koften, wegen ber Unbeträchtlichleit der einzelnen Beträg, 
den Steuer- und Gemeinde-Einnehmern mannichfache Mühe verurfacht, wird den 
Einnehmern für diefe Erhebung eine Remife zu zwei Prozent bewilligt, 
welche auf die zur Tragung der vorerwähnten Koften verpflichteten Grundir 
fißer zu repartiren if. 

Die Königl. Steuerkontrolämter und Yandfommifiariate haben fich bei Auf. 
Rellung und Berificirung der Koftenetats hienach zu achten. 


$. 200. Bekanntmachung der Könige. Regierung des Rhpeinfrei- 
jes, Kammer des Innern, vom 21. Jänner 1835, Amtsbl. Mi 7, P 
114, die Amtsbürgfchaften betr. 

Da fih Zweifel darüber erhoben haben, ob die unterm 25. November 18% 
im Amts und Intelligengblatte As 54 ausgefchriebene allerhöchſte Berorbnung 
vom 14, deöfelben Monats auch auf die Kautionen der Gemeinde-Einneb: 
mer Anwendung finde, fo wird nachträglich den betreffenden Königl. Behörden 


Dritter Abfchnitt. — Kreis- und Ortögemeinde. 407 


and den Einnehmerei« Wofpivanten zur Kenntniß gebracht, daß durch ein Re⸗ 
feript des Königl. Staatsminifteriums des Innern vom 20. November 1833 
ausdrücklich verfügt wurde, daß auch die Amtsbürgfchaften ver Gemeinde» 
Einnehmer Fünftig ausfchließend in baarem Gelde, jedoch unter Beachtung 
der im Rheinkreiſe beftehenden Normen über das Kautionsquantum zu regus 
iiren und dort, wo befondere Gründe zur ausnahmsmweifen Bewilligung der 
Amisbürgſchaftsleiſtung durch Hypotheken ober Bürgfchaften vorliegen follten, 
hierüber immer vorher gutachtlihe Berichte an allerhörhfte Stelle zu erſtatten 
ſeyen. 

Die Königl. Landkommiſſariate haben in der Folge bei Regulirung der 
Amtsbürgſchaften von Gemeinde-Einnehmern ſich hienach zu achten. 


F. 201. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rhein— 
kreiſeßg, Kammer des Innern, vom 27. April 1835, Amtsbl. Mi 20, 
p. 233, die Amtsbürgfchaften der Steuer- und Gemeinde » Einnehmer 
betr. 

Nachdem zufolge höchſten Dinifterialreferipts vom 13. d. M. die allerhörhfte 
Entfhliefung vom 12, November 1833, die Amtsbürgfchaften betreffend, auf 
bie nach dem Kaiferl, Dekret vom 30. Frimaire XII. aufgeftellten befondern 
Gemeinde » Einnehmer, welche nicht zugleich Steuer» Einnehmer, Feine Anwen⸗ 
bung findet, fo wird folches hiemit nachträglich zu der diesfeitigen Augfchrei- 
bung vom 21. Januar d. J. (Amts- und Intelligenzbl. HE 7) zur Kenntniß 
ber Betheiligten gebracht. 

$. 202. BVerfügung der Königl, Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 11. September 1835, Amtsbl. M 45, 
p. 437, die Erhebung der Gemeindegefälle betr, 


Zur gleihmäßigen Bollziehung des $. 45 der Inſtruktion vom 27, Ror 
bember 1826 über das Gemeinde-Nehnungswefen, wird Folgendes verfügt: 

1. Die Gemeinde-Einnehmer haben jedes Jahr bei Empfang der Ges 
meindebüdgets und der hierauf gegründeten Vertheilungs⸗ und Erhebungsaften 
ben Abgabepflichtigen der Gemeinde ein Schuldverzeichniß zuzuſtellen, worin 
bie einzelnen Schuldpoften genau angegeben find, 

2. Jede BPRASBE Zahlung bes Schuldners ift auf dieſes Verzeichniß zu 
quitliren. 

3. Die Königl. — haben zu dieſem Behufe die erforderliche 
Anzahl Exemplare drucken zu laſſen, und die Koſten, nach dem Verhältniſſe des 
Bedarfs, auf die einzelnen Gemeinden zu vertheilen. 

4. Hiebei iſt das nachſtehende, nach den beſonderen Verhältniſſen des Land⸗ 
kommiſſariats in den einzelnen Aufzählungen der REINE abzuändernbe 
dormular, Lit. A., zu Grund zu legen. 

3. Damit biefe Berzeichniffe rerhizeitig und mit möglichfier Vollſtändigkeit 
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angefertigt werben können, haben bie Königl. Landtommiffariate darauf zu 
fehen, daß die Bürgermeifterämter längftens binnen 4 Wochen nah Empfang 
der abgefchloffenen Gemeindebüdgete, alle Erhebungsakten anfertigen und zur 
Bollziepbarerflärung vorlegen, welch Ießtere in möglichſt kurzer Friſt dur bie 
Landkommiſſariate zu ertheilen ift. 

6. Für jene Gemeinde-Einnahmen, welche erfi nah Zuflellung der Haupt- 
fhuldverzeichniffe an die Schulpner evident werben, haben bie Gemeinde» Ein- 
nehmer den Zahlungspflictigen Supplementar-Schuldverzeichniffe, nah Formu- 
far Lit. B., zuzuſtellen und hierauf die Zahlungen zu quitliren. 

(Sormular Lit. A.) 

SaBT: 5-5 % 
Gemeindetaffe von NM 

Nach den erekutorifhen Erhebungsakten fhuldet N. N. von N. für das 

. *" . folgende Gemeindegelver: 









Gegenſtand 
der 
Schuldigkeit. 


96, 





Ordnun 
ummer. 


N 


Auflage auf das Gabholz. 
Erfleigertes Holz. 
Gemeindegüterpacht. 
Schüßengepalt. 
Biefenwäflerungstoflen. 
Faſſelgeld. 
Grund⸗ und Bodenzins. 
Außerordentliche Umlage für ... 
Umlage zu Gleichſtellung der Einnah⸗ 

men mit den Ausgaben, 
10 | Schulgelv. 

% m ꝛc. 

11 | Rüdftand vom vorigen Zapre. 


Total . 


oe OO S[J1o9 nn m ww DD m 


Dbiger Betrag ift ohne Verzug, bei Vermeidung von Zwanggmikteln, an 
den unterzeichneten Einnehmer zu entrichten. 
N, R., den ıc. Der Gemeinde-Einnehmer, 
N. N. 
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Ge⸗ 
Quittungen. meinde- | Koflen. 


Hummer 
bes 


Sournals. 





($ormular Lit. B.) 


Supplement-S huldverzeidniß. 
SEE, —— 
Gemeinde N N. 
Außer den in dem Hauptverzeichniffe vom ..... bereits vorgetragenen 
Beträgen fehuldet N. N. von N. zufolge fpätern erefutorifchen Erhebungsalten 
no weiter an Gemeindegeldern: 





| 


. 








ER Gegenftand 
EE ber Betrag. 
IE Schuldigkeit. 





fl. 


Obiger Betrag iſt ohne Verzug, bei Vermeidung von Zwangsmitteln, an 
den unterzeichneten Einnehmer zu entrichten. 
—A — 


Das Formular für die Quittungen wie bei Lit. A. Beide Duittunge- 
Sormulare kommen auf bie Kehrſeite der Schuldverzeichniffe. 
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— Die Entfhließung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 16. Dezember 1835, Amtsbl. M 61, p. 
569, die Erhebung der Gemeindegefälle, fiehe im 6. Bud, $. 127. 

— Die Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreifes, Kam— 
mer der Finanzen, vom 7. Jänner 1836, Amtsbl, M& 10, p. 70, die 
Gemeinderechnungen, in specie Stempelpflichtigfeit der Ausfertigungen 
der Abſchlüſſe betr., fiehe im 6. Buch, Stempel, $. 128. 

$. 203. Ein Nachtrag der unter obiger Rubrif im erften Band 
des Siebenpf. Handb. auf p. 244 befindlichen Inftruftion über das 
Gemeinderechnungswefen vom 17. November 1826, ift die Entfälie 
fung der Königl, Regierung, Kammer des Innern und der Finanzen, 
vom 25. März 1836, Amtsbl. Mi 18, p- 195, daß Fein Befürde 
rungs⸗ oder Verſetzungsgeſuch eines Einnchmers Berüdfichtigung finden 
werde, wenn bderfelbe nicht wenigftens drei Jahre feinen bieherigen 
ſelbſt nachgefuchten Poften begleitet hat. 

F. 204. Befanntmahung der Königl. Regierung des Rhein 
freifes, Kammer des Innern, vom 16. Mai 1836, Amtsbl. M 3, 
p. 306, die Statiftif der deutichen Schulen, resp. die Führung ber 
Schulfafferehnung durd die Gemeinde-Einnehmer, Borlage und Aus 
zug aus benfelben bei Schulvifitationen betr, 

Durch höchſtes Minifterialrefeript vom 31. März 1836 ift verfügt worden, 
baß über die gefanmten Einnahmen und Ausgaben jeder Schulgemeinde, für 
ihre deutfchen Schulen, jedes Jahr, auf den Grund der abgefchloffenen &r 
meinderechnung und ihrer Belege, eine genaue Ueberſicht (Rechnungsausjus) 
durch den Gemeinde» Einnehmer gefertigt und der Ortsſchulkommiſſion zum 
geeigneten Gebraud und zur Borlage bei den Schulvifitationen zugeftellt werke. 
Die Königl. Landfommiffariate werden hienach das Erforderliche zum Bollzuge 
biefer Berfügung anordnen. 

F. 205. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſts, 
Kammer des Innern, vom 1. Juli 1836, Amtsbl. M 32, p- 380, 
bie Diäten der Gemeinde-Einnehmer bei Holzverfteigerungen betr. 

Für die Beimohnung bei Holzverfleigerungen, die an einem außer dei 
Einnehmereibezirkes gelegenen Orte abgehalten werben, wird den Or 
meinde-Einnehmern eine EntfHädigung in folgender Art bewilligt : 

1. wenn zur Abhaltung der Verfteigerung, die Hin» und Herreife mit ci» 
begriffen, ein ganzer Tag nothwendig war, bei einer Entfernung von 3 Stun 
den und darunter 1 fl. 24 kr., bei einer ‚größern Eutferuung 2 fl. 20 h.. 
wenn übernachtet werben mußte, für jede 24 Stunden 2 fl. 48 Er, 
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2. war zur Berfleigerung inel. der Reife nur ein halber Tag erforderlich, 
ſo fann feine Entfhädigung angefpromen werben. 

Hlenah haben fih ſämmtliche Landkommiſſariate bei Diätenbewilligungen 
zu achten. 


— Berechnung der Exekutionskoſten bei Steuer- und Gemeindes 
gefällen, fiehe 6. Buch, $. 75. 

— Berfügung der Königl, Regierung der Pfalz, Kammer der 
Sinanzen, vom 7. Detober 1836, Amtsbl, Mr 51, p. 540, Stempel 
ver Gehaltsquittungen der Schullehrer betr., ſiehe 6. Buch unter 
Stempel, $. 129. 


F. 206. Berfügung der Könige, Regierung des Nheinfreifeg, 
Kammer des Innern, vom 2, Dezember 1836, Amtsbl, Na 62, p. 
675, die Niederfchlagung ungiebiger Einnahmspofitionen betr. 

Nachdem die Befimmungen, durch welche die Königl. Landkommiſſariate 
ermächtigt find, die Niederfchlagung ungiebiger Einnahmspofitionen aus unein⸗ 
bringlicher Ausftände, welche nicht durch Berfihulden des Rechners veranlaßt 
find, auf den Antrag der Gemeinderäthe, Fabrifräthe, Presbpterien, Hofpizien 
und Wopitpätigkeitstommiffionen zu genehmigen, auch auf Einnahmspoften aue⸗ 
gedehnt werden wollten, welche einen Theil des Kapitalvermögens der Gemein» 
den und Stiftungen bilden, eine folhe Ausdehnung aber unzuläßig ift, fo wird 
hiemit verfügt, daß die Niederfchlagung von Kapitalien, Güterfteigfchillingen, 
Rehnungsrezeffen und fonftigeu in diefe Kathegorie einfchlagenden Schuldpoften, 
der unterzeichneten Stelle vorbehalten bleibe, und nur die eigentlichen Ein— 
nahmsausſtände resp. Gefälle der Gemeinden und Stiftungen unter jene Po» 


Ren gehören, deren Niederfchlagung den Königl. Landkommiſſariaten für ben 


dal zuftept, wo die Ungiebigkeit wicht durch die Schuld des Rechners veran⸗ 
laßt wurde. Hienach ift ſich in vorkommenden Fällen zu achten. 

F. 207. Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 27. Mai 1837, Amtsbl. Mi 35, P- 272, 
die Ausgaben aus dem Almofenfond betr. 

Zur rechnungsmäßigen Vervollſtändigung der betreffenden Ausgabspapiere 
haben die Bürgermeifter, als Vorſitzer der Armenpflegfchaftsräthe, in den Fällen, 
wo Anweifungen für Arme außer dem Armenhaufe, behufs der Erhebung und 
demnächfligen Ausbezahlung an die betreffenden Partheien, an die Armenpfleg- 
Mhaftsrechner ausgeftellt find, auf diefen Anweifungen jedesmal die Dualität 
der betreffenden Individuen zu beflätigen, fowie die Unterfchrift der Armen 
plegipaftsrechner, unter Beidrüdung des Amtöfiegels zu Iegalifiren. 


— Die Verfügung der Königl. Regierung des Rheinfreifes, Kam— 
mer des Innern, vom 6. November 1837, Amtsbl, Aa. 66, P- 526; 
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die Bertheilung der Forftftrafgelder, resp. der aus denfelben zu be- 
fireitenden Koften betr., fiehe 6. Buch, 8. 32. 


$. 208. Regierungsverfügung vom 27. Januar 1838, Amisbl. 
M, 10, p. 75, die Berrechnung der Schulverfäumnißftrafgelder in den 
Gemeinderechnungen betr. 

Durch die Berfügung vom 17. Dezember 1819, Intelligenzbl. pag. 369, 
if beſtimmt, daß die Strafgelder für Schulverfäumniffe zur Anſchaffung von 
Schul⸗ und Preifebüchern oder zur Beftreitung der Schulbedürfniffe für fleißige 
arme Kinder verwendet werben follen. 

Nachdem die Berwendung und Berrechnung biefer Gelder zu dem beftimm- 
ten Zwede nicht aller Orte gleichförmig und mit der erforderlichen Bollfändig- 
keit vollzogen wird, fo werden hierüber nachftehende Borfchriften zur genauen 
Darnachachtung ertheilt: 

1. Die Gemeinde-Einnehmer haben am Ende bes Schuljahres den Dris- 
fchuffommiffionen die Beträge der erhobenen ESchulftrafgelder Fund zu geben. 

2. Die Ortsfchultommiffionen haben hierauf nad den Beflimmungen bes 
Art. 8 der obigen Berordnung die Anfchaffung der Preifebücher ꝛc. zu beforgen, 
und die Rechnungen dem Bürgermeifteramte mit der Befcheinigung der ridti- 
gen Ablieferung zu übergeben, welches durch Zahlungsanmweifung auf den Ge— 
meinbe-Einnehmer ihre Berichtigung veranlaßt. 

3. Zn den Gemeindererhnungen find diefe Einnahmen und Ausgaben ar 
hörig vorzutragen, und erflere durch die Strafliften, Ießtere durch die gehörig 
quittirte Rechnungen der Buchhändler ꝛc. zu belegen. 


$. 209. Die Berfügung der Königl. Regierung der Malz, 
Kammer des Innern, vom 20. März 1838, Amtsbl. Ma 19, p- 131, 
die Remifenberechnung für die Erhebung der gewöhnlichen Umlage zur 
Gfeihftellung der Einnahmen mit den Ausgaben. 


Ueber den Vollzug des $. 18 lit. b. der Gemeinberechnungsinftrultion vom 
17. November 1826 Haben ſich Anflände ergeben, zu deren Befeitigung Nah» 
fiehendes verfügt wird: 

a) die Einnehmer haben für alle Erhebungen, welde fie an Schulgel⸗ 
bern, nad den Liften der Ortsfchullommiffionen, zu machen haben, wie bie 
ber 2%, von der wirklichen Einnahme, mit Ausfchluß der unerhebbaren Aus- 
fände, zu beziehen, 

b) wenn dagegen zur Ergänzung ber Lehrergehalte, im Bereine mit andern 
Gemeindebedürfniffen, in einer Gemeinde eine Umlage „zur Gleihflellung 
ber Einnahmen mit den Ausgaben“ nothwendig wird, fo findet bei 
Berechnung der Remifen eine deßfallſige Ausfcheidung nicht flatt, vielmehr wer⸗ 
ben den Einnehmern die gewöhnlichen Remiſen der Gleichflellungsumlage pe 
4% ohne Ausfcheidung bewilligt. 
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Hienah haben ſich die Königl. Landkommiſſariate bei ven Rechnungsver- 
deſcheidungen zu achten. 

— Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer des 
Innern, vom 10. Februar 1838, Amtsbl. M, 13, p. 90, die Ver: 
pflegung der Polizeifrevler auf Koften der Kantonsgemeinden betr., 
ehe 2. Bud, $. 73, 


$. 210. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
ver Sinanzen, vom 12. Mai 1838, M 26, p. 211, die Anwendung 
des Stempelpapieres zur Abquittirung der in Afforden feftgefesten 
Beträge betr. 


Die Beſtimmung Ziff. 3 der diesfeitigen Ausfchreibung vom 2, Septem- 
ber 1833 (Amtsbl. S. 427), hinfichtlich der Befcheinigung der in Akkorden feft- 
geiehten Beträge wird hiemit auch für bie ICRERIEUMEIRHURNE als anwend⸗ 
: bar erflärt. 


F. 211. Berfügung der Königl, Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 20. Auguft 1839, Amtsbl. Ma 43, p. 366, die Er- 
hebungs⸗ und DVerrechnungsweife der Bürgereinzuggelber und die den 
Gemeinde» und Stiftungsrecdhnern davon zuftehenden Hebgebühren betr. 


Um hHinfichtlich der Erhebung und Berrechnung des in Folge allerhödhften 
Abſchieds für die Ständeverfammlung vom 17. November 1837 Amts» und 
Intelligenzblatt von 1837, p. 534) eingeführten erhöhten Bürgereinzugsgeldes 
bei den Gemeinden und Stiftungskaffen ein gleichmäßiges Berfahren herbeizu- 
führen, und da zugleich die Frage entſtanden ifl, welche Hebgebühren ben resp. 
Gemeinde» und Stiftungsrerhnern davon zu bewilligen feyen, wird Folgendes 
verfügt : 

1. Das gefammte Bürgereinzugsgeld ift durch die Gemeinde-Einnehmer 
in Empfang zu nehmen und zu verrechnen, bamit jedoch Ausfände möglichft 
vermieden und die Antheile der Stiftungsfaffen baar ausgeliefert werben kön 
nen, wird verfügt, daß das Einzugsgeld von dem die Bürgerannahme Nache 
fuhenden bei dem Gemeinde-Einnehmer hinterlegt werden müffe, bevor deſſen 
Annahme beantragt werde. Gleichzeitig ift hierüber jedoch ein Einnahmsbeleg 
duch das Bürgermeifteramt anzufertigen, und nach vorheriger Viſirung und 
Vormerfung durch das Königl. Landfommiffariat dem Gemeinde» Einnehmer 
zuzuſtellen, welcher ven Betrag gleich andern Einnahmen gehörig zu journali« 
firen und zu verrechnen hat; erfolgt fpäterhin die Zurüdweifung des Gefuche 
ſtellers, fo ift Teßterem der Betrag ohne irgend einen Abzug zurüdzuerflatten, 
und zu diefem Behufe dem Einnehmer das Abweifungsrefeript, mit der Zah⸗ 
lungsanweifung verfehen, zuzuftellen; im gegentheiligen Falle aber erhält ber 
Einnefmer das betreffende Genehmigungsrefeript, worauf die Antheile der 
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Gemeinde- und Stiftungskaſſen zugleich zu bezeichnen find, um ihm als deſin⸗ 
tives Einnahmsbeleg zu dienen. 

2. In den Gemeinderechnungen ift der Antheil ber Gemeindelaffe in der 
gewöhnlichen, jener der verſchiedenen Stiftungstaffen dagegen in der auferor- 
dentlichen Einnahme zu verrechnen. 

3. Jedes Semefter, und in größern Gemeinden jedes Quartal, ift für 
jede Stiftungstaffe über den ihr gebüprenden Antheil an den erhobenen Bür— 
gereinzugsgeldern ein fpezifigirtes Berzeichniß in duplo durch den Gemeinde 
Einnehmer aufzuflellen, wovon, nah vorhergegangener Prüfung durd das 
Bürgermeifteramt und Genehmigung durch das Königl, Yandfommiffariat, ein 
Exemplar, mit der Zahlungsanweifung verfehen, dem Gemeinde-Einnehmer, 
welcher den Beirag dem betreffenden Stiftungsrechner gegen Duittung audju- 
bezahlen, und in der außerorbentlichen Ausgabe zu verrechnen bat, das andere 
Exemplar aber der Berwaltung der Stiftungskaffe, resp. bem Gtiftungsredhner, 
um ihm als Einnahmsbeleg zu dienen, auzuftellen if. 

4. Wo die Semeinde-Einnehmer Feine firen Gehalte haben, und keine ent 
gegenftehende befondere Uebereinkunft mit denfelben pinfichtlich iprer Bezüge 
getroffen ift, werben benfelben von dem der Gemeinde zuftehenden Antheile au 
dem Bürgereinzugsgelde die nämlichen Hebgebüßren, welche fie von dem übri- 
gen gewöhnlichen Einnahmen beziehen, bewilligt. 

Dagegen werben denfelben von den, den Stiftungs- und WopftHätigkeits 
anftalten zuſtehenden Antheilen, welde in den Gemeinderechnungen in der außer 
ordentlichen Einnahme vorgetragen werben follen, nur zwei Progent Hebar 
büpren bewilligt. Bon der deponirten Summe, welde wegen nicht erfolgter 
Aufnahme der Interefienten, denfelben wieder zurüdgegeben werden, können 
aber feine Hebgebühren berechnet werben, 

5. Den Rechnern der Stiftungs- und Wopltpätigkeitsanftalten, wo folde 
feine firen Gehalte beziehen, oder keine entgegenftehende Hebereinkunft es ungu- 
läffig macht, werden, in Berüdfichtigung, daß biefelben zwar mit der unmitiel⸗ 
baren Erhebung diefer Gelder nichts zu thun, dagegen ſolche fonft zu verred- 
nen haben, zwei Prozent Hebgebühren bewilligt. 

Die Königl. Landkommiſſariate, Steuerfontrolämter, Bürgermeifterimter, 
Gemeinde- und Stiftungsrechner haben fich nach obigen Befimmungen zu achten. 

8. 112. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 22. November 1839, Amtsbl. Mi 67, p. 603, die 
ben Gemeinde-Einnehmern von den Schulftrafgelden und den Wald 
ſchadenserſätzen zuſtehenden Remifen betr, 

Zu Befeitigung der Zweifel, die über die Frage erhoben wurden, weite 
Debgebühren den Gemeinde-Einnehmern von den Schulfizafgeldern und den 
Waldſchadenserſätzen zuſtehen, werden folgende näheren Beflimmungen zur 
Darnachachtung der Einnehmer und der einfrhlägigen Behörden erlaffen : 
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1. Bon den Schulfirafgeldern, welche nach der Berfügung vom 17, De- 
jember 1819, Intelligengblatt p. 669, zu befondern Schulzwecken beftimmt find, 
werden 2 p% Remifen verrechnet, wie folche für die Erhebung der Schulgelder 
ſelbſt durch die Verfügung vom 12, Auguft 1825, Intelligenzblatt p. 925, be» 
wilfigt worden find, 


2. Bon den Forfifihadens-Erfaßgeldern flehen den Einnehmern, nad Art, 
80 de Forfiftrafgefeßes vom 28. Dezember 1831, und nach $. 61 der hiezu ges 
hörigen Infiruftion vom 13, Juni 1832, wie früher, vier Prozent Remifen zu; 
da folde aber bereits in den befondern Forſtſtrafrechnungen, welde die Ein- 
nehmer als gleichzeitige Foriiftrafrechner zu fiellen haben, ausgablich verrechnet 
und in den Gemeinderechnungen nur der nach Abzug der Remifen verbleibende 
Betrag der Schadenserſätze in Einnahme geftellt wird, fo können hievon in den 
Gemeinderehnungen Peine weiteren Hebgebühren berechnet werden. 

Bon jenen Waldfchadens-Erfaßgeldern dagegen, welche in den Gemeinden 
außerhalb des Einnahmebezirfed durch den dortigen Einnehmer erhoben und 
verrechnet, und nach Abzug der deimfelben zuftebenden 4 p% Remifen an ben 
Einnehmer jener Gemeinde abgeliefert werden, die Eigenthümerin des Waldes 
if, worin der Frevel flatt hatte, kann der Einnehmer der Tebteren Gemeinde 
ebenfalls 4 p Hebgebühren berechnen, 


$. 213. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 25. März 1840, Amtsbl, Mi, 17, p. 90, das Hefr 
ten der Nechnungsbelege und der Verſehen derfelben mit Reviſions— 
jihen betr. 


Die bereits unterm 25. Juli 1817 ad Nr. 3101 J. an die damaligen Bes 
zirkodirektionen ergangene Berfügung, wornach bei Revifion der Rechnungen 
durch die abfchließende Behörde die nicht beanftandeten Einnahms⸗ und Aus 
gabsbelege mit einem Nevifionszeichen in rother Zinte kennbar zu machen, und 
nur jene Belege davon auszunehmen find, weiche fich auf geftrihene Einnahms- 
oder Ausgabspofitionen beziehen, wird hiemit zur Nachachtung und mit dem 
Bemerten in Erinnerung gebracht, daß die revidirenden Behörden Sorge zu 
tragen haben, damit die Akten durch diefe Revifionszeichen nicht entfiellt und 
unlenntlich gemacht werben. ; 

Damit die beanftandeten Alten von den übrigen nicht beanflandeten Rech⸗ 
nungsbelegen leicht ausgefchieden werben können, find biefelben bei Einſendung 
ber Rechnung nur nach den beftehenden Rechnungsfapiteln und mit Umfchlägen 
verfehen, geheftet beizufügen, und nicht früher einzubinden, bis der Rechnungs» 
abſchluß erfolgt iR und die Belege über die geftrichenen Poſten ausgeſchieden 
worden find. 


$. 214. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
deö Innern und der Finanzen, vom 5. Mai 1840, Amtsbl. Mi 28, 
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p. 177, die Kaſſa- und Buchführung der Steuer» und Gemeinde: 
Einnehmer betr. 


Der $. 20 der Gemeinderechnungs - Inftrultion vom 17, November 18% 
ordnet, in Uebereinftimmung mit dem $. 54, pag. LXIV. der inftruftiven Ber 
ordnung vom 28. Yuli 1818, an: 

„Der Einnehmer fol die ihm, nah Berhältniß der gemachten Einnahmen 
„zutommenden Hebgebühren monatlih aus der Kaffe nehmen.“ 

Diefer Anordnung wird aber von mehreren Einnehmern nicht gehörig ent: 
fprochen; mehrere unterlaffen den entfprechenden Bortrag bdiefer Ausgabe in den 
Tagbüchern, und vereiteln fomit auf die eine oder andere Weife den Zwed der 
Kaſſaverifikationen. 

Um dieſe Mißſtände zu beſeitigen und ein gleichheitliches Verfahren herbei: 
zuführen, wird hiemit Nachftehendes verfügt: 

1. Die Eingangs erwähnte Deflimmung ift von nun an von jebem Ein- 
nehmer bezüglich jedes gefonderten Perzeptiond- und BVBerrechnungszweiges in 
pünftlihen Bollzug zu feßen. 

2. Diefer monatliche Remifenbezug und die gleichzeitig zu bewerkfel— 
ligende Berausgabung in den betreffenden Tagbüchern iſt auf eine fpezifiice 
Berechnung zu gründen. 

3. Diefe Berechnung ift in einem von Monat zu Monat fortgeführt wer- 
denden Protofol, auf den Grund der bürgermeifteramtlichen Bücherabfchläfk, 
genau nad dem beigefügten Schema, Formular UI., herzuftellen. 

4. In diefes Protokoll find auch, nach Formular L., die Refultate der nad 
$. 210, pag. LXXXV. der inftruftiven Verordnung und nah $. 28, 83 un 
84 der Gemeinderechnungs-Inftrultion zu bewerkſtelligenden Bücherabfchlüffe in 
hronologifcher Reihenfolge von dem Einnehmer einzuftellen, und durch die Un 
terfehrift des Bürgermeiflers das hienach vorzumerfende Ergebniß des gleid- 
zeitig mit dem Bücerabfchluffe vorgenommenen Kaſſaſturzes gu Tonftatiren. 

5. Der Einnehmer ift verpflichtet, dieſes Protokoll bei jeder Kaſſaverĩ 
fation mit den Tagbüchern vorzulegen, und der verifisirende Beamte wird nigt 
nur die Schlußrefultate feines Kaffafturzes und Bücherabfchluffes gleihmäfiz 
in dieſes Protokoll eintragen, fondern au etwaige Bemerkungen über die Ge— 
häftsführung des Einnehmers zur Beachtung für denſelben hierin vormerken 
und bei fpätern PVerififationen notiren, ob und in wie weit den früheren Auf. 
trägen Genüge geleiftet worden fey. 


Die unterfertigte Stelle gewärtiget den pünktlichen Vollzug diefer nord 
nungen und beauftragt die Königl. Steuertontrofämter, in den Berifitationd- 
protofollen geeignete Bemerkung einzufchalten, wenn das vorgefihriebene Pro- 
tofoll nicht in gehöriger Ordnung geführt werben follte, 
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$. 215. Verfügung ber Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 1. November 1840, Amtsbl. Ma 69, p. 419, bie 
Berrehnung der Gebühren für Ausfertigung von Civilſtands- und 
Verwaltungsaften, | 


Es hat fih ergeben, daß in vielen Gemeinden die Regifter, welche nad 
Irt, 1 der diesfeitigen Verordnung vom 9. September 18235 (Intelligenzblatt 
#235 p. 1049) über die Gebühren für Auszüge und Ausfertigungen von 
Ahlen des Civilſtandes oder von den dort aufbewahrten Urkunden und Akten 
der Berwaltungsbehörden zu führen find, entweder gar nicht, oder nur mit 
Auslaſſungen geführt, und dadurch den Gemeinden ein Theil der ihnen zu- 
fehenden Einnahme vorenthalten werde, daß ferner die fraglichen Regifter nicht 
“wie es Vorſchrift ift, den Gemeinde-Einnehmern zugeftellt, fondern ftatt derfel- 
. ben nur Berzeichniffe über die angeblich eingegangenen Gebühren als Redh- 
uungsbelege ausgefertigt, und endlich daß hie und da auch Schreibgebühren 
. für den Eheverfündigungs-Altenanfchlag erhoben werben. 

Man fieht ſich daher veranlaßt, zur Befeitigung dieſer Mißſtaͤnde Folgen- 
des zu verfügen: 

1. Die nach Art. 1 der obenerwähnten Berorbnung zu führenden Regifter 
: find fünftig nicht mehr durch den Bürgermeifter, fondern durch das König. 
. Landlommiffariat zu paraphiren, an welches diefelben daher vor en eines 
" jeden Jahres zu diefem Zwecke einzufenden find. 

2. Das Regifter hat folgende Angaben resp. Rubrifen zu — 
: a) Ordnungsnummer; b) Datum der Ausfertigung; c) Namen desjenigen, 
; für welchen die Ausfertigung gemacht worden iſt; d) Gegenſtand des Alts; 
: ©) Nummer und Datum des Afts; f) Betrag der erhobenen Gebühr. 


3. Jede Ausfertigung ift für fich befonderd einzutragen und darauf bie 
‚ Nummer, unter welcher der Eintrag ftattfand, zu bemerken. 
: 4, Diefes Regiſter ift am Schluffe des Jahres jedesmal abzufchließen und 
: in Original mit dem fi ergebenden Geldbetrage dem Gemeinde» Einnehmer 
i zur Berrehnung zuzuftellen, und haben die Königl. Landlommiffariate bei Ab- 
ſchluß der Rechnungen firenge darauf zu fehen, daß die depfallfige Einnahme 
mit dieſem Originalregiſter belegt werde. 
5. Die Bürgermeifterämter, Königl. Landkommiſſariate und Königl. Steuer- 
lontrolämter haben die pünktliche und getreue Führung des fraglichen Regiſters 
zu überwachen, und gegen jene geeignet einzufcpreiten, welche fich eine nach» 
‚ lißige oder ungetreue Führung jenes Regiſters zu Schuld kommen laſſen. 
6. Der Art, 3 Lit. A. a. der obenerwähnten Verordnung, worin für eine 
Seitathsverlündigungsurkunde eine Schreibgebühr von 8 fr. beftimmt ift, wird 
dahin erläutert, daß der Publikationsakt felnft nach Art. 4 des Defrets vom 
12, Juli 1807 unentgeltlich verfaßt und angefchlagen werden müffe, und obige 
27 * 
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Gebühr nur dann eintrete, wenn von dem Aft eine Abſchrift oder Ausfertigung 
begehrt und ertheilt wird. 





Vierter Abſchnitt. 
NReligidfe und kirchliche Gemeinden, 





Zum erflen Eapitel. Berfaffung. 
2. Band, p. 349. 

F. 216. Ein Nachtrag zu der in gegenwärtigem Capitel auf- 
genommenen Bereinigungsurfunde, fiehe 2. Band, p. 402, ift folgen- 
ber Erlaß des proteftantifchen Konfiftoriums zu Speyer vom 2. Au: 
guft 1837, Amtsbl, M, 45, p- 369. 

Der ferhste Artikel der hohen Oberkonfiftorialverfügung vom 25. April 
1835, die Einrichtung des Religionsunterrichtes in den proteftantifgen Kirchen 
und Schulen beir., frhreibt ausdrüdlich vor, daß bie Kinder mindeflend zwei 
Jahre an dem Religionsunterrichte in der Konfirmandenklaſſe Theil zu nehmen 
haben. Wie heilfam diefe Vorſchrift ſey, und wie förderlich eine treue gemif- 
fenhafte Vollziehung derfelben auf die Entwidelung des chriftlihen Sinnes und 
Lebens bei dem heranwachfenden Gefchlechte einwirken müffe, Teuchtet von felb 
ein. Nicht wenige Geiftliche haben fie darum bereitwillig und mit gefegnetem 
Erfolge fofort in Ausführung gebracht. Indeſſen ift dieß noch nicht allgemein 
aefchefen. Man findet ſich daber veranlaßt, auf jene Borfchrift zurüdzumeifen 
und ihr gemäß zu beftimmen, daß künftig kein Kind zur Konfirmation zugelai- 
fen werden bürfe, welches nicht während zwei Jahren dem linterrichte im der 
Konfirmandenklaffe beigewopnt hat. Dabei will man übrigens bemerken, das 
diefe Befimmung da, wo jene Borfihrift bisper noch nicht ind Leben getreten 
war, nicht anf die Konfirmanden des Jahres 18’, angewendet werden fönnt. 
Um aber der fraglichen VBorfchrift und der auf fie gegründeten Verfügung einen, 
in jeder Hinficht genauen Vollzug zu fichern, werden die Geifilihen vor dem 
Beginne des Konfirmandenunterrichted neben dem Berzeichniffe der eigentlichen 
Konfirmanden ein weiteres herflellen, was diejenigen Kinder zu umfaflen bat, 
welche erft im zweiten der folgenden Zahre zur Konfirmation zugelaffen wer- 
den dürfen. In dieſem Berzeichniffe it eben fo gewiffenpafte Bormerkung je 
machen, als in dem ber eigentlichen Konfirmanden; es find deßwegen nicht blos 
diefe, fondern auch jene Kinder, welche im erſten Jahre an dem Konfirmandenun- 
terrichte Theil nehmen, jedesmal pünktlich zu notiren, fo oft fie ohne dringenden 
Grund und Erlaubniß des betreffenden Geiftlichen eine Unterrichtoſtunde verfäumen. 
Bevor die Kinder in die Reihe der eigentlichen Konfirmanden aufgenommen wer 
ben, find diefe Notizen zu Rathe zu ziehen, damit diejenigen um ein Jahr zu 
rüdgeftellt werben können, welche im vorhergehenden Konfirmationsjahre dem 
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Konfirmandenunterrichte entweder gar nicht oder fehr nachläßig beigewohnt 
haben. Es folgt hieraus, daß in Gemeinden, in welchen diefer Unterricht von 
mehren Geiftlihen nach einem befimmien Turnus ertheilt wird, bie in Rede 
ſtehenden Berzeichniffe jedesmal, bem auszuhändigen find, welcher in bem be- 
treffenden Jahre zu konfirmiren bat; und daß, wenn etwa einzelne Schüler 
ober Schülerinnen das Jahr vor ihrer Konfirmation in einer fremden Gemeinde 
zugebracht hätten, fie nur in dem Falle unter die eigentlichen Konfirmanden 
aufgenommen werben bürfen, wenn fie durch ein Zeugniß des betreffenden 
Parramts dargethan haben, daß fie in jener Gemeinde ſchon ein Jahr den 
fraglichen Unterricht empfingen. Da indefien Berhältniffe eintreten können, in 
welchen einzelnen die Theilnahme an dem zweijährigen Konfirmandenunterrichte 
gar nicht möglich ift, fo wird geftattet, in folhem Falle nach ber, durch das 
diesfeitige hiebergehörige Generale vom 4, Dezember 1833 gegebenen Analogie, 
Dispend von dem erſten Unterrichtsjahre nachzuſuchen; wobei jedoch ausdrüd- 
lih bemerkt wird, daß dieſe Dispens nur dann gewährt werben könne, wenn 
der Beweis vorliegt, daß die zu Dispenfirenden durchaus nicht im Stande ge- 
weſen feyen, dem Konfirmandenunterrichte im erſten Jahre beizumohnen, und 
wenn außerdem noch die in dem eben angezogenen Erlafle unter 5 aufgeftellten 
ragen zu ihren Gunften beantwortet werben können und wirklich beantwor- 
tet find 


In der letzten Eolumne des Konfirmirten » Berzeichniffes, welches zufolge 
Ronfiforialerlaffes vom 26. November 1834 geführt werben muß, ift künftig 
bei allen in diefes Verzeichniß Eingetragenen anzugeben, ob fie während zwei 
Jahren den Konfirmandenunterricht genoflen haben, und wenn dies nicht wäre, 
ob ihnen Dispens zu Theil geworden if. Im letzteren Falle ift der Konfiflo- 
riaferlaß anzuführen, durch weichen diefe Dispens ausgefprochen wurde. Die 
Königl. Dekanate find angewiefen, bei den jährlichen Kirchenvifitationen rüd- 
fihtlich diefes Gegenftandes das Nämlihe zu vollziehen, was in Betreff bes 
Konfirmationgalters durch die ſchon citirte diesſeitige Verfügung vom 26. No- 
vember 1834 angeorbnet worben ift. 


Da, wo es für notwendig erachtet wird, kann vorflehender Erlaß den 
Gemeinden in der Kirche verfündigt werden, damit Aeltern, Bormünder und 
wer fonft noch an der riftlichen Erziehung der Jugend Theil zu nehmen be» 
rufen ift, deflo mehr Aufforderung und Beranlaffung haben, für die pünktliche 
Bolziepung einer Verordnung mitzuwirken, welche, wie fon angedeutet, keinen 
andern Zwed hat, als evangelifchen Glauben, wahre Gottesfurcht und ein 
frommes Leben bei dem heranwachfenden Gefchlechte zu fördern und bamit 
einem tiefen Bedürfniffe der Gegenwart an iprem Theile zu genügen. 


$. 217. Bekanntmachung des proteftantifchen Konfiftoriums vom 
24. Juli 1839, Amtöbl. M, 38, p. 331, den Konftrmationstermin 
für die proteftantifche Jugend betr. 
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Die unterfertigte Stelle bringt in Gemäßpeit einer unterm 26. Juni 1.9. 
an fie ergangenen Beifung des Königl. proteftantifchen Oberkonfiftoriums nad» 
ſtehende Entfchließung des Königl. Staatsminifteriums des Innern vom 19. 
Juni l. 3. zur öffentlichen Kenntniß: 

Seine Majeſtät der König haben auf den berichtlihen Antrag des 
Königl. proteftantifchen Oberkonfiftorii vom 28. November v. 3. zu verorbnen 
geruht, daß zur Erzielung einer Hebereinfimmung der durch die allerhöchfien 
Berorbnungen vom 27. November 1813 und vom 26. Februar d. 3. feftgefeh- 
ten Termine der Schulaufnafme und Schufentlaffung mit jenem der Konfir- 
mation für die proteftantifche Jugend, diefer lebt gedachte, in Folge der Mi. 
nifterialentfehließgung vom 22. Januar 1814 bisher auf den 31. März beftimmt 
geweſene Termin, auf vier Wochen weiter hinausgerüdt werde, fofort als folder 
Termin von jet an der 30. April zu gelten, und hienach die Schulaufnahme 
mit dem Beginne des Sommerfemeflerd vom 1. Mai an flatt zu finden, bie 
Entlaffung der fämmtlihen dafür befähigten Werktagsfchüler proteftantifcher 
Konfeffion beiderlei Gefchlehts aber am Schluſſe desienigen Winterfemefters zu 
erfolgen habe, an welchem fie das breizehnte Lebensjahr zurüdlegen.“ 

Die Königl. proteftantifhen Dekanate und Pfarrämter haben demzufolge 
alle Kinder, welche Fünftighin am 30. April das dreizehnte Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben, zur Konfirmation zugulaffen, fofern fie den durch Königl. Ober 
fonfiftorialentfchließung vom 25. April 1835 angeorbneten zweijährigen Konfir- 
mandenunterricht genoffen haben, 


Zum dritten Capitel. 
Gottesdienft und fonftige firhlihe Handlungen. 
Siebenpf. Handb. 2. Band, p. 421 u. f. 


$- 218. Berfügung der Königl. Regierung des Rbeinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 5. Februar 1835, Amtsbl: Ma 9, p. 127, 
bie Feier der Sonn⸗ und gefeglichen Feiertage betr. 

Es ift neuerdings bemerkt worden, daß die Sonn: und geſetzlichen Feſttage 
nicht mit jener Würde begangen werden, die diefen, der Gottesverehrung, dem 
chriſtlichen Unterrichte und der Ruhe gewidmeten Tagen gebührt. 

Den fämmtlichen Polizeibehörden werden daher die hinſichtlich der Feier 
ber Sonn- und Zefttage beſtehenden Gefebe, Verordnungen und Berfügungen, 
insbefondere jene vom 14. Auguft 1818, 20. Auguft 1819, 22. März 1828 und 
13. Sebruar 1829, mit der Aufforderung in Erinnerung gebradt, ernfllic 
Darüber zu wachen und wachen zu laffen, daß denſelben auf keine Weife ent 
gegengebanbelt werde. 

Zugleih findet man fi veranlaßt, die fhon unterm 24. QYuni 1816 ven 
der dvormaligen Tandesabminiftration an die Kreisbireltionen erlaffene Ber- 
fügung, wonach alle Bekanntmachungen durch bie Schelle an Sonn» und ge 
feplichen Feiertagen gänzlich unterbleiben follen, hiemit zu erneuern; jebod mit 
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ver Mobififation, daß dringende, mit Gefahr auf dem Berzuge verbundene Be— 
fanntmachungen, zu jeder Zeit, Bekanntmachungen aber, wofür die Gefeße 
ausbrüdtich den Sonntag beffimmen, erſt nah dem Schluffe des Bor- 
mittaggottespienftes ftatt finden können. 

Man verfieht fich übrigens zu fämmtlihen Beamten, daß fie Durch eigenes 
Beifpiel und durch die ihnen zu Gebote fiehenden gefeglich zuläßigen Mittel 
bei jeder Gelegenheit dahin wirken werben, daß an Sonn- und Feſttagen 
nichts vorgenommen werde, was die Feier biefer Tage und bie gottesbienft- 
ihen Berrichtungen flören, den Kirchenbefuch hindern oder Aergerniß geben Fönnte, 


— Das Berbot der Treibjagden an Sonn= und gefeglichen Feier: 
tagen, fiehe oben $. 191. 


219. Verfügung der Königl. Regierung des Nheinfreifes, Kam- 
mer des Innern, vom 20. Juni 1836, Amtsbl, Mu. 31, p. 870, bie 
Feier der Sonn⸗ und gefeglichen Feiertage betr. 

Es ift mit der würdigen Feier der höhern Firchlichen Feſttage unvereinbar, 
daß an diefen, vorzugsweife der Gottesverehrung gewidmeten Tagen Theater: 
vorftellungen, Produktionen von Gaullern und Seiltängern, und Zanzbelu- 
figungen flattfinden. 

Die Bezirks» und Lokalpolizeibehörden des Kreifes werben daher angewie⸗ 
ſen, am Charfreitage, erſten Oſtertage, erſten Pfingſtlage und erſten Weihnachte: 
feſte, an dem Buß⸗ und Bettage der proteſtantiſchen Kirche, und an dem Frohn⸗ 
fihnamdtage, ſowie an den Vorabenden dieſer Tage, dergleichen Vorſtellungen 
und Beluftigungen nicht zu geftatten. 


$. 220. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 16. Februar 1837, Amtsbl. M. 13, p 
94, die Unzuläffigfeit der Abhaltung von Viehmärkten an Sonntagen. 


Bei der Regulirung der Vlehmärkte in der Verordnung vom 22. Auguſt 
1829, (Intelligenzbl. von 1829, ©. 232) Hat die unterfertigte Stelle in An» 
betracht, daß die Abhaltung folder Märkte an Sonn- und Feiertagen unfchid- 
lid und mit der würdigen Feier folcher Tage unvereinbar iſt, darauf Bedacht 
genommen, diefelben fämmtlich auf Wocentage zu verlegen, und babei vorge⸗ 
feben, daß, wenn einer ber bewilligten Viehmärkte auf einen angeorbneten 
riftfichen oder jüdiſchen Feiertag fallen follte, das einfchlägige Königl. Land— 
tommiffariat ermächtiget fey, den Markt auf einen andern Tag in demfelben 
Monat zu verlegen. 

Um allen Mißverftändniffen zu begegnen, welche durch die neuere Publi- 
lation ſaͤmmilicher Märkte vom 24. Auguft v. J., (im Amtsbl. von 1836, 
#44) etwa entfliehen Könnten, findet man ſich veranlaßt, fämmtlichen Lokal⸗ 
beförben ber Gemeinden, welchen Biehmärkte bewilligt find, mit Hinwelfung 
auf obige Verordnung zur Pflicht zu machen, im Falle des Kollidirens der bes 
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willigten Viehmärkte mit kirchlichen Feiertagen jedesmal rechtzeitig die Ver— 
legung bei der vorgeſetzten Behörde zu beantragen und deren Genehmigung zu 
erholen, fowie auch die Königl. Landkommiſſarlate angewiefen werden, über 
den Bollzug zu wachen und den Mißſtand der Abhaltung von Biehmärkien an 
folchen feierlichen, der Oottesverehrung gewidmeten Tagen zu befeitigen. 


$. 221. Entſchließung des Könige, Minifteriums des Innern 
vom A. September 1838, Amtsbl. Mi 49, p. 393, die Prozeffionen, 
Bittgänge und Leichenbegängniffe in der Pfalz betr. 

Minifterium des Innern. 

Seine Königlide Majeftät haben in der Erwägung, daß die äu- 
Beren Rechtsverhältniffe der Unterthanen in Beziehung auf Religion und fird: 
liche Geſellſchaften in allen Theilen bed Königreichs gleichmäßig nah den Be 
fimmungen ber 11. Berfaffungsbeilage zu beurtheilen, ältere Geſetze und 
Berorbnungen aber infofern fie mit diefen faatsgrundgefeglichen Beſtimmungen 
im Widerftreite fiehen, als aufgehoben zu betrachten find, allergnädigft zu be» 
fohließen geruht: 

1. daß fortan den anerkannten öffentlichen Kirchengefellfhaften auch in der 
Pfalz an allen Drten die freie und öffentlihe Hebung ihrer religiöfen Ge- 
bräude nah dem Rituale und den dießfalls geltenden organifhen Beftim- 
mungen jeber Kirche unter Beobachtung der beftependen Berfaffungsgefeße, auf 
außerhalb der Kirche geftattet feyn folle; 

2. daß demnach überall die in der Tatholifhen Kirche vorgefihriebenen 
Prozeffionen und Bittgänge am Frohnleichnamsfeſte, am St. Markustage und 
in den 3 Tagen vor dem Feſte Epriftii Himmelfahrt Öffentlich und feierlih nad 
den kirchlichen Saßungen gehalten und 

3. allentpalben die Leihen von den Geiftlihen der öffentlich) aufgenon:- 
menen Kirchengefellfchaften in der bei ihnen gebräuchlichen Kleidung vom Hau: 
zum Gottesader begleitet werden dürfen. 

Die Königl. Regierung, Kammer des Innern, hat hienach das Weitere ja 
verfügen. 


8. 222. Königl. allerhöchfte Berorbnung vom 8. Juli 1839, 


Amtsbl. M. 37, p. 321, die Ertheilung der Dispenfation vom kirch— 
lichen Aufgebote. betr. 


tudwig, K. 

Wir haben Uns veranlaßt gefeben, die über die Ertpeilung der Dispen- 
fotionen vom kirchlichen Aufgebote proteflantifcher Berlobten befiehenden Br» 
Rimmungen, insbefondere jene vom 27. Sebruar 1809 (Reggebl. S. 499), 
vom 11. Auguft 1813 (Reggebl. ©. 1033) und vom 2, Jänner 1820 einer 
Revifion unterftellen zu laſſen, und berorbnen bierauf, nah Bernehmung Um 
feres Staatsrathes, was folgt: 
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1. Die gänzliche Dispenfation vom kirchlichen Aufgebote im Allgemeinen 
bleibt, wie bisher, Unferer allerhöchften Entfcheivung, nach Bernefmung Un- 
feres proteftantifchen Oberkonſiſtoriums, vorbehalten. 

IL. Rur in höchſt dringenden Fällen fol den proteſtantiſchen Konfiflorien 
in gleicher Weife, wie bisher den Kreisregierungen, geftattet feyn, aus wichtigen 
Gründen dieſe Dispenfation im Allgemeinen zu ertheilen. 

11. Die Ertpeilung der Dispenfationen vom 2ten und Zten Aufgebote 
wird den Königl. proteftantifchen Konfifiorien übertragen. 

IV. In Fällen, wo nahe Todesgefahr zu beforgen ift, follen felbft bie 
Königl. Dekanate zur Ertheilung der Dispenfation ermächtigt ſeyn, jedoch un» 
ter der Verpflichtung, bievon unter Anführung der Gründe, dem betreffenden 
proteftantifchen Konfiflorium unverzügliche Anzeige zu machen, 

V. Diefe Befugniffe der proteftantifhen Konfiftorien find in Anfehung des 
Defanatsbezirfes München, zu welchem gemäß Unferer Berorbnung vom 
1. März v. 3. fämmtliche proteftantifchen Kirchengemeinden von Oberbayern 
gehören, und welches gemäß vderfelben Berordnung Unferm proteftantifchen 
Oberkonſiſtorium unmittelbar untergeordnet if von Unferm Oberkonfifiorium 
auszuüben. 

v1. Im Falle der gänzlihen Erlaffung des Aufgebotes ift beiden Verlobten 
dad juramentum de statu libero vor der Trauung durch den Pfarrer, wie bis⸗ 
der, abzunehmen. 

Vu, In Anfehung der Zaren behält es bei den Befimmungen vom 27. 
debruar 1809 und 11. Auguft 1813 fein Bewenden. 

VII. Die, der gegenwärtigen Berorbnung entgegenftehenden früheren Bes 
fimmungen find aufgehoben. 


Unfer Minifterium ift mit dem Vollzuge diefer durch das Regierungs⸗ 
blatt befannt zu machenden Berorbnung beauftragt. 


$. 223. Bekanntmachung der Königl, Regierung der Pfalz vom 
20. März 1841, Amtsbl. M, 23, p. 197, die Paffionggottespienfte 
in den proteftantifchen Kirchen betr. 


Seine Majeftät der König haben, in Folge der Anträge des Königl. 
proteftantifchen Oberkonſiſtoriums, die allerhöchfte Genehmigung zu ertheilen 
geruht, daß während ber Faftenzeit (die mit dem Sonntage Invocavit beginnt 
und bis zum Ofterfefte fortdauert), in jeder proteftantifhen Pfarrgemeinde, 
und zwar in jeder Woche ein Prebigtgottesbienft gehalten werde, wobei bie 
teidensgefchichte des Herrn, in einzelnen Abfchnitten, zum Gegenflande der Be- 
trachtung gewählt wird. 

Die Königl. Rektorate des Königl. Lyceums und ber beiden Gymnaſien, 
immtlihe Subreftorate der Tateinifchen, Landwirthſchafts⸗ und Gewerbſchulen, 
und ſämmtliche proteftantiiche Diſtrikts⸗Schulinſpektionen der Pfalz werden hie- 
mit angewieſen für den regelmäßigen Befuch diefer Paffionsgottespienfte Durch 
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die, bie untergebenen Stubienanftalten und Schulen befuchenbe proteſtantiſche 
Jugend geeignete Sorge zu tragen. 
Zum fünften Eapitel 
Kirhlihe Behörden, Ernennung, Beförderung. 
Siebenpf. Handb. 2. Band, p. 454. 


$. 224. Königl. Verordnung vom 18, Juli 1831, die Wahl 
der Fatholifchen Defane betr., Amtsbl. M 27, p. 223. 


Ludwig, K. 
Um den Anfländen, welchen bie Beſetzung der katholiſchen Dekanate im 
Rheinkreife bisher unterlag, für die Zufunft zu begegnen, haben Wir Uns 
bewogen gefunden, hierüber zu verorbnen, wie folgt: 


1. Die Fatholifhen Dekane im Rheinkreiſe follen in Zukunft, glei den 
Delanen in den übrigen Kreifen des Reiches, von den Mitgliedern der be 
treffenden Ruralfapitel gewählt werben. 

2. Bet eintretender Erledigung eines Delanates hat daher der Senior vi 
betreffenden Ruralkapitels fih an die Kreisregierung zu wenden, ben Abgang 
bes Borftandes anzuzeigen und einen zur Wahl fihidlihen Tag in Borfhlas 
zu bringen, worüber fi fofort die Regierung mit dem bifchöflichen Drbinariake 
benehmen und den Wahltag beflimmen wird. 

3. Die Erlaubniß, eine Wahl halten zu dürfen, wird dem NRuralfapikl 
durch dasjenige Landkommiſſarlat, in deſſen Bezirk der Hauptort des Dekan 
tes liegt, und von welchem es den Namen führt, befannt gemacht werben. 


4. An dem zur Wahl beflimmten und allen Rapitel-Mitgliedern dur den 
Senior fohriftlih bekannt gewordenen Tage verfammeln fie fih, in der Regel 
am Sitze des einfchlägigen Landkommiſſariates. 

Der Landkommiſſär erfcheint bei der Wahl und leitet diefelbe, ohne fid 
jedoch in die Waplfreipeit auch nur im Geringften einzumifchen. 

Dem bifhöflihen Ordinariate bleibt es unbenommen, auch feiner Geits 
einen geiflihen Kommiffär zu diefer Verhandlung abzufenden, welcher abe 
hiefür eine Taggebühr aus dem Staatsärar nicht in Anfpruch nehmen kann. 

5. Die Anwefenden wählen durch fehriftliche, von ihnen unterzeichnen 
Stimmzettel, die nad vorgängiger Numerirung und Mifhung vertpeilt werben. 

6. Eine abfolute Stimmenmehrheit wirb zur Wahl des Delans nid 
erfordert, 

7. Die Ablefung ber Stimmzettel mit Angabe des Nummers und Ber 
fhweigung des Namens, dann die Faffung des Wahlprotofolls , welches don 
allen Anwefenden zu unterzeichnen tft, fowie die Einfendung der Berhandlums 
an bie Kreisregierung liegt dem Landlommiffär ob, 

8. Will der bifhöflihe Kommiffär eine Abfchrift von dem WBahlprotofol 
nehmen, fo if ihm diefelbe nicht zu verweigern. 
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9, Die Befätigung der Wahl wirb von ber Kreisregierung ertheilt und 
hierüber Anzeige an das Staatsminifterium des Innern erftattet. 

10. Sollte das biſchöfliche Ordinariat aus kanoniſchen Gründen gegen ein 
gewähltes Subjelt Einwendungen maden zu müffen glauben, fo find dieſe 
noch vor erfolgter Beflätigung der Wahl bei der Kreisregierung geltend zu 
machen und dem Staatsminifterium bes Innern zur Entſcheidung vorzulegen. 

Gegenwärtige Verordnung iR durch das Amtsblatt befannt zu machen und 
bei den zur Zeit erledigten Dekanaten fogleih in Bollzug zu feßen. 

Gegenwärtig werben die Wahlen der Fatholifchen Defane nad) 
dem Beifpiele der Diözefe Würzburg mit Umgehung eines öffentlichen 
Wahlaftes in der Art vorgenommen, daß jedes aktive wahlfähige 
Mitglied des betreffenden Ruralfapitels feine Waplftimme mittelft ver- 
Ihloffenen Schreibens dem Defanatsverwefer zufendet, diefer diefelben 
fammelt und uneröffnet an das bifchöfliche Ordinariat einfchidt, wel- 
ed den, durch die Mehrheit der Stimmen ale Dekan Bezeichneten, 

der Regierung zur Beitätigung anzeigt. 
$ 25. Bekanntmachung der Königl, Regierung der Pfalz, 
Kammer des Innern, vom 25. Juli 1833, Amtsbl, Mu. 40, p- 391, 
das Studium der pröteftantifchen Theologie betr, 

Die dur die Königl. Regierung des Nezatkreifes unter dem 28. v. M. 
im Intelligenzblatte diefes Kreifes gefchehene Bekanntimachung einer allerhöchften 
Verfügung in Betreff des proteftantifch-theologifchen Studiums an der Univer- 
fität zu Erlangen, wird nachſtehend auch dur das Intelligengblatt des Rhein⸗ 
freifes zur Öffentlichen Kenntniß gebracht: 

„Seine Königlide Majeftät haben unter dem 30. Mai zu verorbnen 
„gerubt, daß alle jene Inländer, welche fih dem Studium der proteftantifchen 
„Theolonte zu widmen gedenfen, ihre philofophifchen und theologifchen Kurfe 
„u Erlangen zurüdzulegen gehalten feyen. Ausnahmen follen nur auf den 
„Grund fehr berüdfichtigungsmwerther Berhältniffe nachgefucht und — nur 
„don allerhöchſter Stelle berüdfichtigt werben.“ 

F. 226. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 13. Mai 1835, 
Amtsbl. M 24, p. 270, die Ertheilung von Urlaubsbewilligungen 
für proteftantifche Geiftliche betr, 

Ludwig, K. 

Wir finden Uns auf den Antrag Unferes proteftantifhen Oberkonfifto- 
riums bewogen, zur Gefchäftsvereinfachung bei den Urlaubsgefuchen proteftan> 
tiſcher Geiflichen, mit Bezug auf die $$. 37 und 84 Unferer Berorbnung 
vom 17. Dezember 1825, die Formation, den Wirkungskreis und den Gefchäfts- 
gang der oberften Berwaltungsftellen in den Kreifen betr,, auf fo lange Wir 
nicht anders verfügen, zu beſtimmen, was folgt: 
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1. Die proteftantifchen Konfiftorien find ermächtigt, Urlaubsbewilligungen 
für die ihnen untergeorbneten Dekane, Pfarrer und Kirchendiener, unter Ber- 
antwortlichfeit der Borforge gegen Stodungen in der Gelhäftsführung, jedoqh 
nicht über die Dauer von ſechs Wochen, mag bamit eine Reife im Inlande 
oder in die Reſidenz verbunden fepn, zu ertheilen. 

Bewilligungen zu Reifen in das Ausland können die Konfiftorien' aus 
eigener Zufändigkeit nur auf vierzehn Tage ertheilen, und fie haben durd das 
Dberkonfiftorium dem Staatgminifterium des Innern hierüber befondere Anzeige 
zu erflatten. 

2. Die Befugniß der Dekane, den Diözefan-Geiftlichen und Kirchendienern 
einen Urlaub von 8 Tagen bewilligen zu dürfen, wird auch auf bie Fü 
ausgedehnt, wo Reifen in die Refidenz oder in das Ausland bezwect werten. 

3. Hinfichtlich der Verhältniffe der proteftantifchen Dekane, als Diſtrilu— 
ſchulinſpektoren, fowie der protefiantifchen Pfarrer, als DOrtsfchulinfpektoren, 
Borftände der Kirchenverwaltungen, der Armenpflegfchaftsräthe ac. und ber fir 
chendiener ald Schulleprer, bewendet e8 bei .der Beltimmung bes $. 84 Un 
ferer allerhöchften Berorbnung vom 17. Dezember 1825 ac. ıc. 

Hienach if fih in vorlommenden Fällen genaueft zu achten. 


$. 227. Zufolge Befanntmadhung des proteftantifchen Konſiſe 
riumsd vom 29. Juni 1836, Amtsbl. M 32, p. 383, und der Ro 
gierung, Kammer des Innern, vom 11. Auguft 1836, Amtebl. M 3 
p. 446, wurde das Berbot der Ausftellung amtlicher Zeugnifle in 
Begnadigungsgefuchen durch die — auch auf die Pam: 
ämter ausgedehnt. 

F. 228. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 24. Jänner 1838, 
Amtsbl. M 11, p. 77, die Anftellungsprüfung der Stubdienlehrer 
proteftantifchsgeiftlichen Standes, Behufs ihres Eintritts in das Parr: 
amt betr. 

Yudwig, K. 

Wir finden Uns bewogen, bei der verfihiedenen Deutung, zu melder de 
Beſtimmung in $. 24, AF 3, lit. b. der Beförderungsorbnung der prolchas 
tifhen Geiftlihen vom 27. October 1820, beziehungsweife in jener vom B 
Sänner 1809, $. V. lit. i. (Regierungsbl. von 1809, S. 233) binfigtlid de 
ben Lehrern proteftantifch-geiftlihen Standes für einen künftigen Eintritt 


das Pfarramt alternativ gefeßten Bedingung Anlaß gegeben hat, dieſe de 
flimmung bahin näher gu erläutern, daf 


a) unter ber dafelbft geforderien Anftlellungs-Prüfung nicht bie, © 
Allgemeinen mit demfelben Ausdrude bezeichnete zweite Kandidaten ⸗Pri— 
fung, fondern die befondere Anftellungs»-Prüfung, welde mit diem 
letztern Ausdrucke in der allerhöchften Verordnung vom 8. November 1513 
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$. V. (Regierungsbl. von 1813, ©. 1435) vorgefchrieben iſt, zu verfiehen fey, 
und daß 


b) dieſe befondere Anftellungs-Prüfung den im Lehramte angeftellten Pfarr: 
amts » Kandidaten, wenn fie fpäter, als ihre Konkursreihe, in das Pfarramt 
eintreten wollen, in feinem Falle, fie mögen bie zweite Kandidaten» Prüfung 
beftanden haben oder nicht, erlaflen werde, foferne fie nicht den anderen Theil 
der alternativen Forderung, nämlich Befuch der Diözefanfpnoden, Bearbeitung 
der Spnodalfragen und zeitweifes Predigen pünktlich erfüllt haben, in welcher 
Beziehung Wir jedoch zur möglichften Vermeidung jeder nachtheiligen Störung 
des Tehramtes den Lehrern proteftantifch-geiftlihden Standes die Erfüllung ihrer 
Opliegenpeiten, foweit e8 nur immer gefchehen kann, durch geeignetes Beneh- 
men der Defanate mit den Rektoraten erfeichtert wiſſen wollen. 


Wir tragen Unferem proteftantifchen Oberfonfiftorium auf, zum Boll 
zuge gegenmwärtiger Entfchließung, deren Befanntmahung durch das Regierungss 
blatt erfolgen wird, das Weitere zu verfügen. 


F. 229. Erlaß des Minifteriums des Innern, vom 11. Jänner 
1839, Amtsbl. M, 6, p. 53, die Urlaubsbewilligungen für Pfarrer 
beider Konfeflionen betr, 

Minifterium des Innern. 

Seine Majeftät der König haben allergnädigft gerußt, den $. 84 
in der allerhöchften Berorbunug vom 17. Dezember 1825, „die Formation, den 
Wirkungskreis und den Gefhäftsgang der oberfien VBerwaltungsftellen betr.” 
in der Art abzuändern, daß bei den Pfarrern beider Konfeffionen den kirchlichen 
Dbern, und zwar bei den Proteftanten mit Einhaltung ver deßfalls beſtehenden 
befondern Verordnungen, die Befugniß zur Ertheilung der Urlaubsbewißigungen 
zuſtehe, daß aber die Pfarrer vor dem Antritte des Urlaubs zur Anzeige bei 
ben betreffenden Diftriktspolizeibehörden verpflichtet feyen. 


F. 230. Bekanntmachung des proteflantiihen Konfiftoriums vom 
7. Auguft.1839, Amtsbl. M, 40, p: 315, die Presbyterien an Ne- 
ben- und Filialfirchen betr. 


Auf die Berhandlungen der Generalfpnode im Jahr 1837, und in aller- 
gnädigfter Berüdfihtigung, daß ed nicht nur dem Verhältniſſe der Neben» und 
Filialkirchen gegenüber der Mutterfirche, fondern auch den Beſtimmungen ber 
Art. V. und VII. A 1 des Gefeßes vom 17. November 1837, über das Ge— 
meinde-Umlagemwefen der Pfalz angemeffen feye, daß in den Fällen des Art. V. 
dieſes Geſetzes befondere Filialpresbyterien befiehen, aus welchen fodann, bei 
befondern SFilialtultusumlagen die im Art. VII. AE 1 bezeichneten Ausſchuß⸗ 
mitglieder abgeordnet werden können ; 

Haben Seine Majefät der König durch allerhöchſte Entſchließung 
vom 10. Zuni 1839 zu genehmigen gerubt, daß, wo ein Presbpterium an Filial⸗ 
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oder Nebenkirchen beſteht, ſich ſolches bei Erledigungen, gemäß $. 14 Abſch? 
der Vereinigungsurkunde, ſelbſt ergänze. 


F. 231. Königl. allerhöchſte Verordnung vom 27. Auguſt 1843, 
Amtsbl. M 51, p. A61, die Konkursprüfung der katholiſchen Pfarrer 
und Predigtamtskandidaten betr. 

Tudwig, K. 

Wir haben Uns veranlaßt gefunden, bie über die Prüfung der latheh⸗ 
ſchen Pfarr- und Predigtamtstandidaten befiehenden Vorſchriften einer Revifion 
unterftellen zu laſſen, und verorbnen nunmehr, auf fo lange Wir nicht anders 
verfügen, was folgt: 

$. 1. Die Benennung zu katholiſchen Pfarr- und felbfifländigen Prediger 
ftellen, dann zu felbfiftändigen, mit pfarrlihen Rechten bekleideten katholiſcher 
Seelforgepfründen Unferes Patronates überhaupt, fowie die Beflätigung bei 
Befeßung der zu Unferem Patronate nicht gehörenden Pfründen biefer Ru 
tbegorie, iſt durch das befriedigende Beſtehen einer Konkursprüfung bedingt 
welche, unbefchadet der befondern oberhirtlichen Approbations- und Synodal- 
eramina, unter angemeflenem Zufammenwirken der weltlichen und geifliden 
Stellen fattzufinden hat. 

$. 2, Bon dem Beftehen diefes Konkurfes find im Falle ihrer Bewerbung 
um eine Seelforgpfründe, oder um eine felbfiftänbige Predigerftelle befreit: 

a) die in dem Nange Unferer Kollegialräthe ſtehenden Geiſtlichen, 

b) die Profefforen an Unferen Univerfitäten und Lyceen, 

c) der Regens eines erzbiſchöflichen oder biſchöflichen Klerifalfeminars, und 

d) die Profefforen der Gpmnafien und der ihnen gleichftehenden Lehren 
ftalten, — diefe jedoch nur, wenn fie zehn Jahre lang in folder Eigenfhai 
zur Zufriedenheit gedient haben, 

$. 3. Die befagte Konfursprüfung foll alle zwei Jahre für fämmtlide, 
einem Didzefanverbande angehörenden Pfarr- und Prebigtamtsfandidaten ar 
dem Sitze ihres Diözefan-Oberhirten, und zwar in der Regel im Monate Mei 
je des zweiten Jahres abgehalten werben. 

Als nothwendige Erforberniffe der Zulaffung zu bdiefer Prüfung werder 
hiemit erklärt: 

1. der Befiß des bapyerifchen Indigenats; 

2. die vorfchriftsmäßige Vollendung der theologifhen Studien, melde vor- 
behaltlih Unferer Dispenfe in befonderen Fällen, durch die Beibringuns 
bes Abfolutorial» Zeugniffes einer bayerifchen Univerfität oder eines Lyccunt 
endlich 

3. eine mindeftens vierjährige, mit befriedigendem Eifer und mit um 
tadelhaftem fittlihen Betragen bei inländifchen Pfarreien vollendete Dient- 
leitung in der Seelforge, welde durch das mit dem Amtsfiegel verſchloßert 
Zeugniß a) des betreffenden erzbifchöflichen oder biſchöſlichen Ordinariates, dans 
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b) der einfchlägigen Diftriltspolizeibepörde und Difiriktsfhulinfpektion nachge- 
wiefen werben muß, 

Dem bier unter Ziff. 3 genannten Erforberniffe foll auch die während 
mindeftens vier Fahren zur Zufriedenheit fortgefehte Bekleidung eines äffent- 
lihen Amtes in Unferen Dienften gleichgeachiet werden, vorbehaltlich ber 
oben unter $. 2 ausgefprochenen Beftimmungen. 

$. 5. Der Zeitpunkt der Prüfung wird jebesmal 3 Monate vorher mit- 
telt des Kreis» Intelligenzblattes durch bie Kreisregierung, Kammer des In» 
nern, in deren Bezirke der Prüfungsort gelegen ift, nach vorgängigem Beneh⸗ 
men mit der oberhirtlihen Stelle öffentlich befannt gemacht. Die Pfarr- und 
Prebigtamtstandidaten haben fpäteflens A Wochen vor dem Beginne der Prü- 
fung ihre durch die vorgefchriebenen Zeugniffe belegten Geſuche um die Zulafe 
fung bei der Kreisregierung, welche den Konkurs ausgeſchrieben hat, unmittel- 
bar einzureichen und biebei den Ort genau zu bezeichnen, an welchem ihnen 
die hierauf erfolgende Entſchließung zugeftellt werden kann. Geſuche, welde 
nach dem bemerkten Zeitpunkte eintreffen, oder mit den erforderlichen Zeug⸗ 
niffen nicht belegt find, follen in der Regel, und wenn nicht befondere Umftände 
zu einer Ausnahme berechtigen, fofort zurüdgewiefen werden. Diejenigen 
Kandidaten, welche ihre Gefuche ohne Bezeichnung des Zuftelungsortes Taffen, 
haben fich felbft die nachtheiligen Folgen beigumeffen, wenn die bezüglichen Zu— 
laffungspdefrete entweder gar nicht oder verfpätet in ihre Hände kommen. 

$. 6. Die Kreisregierung hat die eingelaufenen Gefuche und Zeugniffe 
forgfältig zu prüfen, und wenn burd fie den beftehenden Borfchriften Genüge 
geleiftet ift, die Admiſſionsdekrete augzufertigen, wobei bemerft wirb, daß jene 
Kandidaten, welchen in ben Orbdinariats-Zeugniffen die 4. oder 5. Sittennote 
ertheift ift, mit ihrem Gefuche ohne Weiteres zurüdgemwiefen werben follen. 

Der Kreisregierung bleibt vorbehalten, Kandidaten, welchen an ber vor» 
fhriftmäßigen Dienfteszeit mehr nicht als ſechs Monate fehlen, bei entfprechen- 
dem Borhandenfeyn der übrigen Erforderniffe im Dispenfationswege zur 
Prüfung zuzulafien. | 

$. 7. Die Beſcheidung der rechtzeitig eingelaufenen Gefuhe hat dur 
eine an die Dittfleler unmittelbar zu richtende und denfelben gegen Empfangs- 
befheinigung zu überfendende Negierungsentfchliegung zu gefchehen und muß 
fpätefleng vierzehn Tage vor dem Beginne der Prüfung bewirkt feyn. 

Im Falle der Abweifung find die Gründe derfelben zu bezeichnen. 

$. 8. Die Prüfungstommiffion befteht, unter der Borftandfchaft und Leis 
tung eines von der betreffenden Kreisftelle abzuorbnenden Regierungsrathes 
fatholifcher Religion, aus ſechs bis acht, je nachdem die Zahl der admittirten 
Kandidaten unter 50 fiehen, oder fih auf 50 und darüber belaufen wird, dem 
katholiſchen Priefterfiande angehörenden Mitgliedern und zwar: 

a) aus zwei bis brei Domfapitularen, 

b) aus zwei bis drei Profefforen der Theologie von der an Ort und Stelle 
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befindlichen oder nächſt gelegenen Univerfität, oder beziehungsweiſe von der 
theologiſchen Sektion eines Lyceums, 

c) aus einem wirklichen Pfarrer, 

d) aus dem Regens des Diöceſanklerikalſeminars. 

Die Benennung der Kommifläre hat von der erzbifhöffichen oder bifhöf- 
lihen Stelle auszugehen, bezüglich der Univerfitätsprofefforen jedoch im Be 
nehmen mit bem betreffenden Ilniverfitätsfenate. 

Die getroffene Wahl ift der Kreisregierung mwenigftens vier Wochen vorker 
mitzutpeilen, damit gegründete Einwendungen gegen einzelne Benennungen 
im beiderfeitigen Einverfiändniffe rechtzeitig erledigt werben können. 

$. 9. Zur Führung des Protofolles ift der Kommiffion ein Individuum 
aus dem Sefretariatsperfonale ber Kreisregierung beigugeben. 

Die an dem Prüfungsorte nicht wohnenden Kommiffionsmitglieder haben 
die regulativmäßigen Diäten und Reifegelver aus der Staatslaffe anzuſpreches. 


$. 10. Die Prüfung, welche in der Regel an vier auf einander folgenden 
Werktagen, ded Morgens von 8 — 12 Uhr und Nahmittags von 2 — 6 Ur, 
vorgenommen werden fol, beginnt mit der fehriftlichen Ausarbeitung von 
Probeaufgaben, beziehungsweiſe mit der fohriftlichen Beantwortung von Fragen 
aus folgenden Gegenſtänden: 

Erſte Abtheilung. 

1. Dogmatik, 2. Exegeſe, 3. Moral⸗Theologie, 4. Kirchengeſchichte, 5. Kir- 

chenrecht, 6. Paftoral-Tpeologie, 7. Katechetik, 8. Predigt. 
Zweite Abtheilung. 

Gegenftände des Staatsrechtes und beziehungsweife der Stantsverwaltung, 
foweit diefelben den pfarrämtlihen Wirkungstreis betreffen, mit vorzugsweiler 
Rückſichtsnahme auf die über das Schulwefen, fodann über die Kirchenver- 
mögensverwaltung, das Armenwefen und die Religionsverhältniffe in Bayern 
beftehenden Beftimmungen. 

$. 11. Aus jeder der in der erften Abtpeilung genannten Disziplinen it 
ben Kandidaten eine Probeaufgabe, aus den Gegenftänden der zweiten Ab» 
tpeilung find denfelben zufammen vier Probeaufgaben zur Bearbeitung ver» 
zulegen. Für Ausarbeitung einer jeden Prüfungsaufgabe wird mit Ausnahm: 
ber Bearbeitung bes Predigtfloffes, zu welcher drei Stunden einzuräumen ſied 
ein Zeitraum von zwei Stunden befiimmt, nach deren Ablauf fofort zu em 
nächſtfolgenden Gegenflande gefhritten wird, 

$. 12, Die Prüfungsaufgaben der erſten Abtheilung werden bei einem 
unmittelbar vor Eröffnung der Prüfung, unter dem Borfige des Prüfungstem- 
miffionsvorftandes deßhalb ſtattfindenden Zufamntentritte durch Stimmenmrtr- 
heit feftgefeßt, zu welchem Behufe von Seite des aus der Zahl der Eramina- 
toren zu beflellenden Referenten für jede Disziplin zwei Probeaufgaben zet 
Auswahl in Vorſchlag zu bringen ſind. 

Die Probeaufgaben der zweiten Abtheilung werden von dem, als Lommu- 
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fionsvorſtand anwefenden Regierungsrathe, zum Zwede gleihmäßiger Auswahl 
durch Stimmenmehrheit, in Vorſchlag gebracht. Bet Stimmengleichheit ent⸗ 
fheidet der Vorſtand. 

$. 13. Die fohriftlihen Ausarbeitungen follen unter fortwährender Aus 
wefenheit und firenger Aufficht des Vorſtandes und eines Mitgliedes der Prü- 
fungstommiffion flattfinden, von welcher gegen etwaige Unterfchleife forgfältig 
zu wachen ift. 

Den Kandidaten ift hiebei Tediglih der Gebrauch der heil. Schrift, des 
Corpus juris canonici und der Befchlüffe des Gonciliums von Trient, nicht 
aber die Benügung anderer Hülfsmittel, und namentlich nicht jene von Kom— 
pendien, gefhriebenen Lehrvorträgen ꝛc. geftattet. 

$. 14. Nah Beendigung der fohriftlichen Prüfung haben die Kandidaten 
einen Saupitheil der von ihnen, gemäß 6. 10, 8 8, fehriftfich ausgearbeiteten 
Predigt vor verfammelter Rommiffion von der Kanzel vorzutragen; doch foll 
bei größerem Andrange, zum Zwede gleichzeitiger Vornahme von je zwei Kan- 
bidaten, der Kommiffion geftattet ſeyn, fich abzutheilen. 

$. 15. Für die Eenfur ſowohl, als für bie Klaffifitation werben ſechs 
Notengrade und eben fo viele Rlaffen beftimmt, nämlich: 

L der ausgezeichneten, II. der vorzüglichen, IH. der ſehr guten, IV. der 
guten, V. ber mittelmäßigen, VI. der unzureichenden Befähigung. 

Die Zumeffung der Noten hat allenthalben fireng nach ihrer eigentlichen 
BVortbedeutung zu gefcheben, wobei ins beſondere bemerkt wird, daß das Prä⸗ 
difat „ausgezeichnet“ nur den durch beſondere Gediegenpeit hervorragenden 
Leiſtungen, jenes ber „Unzureichenden Befähigung“ aber nicht nur den miß- 
lungenen, fondern auch den mit Benützung unerlaubter Hülfsmitiel gefertigten 
oder von Andern unverkennbar abgefchriebenen Elaboraten, fowie in dem Balle 
zu eriheilen ſey, wenn aus irgend einer Disziplin ein Elaborat gar nicht ein- 
gereicht worben if. 

$. 16. Die Eenfur der oben $. 10 in der erfien Abtheilung aufgeführten 
ſchriftlichen Probearbeiten erfolgt gleich nad beendigter Prüfung, zu weldem 
Endzweck fofort die Elaborate unter die Mitglieder der Kommiffion zu ver» 
theilen find. 

Die Kommiffionsmitglieder haben ſich in das Cenſurgeſchäft nach Digzi- 
plinen zu theilen. 

Jede fchriftliche Ausarbeitung wird von drei Mitgliedern der Kommiffion 
cenfirt und erhält von jedem derfelben die nach $. 15 zu bemeffende Note, 
melde von dem Eenfor in eine eigene, den Namen der Kandidaten und bie 
Bejeihnung der Prüfungsgegenftände, dann eine Rubrik für die Notenfumme 
enthaltende und zu biefem Behufe in Lithograppirten Eremplaren zu verthei« 
ende Eenfurlifte einzutragen if. 

Eine Zwifchen- oder Bruchbezeichuung findet Hiebei nicht flattz vielmehr 
ift, im Balle des Zweifels und des Schwankens, zwifchen zwei Notengraden 
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auf die von den Kandidaten bei Bearbeitung des Gegenflandes bewlefene lo— 
gifhe Ordnung, auf Styl und Darftellungsweife entfeidende Rüdfiht zu 
nehmen. 

$. 17. Die Eenfur der im $. 10 aufgeführten Probearbeiten ber zweiten 
Abtpeilung hat nad gleichen Grundfäßen flattzufinden, jedoch mit dem Unter⸗ 
fhiede, daß hier jede Ausarbeitung von einem geiftlichen Mitgliede der Pri- 
fungstommiffion und von zwei Referenten der Kreisregierung cenfirt wird. 

$. 18. Die Note für den mündlichen Theil der Prüfung wird durd Stim- 
menmehrheit der anwefenden Kommiffionsmitglieder geſchöpft und fofort in das 
Prüfungsprotofoll eingetragen. 

Biebei ift zum Zwede der näheren Würdigung der Kandidaten hinſichtlich 
ihrer Befähigung zum Predigtamte, unter kurzer Andeutung der in Beziehung 
auf die Behandlung des Predigtftoffes, auf den Bortrag, den körperlichen An- 
ftand, die Reinheit und den Klang der Stimme, bie Aktion u. f. w. gemadhien 
Baprnehmungen, insbefondere auch darüber ſich zu äußern, ob und für welden 
Rang einer felbfiftändigen Predigt-Kanzel der Kandidat allenfalls geeignet ep. 

$. 19. Nach beendigter Eenfur und nach erfolgter Einlieferung der Prü- 
fungsarbeiten, dann der gefertigten Genfurliften, tritt die Klaffifizirung der 
Konkurrenten ein, welche durch die Kreisregierung, benehmlich mit der oberpirt- 
lichen Stelle, vorgenommen wird. — Zu diefem Behufe werden alle einzelnen 
Noten, welche ein Kandidat aus den fchriftlichen Probearbeiten beider Abthei⸗ 
lungen erhalten bat, zufammengezählt und durch die Gefammtzahl der bei ihm 
vorgenommenen Cenfuren, nämlich durch 36 getheilt. 

$. 20. Ergibt ſich bei Berechnung der Hauptnote ein Bruchtheil, welde 
"4, fohin ein Drittel überfleigt, fo ift der Kandidat der nächſt untern Mae 
auzumeifen. Es wird demnach beifpielsweife ein Kandidat, deſſen Notenfumme 
83 beträgt, mit der Hauptprüfungsnote M. '/,, der II. Klaffe (vorzügliche 
Befähigung), dagegen ein Anderer, deffen Notenfumme 95 beträgt, mit der 
Hauptprüfungsnote IL. *,,, der IIL. Klaſſe (Fehr guter Befähigung) angehören. 

Der Platz, welchen ein Kandidat in der Klaffe und beziehungsmweife in der 
ganzen Reihenfolge der Konkurrenten einzunehmen hat, wird durch die Zahlen 
größe feiner Hauptnote beftimmt. Bei gleichen Hauptnoten entfcheidet Über den 
Borrang das Ergebniß der mündlihen Prüfung, eventuell die beffere Rote aus 
dem Schulfache. 

$. 21. Die Kreisregierungen haben fofort die Ergebniffe der Prüfuns, 
einſchließlich der fehriftlichen Ausarbeitungen, an Unfer Minifterium des Innerz 
einzufenden und dem beffallfigen Berichte beizufügen : 

a) ein einfaches Namensverzeichniß der geprüften Pfarramtsfandidaten, 
na ber Reihenfolge der fiattgehabten Klaffifizirung, unter Angabe der Mlafr. 
bes Platzes und der Hauptnote; 

b) die in alphabetifcher Orbnung gefertigte Haupt» Nlaffifilationstabente, 
welche nachfolgende Rubriten zu enthalten hat: 
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1, den Iaufenden Nummer, 

2. Zauf und Zunamen des Kandidaten, 

3. Zeit und Ort der Geburt, 

4. Tag, Monat und Jahr des Eintritis in den öffentlichen Dienft, 

5. gegenwärtige Anftellung oder Verwendung, 

6. die dem Drbinariatszeugnifle zu entnehmenden Noten über wiffenfchaft- 
lihe Bildung, Amtseifer und fittliches Betragen, 

7. die Hauptnote aus dem Zeugniffe der Diftriftspoligeibehörde und der 
Diftriktsfchulinfpektion, 

8. die Klaffe, den Plab und bie Hauptnote nach dem Ergebniffe des Pfarr- 
und Predigtamtstonkurfeg, 

9, die Note aus dem mündlichen Theile dieier Prüfung, 

10. befondere Bemerkungen, namentlih aud darüber, ob und für welchen 
Rang einer felbfiländigen Predigt-Ranzel der Kandidat geeignet fey. 

Beide BVerzeichniffe find in gefertigter Reinfchrift vorzulegen, gleichzeitig 
aber in Abfchrift dem betxeffenden erzbifchöflichen oder biſchöflichen Ordinariate 
mitzutheilen. 

$. 22. Nach erfolgter Ermächtigung von Seite Unferes Minifteriums 
des Innern find die Namen der geprüften Pfarr- und Predigtamtslandidaten 
in alphabetifder Ordnung, jedoch mit Ausfchluß derjenigen, welche wegen un⸗ 
zureihender Befähigung in bie legte Klaſſe gefeßt werben mußten, durch das 
Kreis⸗Intelligenzblatt Öffentlich befannt zu machen, 

Gleichzeitig find den betreffenden Kandidaten die erlangten Kontursprü- 
fungsnoten, unter Angabe der Hauptnote, der Klafle und des Platzes, dann der 
Anzahl der Konkurrenten auszufertigen. 

Den Kandidaten der Iegten Klaffe aber ift zu eröffnen, daß fie wegen un- 
zureichenber Befähigung zurüdgemwiefen feyen. Diefen Leßteren bleibt es ge- 
ftattet, fich bei einem folgenden Konkurfe einer wiederholten Prüfung zu unter- 
ziehen. 

Nach dreimal erfolglos beſtandenem Konkurſe findet eine weitere Zulaſſung 
zu demſelben nicht mehr flatt. 

$. 23. Die Hauptklaffifitationstabelle bildet die Grundlage ber bei Un» 
ferem Minifterium des Innern über den Stand der geprüften Pfarr- und 
Predigtamtstandidaten zu führenden und gehörig evident zu haltenden Bor« 
merfbücher; zu biefem Zwede follen alle Beränderungen, woburd die Anftel- 
lung eines folhen Kandidaten im Seelforgedienfte irgend unmöglich oder un. 
ſtatthaft geworden ift, von ber oberhirtlichen Stelle den Kreisregierungen mit« 
getheilt und von biefen alsbald dem Minifterium des Innern angezeigt werben. 

Außerdem follen für bie geprüften, jedoch noch nicht fabil angeflellten 
Pfarr- und Predigtamtskandidaten jener Konkurfe, welche die Reihe der An— 
Rellung im Allgemeinen trifft, alljaͤhrlich die oberhirtlichen Qualifikationszeug⸗ 
niffe durch die Kreisregierungen erholt und in einem der Hauptklaffififationg- 

28 * 
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tabelle angemeffenen Berzeichniffe, unter Angabe des Aufenthaltsortes, der Ber- 
wendungsweife und der allenfalls beftehenden, befonderen Anträge, dem Mi. 
nifterium vorgelegt werben. 

$. 24. Bei Berleifung der zu Inferem Patronate gehörenden Piränden 
werben bie Klaffififationsorbnung und ber Borzug „der geprüften Kandidaten 
des älteren Konkurfes vor jenen bes jüngeren, unter der VBorausfekung ihrer 
fortdauernden Würbigfeit, ftets in fo weit in Beachtung gezogen werden, alt 
es die gegebenen Berhältniffe und die erforderlihe Bedachtnahme auf die Br 
förderung bereits bepfründeter, verbienfivoller Priefler geftatten. 

+» Brivatpatrone find bei Ausübung ihres Präfentationdrechtes an die Reihen 
folge des Konkurſes und der Klaffififation nicht gebunden, dagegen aber gehal- 
ten, ausfchließend nur geprüfte und für befähigt erklärte Pfarr» resp. Predigt 
amtsfandidaten in Borfihlag zu bringen. 

$. 25, Den geprüften Pfarr- und Predigtamtsfandidaten ber erfien un 
zweiten Klaffe geflatten Wir, fih dreimal eine nach der Konkursreihe fie trei- 
fende Pfründe zu verbitten und die Berleifung einer erträglicheren oder ihren 
Berhältniffen mehr zufagenden Pfründe abzuwarten. — Uebrigens follen geprüfk 
Kandidaten, welche im Beſitze einfacher Benefizien find, wie bisher, bei Ber- 
leihung fogenannter Anfangspfründen umgangen werden, wogegen es ihnen 
unbenommen bleibt, feiner Zeit um erledigte Dfründen ihrer Wahl fih zu v 
werben. 

$. 26. Den oberhirtlichen Stellen bleibt die Wahl der Mittel zumäst 
überfaffen, durch die fie in den Stand gefeßt werden, diejenigen Priefter ihr 
Diözefe kennen zu lernen, welche mit den übrigen erforderlichen Eigenfdaften, 
befonderen Beruf und ein hervorragendes Talent für das Prediglamt verbinden, 
und es ift diefes Umftandes bei Austellung der oberhirtlichen Dualififationt- 
zeugnifle für die Zulaffung zur Konkursprüfung, gegebenen Falles, ausbrüdis 
zu erwähnen, 

Dabei haben Wir vor, auf jene Priefter, welche die bei der Prüfung a» 
gelegte Probe einer ausgezeichneten Tüchtigkeit im Predigtamte auch im ihrem 
öffentlichen Wirken als Prediger oder als Pfarrer mehrere Jahre hindurch I 
währt und damit einen vorzüglichen Berufdeifer und eimen ächt cleritaliide 
Wandel verbunden haben, bei Befeßung befferer Pfarreien, befonders in Stäbe 
und Märkten, vorzugsweife Bedacht zu nehmen. 

$. 27. Bom Tage der Befanntmachung diefer Berorbnung im Regierungsklatt 
an, treten ſaͤmmtliche, über die Konkursprüfung der katholiſchen Pfarr und Prebist 
amtsltandidaten erlaffenen Borfchriften außer Wirkſamkeit, und e8 haben die ver⸗ 
ſtehenden Beftimmungen für alle Diözefen Unſeres Reiches gleichmäßige I-- 
wendung zu finden. Doch wollen Wir, im Hinblid auf die im der Diöje 
Speyer beftehenden befonderen Berhältniffe, bis auf Weiteres geftatten, daß dv 
felbft der Nachweis der vollen, unter $. 4, A 3, als Admiffionsbedingmiß sr 
forderten Dienflesgeit erlaffen werbe. 
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Unfer Minifterium des Innern. ift mit dem Vollzuge gegenwärtiger Ber- 

ordnung beauftragt. 
Zum ſiebenten Eapitel. 
Gehalt, Emolumente, fiehe 2. Band, p. 453. 

$. 232. Entſchließung der Königl. Negierung des Rheinkreiſes 
vom 26. November 1834, Amtsbl. M 62, p. 615, die Superrevifion 
ver katholiſchen Pfarrfaffionen. 

Seine Majeftät der König haben in dem Landtagsabſchiede vom 
25. Dezember 1831, Ziff. IL AS 20, zu befchließen geruht, daß die NRevifion 
der Pfarr» und Pfründefaffionen in allen Kreifen befchleunigt, bei diefem An⸗ 
laſſe insbefondere jeder gegründeten Klage über zu hohe Anfäbe der Getreid- 
preife begegnet, unb auch dem weitern Antrage der Stände in Beziehung auf 
billigen Anfhlag der Wohnungen, ber Stolgebühren und ähnlicher Bezüge 
forgfältige Berüdfichtigung zu Theil werden fol. 

Durch ein Nefeript des Königl. Staatsminifteriums des Innern, vom 
21. März I. 3., wurde befohlen, diefe Revifion ungefäumt vorzunehmen; und 
durch ein weiteres Nefeript vom 17, praes. den 27, d. M. angeordnet, baß 
auch in dem Rheinkreiſe die Superrevifion der Faffionen ver katholiſchen 
Pfarreien der nothiwendigen Gleichförmigfeit wegen ftatt finden müfle. 

Zugleich wurden die Borfchriften vorgezeichnet, die bei biefem Gefchäfte, 
welches fich nicht auf eine vollftändige neue Herftellung der Faffionen zu er- 
firedfen, fondern blos auf deren Rektifikatiou zu befchränfen hat, in Anwenbung 
gebracht werben follen, und in folgenden beftehen : 

1. Die Grundrenten in Getreide find nach den aus ber Periode von 1822 
— 1831 ermittelten Durchfehnittspreifen im Ziffer nach folgenden Größen zu 
xektifiziren: der Heftoliter Korn zu 4 fl. 10 fr., Spelz zu 2 fl. 24 fr., Spelz⸗ 
törner zu 5 fl, 42 kr., Walzen zu 5 fl. 45 kr., Gerfte zu 3 fl. 20 kr., Haber 
zu 2fR. 5 kr. | 

2. Für die Pfarrwohnungen, wenn dem Pfarrer, wie dieſes im Rheinkreiſe 
der Fall if, die Baulaft nicht obliegt, fo wie den Hofraum und den Garten, 
it gemäß ber allerhöchften Berorbnung vom 11. Dezember 1811 5 p% des 
reinen Ertrages ber Pfarrei als Miethzins, jedoch mit der Befchränkung auf ein 
Minimum von 20 fl. und ein Marimum von 50 fl. auf dem Lande, dann ein 
Minimum von 50 fl. und ein Marimum von 100 fl. in den Städten, in bie 
Faſſion aufzunehmen. 

Hienach würde einer Landpfarrei mit 400 fl. Reinertrag und darunter ein 
Wohnungsanſchlag von 20 fl., mit einem Einfommen von 1000 fl. und darüber 
ein Miethzins von circa 50 fl., einer Stabtpfarrei aber mit einem Reinertrag 
von 400 fl. und darunter ein Miethzins von 50 fl. ꝛc. entfprechen. 

3. Behufs der Ermittlung des quantitativen Ertrages ber Pfarrgüter 
fönnen zwar die Refultate der bei der erften Fatirung deßhalb gepflogenen 
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Recherchen, in ſo weit der Güterbeſtand unverändert geblieben iſt, zu Grunde 
gelegt werden. Sollten dagegen aber Reklamationen erhoben werden, ſo wird 
ein Kompromißgericht hierüber entſcheiden. Ueber die Bildung dieſes Kompro⸗ 
mißgerichts, und das Berfahren, welches dasſelbe zu beobachten hat, wird dem- 
nächſt weitere Entfcheidung erfolgen. 


4. Der Ertrag der Stolgebühren fol nah einem Durchſchnitte von den 
Jahren 18*%,, bis incl. 18°%, aus verläßigen Auffchreibungen ermittelt, un 
der Durchſchnittsertrag in die Faffion eingeflellt werden. 

5. Da in ben Faffionen die feit 1825 gemachten Stiftungen, resp. bie 
Bezüge der Pfarrer von denfelben, nicht mehr nachgetragen wurden, und bie 
her außer Anfaß blieben, was in Zufunft nicht mehr gefchehen foll, fo müſſer 
die Bezüge der Pfarrer für geftiftete geiftlihe Funktionen nad dem vollſtändi⸗ 
gen dermaligen Stande in die Faffion aufgenommen, und alle fpäter fih er⸗ 
gebenden Stiftungen in derfelben nacdhgetragen werben. 

6. Endlich find in den Ausgaben aud die Koften der Haltung eines Rän- 
digen Hülfspriefters, ſowohl hinfichtlih der Berpflegung als der Befoldung 
desfelben in Geld und Nebenbezügen nach ihrem wirklichen Beſtande einzufepen. 

Die Berköfigung hat fih nah Maaßgabe der gewöhnlichen Biltualien- 
preife einzelner Gegenden zwifchen einem Marimo von 250 fl. und einem 
Minimo von 175 fl. zu bewegen, if aber in der Regel, und wo Heine befon- 
dere Berhältniffe obwalten, auf den Normalfat von 196 fl. anzunehmen. 

Die den Hülfsprieftern etwa überlaffenen Bezüge find in die Einnahmt 
einzuftellen, und durch den vollen Anſatz des Worhengeldes und der Berköfig- 
ung wieder zu fompenfiren. 

Es verſteht fih übrigens von felbft, daß die Unterhaltungskoſten derjenigen 
Hülfspriefler, welche blos wegen vorübergehender Umfländbe, 3. B. wegen 
hohen Alters oder Krankheit der Pfarrer ꝛc., diefen beigegeben find, nicht als 
eine Laſt der Pfarrei betrachtet, und daher auch nicht in bie Faffion aufge 
nommen werben können. 

Da es fi, wie ſchon oben bemerkt wurde, gegenwärtig nicht um eine neu 
Anfertigung der Zaffionen, fondern nur um deren Superrevifion handelt, fo 
können die bisherigen Baffionen noch gebraucht werben, und es find daher in 
benfelben die Beränderungen geeignet nachzutragen. Die Ablorrigirung do 
Ziffer muß in der Art vorgenommen werben, daß bie neue Pofition volltom- 
men leſerlich erfcheint. Der Wohnungsanfchlag, wofür bei den Erträgnifien 
der Pfarrei bisher noch Feine Rubrik eröffnet war, ift unmittelbar nach dr 
Pofition „Nußnießung des Pfarrgutes”, und zwar unter Ziff. L, vorjw 
tragen. 

Die Superrevifion foll in Zeit von längftens 2 Monaten vollzogen ſeyn 
und es müflen bis dahin ſämmtliche Faſſionen mit Belegen hieher eingefendet 
werben, um ſonach auch in den hier vorliegenden Eremplarien die Berän 
berungen nachtragen zu können. Die Belege zu den frühern Faſſionen werben 
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den Landkommiſſariaien gegen Wiedervorlage zum geeigneten Gebrauche mit- 
getheilt werden. 


Sämmtliche Pfarrer Haben, mit Zuziehung der Fabrifräthe, den Königl. 
Landlommiffariaten in kürzeſter Zeitfrift diejenigen Veränderungen umfländlich 
und unter Deifügung der Belege anzuzeigen, welche fih in Folge der oben 
vorgezeichneten Borfohriften im den Faffionen ergeben, und babei zugleich aus⸗ 
drücklich zu bemerken, ob ber bisherige Ertrag der Pfarrgüter auch ferner bei- 
behalten werden, oder die Ermittelung desfelben dur ein Kompromißgericht 
gefcheben ſoll. 

Die Landtommiffariate haben diefe Anzeigen alsdann genau zu prüfen, bie 
allenfalls noch nöthigen Erläuterungen einzuholen, die Kompromißgerichte an- 
zuordnen, und wenn fonach die Ziffer der Erträgniffe feftgeftellt find, die Nadh- 
träge und Abkorrigirungen in den Fafflonen vorzunehmen. 

Das Gefihäft der Superrevifion würde zwar fehr befchleunigt, wenn bad- 
felbe von den Königl. Landfommiffarien an Ort und Stelle vorgenommen wer- 
den könnte, indeffen will man diefes den Beamten nur in denjenigen Fällen 
zur Pflicht machen, wo befondere Berhältniffe obwalten, oder Anftände ſich er- 
geben, die auf andere Weife nicht gehoben werben können. 


$. 233. Berfügung der Königl, Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer der Finanzen, vom 24. Jänner 1835, Amtsbl. Mu 8, p. 120, 
die Superrevifion der Fatholifchen Pfarrfaffionen betr. 


Durch höchſte Entfchließung der Königl. Staatsminifterten des Innern 
und ber Finanzen vom 22, März 1834 ift eine Superrevifion der katholiſchen 
Dfarrfaffionen angeordnet worden, welche in der Art ausgeführt werben fell, 
daß zwar Behufs der Ermittlung des quantitativen Ertrages der Pfarrgüter, 
die Refultate der bei der erfien Fatirung deßhalb gepflogenen Recherchen, in— 
fomweit der Güterbefland unverändert geblieben iſt, zu Grund 
gelegt, alfo für diefen Fall eine neue Einfhäßung umgangen werben kann, 
daß aber ſowohl hinfichtlich der urfprünglichen als einer etwaigen neuen Ein-, 
ſchätzung den Betheiligten gefattet if, auf ein Kompromißgericht anzuiragen 
wenn fie mit der Schäßung nicht einverflanden find. 


Als bei der Fatirung betpeiligt, werben angeſehen: 
1. der einfchlägige Pfarrer und 
2. das Rentamt, 


Es werden demnach fämmtliche katpolifche Pfarrfaffionen der Einfiht und 
Prüfung des Königl, Nentamts unterlegt, welches, wenn es nad feiner Lokal⸗ 
lenntniß und nach eingezogenen Erfundigungen ber Ertragsausmitielung der 
Parrgüter, feine Zufimmung nicht geben zu können glaubt, innerhalb eines 
Termins von vier Worhen, vom Tage ber Eröffnung bed Faffionsrefultates den 
Weg der Beſchwerde an ein Kompromißgericht zu betreten berechtigt iſt, und 
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deßhalb das Geeignete dem einſchlägigen Pfarrer, ſowie dem Königl. Landkom⸗ 
miſſariate, zu eröffnen hat. 

Das Kompromißgericht wird aus drei unpartheiiſchen, nicht im Pfarrſpren⸗ 
gel anſäßigen Schätzleuten zuſammengeſetzt, wovon einen der Pfarrer, den 
zweiten das Rentamt und den dritten dag Landkommiſſariat ernennt. 

Der Ausfprug des Kompromißgerichts ift alsdann für die Feſtſetzung des 
Ertrages der Pfarrgüter entſcheidend. Die Koſten des Kompromißgerichts fal- 
len dem unterliegenden Theile zur Laft. 

Die Köntgl. Rentimter haben fich nach diefen allerhöchſten Anordnungen 
au achten. 


$. 234. Verfügung der Königl, Regierung des Rheinkreiſes 
Kammer des Innern, vom 5. Februar 1835, Amtshl, MS, p. 120, 
bie Superrevifion der Fatholifchen Pfarrfaffionen betr. 


Unter Beziehung auf die diesfeitige Entſchließung vom 26. November v. 9. 
im rubrizirten Betreffe (Amts- und Intelligenzblatt vom vorigen Jahr As 62) 
und die hierin sub AS 3 vorbehaltene weitere Entſcheidung hinfichtlich des zu 
beobachtenden Verfahrens bei Reklamationen gegen den ermittelten quantitati» 
ven Ertrag der Pfarrgüter, wird den Königl. Landfommiffariaten nunmehr in 
Gemäßpeit eines pöchften Referipts des Königl. Staatsminifteriums des Innern 
vom 19. Dezember v. 3. Folgendes eröffnet: 

Schon in der allegirten Entſchließung vom 26. November v. 3. iſt bemerft, 
daß Behufs der Ermittlung des quantitativen Ertrages der Pfarrgüter die 
Nefultate bei der erfien Fatirung deßhalb gepflogenen Recherchen infoweit der 
Güterbefand unverändert geblieben ift, zu Grunde gelegt werden, und fohin 
neue Einfhäßungen umgangen werben können, infoferne dagegen nicht Rekla⸗ 
mationen erhoben werden, 

Ehen fo wurde bereits bemerkt, daß fih die Pfarrer zu erflären haben, ob 
der bisherige Ertrag der Pfarrgüter beibehalten werden, oder bie Ermittelung 
derfelben durch ein Kompromißgericht geſchehen ſoll. 

Außer den Pfarrern erſcheint aber auch das Königl. Staatsärar betheiligt, 
deſſen Vertretung im vorliegenden Falle den Königl. Rentämtern übertragen wurde. 

Die Königl. Landkommiſſariate haben daher die katholiſchen Pfarrfaſſionen 
ungeſäumt den betreffenden Königl. Rentämtern gegen Beſcheinigung mitzuthei⸗ 
len, und ſie aufzufordern binnen vier Wochen vom Tage der Zuſtellung ſich zu 
erkllären, ob fie den angenommenen Ertrag ber Pfarrgüter anerkennen oder auf 
ber Ermittelung desfelhen durch ein Kompromißgericht beftehen wollen. 

Wird auf diefe Weile die Entſcheidung entweder durch den Pfarrer oder 
das Königl. Rentamt dur ein Kompromißgericht provozirt, fo ift dasfelbe aus 
unpartpeiifhen, nicht im Pfarrfprengel anfäßigen, Schäßleuten aufammenzus 
feßen, wovon einer vom Pfarrer, einer vom Königl. Rentamte, und der dritte 
von dem Königl. Landkommiſſariate aufgeftellt wird, 


Vierter Abſchnitt. — Religibſe und Firchliche Gemeinden. 441 


Die zum Kompromißgerichte beiguziehenden Schäßleute haben ihr. Urtheil 
über den wahren Ertrag der abzufhäßenden Realitäten auf ihre ökonomiſchen 
Einfihten und Erfahrungen, und auf ihre Kenntniffe der Lofalverpältniffe zu 
gründen. 

Der Ausfprud des Kompromißgerichts ift entfcheidend, und es findet da- 
gegen Feine weitere Berufung mehr flatt. 

Die Koften des Kompromißgerichts fallen jedesmal dem unterliegenden 
Theile zu Laſt. 

Iſt nun das Gefhäft der Superrevifion nah den gegebenen Borfhriften 
vollendet, fo haben die Königl. Landtommiffariate über fämmtliche Pfarreien 
eine fatiftifche Meberficht nach alphabetifher Ordnung anzufertigen und pieher 
vorzulegen, welche folgende Rubriken enthalten muß: 

1. Namen der Pfarrei, 

2. Benennung des Defanats und Landkommiſſariats. 

3. Patronatsrecht. 

4. Seelenzahl überhaupt, dann a) männliche Kommunifanten, b) weibliche 
Kommunikanten. 

5. Namen und Seelenzahl der einzelnen eingepfarrten Ortſchaften, und 
deren Entfernung vom Pfarrorte. 

6. Benennung der Orte, wo fih Schulen befinden. 

7. Hülfspriefter. 

8. Einkünfte: a) 1. aus fländigem Gehalte, 2. aus Kapitalzinfen, in 
Summe, b) aus Realitäten mit Einfrhluß der Wohnung, c) aus Örundrenten, 
d) aus Rechten, e) aus Stolgebühren, f) aus dem Kirhenvermögen, g) aus 
dem Gemeindevermögen, h) Nebenbezüge für Hülfspriefter, i) Summe, 

9. Laften, 

10, Reinertrag, 

11. Bemerkungen, 

Sn der legten Rubrik „Bemerkungen“ fol kurz angezeigt werben, wie bie 
Pfründe ihrer topograppifchen Lage nach bequem, oder mühfam zu verfehen fey, 
ob fie in einer Gebirgsgegend liege, beſchwerliche Kommunikation habe u, dal. 

Man überläßt firh der Erwartung, daß die Königl. Landkommiſſariate biefem 
Gefchäfte ihre volle Aufmerkfamfeit widmen, und deſſen Vollendung in möglichft 
fürzefter Zeitfrift herbeiführen werden, 

F. 235. Bekanntmachung des proteftantifchen Konfiftoriums des 
Rheinfreifes vom 22, April 1835, Amtsbl. M, 18, p. 200, den Be— 
zug des Staatsgehalts während der Nachfizeit der Pfarrwittwen im 
Rheinfreife betr. 

Seine Königlide Majeſtät haben durch allerhöchſte Entfchliegung 
vom 27. März d. 3. auf den übereinftimmenden Antrag der Generalfynode des 
Jahrs 1833 und des Königl. proteftantifchen Oberkonſiſtoriums allergnädigft 
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geruhet, bie Befimmung des Art, 1 Buchſtabe a bes file die proieſtantiſche 
Pfarrwittwenfaffe des Rheinkreiſes unter dem 15. Dezember 1818 genehmigten 
Regulativs, dahin abzuändern : 

daß vom 1. Januar d. 3. an gerechnet und fo lange nicht anders verfügt 
wird, die Quartalbefoldungen, d. h. der Staatsgehalt von jeder durch den Tod 
erledigten proteflantifchen Pfarrftelle, den in Genuß des Nachſitzes getretenen 
ober noch eintretenden Wittwen und Waifen verforbener proteftantifcher Pfar- 
rer im Rheinkreife, ald Bezug diefes Nachfißes, verabfolgt, ſonach von dieſem 
Zeitpunfte an ber Pfarrwittwenkafle nicht weiter zugewendet werden follen. 

Diefe allerhöchfte Entfchließung wird hiemit dur das Amts» und Intelli⸗ 
genzblatt zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


F. 236. Bekanntmachung des proteftantifchen Konftftoriums bes 
Nheinkreifes vom 19. November 1835, Amtsbl. Mi, 56, p. 523, den 
Bezug der Suftentationdgelder während der Nachfißzeit der Pfarr: 
wittwen im NRheinfreife betr. 

Nachdem durch höchſte Miniflerialentfchliegung vom 29, Auguſt d. 3. ver 
fügt worden if, daß die auf die Nachfibperiode treffenden Antheile aus dem 
Suftentationsbeitrag für die proteftantifhe Geiſtlichkeit den, den Rachſitz ge 
nießenden Pfarrwittwen und Waifen in gleicher Weife, wie der Prinzipalbe 
trag der Staatsgehaltsraten felbft zu verabreichen feyen, fo wird biefe höchße 
Entfohließung nachträglich zu ber diesfeitigen Bekanntmachung vom 22, Aprl 
d. J. zur allgemeinen Kenntniß gebracht, 


Zum achten Eapitel. 
Berwefung, Emeriten, ®Bittwenkaffen. 
Siebenpf. Handb. 2. Band, p. 456. 


$. 237. Bekanntmachung des proteftantifchen Konſiſtoriums der 
Pfalz vom 7. Auguft 1839, Amtsbl. M 41, p. 360, die General 
fonode im Jahre 1837, in specie bie proteftantifche Pfarrwittwen- 
kaſſe betr. 

Seine Majeſtät der König haben durch allerhöchſte Entſchließung 
vom 10. Juni 1839, in Folge der Berhandluugen der im Jahre 1837 abgehal- 
tenen Generalſynode in der Pfalz allergnädigft zu genehmigen gerupt, 

1. daß die Eintreibung der laufenden Ausftände der proteftantifchen Par 
wittwenfaffe, auf abminiftrativem Wege, in Anwendung der Befimmungen vom 
11. Februar 1815, 18. October 1819 und 11. Dezember 1822 (Intelligenzblatt 
von 1819, ©. 549, und vom Jahre 1822, ©. 949), gefchehen dürfe; 

2. daß jedoch vorerfi nur für die vier Jahre, vom 1. October 1837 bit 
dahin 1841 der Art. 10 des NRegulativs über die allgemeine Wittwenkafle dr 
proteſtantiſchen Geiflichkeit ver Pfalz dahin mobifizirt werde, daß 

a) bie Penfion eines Doppelwaife auf jährlich ſechzig Gulden erhöht um 
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daß Kinder aus einer erflen Ehe ald Doppelwalfen angefehen werben, ohne 
Rückſicht darauf, ob die Stiefmutter lebe; 

b) daß bie Penfion einer Pfarrerswittwe auf einhundert fünfzig Gulden 
jährlich erhöht, und hiernach auch die Unterflüßungsbeiträge der einfachen Wai⸗ 
fen berechnet werben. 

Diefe allerhöchſten Befimmungen werben mit dem Bemerlen zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht, daß das hienach erlaufene Guthaben der Pfarrerswittwen 
und Waifen vom 1. October 1837 anfangend, denfelben durch den Rechner der 
PHarrwittwenkaffe demnächſt wird ausbezahlt werben. 


F. 238. Bekanntmachung des proteftantifchen Konfiftoriums ber 
Pfalz vom 21. April 1841, Amtöbl. Mr 32, p. 244, die Berhältniffe 
der in andere Konſiſtorialbezirke verſetzten Pfarrer gegen die Witt« 
wenfaffe betr. 


Hinfihtlih des Berhältniffes und der Leiſtungen der aus dem Konfiflorial» 
bezirfe Speyer in jenen von Ansbach oder von Bayreuth und umgekehrt ver- 
festen Pfarrer treten, dem Antrage der Generalfynode und der Konfiftorial- 
fielen gemäß, nachftehende Beftimmungen ein: 

1. Der aus einem Konfiftorialbezirfe jenfeits des Rheins in jenen von 
Speyer freiwillig oder unfreiwillig verfeßte Pfarrer ift gehalten, der Pfarrwitt- 
wenkaſſe des Konfiftorialbezirfes Speyer beizutreten und das regulativmäßige 
Einlagstapital, jedoch ohne Nachzahlung von Zinfen, zu entrichten. 

2. Einem aus der Pfalz in einen fenfeits rheinifhen Konſiſtorialbezirk ver« 
feßten ober beförberten Pfarrer bleibt geftattet, gegen Fortentrichtung feiner bis⸗ 
berigen Beiträge fih den erworbenen Anſpruch an die pfälzifhe Pfarrwittwen- 
faffe zu bewahren. 

3. Ein Geiftliher, welcher unfreiwillig aus der Pfalz in einen jenfeits 
rheinifchen Konfiftorialbezirk verfeßt wird, iſt befugt, fein in die Wittwenkaſſe 
eingelegtes Kapital zurüdzjunedmen, ſonach aus der Anftalt auszutreten. 
Zum zehnten Eapitel. 


Fabriken, Pfarrgüten 
Siehe Siebenpf. Handb. 2. Band, p. 466 u. f. 


$. 239.. Ratififationsordnung für die proteftantifchen Pfarrer im 
Konfiftorialbezirfe Speyer vom 21. Auguft 1839, Amtobl. Mu 18, 
p- 395. 

Tit. L. Allgemeine Beſtimmungen. 

Art. 1. Zeder proteftantifche Pfarrer übernimmt mit dem Antritte einer 
Pfarrei die Berpflichtung, feinen Amtsvorgänger ober beffen Erben für bie 
durch gegenwärtige Verordnung begründeten Anſprüche zu befriedigen. 

Art. 2. Der zeitliche Pfarrer iſt verbunden, das Pfarrgut nach den Regeln 
der Laudwirihſchaft und der Natur des Bodens zu bauen ober bauen zu laſſen, 
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und feinem Nachfolger die Pfarrgüter in gutem baulichen Zuftande zu hinter 
laſſen. 

Art. 3. Dagegen hat der abgehende Pfarrer gegen fänen Nachfolger Ent 
ſchädigung anzufprechen : 

a) für die am Pfarrgute angebrachten bleibenden Berbefferungen, 

b) für den Antheil an den Erträgniffen des Pfarrgutes in dem Jahre, in 
welchem er die Pfarrei verläßt. 

Tit. I. Bon den Berbefferungen des Pfarrguts. 


Art. 4. Berbefferungen am Pfarrgute begründen einen Entfhädigungsan- 
fpruch gegen den Nachfolger , wenn fie den gewöhnlichen Güterbau überfcreiten, 
nicht Tediglich zur Zierde gereichen, fondern einen wahren und dauernden Nugen 
gewähren. 


Art. 5. Der Pfarrer, welcher eine derartige Berbefferung vornehmen wil, 
bat bei dem Königl. Defanate einen vorher dem Presbpterium zur Prüfung 
und gutachtlihen Aeußernng vorzulegenden Plan einzureichen, welcher folgende 
Angaben enthält: 

a) eine genaue Befchreibung der beabfichtigten Verbefferung mit fpezieler 
Bezeichnung der Grundflüde, ihres Flächeninpalts und ihres bermaligen Zu 
ftandeg ; 

by) den bermaligen jährlichen Ertrag der zu verbeflernden Grundflüde; 
ec) eine möglihft genaue Koftenberechnung der Berbefferungen ; 

d) den muthmaßlichen jährlichen Ertrag der Güter nach Bollendung ir 
Berbefferungsarbeiten; 

e) die Zahl der Jahresraten, in welchem die Entſchädigung zu Lie 
wäre, fowie das Jahr, in welchem die erſte Entſchädigungsrate fällig würde. 

Art. 6. Das Königl. Decanat prüft diefen Plan geeigneten Falle mit 
Zugiefung von Sachkundigen, und erteilt demfelben die Genehmigung, 

a) wenn die beabfichtigten Arbeiten den Ertrag des Pfarrguts nachhallig 
erhöhen; 

b) wenn bie Koflen der Berbefferung mit dem nachhaltigen höhern Ertrag 
des Pfarrgutes in richtigem Berhältniffe flehen; 

ec) wenn die Periode, in welder die Entſchädigung in jährlichen Raten 
geleiftet werben fol, nicht zehn Jahre, und ber Betrag einer Zahresrate nis! 
den fatirten jährlichen Ertrag des betreffenden Grundftudes überſteigt. Sollt 
ber verbeffernde Pfarrer felbft Dekan feyn, fo wird auf feine Anzeige vom 8 
nigl. Konfiftorio ein benachbarter Defan fommittirt, dasjenige zu beforgen, wa? 
in gegenwärtigem Art. 6 den Defanen aufgetragen ifl. 


Art. 7. Berbefferungen, welche einen höhern Koflenaufwand erforder 
können nur mit Genehmigung des Königl. Konſiſtorlums vorgenommen werden, 
wenn fie einen Entihädigungsanfpruh an den Amtsnachfolger begründen follen. 

Art. 8. Zu Ausrottungen von Waldungen oder zu Beränderungen in dem 
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Betriebe derfelben muß jederzeit bie Genepmigung der Königl. Rreisregierung 
nahgefucht werben. 

Art. 9. Nah erfolgter Genehmigung hat der zeitliche Pfarrer die Ver⸗ 
befferungsarbeiten fogleich zu beginnen, und nach Bollendung berfelben dem 
Könige. Dekanate fofort eine Befcheinigung des Presbyteriums über die plan- 
mäßige Ausführung mit fpezificirter Berechnung der wirklich verwendeten Koften 
vorzulegen, und im Falle der verbeflernde Pfarrer felbft Dekan ift, foll die Be- 
ſcheinigung an das Königl. Konftftorium eingefendet werden. 

Art. 10. Das Königl. Dekanat fett hierauf fe, von welchem Jahre an 
die erſte Entfchädigungsrate fällig wird. In der Regel beginnt die Entfchä- 
digung mit dem Fahre, in welchem die Berbefferung den erfien Nußen gewährt. 

Art, 11. Gegen die in den Art. 6 und 10 bezeichneten Entfcheidungen des 
Königl. Dekanats kann binnen drei Monaten, vom Tage der Zuftellung an, 
Berufung an das Königl, Konfiftorium ergriffen werben, 

Art, 12. Die auf ſolche Weife feftgefeßten Entſchädigungsanſprüche werben 
von den Königl. Dekanaten forgfältig vorgemerkt und bei Erledigung der Pfars 
rei dem Königl. Konſiſtorium zur Anzeige gebracht, damit biefelben bei Aug» 
fhreibung der Pfarrei den Bewerbern zur Kenntniß gebracht werden können. 

Art. 13, Wenn der Pfarrer, welcher einen Entfhädigungsanfpruh zu 
machen hat, fo lange auf feiner Pfarrei verbleibt, bis die feftgefeßte Entfchä- 
bigungsperiode abgelaufen ift, fo bat er oder feine Erben feine weiteren An« 
fprüche aus diefem Zitel zu machen. Berläßt er dagegen die Pfarrei vor Ab» 
lauf der Entfchädigungsperiode, fo ift der Amtsnachfolger gehalten, ihm die noch 
nicht fällig gewordenen Entfhädigungsraten zu bezahlen. Die Entfhädigungs- 
tate, welche in dem Jahre fällig wird, in welchem die Erledigung der Pfarrei 
eintritt, wird von den Betheiligten im Verhältniffe ihrer Anfprüche an die Jah— 
rederträgnifie der Pfarrei getragen. Jede Entfehädigungsrate beginnt und en« 
det mit bem Kalenderjahre, 

Art, 14. Der Amtsnachfolger ift nur verbunden, jene Entfhädigungsraten 
zu bezahlen, welche während feines Pfründegenuffes fällig werden. Berläßt er 
die Pfarrei vor Ablauf der Entfchädigungsperiode, fo geht die Entichädigungs- 
pflicht in gleicher Weife auf die Nachfolger über. Der Amtsnachfolger iſt da- 
ber nur gehalten, die in jedem Jahre fällig werdende Rate zu bezahlen. Wil 
er jedoch ſeinen Borgänger für alle feine Anſprüche auf einmal befriedigen, fo 
tritt er dagegen in deffen Rechte ein. 

Art. 15. Der Amtsnachfolger, welcher mit Bezahlung der Entfhädigungs- 
raten im Rüdftande bleibt, kann nöthigenfalls durch Gehaltsabzug zur Erfüllung 
feiner Pflicht angehalten werden. 


zit. I. Bon der Abrehnung über die Jahreserträgniffe 
bes Pfarrguts. 
Art. 16. Zur Entfhädigung für die aufgewendeten Taufenden Baufoften 
hat der abgehende Dfarrer bie Früchte der am Tage, an weldem ihm feine 
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weitere Beförderung amtlich befannt gemacht wird, angebauten Pfarrgüter zu 
genießen, und dagegen nur den betreffenden faffionsmäßigen Geldanſchlag zu 
verrechnen, Die am Tage ber Pfarreierledigung unangebauten Pfarrgüter 
werben fogleich verpachtet. Gärten, Beinberge und Wiefen werben als unge 
baut betrachtet, wenn die Pfarrei zwifchen der letzten Erndte und bem baranf 
folgenden 15. März in Erledigung kommt. Wenn jedoch ohne vollendeten An- 
bau bes Aderlandes, der Weinberge, Wiefen und Gärten Düngung berfelben 
flattgefunden hat, fo ift für dieſe Arbeit und Auslage eine Entfhädigung anzu 
fprechen und zu leiften. Tritt die Pfarreierledigung nad dem 15. März ein, 
fo werden die genannten Güter ald angebaut betrachtet. Unter Pfarreierledig- 
ung wird jede Erledigung, fey es durch Tod, Beförderung, Berfeßung, Emeri- 
tirung, Entlaffung oder Entfeßung verſtanden. Die Relikten treten nur in die 
bereitö erworbenen Rechte des verftorbenen Pfarrers ein, 

Art. 17. Bel Waldungen ift zu unterfcheiden, ob bei dem vom Königl, Kon- 
fitorio feftgefeßten Abrechnungstag der gewöhnliche Holzfchlag für das laufende 
Jahr fhon ausgeführt worden oder nit. Im erften Falle hat der abgehende 
Pfarrer feine Nachfolger in Genuß ber Pfarrgüter nach Angabe der Faffion zu 
entfhädigen, im letzten Falle wirb der Materialertrag des Holzfchlages durch 
BVerfteigerung verwerthet. Wegen biefer Abtheilung, fowie bei feften Holabefol- 
dungen follen ’4 des jährlichen Betrages auf die ſechs Wintermonate, und 7, 
auf die ſechs Sommermonate vertheilt werben, 

Art, 18. Die jährligen Erträgniffe des Pfarrguts, nämlich 

a) von den am Tag der Erledigung angebauten Gütern, der fatirte 
Geldanfhlag, 

b) von ben am Tag der Erledigung unangebauten Gütern, der Pachtzind 
vertheilen fich auf das ganze Kalenderjahr, ohne Rüdfiht, ob die Güter wirk- 
lich zu jeder Zeit einen Ertrag liefern oder nicht, An diefen Erträgnifien par 
tizipiren daher der abgehende Pfarrer, die zum Nachſitz berechtigten Perfonen, 
die Pfarrwittwenfaffe, und der neu ernannte Pfarrer, nach Maafgabe der Zeit, 
für welche fie die Nußungen des Pfarrguts zu beziehen haben. 

Art. 19, Der Kirchenrechner, welcher in Zukunft zugleich flatt des Pfarr⸗ 
vikars Interkalarrechner ift, erhebt gegen Bezug der gewöhnlichen Hebgebühren 
zu höchſtens 4 Prozent die Pachtzinſen und übrigen verrerhenbaren Erträgnifle 
der erledigten Pfarrei, beftreitet aus der Einnahme die Steuern und fonftigen 
Laften mit Inbegriff der etwaigen, aus dem Zit. II. diefer Verordnung abge 
leiteten Entfhädigungsanfprüde, und entwirft die Bertheilung bes Ueberſchuſſes 
an die Intereffenten nach Borfchrift der Berordnung vom 9. Februar 1818, die 
Snterkalarrehnungen im Rheinkreiſe betreffend. 

Art, 20. Die Verpachtung der unangebauten Pfarrgüter gefchiept mittel 
Berfteigerung an den Meiftbietenden durch den betreffenden Bürgermeifter auf 
geeignetes Anfuhen und in Beifeyn des Kirchenrechnerd. Bei Erhebung und 
Eintreibung, wobei die Ratifitation des einfchlägigen Dekans vorzubehalten if, 
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ver Pachtzinfe und übrigen Gefälle, kommen bie Beftimmungen ber Berorbnung 
ver Königl. Kreisregierung vom 11, Dezember 1822, Intelligenzbl. ©. 949, in 
Anwendung. 

Art. 21. Zur Sicerftellung der Abrechnung rüdfichtlih der angebauten 
und unangebauten Güter fol binnen Monatsfrit vom Zage der Publikation 
gegenwärtiger Verordnung in einer jeden Pfarrei ein detaillirtes Verzeichniß 
fämmtlicher rentirenden und in ber Faffion veranfchlagten Pfarrgüter, wobei 
das Pfarrhaus und fieben Ares Garten außer Anſatz bleiben, aufgeflellt und der 
fatirte Gefammtgeldanfchlag derfelben unter Zuziehung des Presbypteriums auf 
die einzelnen Grundfüde vertheilt werben. Bon dieſem Berzeichniffe if an das 
Defanat eine beglaubigte Abfchrift einzufenden, welche von diefem feiner Zeit 
der betreffenden Interkalarrechnung beigefügt wird, 

Art. 22. Die Genehmigung der Abrechnung über die Jahreserträgniſſe 
des Pfarrguts wird von dem Königl. Konfiftorium zugleich mit dem Abfchluffe 
der Interfalarrechnung ertpeilt. 

Art. 23. Die Königl. Dekanate, die zeitlichen Pfarrer und Pfarrverweſer 
haben den Bollzug der vorfiehenden Befimmungen zu überwachen. 

Art, 4. Durch vorfiehende Berorduung find freiwillige Hebereinfünfte 
jwifhen den Betheiligten wegen des Erfabes der Berbefferungen und ber Ber- 
teilung der Pfarreierträgniffe nicht ausgefchloffen. 

Tit. IV. Tranfitorifde Befimmungen. 

Art. 25. Wenn am Tage der Belanntmahung gegenwärtiger Verordnung 
von den zeitlichen Pfarrern folche bleibende Berbeflerungen, welche nach Tit. II. 
einen Entſchädigungsanſpruch an den Amtsnachfolger begründen, bereits ausge» 
führt feyn follten, fo wird das Königl. Konfiftorium die etwa noch zu Teiften- 
den Entfhädigungsraten in analoger Anwendung vorftehender Beflimmungen 
reguliren, wenn der betreffende Pfarrer binnen drei Monaten die nachweifenden 
Belege beibringen wird. Hiebei können jedoch nur ſolche Verbefferungen des 
Parrguts berüdfichtiget werden, deren Koften durch den nachherigen Ertrag 
der Güter nicht bereits ausgeglichen find. 

Vorſtehende Ratifitationsorbnung für die proteftantifchen Pfarrer im Kon⸗ 
forialbezirfe Speyer, welche nach den Anträgen der Generalfynode des Jahrs 
1837, und nach der allerhöchften Genehmigung Seiner Königliden Ma- 
jeRät vom 10, Juni 1839 verfaßt worden, ift öffentlich befannt zu machen und 
in vorfommenden Fällen von den kirchlichen Behörden und den treffenden Pfar⸗ 
tern und deren Relikten genaueft zu beachten und zu befolgen. 


$. 240. Ratififationsordnung für die fatholifchen Pfarreien der 
Pfalz befannt gemacht unterm 9. Mai 1842, Amtsbl. Mi 36, p. 293. 
Jeder katholiſche Pfarrer in der Pfalz übernimmt mit dem Antzitte feiner 


Warrei die Berpflihtung, nachſtehendes Regulativ über die wirthfchaftliche Be⸗ 
nühung der Pfarrgüter und Theilung der Interkalarien in alen.Tpeilen genau 
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zu befolgen und die darnach begründeten und feftgeftellten Anſprüche zu befrie⸗ 
digen. 
Tit. 1. Bon der Bewirthfhaftung ber Pfarrgüter. 

$. 1. Der zeitlihe Pfarrer ift verbunden, das Pfarrgut nach den Regeln 
der Landwirthfehaft und der Natur des Bodens zu bauen oder bauen zu laſſen. 

$. 2. Insbefondere follen die Aeder, Weinberge, Wiefen und Gärten nad 
Orisgebrauch ſtets gut gebüngt, die abgehenden Reben und Bäume fleißig nad- 
gefeßt, das in Weinbergen und Gärten abgehende Holz zeitlich ergänzt, bie 
Waldungen auch nur nah dem von der Königl, Kreisregierung genehmigten 
Betriebsplane benußt und wie die Gemeinde- und Stiftungswaldungen bewirth- 
fchaftet werden. Die Unterhaltung des Pfarrhaufes mit Zugehör richtet fih 
nach den hiefür beſtehenden Spezialbefimmungen. 

$. 3. Pfarr und Beneftziatgebäude können, ganz oder theilweife, von den 
Pfarrern nur mit Genehmigung der Königl. Regierung nach Vernehmung bes 
Gemeinde» und Kirchenfabrikraths und mit Zuftimmung des bifchöflicden Ordi⸗ 
nariats vermiethet werben, 

$. 4. Bermiethungen von Pfarrgebäuden find für den Pfarrnachfolger 
nicht bindend, d. h. diefer kann biefelben nach Umfluß des bei feinem Pfarran- 
tritte Taufenden Miethiahres zur felbftigen Benügung oder zur Wiederverpad- 
tung zurüdnehmen. Die übrigen Pfarrgüter dürfen nur auf drei, ſechs und 
neun Jahre verpachtet werden, fo zwar, daß der zeitliche Pfarrer nah Umflus 
einer jeden dieſer drei Pachtperioden den Wacht auflöfen kann. 

$.5. Ausrottungen von Weinbergen und Waldungen ſetzen die fpezielk 
Genehmigung Königl. Kreisregierung voraus, Die deffallfigen Seſuche wer 
den nach Vorſchrift der nachfolgenden $$. 9 und 10 angebracht und inftruirt, 

$. 6. Der Pfarrer hat feinem Nachfolger das Pfarrgut in gutem bauligen 
Zuſtande zu .hinterlaffen oder genügende Entfchädigung für die ihm zur af 
fallenden Abſchwendungen zu Teiften, 

$. 7. Bei jeder Pfarreierledigung foll deßwegen auch zwifchen dem ab- 
getretenen Pfarrer oder feinen Nechtsinpabern und dem Kirchenfabrifrathe eine 
tontradiktorifche Aufnahme des Zuftandes des Pfarrgutes, nöthigenfalld unter 
Zuziehung von Sachverfländigen, ungefäumt gefchehen, und dadurch zugleich die 
allenfallfige Entfhädigung zur geeigneten Geltendmachung, zunächſt bei Their 
Jung der Interfalarien, ermittelt werden. — Die zu leitende Entfchädigung if 
in die Kirchenfabrikkaſſe einzubezahlen, unter Auffiht des Fabrifrathes zu den 
tonftatirten Nachbeflerungen am Pfarrgute zwedmäßig zu verwenden, und 
beim Königl. Landkommiſſariate rechnungsmäßig nachzuweiſen. 


Tit. IL Bon den Verbeſſerungen des Pfarrgutes. 
$. 8. Berbefferungen am Pfarrgute begründen einen Entfchädigungsan 
fpruch gegen den Nachfolger, wenn fie den gewöhnlichen Güterbau überſchreilen, 
nicht Tediglich zur Zierde gereichen, fondern einen wahren dauernden Nupen 
gewähren. Inter diefe Verbefferungen gehören auch das Aushauen und Bir 
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deranlegen von Weinbergen, dann die Wiederherftelung folder Grundſtücke, 
welche durch Elfementarereigniffe namhaft deteriorirt worden find, 

$. 9. Der Pfarrer, welder eine derartige Berbefferung vornehmen will, 
hat durch das katholifche Dekanat dem einfrhlägigen Königl. Landkommiſſariate 
einen, vorher dem Kirchenfabrifrathe zur Prüfung und gutachtlichen Aeußerung 
mitzutheilenden Plan vorzulegen, welcher folgende Angaben enthält: 

a) eine genaue Befchreibung ber beabfichtigten Verbeſſerung, mit fpezieller 
Bezeichnung der Grundftüde, ihres Flächeninhaltes und ihres dermaligen 
Zuſtandes; 

b) den dermaligen jährlichen Ertrag der zu verbeſſernden Grundſtücke; 

e) eine möglich genaue Koftenberechnung ber Berbefferungen ; 

d) den muthmaßlichen jährlichen Erirag der Güter, nach Bollendung der 
Berbefferungsarbeiten ; 

e) die Zahl der Zahredraten, in welchen die Entfhädigung zu leiſten wäre, 
fowie das Jahr, in welchem die erfie Entfhädigungsrate fällig würde. 

$. 10. Das Königl. Landkommiſſariat prüft diefen Plan, nöthigenfalls 
mit Zuziefung von Sacverftändigen, und legt ihn, vorausgefeßt, daß die 
beabfichtigten Arbeiten ven Ertrag des Pfarrgutes wirklich nachhaltig erhöhen, 
die Koſten der Verbeſſerung mit dem nachhaltig höhern Ertrage des Pfarrgutes 
auch im richtigen Verhältniſſe ſtehen, der Königl. Kreisregierung zur Ber- 
nehmung des biſchöflichen Ordinariates und Genehmigung vor. 

$. 11. Nah erfolgter Genehmigung hat der zeitliche Pfarrer die Ber- 
befierungsarbeiten fogleich zu beginnen, und nah Vollendung berfelben eine 
Beicheinigung des Habrifrathes über die planmäßige Ausführung mit fpezifizir- 
tee Berechnung der. wirklich verwendeten Koflen dem Königl. Landkommiſſariate 
vorzulegen, damit biefes das Jahr, mit welchem die Entfhädigungsrate anfängt, 
beffimme und der König. Kreisregierung zur geeigneten Bormerkung in ber 
Pfarrfaffion anzeige. 

Die Entfchädigungsrate iſt nach dem Kalenberjahre bemeflen, und beginnt 
in der Negel mit dem Jahre, in welchem bie Berbefferung den erfien Nußen 
newährt. 

$. 12. Wenn der Pfarrer, welcher einen Eniſchädigungsanſpruch zu machen 
bat, fo lange auf feiner Pfarrei verbleibt, bis bie feſtgeſetzte Entfchädigungs- 
periode abgelaufen ift, fo hat er oder feine Erben feine weiteren Anſprüche aus 
diefem Zitel zu machen. Berläßt er dagegen die Pfarrei vor Ablauf der Ent» 
fhäbigungsperiode, fo find feine Amtsnachfolger gehalten, ihm die noch nicht 
fällig gewordenen Entfhädigungsraten fucceffive, wie fie in jedem Jahre ver- 
fallen, zu bezahlen. : 

Will jedoch der Amtsnachfolger feinen Borgänger für diefe Raten auf ein» 
mal befriedigen, fo tritt er dagegen in deffen Rechte ein. 

Die Entfhädigungsraten, welche auf die Zeit der Erledigung der Pfarrei 
treffen, find aus der Interkalarmaſſe zu beftreiten. 

De. Gicheapfeigen Denplah ver Bafefung x. 29 
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$. 13. Der Amisnachfolger, welcher mit Bezahlung ber Entfchäbigunge- 
raten im Nüdftande bleibt, ann nöthigenfalls durch Gehaltsabzug zur Erfüllung 
feiner Pflicht angehalten werben. 

Tit. I. Bon der Theilung der Interkalarien bes Pfarrgutes, 

$. 14. Der abgehende Pfarrer oder feine Erben haben die Früchte der im 
Momente der eingetretenen Pfarreierledigung angebauten Pfarrgüter zu gr 
nießen und nur den betreffenden faffionsmäßigen Geldanſchlag der Interkalar- 
maffe zu verrechnen, Zu dieſer Verrechnung ift der abgehende Pfarrer auf 
dann verpflichtet, wenn die Pfarrgüter dur feine Schuld gar nicht angebaut 
worden find, und für das Interfalarjahr nicht mehr verpachtet werden tonnten. 

$. 15. Die am Tage der Pfarreierledigung unangebauten Pfarrgüter 
follen dagegen für Rechnung ber Snterfalarmaffe auf Betreiben und in Bei— 
feyn des Interkalarrechners und bes Kirchenfabrikraths, vom betreffenden DBür- 
germeifter an den Meiftbietenden öffentlich verpachtet werben, und zwar immer 
nur für ein Jahr. Gärten, Weinberge und Wiefen werden als unangebaut 
betrachtet, fohin verpachtet, wenn die Pfarrei zwifchen der Ichten Erndie und 
dem darauf folgenden 15. März in Erledigung fommt, 

Iſt die Verpachtung nicht möglich, dann fol der Kirchenfabrikrath bie 
Pfarrgüter in Regie für gedachte Maſſe bebauen laſſen, namentlich hat dieſes 
mit dem zum Pfarrhauſe gehörigen Garten jederzeit zu geſchehen. 

$. 16. Bei Waldungen muß der Faſſionsbetrag vom abgehenden Pfarrer 
der Interfalarmaffe vergütet werden, wenn bon ihm ber gewöhnliche Holzſchlag 
beim Eintritte der Pfarreierledigung ſchon ausgeführt war. Im entgegengt 
_ festen Falle wird der Materialertrag des Holzfchlages in der $. 15 vorgeſchtie⸗ 
benen Weife verwertpet, und in befagte Maſſe eingefihloffen. 

$. 17. Zinfe von Pfarrgebäuden und Pfarrgütern, welche vom abgehen 
den Pfarrer vor der Erledigung bereits vermiethet und verpachtet worden find 
(vide $, 4), fließen für das Iaufende Jahr gleichfalls in die Interkalarmaſſe. 

§. 18. Wenn ohne vollendeten Anbau des Aderlandes, der Weinberge, 
Wiefen und Gärten, Düngung derfelben ftatt gefunden hat, fo iſt für diee 
Arbeit und Auslage aus der Interfalarmafle angemeffene Entfchädigung ze 
leiſten. Gefchah diefe Düngung nach der Befchaffenpeit des Bodens und dem 
Ortsgebrauche für mehrere Jahre auf einmal, dann muß biefe Entfchädigung 
auf die betreffenden Jahre vertheilt, und von denjenigen geleiftet werden, wel⸗ 
chen der Genuß der gebüngten Pfarrgüter zufommt. 

$. 19. Die Interkalarmaſſe bildet und vertheift ſich auch fernerhin nat 
den Berordnungen vom 21. Juni 1820 — Amtsblatt S. 119 — und vom 
15. Dezember 1829, SIntelligenzblatt ©. 358, die Interkalarrechnungen beit. 
Bon dem Ertrage aus den gewöhnlichen Holzſchlägen, $. 16, und von di 
feften Holgbefoldungen follen jedoch) % des jährlichen Betrages auf die ſech 
Wintermonate und % auf die ſechs Sommermonate vertheilt werden. 

$. 20, Die der Interfalarmaffe aus den Pfarrgütern zufommenden Eins 
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nahmen find vom Kirchenfabrikrechner, welcher in Zukunft zugleich Interkalar⸗ 
rechner, gegen Bezug der gewöhnlichen 4 Prozent in feinem Falle überfleigen« 
den Hebgebühren ſeyn foll, nach den für die Betreibung der Gefälle öffentlicher 
Stiftungen beſtehenden Vorfchriften zu erheben. 

Tit. IV. Tranfitorifhe Befimmungen. 

$. 21. Wenn am Tage der Belanntmachung gegenwärtigen Regulativs 
von den zeitlichen Pfarrern folche bleibende Berbeflerungen, welche nach Tit. IL. 
einen Entfchädigungsanfprudp begründen, bereits ausgeführt ſeyn follten, ohne 
durh den genoffenen nachhaltigen und höhern Ertrag ber Güter die aufge- 
wendeten Koften wieder zurüderhalten zu haben, fo können die nachweiſenden 
Belege nach vorſtehenden Befimmungen von den betheiligten Pfarrern binnen 
drei Monaten zur Regulirung durch die Dekanate bei den einfchlägigen Königl. 
Yandfommiffariaten übergeben werben, 

$. 22, Zur Sicherftellung der Abrechnung rüdfichtlich der angebauten und 
unangebanten Güter ($$. 14 und 15) folf binnen Monatsfrifi vom Tage der 
Yublikation gegenwärtigen Regulativs in einer jeden Pfarrei ein betaillirtes 
Bergeihnig ſaͤmmtlicher rentirenden und in der Faſſion veranfchlagten Pfarr- 
 güter, wobei neben den Pfarrgebäuden 7 Ares Garten außer Anfaß bleiben, 
aufgefielt und der fatirte Gefammtgeldanfchlag derfelben, vom Pfarrer und 
Fabrikrath auf die einzelnen Grundflüde vertheilt werben, 

Bon diefem Repartitionsverzeichniffe ift an das Königl. Landkommiſſariat 
ein Eremplar einzufenden, und feiner Zeit der Interkalarrechnung eine beglau: 
bigte Abſchrift jedesmal beizufügen. 

Zum 14. Eapitel, 
Kuratel, Rebnungswefen xc. ıc 
Siebenpf. Handb. 2, Band, p. 505. 

— Die Genehmigung der Kultusftiftungen, fiehe oben, $. 52. 

— Verfügung der Königl, Regierung der Pfalz, Kammer des 
Junern, vom 14. Juni 1842, Amtsbl, M 48, p. 385, die Kompe- 
tenzverhältniffe bezüglich der Kuratel über bie proteftantifchen Kirchen- 
Ihaffnereien in der Pfalz betr., ſiehe oben Landfommiffariat, $. 58. 


Nachtrag 
zum Anhang bes zweiten Bandes, p. 525. 


Bevorzugte Stantsbürgerflaffen. 
$. 241. Bekanntmachung des Königl. Minifteriums des Königl. 
Haufes und des Aeußern vom 16, Februar 1837, Amtsbl. M, 14, 
pP 103, die Reihenfolge der Bayer. Orden betr. 


Unter Bezug auf die Bekanntmachung der Satungen des St. Michael⸗ 
29 * 


452 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


Ordens vom 16, Februar I. 3. wird hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebradt, 
daß von nun an die Königl. Bayerifchen Orden fih in nachftehender Ordnung 
folgen, als: 

1. der Ritterorben vom heiligen Hubert, 

2. der Nitterorden vom heiligen Georg, 

3, der Königl. Militär-Mar-Zofephe- Orden, 

4, der Eivil-Berbienftorden der Bayer. Krone, 

5. der St. Michaels⸗Orden, und 

6. der Königl. Ludwigs⸗Orden, 
welche Reihenfolge allenthalben, felbft bei Abbildungen berfelben zu beobachten if. 


— In Bezug auf den Militär-Max-Joſeph⸗Orden fommt Fol: 
gendes vor: 


F. 242. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 27. Februar 1835, 
Amtsbl. M, 14, p- 165, die Gründung von Unterftügungsbeiträgen 
für Kinder von Mitgliedern des Militär-Max-Joſeph-Ordens betr, 

Wir finden Uns, nahdem Wir von dem erfreulichen, durch zweckmäßige 
Berwaltung begründeten Bermögensftande des Militär» Mar» Zofeph » Ordens 
Einficht genommen haben, alfergnädigfi veranlaßt, zu beflimmen, wie folgt: 

I. Es foll acht Kindern, deren Bäter zu einer der drei Klaffen bes Mili- 
tär-Mar-Zofeph- Ordens gehören, oder zu ihren Lebzeiten gehört haben, jedem 
jährlich eine Unterflüßung von Dreihundert Gulden von den Renten des Ordens 
ausbezahlt werben. j 

1. Der Vermögenstpeil, auf deffen Zinfen dieſe Beiträge gegründet wer- 
ben, kann zu feiner Zeit eingezogen oder in der Subſtanz oder den davon ab⸗ 
fallenden Renten zu einem andern Zwecke verwendet, er fol vielmehr mit ben 
Rechten einer wohlthätigen Stiftung verfehen und jederzeit als unverleglic er- 
halten werben. | 

I. Zum Genuffe einer folchen Unterflüßung fönnen fowohl Söhne, als 
Töchter von DOrbensmitgliedern gelangen. Söhne genießen biefelbe bis zum 
vollendeten 25. Lebensjahre, wenn fie nicht früher eine Verſorgung oder eine 
Anftellung im Hofe, Staats⸗, Kirchen⸗ oder Militärdienfte erlangen. Als vole 
Berforgung im Militärdienfte gilt die Anftelung als Unterlieutenant, mit der- 
felben hört der ganze Genuß, mit der Ernennung zum Junker, deßgleichen mit 
einer andern, nicht mehr eintragenden Stelle, der halbe Genuß auf. Söhne, 
welche wegen erwiefener phyfifchen Gebrechen zur Erwerbung ihres Lebensun- 
terhaltes unfähig find, behalten diefe Unterftüßung Iebenslänglich. Töchter ge 
uießen ſolche bis zur Verehelichung oder fonftigen Berforgung; außerdem aber 
lebenslänglich. 

IV. Der Genuß eines ſolchen Beitrags Tann bei Berechnung der dom 
Staate zu verleipenden Penfion, ebenfo der Genuß der Penfion auf den Bei 
trag feinen Einfluß haben, 
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V. Die Verleihung dieſer Beiträge geht von Uns als Großmeiſter aus, 
wobei Wir die Anträge Unferes Orbensgroßkanzlerd vernehmen werben, 
ohne jedoch an folche gebunden zu fepn, 

VI. Die Gefuche find im Dienfiiwege einzureichen und von ben Militär- 
Kommando’3 an den Ordensgroßkanzler einzufenden, welcher Uns fämmtliche, 
mit feinen Gutachten und Anträgen begleitet, vorzulegen bat. | 


Vo. Bei diefen Anträgen fol nah folgenden Borfchriften verfahren 
werben: 

a) Bermögenslofigkeit, größere Kinderzapl und Fleineres Einfommen find 
die Hauptrüdfichten, worauf zu ſehen if. 

b) Doppelte Baifen find vor einfachen, biefe vor Kindern, deren Eltern 
noch Teben, bei übrigens gleichen Umfländen zu beantragen. 

ce) Einzige Kinder eined Baters, oder einzige unverforgte Kinder nach Ber: 
forgung der übrigen, 

d) Kinder von Bätern, die mehr als 4000 fl. Gehalt haben, ober fonft 
eigened Vermögen befigen, follen in ber Regel nicht beantragt werben, beß- 
gleihen 

e) wo nicht mehr, als vier unverforgte Kinder find, Fein Kind, wenn bes 
veitd eines der übrigen einen Orbensbeitrag oder eine Stift6-Präbende genießt, 
oder eine Schankung oder Erbſchaft erhalten hat. 

f) Stirbt das mit einem Beitrage begnadigte Kind während ber Genuß. 
fühigkeit, fo find die übrigen Kinder von der Beantragung in fo ferne ausge- 
ſchloſſen, als es die vorfiehenden Vorſchriften begründen. 

vi. Der Genuß hört auf, fobald dem begnadigten Kinde durch Schenk⸗ 
ung, Erbſchaft oder auf andere Weife eine Rente zufällt, welche ven Betrag 
der Unterftügung erreicht. Unterlaffene Anzeige eines folchen Anfalles wird als 
Berlegung des Ordensvermögens betrachtet, und der Schuldige iſt verbunden, 
bad wegen unterlaffener Anzeige Bezahlte mit Zinfen zurüdzuzaplen. 

IX. Bir behalten Uns vor, an biefen Statuten diejenigen Aenderungen, 
die Wir räthlich finden, machen zu können. 

Indem Wir den Offizieren Unferes Heeres einen neuen Beweis Unferer 
Fürforge für fie und ihre Kinder geben, vertrauen Wir, diefelben werben hierin 
Unfer wohlwollendes Beftreben erkennen, die Tapferkeit Unferer Treuen aus: 
zuzeichnen und zu belohnen. 

Zu deffen Befätigung haben Wir gegenwärtige Urkunde eigenpänbig uns 
tergeichnet und mit Unſerm Königlichen Siegel verfehen laſſen. 

Gegeben in Unferer Haupt» und Reſidenzſtadt München den fleben und 
wanzigſten Februar eintaufend achthundert fünf und dreißig. 


$. 243. Diefe Unterflügungsbeiträge wurden nah und nad 
durd die allerhöchfte Munifizenz bis auf 26 vermehrt, fiehe die Be— 
launtiachungen Amtsbl, M. 43, p. 478 vom Jahre 1836, Amtsbl. 
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NM. 50, p. 401 vom Jahre 1837, Amtsbl. M, 44, p. 371 vom Jahre 
1839, Amtsbl. Mu 59, p. 367 vom Jahre 1840, Amtsbl. M, 62, 
p. 510 vom Jahre 1842, und Amtsbl. M 52, p. A75 vom Jahre 
1843. | 

F. 244. Aehnliche Unterftügungsbeiträge wurben für den Civil: 
verdienftorden geftiftet, fiehe die Bekanntmachungen in M 59, p- 
591 vom Jahre 1834, Amtsbl. M 5, p- 85, und M 51, p. 481 
vom Jahre 1835, Amtsbl. M, A, p. 32 vom Jahre 1842, Amisbl. 
NM. 68, p. 605 vom Jahre 1839. 


$- 245. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 16. Februar 1837, 
Amtsbl. M. 14, p- 101, die Sabungen des St. Michaels - Drdens 


betr. 

Sortwährend bedacht, jedem Verdienſte eine entfprechende, lohnende Aner- 
kenntniß verfchaffen zu können, und bei der Erledigung der Würde eines Grof- 
meifters des St. Michael» Ordens, von den Uns anerfanntermaafen zufefen- 
den Rechten als Oberflier Ordensherr Gebrauch macend, haben Wir befchlofien 
und befchließen, wie folgt: 


Art, J. Die bisherigen Sabungen des St. Michael» Ordens find für die 
Zukunft aufgehoben. 

Art. IL Vom heutigen Tage an erheben Wir den St. Michael-Orden, 
was die künftigen Berleihungen besfelben betrifft, zu einem Verdienſt ⸗Orden. 

Zur Aufnahme in denfelben ift ohne Unterfchtev. des Standes, der Geburt 
und ber Religion geeignet, wer fich durch Anhänglichkeit, durch Baterlandt- 
liebe und durch ausgezeichnet nüßliches Wirken irgend einer Art die befondere 
Zufriedenheit des Königs erworben hat. 

Mit diefem Orden ift keine Verleihung des Adels verbunden. 


Art. IM. Außer den bis zu dem heutigen Tage mit dem St. Midarl: 
Orden Begnadigten, welche denfelden mit dem bisherigen Bande und Epren- 
zeichen, ben früheren Statuten gemäß, fort zu iragen haben „— — in melde 
Weiſe jedoch der Orden nicht mehr verliehen werben wird, — haben in Zu 
kunft die Glieder des St. Mihael- Ordens unter den Eingebornen in höcfer 
Zahl aus vier und zwanzig Großkreugen, vierzig Kommenthuren und breihun- 
dert Rittern zu beftehen. 

Dem Könige bleibt e8 jedoch unbenommen, abgefehen von diefer Zahl, 
den Orden in feinen verſchiedenen Abfiufungen, ohne Befchränfung, an Aus— 
länder zu verleihen. 


Art. IV. Das Ordenszeichen befteht für die Zukunft bei allen Klaſſen 


aus einem von Gold Tafurblau emaillirten Kreuze mit acht breiten Spigen, 
oben mit der Königskrone bedeckt, auf deſſen vier, von außen mit Gold einge 
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taten Teilen, die gleichfalls goldenen Buchſtaben P. F. F. P. fi befinden, 
bejeichnend: Principi fidelis favere Patriw. 

Bei den Ordengzeichen der Großkreuze und Kommandeure erfiheint in der 
Mitte. der Haupffeite, in Gold erhaben dargeſtellt, der heilige Michael in 
triegerifcher Rüftung, von Blitzſtrahlen rings umgeben. Sein Schild führt bie 
Auffhrift: ,‚Quis ut Deus,‘ Auf der Gegenfeite iſt die Mitte auf goldenem 
Grunde mit dem blau emaillirten Worte: ‚‚Virtuti‘ bezeichnet. 

Die Ritterkreuze enthalten anftatt des Bildniffes des heiligen Michael auf 
der mit Gold eingefaßten Hauptfeite auf lafurblauem Email in Gold bie 
Borte: „Luis ut Deus,“ ‘und auf der Gegenfeite auf Tafurblauem Grunde 
ebenfalls in Gold das Wort: „Virtuti.“ 

Das Band, an welchem der Orden getragen wird, ift zu zwei Drittheilen 
ver Breite dunkelblau und zu einem Drittpeile roſa, und Ießtgenannte Farbe 
auf den beiden äußern Seiten gleich vertheilt angebracht. 

Großkreuze tragen das Ordenszeichen erfler Klaffe an einem ſolchen vier 
: Singer breiten Bande von der rechten Schulter zur Linken Seite abwärts und 
daneben noch einen goldgeftidten Stern von Strahlen, worauf das Ordenskreuz 
| mit dem Sinnfprucde: „Luis ut Deus‘‘ wiederholt if, auf der linken Bruft; 

Kommandeure aber das etwas Heiner gebildete Orbenzeichen an dem min⸗ 
der breiten Orbensbande am Halfe auf der Bruft hangend, jedoch ohne ben 
goldgeftidten Stern, und 

die Ritter das gegen die vorige Klaffe noch Heinere, zum Theile anders 
 geftaltete Kreuz an einem gleichen, aber noch fhmäleren Bande auf das Kleid 
geheftet. 
| Art. V. Die Ritter des St, Hubertus» Ordens, welchen das Großkreuz 
des St. Michael-Ordeng verliehen if, bezeichnen dasſelbe in gleicher Weiſe, wie 
bei dem Eivilverdienftorden, nur durch Zragung bes Nitterfreuzes. 

Die Großkreuze des Civilverdienftordens der Bayer. Krone, welche zugleich 
Großkreuze des St. Michael» Ordens find, tragen die beiden Ordenoſterne zu⸗ 
: fammen, 
| Art. VI. Die drei Grade des St. Michael» Ordens reihen ſich in folder 
- Reife an diejenigen des Civil-Verdienſtordens an, daß unmittelbar nach jedem 
Grade des letzteren der entfprechende Grad des Gt. Michael- Ordens in dem 
Range folgt. 

Art, VIL Unter der im Art. III. feitgefegten Zahl von 24 Großfreugen 
zäplen diejenigen nicht, weldhe an Perfonen verliehen find, die mit Unferem 
Haug-Ritterorden vom heiligen Hubertus begnabiget werden, 

Art. VIIL Allen denjenigen, welden aus früherer Zeit bie Ehrenzeichen 
bed St. Micharl-Ordens nach feinen verfchledenen Abftufungen verliehen find, 
verbleibt das Recht, diefelben ohne Abänderung, jedoch in der Art und Weiſe 
wie bisher und an dem bisherigen Bande, fortzutragen, 

Gleiches wird den bisherigen Ordensbeamteu in Bezug auf, die Fortfüh⸗ 
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rung ihrer bisherigen Titel und der ihnen fagungsgemäß zukommenden Epren- 
zeichen zugeflanden. 

i Art, IX. Die Ehrenzeichen des Ordens werben nad dem Tode jedes 

Mitgliedes desfelben an Unfer Staatsminifterium des Königl. Haufes und des 

Aeußern überfendet. 

Dasfelbe gilt auch für diefenigen Mitglieder des Ordens, welche ihn aus 
älterer Berleifung in der bisherigen Form fortzutragen bererhtigt find. 

Art. X. Alle Ausfertigungen in Bezug auf die Fünftige Berleipung bes 
St. Mihael-Ordeng werden, wie bei dem Eivil-Berdienftorden je nach Unfe- 
rem befonderen allerhöchften Befehle von Unſerem Staatsminifterium des 
Königl. Haufes und des Aeußern, als Großkanzleramt ausgehen. 

Demfelben gebührt gleichmäßig die Oberaufficht des Ordensſchatzes. 

Art. XL Zaren, Drdensbeiträge oder fonftige Zahlungen werben von 
dem heutigen Tage an, weder von ben bisherigen Mitgliedern des Ordene, 
noch von den zufünftigen mehr entrichtet. 

Art, XII. Niemand darf um die Verleihung des St. Michael- Ordens 
bittlich einfommen. 

Art. XI. Ueber fämmtlihe, in Zukunft mit dem Ehrenzeichen des St. 
Michael⸗Ordens Begnadigte fol bei Unferem Staatsminifterium des Königl, 
Haufes und des Aeußern die Ordensmatrifel geführt und nebft allen, auf diefen 
Orden bezüglichen Urkunden und Papieren am geeigneten Orte aufbewahrt werben, 

Die gegenwärtigen Sabungen behalten Wir Uns bevor, nad Erforbernif 
zu erweitern und zu erklären, 

Urkundlid Unferer eigenhändigen Unterfchrift und beigebrudten geheimen 
Kanzleiſiegels. 

Gegeben in Unferer Haupt» und Reſidenzſtadt Münden am 16. des 
Monats Februar nach Chriſti Unferes Herrn Geburt im 1837. Jahre, Unferer 
Regierung im zwölften, 


F. 246. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 12. Auguft 1842, 
Amtsbl. Mi 58, p. 486, die Satzungen des Königl. Ludwigs-Ordens 
betr, 

Ludwig, K. 

- Wir finden Uns Alerhöhft bewogen, Unfere Verordnung vom 25. Au- 
guft 1827 — die Errichtung des Ludwigs» Ordens beir. — durch nachfolgende 
Zufaßbefimmung zu ergänzen : 

„Zur Bollzäpligmahung der bei Geſuchen um Berleifung des Ludwigs— 
Ordens nachzuweiſenden 50 Dienftiapre, laſſen Wir auch diejenige Dienfizeit 
in Anrehnung bringen, welche der Orbensfuchende in dereinſt Unferem 
Reiche einverleibt gewefenen, jetzo demſelben nicht mehr angehörigen Ländern, 
fey e8 in Unferem Hofe, Staats-, Kriegs» oder kirchlichen Dienfte, zuge 
bracht hat.“ 
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$. 247. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 1a. November 
1837, Amtebl, M, 72, p. 585, die Statuten des Damenftifts zur 
heiligen Anna in München betr. 

Ludwig, K. 

Sn der wohlwollenden Abficht, den Eintritt in den Genuß boiqer Präben- 
den des Münchener» Damenftiftes, welche durch Berehelihung in Erledigung 
fommen, früher als bisher, zu erleichtern und herbeizuführen, finden Wir 
Uns bewogen, bie Befimmung AF L der Königl. Berorbnung vom 10. Februar 
1825 (Reggs. und Intellgzbl. 1825, A 7, Seite 97 bis 99), fo weit dieſelbe 
bie Belaffung der Präbenden bis zur Berehelichung eines Stiftfräuleing, dann 
wei Jahre darüber betrifft, dahin abzuändern, daß diefe Beſtimmung nur mehr 
bei jenen Fräulein Anwendung findet, welchen bis zum heutigen Tage eine 
Präbende verliehen wurbe, bei allen fpäteren Berleipungen hingegen bdiefer 
Hortbezugs-Anfpruch mit der Berehelihung hinwegzufallen habe. 

$. 248. Erläuterung der Statuten des Therefienordens vom 
14. Jänner 1836, Amtsbl. M 20, p. 205. 
hbereie, 8 

Bir urkunden und befennen anmit für Ing, Unfere Erben und Made 
lommen: 

Nahdem Wir bei Errichtung des am 12. Dezember 1827 von Uns ge- 
Rifteten und nah Unferem Namen benannten adelichen Damen» Ordens im 
Art, 10 des darüber ausgefertigten Stiftungsbriefes verordnet haben: 

daß den, dur Heirath aus dem Präbendegenuffe tretenden Stiftsfräulein 
in der Regel und vorbehaltlich der bießfalls einzuholenden Genehmigung bie 
Borttragung des Ehrenkreuzes befagten Ordens verftattet werben folle, 
fo finden Wir, in Erwägung der eigentlichen Beſtimmung dieſes von Uns 
ausfchließlih zum Beſten und zur Aufnahme des bayerifchen Kandadels gegrün. 
beten Inflituts, Uns bewogen, auf den Grund ber im Art. 17 Uns au 
drüdlih vorbepaltenen Befugniß, jene Dispofition in authentifcher Weife dapin 
zu interpretiren und zu erläutern; 

daß. die präbendirten Therefien-DOrdens-Damen, welchen ohne 
bin obliegt, von jeder beabfichtigten Standesveränderung der jeweiligen Groß. 
meißterin fehuldige Anzeige zu machen, ihre Aufnahme in die Zahl der Ehren: 
damen nur in fo ferne zu gewärtigen haben follen, als fie eine volltommen 
fandesmäßige, und als foldhe nach Art. 6 erwähnter Stiftungsurtunde zu er⸗ 
fennende Ehe eingehen werben. 

Ingleihen wollen und verorbnen Wir, daß die im unvermählten Stande 
mit dem Ehrenkreuze Unferes Therefien- Ordens begnabigten Damen, 
wenn fie in der Folge durch Berehelihung aus dem Stande und der Genoflen- 
fhaft des Adels treten, die ihnen verliehene Ordensdekoration alsdann ablegen, 
und — gegen Rüderflattung der nach Art. 12 hiefür entrichteten Targebühr — 
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an bie Orbensbehörde einfenden- follen; dasſelbe gilt von den mit befagten 
Ehrenkreuzen geſchmückten adeligen Frauen, welde, nachdem fie Wittwen ges 
worden, zu anderweitiger nicht ftandesmäßiger Epe fehreiten würden; ferner 
finden Bir Uns bewogen, ben Art. 7 der Statuten dahin abzuändern, baf 
au die Stelle der dort benannten 250 fl., 300 fl. feftgefegt feyn follen, und 
rückfichtlich des Art. 9 der Statuten fehen Wir Uns veranlaßt, zu erMlären, 
daß aus dem Genuffe der Präbende auch diejenigen Ordens - Damen zu treten 
haben, denen durch Berforgung oder aus welch immer einem andern Titel ein 
jährliches, 300 fl. überfteigendes Einfommen zu Theil geworden ift. 


Deffen zur Urkunde haben Wir gegenwärtigen erläuternden Zufaß zu 
oberwähnten Ordensftatuten eigenhändig unterzeichnet und mit Unſerem Jn- 
fiegel verfehen laſſen. 


F. 249 a. Bekanntmachung des Minifteriumd des Königl. Hau- 
fe8 und des Aeußern vom 17. Juni 1835, Amtsbl. M 32, p- 341, 
die allerhöchfte Bewilligung zur Annahme fremder Auszeichnungen betr. 


Staatsminifterlum des Hauſes und bes Aeußern. 

Nachdem Seine Königliche Majeftät Sich veranlaßt gefunden, unter 
ausdrücklicher Erneuerung der wegen Nachſuchung fremdherrifcher Titel 
und Dekorationen am 15. October 1811 (NRegierungsblatt 1811 ©. 1583) er- 
gangenen Befanntmadung, binfihtlih anderer Fälle allergnädigft zu ver: 
ordnen, daß jeder bayerifihe Staatsangehörige bei Erlangung einer Auszeid 
nung irgend einer Art von einer fremden Macht oder fremden Staatsregierung 
in Zufunft verpflichtet fey, den Empfang derfelben fogleich fpätefteng acht Tage 
nach gefchehener Infinuation, bei Vermeidung der im $. 10 der I. Beilage jur 
BVerfaffungsurfunde angebrohten Strafen, an das Königl. Staatsminifterium 
des Haufes und des Aeußern, unter Angabe deffen, was die Berleihung jener 
Auszeichnung veranlaßte, anzuzeinen, und um die Allerböchfte Erlaubniß zur 
Annahme derfelben in geziemender Weife zu bitten, worüber dieſes Königl. 
Staatsminifterium alsbald allerunterthänigfien Antrag an Seine König 
liche Majeftät zu erflatten hat; fo wird folches zur allgemeinen Kenntnif 
und Darnachachtung mit dem Anhange bekannt gemacht, daß Allerhödf: 
diefelben in Fällen, wo einem Staatsbiener von einer auswärtigen Titterari« 
ſchen oder artiflifchen Anftalt oder Gefellfchaft irgend ein feinem Dienftcharakter 
fremdartiges Prädilat ertheilt werden will, die nämliche Verpflichtung auf Seile 
des Staatsdieners und das gleiche Berfahren hiebei beobachtet fehen wollen. 


F. 249 b. Erlaß des Minifteriums des Innern vom 24. De 
zember 1835, Amtsbl. M 3 vom Jahre 1836, p. 20, das griechiſche 
Armeedenkzeichen betr, 

Staatsminifterium des Innern. 
Es Liegen Anzeigen vor, daß ſowohl das Feldzeichen von 1813, 1814 und 
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1815, ald auch das griechiſche Denkzeichen wicht nach Vorſchrift, fondern in ver 
fdiedenen Formen und häufig nur das Band ohne Denkgeichen getragen werbe. 

Da die allerhöchfte Berorbnung vom 20. Juni 1817, welche auch auf das 
geiehifhe Denkzeichen analoge Anwendung findet, ausdrücklich vorſchreibt, daß 
dad Band nie ohne das verliehene Dentzeichen getragen werben fol, fo muß 
auf dem Bollzug diefer Berorbnung fireng gehalten, und jeder willführlichen 
Mweihung um fo mehr begegnet werben, als ſolche zu großen Mißbräuchen 
führen könnte. 

Sämmilihe Kommandantfıhaften wurden durch das Königl. Kriegsmini- 
ferlum beauftragt, die genauefle Beobachtung dieſer allerhöchften Berord- 
nung zu überwachen, und damit eine Entfchulbigung wegen Unkenntniß ber 
beftedenden Borfchriften nicht Platz greifen könne, denjenigen Militärindividuen, 
welche im rechtmäßigen Beſitze der erwähnten Denkzeichen fich befinden, und 
mit Abfihied, ober wie immer aus bem Heere treten, biefe Berorbnung vor 
iprem Abgange wohl einzuprägen, und gleiches auch hinfichtlich der Beurlaub⸗ 
ten zu vollziehen, und die Königl. Kreisregierung, Kammer des Innern, wird 
isrerfeitd mit Rüdficht auf die frühere Minifterialentfchliefung vom 25. Auguft 
1819, die Polizeibehörden zur gleihmäßigen Aufmerkfamleit auf den Vollzug 
der Königl. Befehle anweifen und den Bollzug geeignet überwachen, 

$. 250. Bekanntmachung im Amtsbl. No. 44, p. 434 vom Jahre 
1835, daß dem Herrn Grafen Ludwig von Pückler⸗Limburg das Prä- 
dilat „Erlaucht/ verliehen worden und in allen amtlichen Ausfer- 
gungen zu ertheilen ey. 

$. 251. Die Bekanntmachung des Königl. Kriegsminifteriumg 
vom 6. Januar 1838, das den Freiwilligen des griechifchen Heeres 
verliehene Denkzeichen betr., fiehe Amtsbl. M 11 vom Jahre 1838, 
p. 82. ' 

$. 252. NKriegsminifterialausfchreiben vom 29. April 1836, 
Amtsbl. Ma 34, p- 394, die Verleihung der Dienftjahraugzeichnung 
an Unteroffiziere und Soldaten betr. 

Kriegsminifterium. 

Um dem Heere einen neuen Beweis Allerhöchfter Anerfennung fang und 
Iren geleifteter Dienfte zu geben, haben Seine Königlide Majeftät 
allergnädigft zu beſtimmen gerupt, daß die eingeführten Kapitulationszeichen 
für die Summe der zurüdgelegten Dienſtjahre — nach fechsjährigen Kapitu- 
lationen berechnet — auch wenn diefe durch Beabſchiedung unterbrochen ober 
im Einſtandsverbande vollſtreckt wurben, ertheilt werben dürfen, 

Die über diefen Gegenftand beſtehenden Borfchriften werben demnach er- 
läutert, wie folgt: 

1. Den erfien Grad der Auszeichnung dur eine Borbe erhält derjenige 
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Unteroffizier und Soldat im aktiven Dienfte, deffen bereits zurüdgelegte Miti- 
tärbienftzeit fich auf volle ſechs Jahre berechnet. 

2. Den zweiten Grab ber Auszeichnung durch zwei Borden erhält jeder 
Unteroffizier und Soldat im aktiven Dienfte, deſſen Militärdienfizeit fih au 
volle 12 Jahre entziffert. 

3. Den dritten Grab ber Auszeichnung durch drei Borden erhält jeder 
Unteroffizier und Soldat im aktiven Dienfte, der volle 18 Jahre bereits im 
Militär gedient hat. 

4. Entziffert fi die gefammte Dienftzeit eines Unteroffiziers oder Solda⸗ 
ten im aktiven Dienfle auf volle 24 Jahre, fo wird das treffende Individuum 
als Beteran erklärt, und mit dem vierten Grab der Auszeichnung durch einen 
runden Schild auf der Bruft geziert. 

5. Beträgt die zurüdgelegte Dienflzeit eines Unteroffigiers oder Soldaten 
des aktiven Dienftes 40 Jahre, fo wird demfelben der fünfte Grad der Aus— 
zeichnung durch einen ſternförmigen achteckigen Schild auf der Bruſt zu Teil. 

6. Die Dienftzeit berechnet fih nach dem Tage des jevesmaligen Zuganges, 
und es ift Pflicht der KRommandoftellen, darüber zu wachen, daß bei einer burg 
Beabſchiedung unterbrochenen Dienflzeit, die früheren Dienfimomente eine 
Individuums genau ermittelt und berechnet werben, damit bie Zeit, während 
welcher ein Individuum verabfchiedet und überhaupt ausgetreten war, niät 
mit zur Dienſtzeit gerechnet wird. Da die erwähnte Auszeichnung nur an al- 
tive Militärs verliehen werden fol, fo bedarf es Feiner Erinnerung, daß dieſe 
Beftimmungen keine rüdwirtende Kraft auf die bereits penfionirten Indivl- 
duen haben. 

7. Ein periodifcher Urlaub hat auf die Berechnung der Dienftzeit feinen 
Einfluß, dagegen darf die in fändigem Urlaub zugebrachte Zeit zur 
Begründung eines Anſpruches auf die fragliche Auszeichnung nicht in Kalkıl 
fommen. | 

8. Mitgemarhte Feldzüge find bei Berechnung der Dienftzeit Behufs der zu 
erlangenden Kapitulationszeichen nicht zu berüdfichtigen. 

9. Den mit fremden Gebietstpeilen übernommenen Unteroffizieren und 
Soldaten find die ihrem Baterlande früher geleiteten Dienſte — glei ben 
bayerifhen — anzurechnen. 

10. Widerfpenftig eingereihte Soldaten haben mit-der übrigen Mannſchaft 
gleichen Anſpruch auf Erlangung der Dienftjafrauszeichnung, jedoch dürfen bie 
in Folge der Widerfpenftigfeit denfelben weiter auferlegten Dienftjahre, nigt in 
Anrechnung gebracht werden, 

11. Die ganze Dienfizeit muß mit Treue vollfiredt u einem Jnbivi- 
buum, welches einer Defertion ſich ſchuldig macht, oder defien Dienſtzeit durq 
Strafe unterbrochen wird, zählen demnach die vor der Defertion oder ber er 
fiandenen Strafe geleifteten Dienfte nicht, und es darf erft dann ber erfe 
Auszeichnungsgrad ertheilt werden, wenn von dem Zeitpunfte dei 
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Biedereinreipung ſechs volle Dienſtjahre nahgewiefen find. 
Durch weiters zur Zufriedenheit zurüdgelegte Dienftzeit erwirbt ein folches In⸗ 
dividuum übrigens auch fich den Anfpruh auf die andern Auszeihnungsgrabe, 
Hienach begreift es ſich von felbfi, daß ein Unteroffizier oder Soldat, welcher 
vor der Defertion ober vor feiner Entlaffung aus Strafe bereits im Befite 
einer ſolchen Auszeichnung war, dieſe bei einer allenfallfigen Wiedereinreifung 
im Heere ablegen, und den Anfpruch auf den 1. ꝛc. 2c. Auszeihnungsgrad ſich 
von Neuem erwerben muß. Die Siftirung eines Deferteurs auf General- 
yarbon begründet in diefer Beziehung Feine Ausnahme, wenn diefer nicht etwa 
- befondere Beflimmungen darüber enthalten follte. 

12. Wird ein Individuum zu einer Garnifonsfompagnie verfegt, fo ift 
dasfelbe nicht nur zum Forttragen ber früher erworbenen Dienſtjahrauszeich⸗ 

nung, fondern auch durch weitere Dienftleiftung bei dieſen Kompagnien zur 
Erlangung der folgenden Grabe bererhtiget. 

Die als Kafernpausmeifter oder in gleicher Kathegorie geleifteten Dienfte 
dürfen zur Erlangung des Beteranenfhildes ebenfalls mit in Berechnung 
fommen. 

13. Die mit dem Beteranenfchilde gezierten Unteroffiziere und Soldaten 
find von allen Heinen Dienften und Arbeiten (Fatiguen) befreit, und dabei 
nur als Auffeher zu verwenden. Auch darf ein Beteran wegen Dienflr oder 
polizeilichen Vergehen mit feiner Leibesftrafe, fondern nad Umftänden nur mit 
minder oder mehr gefchärftem Arrefte belegt werden. 

Macht fi ein Veteran etwa eines Verbrechens ſchuldig, fo muß demſel⸗ 
ben vor Bollzug des über ipn gefällten Urtheils ber Beteranenfhild abge- 
nommen werben. 

14. Bei der Aufnahme eines Unteroffigers oder Soldaten in bie Beteranen- 
oder Invaliden-Anftalt, fol die früher erworbene Gradauszeichnung fortgeira- 
gen werben. Die in diefen Berforgungsanftalten zugebrachte Zeit gibt jeboch 
eben fo wenig, als die Zeit im Penfionsftande, einen Anſpruch auf bie fragliche 
Auszeichnung. 

15. Tritt ein Beteran in den Penfionsftand oder erhält berfelbe eine 
Civilanſtellung, und fofort eine ehrenvolle Entlaffung aus dem Militärver- 
bande, fo ift derfelbe ermächtiget, den Veteranenſchild auch auf dem bürgerlichen 
Kleide fortzutragen. Für geleiftete Militärbienfte erworbene Dienftiahraus- 
zeichnungen des 1., 2. und 3, Grabes bürfen zwar auf ber Landwehruniform, 
feineswegs aber auf irgend einer andern Kleidung fortgetragen werben. 

16. Die Dienftjaprauszeichnungsborden aller Waffengattungen, find von 
weißen Kameelfaare, einen Zoll breit, und auf der Hälfte bes linken 
Dberärmels in ſchräger Richtung, von rückwärts nad vorne drei Zoll fallend, 
aufzunähen. 

Mehrere Borden follen unter ſich parallel laufen, und /%, Z0U von einan- 
der abfiefen. Die Gebühr für einen Strich iſt auf % Elle feſtgeſetzt. Der 
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Bedarf an Borden darf nicht nur für den Monturrock, ſondern auch für den 
Spenſer abgegeben und verrechnet werden. 

Veteranenſchilde find von Meffingbiech nach den bekannten Muſtern, und 
werben, mit rothem Tuche unterlegt, auf ber linken Bruſt getragen. Der 
Beteranenfchild darf jedoch nur einfach abgegeben und verrechnet werben, baher 
derfelbe auf eine Weife zu befeftigen ift, daß er vom Rode abgenommen und 
auch auf dem Spenfer getragen werden kann. Der Bedarf an Beteranen 
ſchilden ift jederzeit von der Armer-Monturs-Depottommiffion wieder zu erholen, 

Nach dem Ableben eines mit dem Beteranenfchilde deforirten Individuums, 
iſt diefer Schild den etwaigen Erben als Eigentpum auszuhändigen, fonft aber 
an die Armee Montur-Depottommiffion wieder einzuliefern. 

17. Die Divifionstommandos haben burh den Bollzug gegenmwärtiger 
Borfchrift, eine gleihförmige Behandlung dieſes Gegenflandes ungefärmt zu 
veranlaffen und aufrecht zu erhalten. 

$. 253. Hier folgt noch nacdhftehende, ſämmtliche Staatsbürger 
betreffende unterm 2. Fuli 1832, Amtsbl. M 44, p. 416, zum erſten— 
mal in der Pfalz publizirte Königl. Verordnung vom 16. Januar 
1806, die Nationalfofarbe betr, 
Marimilian Joſeph, K. 

Seit dem Antritte Unſerer Regierung waren Bir unabläſſig befchäftigt, 
bei der Baperifhen Nation den für das Vaterland fo wohlthätigen Gemeinfinn 
anzufachen und ihr den eigenthümlichen National» Charakter wiederzugeben, 
durch welchen fie fih immer ausgezeichnet hat. 

Diefer angelegentlihe Wunſch ift in Erfüllnng gegangen, und Wir haben 
dadurch die füßeften der Regenten-Freuden erlebt. 

Damit fih die Bayern als Brüder erkennen und im Auslande die ihnen 
durch ihre Anhänglichkeit am ihren König und das Baterland gebührende Aut 
zeichnung erhalten, verorbnen Wir, daß alle Staatsdiener künftig mit ihren 
Uniformen eine blaue und weiße Kofarde auf dem Hute tragen, und daß ei 
auch allen übrigen Unterthanen, weflen Standes fie find, erlaubt ſeyn foQ, die 
Nation, zu welcher fle gehören, durch Nationalfarbe auf dem Hute zu bezeichnen. 

Um allen Untertbanen Unferer Monarchie, welche künftig mit Bayeın 
einen Staatslörper ausmachen follen, einen Beweis dieſes Wohlwollens in 
geben, wollen Wir ihnen erlauben, gleichfalls diefes Zeichen zu tragen. 

Wir hoffen, daß fie fih nah dem fchönen Muſter der Bayern desfelben 
würbig machen werden. 

F. 254. Königl, Verordnung vom 12. Mai 1881, Amisbl. 
AM. 39, p. 333, die Adelsmatrifel betr. 
Königliches Minifterium des Königlichen Haufes und des Aenßern. 

Da zur Anzeige gekommen, daß Perfonen, welche ihre Adelstitel in gehi- 
iger Orbnung nicht nachgewieſen, fohin die Immatrikulation ihres Adels 
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(einfpließig der Ausfchreibung ihrer Adels-Immalrikulation durch das Negier- 
ungsblatt) vorſchriftgemäß nicht erlangt haben, fich erlauben, adeliche Prädifate 
beizulegen, oder auch deren im guten Glauben zu bebienen, auch nicht felten 
die Beifügung folcher nicht gebührender Titel bei öffentlichen Verhandlungen, 
wie bei den Einträgen in die Kirchenbücder veranlaflen, fo haben Seine Ma» 
iehät der König am 29, vorigen Monats allergnädigfi zu befehlen gerubt, 
dah gegen Anmaaßungen nicht gebührender Adelstitel, unter Hinweifung auf 
bie diesfalls beftehenden gefeßlichen. Berbote, eine öffentlide Warnung ergebe, 
mit dem Anfügen, daß fi) die, dieſem Verbote Zumiderhandelnden die Daraus 
für fie entfpringenden Folgen folcher Anmaaßungen ſelbſt beigumeflen haben, 
daß fopin im Nachgang der Berorbnung vom 15. October 1812 diejenigen, von 
welchen aus öffentlichen Akten und Liſten befannt ift, daß fie ſich bisher adeliche 
Namen oder höhere Adels- Prädifate beigelegt haben, welche durch die Adels- 
matrifel entweder gar nicht, oder wenigſtens nicht für die Perfon, die fich deren 
bedient, fonflatirt find, in befonderen Verzeichniffen den Polizeibehörben fämmt- 
fiber Kreife zur Abfhaffung der ihnen nicht zuftehenden Prädikate und Ein- 
ziehung der damit verbundenen verfaffungsmäßigen Prärogative, befannt ger 
mat werden, vorbehaltlich der im Edikte über den Adel, Beilage V. zur Ber- 
haflungsurfunde, $. 9, ausgeſprochenen gerichtlichen Verfolgung. 

Damit aber in der Adelömatrifel der Meberblid ber zur Ausübung adelicher 
: Rechte befugten Familien und aller ihrer Angehörigen ſtets evident erhalten 
' werde, fo liegt es in bem eigenen wohlverflandenen Intereſſe einer jeden 
adelihen Familie, daß alle, dur Geburten, Trauungen oder Sterbfälle unter 
genauer Angabe der Namen und ded Datums, bei Neugebornen der Namen 
beider Eltern und der Zahl der Geburt, vorfommenden Beränderungen zur 
Anzeige gebracht werden, wie ſchon in älteren Verordnungen und zuleßt in jener 
vom 11. September 1829, „die ununterbrochene Fortfeßung der Adelsmatrikel 
betr,“ (Regierungsbl. vom Jahre 1829, AF 38, ©. 713) vorgefehrieben wurde. 

Da dieſer Auflage nicht alle adelichen Familien nachgekommen, fo ergeht 
an fimmtliche die wiederholte Aufforderung, folhe auf firenge Wahrheit ger 
gründete Angaben unter Bemerkung des Standes, Grundbefiges und Wohn- 
orted der angehörigen Familienglieder bei dem unterfertigten Königl. Minifte- 
tium bis zum legten Dezember diefes Jahres unfehlbar einzubringen, 
: und zwar bei denjenigen, welche bereits derlei Anzeigen beigebracht haben, bei 
der zuleßt eingefendeten anknüpfend; bei denjenigen aber, welche ſolche Anzeigen 
bisher ganz unterlaffen, oder in genügender Weife nicht beigebracht haben, zu- 
tüdgehend bis zu dem Tage ihrer Einverleibung in die Adelsmatrikel. Zu 
folder Anzeige ift jeder adelige Familienvater verbunden, und ba, wo ein Ge- 
fhlecht in mehrere Linien oder Zweige ſich theilt, hat die Verpflichtung hiezu, 
wenn nicht eine befondere Vereinbarung unter den Familiengliedern ſelbſt ge- 
troffen wird, der Aelteſte in jeder einzelnen Linie, oder wenn biefer Alters- 
ſchwaͤche halber diefem Gefchäfte ſich nicht unterziehen könnte, der nächft Aeltefte, 
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Iſt in einer abelihen Familie Feine Berändberung eingetreten, ober ruht 
das Gefchlecht nur auf zwei Augen, fo iſt nichts deſto weniger eine Anzeige zu 
erftatten, außerdem angenommen würbe, folches Gefchlecht befinde fich entweder 
nicht mehr in dem Falle, adelihe Rechte in Bayern auszuüben, ober fey völlig 
erlofchen, mithin in der Adelsmatrikel nicht mehr fortzuführen. 

Damit diefer allgemeinen Anorbnung, welche für die Betheiligten mit kei⸗ 
nerlei Zaren verbunden ift, deſto zuverläßiger Folge geleiftet werde, fo follen 
im Nachgang der Berorbnung vom 22. Mat 1812, in Fällen, wo die Fortbauer 
eines adelichen Gefchlechtes auf der Notorietät beruht, die hierin nachläßig be 
fundenen Familienväter ſodann als Saumfelige zur Anzeige namentlich und 
öffentlich aufgerufen werben. 
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Erſter Abſchnitt. 
Grundlagen, Organiſation ꝛc. überhaupt. 
3. Band, p. 4. 

$. 1. Königl. Verordnung vom 20. November 1830, Amtsbl. 
M 1 vom Jahre 1831, p. 1, das militärifche Vermittlungsamt im 
Rheinfreife betr. . 

Ludwig, 8. 

Bir haben Uns über die im Nheinkreife wegen Anwendung des $.5 des 
Geſetzes vom 15. Auguft 1828 (die militärifche Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Rechtsſachen betr.) Hinfihtlich des Vermittlungsamtes der Kommandanten und 
Kommandantfchaften entflandenen Anftände und Zweifel Vortrag erftatten laſſen, 
und ertheilen hierauf nachſtehende Entfchließung : 

1. In Gemäßheit der ausdrüdlihen Beſtimmung des $. 5 des genannten 
Gefeßes vom 15. Auguft 1828, ift auch im Rheinkreife, ehe irgend eine 
Perfonalllage gegen die im gedachten Paragraphen genannten Militärperfonen 
von den Friedens» oder Bezirksgerichten angenommen werden kann, 
der Verſuch einer gütlichen Beilegung vor den im $. 4 diefes Geſetzes aus⸗ 
drüdlich bezeichneten Kommandanten und Kommandantfchaften vorzunehmen, 
vorausgefegt, daß die Parthelen die perfönliche Fähigkeit, ſich zu vergleichen, 
befigen. Die Beflimmungen des Art. 49 der Eivilgerichtsorbnung wegen weis 
terer Befchränkung der Bergleichsverfuche können nicht zur Anwendung fommen. 

2. Befindet fih der Kommandant oder die Kommandantfchaft felbft im 
Rheinkreiſe, fo treten in Betreff des freiwilligen Erfcheinens der Partheien vor 
dem Bermittlungsamte, fowie in Betreff der Labung derfelben, dann ihrer 
Beriretung durch Bevollmächtigte, ferner des Berfahrens vor dem Bermitt- 
Iungsamte, die Borfhriften der Art, 48, 53, 54 und 58; deßgleichen wegen 
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der Folgen der Borladung zum Bergleichsverfuche und des Nichterfcheinens bie 
Art. 56 und 57 der Civilgerichtsordnung ein. Daher haben auch die Frie— 
dens- oder Bezirksgerichte bei Anbringung der Klage nah Art. 65 zu 
verfahren. 

3. Die Ladung wird von den betreffenden Kommandanten oder Komman- 
dantfihaften unmittelbar verfügt, wobei fie den Gegenfland der gütlihen Bei- 
legung in der Borladung fummarifch zu. bemerfen und einen beflimmten Zer- 
min zu derfelben anzuberaumen haben. Daher Tommen bie Art. 51 und 52 
der Eivifgerichtsordnung Hiebei außer Anwendung... 

4. Der Art. 55 der oftgenannten Gerichtsordnung ift In Perfonalrechtsfachen 
gegen Milttärperfonien nicht anzuwenden, weil die Kommandanten und Kom— 
mandantichaften durchaus feinen civilgerichtlihen Akt ausüben können. 

5. Bon dem Bermittlungeamte, als ſolchem, kann ein Gageabzug durd 
Dekret an die Kaffedeputation Feinesiwegd verfügt werden. 

6. Wir verfehen Uns hiebei zu den Gerichten des Nheinkreifes, fie wer- 
den, — wenn eine Klage gegen eine Militärperfon vor denfelben erhoben wird, 
das Vermittlungsamt aber von einem Kommandanten oder einer Komman- 
dantfchaft, welche fich in einem andern Kreife des Königreiches befinden, aus— 
geübt worden ift, — darin feinen Anftand finden, daß bei Ausübung bes 
Bermittlungsamtes nicht die gegenwärtige inftruftive Entfchließung, fondern 
die für den Rheinkreis nicht geltende Verordnung vom 20. Zunius 1829 au- 
gewendet worden iſt; vielmehr unbedenklich über die vor ihnen erhobene Klage 
geſetzlicher Borfchrift gemäß verfahren, fobald nur, was auch nach den Gefegen 
des Nheinkreifes als hinreichend angefehen werben muß, dur bie biesfalls zu 
fländigen . Kommandanten oder Kommandantfıhaften beurfundet if, daß ber 
Berfuh der gütlichen Ausgleichung vorgenommen. worden, aber fehlgefchlagen 
fey, oder daß eine oder bie andere der Partheien, oder daß beide auf ergangene 
Borladung vor dem Bermittlungsamte nicht erfchienen feyen. 

Wir werden hiernach nicht nur die Kommandanten und Kommandantfıhai: 
ten im Rheinkreife anweifen laſſen, fondern ed find auch die fämmtlichen Frie- 
dens⸗ und Bezirksgerichte diefes Kreifes hienach gleichzeitig anzumweifen. 


$. 2. Gefeß vom 28. Dezember 1831, Amtsbl. vom Jahre 
1832, M 6, p. 101, die Protofollirung und Vorladung in gemeinen 
Straffadhen der einfachen Polizei und die Berufung von den Urtpeifen 
der einfachen Polizeigerichte betr. 

Ludwig, 8 

Wir haben Uns zur Befeitigung der Befchwerben über das Foftfpielige 
und weitläufige, durch die Gefeßgebung im Nheinfreife angeordnete, Verfahren 
bei Protofollirungen und Borladungen in gemeinen Straffachen der einfachen 
Polizei und bei Berufungen von den Urtpeilen der einfachen Polizeigerichte, 
Vortrag erflatten laffen, und verorbnen, nach Vernehmung Unferes GStaats- 
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rathes mit Beiralh und Zuſtimmung Unferer Lieben und Geireuen, der 
Stinde des Reiches, wie folgt: 

Art. L. Ale über Feld» und andere einfache Polizeifrevel errichteten Pro- 
totole find flempel- und regifirirungsfrei; die deßfallſigen Ladungen find eben⸗ 
falls ſtempelfrei und werben gratis regiftrirt. 

Art, IL. Für diefenigen Borladungen in gemeinen Strafſachen der ein⸗ 
fahen Polizei, welche nach Art. 145 des Geſetzbuches über das Berfahren in 
yeinfihen Sachen auf Betreiben des öffentlihen Minifteriums durch bie Ge- 
riptsboten gefchehen, haben diefe eine Gebühr von achtzehn Kreuzer von einem 
jeden vorgeladenen Individuum, gleichfalls für Original, Abfchrift, Reperto- 
rium und Reife zufammengenommen zu beziehen. — 

Art, IT. Die Berufung von Urtheilen des einfachen Polizeigerichts geht 
au das Zuchtpolizeigericht, und es gelten für die Einlegung, Betreibung und 
Wurtpeilung diefer Berufung diefelben Friften und Formen, wie für die Be- 
rufung in Zuchtpolizeiſachen. 

Die Berfügungen des Art. 174 des Geſetzbuches über das Strafverfahren 
find aufgehoben, infofern der gegenwärtige Artikel anders verfügt. 

Art. IV. Für Forfifachen kommen die deßfalls befiehenden befonderen ge— 
kpliden Befimmungen zur Anwendung. 

Das gegenwärtige Geſetz fol dur das Geſetzblatt, dann durch das 
Amtsblatt des Rheinkreifes bekannt gemacht werben. 


$. 3. Königl. Verordnung vom 29. Jänner 1832, Amtsbl. 
M 11, p. 161, das Verfahren bei Befegung der Dienftesftellen im 
reinen Juſtizfache betr. 

Ludwig, K. 

Bir Haben zur Erzielung eines zwedmäßigen Berfahrens bei Befeßung 
der Dienftesftellen im reinen Zuftizfache befhloffen, daß die Erledigung folcher 
Stellen in fämmtlichen Kreifen diesfelts des Rheins jedesmal öffentlich befannt 
gemacht und durch Ausfchreibung eines Termins zur Anmeldung um biefelben, 
allen hiezu gefeßlich befäbigten Bewerbern die gleichmäßige Gelegenheit zur An« 
bringung ihrer Gefuche verfchafft werben folle, weßhalb Wir zu diefem Zwede 
verordnen, wie folgt: 


1. Sobald eine Dienftesflelle des reinen Juſtizfaches in einem ber erwähn- 
in Kreife in Erledigung kommt, hat das einfchlägige Appellationsgericht die 
öffentliche Bekanntmachung hievon fogleih nicht nur im Negierungsblatte zu 
bewirken, fondern auch zu veranlaffen, daß ſolche fchleunig in den Intelligenz» 
blättern der ſämmilichen Kreife geſchehe, und bei derfelben alle diejenigen, welche 
fd um dir eröffnete Stelle bewerben können und wollen, dahin aufzuforbern, 
innerhalb vier Wochen ihre an Uns gerichteten Gefuche bei dem Appellationg- 
gerichte desjenigen Kreifes gu übergeben, in welchem fie zur Zeit angeftellt oder 
dienflic verwendet find. 
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11. Alle Appellationsgerichte, bei welchen folche Bittvorftelungen übergeben 
worden find, haben folche gleih nah abgelaufenem Anmeldungstermine an 
Unfer Staatsminifterium der YJuftiz zum Behufe des an Uns zu erflattenden 
allerunterthänigften Antrags einzufenden, und in ihren Begleitungsberichten zu 
bemerfen, ob und was fie in Beziehung auf Fähigkeit, Fleiß und Betragen der 
Bewerber, der letzt eingefendeten Dualifitationglifle nachzutragen haben. 

IH. Bei Erledigung der Direktorial- und Oberappellationsgerichtsrathöftellen 
hat die Bekanntmachung mittelft des Regierungsblattes unmittelbar durch Un- 
fer Zufligminifterium zu gefchehen, bei welchem auch die diesfallfigen Geſuche 
innerhalb des feſtgeſetzten Termins zu übergeben find. 

Gegenwärtige Berorbnung fol zur allgemeinen Wiffenfchaft und genaueften 
Nachachtung durch das NRegierungsblatt hefannt gemacht werben. 

8.4. Bekanntmachung des Königl. Generalftaatsprofuratord am 
Appellationsgerichte in Zweibrüden vom 28. September 1832, Amisbl. 
NM. 63, p. 564, die Bewerbung um Stellen im Juftizfache betr. 

Nach der höchſten Entfchließung des Königl. Staatsminifleriums der Juſtij 
vom 18, d. follen die Bewerber um erledigte Stellen im Juſtizfache für jede 
einzelne Stelle, welche fie nachfuhen, eine befondere Borftellung übergeben, 
welcher Welfung andurd das in der Natur der Sache begründete Präjudi 
beigefügt werben foll, daß auf eine Borftellung, in welcher zugleich um mehrer 
Stellen nachgefucht wird, Feine Rüdficht genommen werbe, 

$. 5. Königl, Verordnung vom 24. Dezember 1833, Amisbl. 
M. 1 vom Sabre 1834, p. 10, den Gerihtsftand der Gendarmerie 
im Rheinkreiſe betr. 

Tudwig, K. 

Bir haben, in der Erwägung, daß nunmehr alle Borbedingungen erfüllt 
und alle Bedenken über den militärifhen Stand der Gendarmerie im Rheu- 
kreiſe volftändig gehoben find, nah Bernefmung Unferes Staatsrathes be 
fohloffen und verorbnen hiemit, daß der $. 7, Tit. IX. der Verfaſſungsurkunde 
auch in Beziehung auf die Gendarmerie des Nheinkreifes in Vollzug zu fehen, 
diefe fomit in Straffachen der Militärgerichtsbarteit zuzuweiſen fep. 

F. 6. Königl. allerhöchfte Entfehließung vom 7. Dezember 1837, _ 
Amtsbl. M 81, p- 675, den Bollzug der Berordnung vom 29, No 
vember 1837, die Eintheilung des Königreichs Bayern binfichtlich der 
Juftizgegenftände betr. 

Tudwig, K. 

Wir haben zum Bollgzuge Unferer Berorbnung vom 29. November 1837, 
bie Eintheilung des Königreiches betreffend, rückſichtlich der Juſtizgegenftaͤnde 
befploffen und verordnen, was folgt: 

1. Die Appellationsgerichte, welche nach Art. XI. der genannten Verord⸗ 
nung für die obere Juftizpflege in jedem Kreife zu beftehen haben, find: 
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1. für den Kreis Oberbayern das bisherige Appellationsgericht für den 
Jarkreis; 

2. für den Kreis Niederbapern das bisherige Appellationsgericht für 
den Unterbonaufreis; 

3. für ben Kreis Pfalz das bisherige Appellationsgericht für ben Rheinkreis; 

4, für den Kreis Oberpfalz und Regensburg bas bisherige Appella- 
— für den Regenkreis; 

5. für den Kreis Oberfranken das bioherige Appellationsgericht für den 
Obermainkreis; 

b. für den Kreis Mittelfranken das bisherige Appellationsgericht für 
den Rezatkreis; 

7. für den Kreis Unterfranken und Aſchaffenburg das bisherige 
Appellationsgericht für den Untermainkreis. 

8. für den Kreis Schwaben und Neuburg das bisherige Appellations- 
gericht für den Dberbonaufreis. 

Diefe Appellationsgerichte üben vom 1. Jänner 1833 an ihre fompetenz- 
mäßige Gerichtsbarkeit im ganzen Umfange der durch Unfere Berorbnung vom 
9, November 1837 gebildeten Kreife in bürgerlichen und firafgerichtlichen Ge⸗ 
genfländen aus. Die am 1. Zänner 1838 bei den bisherigen Appellationsge- 
rihten anhängigen und noch nicht erlebigten Rechtsfachen aus denjenigen Land⸗ 
und Herrfchaftsgerichten, welche den durch die genannte Verordnung gebil- 
deten Kreifen neu zugeteilt worden find, gehen von diefem Tage an bie für 
jene Kreife beftimmten Appellationsgerichte über. 


I. Die Gerichtöfprengel der Kreis- und Stabtgerichte als privilegirte erſte 

Yuftanz werden vom 1. Zänner 1838 an in folgender Art feftgefegt: 
A. Im Kreife Oberbayern, 

s) Der Gerichtöfprengel des Kreid- und Stadtgerichts Münden erfiredt 

fih über die fämmtlichen Randgerichte diefes Kreifes. 
B. Kreis Niederbayern. 

a) Das Rreid- und UNI Landshut begreift unter ſich die Land⸗ 
gerichte: 

1. Landshut, 2. Bilsbiburg, 3. Abensberg, 4. Kelheim, 5. Pfaffenberg, 
dann das Herrichaftsgeriht Zaitzkofen. 

b) Das Kreid- und Stadtgeriht Straubing behält den burch die aller- 
böhfte Berorbnung vom 29. September 1818 (Regierungsbl. von 1818, ©. 
1132) zugewiefenen Gerichteiprengel mit Ausnahme des Landgerichts Cham. 

c) Das Kreis- und Stadigericht Paffau behält ebenfalls den ihm durch 
die allerhöcdfte Berorbnung vom 29. September 1818 zugewiefenen Gerichts⸗ 
Iprengel mit Ausnahme. der Landgerichte Altötting und Burghauſen. 

C. Kreis Oberpfalz und Regensburg. 

a) Das Kreis- und Stadigeriht Amberg begreift unter ſich bie Land⸗ 

gerichte: 
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1. Amberg, 2. Kafil, 3. Sulzbach, A. Bohenftrauß, 5. Naabburg, 6. Eſchen⸗ 
ba, 7. Kemnath, 8. Neuftadt an der Waldnaab, 9. Zirfchenreut, 10, Wald⸗ 
faflen ; 

db) Das Kreis. und Stadtgeriht Regensburg die Landgerichte: 

1. Stabtamhof, 2. Regenftauf, 3. Burglengenfeld, 4. Roding, 5. Hemau, 
6. Riedenburg, 7. Parsberg, 8. Waldmünchen, 9. Ham, 10. Neunburg »,®, 
11, Neumarkt, 12. Hilpoltftein, 

D. Kreis Oberfranken, 

a) Das Kreid- und. Stadtgeriht Bayreuth die Yandgerichte: 

1. Hof, 2. Naila, 3. Rehau, 4. Selb, 5. Wunſiedel mit Rebwis, 6. Gr- 
frees, 7. Münchberg, 8. Weidenberg, 9. Pegniß, 10. Bayreuth, 11. Kulmbad, 
12. Yottenftein, 13. Stabtfieinach, 14. Gräfenberg, 15. Kirchenlamitz. 

b) Das Kreis- und Stadigeriht Bamberg. behält den ihm in der aller- 
höchſten Berorbnung vom 29. September 1818 zugewieſenen Gerichtsfprengel, 
welhem noch das Landgericht Herzogenaurach zugetheilt wird. 

E. Kreis Mittelfranten, 

a) Das Kreis-.und Stadbtgeriht Ansbach behält ebenfalls ben ihm durch 
bie allerhöchſte Verordnung vom 29. September 1818 zugewiefenen Gerigti 
ſprengel, jedoch mit Ausnahme des Landgerichts Nörblingen, 

b) Dad Kreis- und Stabigeriht Nürnberg begreift unter ſich die Land- 
gerichte: 

1. Nürnberg, 2. Erlangen, 3. Lauf, 4. Hersbrud, 5. Altdorf, 6. Schwahad, 
7. Kabolzburg, 8. Markt Erlbach, 9, Neuftadt, 10. Pleinfelo, 11. Weißenburg, 
12. Greding, 13. Beilngries, 14, Eichftädt, 15. Kipfenberg. 

c) und d) Die Kreis und Stadtgerichte Erlangen und Fürth bleiben, 
nach der Befimmung der allerhöchſten Verordnung vom 29. September 1818 
die privifegirte Inſtanz für ihren bisherigen Gerichtsbezirk ſelbſt. 

F. Kreis Unterfranfen und Afıhaffenburg. 

Die Kreis» und Stadigerihte Afchaffenburg, Würzburg un 
Schweinfurt behalten die ipnen durch die allerhöchfte Verordnung vom 2. 
September 1818 zugewieſenen Gerichtsſprengel unverändert, 


G. Kreis Shwaben und Neuburg. 

a) Das Kreid- und Stadtgericht Augsburg begreift unter ſich die Land- 
gerichte : 

1. Neuburg, 2. Donauwörth, 3. Höchſtädt, A. Lauingen, 5. Burgau, 6. 
Bertingen, 7. Zusmarshaufen, 8. Göggingen, 9. Dillingen, 10, Günzburg 
11. Schwabmünden, 12. Monheim, 13. Nördlingen, 14: Wemding; dann dit 
Herrfchaftsgerichte Biffingen, Harburg, Moͤnchsroth, Dettingen und Wallerſtein 

b) und c) Den Kreis und Stadtgerichten Memmingen und Kempten 
verbleiben die ihnen durch die allerhöchfte Verordnung vom 29. September 

1818 zugetheilten Gerichtäfprengel unverändert. 
Die Kreis⸗ und Stadtgerichte üben di. Gerichtsbarkeit als privifegirte erft 
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Inſtanz vom 1. Jänner 1838 an in dem ganzen Umfange der ihnen durch ge⸗ 
genwärtige Berorbnung zugetpeilten Gerichtöfprengel aus, und es gehen von 
biefem Zeitpunkte an alle auf die genannte Gerichtsbarkeit Beziehung habenden 
Rechtsſachen, welche bis dahin bei andern Kreis- und Stadtgerichten als pri» 
vilegirter erſter Inſtanz anhängig waren oder behandelt worden find, an dies 
ienigen Kreis» und Stadtgerichte über, welche durch die vorfiehende Beftim- 
mung der Kreisgerichtäfprengel für diefelben zufländig werden. 

$. 7. Hier muß noch beigefügt werden, daß fpäter eine Ver- 
gung des Sites nachftehender Appellationsgerichte ftatt fand: am 
1. Mai 1838 jenes yon Ansbach nah Eichftädt; am 1. Mai 1839 
jmd von Landshut nad Freifing, und am 1. Auguft 1839 jenes yon 
Straubing nad) Paffau, 

$. 8. Hieher gehört Folgendes aus dem Zollftrafgefeg vom 17. 
November 1837, Amtsbl. M 75, p. 622: 

Die Unterfuchung in Zolifiraffällen wird von den Gerichten von Amts 
wegen fummarifch geführt und zwar flieht im NhHeinkreife die Unterfuchung 
und Entſcheidung dem Königl. Friedensgerichte in der Eigenfchaft als Polizei» 
gericht zu. 

— Die Bildung der Nheinzolfgerichte, fiehe im 4. Bud, $. 143 
und 146. 

F. 9. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 15. Dezember 1837, 
Amtsbl. Mi 3 vom Jahre 1838, p. 13, den Vollzug der Verordnung 
vom 29. November 1837, die Eintheilung des Königreichs Bayern 
rüchſichtlich der Wechfelgerichtsbarfeit betr. 

Ludwig, K. 

Bir Haben zum Bollzuge Unferer allerhöhken Verordnung vom 29, 
November 1837, die Eintheilung des Königreiches Bayern betr., rüdfichtlich der 
Vechſelgerichtsbarkeit befchloffen und verorbnen, was folgt: 

1. Der Gerichtoſprengel des Wechfel- und Merkantilgerichts erfier Inſtanz 
u München erfiredet fih über den ganzen Kreis Oberbayern. 

IL. Die Zuftändigteit des Wechfel» und Merkantilgerihts erfter Inftanz zu 
Straubing erfiredet ſich über feinen bisherigen Bezirk, mit Ausnahme des 
Sandgerichts Cham, und über ben dem Kreid- und Gtabtgerichte Landsput 
durh Unfere Verordnung vom 7. d. M. angewiefenen Gerichtsfprengel. 

UM. Die Zuftändigkeit des Werhfel- und Merkantilgerichts erfier Inftanz zu 
Yaffau erfiredet fih über feinen bisherigen Gerichtsfprengel mit Ausnahme 
der Yandgerichte Altötting und Burghaufen, 

IV. Die Zuftändigteit des Werhfel- und Merkantilgerichis erfier Inftanz 
zu Regensburg erſtrecket ſich über die fämmtlichen —— des Kreiſes 
Oberpfalz und Regensburg. 
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V. Die Oberbehörde vorfiehender Gerichte .bfeibt das Wechſel⸗ und Mer 
Iantilgericht zweiter Inſtanz dermal zu Landshut. 

VI. Die Zuftändigkeit des Wechſelgerichts erſter Inſtanz zu Bamberg 
erſtrecket fih, mit Ausnahme derjenigen Diftritte, in welchen das preußiſche 
Landrecht fammt dem hierin enthaltenen Wechfelrechte und der in ber preußi⸗ 
‚fen Gerichtsordnung befindlihe Wechſelprozeß eingeführt. find, auf die ſämmt⸗ 
lihen übrigen Gebietstheile des Kreifes Oberfranfen. 

VII. Die Oberbehörde dieſes Gerichts bleibt das Wechſelappellationsgericht 
zu Bamberg. 

VIII. Die Zuftändigfeit des Wechfelgerichts erſter Inſtanz zu Ansbad 
erfiredet fih mit Ausnahme derjenigen Diftrikte, in welden das Nürnberger 
und das in dem preußifchen Landrechte enthaltene Wechfelrecht eingeführt find, 
auf die übrigen Gebietstheile des Kreifes Mittelfranken. 

IX. Die Oberbehörbe diefes Gerichts bleibt das. Appellationsgericht zu 
Ansbad. 

X. Die Zuftändigfeit des Wechfelgerichts erſter — zu Memmingen 
erſtrecket ſich mit Ausnahme der Stadt Augsburg auf die ſämmilichen übrigen 
Gebietstheile des Kreifes Schwaben und Neuburg. 

XI, Die Oberbehörbe diefes Gerichts bleibt das Wechfelappellationggeridt 
su Augsburg. 

XI. Das Wechfelgericht erſter Inftanz zu Augsburg, das Handelögeridt 
erfter und zweiter Inftanz zu Nürnberg und das dortige Merkantil- Friedens 
und Schiedsgericht, ſowie die Werhfelgerichte des Kreifes Unterfranken und 
Aſchaffenburg bleiben unverändert. 

XII. Befagte Gerichte üben vom 1. Jänner 1838 an bie ihnen in Wedel 
und Merkantilfachen zuftehende Gerichtsbarkeit in den durch die gegenwärtige 
Berorbnung beftimmten Gerichtöfprengeln aus, Die am 1. Zänner 1838 bei 
den bisherigen Wechfelgerichten erfter und zweiter Inſtanz anhängigen und 
noch nicht erledigten Nechtsfachen aus denjenigen Diftrikten, welche den durch 
Unfere Berorbnung vom 29, November d. 3. gebildeten Kreifen neu zugetpeilt 
worben find, gehen von diefem Zeitpunfte an an diejenigen Werhfelgerichte über, 
welche durch die vorfichende Befimmung der Wechfelgerichtöfprengel für diele- 
ben zufländig werben, 

$. 10. Bekanntmachung des Königl, General-Staatsprofuratere 
vom 27. Februar 1838, Amtsbl. M 15, p. 98, die Anwendung dee 
Geſetzes vom 15. Auguft 1828 über die Militärgerichtsbarfeit in bür 
gerlihen Rechtsſachen. 

Ueber die Anwendung des Gefehes vom 15. Auguſ 1828, die Militärge 
richtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsfachen betr., (Amtsbl. IX. p. 165) und ber 


fih darauf beziependen allerhöchften Erläuterungsverorbnung vom 17, Juni 
1829 (Amtsbl, IV. p. 38) auf die Königl. Gendarmerie in der Pfalz waren 
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Zweifel entftanden, die zur Folge hatten, daß Gendarmen vor die Civilgerichte 
durch direkte Infinuationen vorgeladen worden find, während ihnen: unter« 
fagt war, ſolchen direlten Borlabungen Folge zu leiſten. 

Das Königl. Staatsminifterium der Juſtiz Hat durch höchſte —— 
vom 12. d. M. dieſe Zweifel und Anſtände dahin reſolvirt: 

1. daß die Gendarmen dem militäriſchen Stande ausſchließlich angehören, 
und daß die hierüber früher obwaltenden Bedenken in dem allerhöchſten Königl. 
Referipte vom 24. Dezember 1833 (Amtsbl, 1834, ©. 10) als vollſtändig ge- 
hoben erflärt find, woraus ſich als rechtliche notpiwendige Folge von felbft er⸗ 
gebe, daß Hinfichtlich der Gendarmen fowopl in bürgerlichen als in Strafſachen 
ale jene Gefege und Berorbnungen zur Anwendung kommen müffen, welche 
für ale andern Militärperfonen gelten, in specie hier das Gefeß vom 15. Au- 
zuſt 1828 und die erläuternde allerhöchfte Berorbnung vom 17. Juni 1829; 

2, daß die im $. 4,5, 7 und 8 des Geſetzes vom 15. Auguft 1828 be» 
jeihneten Funktionen und Befugniffe, welche den Kommandanten der Regimen- 
ter, ſelbſtſtändiger Bataillone oder Korps zuftehen, in Gemäßpeit allerhöchfter 
Entfhliefung dur die Gendarmerie-Kompagnie-Xommandanten pinfichtlich der 
bürgerlihen Rechtsfachen ihrer Untergebenen ausgeübt werben follen. 

Demgemäß werden, aus höchſtem Auftrag des Königl. Staatsminifteriumg 
der Zuſtiz, bie betreffenden gerichtlichen Beamten angewiefen, das Gefeß vom 
15. Auguft 1828 und die erläuternde allerhöchfte Berordnung vom 17. Juni 
1829 bei allen zur Königl. Gendarmerie gehörenden Individuen, eben fo wie 
bei andern Militärperfonen in Anwendung zu bringen. 


$. 11. Befanntmahung des Könige. Generalprofuratord vom 
23. Juni 1837, Amtsbl. M, 38, p- 307, die Legalifation der Bivil- 
Rande und gerichtlichen Urkunden, von denen im Auslande Gebraud 
gemacht werben fol. 


Die Eivilftandsakten und gerichtlichen Urkunden, von denen im Auslande 
(befonders in Frankreich) Gebrauch gemacht werden foll, unterliegen, um Aus 
thentigität zu »erlangen, der Legalifation durch den Bezirksgerichtspräfidenten, 
den Praͤſidenten des Königl. Appellationdgerichts, die Königl. Stantsminifterien 
der Zuftig und des Aeußern, und endlih durch die Gefandtfchaft desjenigen 
Staates, in welchem die Urkunden produzirt werben follen. 

Gar zu häufig werden dergleichen Urkunden im Auslande ohne dieſe fuccef 
fiven Legalifationen produzirt, weßfalls fie auf diplomatifhem Wege remittirt 
werden müflen. Es entſteht dadurch großer Zeitverluft für die Betheiligten, 
eine überflüffige Schreiberel für die Dehörden und eine Reklamation von Gei- 
ten der Gerichtfchreiber der Bezirksgerichte und des Königl. Appellationsgerichts, 
wenn die Gebühr, welche dad Gefeh vom 21. Vent. VIL, Art. 14, ihnen für 
jede Legaliſation und die Beidrückung des Siegels mit fieben Kreuzer zufichert, 
nicht gleichzeitig entrichtet wird, 
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Allen diefen Inkonvenienzen wird abgeholfen werben, wenn bie Bethei- 
ligten die zu Iegalifirenden Urkunden entweder durch bie Eivilftandebeamten 
oder Königl. Friedensrichter an die Stuatsprofuratoren unter Beifügung der 
Zegalifationsgebühr von 14 fr. (für die Legalifation bei dem Bezirksgerichte 
und dem Appellationsgerichte) mit der Erklärung gelangen laſſen, im welden 
Staaten von den Urkunden Gebrauch gemacht werben fol, Die Staatspro 
turatoren werden nach erfolgter Legalifirung der Urkunden bei dem Begirkäge- 
richte diefe der unterzeichneten Stelle mit der Legalifationsgebühr für die Ge 
richtfchreiberei des Königl. Appellationsgerichts fenden, worauf dann die weitern 
Legalifationen Eoftenfrei erwirkt und die Urkunden auf demfelben Wege remit: 
tirt werben, 

$. 12. Plenarbefhluß des Königl. Oberappellationsgerichts tes 
Königreihs Bayern vom 19. Dezember 1839, auf eine perfönlice 
Klage gegen den Königl. Fisfus in Zollſachen ift als Gericht erſter 
Inſtanz ausſchließlich das Königl. Appellationsgeriht von Oberbayern 
foımpetent, Amtsbl. M. A vom Jahre 1840, p. 21. 


$. 13. Könige. Verordnung vom 3. März 1810, Amtsbl. M 
15, p. 81, bie Zahl der Mitglieder der Notariatskammern in ber 
Pfalz betr. 

Ludwig, K. 

Mir finden Uns allergnädigft bewogen, bie Beftimmungen des kaiſerlichen 
Dekrets vom 30. September 1811, welche ſich bei der Notariatskammer dei 
Bezirkes Kaiferslautern nad vieljähriger Erfahrung als zweckmäßig bewährt 
baben, in den übrigen Bezirken der Pfalz gleihrhäßig in Anwendung bringen 
zu laſſen, und verordnen daher in Gemäßheit des Art. 6 des Konfularbefchlufes 
vom 24. Dezember 1803, wie folgt: 

Die Zahl der Mitglieder der Notariatstammern in den Bezirken Zwei: 
brüden, Frankenthal und Landau wird von fieben auf fünf herabgefeßt. Zur 
gültigen Beſchlußfaſſung einer jeden Kammer ift die Anwefenpeit von wenig: 
ſtens drei Mitgliedern derfelben erforderlich. 

Grgenwärtige Verordnung ift in dem Amtsblatte der Pfalz bekannt zu 
machen. 


— Hinfihtlid) der Koften der Juftizverwaltung, fiche oben 1. 
Bud, $. 160 im Ausfcheidungsgefege vom 17, November 1837. 

— Die Kompetenz der Königl. Bezirfegerichte bei Zwangsab— 
tretungen von Grundeigenthum für öffentliche Zwecke, fiehe Art. XIX. 


und XXI. des Gefeges vom 17. November 1837, unten a. Bud, 
$. 79, 
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Zweiter Abſchnitt. 

Von einzelnen Gerichten oder Beſtandtheilen insbeſondere. 
Zum erſten Capitel. 
Friedensgerichte. 

ſ. Handb. 3. Band, p. 69. 

Die Königl. allerhöchſte Verordnung vom 31. Mai 1836, 
Amtsbl. Ms. 30, p- 362, die vollftändige Bildung der Rheinzollgerichte 
betreffend, fiehe im 4. Bud, $. 130. 

Zum fünften Capitel. 
Kaſſationsgericht. 
ſ. Handb. 3. Band, p. 89. 

F. 14. Durch Königl. Verordnung vom 15. September 1832, 
Amtöhl. Mr 62, p. 549, wurde der Termin, mit welchem die Wirf- 
famfeit des Dberappellationsgerichts als Kaffationd- und Reviſions— 
gericht für den Nheinfreis in Wirffamfeit treten foll, auf den 1. De— 
jenber 1832 feſtgeſetzt. 

$. 15. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz, Kam: 
mer der Finanzen, vom 3. Mai 1833, Amtsbl, M 25, p. 247, die 
Hinterlegung der Strafgelder in Kaffationsfachen betr. 

Der Art. 9 der Gefchäftsorbnung des Königl. Oberappellationdgerichts als 
Kaffationdgericht für den Rheinkreis enthält die Beftimmung, daß die Succum⸗ 
benzfirafen in Kaffationsfachen bei einem befonderen Beamten in der Haupt« 
und Refidenzftadt Münden, wozu zur Zeit der Königl. Oberappellationdges 
tihtefefretär Franz Hugo Fertig benannt ift, hinterlegt werden follen, daß 
jedvoh die Hinterlegung auch bei dem Königl. Rentamt Zweibrüden gefchehen 
könne. Diefe Beſtimmung wird hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebradt. 


$. 16. Geſetz vom 25. Auguft 1843, Amtsbl. Mi 50, p. 442, 
die Kompetenz des Kaffationshofes für die Pfalz, als Revifionsge- 
richt betr, 

Ludwig, 8. 

Bir Haben nach Vernehmung Unferes Staatsrathes, mit Beiratd und 
Jufimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände bed Reiches, in Be- 
ziehung auf die Kompetenz des Kaffationspofes der Pfalz als Revifionsgerich- 
tes, befchloffen und verorbnen, was folgt: 

Art. 1. In den Fällen, in welchen der Kaflationspof Aufhebung eines 
Erfenntniffes und Noipwendigkeit der Reviſion erkannt hat, foll er fodann bie 
Verhandlung und Entſcheidung der Hauptfarhe an ein anderes, dem Gerichte, 
befien Urtpeif Laffirt worden if, gleichgeftelltes Gericht verweiſen 

Ausgenommen find die Fälle, wo der Kaflationspof 
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1. in feiner Eigenfihaft: als Nebiftonsgericht, ohne einer weitern Inſtruktion 
und Verhandlung zu bebürfen, im Stande if, die Sache auch materiell zu er⸗ 
ledigen, oder 

2. das Urtpeil der Anflagelammer vernichtet. 

Im erfteren Falle hat der Kaffationshof auch in der Hauptfache ald Ru 
vifionsgericht zu erkennen; im letztern Falle hat berfelbe die Attribukionen der 
Anklagelammer immer felbft auszuüben und die Sache geeigneten Falles an 
die betreffenden Polizei» oder Zuctpolizeigerichte, oder an das Alfifen« oder 
Spezialgericht zu weifen. 

Art. 2. Iſt das kaffirte Urtheil von einem Senate des Appellationdgerichtes 
der Pfalz erlaffen worden, fo gefchieht die Berweifung der Verhandlung und Ent- 
fıheidung über die Hauptſache an den andern Senat, und die Mitglieder, melde 
zu bem kaſſirten Urtheile mitgewirkt haben, können zu ber neuen Berhandlung 
und Aburtheilung nicht zugezogen werben. 

In jenen Fällen, wo das Perfonal wegen gefeßlicher Verhinderung nidt 
ausreiht, um biefen Senat zu bilden, hat der Präfident des Appellationsge 
richtes denfelben durch Beiziefung von Präfidenten oder Richtern der nicht ber 
theiligten Bezirksgerichte zu ergänzen. 

Art. 3. Im Falle eines zweiten Rekurſes in derfelben Sache, unter den- 
ſelben Partpeien und aus benfelben Gründen findet in Civilſachen und ebenfo 
in Polizei- und Zuchtpolizeifachen eine neue Berweifung nach erfolgter Kaffation 
nicht ‚ftatt, fondern der Kaſſationshof hat auch in ber Hauptfarhe als Reviſions⸗ 
gericht zu urtheilen. 

Art. 4 In allen, durch diefes Geſetz nicht abgeänderten Punkten bleiben 
bie dermal beftehenden Anordnungen in Beireff der Kaffationds und Revifiond- 
infanz in Kraft. 

Art, 5. Das gegenwärtige, im-Gefebblatte und im pfälzifchen Amtsblatie 
befannt zu machende Gefeß foll ſowohl in den künftig an den Kaffationshof 
gelangenden, als au in den jeßt ſchon anhängigen Rechtsfachen zur Anwen- 
bung kommen. 

Das Juftizminifterium ift mit dem Bollzuge beauftragt. 

Zum neunten Eapitel. 
Geridtsboten. 
Siehe Handb. 3. Band, p. 97. 

$. 17. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 21. Juni 1839, 
Amtsbl. M 34, p..293, die Prüfung der Bewerber um Gerichte— 
| — in der Pfalz betr. 


Ludwig, K. 
Wir haben zur Sicherung der ben Gerichtoboten in der Pfalz obliegenden 
Dienftverrichtungen für zwedmäßig erachtet, eine Prüfung der Bewerber um 
ſolche Anftellungen für die Zukunft in nachſtehender Weife anzuorbnen : 
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$.1. Ber fih künftig um. eine Gerichtäbotenftelle bei dem Appellationg- 
gerihte, einem Bezirks⸗ oder Friedensgerichte der — bewerben will, hat ſich 
vorher einer Prüfung zu unterwerfen. 


6,2. Solche Prüfung wird bei vorhandener — Anzahl von 
Bewerbern alle zwei bis drei Jahre vorgenommen, 

Nach Erſorderniß des Dienftes können jedoch auch in der Zwifchenzeit 
außerordentfiche Prüfungen ftatt haben. 


6.3. Die ordentlichen und außerordentlihen Prüfungen finden jederzeit 
bei dem hiezu benannt werdenden Bezirkögerichte flatt, und werden durch eine, 
aus dem Präfldenten des Bezirksgerichts, (welchen im Falle der Verhinderung 
der ältefte Bezirksrichter ald Vorſtand der Kommiffion erfegt) und aus einem 
von dem Präfidenten zu benennenden Bezirfsrichter, dann aus dem Staatd- 
profurator des Bezirksgerichtd oder deſſen Subflituten beflependen Kommiffion 
dorgenommen, 

6.4. Das Bezirksgericht an deſſen Sige die Prüfung gehalten werben 
ſoll, fowie die Zeit derfelben, beſtimmt Unfer Staatsminifterium der Juſtiz 
nah Vernehmung des Präfiventen, Generalftantsprofurators und Direktors an 
dem Appellationsgerichte der Pfalz. 


6.5. Die depfallfige Beſtimmung wird ſonach durch das Amts- und Inc 
telligengblatt für die Pfalz bekannt gemacht. 


6.6. Späteftlens 14 Tage vor Eröffnung ber Prüfung hat jeder Bewer 
ber bei dem Borftande der Prüfungstommiffion das Gefuh um Zulaffung zur 
Prüfung einzureichen. 

Diefes Gefuch muß belegt fepyn: 

a) mit dem Geburtsicheine des Bewerbers, nach welchem derfelbe das fünf 
und zwanzigfte Lebenejahr zurüdgelegt haben muß; 

b) mit dem Abfolutorium einer lateiniſchen Schule. 

Die Beibringung diefes Abfolutoriums wird jedoch denjenigen, welche fich 
zur nächſten, zum erfienmal abzuhaltenden Prüfung melden, noch erlaffen; 

e) mit dem Nachweiſe, daß der Bewerber feiner Militärpflicht Genüge ge 
leiftet hat; 

d) mit dem Zeugniffe eines guten fittlihen Betragensd und der Vermeldung 
aller geheimen Berbindungen, von dem Borftande feines Wohnortes ausgeftellt, 
und von dem einfchlägigen Landkommiſſariate beftätigt. 

dat ein Bewerber verſchiedene Wopnorte gehabt, fo hat derſelbe von an 
Borflande eines jeden ein ſolches beglaubigtes Zeugniß beizulegen. 

e) mit dem Zeugniffe über eine wenigftens zweijährige, mit günftigem Er» 
folge gepflogene Praxis bei einem Notär, Advolaten oder Grrihtsboten, oder 
auf dem Parquete eines Beamten der Staatsbehörde, oder in der Kanzlei eines 
Bezirla⸗ oder des Appellationsgerichtes. 

Die unter den Buchftaben d und e benannten Zeugnifle find von ben 
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Ausſtellern den Bewerbern verſchloſſen zuzuſtellen und im geſchloſſenen Zuſtande 
dem Geſuche beizulegen. 

$.7. Die Prüfungskommiſſion verfügt auf die eingereichten Geſuche über 
die Zulaffung zur Prüfung, und feßt die Bewerber von ihrer Entfchließung in 
Kenntniß. 

5. 8. An dem zur Eröffnung ber Prüfung anberaumten Zage verfammeln 
fih die zur Prüfung zugelaffenen Bewerber zur beflimmien Stunde in dem 
angetwiefenen Lokale, und Haben in demfelben zwölf Fragen fchriftlich zu be— 
antworten, 

$. 9. Die Fragen find von der Prüfungstommiffion vor dem Zeitpuntte 
der Prüfung zu entwerfen und feftzuftellen, diefelben werden aus den verfcie: 
denen Theilen ber den Gerichteboten obliegenden Dienftverrichtungen, nament- 
lich aus dem Prozeß: und Erekutionsverfahren in Civil- und Handelsſachen, 
fowie aus dem Berfahren in Straffachen mit Rüdfiht auf die Kompetenz der 
Gerichte gefchöpft. Den Bewerbern ift, nach Befchaffenheit der Fragen, die 
Auflage zu machen, mit Beantwortung derfelben den Entwurf eines Gerichts 
botenaftes zu verbinden, und diefem den Koftenanfaß beizufügen. 

Die entworfenen Fragen find bis zu dem Zeitpunfte, in weldem jede 
berfelben zur Beantwortung vorgelegt wird, auf das firengfte geheim zu 
halten. 

$. 10. Zu dem Prüfungsgefchäfte find täglich acht Stunden, vier Ber 
mittags, vier Nachmittags zu verivenden, und es find die Fragen nacheinanbır, 
jede einzeln, mit Beftimmung einer zu deren Beantwortung hinreichend geräu- 
migen Zeitfrift, zur Borlage zu bringen. 

Erfi wenn die vorgelegte Frage von allen Bewerbern beantwortet ift, (mas 
ſpäteſtens in der hiezu feftgefeßten Zeitfeift gefchehen muß) wirb eine newe zur 
Beantwortung vorgelegt. 

Kein Bewerber ift vor Ablieferung feiner Prüfungsarbeiten zu entlaffen. 

$. 11. Während der Prüfung ift jedes Benehmen der Bewerber unter fid 
und mit Andern, fowie der Gebrauch von Gefeß- und andern Büchern, Auf- 
fepreibungen und äpnlicher Behelfe verboten. Die Beantwortung der fohrift- 
lichen Aufgaben foll deßhalb unter der ſteten Aufficht eines Mitgliedes der Prü- 
fungtommiffion gefchepen, welches gegen jeden Unterfchleif zu wachen hat. 

Dandelt ein geprüft werbender Bewerber jenem Verbote zuwider, fo if 
diefes zum Protokoll zu konftatiren, und der Zumwiderhandelnde durch Befchluf 
der Prüfungstommiffion von der Statt findenden Prüfung wegzuweifen. 

$. 12. Nach Beendigung der fohriftlichen Prüfung ift zu einer mündlichen 
au ſchreiten, welche mit jedem einzelnen Bewerber in Gegenwart ber übrigen 
während einer halben Stunde durch die verfammelte Prüfungstommiffion vor 
genommen wirb, | 

Bei der mündliden Prüfung foll hauptfächlih auf die Gegenſtände der 
sorandgegangenen fehriftlichen Ausarbeitung Nüdficht genommen werden. 


Erſte Abtheilung — Gerichtdordnung und Nechtöpflege. 481 


Sogleich nad der Beendigung der mündlichen Prüfung jedes einzelnen 
Bewerber, iſt das Urtheil über das Refultat diefer Prüfung zu fhöpfen und 
in dem hierüber zu führenden Protokolle vorzumerken. 

6.13. Nah beendigter fhriftliher Prüfung hat die Eenfur und Klaffifi- 
lation der fchriftlihen Beantwortung ber Fragen von ber Prüfungstommiffion 
mittelft veifer Beratpung zu gefhehen. Im Falle der Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Borflandes den Ausſchlag. 

diebei werben vier Noten und Klaffen angenommen, nämlich : 

L der ausgezeichneten, 

IL. der fehr guten, 

II. der guten, 

IV. der unzureichenden Befähigung. 

Ueber jede fchriftlihe Beantwortung if das Urtheil Hinfichtlich ber DBe- 
fühigung eines jeden Bewerbers einzeln zu ſchöpfen, und die treffende Note zu 
ertheilen, nachdem bie Beantwortung einer Frage volllommen erſchöpfend, mehr 
oder minder befriedigend, ober nicht genügend ausgefallen iſt. 

Die über jebe der fihriftlichen Ausarbeitungen alfo gefchöpften einzelnen 
Roten werben zufammen gerechnet, und durch die Zahl zwölf getheilt; das Er» 
gebniß hievon bildet die Hauptklaffififation. 

Benn die bei diefer Berechnung ſich ergebende Fraktion zwei Drittheile bes 
Ganzen überfteigt, fo ift der Geprüfte der nächſt untern Klaffe beizuzählen. 

$. 14. Auf die Befchaffenpeit des Style, der Darftellungsgabe, der Ortho⸗ 
gtaphie und Kalligraphie und des mündlichen Bortrages eines jeden Bewerbers 
it bei der Gefammtbeurtheilung ftets die angemeffene Rückſicht zu nehmen. 

$. 15. Nah Beendigung des ganzen Prüfungsgefchäftes find fämmtliche 
Verhandlungen mit einer tabellarifchen Zufammenftellung der Klaffitation, in 
welcher zugleich die perfönlichen Berhältniffe eines jeden Geprüften genau an⸗ 
gegeben feyn müffen, an das Präfivium des Appellationsgerichts der Pfalz ein« 
zuſenden, welches gemeinfchaftlih mit dem Generalftaatsprofurator und dem 
Direktor des Appellationsgerichts davon Einficht zu nehmen, und nah Maaf- 
gabe des Befundes die Klaſſifikation zu beflätigen hat. 

Die befätigte Generalqualifitationstabelle IR in beglaubigter Abfchrift Un— 
ferem Staatsminifterium der Zufiz vorzulegen. 

5.16. Rah dem Rüdempfange der eingefendeten Berhandlungen mit der 
beflätigten Klaſſifikation, hat die Prüfungstommiffion jedem ber geprüften Be— 
werber ein genau nad dem Gefammtrefultate der Prüfung verfaßtes Prüfunge- 
zeugniß auszuſtellen. 

$. 17. Die Mitglieder der Prüfungskommiſſion haben für ihre deßfallſige 
Dienftleiftung einen Anfpruch auf Remuneration. Die Führung des Protokolls 
bat der Gerichtfehreiber, oder einer der Untergerichtfehreiber des Bezirksgerichtes 
unentgeldlich zu übernehmen. 

$. 18. Die geprüften Bewerber haben nach erflandener Prüfung ihre 
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Praris fortzufeßen, und ihren Gefurhen um Berleipung erlebigter Botenflellen, 
das Prüfungszeugniß in beglaubigter Abfchrift, nebſt dem Nachweife über ihre 
feit der Prüfung fortgefegte Praris beigulegen. 

$. 19. Der im Hauptrefultate'für unzureichend befähigt ErBlärte, kann erſt 
nach einer fortgefeßten zweijährigen Praris zu einer zweiten, — zu einer drikten 
Prüfung aber, vorbepaltih Unferer allerhöchſten ————— nicht mehr 
zugelaffen werden. 

$. 20. Gegenwärtige Verordnung, mit deren Bollzuge Unfer Staalömi- 
nifterium der Zuftiz beauftragt wird, fol durch das Amts- und Sntelligengblatt 
der Pfalz bekannt gemarht werden. 

Zum dritten Bars 
Verſchiedenes. 
Siebenpf. Handb. F. 1., 3. Band, p. 114. 

— Die in den Kreis-Amts- und Intelligenzblättern zerſtreut vor: 
fommenden Faffationsgerichtlihen Urtheile werden hier nur ihrem In⸗ 
halte nach aufgeführt. 

F. 18. Urtheil des Kaſſationshofes in Münden vom 1. Auguft 
und 31. Juli 1833, die Artifel 222 und 223 des Strafgeſetzbuches 
betr., ſiehe Amtsbl. M. 42, p. 409 und 413. 

N 19. Urtheil desfelben vom 21. Auguft 1833, die Berufungen von 
den Erfenntniffen der Bezirfögerichte, welche eine Rüge oder Verweis 
gegen einen Anwalt wegen einer in öffentlicher Sitzung vorgekommenen 
Ordnungswidrigkeit ausſprechen, betr., ſiehe Amtsbl. M 48, p- 465. 

F. 20. Urtheil des Kaſſationsgerichts in Münden vom 19. 
Februar 1834, Lokalpolizeibeſchlüſſe hinſichtlich öffentlicher Beluflig- 
ungen und die Strafbarfeit der Hebertretung folder Beſchlüſſe in Ge⸗ 
mäßheit Art. 606 des Strafgeſetzes vom 3. Brumaire IV., ſfiche 
Amtsbl. Mu. 25, p- 263. 

$. 21. Urtheil des Kaffationsgerihts in Münden vom 2l. 
Detober 1835, die Verunreinigung der Floßbäche des Neuflabter 
Thales durch Einwerfen von Sägmehl betr., fiehe Amtsbl. Mi 9 vom 
Jahre 1836, p. 59. 

$. 22. Urtheil des Kaffationshofes der Pfalz vom 1. Juni 1838, 
die zwangsweife Eintreibung Frebitirter Zollgefälle betr., fiehe Amtsbl. 
vom Sabre 1838, Mu 44, p. 354. 

$. 23. Plenarbeſchluß des Oberappellationsgerichts Des König. 
reichs vom 8. Novepiber 1838, Amtsbl. M. 63, p- 500, die Zuläßige 
feit einer nach dem 1. October 1824 geftellten Klage gegen den Kö— 
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nigl. Fislus der Staatsſchuldentilgungsanſtalt, ift nach dem Geſetze 
vom . Juni 1822, das Staatsſchuldenweſen betreffend, nicht durch 
die Behauptung bedingt, daß klagender Theil die Forderung in der, 
im Art, IM, jenes Geſetzes beſtimmten Zeit und bei einer der hierin 
genannten Behörden angemeldet habe, 

$. 24. Urtheil des Raffationshofes der Pfalz vom 10. Januar 
1839, die Kompetenz der Lokalbehörden und das Verfahren bei Feſt⸗ 
ſellung des Alignements betr., ſiche Amtsbl. MM, 26 v. J. 1839, p. 239. 


$. 25. Urtheil des Kaffationsgerichts vom 10. Januar 1839, 
die alten möcht metrifchen und die neuen metrifchen, aber nicht geſtem⸗ 
pelten Maaße betr., fiehe Amtsbl. M& 26 vom Jahre 1839, p. 241. 

$- 26. Kaſſationsurtheilt vom 20. März 1839, Amtsbl. Ac. 27, 
p. 246, worin ber Grundſatz ausgeſprochen wurde, daß das Eintrei⸗ 
ben von Schaafen auf fremde Grundſtücke, ſolche mögen eingefät feyn 
oder nicht, es möge ein Schaden entflanden ſeyn oder nicht, nad) dem 
At, 3.und 24, Tit. II. des Gefeges vom 26. September, 6. October 
1791, eine ſtrafbare Kontravention bilde, | 

8. 77. Urtheil des: Kaffationdhofes der Pfalz vom 20. October 
1838 yom Jahre 1839, Ma I, p. 18, und vom 13. März 1839, 
Amtsbl. Mi 27, p. 250, worin ausgefprochen wurde, daß Hauſir⸗ 
handel getrieben werde, fobald außer dem Haufe des Verkäufers oder 
dem Öffentlichen Markte Waaren in ein anderes Hans getragen wer- 
den, um daſelbſt verkauft zu werben, gleichviel ob der Berkäufer dahin 
beftellt wurde ober nicht. 

$: 28. Kaſſationsurtheil vom 25; April 1839, Amtsbl. Mi 28, 
P 254, worin ald Grundſatz angenommen ift, daß, um eine ‚gericht- 
ide Bermögenstheilung zu provociren, wobei auch Minderjährige be= 
theiligt find, es nicht gerade einer förmlichen Klage eines Betheiligten 
bedürfe, fondern auch eine Bittfhrift (requete) an den Richter genüge, 
wenn die Intereſſenten damit einverftanden find. 

$. 29. Kaſſationsurtheil vom 19. Dezember 1839, Amtsbl. Mi 
= vom Jahre 1840, p. 138, die Berufung gegen Interlofute in Ci— 
vilſachen betr. 

$ 30. Kaffationsurtpeil yom 12. Februar 1840,. Amtshl. Ma 
9, p. 172, die Anwendung des $. 37 der Drandverficherungsorbnung 
vom 26, November 1817 betr, 7 

a3ı* 


484 Zweited Buch. — Gerichtöordnung und Reihtöpflege. 


F. 31. Kaffationsurtheil vom 12. Februar 1849, Amtsbl. M 
30, p. 191, die Gültigkeit eines Lofalpolizeibefhluffes bezüglich einer 
Synagogenorbnung beir. 

$. 32. Kaffationsgerihtsurtheil vom 15. Jänner 1841, Amisbl. 
M. 32, p. 191, worin der Grundſatz aufgeſtellt iſt, daß Vermögens⸗ 
Theilungsverhandlungen, wobei Minderjährige, Abweſende, Interdicirte 
intereſſirt find, der gerichtlichen Homologation unterſtellt werben mäfen, 
und dieſe Homofogation durch das Gefeg vom 11. Septeinber 1825 
für die angegebenen Fälle nicht abrogirt iſt. 

$. 33. Kaſſationsgerichtsurtheil vom 15. April 1848, Amtisbl. 
NM. 45, p. 371, worin ausgeſprochen wurde, daß unter chemin public 
im Art, a0 des Geſetzes vom 28. September 1791, auch Straßen in 
den Dörfern und im Innern der Ortfchaften zu verftehen ſeyen. 

$. 34. Plenarbefhluß des Oberappellationsgerichts des König: 
reich vom 18. Mai 1842, Amtsbl. M 46, p. AOL, gegen den Ab— 
Yauf des im Art. III. des Gefeßes vom 1. Juni 1822, die Staak- 
ſchnld betreffend, vorgefchriebenen Termins zur Anbringung der Fr 
derungen an Titeln vor dem 1. Detober 1811, findet civilrechilicht 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand aus dem Grunde der Minder⸗ 
jährigfeit flatt. 

$. 35. Plenarbeſchluß des Oberappellationsgerichts des König: 
reihe vom 31. Mai 1842, Amtsbl. Mi A6, p. 404, die Beftimmung 
des Art. IH. des Geſetzes über die Staatsſchuld vom 1. Juni 182, 
findet feine Anwendung auf Forderungen aus der Zeit vor beml. 
October 1811, welche zwifchen diefem Tage und dem 1. Juni 1822 
bei einer der damals zuftändigen Behörden angebracht und nicht aus 
drücklich zurücdgewiefen worden find. 

$. 36. Kaffationsgerichtsurtheil vom 19. Mai 1841, Amtẽbl. 
vom Jahre 1843, M 1, p. 4, Meineid vor dem Vermittlungsamt. 
Zuläßigfeit des Zeugenbeweifes vor dem Strafrichter opne Rüdfht 
auf den Betrag der Forberung, Bane der Eid geſchworen worden, 
betr, 

$. 37. Kaffationsurtheil vom 23. Juni 1841, Amtsbl. M 3 
som Jahre 1843, p. 19, wodurch anerkannt wurde, daß unter dem 
Ausdrude „Waffen⸗ im $. 11 der Jagdorbnung vom 21. Sepienhe 
1815 auch Piſtolen zu verſtehen find, 
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$. 38. Kaffationsurtheil vom 11. Auguft ısaı, Amtsbl, vom 
Jahre 1833, M 5, p. 30, worin ald Grundfaß feflgeftellt wurde, 
daß auf den Urfchriften der notarifchen Akten auch ſämmtliche Koften, 
d. h. nicht nur diejenigen Gebühren und Auslagen, welde bei Ver: 
fertigung der Urfchriften felbft, fondern auch jene, welde durch die 
fpäter ertheilten Ausfertigungen biefer Aften entflanden find, bei Ver⸗ 
meidung der im Geſetze angebrohten Drbnungsftrafe von den Notarien 
zu verzeichnen find, ebenfo wie umgefehrt auf der Ausfertigung alle 
Gebühren und Auslagen, welche durch die Urfchriften erwachfen find, 
bei Strafe verzeichnet werden müffen. 


F. 39. Kaffationsurtheil vom 17. Auguft 1842, Amtsbl. M, 8 
vom Sabre 1843, p. 56, worin der Grundfag aufgeftellt ift, daß die 
Aneignung eined Baumes aus einem gemeinfchaftlichen Walde durch 
einen der Miteigenthũmer ohne Einwilligung und Vorwiſſen der 
übrigen Eigenthümer ein ſtrafbarer Frevel ſey. 


F. 40. Urtheil des Kaſſationsgerichts vom 4. Mai 1842, 
Amtsbl. M 9 vom Jahre 1843, p. 62, worin anerkannt wird, daß 
die Berleitung zum falfchen Zeugniffe, Art. 365 des Strafgeſetzbuchs, 
nicht als ein felbfiftändiges Verbrechen, auch nicht als ein flrafbarer 
Verſuch erfcheine, fondern nur als eine Art von Komplicität im Sinne 
des Art. 59 und 60 des Code penal betrachtet werben könne. 

F. 41. Kaffationsgerihtsurtheil vom 5. October 1842, Amtshl. 
M. 14 vom Jahre 1843, p. 102, worin der Grundſatz ausgefprochen 
ift, daß die Verweigerung, die Kinder der im gefeglichen Wege gebo- 
tenen Blattern- Impfung zu unterwerfen, eine flrafbare Kontravention 
bilde. 

F. 42. Kaſſationsgerichtsurtheil vom 12. Juli 1843, Amisbl. 
M 47, p. 395, die Beitreibung der Taxe für Militärs Entlaffungs- 
jcheine betr. 

— Geſetz vom 28. Dezember 1831, Amtsbl. M 6 vom Jahre 
1832, p. 101, die Protofollirung und Borladung in gemeinen Straf: 
fachen der einfachen Polizei und die Berufung von den Urtheilen der 
einfachen Polizeigerichte im Rheinkreiſe betr., fiche oben 2. Buch, Mi 2. 

F. 43. Geſetz vom 28. Dezember 1831, Amtsbl. M 6 vom 
Fahre 1832, p. 103, einige civilrechtlichen Gegenflände auf den Fall 
des Eindringens ber aftatifchen Cholera, 
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Ludwig, K. - 

- Bir — auf den Fall, daß die aſiatiſche Cholera in das Königreich ein⸗ 
dringen ſollte, auch hinſichtlich einiger civilrechtlicher Gegenſtände Vorſehung zu 
treffen, für nothwendig erachtet und verordnen, nach Vernehmung Unſeres 
Staatsraths, mit Beiralh und Zuſtimmung Unferer Lieben und Getreuen, der 
Stände des Reiches, wie folgt: 

I. Bon letztwilligen Verordnungen. 

$. 1. Auf Tegtwillige Verordnung, ſowohl Teftamente, als Codieille, 
welche nad dem Ausbruche der afiatifchen Epolera im einem Stabtr, Land⸗, 
Herrſchafts⸗ oder Friedensgerichtsbezirke, wo fie ausgebrochen if, errichtet wer- 
den, find die jeden Orts geltenden Geſetze über Ießtwillige. Verordnung zur 
Zeit der Peſt, oder einer andern anftedenden Krankheit anwendbar ; jedoch foll 
da, wo gefeßlich mehr als zwei Zeugen bei Errihtung letztwilliger Anordnung 
in Peftzeiten nothwendig find, die erforderlihe Zahl der Zeugen auf zwei. bes 
ſchränkt feyn, 

Die Cholera iſt ald ausgebrochen zu erachten, — wenn überhaupt 

hierüber von einer biezu berechtigten Ortsbehörde Polizei» ober Sapitätstom- 
miſſion) eine öffentliche Bekanntmachung erlaffen worden ift, oder, wenn ört- 
liche Kontumazanftalten oder Sperrungen angeorbnet, ober in Wirkung geſetzt 
werben, - 
8.2, Ein, auf eine der vorſtehenden Arten gültig errichteter letzter Wilke 
verliert feine Kraft, wenn der Teftirer nicht geftorben und von ber Zeit an, 
wo die afiatifche Cholera in dem Gerichtebezirke, in welchem der letzte Wille 
errichtet worden ift, gänzlich aufgehört hat, fehs Mochen verftrichen find. 

Es wird angenommen, daß die Cholera gänzlich aufgehört Habe, wenn, 
nachdem Fein Kranker mehr vorhanden war, auch noch die in Anfehung des 
beſtimmien Gerichtsbezirks angeordnete Kontumazzeit völlig veefrichen if. 

U. Bon Nothfriften und Präjudizialterminen 

$.3. Der Ablauf von Nothfriſten und Präjudizialterurinen, welcher wäh 
rend der Sperre eintritt, ift denjenigen, welche fich felbft, oder deren bei Gr 
richt bevollmächtigte Anwälte fih in einem gefperrten Haufe, Haustheile, Drte 
oder Diftrifte befinden, unſchädlich. 

Erft vom Tage nach der Aufpebung der Sperre foll eine neue Notpfrik 
von gleicher Dauer, wie die abgelaufene, zu laufen anfangen. 

Au wird demjenigen, welchem ber Präfudizialtermin gegeben war, von 
eben diefem Tage an gerechmet, kraft des Geſetzes eine Friſt von dreißig 
Zagen bewilliget, um die verfäumte Bandlung nachzuholen. 

Ur. ‚Bon keifinngen, welde wegen grund- oder lefenbarer Br 
figungen zu maden find, und vom Todesfalle abhängen. 
$.4. Pinfichtli der auf Grand oder Lehenbarfeit einer Befigang ſich 
gründenden Leillungen, welche. son Todeefällen abhängen, follen, wenn ſich 
während der Dauer der aſiatiſchen Epolera und durch biefelbe in Anfehumg 
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einer und derſelben Beſitzung mehrere Todesfälle ereignen, alle dieſe Fälle nur 
als ein einziger Fall betrachtet und behandelt, auch dieſe Leiſtungen nicht mehr- 
fach, fondern nur ein einzigesmal gefordert und erhoben werden, 

Gegenwärtiged Geſetz fol durch das Gefehblatt zu Jedermanns Wif- 
fenfhaft und Nachachtung befannt gemacht werden. 


F. 44. Gefeß vom 1. Juli 1834, Amtsbl. M 37, p. 406, bie 
Vervollſtändigung der firafgefeglichen Beftimmungen in Beziehung auf 
Brandftiftungen im Rheinkreiſe betr. 

Ludwig, & 


Wir haben nach Vernehmung Unferes Staatsraths, mit Beirath und 
Zuſtimmung Unſerer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, in Be— 
ziehung auf die ——— im Rheinkreiſe, beſchloſſen und verordnen hie— 
mit, wie folgt: 

Art. J. Wer fein. Eigentpum, ohne. Befahr Für Menfchen ober frembes 
Eigentum, in der Abficht eined Betruges an Brandlaffen, oder fonft in ber 
trügerifcher Abficht, oder um andern zu ſchaden, welche auf die Sache Rechte 
auszuüben haben, anzündet, fol mit einer Gefängnißftrafe von einem bis zu 
fünf Jahren, und mit einer Geldbuße von 25 bis zu 1500 fl. beflraft, — er 
fann überdieß anf fünf bis zehn Jahre vom Tage der ausgeflandenen Strafe 
an, ber im Art. 42 des Strafgeſetzbuches angegebenen Rechte verluftig erflärt 
werben. | 

Iſt mit der Brandlegung Gefahr für Menfchen ober fremdes, Eigenthum 
verbunden, fo tritt der Art. 434 des Strafgefeßbuches in Anwendung. 

Art, I. Wer dur grobe Nachläßigkeit (Art. 458 des Strafgeſetzbucheo) 
an feinem in einer Brandkaſſe verfiderten Eigenthume einen Brand verurfacht, 
it zu einer Geldftrafe von fünf und zwanzig bis zu fünfpundert Gulden zu 
verurtheilen. 

Anftatt oder zugleich mit der Geldfirafe kann Gefängnißftrafe, jedoch nicht 
über ſechs Monate verhängt werben. 

Die im erften Abfage feftgefeßte Strafe fol, und die im zweiten Abfaße 
beftimmte Strafe kann auch gegen Brandfiiftung aus Nachläßigkeit an fremdem 
Eigenthume, anftatt der im Art. 458 des Strafgeſetzbuches beflimmten Strafe 
in Anwendung gebracht werben. 

Die Geldfirafen fließen in die Brandaffefuranzlaffe des Rheinkreifes, fo 
lange diefelbe abgefondert befteht, und für den Fall der Bereinigung, in die 
allgemeine Brandaffeturanzkaffe. 

Art. III. Die Verfügungen des Art. 463 des Strafgefeßbuches können in 
den durch Art. I. und II. vorgefehenen Fällen zur Anwendung kommen. 

Art. IV. Gegenmwärtiges Geſetz foll im Gefeßblatte und im Amtsblatte 
des Rheinkreifes befannt gemacht und auf alle Fünftige Fälle angewendet 
werben. 
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$. 45. Hieher gehört auch der Art. 2 des Gefeges vom 1. Juli 


1834, Amtsbl. M. 39, p. 416, die Errichtung einer Bayer. Hypo: 


thefen» und Wechfelbanf betr., fiehe 4. Buch, $. 223, folgende Be: | 


flimmung enthaltend: 


Im Rheinkreife fol die Strafe der Zwangsarbeit für Nahahmungen oder : 
Beränderungen der Banknoten nicht unter 8 Jahren nach den Diftinktionen : 


des Art. 347, Th. 1 des Strafgeſetzbuchs vom Jahre 1810, eintreten. 
. $. 46. Das Geſetz vom 1. Juli 1834, Amtsbl. M, 40, p. 431, 


die Zollorbnung und Beftrafung der Zollfontraventionen betr., wurde 


u...” erste wie 


durch das Zolffirafgefeg vom 17. November 1837 aufgehoben. Lehr . 


teres erfcheint in der das Zollwefen betreffenden Abtheifung. 


— Befanntmahung des Königl. Generalprofuratosrs vom 21. i 


März 1835, Amtshl, Mi 15, p. 176, den Antheil der Aufbringen an 
den Zolffirafbeträgen, fiehe bei Zoll, $. 59. 


$. 47. Ueberfiht über die im Rheinkreiſe beftehenden Altern Ber: : 
ordnungen und Gewohnheitsrechte in Bezug auf die rebhibitorifcen 
Mängel und die Zeit der Gewährleiftung beim Viehhandel, welche in :' 
Gemäßheit Art. 1648 des Civilgefegbuches nach dem biesfeitigen Ge ' 


richtsgebrauche Heut zu Tage noch in ftreitigen Fällen zur Anwendung ': 


gebracht werden, Amtsbl. vom Jahre 1836, M 36, p. 414 u, f. 
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— Regeln und Bemerkungen in Bezug auf die en 
leiſtung bei Biehhändeln. 


1. Ueber die Gewäßrleiftung der Fehler einer verkauften — gellen im 
Allgemeinen die Befimmukgen. der Art; 1641 — 1649 des bürgerfihen Gr. 
ſetzbuchs * 

2. Was insbeſondere * Rage iveöen redbiditoriſcher Fehler Bett, fo 
erweist-ber Art. ‚1648 des bürgerlichen Geſetzbuchs hinfichtlich der Zeit 
frift, innerhalb ‚welcher die- Klage angeftellt werben muß, und hinſi chilich der 
Natur der redhibitoriſchen Behler anf den Drtsgebraud, wo der Berkauf 
abgefchtoffen wurbe. > J 

3. In dieſet Beziehung befanden, was die Gewährleiftung bei Birphin 
deln beirifft, in ben Gebietstheilen, welche den Bayer. Rheinkreis bilden, me 
rere befondere Berordnungen: und Ortsrechte, welde in vorpergehenber Veberfidt 
aufgerfüprt Fine; und vie dermal noch in Areitigen Fällen a als Ent 
fcheidungsnormen dienen. 

Außer diefen gefeßlichen Normen find fonftige Gewopnpeitsreiihe ober Oris⸗ 
gebräuche in fraglicher Beziehung nicht bekannt. | 

4. In den meifen ber allegirten Verordnungen ift vorgefeßhn, daß ber 
Käufer die Anzeige der gefundenen Fehler zeitig bei der öbrigkeitlichen Bepöre 
zu machen habe, und daß diefelben vun Unierfugung mittelſt —— 
konſtatirt werden ſollen. 

In Praxi wird es dermal häufig fo u; daß der "Käufer den ger 
täufer vor den betreffenden Bürgermeifter oder Adjunkten tommen laͤßt, durth 
deren Bermittfung ſich die Partheien öfters gütlich ausgleichen. Die Fehler 
werbeit- wenit fich Die Partpeien darüber verſtändigen, durch Mißgermeifter, Huf: 
ſchmiede ober: ‚Hirten, fonft aber, befonders wenn es unter den Partheien zum 
Prozeß Tommt, durch die angeflellten Thierärzte konſtatirt. 


5. Den in den. allegirten geſetzlichen Beſtimmungen angeführten redhibi⸗ 
toriſchen Fehlern beim Hornvieh werden in praxi gewöhnlich noch folgende hin 
zugefügt: 

a) das Selbfifaugen, wenn nämlich eine Kup ihre Dil ſelbſt ausfangt; 

b) das Schmeißen oder Ausfhlagen der Kühe-beim Melten, fo daß fe 
nicht gemolfen werden können; | 

ce) der Fehler, wenn die Kuh den Mift wie Waſſer von ſi geben If, 
woran fie gewöhnlich Frepirt. 


6. In den angeführten Berorbnungen wirb „geſtohlen“ ebenfalls zu dm 
rebhibitorifhen Mängeln gerechnet. Statt deffen tritt jetzt die Beflimmung dei 
Art. 2279 des bürgerlichen Geſetzbuchs ein, wonach der Eigentpümer die en 
lene Sache während drei Jahren, vom Tage bes Diebſtahls an gerechnet, bei 
dem Beſitzer derſelben vindiciren kann, vorbehaltlich des Rückgtiffs für den 
letztern gegen denjenigen, von welchem er die Sache gekauft hat. 
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7. Beim Verkauſe des Hornviehs iſt der bemerkenswerthe Gebrauch, daß 
das Vieh verlauft wird, „wie die Kette fällt,“ oder wie die Kette rap 
pelt.“ Diefe Bedingung hat die. Bedeutung, daß der Berfäufer gar keine Ge- 
währihaft übernimmt; allein er. haftet in diefem Falle dennoch für die verbor- 
genen Fehler, die er Fannte,:in fo ferne fie. von der Art find, wie fie der 
Irt, 1641 des bürgerlichen: Geſetzbuchs bezeichnet. | 

8. Wird das Bieh für frifh und gefund und nach Landesgebrauch ver⸗ 
fauft, fo haftet der Berkäufer für die redhibitorifhen Fehler und außerdem für 
bie verborgenen Fehler, die er fannte, unb zwar ——— der letztern unter 
ver bemerkten Vorausſetzung. 

9, Iſt bedungen worden, daß der Verkäufer „für alle Fehl” hafte, fo 
haftet er nicht allein für bie redhibitoriſchen, ſondern ‚auch überhaupt für alle 
öehler, welche das. ‚gekaufte. Bieh gu dem Zwecke, für welchen es beſtimmt iſt, 
unbrauchbar machen, oder. welche: den Gebrauch oder den‘ Werth fo fehr ver» 
mindern, daß der Käufer, wenn er diefe Fehler gekannt hätte, es entiveber gar 
nicht, ober doch nur um einen:geringern Preis gekauft haben würde, 

Das Zollftrafgefeg vom 17. November 1837, Amtsbl. M 76, p- 
615, fiehe bei Zoll, $. 63. | 

— Die Inftruftion vom 21. September 1838, über den Bollzug 
ber Peibeshaft gegen Forſtfrevler, Amtsbl. M, 49, p- 394, fiehe unten 
6. Bud, $. 30. 

— Die Berfügung: ber Regierung der Pfalz, Kammer des Jn- 
nern und der Finanzen vom 4. Yuli 1839, Amtsbl, NM 35, p- 304, 
den Vollzug der Öefängnißftrafen in Mititärs Konſcriptionsſachen. 
ſiehe 5. Buch, $. 25. 

$. 48. Geſetz vom 18. April 1840, Amtsbl. M 23, p- 130, 
die Ahänderungen einiger veralteter —— der Nürnberger 
Wechſelordnung betr. 

Ludwig, 8. 

Bir Haben in Berückſichtigung des Uns während des vorigen Landtages 
vorgelegten ftändifhen Gefammtbefchluffes wegen Abänderung einiger veralteter 
Sefimmungen der Nürnberger, Werhfelordnung nach Veryehmung des Gtaats- 
tathes mit Beirath und Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen ‚der 
Stände des Neiches, befchloffen, wie folgt: 

$. 1. Bei allen und jeden Wechſelbriefen hat der Inhaber in der Regel 
nur dafür zu ſorgen, daß ſolche wenigftens am ftipulirten Berfalle, beziehungs⸗ 
weile Zahltage an den Ort, mopin fie lauten, fommen und * damit nach 
Vechſelrecht verfahren werde. 

IR jedoch in Dem Wechſel ſelbſt die Zeit, innerhalb welcher derſelbe präſen⸗ 
tirt werden ſoll, beftimmt, oder iſt nach den Gefeken bes Ortes, wohin ber 
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Wechſel traffirt iſt, ein beſtimmter Tag oder eine beſtimmte Frift für die Prä- 
fentatiom eines Wechfels feſtgeſetzt, ſo Liegt dem Inhaber * dafür zu ſorgen, 
daß der Wechſelbrief rechtzeitig präſentirt werde. 
Die Vorſchriften des F. 5 Eap. I. der. Nürnberger Wechſelordnung werden, 
in «fo. weit: fie entgegen ſtehen, hiemit ausbrüdlich aufgehoben. 
$. 2. Die $$. 6 und 7 des. Eap. II. der BE Wechſelordnung wer- 
ben in nachftehender Art: erläutert: 
. L In Bechfelbriefen, welde Auswärtige auf fig felbf in Rürn— 
berg zahlbar ausftellen, muß ein Domizikiat: in: Nürnberg, an welchen man 
fih wegen der Zahlung zu wenden hat, benannt’ - „widrigenfalls folde 
Wechſelbriefe mit Proteſt zurüdzufenden find, ı 
IL. Traſſirte Werhfel, welche von Auswärtigen ausgeflellt find, und auf 
einen Auswärtigen in Nürnberg zahlbar lauten, aber mit der Acceptation oder 
mit der Bezeichnung des Domiziliaten noch nicht: verfehen find, muß. der Inha⸗ 
ber dem DBezogenen zur Beifügung ber Acceptation oder bed Namens des Do: 
miziliaten in Nürnberg zuförberft einfenden, und wenn der Bezogene das eine 
ober das andere beizufügen unterläßt, mit Proteſt zurüdfenden. 
IM. Der Domiziliat ift nicht fehuldig, die auf ihn domizilirten un zu 
acceptiren. 
Vielmehr muß der Inhaber des Wechſels bis zum Verfalltage zuwarien, 
und hat erſt dann, wenn der Domiziliat den Wechſel bis dahin nicht einlöfen 
follte, Proieft wegen verweigerter Zahlung zu erheben. 
Sinſichtlich der Meßwechſel Hat es bei der Beſtimmung des letzien Abſahes 
bes $. 7 Cap. IL. der Nürnberger Wechſelordnung fein Verbleiben. 
$.3. Der $. 4 Cap. IH. der Nürnberger Wechſelordnung iſt in dem 
Sinne zu verfiehen, daß alle a uso oder nach dato Jautende Wechfelbriefe noch 
ſechs Nach- oder Nefpekttage, welche mit dem nächften nach dem Berfalltage 
an zu rechnen, und bis auf den fechften Tag zu zählen find, zur Zahlung ha 
ben follen, in fo ferne aber die lebten Nefpekttage auf chriftliche Feft-, Sonn, 
Beier» oder Beitage fallen würden, ben nacn vorhergehenden Werktag bejahli 
oder proteſtirt werden müſſen. 
$. 4. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem — der ———— durch 
das Geſetzblatt in Wirkſamkeit. 


Zum dritten — — — 
§. II. Staatsverträge und Verkehr mit andern Geriqhtoſtellen 
3. Band, p. 116. 
$. 49. Minifterialerflärung vom 30. Dezember 1831, Amisbl. 
N. S vom Jahre 1832, p. 150, die Uchereinfunft mit Würtemberg 
über den Transport und die Verfolgung von Verbrechern betr. 
Das Königlich Bayerifche Staatsminifterium: des Königlichen Haufed und 
bes Aeußern erflärt, in Folge der. zwifchen der Königlich Baperiſchen und ber 
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Königlich Würtembergiſchen Staatsregierung hinſichtlich des Transportes und 
der Verfolgung von Verbrechern und andern verdächtigen Perſonen an den 
deiderſeitigen Grenzen, getroffenen Uebereinkunft, daß 

1. den im Königreiche Würtemberg zu Erhaltung der öffentlichen Sicher⸗ 
beit aufgeftellten ‚Perfonen geftattet feyn folle, in Ausübung ihres Amtes ihren 
Weg durch das Königlih Bayerifhe Gebiet ohne Anfrage zu nehmen, wenn 
diefer Fürzer oder fonft vortheilhafter, als die Umgehung der Grenze tft; 

2. daß bdenfelben bei Streifzügen die Berfolgung von Verbrechern, oder 
als ſolche verbädtigen Perfonen von dem Königlih Würtembergifchen in das 
Königlih Bayerifche Gebiet in dem Maaße erlaubt fey, daß biefes nur in fla- 
granti der Verfolgung gefchehen dürfe, und die ergriffene Perfon fofort dem- 
ienigen Amte, wo fie arretirt worden, zur Unterfuchung und Beflrafung, oder 
auf den Fall, daß deren Auslieferung nachher zugeflanden werben follte, zur 
einfiweiligen Detention übergeben werde, dann 

3. daß die Beftimmung unter Ziff, 2 auch auf die Fälle, wo ein bereits 
arretirter oder zu transportirender Verbächtiger oder Berbrecher dem Landjä⸗—⸗ 
ger 2c. ꝛc. auf das Königlich Bayeriſche Gebiet entfpringt, in Antwendung zu 
fommen habe, mit dem Borbehalte jedoch, daß auch der entfprungene und im 
diesfeitigen Gebiete wieder angehaltene Berhaftete nicht ohne weiters an das 
— Würtembergiſche Amt zurückgebracht, ſondern dem diesſeitigen Amte, 

in deſſen Bezirk er wieder feſtgenommen worden, zur Aufbewahrung übergeben 
werbe, bis über feine u. Auslieferung oder jenſeitige Beflrafung ver- 
fügt wird; 

4. baß bie beireffenden, zur Erhaltung ber öffentlichen Sicherheit aufge- 
ftellten Perfonen, auch beisihren jenfelt8 der Grenze vorgenommenen Hand- 
fungen fih nah den Befimmungen der ihnen von ihrer Behörde gegebenen 
Dienſtvorſchriften zu arhten haben, und für deren Beachtung nur der eigenen 
Regierung verantwortlich ſeyn follen, und übrigens 

5. den beiden Königlichen Gouvernements frei fiehen folle, dieſe Ueberein— 
kunft wieder aufzulünden, was jedoch ſechs Monate im Boraus gefchehen muß. 

Deffen zur Urfunde hat das Königlich Bayerifche Staatsminifterium des 
Königlichen Haufes und des Aeußern gegenwärtige Erklärung, bie gegen eine 
im Einklang ftehende bed Königlih Würtembergifihen Minifteriums der aud- 
wärtigen Angelegenheiten ausgewechfelt und beiderfeits ben betreffenden Behör- 
den zur Richtfihnur in vorfommenden Fällen eröffnet werden Toll, ausgeftellt 
und mit feinem Siegel bepruden laſſen. 


$. 50. Belanntmachung des Miniſteriums des Aeußern vom 30. 
Zäuner 1832, Uebereinfunft mit Sachfen-Meiningen wegen ber durch 
Requiſition beiberfeitiger Gerichtöbehörben entftehenden Koften betr., 
Amtsbl. M 11 vom Jahre 1832, p. 165. | 

Nachſtehende Uebereinkunft mit der Herzoglich Sarhfen- Meiningenfhen Re: 
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gierung wegen der. durch Requiſition beiverfeitiger Gerichtsbehörden entfichen- 
den Koften wird durch. das Regierungsblatt zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. | 

Die Königlih Bayerifche und die Herzoglih Sarhfen » Meiningenfche Re— 
gierung find wegen der durch vorkommende Requifitionen beiderfeitiger Gerichte— 
behörden entflehenden Koſten übereingelommen, daß 


1. in allen firafrechtlichen Verhandlungen, bei denen die Koften nieberge 
fehlagen, oder auf die Kaffe des Staats, oder der Gerichtöherren, oder bie für 
einzelne Kommunen beftehenden Gerichtsfaffen übernommen werden müfen, die 
requirirende Stelle der requirirten Tediglich die baaren Auslagen für Botenlofn, 
für BVerpflegungsgebüpr, Transport und Bewadhung der Grfangenen, zu be 
rechnen und zu erflatten haben foll; wogegen alle andere Koften für Proto- 
tollirung, Schreib» und Abfcpriftgebühren, fowie für die an die Gerichtöperfonen, 
oder an die Kaflen fonft zu entrichtenden Sporteln nicht aufgerechnet werben 
mögen; | 

2. in Oantfachen die gerichtlichen Requifitionen gegenfeitig Foftenfrei voll. 
zogen und nur für unvermeidliche baare Auslagen, welche die Bollziehung der 
Requifitionen etwa nach fich zieht, gegenwärtig Erfaß geleiftet werden fol; 


3. in allen Fällen bie requirirende Stelle ipre Schreiben bis an den Ab 
gabeort zu frankiren hat, wogegen die NRequirirte in unfrankirten Schreiben 
antwortet, ’ 

Gegenwärtige Webereinkunft, welche mit dem erſten Februar Laufenden 
Zahres in Wirkfamkeit tritt, fol. in dem gewöhnlichen Wege zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht, und es follen die beiderfeitigen Gerichtsbehörden zu deren 
Beobachtung in vorfommenden Fällen angewiefen werben. 


'$. 51. Befanntmahung des Königl. Minifteriums des Königl. 
Haufes und des Aeußern vom 6. Mai 1831, Amtsbl. M 31, p. 331, 
bie Uebereinfunft mit dem Herzogthume Sadfen-Altenburg wegen der 
durch Requifitionen beiderfeitiger Gerichtsbehörden eniftehenden Koften 
betr. | = 

Nachdem mit der Herzoglih Sachfen » Altenburgifchen Staatsregierung 
wegen der durch Requifitionen beiderfeitiger Gerichtsbehörden entſtehenden Ko⸗ 
fien eine Uebereinkunft abgefchloffen worden if, des Inhalts, daß 

1. in allen flrafrechtlihen Verhandlungen, bei denen die Koften niederge- 
fhlagen, oder auf die Kafle des Staats ober der Gerichtsherren oder auf die 
für einzelne Kommunen beftependen Gerichtskaſſen übernommen werden müffen, 
fol die requirirende Stelle der requirirten lediglich die baaren Auslagen fir 
Dotenlopn, für Berpflegungsgebüpr, Transport und Bewachung der Gefangenen 
zu berechnen und zu erflatten haben, wogegen. alle andern Koften für Prote 
follirung, Schreib» und Abfpriftgebühren, fowie. für. die an die Gerichtsper⸗ 
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ſonen oder an die Rn m» zu — — ‚RBB. en 
werben -bürfen; 

2. in allen Fällen vat bie: — Stete ‚ihre Schreiben) bie. an pi 
Agabeort zu franfiren, wogegen die —— in uufrankirten Schreiben aut⸗ 
wortet, 
ſo wird ſolche durch das Regierungsblait nit: dem Bemerfen zur —38 
Kenntniß gebracht, daß dieſelbe mit dem 1. -Zulius J. J. in Wirkfamkeit tritt. 


$. 52. Uebereinkunft zwiſchen Bayern und Preußen vom 27. 
Mai 1834, Amtsbl. M 32, p. 336, bezüglich der goerewonten bei⸗ 
derſeitiger Gerichtsbehörden betr. 


Rachdem die Königl. Staatsregierung mit — Königl. Sasse en 
Öoupernement übereingekommen ift,. zur Erleihterung. und Sicherung der 
Rechtopflege das Verfahren bei Korrefponbenz der beiderfeitigen Gerichtsbehör⸗ 
den zweigemäß feſtzuſtellen, fo. wird bie diesfallſige Uebereinkunft hiemit mit 
dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß BEN daß MR: wit dem 1. * 
lius l. J. in Wirkſamleit eintritt. ; 

Art. 1. Was die Beförderungen ttet ver beiderſeiligen geritten 
Korrefpondenz anbelangt, ſo verbleibt es für die Rheinprovinzen beider Staa- 
fen vor der Hand: bei den betreffenden Beſtimmungen der in biefer Bezlehung 
unterm %0 October 1819 getroffenen Uebereinkunft. 

Für die übrigen: Provinzen iſt "bei jeder Korreſpondenz eine gegenfeitig 
unmittelbare Kommunikation ver ‚beiverfeitigen Gerichtöbehörben zuläffig. 

Art. 2, Bei allen Requifitionen, weldhe bloß die. Infinuation von 
Ladungen und Berfügungen' betreffen ,-follen gegenfeittg Teine baaren Auslagen 
und fonftige Koſten berechnet, Requifitionen, diefer Art vielmehr unbebingt 
tohenfrei- befördert und erledigt werden: Es bleibt‘ jedem Staate überlaf 
fen, ob und welche Kofßen. er von feinen — für Venatug der In⸗ 
ſinuation einziehen will. 

Art, 3, Bei anderen Requiſulonen findet mgenfeitig Einziehung ſammt⸗ 
licher erwachſenen Koſten ſtatt, wenn und in wieferne 

a) in Unterſuchungsſachen der Angeſchulbdigte zur Zahlung. "von Rofen 
rechtöfräftig verurtpeilt worten und vermögen if, 

b). in den übrigen. gerichtlichen Angelegenheiten der Ertrapent ber Re— 
quifition zur. Zahlung: von Koſten vermögend und geſetzlich verpflichtet iſt. 

Art. 4. ‚Für unvermöglich zur Bezahlung. von Koſten iſt derjenige zu 
erachten, welchen burch ein. Zeugniß: feiner betreffenden Domizilsbehörde darzu⸗ 
thun vermag, daß er durch Entrichtung von Koſten außer Clans erh warden 
wirbe, fih und die Seinigen nothbürftig zu ernähren. 

Es iſt Hiebei Fein hinlängliches Bermögen für vorhanden anzunehmen, wenn 
der Wohnſitz des fraglichen Individui in einem. dritten Staate belegen,. und 
die Einziehung von Koften dorther mit Schwierigkeiten verknüpft if, 
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‚Art. 5. Für den Fall, daß nach Maaßgabe der Art. 3 und ‘A von -den 
Partheien die Koften nicht eingezogen werben können, find die unvermeidlich 
gewefenen: baaren Auslagen, aber Teine andere Koften gegenſeitig zu erflatlen. 
Zu. den. jedenfalls zu erſtattenden banren Auslagen find: zu rechnen: Atzung, 
Transport, Kopialien, Neife» und Zehrungstoflen der Gerichtsbeamten und 
Zeugen, Botenlohn .(Meilengelder), Dolmetfchergebühren zc. 2c., nicht aber 
Stempel und das Porto von Schreiben und Paqueten. I 

Art. 6. An Reife» und Zehrungskoften können bie Gerichtsbeamten nur 
diefenigen Säge fordern, welche ihnen im Inlande ‚als Auslagen aus Staats- 
faffen vergütet werden. Den Zeugen nebühren dergleichen Koften nach den bei 
dem requirirten Gerichte üblichen Tarfäben, doch haben biefelben, wenn fie im 
Auslande verkommen worden, die Wahl zwifchen ven Taxſätzen ihres umd denen 
bes auswärtigen Staated.: Nebrigens ift den Zeugen ihre Bergütung under 
züglich, ſey es von dem requirirten Gerichte, fey ed vom dem requirirenden nad 
der vom requirirten Gerichte übergebenen Liquidation, zu verabreichen, und 
hiebei erforderlichen Falles: von: dem requirirten Gerichte die nöthige Auslage 
vorfehußweife zu übernehmen, folche jedoch von dem vegwisichen Gerichte fofort 
auf erhaltene Benachrichtigung zu erftatten, | 

Art. 7. Spwohl bie gegenfeitig ‚freie als die. gegenfeitig. zahlbare Gr 
richtskorreſpondenz iſt als ſolche durch nfreie G. S.“ (freie Gerichtsſache) oder 
durch „zahlb. ©. S.“ (zahlbare Gerichtsſache) unter Angabe der aufge 
benden Gerichtsſtelle auf dem Couverie zu bezeichnen, und mit dem Amis⸗ 
ſiegel der letzteren zu verſchließen. Außerdem iſt der Gegenftand-der-yor 
toſreien Korreſpondenz (Gerichtliche Iufinuationg- Borladungs- Armen-Fiskalfade) 
genau und deutlich auf dem Couverte zu. vermerken. 

Art. 8. Im Betreff der gegenſeitig frei zu befördernden Gerichtskorreſpon 
denz werben zur Beförderung mit den Reitpoften nur Briefe bis zum Gewidte 
von 2 Loth als geeignet erachtet. Alle fchwereren Schriften und Aftenpaquek 
find mit den Fahrpoften zu befördern. Bei Mittheilung. von Kriminalakter 
fönnen corpora .delicti. nur in fo ferne überfendet werden, als ſolches über 
haupt nach den gegenfeitig beftehenden gefeßlichen Borfihriften nothwendig, auf 
der Gegenftand. zur ———— mit den Poſten nach ven allgemeinen Ber- 
orbnungen angethan ift. 

In Sachen, wo bie Parthet zur; Bapfung von Koſten ‚gefeßlich verpflichtet 
oder rechtskraͤftig verurtheilt,. und dazu vermögend ift, hat die betreffende Gr 
richtsbehörbe biefer Parthei für: Entrichtung des Poſtporto, ſowohl wegen bi 
abzufendenden Briefe und. Pakete als wegen der zu empfangenden, Sorge I 
tragen: bei ber Aufgabe wird nicht nur das inländiſche Poſtporto bis zur 
Grenze, fondern auch das ausländiſche bis zum Beftimmungsorte, lehzteres alt 
Beiterfranto, erhoben; umd bei: dem Empfange wird von ber ausländiſchen 
Aufgabspofibehörbe das. Porto bis zur — als Bene — und don 
der anderfeitigen Pohanflalt vergütet. | 
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Art, 9. Nah den in vorſtehenden Art. 2 bis 8 enthaltenen Beſtimmungen 
mobifizirt und erweitert fich die Anordnung sub 23 der oben angeführten 
Ucbereinkunft vom 0 October 1819, 


$. 53. Uebereinfunft zwifchen — und dem Herzogthum 
Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha vom 31. Mai 1834, Amtsbl. M 32, p. 337, 
wegen der durch Requiſitionen ARE nen — 
den Koften beit, 

Nahdem mit der Herzogl. Sahfen-Robürg-@otpatfeen Staais⸗ 
regierung wegen ber. durch Requiſition beiderſeitiger Gerichtsbehörden eniflehen- 
den Koſten eine Uebereinkunft abgeſchloſſen worden iſt, des Inhalts, daß: 

1. in allen ſtrafrechtlichen Verhandlungen, bei denen die Koſten niederge⸗ 
Ihlagen, oder auf bie. Kaffe des Staats oder der Gerichtsherren oder auf die 
für einzelne Kommunen: beftehenden Gerichtstaffen übernommen werben müffen, 
fol die requirirende Stelle der requirirten Tediglich die. baaren Auslagen für 
Lotenlopn, für Verpflegungogebühr, Transport und Bewachung ber Gefangenen 
zu berechnen und zu erflatten haben, wogegen, alle andern Koften für Proto» 
lollirung, Schreib- und Abfchriftgebühren, fowie für die an die Gerichtsperfonen 
oder an bie Kaſſen ſonſt zu entrichtenden Sporteln big aufgerechnet werben 
mögen. 

2. In Gantfachen follen für Anfchlagung und Sdinkaien ber zu er- 
laſſenden Ediktalladungen, Subhaflationspatente und dergleichen Alte der Ge⸗ 
richtsbarkeit gegenfeitig Feine Gebühren angefeßt werben. | 

3. In allen Fällen hat die requirirende Stelle ihre Schreiben bis an den 
Abgabeort zu frankiren, wogegen die requirirte in unfrankirten Schrei⸗ 
ben antwortet, 
fo wird ſolche mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die⸗ 
felbe mit dem 1. Auguft I. 3. in Wirkfamfeit tritt. 


$. 54. Belanntmahung des Königl. Minifteriums des Königl. 
Haufes und des Aeußern vom 5. Juli 1834, Amtsbl. M, 48, p- 
507, die Uebereinkunft mit mehreren Schweizerfantonen, bie gleichen 
Konfurrenze und Klaffififationsrechte bei Infolvenzerflärungen und 
Konkursfällen der gegenfeitigen Staatsangehörigen betr, 


Nahdem zwifchen der Königl. Staatsregierung und den Schweizerfantoneh 
Zürh, Bern, Luzern, Unterwalden, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffpaufen, 
St, Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis, Neuen- 
burg und Genf, fowie Appenzell Außer⸗Rhoden, die Uebereinkunft ualange 
worden ift: 

„daß in Inſolvenz⸗Erklärungs-⸗ und Konkursfällen den gegenfeltigen 
Stantsangepörigen gleiche Konkurrenz» und gleiche Klaſſiſikationsrechte zuſtehen, 
und daß von dem Augenblide der in einem ber kontrahirenden Staaten erfolg- 
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ten Infolvenz- Erklärung ‚an, indem audern weber durch Arreſt, noch durch 
ſonſtige Berfügungen das: bewegliche Eiemögen des Zahlungsunfähigen zum 
Nachtpeile der Maſſe beſchränkt werben folle, : 
fo. wird ſolches hiemit durch das Regierungsblatt: zur ‚Öffentlichen Kenni, 
niß gebracht. 

$. 55. Nachträgliche. Bekanntmachung vom 24, Auguſt 1834, 
Amtbl, Mu. 52, p. 535, den Beitritt des Kantons Uri und Zug zu 


obiger Lebereinfunft. 

Nachträglich zur Belanntmahung vom 5, Zul d. 3, die Uebereinkunft 
mit den Schweizerkantonen in Anſehung der Konkursrechte der beiderſeitigen 
Staatsangehörigen bei Konkurſen betr., wird hiemit zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß inzwiſchen auch die Kantone Uri und Zug derſelben förmlich 
beigetreten find, ‚und, deren Beſtimmungen ſonach auf: genannte zwei Kanton: 
gleichmäßige Anwendung finden. 


8.56 a. Erlaf des Königl. Appellationsgerichts für den JIſar⸗ 
freis vom 20. Januar 1835, Amtsbl, Mu, 9, p. 130, die Aufftellung 


von Infinuations-Mandataren betr. < 

Der unterfertigte Gerichtshof ſieht ſich veranlaßt, in Konformität ber be⸗ 
reits am 16. April 1810 (Regierungsbl. vom Jahre 1810, ©. 322) erlafenen 
Ausfchreibung, neuerdings auf bie genaue Einhaltung der Borfchrift der Gr 
richtsordnung, Cap. V. $..8, 46 9, gemäß welcher die am Sitze bes Gerichtes 
nicht wohnenden Partheien ſchon gleich in ihren erſten Eingaben einen Inſinua⸗ 
tions⸗Mandatar zu beſtellen haben, mit dem Anhange hinzuweifen, daß in fünf: 
tigen Unterlaffungsfällen die gefegliche Strafe von 3 Tpalern ohne alle Nad- 
ficht erholt, oder nad Umftänden, in Gemäßheit ber Beflimmung der Geridti 
ordnung, Cap. VII. $. 1, die Expeditionen für infinuirt gehalten, und fofot 
gegen die Abweſenden gleihwopl weiter verfahren werden wird. 


Die geſetzlich beftimmte Geldfirafe wird bei fiegelmäßigen Expibenten un- 
mittelbar von benfelben, bei unfiegelmäßigen Partheien aber von den patrozin- 
renden Anwälten, in deren befondern Pflicht es liegt, die Prozeßvorfgriften 
firenge zu beobachten, erhoben werben. 

Da übrigens au die Fälle Häufig vorkommen, daß als Infinuationd 
Mandatare bezeichnete Perfonen durch die Partheien um die Uebernahme der 
Mandatarfohaft entweder gar nicht angegangen, oder nicht mit den nötpigen 
Borfhüffen zur Auslöfung der Expeditionen: verfehen ‚werben, fo wird bemerfi, 
baf wenn berlei bezeichnete Mandatare aus dem einen oder andern bieler 
Gründe die Erpeditionsannahme und resp. Tarablöfung verweigern, die Non 
batarsaufftellung als nicht gefchehen betrachtet, und. die geſetzliche Strafe, fowie 
bie Taxe im der angezeigten Weife erholt werden wird; daß aber, wer bie Man: 
batarfielle einmal. angenommen und fie nicht allenfalls zeitig. wieder aufgelün 
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diget hat, für bie Tarablöfung ohne weitere Nüdficht — an den 
Nandatar zu haften habe. 


F. 56 b. Erlaß bes — am — 
zu Zweibrüden vom 11. März 1835, Amtsbl. M 18, p. 171, die 
gerichtlichen Nequifitionen an Militärbehörden betr. 

Nah $. A des Geſetzes vom 15. Auguft: 1828 (Amiebl. p. 166) und 6. 2 
der über deffen Anwendung im Rheinkreife erlaffenen: allerhöchſten Verfügung 
vom 17. Zunt 1829 (Amtebl. p. 38), follen alle ‚an: aktive Offiziere und in 
Offyiersrang ftehende aktive Militärbeamten, ferner an die bei den. Corps bes 
findfiden Unteroffigiere und Soldaten zu machende Snfinualionen den. Kom⸗ 
mandanten der Regimenter, ſelbſtſtändiger Bataillone oder Corps, denen fie 
angehören, zugeftellt, die für andere Perfonen aber beftimmten, welche zu fol 
hen Regimentern, Bataillonen oder Corps nicht gebören, der Kommandant— 
(haft des Ortes überfendet werden. Diefelbe Bewandtniß hat es mit den Re⸗ 
quifitionen um Vernehmung von Militärperfonen als Zeugen, 

Da nach einer Anzeige des Königl. Feftungs-Kommandos in Landau ihm 
gar häufig gerichtliche Urkunden und Requiſitionen zugeferti 3t werben, anftatt daß 
fie an die Kommandanten ber in Landau befindlihen Regimenter oder ſelbſtſtändi— 
gen Corps adreffirt werden follten, wodurch Zeitverluft und, überflüfige, Korre— 
fpondengen entftehen, fo werben die betreffenden gerichtlichen Beamten auf die an⸗ 
geführten gefeglichen Befimmungen zu ihrer Befolgung aufmerkſam gemacht. 

$. 57. Bekanntmachung des Königl. Appellationsgerihts für 
den Iſarkreis vom 9. Dezember 1835, Amtsbl. M 7 vom Jahre 
1836, p. 48, den Gleichlaut der Duplifate mit den Original: — 
ten betr. 

ImNamen Seiner Majeftät des Königs bon Bayern werben bie 
mit alle diejenigen, welche bei dem unterfertigten Gerichtshofe mittheilbare 
Säriften einzureichen haben, auf die wegen Einführung ber Duplikate erlaffene 
Verordnung vom 27. November 1766, erneuert am 9. Dezember 1799 (Mayer’- 
[he Generalien- Sammlung vom Jahre 1784, p. 38, und vom Jahre 1800, p. 
22) mit dem Anhange hingewiefen, daß, nachdem die Duplikate an bie Stelle 
der Erpibitsabfchriften getreten find, welche früher gemäß cod. jur. cap. 5, $.4, 
M. 3, zum Zwede der Mittheilung durch die Gerichte gleichlautend angefertigt 
erden mußten, in den Duplikaten auch die Unterfihriften der Erhibenten und 
der allenfalls mitunterzeichneten Anwälte ebenfo genau und volfländig beizu⸗ 
fegen feyen, wie fie das bei den Akten zurücbleibende Original enthält. 

Die Nichtbeachtung diefer Vorſchrift zieht die Zurüdgabe der Duplifate 
Behufs der Bervolfländigung und eine Strafe von 1 fl. 30 fr. nach ſich. 


$. 58. Bekanntmachung des Minifteriums des Königl. Haufes 
und des Aeußern vom 3. Mai 1837, Amtsbl. AM: 45, p. 368, die 
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Beförderung der‘ gerichtlichen Korrefpondenz zwifchen dem Bayer, 
Rheinkreiſe und dem Fürſtenthume Birkenfeld betr. 


Die Königl. Bayer. Regierung iſt mit der Großherz. Hollftein⸗Oldenburg⸗ 
iſchen Regierung übereingekommen, den bisher flattgehabten Weg der gefandt- 
ſchaftlichen Bermittlung. bei Beförderung: gerichtlicher Reguifitionen um Lad⸗ 
ungen und Infinuationen, die: aus dem Königl. Bayer. Rheinfreife in das 
Großperz. Oldenburgiſche Fürſtenihum Birkenfeld, und aus Ießterem in ben 
Baper. Rheinkreis ergehen, aufzupeben und. cine unmittelbare Kommunikation 
zwiſchen gewiſſen Behörden anzuordnen. 

Beide Regierungen haben ſich daher über folgende Punkte vereinigt: 


1. Die unmittelbare Kommunitation findet flatt zwifhen dem Königl. 
Bayer. Generalprofurator zu Zweibrüden einerfeits und dem Borftande des 
Zuftigfenates der Großherzuglich Oldenburgiſchen Regierung zu Birkenfeld an 
derfeits bergeftalt, daß alle von den rheinbaperifhen Gerichten ausgehenden 
Großperzoglich Oldenburgifihen Untertanen des Fürſtenthumes Birkenfeld ein 
zubändigenden Verhandlungen von dem Königl. Bayer. Generalprokurator zu 
Zweibrücken an den Vorſtand des Zuftizfenates der Großherzoglichen Regier⸗ 
ung zu Birkenfeld; alle aus den Großherzoglich Oldenburgiſchen Landen an 
Königl. Bayer. Untertdanen im Rheinkreiſe gerichtete und diefen einzuhändigend 
Berhandlungen aber von dem Borflande des Juſtizſenates der Regierung zu 
Birkenfeld an den Königl. Generalprofurator zu Zweibrüden zu fenden fin. 


2. Der Generalprofurator zu Zweibrüden ſowohl, als der Borftand des Zufti; 
fenates der Regierung zu Birkenfeld forgen für die Weiterbeförderung und für bie 
Einfendung der Empfangsbefcheinigungen. Sollte eine Ausfertigung auf folde 
Art durch Verſtoß an ein unrecht gewähltes oder irrig bezeichnetes Amt ge 
langen, fo hat Ießteres fie fogleich unmittelbar an die beabfichtigte Tompetenie 
Behörde einzufenden, welche ihrerfeits den Empfang dem Eingangs genannten, 
mit ber Kommunikation beauftragten Oberbeamten ihrer refpektiven Regierung 
angezeigt und das weiter Erforderliche beforgt. 

3. Für die Beforgung der Infinuationen, fowie für die ganze, jept ange 
orbnete Kommunikation follen gegenfeitig. feine Koften und fein Poftporto be 
rechnet werben, fonbern. es fol jevem ber beiberfeitigen Staaten überlaffen bei, 
ben, ob und melde Koften er von feinen Unterthanen dafür einziehen will 

Zur Ansführung diefes Punktes werben ſich der Königl. Generalprofurater 
zu Zweibrüden und ber Borftand des Zuftigfenates der Großperzoglicen Re 
gierung zu Birkenfeld auf ihren gegenfeitigen Briefen der Bezeichnung 
5 „Berrfhaftlide gerichtliche Infinuationsfahen“ 
bedienen. 

4. In Fällen firafrechtlicher oder polizeiliher Unterfuchungen foll es ohne 
Unterfpied bei der bisher üblichen direkten Korreſpondenz der — Be 
‚hörben gleicher Kompetenz fein Verbleiben Haben. 
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Grgenwärtige Erklärung ſoll, nachdem ſie in gleichlautenden, gehörig voll⸗ 
ogenen Exemplaren von dem Königl. Bayer. und von dem Großherz. Olden⸗ 
burg. Miniſterium ausgewechfelt worden, durch öffentliche Bekanntmachung in 
ven beiderfeitigen Landen Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


$. 59. Bekanntmachung des Minifteriums des Aeußern vom 20, 
Juli 1839, die Uebereinkunft mit der freien Stadt Frankfurt bezüg- 
ih der Unterfuchungsfoften in Nequifitionsfällen, Amtsbl. M. 39, 
P- 337; 


Staatsminifterium des Koͤniglichen Hauſes und des Aeußern. 

Nachdem die Königl. Bayer. Regierung mit der freien Stadt Frankfurt 
wegen Vergütung der burch Requifitionen — ——— ent» 
fehenden Koften. dahin übereingefommen: iftz 

„daß in allen polizeilichen: und ſtrafrechtlichen Berpanbfungen, wo die 80» 
fen niebergefhlagen, ober auf die Kaſſe des Staates oder bes Gerichtsherren 
übernommen werben müflen, die requirirende Stelle ber requirirten lediglich 
: die baaren Auslagen fie Dotenlopn uud Poflgelver, für. Berpflegungsgebühren; 
Trandport und Bewachung der: Gefangenen: zu berechnen: unb zu: erfatten 
haben foli, wogegen alle anderen Koſten für Protokollirung, Schreib» und Abs 
Mhriftgebühren,, ſowie für die: an die Gerichtsperſonen oder an die ‚Kaffe‘ a 
zu entrichtenden: Sporteln nicht. aufgerechnet werben: mögen,” 
fo wird die vorſtehende Uebereinkunft zur allgemeinen’ Renuintfnahme 
Darnahachtung hiemit unter dem Beifügen‘ öffentlich. belannt gemacht, daß die- 
felbe von dem er ſten October des — — an in — 
ju treten habe. J 


$. 60. Erklärung des Meiniſteriums des Rönigl, Haufes und. 
ded Aeußern vom 11. November 1839, Amtsbl. Na 69, p. 615, bie 
Uebereinkunft mit dem Großherzogthume Heffen wegen gegenfeitiger 
Geſtattung der gerichtlichen Nacheile. 


In Folge des von der großherzoglich heſſiſchen Regierung durch bie-großr 
bergogliche Gefandifchaft am Königl. Bayer; ‚Hofe -geftellten Antrages zum, Ab⸗ 
Ihlufe einer Mebereintunft wegen Gefattung der Narheile. der gegeufeitigen 
Behörden und Sicherheitsmannfchaften gegen Berbrerher und fonftige der öffent» 
lichen Sicherheit gefährlihe Judividuen, hat das unterfertigte Staatsminifterium 
des Königlichen Haufes und des Aeußern von Seiner Majefät dem Kö— 
nige die Ermächtigung erhalten, unter Vorausſetzung genauer Beobachtung 
der Reciprocität von Seiten der großherzoglich heffifchen OIFDIFERNE nachftehende 
rehtöverbindliche Erklärung ‚abzugeben, 

Art. I. Nachdem die beiden kontrahirenden Regierungen übereingefommen 
ſind, das Recht der. oben: erwähnten Nacheile über die Pandesgrenze hinaus 
orgenfeitig zu. geftatten, fo ſollen bie, mit der Handhabung ber öffentlichen 
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Sicherheit beauftragten großpergoglich heſſiſchen Polizei⸗ oder Gerichtäbehörben, 
ſowie deren hiezu nach den’ großperzoglichen Geſetzen befugten Organe ermäd- 
tigt ſeyn, flüchtige Verbrecher und andere der öffentlichen Sicherheit gefährlice 
Perfonen über die bayerifhe Landesgrenze ohne Beſchränkung auf eine gewifle 
Sitrecke zu verfolgen, und Innerhalb derfelben zu verhaften, jedoch mit ber Be: 
bindlichkeit den Arretirten unverzüglich ber nächſten König. Polizeir oder Juſt 
behörde abzuliefern, in deren Bezirk die Verhaftung erfolgt if. 

Eetztere wird denfelben, falls er Fein bayerifcher Unterthan if, auf geftellt 
Requifition der ——— großherzogliqh ber ſchen Behörde, unverzüglich aus 
liefern. 

Art. E | Im. alte hiebei eine bac⸗lachuag auf bayeriſchem Gebieie * 
wendig: wird, hat ber verſolgende großherzoglich heſſiſche Ofſiziant ſich zu dem 
Ende an den Ortsvorſtand der betreffenden Gemeinde oder Ortspolizeibeamten 
zu. wenden; und, diefem zur Vornahme der Bifitation in feiner Gegenwart auf 
zufordern. Derfelbe, hat: den. Hierbei aufgefundenen Berfolgten in fihere Ber- 
wahrung bringen zu laſſen, auch Über eine folche Hausſuchung fogleish ein Pro 
totoll aufzunehmen ;; unb weder für, diefes noch: für. jene eine Belohnung ju 
empfangen; Die eine Ausfertigung des Protokolls ift alsbald dem requiriren 
ben Offizianten einzuhaͤndigen, eine zweite. Ausfertigung aber dem. Untergericht 
des Bezirkes : zu süberfenden, bei Vermeidung einer Dienftorbnungsftrafe von 
einem bis zu fünf Gulden fürdenjenigen Ortsvorftand: oder Ortopolizeibeamien 
weicher der Requiſition nicht Genüge leiſtete. 

‘ Zugleich fol auch den zur Nacheile Berechtigten die Ueberwachung dei 
Hauſes, worin ſich der Geflüchtete befindet, bie zur Herbeilunft des Ortiver 
flandes oder DOrtspolizeibeamten geftattet feyn. 

m Art. HE Es wird jedoch ‚in obigen Fällen vorausgeſetzt, daß der verfol- 
gende Offiziant zu feiner ‚Legitimation mit einem ſchriftlichen Borweife verfchen 
fegn.müfle, wenn ihn, nit, ſchon ſeine Dienſikleidung kenntlich macht. 

Dieſe Erklaͤrung foll gegen eine gleichlautende von Seite der großperjg: 
lich heſſiſchen Staatsregierung gegen Bayern augzuftellende audgemwechfelt, und 
ſobald dieß gefchehen: iſt, das Nöthige wegen gehöriger Bekanntmachung in den 
beiderfeitigen Staaten auf die gewöhnliche Weife- verfügt, auch auf die genaucße 
Befolgung von den beiderfeitigen Gerichts», Polizei und anderen Behörden mit 
gebührender Strenge gehalten werden. 

8. 61. _Uebereinfunft mit dem Großherzogthume Baden vom 11. 
Auguft 1843, Amtsbl. M 58, p. 533, Über die gerichtliche Na‘ 
eile betr. 

Zur leichteren Handhabung der Sicherheitspolizei an den Bränzen hat fid 
die Königl. Bayer. Regierung bewogen gefunden, mit der großherzoglich babi- 
fchen eine Nebereinfunft wegen Geftattung der Nacheile- der gegenfeitigen Be 
Hörden und Sicherheits mannſchaften gegen Berbrecher und fonftige, der öffent 
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lien Sicherheit gefährliche Individuen unter der Bedingung genauer Recipro⸗ 
cität abzuſchließen, und es iſt hienach das unterfertigte Miniſterium des Königl. 
dauſes und des Aeußern von Seiner Majeſtät dem Könige ermächtigt 
worden, gegen die Beobachtung obiger Reciprocität nachftehende verbindliche 
erllärung abzugeben: 

Art, 1. Nachdem die beiden kontrahirenden — übereingekommen 
find, das Recht der oben erwähnten Nacheile über die Landesgränze hinaus 
gegenfeitig zu geflatten, -fo follen die mit. der Handhabung der dffentlichen 
Sicherheit beauftragten, großherzoglich badiſchen Gerichtd- und Polizeibehörben, 
ſowie deren bfezu nach den großperzoglich badifchen Gefeßen befugten Organe 
ermächtigt feyn, flüchtige Verbrecher und andere, der öffentlichen Sicherheit ge- 
füprliche Perfonen über die Bayer. Landesgränze, ohne Befchräntung auf eine 
gerwiffe Strede, zu verfolgen und innerhalb derfelben zu verhaften, jedoch mit 
der Verbindlichkeit, den Arretirten unverzüglich der naͤchſten Königl. Juſtiz⸗ 
oder Polizeibehörde abzuliefern, in deren Bezirk die Verhaftung erfolgt iſt. 


Letztere wird denſelben, falls er kein Königl. Baper. Unteriban iſt, auf ge⸗ 
felte Requiſition ber betreffenden großherzoglich badifchen Behörde unverzüglich 
audliefern, vorbehaltlich jedoch des Rechtes ber Königl. Bayer. Juſtiz⸗ ober 
Yoligeibehörden, den Verhafteten vorgängig wegen derjenigen Rechtsverlegungen 
(bh in Unterfuchung zu nehmen und zu beftrafen, welche derielbe im Inlande 
oder an dem Monarchen Bayerns, oder bem Bayer, Staate, oder einem feiner 
Untertpanen begangen ‚hat, wofern die betreffende in ländiſche Behörde zu der 
Zeit, wo das Auslieferungs- Begehren an fie gelangt, von. der frafwürdigen 
Rehiöverlegung der. bezeichneten Art ſchon förmliche Kenntniß erhalten hat. 


Art. 2, Im Falle Hiebei eine Hausfuhung auf Bayer. Gebiete nothwen⸗ 
big wird, hat der verfolgende großherzoglich badiſche Offigiant fih zu dent Ende 
an den Ortsvorſtand ‚ber betreffenden. Gemeinde ober den Drtspolizeibeamten 
ju wenden, und dieſen zur Vornahme der Viſitation in ſeiner Gegenwart auf⸗ 
zufordern. 


Dieſer hat den hiebei aufgefundenen Verfolgien in ſichere Verwahrung 
dringen zu laſſen, auch. über eine ſolche Hausſuchung ſogleich ein Protokoll auf⸗ 
junehmen und weder für dieſes, noch für jene eine Belohnung zu empfangen. 
Eine Ausfertigung des Protokolles iſt alsbald dem requirirenden Offizianten 
einzuhändigen, eine zweite aber ber betreffenden Königl. Behörde zu überfenden, 
bei Bermeidung einer Orbnungsfirafe von. einem bis zu fünf Gulden für, den⸗ 
jenigen Ortsvorſtand oder ——— welcher der Requiſition nicht 
Genüge leiſtete. 


Zugleich ſoll auch den zur Nacheile Berechtigten die Ueberwachung des Hau⸗ 
ſes, worin ſich der Geflüchtete befindet, His zur Herbeikunft des Ou wordande⸗ 
oder Ortspolizeibeamten geſtattet ſeyn. 


Art. 3. Es wird jedoch in obigen Fällen naaucgaichi. daß ber. verſel. 
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gende Offiziant zu feiner Regitimatton mit einem fchriftlichen Vorweiſe verfehen 
fey, wenn ihn nicht ſchon feine Dienſtkleidung kenntlich macht. 

Gegenwärtige Erklärung fol gegen eine gleichlautende großherzoglich 
badifche Minifterial-Erflärung ausgewechfelt, ſodann auf geeignete Weiſe öffent. 
lich bekannt gemacht werden. 

Zu F. II. Depoſtten. 
3. Band, p. 120. 
$. 62. Entſchließung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer der Finanzen, vom 7. Auguft 1835, Amtsbl. A 37, p. 380, 
die Depofiten von Bafantverlaflenfchaften betr. 

Der Art. 813 des bürgerlichen Gefeßbuches bezeichnet die Königl, Rent- 
ämter zum Empfange ber aus einer Balantverlaffenfchaft herrührenden Gelder, 
welche die Kuratoren abzuliefern verpflichtet find. Abweichend von diefer Ir 
flimmung hat das Gefeß vom 28, Nivose 13, die Tilgungsfaffe mit dem Dienf 
der Depofiten beauftragt, und ein Staatsrathsgutachten vom 19. September 1809 
affimiliet auch die Ablieferung der Gelder aus einer Vakantverlaſſenſchaft den 
Depofiten, folglich müßte dieſe Ablieferung in die Tilgungsfaffe gefchehen, welde 
nur die Haupt» und Bezirkskaſſe zu ihren Agenten aufgeſtellt hatte, Durch die 
Auflöfung der Bezirkskaſſen in den Gerichtsbezirken Frankenthal, Landau m) 
Zweibrũcken iſt die Agentſchaft für die Tilgungskaſſe an die Rentämter überge 
gangen, welche allein befugt find, die aus Vakantverlaſſenſchaften herrührenden 
Gelder von den Kuratoren in Empfang zu nebmen und biefelben an bie 8 
nigl. Kreiskaſſe abzufiefern. Für den Gerichtsbezirk Kalſerslautern bleibt die 
bermalen noch beſtehende EIOR für jene ——— und Ablieferung de 
auftrapt. 2 
$. 63. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinkrei⸗ 
fes, Kammer der Finanzen, vom 7. September 1835, Amtsbl. M 
44, p. 433, die Bafantverlaffenfchaften betr. 

Gemäß Anordnung des Königl. Generalprofuratord am Appallationdge 
richte wird den Rentämtern von den Königl. Staatsprofuratoren ein Berzeid 
niß der Balantverlaffenfhaften und deren Kuratoren zugeſtellt werben. Dis 
betreffende Nentamt hat von dem Stande ber Verwaltung der Berlaffenfhafte 
maſſe Einficht zu nehmen und ſich zu verläßigen, daß die Kuratoren, nad Bor 
fihrift des Art. 813 des Civilgeſetzbuches und des Staatsrathsgutachten vom 
28. Nivose 13, bie fich ergebenden Ueberſchüſſe an die Staatöfchuldentilgung® 
kaſſe abgeliefert haben, und bei etwa vorfommender Zurückhaltung zu berichten 

Zu $.V. Armenredt. 
Siehe Handb. 3. Band, p. 12% 
$. 64. Bekanntmachung des Königl. Generalftaatsprofuratere 
am König. Kaffationspofe der Pfalz vom 14. Juni 1839, Amiskl. 
NM 32, p. 287, das Armenrecht in Kaffationsfachen betr. 
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Das Gefeß vom 14. Prumaire V. fordert zur Befreiung von der Hinter- 
legung der Succumbenzfirafe für den Kaſſationsrekurs in Civil», Zuchtpolizei⸗ 
und Polizeifachen wegen Armuth die Borlegung eines von der Departementalftelle 
Irgalifirten und genehmigten Armuthszeugniffes der Muntzipalverwaltung 
Die Berordnung über das Armenrecht in Eivilprozeffen vom 19. November 
1814 unterwirft die Armutpszeugniffe diefer Genehmigung nicht; es ift daher 
vielfältig die Meinung entftanden, als fey die angeführte Befimmung des Ge- 
feöed vom 14, Brumaire V. außer Wirkfamfeit getreten. Diefe Anficht hat je 
do nicht nur die Betrachtung gegen fich, daß die Verordnung vom 19. Novem⸗ 
ber 1814 der Kaffationsinftang nicht ausdrüdlich erwähnt und daß das fpezielle 
ältere Geſetz durch die fpätere allgemeine Verordnung nicht als aufgehoben be 
tahtet werden Tann, zumal bei der Tendenz der Gefeßgebung, den Zugang 
zur Kaſſationsinſtanz befonders zu erfchweren; fondern fie flept auch im Wider» 
ſyruche mit der pofitiven Beflimmung der von dem Königl, Minifterium ver 
Yufiz genehmigten Gefchäftsordnung für das Kaffationsgericht, Art. 36. Der 
Gerichtshof Hat deßhalb in mehreren Fällen erklärt, daß ein von ber Königl. 
Kreisregierung nicht genehmigtes Armuthszeugniß zur Befreiung von ber 
Hinterlegung jener Succumbenzfirafe nit zureichend fey. 

Der Unterzeichnete bringt diefes zur öffentlichen Kenntnif, indem bie 
durh den Mangel der fraglichen Förmlichkeit veranlaßten Verzögerungen leicht 
eine Berfäumung der Rotpfrit zum großen Schaden der Pariheien herbei» 
führen könnten, 


$. 65. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz vom 31. 
Juli 1839, Amtsbl. Mu. 40, p. 313, die Behandlung der Inſertions⸗ 
gbühren in Armenrechtöfachen betr. 


Da die Snfertionsgebühren, welche in Civilprozeſſen — im Armenrechte 
geführt — beim Amts» und Intelligenzblatte der Pfalz erwachſen, zu den Pro- 
sehtoflen gehören, fo wurde die Bormerlung und Beitreibung derfelben nad 
Maßgabe der Verordnung vom 19. November 1814, das Armenrecht in Eivil- 
fahen betr, befchloffen. Zum Bollzuge diefes Befchluffes werden nun folgende 
Anordnungen getroffen : 

Art. 1. Die Redaction hat über die in Armenrechtsſachen erlaufenden 
Infertionggebühren ein befondered Negifter zu führen, welches vom Finanzrech- 
nungstommiffariat kotirt und parappirt wird, und neben den Rubriken des ge» 
wöhnlihen SInferatenjournals noch eine für die mit der Einhebung diefer 
Gebühren beauftragten Königl. Rentämter zu enthalten hat. 

Art. 2. In diefes Spezialregifter find alle Infertionggebühren von Ar- 
menrebhtsfachen fortlaufend und nah der Ordnung der Statt gehabten Ein- 
rüdungen einzutragen. Kommen in einer und derfelben Sache mehrere Ein- 
rüfungen vor, foll von einem Bortrage auf den andern verwiefen werden. 

Art. 3, Dem erwähnten Spezialregifter find die Requifitionen der Königl. 


Dr. eh der Berfaffung ıe. 33 
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Behörden oder Beamten, welche die Einrüdung betreiben, zu abmumeriren, 
Da diefe Einrüfung gegen Vormerkung der Jnfertionsgebühren nur dann res 
quirirt werden fann, wenn das Armenrecht vom zufländigen Gerichte förmlich 
zuerfannt worden. iſt; fo hat die Nebaction darauf zu beftehen, daß in jenen 
Requifitionen jedesmal das Urteil mit Nummer, Datum und Angabe dee 
Gerichts angeführt werde. Auch ift in dem Korrefturbogen, der vorgemerkt 
Snfertionggebührenbetrag und der Nummer des Spezialregifterd anzugeben, 

Art. 4. Die erlaufenen und vorgemerkten Infertionsgebühren find mittelf 
gedruckter Noten den Nentämtern zur Vormerkung bei den Prozeßloſten und 
zur feinerzeitigen Miterhebung und Gutmachung an die Redartion nah ge 
fhehener Einrüdung. zu. defigniren. | 

Bei Prozeflen, die vor den Bezirkögerichten geführt werben, if das Rent 
amt am. Bezirkögerichtsorte, bei jenen aber, bie bei den Sriebensgerichten an- 
pängig find, das einſchlägige Nentamt mit jener Bormerfung und Miterhebung 
beauftragt. 

Art. 5. Die von den betreffenden Königl. Rentämtern mit. den bei ihnen 
vorgemerkten Prozeßkoſten eingehobenen Snfertionsgebühren find der Redartion 
des Amtsblattes ungefäumt zur geeigneten Verrechnung, und zwar gegen Ber 
zug der davon abzufehlagenden vier Prozente Remiſen, zu überfenden. Sf die 
Beitreibung aber nicht möglich, follen befagte Gebühren mit den. vorgemerken 
Prozeßkoſten von den Nentämtern zur Niederfchlagung gebracht werben. Die 
Genehmigung der Niederfhlagung wird von unterfertigter Stelle auf bie mil» 
vorgelegten gedrudten Noten der Redaction über die erlaufenen Inſertionsge⸗ 
bühren (Art. 4) ertheilt und dieſer unmittelbar zugefchloflen. 

Art. 6. Die eingehobenen Infertionsgebüpren find in das Regifter de 
gewöhnlichen Infertionsgebühren als laufender Anfall zu vereinnahmen und im 
Spezialregiſter Art. 2) unter Berweifung auf. basfelbe zu beliren ; bie .nieder- 
gefchlagenen Beträge dagegen werden durch Adnumerirung ber Rieder 
fihlagungsdefreturen (Art. 5) im Spezialregifter gelöfcht. 

Art. 7. Der Jahresrechnung der Redaction ift, gegen Zurüdgabe, jede 
mal das fragliche Spezialregifter beizulegen. 

Zu $. VI. Begnadbigungsgefude. 
Siehe Handb. 3, Bd., p. 127. 


Die Entfchließung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kan- 
mer des Innern, vom 12. November. 1834, die Ausftellung amtlihe 
Zeugniffe bei Begnadigungsgefuchen beir., fiehe 1. Bud, $. 161. 

$. 66. Belanntmahung der Königl. Regierung bes Rheinkrei⸗ 
ſes vom 6. Mai 1836, Amtsbl. M 23, p. 236, die Begnadigungen 
in einfachen Polizeiftraffällen betr. 

Gemäß allerhöchftem Refcripte vom. 2, v. M., haben Seine Königlicht 
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Majefät, unter Aufhebung der Berorbnung vom 18. Februar 1818 (Amisbl. 
p 286) zu beichließen gerubt, daß alle Straferlaß- und Strafmilderungsge- 
ſuche in einfachen Polizeiftraffällen jeder Art, wobei von den Friedensgerichten 
erkannt wird, gleich den Begnadigungsgefuchen in Kriminal- und Zuchtpolizei« 
fraffällen behandelt, fohin durch den Königl. Generalprofurator am Königl. 
Appellationsgerichte dem Königl. Siantsminifterium der Juſtiz zur Einholung 
der allerhöchflen Entfchließung vorgelegt werden follen. 

Die Begnadigungsgefuche in einfachen Polizeiftraffällen jeder Art find dem⸗ 
nah fünftig unmittelbar bei dem Königl. Generalprofurator am Königl. Ap⸗ 
yellationsgerichte zu Zweibrüden einzureichen, 

$. 67. Befanntmahung des Königl. Generalprofurators am 
Königl. Appellationsgerichte für den Nheinfreis vom 7. Juni 1836, 
Amtsbl. Mi 30, p. 366, die Begnadigungsgefuche in einfachen Poli— 
zeiſtraffällen betr, 

Nah der Finalbefliimmung der Berordnung vom 10, resp. 18. Februar 
1818, den Gefhäftsgang in Zuftizgegenftänden beir., wurden bie Rekurfe im 
Gnadenwege gegen einfache Polizeiftrafen bisher an die Königl. Regierung des 
Rpeinkreifeg,; Kammer des Innern, gerichtet. Durch allerhöchſtes Refeript vom 
2 April d. 3. (Amtsbl. 23, p- 236), haben Seine Königliche Majefät 
unter Auffebung diefer Verfügung angeordnet, daß Fünftig alle Straferlaß> 
und Strafmilderungsgefuhe in einfachen Polizeiftraffällen jeder Art, die von 
den Königl. Friedensgerichten abgeurtheilt werben, gleich den Begnadigungsge— 
fuhen in Keiminale und Zuctpotizeiftraffällen behandelt werben follen. 

Demgemäß müſſen die Begnadigungsgefuche in duplo gefertigt, an Seine 
Königliche Majeſt ät gerichtet, von einem recipirten Anwalte Cder auch für 
den Inhalt Haftet) unterzeichnet und mit einem Urtheilsertrafte belegt fepn. 
Sie find zur Vermeidung zeitraubender Hin» und Herfendungen nicht unmit- 
telbar bei der unterzeichneten Stelle, fondern bei dem Königl. Staatsprofura- 
tor eines jeden Bezirks einzureichen, der fie mit gutachtlihem Berichte vorlegen 
wird, 

(Verordnung vom 30. Mat 1816, Amtsbl. p. 14, Verordnung vom 26. 
November 1817, Amtsbl. p. 625.) 

— Die Befanntmahung des proteftantiichen Konftftoriums vom 
9, Juni 1836, Amtsbl. M 32, p. 383, Die Ausftellung amtlicher 
Jeugniffe bei Begnadigungsgefuchen durch die Pfarrämter, fiehe oben 
l, Bud, $. 227. 

$. 68. Entfchliegung Königl. Regierung, Kammer des Innern 
und der Finanzen, vom 3. Januar 1841, Amtsbl. M 2, p- 13, die 
Behandlung der Strafnachlafigefuche betr. 


In Gemäßpeit eines unterm 6. October 1840 ergangenen höchſten Re⸗ 
33 * 
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feriptes, wird im rubrizirten Beireffe Folgendes zur Darnachachtung bekannt 
gemacht: 

1. Die Begnabigungsgefuhe, welche in Forſtfrevelſachen auf gänzlihen 
oder theilweifen Erlaß der Geld» oder Gefängnißſtrafen gerichtet find, follen 
nach den Ausfchreiben vom 6, Mai und 7. Zunt 1836, Amtebl. ©. 236 und 
366, auch fernerhin bei den betreffenden Königl. EIERN in vorge» 
fehriebener Form eingereicht werden. 

Das Nämliche hat zu gefcheben, wenn ſich das Geſuch auch auf den Scha⸗ 
denserſatz oder die Gerichistoften, oder auf beide zugleich erſtreckt. 

2. Die Gefuhe um Nachlaß der Schadenserfäße, welche waldbefigenden 
Gemeinden oder Stiftungen zuerfannt wurden, find dagegen bei der Königl. 
Regierung, Kammer des Innern, zu übergeben. 

3. Jene, um Nachlaß von Schadenderfäßen des Aerard, oder der Gemein- 
den und des Aerars, und von Öerichtöfoften haben an die Königl. Regierung: 
Finanzkammer zu gelangen. 

4. Sriftengefuche, welche gegen die Befcheidung ber betreffenden äußern Be 
börden vorgebracht werben, find wie die sub AF 2 und 3 bezeichneten Nachlaß⸗ 
geſuche bei der Königl. Kreigregierung anzubringen. 

5. Borftehende Beflimmungen finden auf die Begnadigungs- und Friſten⸗ 
geſuche über Polizei-, Zuchtpolizel- und Kriminalfirafen, dann ihrer Acceflorien 
— Gerichtskoſten — analoge Anwendung, 





Zweite Abtheilung. 
Gerichtspolizei. 


Zum erſten Capitel. 
Ueberbaupt. 
Siebenpf. Handb. 3. Band, p. 129. 

F. 69. Entſchließung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 22. Februar 1835, Amtsbl. Mr 12, p 
157, den Bezug von Pfandgeld durch Flurfchügen betr, 

Es if zur Anzeige gefommen, daß in manden Gemeinden Bürgermeifer 
und Gemeinderäthe, um den Gehalt der Feldſchützen geringer firiren zu fin 
nen, biefelben angewiefen haben, bei geringen Feld» und Waldfreveln bie 
Errihtung eines Protokolls zu unterlaffen, wenn der Frevler fogenanntet 
Pfandgeld, entweder direft an den Feldſchützen, oder an den Ortsvorſtand zur 
Auslieferung an den Feldhüter bezahle. 

Diefem Mißbrauche zu begegnen, werden bie Königl. Landkommiflariate 
angewieſen, gegen die Ortsvorflände, welche ſich eine ſolche geſetzwidrige Maaf 
regel erlauben, und gegen die Feldſchützen, die fich derartige Erpreffungen ju 
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Schulden kommen laſſen, unnachſichtlich einzuſchreiten und die gerichtliche Be- 
frafung der Schuldigen zu veranlaffen. 


— Die Dienftzeihen der Flurwächter, fiehe oben Gemeindediener, 
1. Bud, $. 151. 


$. 70. Umfchreiben des Königl. Generalprofurators bei dem 
Königl. Appellationsgerichte vom 28, Februar 1835, Amtsbl. M 12, 
p. 158, die Aufnahme der Protofolle über Verbrechen und Vergeben 
betr. 

Es iR ſchon mehrmals der Fall geweſen, daß gegen Mifttärperfonen Pro- 
tofolle errichtet und den Gerichten überfendet wurden, ohne daß des Umſtandes, 
daß diefe Perfonen beurlaubte Soldaten feyen, Erwähnung geſchah. Diefe Un- 
terlaftung hatte zur Folge, daß folde Militärperfonen, welche nicht felbft ihre 
Qualität als beurlaubte Soldaten angaben, flatt den betreffenden Militärges 
rihten überwiefen zu werben, Jüngere Zeit von den Eivilgerichten prozeffirt 
wurden, bis ſich fpäter erft im Laufe der Unterfuhung ihre Qualität heraus» 
fiellte. 

Die gerichtlihen Hülfspolizeibeamten bes Kreifes werden deßhalb zur Ber- 
meidung eines ungefeglichen Verfahrens aufgeferdert, resp. erinnert, jedesmal 
bei Einfendung ihrer Protokolle, wenn in denfelben ein beurlaubter Soldat 
eines Vergehens befrhuldigt wird, diefe Qualität, fowie das Regiment, welchem 
der Befchuldigte angehört, anzugeben, 


$. 71. Umſchreiben des Königl, Generalprofuratord vom 29. 
September 1842, Amtsbl. Mu 64, p. 519, die Polizeifontraventionen 
und deren Konftatirung. 

Durch eine gerichtliche Unterfuchung wurde ſeſtgeſtellt, daß feit Jahren in 
tiner Gemeinde der Pfalz der Mißbrauch fich eingefchlichen hat, gegen Leute, 
die fi) eine angeblich geringe Polizeitontravention haben zu Schulden kommen 
lafien, feine Protokolle zum Behufe gerichtlicher Einfchreitung zu errichten, wenn 
die Betretenen ſich dazu verftanden, eine gewiffe Summe an den Armenpfleger 
zu entrichten, die in der Regel von dem Polizeidiener, dem Adjunkten oder 
au von dem Bürgermeifter mit 30 Kreuzer angefett wurde, und die in einem 
dalle fogar 1 Gulden 45 Kreuzer betragen hat. 

Perfonen, denen eine firafbare Polizeitontravention nicht einmal zu Laſt 
gelegt werden konnte, wurden unter der ihnen gemachten Borfpiegelung weit 
größerer Koften im Falle der gerichtlichen Berfolgung vermogt, ſich durch Zah⸗ 
lung der angeforderten Geldbeträge loszufaufen, die von dem Armenpfleger als 
freiwillige Beiträge von N. verrechnet wurden. 

Da ein folches Verfahren auch hie und da in andern Gemeinden beobach⸗ 
tet werben foll, fo fühlt die unterzeichnete Stelle fich veranlaßt, die betreffenden 
dülfspolizeibeamten auf deffen Gefeßwidrigkeit aufmerkfam zu machen, 
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Iſt nämlich eine wirklich flrafbare Polizeifonfravention begangen worden, 
fo liegt in ven Gemeinden, wo fein Polizeikommiſſär fich befindet, dem Bür- 
germeifter, und in deſſen Ermangelnng dem Adjunften die Verpflichtung auf, 
fie durch Errichtung eines Protofols zu konftatiren, darin die Befchaffenpeit und 
Umftände, Zeit und Ort der Zuwiderhandlung, fowie die zur Meberführung dee 
zu benennenden Befchuldigten dienenden Beweismittel anzugeben, und das Pro 
totoll in drei Tagen an den Bertreter des öffentlihen Minifteriumd bei dem 
einfachen Polizeigerichte einzufenden. 

(Art. 11 und 15 des peinl. Unterſ.Geſetzb.) 

Daß bei minderjährigen Befchuldigten die Namen der Eltern, bei Dienf- 
boten die Namen der Herrfchaft, bei Lehrlingen die Namen der Meifter in je 
dem Protokolle, welches zum Behufe ftrafrechtlicher Verfolgung errichtet wird, 
gleichzeitig mit anzugeben feyen, bringt die Civilverantwortlichkeit bezüglid der 
Koften mit fih, damit hierauf bei Borladung der Befchuldigten der geeignete 
Bedarht genommen werben könne. 

(Art. 74 des PRSISAIFED. ‚ 1384 des Eiv.-Gefepb., und 194 des peinl. 
Unterf.-Gefebb.) 

Die Feldſchützen haben in Betreff der entvedten Feldfrevel dieſelbe Be 
pflihtung der Errichtung und Webergebung ber Protokolle, 

(Art. 16 und 20 des peinl. Unterf.-Brfebb.) 

Wer von den genannten Hülfspolizeibeamten in biefem oder andern Be— 
ziehungen ſich Nachläßigkeiten zu Schulden fommen Täßt, feßt fich nad erfols 
ter Berwarnung einer Disziplinareinfhreitung durch Vorladung vor das Königl, 
Appellationsgericht und Berurtheilung zu den Koften aus (Art. 280 u. 281 ibid.) 

Strafen aber fann nur der von dem Geſetze bezeichnete Strafrichter unter 
Beobachtung der vorgefchriebenen Förmlichfeiten mit Rüdfiht auf die Strafvn 
fügung und bie Umflände der Gefegübertretung verhängen, nicht aber dr 
Hülfspolizeibeamte, welcher eine Polizeitontravention entvedt hat. 

Unterläßt diefer die Errihtung eines Protokolls wegen einer wirklich fra 
baren Polizeizumiderhandlung, weil er dem Befchuldigten einen zu bezahlenden 
Gelobetrag (gleichviel an Wen) auferlegt hat, fo gefelt er zu der Bernad- 
läßigung einer dienſtlichen Obliegenpeit eine Gewaltsüberfchreitung, die ah 
dungswürdig ift, weil fie zu Wilführ und Unordnung führt, War die angeblik 
Polizelfontravention gar von der Art, daß fie zu keiner gerichtlichen Berfolguug 
Anlaß geben Fonnte, fo Hatte der Kontravenient Feine Strafe zu befürchten, und 
ed konnte ihm dann um fo weniger zugemuthet werben, fi von derfelben Io 
aufaufen. 

Sollte aber einem Beamten gar nachgetwiefen werden können, daf er br 
gleichen Loskaufsſummen ganz oder theilweife für fich bezogen habe, fo hate 
nad Umfänden entweder eine Kriminalftrafe, oder wegen Prellerei und Er 
preffung eine zuchtpolizeilihe Beftrafung (Art. 177 und 205 des Strafgefeßt.) 
au erwarten. 
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Dieſe Bemerkungen, durch welche den betreffenden Hülféspolizeibeamten 
gleichzeitig die Erfüllung der ihnen zuſtehenden Dienftöbliegenpeit empfohlen 
wird, werben hoffentlich genügen, den angeregten Mißbrauch allenthalben ver- 
ſchwinden zu machen. 

Zum zweiten Eapitel. 
GSefängniffe 
Siebenpf. Handb. 3. Band, p. 169, 

$. 72. Berfügung der Königl. Negierung des Nheinfreifeg, 
Kammer ded Innern, vom 25. November 1837, Amtsbl. M 69, p. 
560, die Verpflegung ber Polizeifreoler ‚auf Koften der Kantonsge- 
meinden betr. | 

Es ift der unterfertigten Stelle zur Kenntniß gekommen, daß in den Kan- 
tondgefängnißfoften» Rechnungen öfters Berpflegungstoften für folche einfache 
Yolizeifträflinge in Rechnung gebracht werden, welche im Stande find, ihren 
Unterhalt in den Gefängniffen aus eigenen Mitteln beftreiten zu können, und 
daß diefe Gefängnißkoften nicht wieder erboben werden, fondern dem Kantonals 
gefängnigfonde, und fomit gegen die Beftimmungen beftehender Gefeße den 
Rantonsgemeinden zu Laft bleiben. 

Zur Befeitigung diefes Mißſtandes wird hiemit verfügt, daß die in ber 
Zuſtruktion zum Bollzuge des Forfiftrafgefeißes (Amtsbl, 1832, AE 40) in den 
$$. 27 bis 33 entpaltenen Behimmungen auch binfichtlih der Gefängnißfoflen 
für einfache Polizeifträflinge in analoge Anwendung gebracht werden follen, 

Die Königl. Landfommiffariate haben die Kantonsgefängnißwärter und die 
Einnehmer des Kantonalgefängnißfondes hierüber zu belehren und den Vollzug 
aufs firengfte zu überwachen. 

$. 73. Berfügung der Königl. Negierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 10. Febr. 1838, Amtsbl. M 13, p. 90, die Ber: 
pflegung der Polizeifrevler auf Koften der Kantonsgemeinden in den 
Kantonsgefängnifien betr. 

Zur Erleichterung des Bollzugs der Negierungsverfügung vom 25, No«- 
vember v. 3. (Amtshl. 46 69) und zur Erzielung der Gleichförmigfeit in Be— 
Yandlung des Gefchäftes hat man befchloffen, was folgt: 

Art. 1. Die Kantonsgefängnißwärter haben bei Aufftellung der Rech— 
nungen über die Berpflegungskoften der Polizeifträflinge die ihnen zugeſtellt 
werdenden Drudformulare anzuwenden. 

Art. 2. Die Bürgermeifter haben für jeden zu Arreft verurtheilten Poli- 
jeifrenfer ihrer Gemeinden ein Vermögenszeugniß auszuftellen, in welchem 
plihtmäßig und beſtimmt anzugeben ift, ob der betreffende Sträfling die Ver— 
plegstoften während der Dauer feines Arrefles zu bezahlen im Stande ift, 
oder nicht. | 

Wenn im Berlaufe eines Monates mehrere Polizeifträflinge in einer Bür- 
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germeifterei zu Polizeiarreſt verurtpeift werden, fo können die Zeugniffe tabel- 
larifch zufammengeflellt werden. 

Art. 3. Diefe Zeugniffe find von der Königl. Gendarmerie auf ihren 
Nundreifen jeden Monat von den Bürgermeifterämtern in Empfang zu nehmen 
und den betreffenden Kantondgefängnißwärtern zuzuftellen, 

Art. 4. Die Gefängnißfoften der zahlungsfähigen Polizeifrevfer find von 
den Einnepmern zu erheben und im Zahlungs» Berweigerungsfalle dur die 
Steuerboten zwangsweife beizutreiben, 

Art. 5. Die Einnehmer haben für die Erhebung der Gefängnißkoften eine 
Erhebgebühr von 4 Prozent zu verrechnen. 

Art. 6. Die Könige. Landlommiffariate und das König. Gendarmerie 
Kommando find mit dem Bollzuge der gegenwärtigen Berfügung beauftragt. 


Zum dritten Capitel. 
Civilſtand. 
Siebenpf. Handb. 3. Band, p. 183, 

— Ueber die Aufbewahrung der Civilſtandsregiſter in den Ge— 
meindearchiven, ſiehe Gemeindeverwaltung, $. 160. 

F. 74. Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 20. Juli 1832, Amtsbl. Ma 48, p. 431, 
die Zeugen bei den Civilftandsaften betr. 

In einigen Bürgermeiftereien, die aus mehreren Gemeinden befiehen, ver 
langen die Bürgermeifter, ald Beamte des Eivilftandes, daß die in den Neben. 
gemeinden wohnenden Bürger bei der Anzeige von Geburts» und Sterbfälen, 
oder bei Trauungen, die Zeugen aus ihren Wohnorten mitbringen. Es veran- 
laßt diefes Zeitverfäumniffe und Koflen, und ift der Gegenſtand mehrerer Be 
ſchwerden geworben. ; 

Bas nun zuvörderfi die Geburtsalten anbelangt, fo können die Zeugen, 
da fie in der Regel der Niederkunft nicht beimohnen, die Thatſache der Geburt 
nicht bewahrpeiten. Sie erfcheinen nur als Zeugen der dem Beamten dei 
Eivilftands von dem Bater oder einem Dritteren gemachten Erklärung und der 
über dieſe Erklärung aufgefegten Urkunde. Sopin ift es auch nicht nothwendig, 
daß bie Zeugen gerade in dem Orte wohnen, wo die Geburt flatt hatte; fe 
können unter den Bewohnern des Bürgermeifterei- Haupt- oder anderen Drtet 
gewählt werden, wenn fie nur fonft dem Eivilftandsbeamten befannt find, und 
die für Inftrumentszeugen erforderlichen Eigenfchaften befigen. 

Diefes ift noch mehr bei den Heirathsakten der Fall, wo die Zeugen nur 
für die folenne Handlung vorhanden find, bie in ihrer Gegenwart vollzogen 
wird, Sie bezeugen hier nichts, ald was ihre Augen gefehen, ihre Ohren gr 
hört haben und darüber niedergefchrieben wurde, Alfo auch diefe Zeugen müfen 
nit nothiwendig in dem Wohnort der Brautleute zu Haufe feyn. 

Anders verhält es ſich bei den Zeugen in Sterbakten. Hier find die beiden 
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eforberlihen Zeugen zugleich die Dellaranten. L’acte de deces, fagt ber 
Art, 73 des Eivilgefeßbuchs, sera dresse sur la declaration de deux temoins. 
Rah demfelben Artikel follen bie Zeugen, wenn es möglich ift, die beiden 
nähflen Berwandten oder Nachbarn feyn, oder wenn Jemand außerhalb feines 
Vohnorts farb, die Perfon bei welcher er ſtarb, und ein Berwandier oder an» 
derer. Man muß biebei die Civilſtandsbeamten auf die Klaufel des Gefebes 
‚wenn ed möglih if" aufmerffam machen. Selbft in Dörfern iſt ed mand- 
mal fhwer, die nähften Berwandten oder Nachbarn zur Dispofition zu 
haben. Bei den Bewohnern ifolirter Höfe, Mühlen, Forfthäufer fehlen bie 
Nahbarn meift ganz, oder fic können verhindert oder abweſend, oder auch 
wohl ungeneigt zu dem Gang zu dem Eivilfiandsbeamten feyn. In ſolchen 
Hälen if ed der Klugheit diefer Beamten überlaffen, über die Annehmbarkeit 
der Zeugen zu erkennen, und wenn dem Gefeß nicht willfahret werden Fonnte, 
die Gründe im Aft felbft anzugeben. 


$. 75. Entfchliegung der Königl. Regierung, Rammer des In- 
nem, vom 22. November 1834, Amtsbl. M 62, p. 617, die Aus 
jüge aus den Givilftandsregiftern betr. 


Die Bürgermeifterämter haben bisher auch zu denjenigen Auszügen aus 
den Civilſtandsregiſtern, welche fie auf Berlangen der unterzeichneten 
Stelle anzufertigen hatten, Stempelpapier angewendet, und hiefür, fowie für 
die Expedition, Gebühren berechnet. 

Nahdem aber hier die Beftimmung des Art. 16, Ziff. 1, Abſatz 2, des Ges 
ſehes vom 13. Brumaire 7 in Anwendung kommt, fo ift den Bürgermeifteräm- 
tern zu bemerken, daß folche Auszüge aus den Eivilftandgregiftern, welde 
bon der unterzeichneten Stelle eingefordert werden, nicht auf 
Stempelpapier auszufertigen feyen, und für diefelben auch Feine Gebüpren in 
Aufrechnung gebracht werden bürfen. 


F. 76. Königl. allerhöchſte Verordnung vom 26. Auguft 1835, 
Amtöbl. Mi 44, p. 429, die Abfchliefung der Ehen von Ausländern 
mit Ausländerinnen im Rheinkreiſe betr. 

Tudwig, K. 

Da die, Unferer Verordnung vom 1. November 1830, die Eingehung ber 
Ehen von Ausländern mit Inländerinnen des Nheinkreifes betr., (Amtebl. des 
Rheinkreifes von 1830, Seite 347) zu Grunde liegenden Motive auch bei den, 
zwiſchen Ausländern und Ausländerinnen im Rheinkreiſe abzufchließenden Ehen 
In ähnlicher Weife eintreten, fo wollen Wir, daß, in fo lange Wir nit an» 
derd verfügen, die Borfchriften Unferer befagten Berorbnung auch auf die 
ehelihen Verbindungen der Teßtbezeichneten Art in Anwendung gebracht werben. 


Zugleich finden Wir Uns veranlaßt zu verorbnen, daß die bei der perio⸗ 
diſchen Unterfuhung der Eivilftandsregifer, oder fonft wahrgenommenen Zu- 
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widerhandlungen gegen bie Beflimmung jener früheren, fowie der gegenwaͤr⸗ 
tigen allerhöchſten Verordnung, ohne Berzug Unferer Regierung bes Rhein⸗ 
freifes, Kammer des Innern, zur geeigneten Einfchreitung gegen die betreffen. 
den Gemeinde- resp. Civilftandsbeanmten angezeigt werben. 

Unfere Regierung des Rheinkreifes, Kammer des Innern, und Unfer 
Generalprofurator am Appellationsgerichte zu Zweibrüden haben zum Vollzuge 
diefer, durch das Amts» und Intelligenzblatt des Rheinkreiſes befannt zu machen⸗ 
den Entfchließung das Weitere fofort zu verfügen. 


— Die Legalifation der Civilſtandsakten, fiehe oben 2. Bud), $. II. 


F. 77. Befanntmadhung der Königl. Regierung des Rheinkrei— 
jes, Kammer des Innern, vom 18. Dezember 1835, Amtsbl. M 63, 
p- 584, die Trauung von Bewohnern der fieben älteren Kreife des 
Königreichs dur die Civilftandsbeamten des Rheinkreiſes betr. 

Es find neuerlih Fälle vorgeflommen, wo Eipilftandsbeamten des Rhein— 
freifes die Trauung von Bewohnern der fieben ältern Kreife des Königreich 
vorgenommen haben, ohne baß eine Heirathebewilligung ber vorgeſetzten Br» 
börden derfelben beigebracht worden war. 

Nachdem die Gründe, auf welchen die allerhöchſten Verordnungen vom f. 
November 1830 (Amtsbl. v. 3. 1830, ©. 347) und vom 26. Auguf l. J. 
(Amtsbl. S. 429) berufen, auch da vorhanden find, wo Bewohner der jun 
feitigen Kreife des Königreihs im Rheinkreiſe eine Ehe eingehen wollen, I 
kann es nicht zweifelhaft feyn, daß jene Verordnungen auch auf diefe Fälle ihre 
Anwendung finden. 

Trauungen von Angehörigen der fieben ältern Kreife, welche im Rhein, 
freife ihr Domizil durh Annahme als Bürger in einer Bemeind: 
des Rheinkreiſes noch nicht begründet haben, können daher nur auf den 
Grund einer von der zuftändigen Diftriftepolizeibehörde (Landgericht, Her 
fhaftsgericht, Magiftrat) ihres Wohnorts ausgeftellten und von dem betreffen 
den Königl. Fandlommiffariate nach vorheriger Prüfung mit dem Bifa ver 
fehenen Heirathsbewilligung ertbeilt werben. 

Man macht diefes zur pünktlichen Darnachachtung mit dem Anhange be 
fannt, daß die zuwiderhandelnden Civilftandsbeamten außer der Eivilverant 
wortfichkeit für den Sal, wo in Folge der unbefugt vorgenommenen Trauung 
in der Gemeinde Heiratherechte angefprochen werden, auch einer Disziplinar 
ahndung ſich ausfeßen würden, 


F. 78. Zufolge Bekanntmachung des Königl. Generalprofurateri 
am Königl. Appellationsgerichte vom 23. Juni 1837, Amtsbl. M 8 
p- 367, können die Duplifate bei Ehebispenfationsgefuchen auf den 
Grund einer Juftizminifterial= Entfhliegung vom 12. Zuni d. J. un 
terbleiben. 
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$. 79. Bekanntmachung der Königl. NRegiernng der Pfalz, 
Kammer des Innern, vom 5. September 1839, Amtsbl. Mu 46, p. 
0, die geſetzlichen Vorſchriften für die außer Landes gefchloffenen 
Shen betr. 


Gemäß böchften Minifterlalreferipts vom 12. v. M. hat die Königl. preu> 
she Regierung in Bezug auf Heirathen, welche von Ausländern ohne gleich- 
jeitige Abfiht der Naturalifation im Preußifchen gefchloffen werden, die Zur 
läißigteit der Trauung von dem firengen Nachweiſe, daß dem betreffenden 
Ausländer hiebei auch nach den Gefeten feiner Heimath ein Hinderniß nicht im 
Berge fiehe, allentpalben abhängig erflärt, und in Bezug auf die Form dieſes 
NRachweiſes beſtimmt, daß derfelbe durch den Aufgebotfchein des heimatplichen 
Garramtes, fubfiviär durch ein gerichtliches oder von einem Rotär beglaubigtes 
Zeugniß geführt werden fol, 

Diefe Verfügnng der Königl. Preußiſchen Regierung flimmt mit den An— 
forderungen der diegfeitigen Gefeßgebung über Eingehung von Ehen im Aus— 
lande überein, und bietet bei gehörigem Bollzuge eine durchaus befriedigende 
Gewährfchaft, daß verbotswidrige eheliche Verbindungen von Seite bayerifcher 
Untertbanen ım Preußifhen fortan nicht mehr gefchloffen werden können. 


Zur Sicherung des Erfolgs iſt aber bei Ausfteflung der deßfalls gefoderten 
Zeugniffe die größtmögliche Umfiht vonnöthen, und insbefondere bezüglich der 
pfarramtlichen Aufgebotsfrheine unerläßlih, daß diefelben in jedem einzelnen 
dalle nicht eher auggeftellt werden, als bis amtlich durch den betreffenden Civil» 
Randsbeamten Fonftatirt ift, daß dem Impetranten in Abficht auf Eingehung 
der von ihm intentionirten Epe nicht allein nach den Borfchriften der Kirche, 
fondern au nach den Gefeßen des Staates ein Hinderniß nicht entgegenftehe. 


Die Pfarre und Bürgermeifterimter haben fih in vorkommenden Fällen 
bienach zu achten. 

— Die Stempel» und Einregiftrirpflichtigfeit der Belege zu den 
Givilftandsaften 2c., Amtsbl. vom Jahre 1840, Mi 48, p. 313, fiehe 
Eimegiftrirung im 6. Bud, $. 118. 


$. 80. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 8. März 1841, Amtsbl. M 21, p. 183, die Füh— 
tung der Kirchenbücher betr. 


Nah dem ausgefprochenen Wunfche der Didcefanfpnoden werben die Ei- 
vilſtandsbeamten angewiefen, in den von ihnen für die Pfarrämter auszuftellen- 
den Kopulations- und Sterbefcheinen die Geburtszeit der betreffenden Perfonen 
(Präutigam, Braut, Verftordene) nah Tag, Monat und Jahr (infoferne die— 
ſes mit Berläffigkeit geſchehen Tann) anzugeben, um durch diefe Angabe eine 
regelmäßige Führung der Kirchenbücher möglich zu machen. 
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| — Eine die Gebühren für Ausfertigung der Givilftandsaften be— 
treffende Entſchließung der Kreisregierung fiehe 1. Bud, $. 215. 


Zum fünften Eapitel. 
Siegelanlegung und Berfleigerungen 
Siebenpf. Handb. 3. Band, p. 229. 


$. 81. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 25. März 1835, Amtsbl. Mr 15, p- 175, 
Mißbräuche bei Immobilien Berfteigerungen betr. 


Der unterfertigten Stelle it zur Kenntniß gelommen, in mehreren Ge 
meinden bes Kreiſes befiehe der Mißbrauch, daß den durch die Notarien adyu- 
baltenden Zmmobiliar-Berfleigerungen präparatorifhe Berfleigerungen in einem 
Wirthshauſe vorangehen, wobei fogenannte Trinftonditionen förmlich publizirt 
werden, denen zufolge jedem Steigerer, welcher ſich bei der präparatoriicen 
Berfleigerung eine Qutsparzelle zu einem gewiffen Preis zufchreiben läßt, die 
Zufiderung auf eine Quantität Wein ertheilt wird, welcher bei der definitiven 
Berfteigerung getrunfen werden fol. 

Die Abhaltung von Berfleigerungen durch andere Perfonen außer den hie 
berechtigten Beamten, und die Ausbedingung einer Abgabe für Wein, find un 
gefeglihe Handlungen, deren Beflrafung durch Art. 174 des Strafgefehbudes 
und die Verordnungen der gemeinfchaftlichen Landesadminiftration vom 21. 
Februar und 22, April 1815 vorgefehen ift. 

Man verficht fi daher zu den ‚Bürgermeifteramts » Adjunften, daß fie fih 
nicht nur aller Theilnahme an folchen gefeßwidrigen Handlungen entpalten, 
fondern auch unnachfichtlich gegen diejenigen einfchreiten werben, die fid der 
angeführten Zuwiderhandlungen ſchuldig machen. 


F. 82. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer der Finanzen, vom 9. November 1835, Amtsbl. M 54, P- 
499, die unbefugte Abhaltung von Mobiliarverfteigerungen beir, 


Es iſt zur Anzeige gelommen, daß Zumwiderbandlungen gegen das Geſch 
vom 22. Pluviose 7, und gegen die Verordnung vom 21. Februar 1815, burd 
Abhaltung von äffentlihen Mobilienverfteigerungen, ohne Konkurrenz der dazu 
gefeglich bezeichneten Beamten, als zuchtpolizeiliche Vergehen qualifizirt, demnad 
der Aburtheilung des Zuchtpolizeigerichts unterflellt worden find. Die Bor 
fohriften über die Abhaltung öffentlicher Mobiliarverfteigerungen an die Neil 
bietenden, find aber nicht ſowohl im Intereſſe der öffentlichen Ordnung, als in 
jenem des Aerars, zur Sicherung der aus dem Berkaufe entfpringenden Ein 
regiftrirungs» und Stempelgebühren aufgeflelt, und die Zumiderhandlungen 
follen demnach, wie der Art. 8, Abf, 2 des Gefehes vom 22. Pluviose 7, be⸗ 

ſtimmt ausfpricht, auf diefelbe Weife konflatirt und verfolgt werden, wie die Leber 


x 
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tretung der Einregiftrirungs- und Stempelgebühren, folglich gehört die Aburtheil- 
ung ehwaiger Oppofitionen gegen den Zahlbefehl vor das Forumdes Civilgerichts. 

Den Königl. Rentämtern und Domänen-Inſpektionen wird daher in Erin- 
nerung gebracht, daß fie entweder nach eigener Wahrnehmung oder auf Anzeige 
von dritten, jede unbefngt und ohne Mitwirkung eines öffentlihen Beamten 
obgehaltene Mobilienverfteigerung durch Protokoll zu konſtatiren und dieſes ſo⸗ 
pleih anher vorzulegen haben, damit die Strafe innerhalb der Gränze ber 
geſetzlichen Gradation beflimmt, fofort die Einforderung durch Zahlbefehl ange- 
ordnet werde, 

$. 83. Berfügung der Königl, Regierung des Rheinfreifes, 
Kammer des Innern, vom 5. Juli 1837, Amtsbl. M. 40, p. 319, 
die verfpätete oder unterlaffene Anzeige eröffneter Pflegfchaften durch) 
die Civilſtandsbeamten betr. 

Nahdem es im Intereffe der Pflegbefohlenen liegt, daß der betreffende 
Königl. Friedensrichter von dem Ableben eines Vormunds auch dann Kenntniß 
erhält, wenn dieſer nicht, zugleich Erblafler des Pflegbefohlenen ift, und nach⸗ 
dem der Art. 1 des Geſetzes vom 11. September 1825 die Förmlichkeiten bei 
Anfegung und Abnahme der gerichtlihen Stegel betr., nur auf jenen Fall An« 
wendung findet, wo Jemand minderjährige, interdicirte oder abwefende Erben 
dinterfäßt, fo werden in Webereinfimmung mit dem Königl. Generalftaatspro- 
turator am Königl. Appellationsgerichte des Rheinkreiſes, fämmtliche Eivil- 
Randebeamten hiemit angemwiefen in Zukunft die Sterbfälle ſolcher mit einer 
Sormundfchaft bekleideter Perfonen bei dem Königl. Friedensrichter ohne Ber- 
zug, jedoch ohne daß die Abfendung eines eigenen Boten nothwendig wäre, 
jur Anzeige zu bringen. Sie werden deßhalb, wo ihnen nicht ohnehin ſchon 
befannt ift, daß der Berflorbene Bormund war, jedesmal die Zeugen, welde 
den Todesfall deflariren, hierüber befonders befragen. 

Man erwartet von den Eivilftandsbeamten, daß fie diefer Anordnung um 
fo genauer nachkommen werden, als bei hergeftellter Nachläßigkeit die in dem 
Art. 1 des Gefeßes vom 11. September 1825 angedrohte Diszipfinarahndung 
gleichmaͤßig auch hier eintreten müßte, 

Zum ſechsten Eapitel. 
Notariat, 
Siebenpf. Handb, 3. Band, p. 238. 

— Bekanntmachung der Königl. Generalprofuratur vom 6, Sa 
nur 1837, Amtsbl. M A, p. 31, die Berbriefung der Einftandsver- 
träge bei der Konfeription, fiehe 5. Bud, $. 15. 

— Den Gebrauch der Mutations- und Seftiongregifter bei Gü- 
kraufnahmsprotofolfen, fiehe oben Gemeindeverwaltung, Gefchäfte- 
gang, 1. Buch, $. 165. 
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— Die Stempel- und Einregiftrirungspflichtigfeit der Anfchlag- 
zettel bei Zwangsveräußerungen, fiehe 6. Bud, S. 108. 

— Entſchließung der Königl. NRogierung der Pfalz, Kammer des 
Innern, vom 15. März 1838, Amtsbl, Mr 18, p. 122, die Aufnahme 
von Privataften durch Angeftellte gegen Belohnung, fiehe 1. Bud, 
$. 167. 

— Die Königl. allerhöchfte Verordnung vom 3. März 1840, 
Amtsbl. M, 15, p. Sı, die Zahl der Mitglieder der Notariatsfam- 


mern in der Pfalz betr, fiehe oben 2. Buch, $. 13. 

— Entfhliegung der Königl. Regierung der Pfalz vom 9. Au 
guſt 1839, Amtsbl. M. 40, p. 345, die — von Privatalten 
betr., fiehe 1. Buch, S. 167. 

F. 84. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 14. Detober 1811, 
Amtsbl. M 74, p- 590, die Notariate in der Pfalz betr. 

Nahdem Wir bereits am 16. Februar 1841 eine dritte Notärftelle in 
Speyer zu errichten geruhet haben, finden Wir Uns in Berüdfichtigung dei 
nachgewiefenen Bebürfniffes allergnädigft beivogen, die Notärftellen in der Pal; 
noch weiter in folgender Art zu vermehren: 

I. 3m Landtommiffariate Germersheim durch Errichtung einer neuen No— 
tärftelle zu Bellheim, Kantons Germersheim. 

I. Im Landfommiffariate Kaiferslautern durch Errichtung einer dritten 
Rotärftelle in KRaiferslautern. 

III. Im Landlommiffariate Kirchheimbolanden durch Errichtung einer neuen 
Notärftelle zu Zell, Kantons Göllheim. 

IV. Im Landkommiſſariate Landau durch Errichtung zwei neuer Notärfiellen, 
der einen zu Herrheim, Kantons Landau, und der andern zu Altdorf, Kar: 
tous Edenkoben, 

V. Im Landfommiffariate Neuftadt durch Errichtung einer neuen Nolär 
fiele zu Sreinsheim, Kantons Dürkheim, 

Eine weitere Bermehrung der Notärftellen in der Pfalz findet zur Zeit 
nicht flatt, jedoch geftatten Wir, daß im Falle der Erledigung einer der beiden 
Notärftellen zu Bliestaftel, Landlommiffariats Zweibrüden, der Amtofig der 
einen zuerſt erledigt werdenden Stelle nah St. Ingbert, Kantons Blie- 
kaſtel, verlegt werde. 

F. 85. Unterm 16. November 1841, Amtsbl. Ma 77, p. 609, 
bat die Regierungs-Finanzkammer der Pfalz Folgendes erlaffen: 

Die unterfertigte Stelle fieht fih abermals veranlaft, auf die dringende 


Nothwendigkeit vollftändig genauer Bezeichnung der Güter, über deren Erwerb’ 
ung Notariats» oder Privatakten errichtet werben, aufmerkfam zu machen, und 
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bemerkt, daß nur auf den Grund folher Akten, in welchen da, wo die Kataſter 
bereits eingeführt find, Plannummer, Gewann und Flächeninhalt, wo dieſes 
noch nicht der Fall if, Buchflabe und Nummer der Sektion, Gewann und 
Fächeninhalt der Objekte genau anzugeben ift, oder wo feine Erwerbsakten er- 
rihtet worden find, nur auf den Grund fohriftlicher Deklarationen oder fleuer- 
tontrollamtlicher Eertififate, welche diefe Angaben genau enthalten, Einträge in 
die Güterwechfelbücher geftattet find; biebei wird bemerkt, daß in den definitiv 
fataftrirten Gemeinden bei jeder Anmeldung eines Grundbefißwechfels, welche 
zum Behufe der Eintragung ind Güterwechſelbuch ftatt findet, der in Handen 
des Berfäufers befindliche Katafterauszug in Vorlage gebracht werden müffe, 


$. 56. Kaffationsurtheil vom 11. Auguft 1841, Amtebl. vom 
Jahre 1843, Ma 5, p. 30, die Verzeichnung der Koften auf den No- 
tarintsaften betr., ſiehe 2. Bud, $. 38. 

$. 87. Hier folgt noch die Verfügung der Königl. Regierung 
ver Pfalz, Kammer des Innern, vom 21. Januar 1842, Amtshl. 
M 8, p. 74, die Gebühren der Steuervertheiler bei Anleihen betr. 

Ueber die Frage, ob und welche Gebühren die Steuervertheiler für die Ab- 
ſhätzung der als Unterpfänder bei Anleihen zu verlegenden Güter anfprechen 
Innen, haben fich Anftände erhoben, und eine hierüber gepflogene weitere Nach» 
ferfdung hat ergeben, daß faft allgemein der Gebrauch beflefe, die Güter, 
welche bei Anleihen zum Unterpfande gegeben werden follen, durch bie Steuer» 
dertheiler abfchäßen zu Taffen, daß aber der Mangel eines Gebühren-Regulativs 
viele Ungleichheiten im Verfahren und mancherlei Anftände erzeuge. 

Das Inſtitut der Steuervertheiler beruht auf dem Gefet vom 3. Frimaire 
VIL, ipre amtlichen Berrichtungen find aufdie Steuerangelegenheiten beſchränkt, 
und bie Steuervertheiler find fo wenig verpflichtet, fich der Abfchäßung der 
Güter, die bei Anleihen zu Unterpfändern dienen follen, zu unterziehen, als von 
Eeiten der Privaten eine Verbindlichkeit befiehet, fih zu diefem Gefchäfte der 
Steuervertheiler zu bedienen, 

Benn demnach die Gütertaration den Steuervertheilern übertragen werben 
wil, fo beftehet für diefelben keine Verpflichtung, ſich diefem Geſchäfte unent» 
neldlich zu unterziehen, und e8 wird, um für folde Fälle eine Gleichförmigkeit 
zu erzielen, Folgendes verfügt: 

1. Benn eine Güterabfhäßung durch die Steuervertheiler verlangt wird, 
ſo follen in der Regel drei derfelben das Gefchäft vornehmen. 

2. Die Gebühren, die ein jeder berfelben anzufprechen hat, werben nad 
der Zahl der abzufchäßenden Parzellen berechnet, und zwar 

a) für eine bis zehn Parzellen zwölf Kreuzer, 

b) für eilf bis zwanzig Parzellen achtzehn Kreuzer, 

c) für ein und zwanzig bis dreißig Parzellen vier und Zwanzig Kreuzer 
u. ſ. w. 
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3. Die bezogenen Gebühren find auf dem Akte jebesmal zu bemerfen, 
4. Die Steuervertheiler haben den Werth der Güter nah Pflicht und 
Gewiſſen anzugeben und den Betrag mit Worten in dem Akte auszudrüden, 





Dritte Abtheilung. 
Gerichtsfoften und Gebühren. 


Siebenpf. Handb. 2. Band, p. 376 u. f. 

$. 88. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinkrei⸗ 
fes, Kammer der Finanzen, vom 9. Mai 1833, Amtsbl. M %, 
p. 254, die Infinuationsgebühren betr, 

In Gemäßpeit höchſter Minifterialentfchliegung vom 2. I. M., wird den 
betreffenden Behörden hiedurch bekannt gemacht, daß die Imfinuationen von 
Urkunden ausländifher Gerichte an bayerifhe Untertanen, künftighin tar», 
flempel- und portofrei zu behandeln find, wonach fi) allgemein zu achten if. 

— Die Gebühren der Forftgerichtöboten und Gerichtichreiberei- 
gebühren in Forftfachen, fiebe VI. Bud) bei den Nachträgen zum 
Forſtſtrafgeſetz. 

F. 89. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinfrei- 
ſes, Kammer der Finanzen, vom 9. September 1834, Amtsbl. M 5l, 
p. 528, die Gebühren der Gerichtöboten von Ladungen in Zolldeftau⸗ 
dationsfachen betr. 

Es Haben fich Zweifel erhoben, ob die Gebühren der Gerichtsboten fir 
Ladungen vor das einfache Polizeigericht in Zolldefraubationsfachen nad dem 
Taxdekret vom 18. Juni 1811, oder nah dem Art. 2 des Geſetzes vom 3. 
Dezember 1831 anzufprechen feyen. 

Zur Befeitigung diefer Zweifel wird im Einvernehmen mit der Königl. 
Generalprofuratur und unter Bezugnahme auf Minifterialentfchliefung vom 
22. Dezember 1832 (Kreisamts» und Intelligengblatt AS 2, Zahrgang 183) 
hiemit zur Öffentlihen Kunde gebracht, daß der Art. 2 des Geſetzes vom 3 
Dezember 1832 auch auf die gerichtlichen Verhandlungen in Zolldefraudations 
fahen Anwendung finde. 

F. MO. Zufolge Bekanntmachung der Regierung des Rhbeinktei⸗ 
ſes vom 10. Dezember 1835, Amtsbl, M. 60, p. 563, müſſen die 
gerichtlichen Berfündigungen, wegen Amortifirung vermißter Urkunden 
über Kapitalforderungen der Stiftungen an den Staat, unentgelblid 
in den allgemeinen Anzeiger aufgenommen werben. 

$. 9. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz, Kam 
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mer ded -Inmern, vom 2. Juli 1836, Amtsbl. M 32, p. 379, die 
Gebühren der Unter: und Wundärzte in gerichtlichen Fällen betr. 

Die Königl, Regierungskammer der Finanzen hat aus Beranlaffung einer 
Reklamation hieſiger Unterärzte unterm 31. Mai d. 3. den Beichluß gefaßt, 
daß den Chirurgen und Unterärzten auf den Grund des Art. 17 des Defreis 
som 18. Juni 1811, bei Obduftionen außer den Gebühren von 5 France für 
die Deffnung der Leiche, der weitere Bezug von 3 France für Beſichtigung der 
keihe und Mitunterzeihnung des Obduktionsprotofolles, jedoch blos unter der 
Bedingung bewilliget werde, daß die Unterärzte in dem Requifitionsfhreiben 
ausdrüdlich zur Leichenbefihtigung und Mitunterzeihnung des Obduktionspro⸗ 
tofolled aufgefordert werden. Die Königl. Kantonsphyfifate werben hievon mit 
der Beifung in Kenntniß gefeßt, nur ſolche Individuen zur Leichenbeſichtigung 
und Mitunterzeichnung des Obduftionsprotofolles aufzufordern, welche die er- 
forderlihe Kenntnig und Fähigkeit hiezu befigen, dagegen die Hebrigen nur zu 
der Affiftenz bei der Sektion zu requiriren und das Eine wie das Andere in 
dem Bequifitionsfchreiben ausbrüdlich zu erwähnen. 


$. 92. Königl. Verordnung vom 28, Auguft 1836, Amtsbl. 
M 45, p. 495, bie vom Friedensgerichte in Speyer zu beziehenven 
Vnfationsgebühren .betr. 

Tudwig, K. | 

Bir haben Uns auf den Antrag Unferes Staatsminifterlums der Zuftiz 
bewogen gefunden, mit Rüdficht auf den Sit der Regierung des Rpeinfreifes, 
iu genebmigen, daß das Friedensgericht zu Speyer, auf fo lange Wir nicht 
anders verfügen, die durch das Kaiferlihe Tardefret vom 16. Februar 1807 
bewilligten Bafationsgebühren nach dem Fuße derjenigen Friedensgerichte fortan 
beziehe, welche fi an dem Sitze eines Bezirkögerichts befinden, 

Hienach ift das Geeignete zu verfügen. i 


$. 93. Belanntmahung der Königl. Regierung des Nheinfrei- 
te, Kammer des Innern und der Finanzen, vom 2, October 1836, 
Amtsbl. Ma 53, p. 551, die Gebühren der Kantonsärzte bei gericht- 
ihen Verhandlungen betr. ‚ 

Durch höchſte Minifterial- Entfchließung vom 15. v. M. wurde genehmigt, 
a künftig die Beftimmungen Abf. 6 und 7 des Zahlungs-NRegulativs für 
krite vom 2. October, resp. 13. Dezember 1820 (Amtebl. a6 2 des Jahr⸗ 
angs 1821) auch auf die Berufungen der Königl. Kantonsärzte vor das Affifen- 
eript, und zwar ohne Unterſchied, ob die Koften dem Staate oder einer Par- 
ei zur Laft fallen, angewendet werben. 

Denfelben werden daher Fünftig in den genannten Berufungsfällen brei 
ulden Diäten und ein Gulden Reiſekoſten für die Stunde der Ortsentfernung 
'rgütet werben. 

Dr. PFORERPRR it Vi — —— der Derfaflung 1, 84 
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$. 94. Verfügung der Königl, Regierung des Rheinkreiſes, 
vom 4. Januar 1837, Amtébl. M. 5, p. 40, die Liquidation der Ge⸗ 
bühren der Königl. Kantonsärzte, der praftifchen Merzte und ber Un— 
terärgte betr. 
Behufs der genauen Ausſcheidung und Tiquidirung ber Gebühren der 8. 
nigl. Kantonsärzte, der praktifhen Aerzte und ber Unterärzte bei Legalfällen, 
hat die unterfertigte Stelle befchloffen, wie folgt: 

„Die vorbezeichneten Medizinalperfonen haben für die Zufunft über ihre 
Gebühren bei Legalfällen — gleichviel ob die Zahlung dem Königl. Yerar oder 
den Partpien zur Laft fällt — nah Maaßgabe des Dekrets vom 18, Juni 1811 
und des Zahlungsregulativs vom 13. Dezember 1820 (Amtsbl. 1821 6 3) 
unmittelbar nach ihrer Amtsleiftung eine Koftennote auf ungeftempeltem Papier 
anzufertigen, und folde dem Gerichtsbeamten zu übergeben, von welgem fe 
requirirt worden find, 

Um den pünktlihen Bollzug dieſer Vorfchrift zu fichern, haben die Duar- 
talsverzeichniffe der Gebühren, welche zur Anweiſung auf die Königl. Staatt 
faffen vorgelegt werden, die Beſcheinigung des einfchlägigen Gerichtäbramten 
über die Mebergabe der vorerwähnten Koftennote zu enthalten.” 


$. 9. Berfügung der Königl. Generafftaatsprofuratur von 
2. September 1837, Amtebl. M 52, p. A22, die Unfoften bei &- 
propriationen des Öffentlichen Nußens wegen betr. 


Bei Erpropriationen, welde die Königl. Staatsbehörbe des Öffentlichen 
Nubens wegen in Anwendung ber Art. 13, 14, 15 und 19 des Gefeges vom 
8. März 1810 von Amtswegen betreibt, um die Einweifung des Staates in 
den Beſitz des abzutretenden Grundeigenthums durch richterlichen Sprud jı 
veranlaffen, wurden feither die Gebühren für Ausfertigungen, Zuftellungen un 
Bekanntmachungen der Urtheile durch die Gerichtfchreiber und Gerichteboten 
nad dem Eipiltarif vom 16. Februar 1807 berechnet. 


Diefe Berechnungsart ift gefegwidrig, indem die Antoflen für diefe Prop 
bur nach Art. 1 46 14, 121 und 122 des Detrets nom 18, Zuni 1811 mie di 
Unkoſten in Sriminalfachen berechnet, tarirt und angewieſen werden folen. 
Nur die Unkoſten, welche gelegenheitlih der Streitigfeit entftehen, meld 
Entfhädigang der Staat für die in Frage begriffenen Grundftüde zu leihen 
babe, fallen unter die Anwendung des Eiviltarifd vom 16. Februar 1807, weil 
es fih dann von einer. Civilſtreitigkelt handelt, welche die Königl. Staats 
hörde nicht mehr ald Hauptparthei von Amtswegen zu betreiben, fonden 
wie in jedem zwifchen dem Staate und Privaten anpängigen Eivilprogefie jı 
verfahren hat. ! 


Demnach werben die Koͤnigl. Staatsprokuratoren, im Einverſtaͤndniſſe mi 
der Königl. Kreisregierung, Kammer der Finanzen, beauftragt, darüber j 
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wachen, daß die Unkoſten, welche durch die von Amtswegen beiriebene Ein» 
weifung des Staates in den Befiß der abzutretenden Grundflüde entflehen, 
nad dem Tarif vom 18. Juni 1811 berechnet und tarirt werben, 


$. 96. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz, Kam— 
mer der Finanzen, vom 12. Januar 1839, Amtsbl. M 3, p- 32, 
die Reifegebühren der vor dem Affifengerichte erfcheinenden Gerichts: 
beamten betr. 

Durh Finanzminifterialentfchliegung vom 15. und 22, Dezember 1838 
wurde genehmigt, daß in Fällen, wo Gerichtsbeamte in ihrer amtliden 
Eigenfhaft bei den Affifen zu erfcheinen haben, um aus den von ihnen 
geführten Borunterfuhungen Auffchlüffe zu ertpeilen, von benfelben bie ihnen 
nah Kap. VII. des Dekrets vom 18. Juni 1811 für Amtsreifen gebührenden 
Entihädigungen in Aufrehnung gebracht werden bürfen, und zwar von ben 
Rihtern, Staatsprofuratoren und ihren Stellvertretern die im Art. 88, von 
den Beamten der gerichtlichen Polizei — Bürgermeiftern, ihren Adjunkten und 
den Poligeitommiffären — aber die Art. 89 des befagten Defrets feftgefeten 
Gebühren. — Dieſes wird hiemit zur Kenntnißnahme und künftigen Darnach- 
abtung befannt gemacht. 


— Die Entſchließung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
ver Finanzen, vom 24. Februar 1839, Amtsbl. M, 13, p. 113, den 
Vollzug des Forſtrafgeſetzes, in specie Gerichtsfoften betr., fiehe 6. 
Bud, $. 31. 


F. 9. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz vom 
31. Auguft 1839, Amtsbl. Mi 45, p. 376, die Gebühren der Kan- 
tondärzte und der dieſe vertretenden praftifchen Aerzte ald Experten 
vor dem Affifengerichte und Zuchtpofizeigerichte betr. 

Durch höchſte Minifterialentfchliefung vom 23. d. M. wurde befiimmt: 

1. Die den Kantonsärzten nach der diesfeitigen Ausichreibung vom 2. Or- 
iober 1836 — Amtsbl. S. 551 — neben der Reifeloflen- resp. Gefährtgeld- 
entihädigung, ad 1 fl. für die Doppelftunde bewilligten Diäten von drei Gul- 
den haben diefelben für jeden Tag, welchen fie fowohl auf der Reife zum 
Affengerichte als an deffen Site zubringen müffen, anzufprecen. 

2. Werden Kantonsärzte vor die Zuchtpolizeigerichte als Experten berufen, 
o dürfen fie die nämlichen Gebühren. — Diäten und Gefährtgelventfchädigung 
iquidiren, die ihnen als Experten vor den Affifengerichten bewilligt find. 

3. Den prattifchen Aerzten, welche für Kantonsärzte gegebenen Falls vor 
von Affen» oder Zuchtpolizeigerichten als Experten erfcheinen müffen, paſſiren 
nefelben Gebühren, wie den Kantonsärzten. 

$- 98. Bekanntmachung der Königl, Regierung der Pfalz, Kam— 
34 * 
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mer der Finanzen, vom 21. Juli 1340, Amtsbl. M 43, p- 277, die 
Berrehnung der Neifekoften der Kantonsärzte und Aerzte als Exper- 
ten por den Affifen betr. 


Nach höchſter Entſchließung vom 21. September 1839 wurde genehmigt, 
daß künftig die Reiſekoſten der Kantonsärzte und Aerzte, wenn folche vor dem 
Affifengerichte als Erperten erſcheinen, nach geographiſchen Stunden, flatt 
nach Landſtunden, feftzufegen und anzumweifen feyen. 

Diefes wird hiemit zur Kenntnißnahme hekaunnt gemacht. 


$. 99. Entſchließung der Königl. Regierung der Pfalz, Kam 
mer der Finanzen, vom 9. Februar 1841, Amtsbl. Mi 13, p. % 
die Refommandation verhafteter Ausländer Behufs der Zahlung der 
fhuldigen Strafe und Gerichtskoſten betr. 


Die Königl. Rentämter werden mit Bezugnahme auf die General-nftrul- 
tion vom 24. September 1812, „46 600, und auf die Rezierungsverfügung vom 
11, November 1837, A 1842 A., hiemit angewiefen, im rubrizirten Betreft 
fünftig Folgendes genau zu beobachten: 


Art. 1.. Ausländer, welche in den Gefängniffen der Pfalz ihre zuerkmm- 
ten Strafen abbüßen, dürfen nah Maaßgabe der Art. 53 und 467 des Gtuf: 
gefepbuches Behufs der Zahlung der ſchuldigen Geldfirafen und Gerichtöfofen 
nur in dem Falle rekommandirt werden, wenn die gegründete Bermuthung dr 
ftept, daß die Nelommandation deßdalb einen wirklichen Erfolg haben und 
wenn die fpezielle Genehmigung der unterfertigten Stelle durch zeitige Berihtt- 
erftattung dazu erwirft ſeyn wird. 

Art. 2. Die Königl. Rentämter follen darum vor der Berichtserftattung 
bei den Königl. Staatsprofuratoren ꝛc. und nöthigen Falls felbft, wenn nän- 
lich der Verurtheilte aus den deutſchen Bundesflaaten gebürtig ift, bei den br 
treffenden Heimathsbehörden die geeigneten fchriftlichen Erfundigungen einziehen 
und mitvorlegen, jedesmal auch die Dauer der Haft innerhalb der gefepliden 
Gränzen begutachten, 

Art. 3. Gegen Individuen, welche wegen Diebflapl, Landſtreicherei oder 
Bettel verurtheilt worden find, foll in der Negel die Relommandation gar nit 
in Antrag fommen, weil die Natur des Berbrechens oder Vergehens fon auf 
Zahlungsunfäpigkeit fchließen läßt; ebenfo wenig gegen Pollzeifträflinge, Dr 
Schuldigkeit an Geldfirafen und Koften ohnehin gewöhnlich nicht bedeutend ik 
Es wird aber auch in beiden Fällen vorausgefeßt, daß der Verurtheilte kein 
Mittel bei fich bat, wovon er füglich bezahlen kann, 

Art. 4. Die Genehmigung der unterfertigten Stelle zu Relommandation 
muß von dem einfchlägigen Königl. Rentamte der Königl. Staatsbehörde in 
Original mitgetpeilt werden, indem nur daraufpin die Fortfegung der Haft auf 
die barin jedesmal auszudrüdende Dauer erfolgen darf. 
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$. 100. Bekanntmachung der König. Regierung ber Pfalz, 
Kammer der Finanzen, vom 27. Juli 1841, Amtsbl. Mr 51, p. 409, 
die Gebühren für Vorladungen von Angefhuldigten und Zeugen betr. 

Im bezeichneten Betreffe ift unterm 19. d. M. folgende höchſte Entfgeidung 
erfolgt, welche hiemit zur Kenntnißnahme und Darnahadhtung bekannt gemacht 
wird, 
„In dem Circulare des YJuftizminifterd vom 30. Dezember 1812 iſt be» 
beſtimmt, daß in dem Falle, wenn mehrere Angefhuldigte oder Zeugen in ber- 
felben Sache und in derfelben Gemeinde zu laden find, für die VBorladung nur 
ein einziges Original aufgerechnet werden dürfe, 

Nah Art. II. des Geſetzes, die Protofollirung und Borladung in gemeinen 
Etraffachen der einfachen Polizei betreffend, vom 28, Dezember 1831 (Gefekbl. 
vom Jahre 1831, ©. 231), hat ferner der Gerichtsbote für Borladungen in 
gemeinen Straffachen der einfachen Polizei, für Original, Abfchrift, Repertorium 
und Reife zufammen nur eine Gebühr von 18 fr. zu beziehen. 

Die Könige. Zufiz- Minifterial» Entfipliegung vom 10. Juli 1836 endlich 
wurde in der Abficht erlaffen, die Gerichtstoften noch dadurdh zu mindern, daß 
die Feldfreuler nur mitteld Benachrichtigung, flatt der Vorladung, an das ein- 
fahe Polizeigericht zu berufen und für eine folche Benachrichtigung in maximo 
10 fr, zu bewilligen feyn follten, 

Da die Benachrichtigung an die Stelle der Borladung treten follte, für 
lezlere aber in dem bezeichneten Falle nur 18 fr. paffiren, fo folgt von felbft, 
daß die Benachrichtigungsgebühr nicht von einem jeden der zu gleicher Zeit 
und in derfelben Sache vorzuladenden mehreren Familiengliever berechnet und 
auf diefe Weife höher als eine Borladung angefegt werben darf.“ 


— Die Gefuhe um Nachlaß der Gerichtöfoften betr., fiehe oben 
$. 68. 

$. 101. Als Nachtrag zu dem im 3. Band, p. 318, über die 
Diſtanztabellen Gefagten, wird hier bemerkt, daß im Amtsbl. M 19 
vom Jahre 1831, p. 133, M 68 vom Jahre 1832, p. 607, M 60 
vom Jahre 1835, p. 563, Berichtigungen der Diftanztabellen vom 
15. November 1829 vorkommen. 
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Erſte Abtheilung. 


Siherheit der Perſonen und Des 
Eigenthums. 


Zum zweiten Capitel. 
Päſſe, Wanderbücher und Heimathſcheine. 
Siehe Handb. 3. Band, p. 323 u. f. 


$. 1. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes 
vom 31. März 1833, Amtsbl. 18, p. 205, die Bifirung der nad 
Frankreich beftimmten Reifepäffe und Marfchrouten durch die Königl. 
franzöſiſchen Gefanbifchaften betr. 


Rad einer Mittheilung der Königl. franzöfifchen Behörden wird künftig 
mr denjenigen Perfonen der Eintritt in Frankreich geftattet werben, beren re 
elmäßige NReifepäffe oder Marfchrouten mit dem Bifa einer Königl. franzöfi- 
hen Gefandifchaft verfehen find. 


$° 2. Belanntmahung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
tammer des Innern, vom 7. April 1833, Amtsbl. Mu 19, p- 210, 
ie Reifepäffe nad Franfreih, resp. Auswanderung nad Amerifa 
etr. 

Durch diesfeitiged Augfchreiben vom 31. März I. 3. (Sntelligenzbl. As 18 
om 4. April 1833) ift befannt gemacht worden, daß Fünftig nur denjenigen 
erfonen der Eintritt in Frankreich geflattet werde, deren regelmäßige Reife- 
iffe oder Marſchrouten mit dem Bifa einer Königl. franzöſiſchen Geſandiſchaft 
sfehen find. 

In Folge weiterer Mittheilung der Königl. franzöfifchen Behörden wird 
efes Bifa den nah Amerifa austwandernden und deßhalb durch Frankreich 
ifenden Perfonen, jedoch nur dann ertpeilt werden, wenn dem Pafle ein von 
m Ortsbürgermeifter ausgeftelltes und von dem betreffenden Königl. Yand- 
mmiffariate und ber unterzeichneten Königl. Kreisregierung Iegalifirtes Zeug” 


538 Dritted Buch. — Bermaltungspolizei. 


niß angefügt ift, durch welches befcheinigt ‚wird, daß der Paßinhaber, wenn er 
allein reifet, eine Baarfchaft von wenigftens vierbundert Gulden, un 
wenn er von Familie begleitet it außerdem zweihundert Gulden für 
jedes Mitglied derfelben, bei fich führt. 

Dabei wird zugleich noch bemerkt, daß ed zum Austritt aus einem der 
franzöfifchen Seehäfen, Behufs der Weiterreife narh Amerika, nicht genüge 
einen Reifepaß zu befißen, der ohne Angabe des eigentlichen Reifezweds bios 
nach einem franzöfifchen Seehafen oder nad einer andern Stadt In Frantreid 
ausgeftellt ift, indem die Inhaber ſolcher Päſſe unnachfichtich von dem im Pafle 
angegebenen Beflimmungsorte an die Eintrittögränge zurüdgemwiefen würden, 
fo daß fie den vergeblichen Zeit: und Koflenaufwand Tediglich fich ſelbſt zum- 
fhreiben hätten. 

Indem man diefe Beftimmungen, wonach alfo die diesfeitige Verfügung 
vom 26. März 1832 (Inteligenzblatt AE 17 vom 4. April 1832) modifjirt 
wird, hiedurh zur öffentlichen Kenntniß des Publitums und fämmtlicer Be 
hörden des Rheinkreiſes bringt, werden die Bürgermeifterämter angeiiefen, die 
fragliden, auf Stempelpapier auszufertigenden Zeugniffe über die Reifehaar- 
fohaft der Ausiwandernden, nur dann auszuftellen, wenn fie fich die erforder: 
lihen Beträge nicht nur baar haben vorzeigen Taffen, fondern auch aus ke 
bisherigen Befitftand der Auswandernden mit Meberzeugung zu ſchließen mr 
mögen, daß biefelben im wirklichen eigenthümlichen Beſitz eines ſolchen Br- 
mögens feyn können, 

$- 3. Die Verfügungen der Regierung des Rheinkreiſes vom 
9. April 1833, Amtsbl. M 20, p. 214, iſt hinſichtlich der Pape da 
Studirenden durch die fpätere Verordnung, Amtsbl. vom Jahre 1837, 
p- 69, nicht aufgehoben, dagegen jene vom 3. Mai 1833, Amteil 
M. 25, p- 246, vom 6. Dezember 1833, Amtsbl. vom Jahre 1831, 
M. 1, p- 3. 

$. 4. Die allerhöchfte Verordnung vom 1. Juni 1835, Amtstl 
M. 34, p. 353, die Neifefarten der Lohnkutſcher betr., iſt durd di 
fpätere vom 20. Jänner 1837, Amtsbf. AG 10, p. 79, ausdrüdiid 
aufgehoben. 

$. 5. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinkreiid, 
Kammer des Innern, vom 9. Juni 1833, Amtsbl. Ma 22, p. 38 
die im Großherzogthume Heffen getroffenen polizeilichen Maafregeln 
gegen Fremde betr, 

Nachdem das großherzoglich heffifche Minifterium des Innern umd der Ju 
ſtiz angeordnet hat: daß in Zukunft nicht blos: jeder Reifende, fondern and di 
Dienerfchaft eines Reifenden, ſowie Kutfcher und Fuhrleuie ſich durch Legit 
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mationspapiere genügend ausweifen müffen, fo wird diefe Anordnung hiemit 
jur genauen Darnachtung öffentlich bekannt gemacht, 


$- 6. Bekanntmachung der k.k. öfterreichifchen Regierung ober 
der Enns vom 13. Juni 1833, Amtsbl. Aß 38, p. 381, Beftimmun- 
gen über den Eintritt ausländifcher Handwerksburſche in die öſter⸗ 
reichiſchen Staaten, dann über das Herumziehen müßiger erwerbloſer 
Menſchen im Innern der Provinzen betr. 

Seine k. k. Majeſtät haben in der Abſicht, um das Einwandern ganz er⸗ 
werbs⸗ und mittelloſer ausländiſcher Handwerksburſchen hintanzuhalten, mit 
allerhöchſter Entſchließung vom 14. Mai d. 3. zu befehlen gerupt, daß für die 
Zukunſt jenen ausländiſchen Handwerksdurſchen der Eintritt in bie öſterreichiſchen 
Kaiſerſtaaten zu verſagen ſey, welche 

a) ſich mit einem ordentlichen Wanderbuche oder Reiſepaſſe entweder nicht 
auszuweiſen vermögen, oder in ſittlicher oder polizeilicher Hinſicht bedenklich ſind; 

b) mehr als 2 Monate vor dem Zeitpunkte ihres Erfcheinens an der Gränge 
gar nicht in Arbeit geftanden find, oder ſich nicht legal auszumeifen vermögen, 
daß der Grund davon blos in ihrer Erkrankung lag; 

e) ſich bei dem Mebertritte der Gränze nicht in dem Beſitze von wenigſtens 
acht Gulden Conventionsmünze befinden. 

In Folge der gleichzeitig erlaſſenen allerhöchſten Anordnung wurde ber 
Regierung au die genaue Handhabung der beſtehenden Vorſchriften gegen das 
Herumziehen müßiger und erwerblofer Menfcpen im Innern der Provinzen 
(welche indbefondere aus ber Klafie der Jäger, Bräuer, Müller u, a. m, Jahre 
lang von einem Jäger, von einem Bräuhaufe, von einer Mühle zur andern 
berumziehen, und überall Unterkunft, -Berpflegung und einen Zehrpfennig er- 
prefien), in Erinnerung gebracht, damit auf deren Bollziepung firenge gehalten 
und darüber gewacht werde, daß Handwerksburſche, welche Monate Tang müßig 
herumziehen (was aus dem Bifa ihrer Reifedotumente Teicht zu erfehen ift), und 
welche ſich darüber nicht gehörig rechtfertigeu Fönnen, als Bagabunden behan- 
delt, und an ihre kompetente Obrigkeit abgefchoben werden. 

Indem dieſe allerhöchfte Anordnung in Folge hohen Hoffanzleidefrets vom 
22. Mai d. J., Zahl 12322, piemit fund gemacht wird, werben augleid fämmt- 
liche Polizeibepörden angewiefen, für den genauen Bollzug derfelben ungusge- 
fegt die pflihtmäßige Sorge zu tragen. 

$- 7. Befanntmahung des Königl. preußifchen Minifteriums 
bes Innern und ber Polizei vom 24. April 1833, Amtsbl. vom Jahre 
1834, M. 1, p- 6, in Betreff des Wanderns der Gewerbsgehülfen. 
Da ungeachtet der durch die allerhöchfte Kabinelsordre vom 1. Auguft 1831 


erfolgten allgemeinen Aufpebung da bisher in einigen Landestheilen noch be- 
Randenen Zwangspflicht zünftiger Handwertsgefellen, vor Erlangung des Mei- 
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flerrechts eine beflimmte Zeit auf der Wanderfchaft zuzubringen, und der gegen 
die Mißbräuche, zu welchen das Wandern Beranlaflung gibt, wiederholentliqh 
erlaffenen Verordnungen, noch immer eine große Anzahl von wandernden 
Handwerksgefellen zwecklos im Lande herumfchweift, die Gewerbsgenoſſen und 
das ganze Publitum beläftigt und die öffentlide Sicperheit gefährdet, fo find 
zur Befeitigung diefes Ucbelftandes nachſtehende Befimmungen für nöthig er 
achtet: 

1. Wanderpäſſe, d. h. Päſſe, in welchen weber ein beftimmtes Reifejiel, 
noch ein anderer Reifezwed, ald der, Arbeit zu fuchen, angegeben ift, oder 
Banderbücer, wo folche überhaupt hergebracht find, dürfen nur foldhen In» 
Ländern ertheilt werden, welde 

a) eine Kunft oder ein Handwerk betreiben, bei welchem das Banden 
allgemein üblich und Behufs der Vervollflommnung darin angemeffen if; 

b) völlig unbefcholten und körperlich gefund find, welches Iettere, fofern 
ed irgend zweifelhaft if, durch ein ärztliches Atteft dargethan werden muf; 

c) das dreißigfte Lebensjahr noch nicht überfchritten, auch nicht ſchon vor- 
ber fünf Jahre mit oder ohne Unterbrehung auf der Wanderfchaft zugebradt 
baben; 

d) außer den erforderlichen Kleivdungsftüden nebft Wäſche ein baares Reit: 
geld von mindeftens fünf Thalern beim Antritt ter Wanderſchaft befigen. 

Perfonen, bei welchen nicht alle diefe Erforberniffe vereinigt find, fünnen 
au, wenn fonft fein Bedenken. obwaltet, nur gewöhnliche Reiſepäſſe erhalten, 
bei deren Ausftelung übrigens die beftehenden Vorſchriften namentlich aud hin 
fichtlich der Reifemittel forgfältig zu beobachten find. 

In den Wanderpäffen und Wanderbüchern if die Dauer ihrer Gültigki, 
welche einen Zeitraum von 5 Jahren nicht überfchreiten darf, audzubrüden. 

2. Ausländifchen Handwerkägefellen ift der Eintritt im die diedfeitigen 
Staaten und die Fortfeßung ihrer Wanderſchaft innnerhalb derfelben nur dam 
zu geftatten, wenn fie mit einem von einer fompetenten Behörde ihrer Heimat) 
ausgeftellten Wanderbuche oder Wanderpafle verfehen find, nach Ausweis der 
felben in den legten acht Wochen wenigſtens vier Wochen gearbeitet haben, 
auch alle vorſtehend unter AS 1, a, b, c und d vorgefchriebenen Eigenfdaften 
befißen, welche ein Inländer zur Erlangung eines Wanderpaſſes bedarf, un 
fih darüber gegen die erfle zur Erteilung von Päſſen befugte diesfeitige Br 
hörde an der Grenze, welde das Erforderliche in dem Wanderbuche oder Pal: 
zu vermerken hat, volltändig ausweifen. 

3. Kann ein ausländifcer, übrigens gehörig legitimirter Handwerksgeil 
durch unverbächtige fchriftliche Beweismittel darthun, daß er von einem dad dr 
treffonde Gewerbe felbfifländig betreibenden Inländer ausdrücklich verfhrieen 
worden, fo ift er zugufaffen, wenn er nur körperlich gefund ift und die erfor- 
derlichen Reifemittel befigt, um nach dem pflichtmäßigen Ermeffen der Grän; 
behörde opne Unterftüßung an den Beſtimmungsort gelangen zu können; de® 
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iR das Wanderbuch oder der Paß alddann auch nur nach dem Ort feiner Ber 
fimmung zu vifiren, und fofern bie fonfligen Bedingungen nicht vorhanden, 
die weitere Fortfeßung der Wanderfchaft im diesfeitigen Staate nicht zu ge- 
Ratten. 

4. Der Bandernde, welcher nad obigen Befimmungen pinlänglich Tegis 
timirt iſt, kann zwar die Orte, in welchen er Arbeit fuchen will, beliebig ſelbſt 
wählen, er ifl indeß verbunden, der Behörde, welche das Wanderbuch oder ven 
Banderpaß ausftellt, oder bei dem Eintritt von dem Audlande ber, oder auch 
nah Publifation diefer Verordnung, im Inlande zuerft vifirt, den nächften Be 
fimmungsort, von welchem es bekannt feyn muß, daß dafelbfi das betreffende 
Gewerbe betrieben werde, anzngeben, damit ſowohl der Belimmungsort, als 
auch, wenn biefer über eine Tagreiſe entfernt ift, die Route und die wahrfchein- 
lihe Zahl der Tagereifen dahin in dem Wanderbuche oder Pafle bemerkt werben. 

5. Gleihmäßig muß er bei weiterer Zortfegung der Wanderfihaft der Po⸗ 
ljeibehörde des erften und jedes folgenden Beftimmungsortes den nächſtfolgen⸗ 
den namhaft machen, und biefe bat bei der jedenfalls nöthigen Bifirung den 
von ihm angegebenen anderweiten Befimmungsort, fowie die Route und bie 
wahrfheinlihe Zahl der Tagreifen zu vermerken. 

6. Bon der felbft gewählten Route, welche hiernah aus dem Wanderbuche 
oder Pafle ſtets hervorgehen muß, darf der Wandernde nicht abweichen. Will 
er den gewählten Befimmungsort verändern oder eine andere Route einfchlagen, 
fo muß er einer zur Ausftellung von Päſſen befugten Polizeibehörde auf dem 
zuerft gewählten Wege davon Anzeige machen, damit felbige den Paß unter 
Angabe der Route und der wahrfcheinlichen Reifezeit nah dem neuen Beflim- 
mungsorte vifire. 

Auh muß der Wandernde, wenn er etwa auf dem Wege Arbeit findet oder 
erfrantt, — in welchem Falle die Fortfegung der Wanpderfhaft vor erfolgter 
Öenefung gar nicht zu geftatten ift, — oder fonft durch befondere Umſtände 
abgehalten wird, die Reife nach dem Beflimmungsorte in der angegebenen Zeit 
jurüdzulegen, fich bei den betreffenden Ortspolizeibehörden melden, damit diefe 
dad Wanderbuch oder den Paß vifiren und die Beranlaffung, fowie die Dauer 
des Aufenthalts befcheinigen. 

7. Wenn der Wandernde im Beftimmungsorte Feine Arbeit findet, oder 
dergleichen nicht annehmen will, fo darf er dafelbft nicht über die von der Po- 
lizeidehörde feflzufeßende Zeit verweilen, deren Dauer aledann in feinem Pafle 
oder Wanderbuche zu bemerken ifl. Findet er Arbeit, fo ifl, wenn er demnächſt 
die Wanderſchaft fortfeßt, bei Bifirung des Pafles zugleich zu bemerten, wie 
lange und bei wer er gearbeitet, und wie er fich betragen habe. 

8. In folgenden Fällen if die Fortfegung der Wanderfchaft nicht zu ge- 
flatten, fondern der Wandernde, nach vorgängiger ſummariſcher Erörterung, 
mittelft beſchränkten Pafles und vorgefihriebener Reiferoute, wenn er ein Aus⸗ 
länder if, über die Gränze, fonft aber an den Ort ber Ausflellung des Wan⸗ 
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derpaffes — wohin auch der dem Wandernden abzunehmende Paß zu fenden 
it — zurüdzumeifen: 

a) wenn er von der aus dem Wanderbuche oder Paß hervorgehenden 
Route abgewihen, auf dem Wege oder am Beftimmungsorte über die vorge⸗ 
fohriebene Zeit verweilt bat, und den dadurch begründeten Verdacht eines zwed⸗ 
loſen Umpertreibeng nicht zu widerlegen vermag; 

b) wenn er, außer dem Fall einer unverfchuldeten Krankheit, acht Woden 
lang ohne Arbeit gewefen if, mag bie BEREREEN gteit übrigens verfchuldet oder 
unverfchuldet gewefen ſeyn; 

e) wenn er feine Gewerbögenoffen oder andere Perfonen um eine Unter: 
ſtützung angefprochen hat, ohne Rüdfiht darauf, ob eine fonftige Beftrafung 
ftatt findet, oder nicht; 

d) wenn er ſich eines Berbrechend fchuldig gemacht hat, in welchem Fall 
es fich jedoch von felbft verfieht, daß er bewegen zuvörderſt zur Unterſuchung 
und Beftrafung zu ziehen if. 

9. Handwerkägefellen, die Feine zureichende Legitimationspofumente bei fih 
führen, if das Wandern gar nicht zu geftatten. Wenn fie indeß behaupten, 
felbige verloren zu haben, und folches glaubhaft nachweifen, fo find fie mit 
einem befchräntten Paſſe und vorgefchriebener Reiferoute nach dem Orte yı 
verfehen, wo das Wanderbuc oder ber frühere Paß zulegt vifirt worben, um 
dort kann ihnen, wenn fie dafelbft gearbeitet haben und ſich übrigens vollfin 
dig zu Iegitimiren vermögen, ein neuer Wanderpaß ftatt des verlornen ertheilt 
werden. In bemfelben ift aber der Berluf und die Befchaffenheit des frühern 
Legitimationsdoluments zu erwähnen, auch das letztere durch das Amtsblatt 
und, wo ein Kreisblatt erfcheint, auch durch diefes für ungültig zu erklären, 
und die inländifhe Behörde, welche dasfelbe ausgeftellt, davon zu benadrid- 
tigen, Iſt der Fall aber nad vorflehender Borfchrift zur Ausftellung eines neun 
Wanderpafies nicht geeignet, fo find dergleihen Handwerkögefellen resp. übe 
die Grenze oder an den Drt der Ausfiellung des verlornen Wanderpafles zu 
rüdzuweifen. 

10. Handwerkögefellen, die mit befchräntter Reiferoute zurückgewieſen wer 
den, dürfen zwar mit Genehmigung der Ortspolizeibehörde in den auf ihrem 
Wege belegenen Orten in Arbeit treten, fonft aber von der Noute nicht a 
weichen, widrigenfalls fie nah den allgemeinen Beflimmungen zu verhaften, 
und nach dem Orte der Ausftellung des früher beſeſſenen Wanderpaſſes, font 
aber nach der Heimath, fofern diefe durch Korrefpondeng mit den betreffenden 
Behörden feftgeftellt worden, auf den Transport zu geben find, 

11. Handwerfsgefellen, welde einmal an den Ort der Augflellung dei 
Wanderpaſſes zurüdgewiefen worden, darf erft nach Berlauf von mindeend 
ſechs Monaten ein neuer Wanderpaß unter den ad 1 gedachten Bedingungen 
ertheilt werben; muß ein folcher Handwerkegeſell alsdann wiederum aus irgend 
einem Grunde zurüdgemwiefen werben, fo ift ihm ein neuer Wanderpaß gänzlis 
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zu verfagen, und auch ein gewöhnlicher Reiſepaß nur mit befonderer Borficht 
unter firenger Beobachtung der allgemeinen Borfriften, namentlich auch hin« 
fitlih der Reifemittel, zu bewilligen. 

12. Bei dem Antritt der Wanderfchaft oder dem Eintritt in das Land ift 
jedet Handwerkögefell mit vorftehenden Beſtimmungen durch Cinhändigung 
eined Abdrucks, weldher dem Wanderpaß oder Wanderbuch, wenn er nicht ſchon 
damit verbunden, anzubeften und anzufiegeln ift, befannt zu machen. 


F. 8. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kam: 
mer ded Innern, vom 16. October 1834, Amtsbl. M, 56, p. 569, 
bie Wanderbücher betr. 

Um den Mißbräuchen, melde nach der. bisherigen Erfahrung nicht felten 
mit ven Wanderbüchern getrieben werden, zu begegnen, hat die unterzeichnete 
Sielle befchloffen, den Drud und Berlag der Banderbücher unter ihrer unmit⸗ 
telbaren Aufficht beforgen, und. biefelben mit dem bei Reifepäffen bereits ein- 
geführten trodenen Stempel verfeden zu laſſen. 

Es follen demnach in Zukunft nicht nur Feine andern Wanderbüder mehr 
gültig ausgefertigt werden Fönnen, als folche, welde mit dem genannten Stem- 
vel verfeben find, fondern es werden auch alle alten Wanderbücher in der Art 
ald ungültig erflärt, daß biefelben von Feiner inländifhen Behörde zum 
weitern Gebrauche mehr vifirt, und alle Inhaber folcher abgewürdigten ungül- 
figen Wanderbücher angemwiefen werden follen, fi) neue zu erholen. 

Sämmtlihe Buchdrucker, Buchhändler und überhaupt alle Handeldleute, 
welche fi) bisher mit dem Berlage der Wanderbüdher befaßten, haben ihre 
Vorräthe fogleich den betreffenden Landfommiffariaten einzulicfern, welde 
diefelben unverzüglich an das Stempelamt einzufenden haben, 

Da die Drud- und Einbandkfoften der alten Wanderbücher den bisherigen 
Verlegern vergütet werden follen, fo find mit der Einlieferung berfelben zu» 
gleih Koftenfpecifitationen zu übergeben, welche fofort der unterzeichneten Stelle 
vorzulegen find. 

Die Bürgermelfterämter und Polizeikommiſſäre haben die neuen Wander⸗ 
bücher bei den betreffenden Landkommiſſariaten zu erholen, und dafür, bis auf 
weitere Verfügung, per Eremplar. zwölf Kreuzer fogleich bei der Abnahme zu 
bezahlen | 

Um diefen Preis müſſen diefelben auch an die wandernden Gefellen abge» 
geben werden, und es darf hiefür bei Vermeidung der im Art. 179 des Straf- 
gefeßbuches vorgefehenen Strafe durchaus nicht mehr gefordert werben. 

Die Königl. Landlommiffariate empfangen den gehörigen Bedarf von dem 
Könige, Stempelamte, an welches fie vierteljährig den Geldbetrag für die ver— 
tauften Eremplarien unter jedesmaliger Anzeige des noch beftehenden Material 
vorraths einzufenden haben. 


F. 9. Bekanntmachung der Königl. —— des Rheinkreiſes, 
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Kammer ded Innern, vom 19. Januar 1835, Amtsbl. M 6, p. 93, 
die Heimathfcheine für jene, welche in Baden Dienfte fuchen, betr. 

Zufolge amtlicher Mittheilung der großherzoglich badifchen Regierung des 
Unterrheinkreifes, ſieht fich unterzeichnete Stelle veranlaßt, hiemit zur öffent. 
lichen Kenntniß zu bringen, daß von nun an in dem großherzoglich badiſchen 
Gebiete dienftfuhende rheinbayerifhe Untertdanen dafelbfi bei ihrem Erfceinen 
zurüdgewiefen werden, wenn folche nicht mit einem von ihrer Ortsbehörde auf 
gefertigten und von dem einfchlägigen Königl. Landkommiſſariate beglaubigten 
SDeimathſchein verfehen find. | 

F. 10. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinkrei— 
fes, Kammer des Innern, vom. 29. Juli 1835, Amtsbl. M 36, p. 
370, die dienftfuchenden großherzoglich badifchen Unterthanen im Rhein: 
freife betr. 

Da die von den großperzoglich badifchen Behörden zu Mannheim getrofm: 
Anordnung wegen Beibringung ſörmlicher Heimatpsfcheine von Seite der dort 
ſelbſt dienftfuchenden Individuen aus dem Rheinkreife fih auf Beftimmungen 
gründet, welche die großherzogliche Staatsregierung für das gefammte Gref 
berzogthum erlaffen hat, fo wurde gemäß Königl. Minifterialreferipts vom 16. 
Suni 1.3. zur Verhütung möglichfter Gefährdung für angemeffen erachtet, den 
felben Grundfaß im Königl. bayerifchen Gebiete und namentlich im Rheinkreſt 
gegen jene großherzoglich badifden Staatsangepdrigen allgemein in Anwendung 
zu bringen, welche dafelbft Dienfte fuchen, oder überhaupt in einer, einen lin 
gern Aufenthalt möglicherweife herbeiführenden Abſicht ſich dahin begeben. 

Unter Hinweifung auf die Entfchließung vom 19, Januar 1835 (Amteblatt 
S. 93) werden daher fämmtliche Volizeibehörden angewiefen, in gleicher Art 
auf Beibringung förmlicher Heimathfeheine von Seiten folder großperzoglid 
badifchen Unterthanen zu beſtehen. 


$. 11. Bekanntmachung vom 3. Auguft 1835, Amtsbl. M 36, 
p- 370, die Erlangung von Aufenthaltsbewilligungen in der Haupt 
und Reſidenzſtadt München betr. 


Durch Königl. Minifterlalrefeript vom 4. Juli I. 3. wurde zur Befeitigung 
der durch vielfahe Heimathsrecherchen veranlaßten Gefchäftsüberbürbung dr 
Königl. Polizeidirektion Münden angeordnet, daß die Ertheilung von Aufent- 
haltsbewilligungen an die in München neun angelommenen Perfonen, nur dann 
zu gefchehen habe, wenn die Heimathsrechte derfelben entweder durch Heimat. 
fcheine oder durch andere urkundliche Belege oder auch durch notoriſche Berhält- 
niffe außer Zweifel gefegt find. 

Zur Vermeidung von Anftänden wird dies hiemit zur Kenntniß aller der 
jenigen gebracht, welche fih Behufs eines längern oder fländigen Aufenthalt? 
nah Münden begeben wollen. 
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$. 12. Bekanntmachung ber Königl. Regierung des Rheinkreis 
ed, Kammer des Innern, vom 28. März 1836, Amtsbl. M 18, 
p- 196, die Reifepäffe nach Sranfreih, resp. Auswanderungen nad 
Amerifa betr. 


Nah einer offiziellen Mittheilung werben von ben Königl. franzöfifchen 
Gefandifchaften die Päffe jener Individuen Tünftig nicht mehr mit dem zum 
Eintritt in Frankreich erforberlihen Bifa verfehen, welche in der Abficht, Arbeit 
zu fuchen, ſich nach Frankreich begeben wollen. 


Diefes. Bifa wird nur in dem Falle gegeben werben, wenn der Beiheiligte 
' für bereits zugefagte Arbeit berufen worden if, und dieſes durch die Bor» 
fage legaler Beweife darzuthun vermag. 

Indem man bdiefe neuerliche Anordnung bes Königl. franzöfifhen Gouver⸗ 
nements den Behörden und Betheiligten zur Darnachachtung bekannt macht, 
bemerkt man zugleich, daß von Seite der Königl, franzöfifchen Behörden fireng 
auf die Erfüllung der durch diesfeitiges Ausfchreiben vom 7. April 1833 (Amts. 

und Sntelligenzblatt AS 19 p. 210) bekannt ‚gemachten Borfchrift beftanden 
werbe, wonach von jeder auswandernden Familie, zum Behufe ihres Durchzugs 
durch Frankreich, nicht nur eine Baarihaft von 400 Gulden, fondern über- 
bies gweihundert Gulden für jedes Familienglied nachgemwiefen werben 
muß, welches das Alter von achtzehn Jahren bereits überſchritten Hat. 


$. 13. Bekanntmachung in demfelben Betreffe vom 12. Auguft 
1836, Amtsbl. Mi 39, p. 446. 


Nach neuerlich erhaltener offizieller Mittheilung ift den Ausiwanderern nach 
Nordamerika der Eintritt in Frankreich nur dann geftattet, wenn fie nachſtehen⸗ 
den Bedingungen genügen : Ä 

1. Sie müflen einen von einer franzöfifchen Gefandtfhaft vifirten Paß 
befigen. 

2. Zeder Auswanderer muß fich über den baaren Befiß einer Summe von 
400 fl. für fih, und von eben fo viel für jedes mehr als 18 Jahre zählende 
Samilienglied, ferner von 200. fl. für jedes jüngere auswelfen. 

3. Er muß den Beweis liefern, daß er mit einem Schiffsfapitän einen 
Berirag wegen feiner Meberfchiffung nah Norbamerifa abgefchloffen, oder in 
den Seebafen, wo er ſich einzufchiffen gebentt, eiwe die Koflen der. Seereife 
deckende Summe hinterlegt hat. 

4. Fremde mit einem Reiſepaſſe verfehene Unterihanen, welche beabfichti- 
gen, nach Amerika zu überfiedein, werden in keinem franzöfifchen Hafen die Er» 
Saubniß zur Einfciffung erhalten, wenn ihr Paß nicht ausdrüdfich die Angabe 
ihres Borhabens enthält. Ä BR: 

Borfichendes wird unter Hinweifung auf die Berorbnung ‚vom 28. März 
I. 3. (Almtsbl. A618) zur Kenntniß der biesfeitigen Berwaltungsuntergebenen 
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gebracht, um fie, bei nicht erfüllten Bedingungen, vor zweckloſen Relfeverfucen 
und muthwilligem Geldaufiwande zu. warnen, 


F. 14. Königl. Verordnung vom 17. Januar 1837, Amtstl. 
M. 10, p. 69, das Paßweſen betr. 


Ludwig, 8 
Wir haben die Beftimmungen der Verordnung vom 16. ;. Min 1809 — 
das Paßwelen betr. — aus dem zweifachen Gefichtspunkte der öffentlichen 
Sicherheit und der Vermeidung jeder unnöthigen Beläftigung des Bertehrs 
einer forgfältigen Revifion unterwerfen Iaffen, und verordnen nunmehr unter 
Borbehalt anderweiter, je nach Umſtänden im Allgemeinen ober bezüglich einzel- 
ner Fälle zu treffender Berfügungen, was folgt: 


Tit. J. Borfhriften bezüglih der im Inlande reiſenden 
Inländer. 

Art. 1. Der Inländer bedarf eines Polizeipaſſes zu Reifen in dem Innern 
Unferes Reiches nicht; zu Reifen durch das Ausland in das Inland, nament 
lich zu Reifen aus den Regierungsbezirken diesfeitd des Rheins nach dem Rhein 
freife und umgekehrt aber nur in fo weit, als die Geſetze und Berorbnungen 
des zu durchreifenden Auslandes folches erfordern. 


Art. I. Jeder Inländer bleibt verbunden, bei Reifen in dem Inlande af 
Berlangen der Polizeibeamten und der mit Handhabung der Sicherheitöpolii 
beauftragten öffentlichen Diener durch Zeugniffe, Briefſchaften, Urkunden odır 
durch fonftige glaubwürbige Mittel fi über. feine Perfon zu legitimiren. 

Der diefer Pflicht nicht Genügende hat ſich felb die für ihn aus dem 
Bollzuge der Polizeigefeße und Berorbnungen hervorgehenden Folgen briw 
meſſen. 


Art. II. Wünſcht ein dem Militärſtande nicht angehörender Inlaͤnder ie 
der Schwierigkeit der Art durch den Beſitz einer obrigkeitlichen Legitimation⸗ 
urkunde vorzubeugen, fo ſoll ihm folche. von der Diftriftspoligeibehörbe feiner 
Heimath oder feines zeitlichen Aufenthaltes, den: Fall eines. feiner Reife enigr 
genftehenden geſetzlichen ober polizeilichen Hinderniſſes ausgenommen, nie ver 
weigert werben. 

Die Form der nie. über Zahresfrift —— nach Umfluß dicker 
Friſt aber verlängerbaren Legitimationskarten iſt durch die Beilage 1 feftgefelt. 

Etwaige Reife-Urkunden der im Dienfte oder mit Urlaub im dem Inland 
reiſenden Militärs, Können den hierüber beftehenden, auch fortan ipre volk 
Gültigkeit behauptenden Verordnungen gemäß, nur von ber vorgefehten Mil. 
tärbehörbe ausgeftellt werben. 


Art, IV. Die Beftimmungen der Art. I. bis III. finden auf wandern 
inländifhe Handwerksgeſellen, Lanbmufitanten und auf bie herumgiehenden 
Gewerbsleute Feine Anwendung ; vielmehr bleiben diefe Reiſende der Erholung 
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und vorkhriftsmäßigen Gnmanng ihrer, Panskeibäier und fonftiger Ausweiſe 

unterworfen. 

Tit. M. vorſchriften bezüglich der * das Ausland ober. bon, 
da nah Bayern reifenden Inländer, 

Art. V. Reifen in das Ausland ſetzen die Kehelnns des vorſchriftsmäßi 
gen Reiſepaſſes voraus. 

Dem ohne Paß an der Grenze eintreffenben Infänder wird der Austritt 
nur in fo ferne gefattet, als feine Reife entweder 

1. durch das Ausland nad dem Inlande Bere iR. Cfieße, ha an L) 
oder 
2, dem’ Begriffe des Grängvertehre anfeimfätt, ober 
3. fonft aus einem ‚nicht über 6 Stunden ‚von der Gränze Unf er es Reis 
ches entfernten inländiſchen Orte in ein dieſelbe Ertfermung von der Gänge 
behauptendes Auslandsort gerichtet iſt. 

Art. VI. Die Ausſtellung von Päſſen in das Ausland Emmt N 
fhließend zu 

1. Unferem Staatsminiferio des Sönigl, Daufes und des abuhem ⸗ be⸗ 
züglich aller In länder ohne Ausnahme; 

2. Unferen: Kreisregierungen, Kammer des — benguih der PA 
dem betreffenden Negierungsbezirke fich Aufpaltenden; . - 

3, Unferen mit den Paßgefchäften gefeglih beauftragten. Diſtriktspoli⸗ 
zeibehörden (Randgerichten, Herrſchaftsgerichten, herrſchaftlichen Kommiſſariaten 
md Stadtkommiſſariaten der den: Kreisregierungen unmittelbar untergeordneten 
Städte) bezüglich der in dem betreffenden: Polizeibezirte befindlichen: Perſonen. 

Die von ben Diftriktspoligeibehörben. ausgefellten- Päfle erfordern jedoch 
die beftätigende- Gegenzeichnung der vorgefeßten Kreisregierung, —— des 
Innern, 

1. überhaupt in allen jenen Süßen, für welche Wir dieſes an unbeingt 
vorbehalten zu laſſen, jeweils angemeflen finden, 

2. insbefondere zu Reifen in Länder, deren Regierungen ben non Unterber . 
hören ausgeftellten Reife-Urkunden die Wirkung geliender Päſſe verfagen, dann 

3, zu Reifen außerhalb des teutſchen Bundes und des: teutfchen Zollvereines, 
foferne nicht in einzelnen durchaus anſtandsloſen Fällen die Erholung bes. bes: 
Hätigenden Viſa's für. den Reiſenden mit: wefentlichen Nachtheilen, verbunden 
if, ‚welche ſtets zu dem Paßprotofolle ſtreng nachzuweiſen, der vorgeſetzten 
Kreisregierung alsbald nachträglich zu melden, in dem Paſſe aber durch Bir 
weifung auf Art, VI. Ziff. 3 gegenwaͤrtiger Verordnung anzudeuten find, _ 

Die Päffe, weiche den Eurgäften der nicht über. fehs Stunden pon ber 
Öränze entfernten Eurorte ausnahmsweiſe von befonders aufgeßellten Kom⸗ 
miffären zu Luſtreiſen in dag benachbarte Ausland gegeben werben, find jeden⸗ 
falls an die Erholung, einer beftätigenden Gegenzeichnung. nicht gebunden. 

Art. VIL Iſt zu einem in das Ausland lautenden Paſſe das Bifg einer 

| 25% 
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än-Unferem Hofe beglaubigten fremden Gefandtfchaft erforderlich, ober von 
dem Paßinhaber gewünfcht, fo wird der Paß entweder von ber einfchlägigen 
Keeisregierung oder don dem Inhaber ſelbſt Unferem Staatsminifterio des 
Königl. Haufes und des Aeußern zu Erwirkung dieſes Bifa’s vorgelegt. 

Art. VII. Militärperfonen find auch bei Reifen in das Ausland aus 
fchließlich nach den bezüglich der Paßvertheilung für fie beflehenden befondern 
Borfhriften zu behandeln, 

Art. IX. Kein in dem Auslande reifender Bayer darf, wenn er bereiis 
das Viſa einer Bayer. Gefandtfhaft zum. Eintritt in Bayern erhalten hat, 
länger als dreimal 24 Stunden und im entgegengefeßten Falle länger als 
24 Stunden an dem Sitze einer Bayer. Gelandfchaft verweilen, ohne ſich bei 
diefer Behufs der Biflrung feines Reifepaffes zu melden. 

Uebrigens ſteht ihm frei, fih am den mit feiner Königl. Gefandtfchaft ver- 
fehenen Orten das gleihmäßige Bifa des dort befindlihen Bayer. Konfuls 
oder Handelsagenten zu erbitten, und ſich auf diefe Weife deffen Schußes und 
Verwendung für den Fall des Bedarfes zu verfichern, 

Art. X. Bedarf ein in dem Auslande befindliher Bayer eines Pafles zu 
der Nüdreife in das Baterland, fo find zu Ertheilung besfelben berechtiget: 

1. Unfere an auswärtigen Höfen beglaubigten Gefandtfchaften ; 

2. jene Unferer in fremden Staaten angeftellten Konfuln und Handel 
agenten, welche dazu die befondere Ermächtigung erhalten. 

Gleiche Befugnig unter der Verpflichtung zu alsbaldiger Anzeige an Um 
fer Staatsminifterium des Königl. Haufes und des Aeußern räumen Bir 
Unferen Gefandifhaften und Konfulaten bezüglich der Berlängerung der ju 
Reifen nach dem Auslande ausgeflellten Päſſe in foferne ein, als entweder 

1. der betreffende Paß ermweislich zu Berluft gegangen if, oder 

2. die Berlängerung oder Erneuerung dur dringende Berpältniffe des 
Neifenden geboten und infiruftionsgemäß zuläffig erfcheint. 

Art. XL. Die für Reifende in das Ausland vorgefhriebenen Päſſe dir 
fen unter Feiner Borausfeßung durch bloße Heimathoſcheine erfeßt werden, deren 
Ertpeilung fih nach den dafür ertpeilten befondern Borfchriften richtet, un 
beren Ausftellung zu dem ausfchließenden Zweck ftattfindet mittelft des nachge⸗ 
wiefenen Borbehaltes der Heimathsrechte die Hinderniffe zu befeitigen, welde 
bem längeren Aufenthalte in anderen Gemeinden des In» oder Auslandes aus 
bem Titel etwa befürdhteter Heimathoanſprüche entgegengeftellt werden können. 

Tit. IL Vorſchriften bezüglich der aus dem Auslande nad 
Bayern oder von da in das Ausland reifenden Ausländer. 

Art. XI. Einem Ausländer ift der Eingang in Unfere Staaten nur 
auf den Grund eines noch nicht abgelaufenen vollgültigen Paſſes geflattet. 

Als vollgültig aber ift nur derjenige Paß anzuerkennen, welcher 

1. die in dem Art. XXVI. gegenwärtiger Verordnung bezeichneten wefent- 
lihen Erforberniffe eines Paffes an ſich trägt; 


Erſte Abtheilung. — Sicherheit ver Perfonen und bed Cigenthums 549 


2. den Aufenthalt des Reifenden feit erfolgter. Papausftellung im We⸗ 
fentlichen glaubhaft nachweist, ferner 

3. keine Spur einer Fälfhung wahrnehmen läßt, 

4. durch die Eigenfohaft der ausftelenden Behörde genugfam verbirgt, 
und endlich | | 

5. in den durch Art. XIV. Abf. 2 vorgefehenen Fällen mit dem erforder- 
lichen geſandiſchaftlichen Bifa verfehen if. 

Art. XUL Aus dem fo eben unter Ziff. 4 bezeichneten Standpunkte find 
als gültig zuzulaflen : 

1. ohne Beſchränkung alle von den oberfien Staatsftellen oder Provinzial- 
regierungsftellen auswärtiger Staaten ausgeftellten Päſſe; 

2. unter Boraudfeßung der Gegenfeitigleit die von Geſandtſchaften und 
Konfulaten fremder Staaten zur NRidreife in die Heimath ausgeftellten, ver- 
längerten oder erneuerten, dann bie nach Analogie der Art, VI. gegenwärtiger 
Berordnung von den Bezirkspolizeibehörden eines zu dem teutfchen Bunde oder 
zu dem teutfchen Zollvereine gehörigen Staates an Unterthanen besfelben aus⸗ 
geſtellten Päffe. 

Art. XIV. Unterthanen ber zu dem teutfchen Bunde ober zu. bem teut« 
fhen Zollvereine gehörigen Staaten bebürfen für die von ihren vorgefeßten 
Behörden (Art. XIII.) ausgeftellten Päſſe nah Bayern das Bifa einer Bayer. 
Gefandtfhaft nur in foferne, ale bie betreffende Regierung biefelbe Förmlichkeit 
bezüglich der aus Bayern nach ihrem Gebiete reifenden Bayern fordert. 

Yäffe aus andern Ländern nah Bayern müflen, wenn fie an dem Sitze 
einer Bayer. Geſandſchaft ausgeftellt worden find, mit dem Bifa berfelben ver⸗ 
feben, und in gleicher Weife in den Fällen des Art. IX. dem wiederholten Bifa 
der im Art. X. bezeichneten Bayer. Paßbehörbe unterftellt werben. 

Art, XV. Ausnahmen von den Beflimmungen der Art. XII. bis einfrpließ- 
lich XIV. greifen unter folgenden Borausfeßungen Platz: a 

1. regierende Fürften, dann Glieder regierender Fürftenhäufer bedürfen bei 
Reiſen nach Unſeren Staaten und in denſelben weder für * noch F ihr 
Gefolge eines Paſſes oder Reiſeausweiſes. 

2. Bewohner des benachbarten Auslandes in den durch aArt. V. Ziff. 2 und 
3 gegenwärtiger Berorbnung vorbergefehenen Fällen unter Borausfegung ber 
von ihrer Regierung beobachteten Gegenfeitigkeit, bebürfen feines Pafles, und 
ihnen bleibt überlaffen, falls fie in Bayern nicht befannt feyn follten, ſich mit 
Ausweifen der DOrtsbehörben oder fonfigen Papieren zu SKonftatirung ihres 
Standes oder Domizils zu verfehen. 

3. Für ausländifhe Fabritanten und berechtigte Gewerbsleute oder Kunft- 
arbeiter, ausländifche mit einem offenen Laden in ihren Wohnorien verfehene 
Kaufleute, dann ausländifhe Erzeuger von Naturgütern, welche nad Bayern 
zum Behuf der Märkte reifen, gemügen unter Borausfegung ber Reciprocität, 
amtliche, jährlich zu erneuernde Zeugniffe der Polizeibehörbe ihres Wohnortes 
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über ihre oben erwähnten Eigenſchaften, dann über ihre Anſaͤßigkeit und über 
ihren unbefcholtenen Ruf. 

4. Ebenfo genügt für ausländifche mit Güterfuhrwerk an der Gränze an- 
tommende Frachtführleute, Behufs des Ein» und Durchganges ein amtliche: 
Atteft der Polizeibehörde ihres Wohnortes. 

5, Ausländern, welche inländiſche Bad« oder Kurörter befuchen wollen, if 
der Eingang auch dann geftattet, wenn fie blos mit einem von ber Polizeibe, 
hörde ihres Wohnortes ausgeftellten Paffe verfehen find. 

6. Ausländifche, auf der Wanderung begriffene Handwerksgeſellen find be- 
züglich der Form ihrer Ausmweife np ben‘ deßfalls beftehenden befonderen Bor- 
ſchriften zu behandeln. 

Art. XVI. Bedarf ein in Bayern befindlicher Ausfänder wegen Etlöſchung 
feines Eingangspaſſes oder aus andern Gründen eines neuen Paſſes zur Fort: 
ſetzung feiner Reife in das Ausland ober zur Rückreiſe in dasſelbe, fo find zu 
deſſen Ertheilung von inländiſchen Behörden lediglich befugt: 

4, Unſer Staatsminiſterium des Königl. Hauſes und des Aeußern; 

2. Unſere Kreisregierungen, Kammern des Innern, und endlich 

3. ſofern der Reiſende Unterthan eines zu dem teutſchen Bunde oder dem 
teuiſchen Zollvereine gehörigen Staates iſt, und der Paß zur Rückreiſe in we 
Heimath nachgeſucht wird, Unfere Diftriftspolizeibeförben unter dem bei 
genden Bifa Unferer Königl. Kreisregierungen, Kammern des Innern. 

4. Den an Unferem Hofe beglaubigten fremden Gefandtfchaften ſteht die 
Ausſtellung neuer Päfe an diplömatifche Perfonen, Couriere, und Untertanen 
ihres Hofes, unter dem Viſa Unf eres Staatominiſterlums des Königl. Hau 
ſes und des Aeußern, und 

5. den ih Unferen Staaten angeftellten ſtinnen Konſuln und Handels 
agenten, gleiche Befugniß bezüglich der Untertpanen der Regierung, von wel 
cher fie aufgeftellt find, unter dem — der Diſtriktspolizeibehörde ihn 
Sitzes zu. 

Art, XV Wenn ein in Bayern — Ausländer eine Reiſe in 
* Innern Unferes Reiches unternehmen will, und deſſen Eingangeps 
wegen Erlöſchung ober aus andern Gründen als gültig hiefür nicht mehr a 
zuerfennen ift, fo hat derfelbe bei einer inländifchen Behörde einen dem au 
wärtigen Paſſe beizubeftenden Inlandspaß einzupolen. 

Die: Ertheilung folder Päfle kömmt zu: 

1. Unferem Staatsminiftertum des Köntgl. Hanfes und des Aeußern; 

2. Unferen Kreisregierungen, Kammern bes Innern ; 

3, Unferen im Art. VI. Ziff. 3 bezeichneten: Diftriktspoligeibepörben, 1 
ferne der Fremde entweder Unterthan eines zu dem teutſchen Bunde oder Ira 
ſchen Zollvereine gehörigen Staates if, oder in dem Amtsbezirke der Behoöͤrde 
zuletzt wenigſtens 4 Wochen. fih aufgehalten hat, 

Art. XVIH. Wird ein, dem Begriffe bed Gränzverkehrs in dem Gin 
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des Art, 5 Ziff. 2 und 3 gegenwärtiger Berorbnung nicht anheimfallender 
Fremder diesfeits der Landesgränze ohne Paß oder mit einem ungültigen Paffe 
betreten, fo ſoll feine Weiterreife gehemmt, und er an die auf feiner Reiferoute 
zunächſt vor⸗ oder zurüdliegende Diftriltspolizeibehörde gewiefen, oder nad 
Umfländen ihr vorgeführt werben. 

Diefe Behörde hat denfelben alsbald zu vernehmen, falls er fich etwa auf 
Ausweife und Legitimationspapiere berufen follte, diefe forgfältiger Prüfung 
zu unterfiellen, und bei ungenügendem Befunde, entweder feiner Zurüdweifung 
wegen nach den beftehenden Verordnungen, ober gegebenen Falles, namentlich 
wenn bie vorgezeigten Papiere Merkmale der Berfälfhung an fi tragen foll- 
ten, nach Maßgabe des Gefehes vom 11. September 1825 den Art. 425, 1. 
des Strafgefehbuches betr. vorzuſchreiten. 

Thut aber ber vorgeführte Fremde durch Brieffehnften oder fonflige urkund⸗ 
lie Belege, oder durch das Zeugniß verläffiger Inländer feinen Stand und 
ben erlaubten Reifezgwed in einer der Diftriftspolizeibehörbe durchaus under- 
daͤchtig und genügend ſcheinenden Weife dar, fo hat diefelbe ihn an die nächſte 
Kreisregierung, Kammer des Innern, zu verweilen, und Behufs ber Dapin- 
reife mit einem dieſes Berhältniffes erwähnenden Interimspaffe zu verfeben, 
welher dann an dem Regierungsfige nach Befunde entweder durch einen neuen 
Yap, oder durch die fonft angemeflen erfcheinenden Maßregeln erfeßt wird. 

Art. XIX. BWefentliche Mängel an dem Paſſe eines Fremden ziehen, fo- 
ferne Letzterer fich fofort als unverbächtig Tegitimirt, deſſen Hinweiſung, widri- 
genfalls deſſen Begleitung an den Sitz der nächſten Difiriktspolizeibehörbe, 
(Art. XVIII), unwefentliche bei nicht obwaltenden Verdachtsgründen aber, die 
einfache Berbefferung durch dieſe nach ſich. 

Art. XX. Die Päffe der nah, in oder aus Bayern reifenden Fremden 
müflen vifirt werben : 

1. von der erften Bayer. Diftriftspolizeibehörbe, deren Amtsfig der Reifende 
nah feinem Eintritt in Unfere Staaten vermöge der gewählten Straße zu 
berühren hat, oder foferne derfelbe mit Eilwagen reist, von ber erfien Bayer. 
Difiriktspoligeibehörde, an deren Amtsfige der Eilwagen anpält; 

2. von ber Polizeidirektion der Haupt» und Reſidenzſtadt Münden, es 
möge ber Fremde bortfelbft durchreifen oder verweilen ; 

3. von der Diftriktspolizeibehörde eines jeden Ortes, an welchem ber Fremde 
länger als zweimal 24 Stunden ſich aufhält; 

4. von der Ießten Diſtriktspolizeibehörde, deren Amtsſitz der Reifende bei 
dem Austritte aus Unferen Staaten vermöge ber von ihm gewählten Straße 
zu berühren bat. 

Betritt der Fremde bei dem Eingange in das Königreich ben Amtsfis einer 
Grängzolfbehörbe, fo hat auch dieſe den Paß fich vorlegen zu laſſen, und ben= 
felben bis. zu dem Amisſitze der nach Ziff. 1 einfchlägigen BEN 
zu viſiren. 
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Art. XXL Jeder Fremde iſt verbunden, bei ber erſten Bifieung feines 
Paſſes (Art. XX, Ziff. 1.) den — oder die Orte des Inlandes, wo er länger 
zu verweilen gebenkt, oder, falls er ohne Aufenthalt durch das Land reifet, die 
‚gewählte Neiferichtung und den Austrittsort anzugeben, um hienach das eni- 
fprechende Bifa zu erheben, 

Ebenfo ift er gehalten, Veränderungen ber Reiſerichtung ber nächften auf 
ber neuen Route gelegenen Bezirkspolizeibehörde anzugeben, und das verän⸗ 
derte Bifa zu veranlaffen. Der biefen Förmlichkeiten nicht nachkommende 
Fremde hat fi bie aus der Unterlaflung entfpringenden Unannehmlichkeiten 
ſelbſt beizumeffen. 

Dagegen ift aber auch Unfer Königl. Wille, jeden Fremden bei feinem 
Eintritte in das Königreich durch die Grängpolizei» und Gränzzollbehörden, 
dann durch die Grängpoftpaltereien, innerhalb des Königreiches aber dur die 
Polizeibepörden, Gendarmen und Gaftwirtfe, mit welchen er in Berührung 
kömmt, über die ihm obliegenden Berbindlichfeiten gehörig belehrt, und auf 
bie Folgen ihrer Berleßung aufmerkſam gemacht, und zu eben biefem Behufe 
amtlich beglaubigte in teutfcher, franzöfiſcher, italienifher und englifcher Sprade 
verfaßte Auszüge aus gegenwärtiger Berorbnung in ben Wartzimmern der 
Diftriktspolizei- und Gränggollbehörben, bei allen Grängpofihaltereien und in 
allen Gaftpöfen an geeigneter Stelle zu Jedermanns Einficht angepeftet zu 
wiflen. 

Art. XXI Jeder Gaftwirth oder fonft Fremde bei fih Aufnehmende oder 
Beherbergende ift bei firengfter polizeilicher Einfchreitung gehalten, in den burd 
Art. XX, Ziff. 2 und 3 vorgefehenen Fällen dem beberbergten Fremden ben 
Neifepaß abzufordern, und die Bifirung besfelben zu bewirken. 

Bleicher Berbindlichkeit unterliegen. die Pofftallmeifiereien und Poſthal⸗ 
tereien in den Fällen des Art. XX. bezüglich der Päffe der mit Ertrapof zei 
fenden an der Poſt blos umfpannen laffenden Fremden. 

Art. XXI, Uebrigens verfteht fih von felbft, daß bie DBeftimmungen 
der Art. XX. bis einfchließlih XXII. auf die im Art. XV. Ziff. 1, 2 und4 
erwähnten Fremden Feine Anwendung finden. — Auch bat es bezüglish der Bi. 
firung der Wanderbücher und der fonftigen Obliegenpeiten der in Unferen 
Staaten wandernden Handwerkägefellen bei den beflehenden befonderen Bor 
ſchriften zu verbleiben. 

Art. XXIV. Staats- und Kabinetseouriere find nach dem bisher fhlı 
angenommenen völferrechtlihen Befimmungen zu behandeln, und daher für 
ihre Perfon, fobald fie fih an der-Gränge über ifre Sendung durch gültige 
Paͤſſe aus zuweiſen vermögen, burchaus feiner weiteren Bifa-Erholung und keiner 
Art von Kontrole zu unterwerfen. 

zit, IV. Allgemeine Anorbnungen, 

Art. XXV. Das Eriheilen und Bifiren von Päflen, fowie der eiwa er 

beienen Legitimationolarten und Borweife gehört zu ben perfönlichen Dienfoh- 
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liegenheiten der Borftände jener Behörben, denen Wir die Befugniß Hierzu über 
tragen haben, und ift daher von ihnen ober in ihrer Verhinderung von ihrem 
gefeßlihen Stellvertreter mittelft eigenhändiger Unterfchrift zu vollziehen. 

Diefelben find dabei für bie genaue Beobachtung und Handhabung ber 
gegebenen Borfchriften und indbefondere bafür perfönlich verantwortlich, daß 
Keifeurfunden irgend einer Art an aktive und nicht aktive Staats und öffent⸗ 
fihe Diener nur gegen Borzeigung der erhaltenen dienfilihen Bewilligung und 
im Uebrigen nur an Perfonen ertheilt werden, deren Unbefcholtenheit, Unver- 
bädtigkeit, amtskundig oder durch vollgültige Zeugniffe außer Zweifel gefeßt 
it, und deren Reife kein gefeßliches und polizeiliches Hinderniß, namentlich 
fein Mangel an den erforderlichen Reifemitteln entgegenfteht. 

Art. XXVI. Jeder Paß fol enthalten: 

Bor- und Zunamen 

Stand 

Wohnort 

Reiſeziel 

Reifegwed bes Reifenben. 
allenfallfige Begleitung 

Unterfchrift 

Pafdauer 

dann fofern die höhere Bildung ober die foriale Stellung des Empfängers 
feine Ausnahme rätplich macht, das Signalement. 

Art. XXVH. Ehefrauen, welche mit ihren Männern, im elterlichen Un- 
terhalte ſtehende Kinder, welche mit ihren Vätern oder Müttern, Unmünbdige, 
welche mit ihrem Bormunde, Zöglinge unter 14 Jahren, welche mit ihrem Leh⸗ 
rer oder Erzieher reifen, dann Bedienftete, welche in des Reifenden Lohn, Brod 
und Gefolge ftehen, bedürfen Feines eigenen Pafles, vielmehr genügt, fofern ber 
Reifende nicht die Ausnahmen des Art. XV. genießt, ihre namentlihe Erwäh- 
nung in dem Pafle diefes Reifenden ſelbſt. 

Auch ift ein Signalement derfelben nicht erforderlich, foferne der Reifende 
durch Beifüguug eines folchen den Nachtheilen nicht vorbeugen will), welche aus 
etwaigen Zweifeln über die Identität ber Perfonen entftehen könnten. 

Art. XXVIH. Auf Schiffen und Flößen ift das namentliche, die Perfo- 
nalbefchreibung enthaltende Verzeichniß der Schiffsmannfchaft entweder dem Pafle 
bes Schiff- und Floßmeifters beizufügen, oder in eine obrigkeitlich beglaubigte 
Equipagenrolle einzutragen, 

Bezüglich aller übrigen, auf dem Schiffe oder Floße reifenden Perfonen 
finden bje allgemeinen Paßvorfchriften volle Anwendung. 

Art. XXIX. Jeder Wechſel in der Begleitung eines Reifenden, den Fall 
des Art. XV. Ziff. 1, ausgenommen, muß der Diftrittspolizeibehörbe bes Ortes, 
an welchem bie Trennung eines Begleiterd ober der Hinzutritt eines neuen 
ſtaitfindet, oder ſalls ſich keine Diſtrikispolizeibehörde bafelb befindet, der auf 
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der Reiſeroute nächſtgelegenen Behörde dieſer Kathegorie zur geeigneten Vor⸗ 
merkung in dem Paſſe angezeigt werden. 

Ebendasſelbe iſt bezüglich der Schiff- und Floßmeiſter zu beachten, wenn 
auf der Reife Aenderungen in der Schiffsmannſchaft ſich ergeben. 

Art. XXX. Die mit der Verwaltung der Sicherheits - Polizei beauftra 
ten Orts» und Diftriftspolizeibehörden, Insbefondere auch die Gemeindever: 
fieher. und die Gendarmerie find verpflichtet, der Pflicht der Fremdenpoligei mit 
Würde und Ernft nachzukommen und den einfhlägigen Seſetzen, Berorbnungen 
und Inſtruktionen, namentlich die Borfchriften des $. 109 des revidirten Ge— 
meinde⸗Ediktes über die Meldung fremder Reifenden und die Anordnungen übe 
die Führung der Fremdenbücher, dann den Befimmungen des Gefehes vom 3. 
November 1816 (Reggsbl. Jahrg. 1816, Stück XLIV., Seite 589 u. folg.), 
volle Anwendung zu fihern. Sie find befugt und gehalten, zu diefem Behufe 
von unbelannten Neifenden die Vorweifung ihrer Legitimationen zu fordern. 

Die vorgefegten Kreisftellen ihrer Seits bleiben für die richtige Ueber— 
wachung biefer Obliegenheiten und für ‚jene zwedmäßige Inſtruirung der er— 
wähnten Polizel-Drgane verantwortlich, welche allein die Handhabung dei dr. 
feßes mit der dem Fremden gebührenden Achtung zu vereinbaren, und unnötige 
Beläftigungen zu befeitigen vermögen. 

Art. XXXI. Bezüglich der Reifen der Studlerenden iſt nach den beffald 
gegebenen oder noch zu gebenden befonderen Borfchriften zu verfahren. 


Art. XXX Wollen Ausländer in einer Gemeinde des Königreides für 
Jängere. Zeit zu Gewerbs⸗ oder Erwerbszweden ihren Aufenthalt nehmen, ſe 
find diefelben nicht nur zu Beibringung von Heimatpfcheinen, fondern aud ju 
deren Erneuerung fo oft und foweit anzuhalten, als dies in Gemäßpeit der iv 
ftehenden Staatsverträge, dann der in den betreffenden Ländern fonft geltenden 
Geſetze zur Aufrechthaltung der SS. 1, 4, 5 und 13 der I. Berfaffungsbeilag: 
und Sicherung des Staates fowohl, als der betreffenden Gemeinden gegtı 
etwaige Unterftügungsanfprüce erforderlich feyn mag. 

Art. XXXIL Was die Taren und Stempelgebüpren im Paßſachen be 
trifft, fo find: 

1. die etwa erbetenen Tegitimationdkarten zu Reifen in dem Inlande, dan 
die ebenfo etwa verlangten Borweife für den Grängverkehr an Smländer tafri 
und gegen bloße Entrichtung der Stempelgebühr mit 3 fr. auszuftellen, un 
diefelben Beflimmungen auch bei deren Erneuerung zu befolgen. 

2. Für einen Paß in das Ausland, dann für einen an Ausländer aus 
ftellenden Paß zu Reifen im Inlande wird entrichtet: 
| a) von dem zu Fuß oder zu Waſſer Reifenden : 

Tare — fl. 24 fe. 

— von — zu Pferde, oder mitt Eil- oder Poſtwagen Reiſenden: 

ze if. — kr. 
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c) Bon ben. mit Ertrapofi, mit Löhnpferben ober mit eigener Equipage 
Reifenden : 
Taxe 2 fl. 42 ir. 

d) Bei Unferen Gefandifhaften wird für bie Paßausfertigung feine 
Tare erhoben. 

e) Bezüglich der Konfulm hat es bei den in dem Negierungsblatte von - 
1833 ©. 899 befannt gemachten Anordnungen zu verbleiben. 

f) Die Bifirung ber Päſſe hat tarfrei zu gefchehen. 

Art. XXXIV. Gegenwärtige Berorbnung tritt in fämmtlihen Theilen 
Unferes Reiches, für Inländer nach zwei Monaten, und für Ausländer nad 
vier Monaten, von dem Tage ihrer erfolgten Bekanntmachung durch das Res 
gierungsblatt an, in Wirkfamkeit und in gleicher Frift treten alle über denſel⸗ 
ben Gegenfland früher erlaffene Verordnungen außer Kraft. 

Unfere Staatsminifterien bes Köntgl. Haufes und bes Aeußern, dann des 
Innern find mit dem Vollzuge beauftragt. 


$. 15. Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern, vom 9, 
März 1837, Amtsbl. Mu 17, p- 118, die Päfle der in Bayern reifen- 
den würtembergifchen Unterthanen beir. 

Staatsminifterium des Innern. 

Die allerhöchfte Verordnung über das Paßweſen vom 17. Januar d. 5, 
beſtimmt unter andern wefentlihen Erleichterungen in ihrem Art. XIV., daß 
die Unterthanen der zu dem teutfchen Bunde oder zu dem teutfchen Zollvereine 
gehörigen Staaten für die von ihren vorgefeßten Behörden ausgeftellten Päfle 
nah Bayern, dad Bifa einer bayerifchen Gefandtfchaft nur infoferne bedürfen, 
als die betreffende Regierung bdiefelbe Förmlichkeit, bezüglih der aus Bayern 
nach ihrem Gebiete reifenden Bayern fordert. Nachdem nun die Königl. wür⸗ 
tembergifche Regierung unterm 18, Februar d. 3. die bisher beftandene Ver⸗ 
fügung, wonach die Päſſe der nad) Würtemberg reifenden Angehörigen des Kö- 
nigreich8 Bayern zur Anerkennung ihrer Gültigkeit unter gewiſſen Boraus- 
fegungen des Bifas der Königl, würtembergifhen Gefandtfhaft am Könige 
Bayer. Hofe bedurften, außer Wirffamkfeit geſetzt und erklärt hat, daß von nun 
an bei den Päſſen der nach Würtemberg reifenden Bayern, foferne fie den all 
gemeinen Gültigfeitserforderniffen entfprechen, der Mangel biefes gefandtfchafte 
lichen Bifas feinen Beanftandüngsgrund mehr bilde, fo find hinwieder in Ge 
mäßheit des Art. XIV. der angeführten Verordnung vom 17. Januar d. J. 
auch die Päſſe der nach Bayern reifenden Königl. würtembergifchen Unterthanen, 
nach Ablauf der im Art. XXXIV. ber ebenbemerkten Verordnung feſtgeſetzten 
viermonatlichen Frift eines Viſas der Könige. Bayer. Gefandtfchaft am Königl. 
würtembergifchen Hofe nicht mehr bebürftig. 


$. 16. Gleiche Erklärungen erfolgten in Bezug auf die königl. 
Hannöverfchen, Mecklenburgiſchen, Sachfen- Weimar, herzoglich Saͤchſi⸗ 


556 Dritted. Buch. — BVermaltungspoligei. 


ſchen und Braunfchweigifchen Unterthanen, Amtsbl, M. 37, p. 289, 
vom Jahre 1837. 
8.17. Ferner unterm 15. Juli 1837, Amtsbl. Mas, p. 359, 
in Bezug auf die Königreihe Preußen, Sachfen, Niederlande wegen 
Luxemburg, die Großherzogthümer Baden, Sadlen-Weimar, das Chur: 
fürftentpum Heffen, Herzogthum Naffau und. die 4 freien Städte, 
$. 18. Ferner unterm 12. Januar 1838, Amtsbl. M 7, p. 38, 
in Bezug auf Hohenzollern- Sigmaringen, Lichtenſtein, Walded, Schaum- 
burg-Lippe, Lippe und das Fürſtenthum Neuß vom 15. März 1838, 
Amtshl. M, 20, p. 138, in Bezug auf Reuß Älterer Linie wiederholt 
wegen Würtemberg, Amtsbl. vom Jahre 1839, Ma 25, p. 232, wit: 
derholt wegen Baden, Amtsbl. vom Jahre 1839, M 32, p. 285, 
ferner in Bezug auf Oldenburg, Anhalt und Schwargburg unterm 6. 
Dezember 1839, Amtsbl. Mu 69, p. 613, in Bezug auf das König 
reich der Niederlande unterm 5. Auguft 1841, Amtsbl. My 59, p. 473. 


$. 19. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinkreike, 
Kammer des Innern, vom 28. Mai 1837, Amtsbl. M 33, p- 39 
das Berbot des Wandernd aueländifcher, aus der Schweiz fommen: 
den Handwerfsburfche in dem Königreiche Hannover, nad Maaßgabe 
der Verordnung vom 4. Mai 1835 betr. _ 

In dem Königreiche Hannover befteht eine Berorbnung vom 4. Mai 185 
(Gefeßfammlung des Königreihes Hannover 1835 A 14, das Berbot vi 
Wanderns der Handwerkögefellen in der Schweiz beir.), worin folgende Br 
ſtimmung vorfömmt : 

$. 3. „Ausländifhe Handwerkögefellen, welche fich ſeit dem 1. Jänne 
v. 3. (1834) kürzere oder längere Zeit in der Schweiz aufgehalten haben, 
follen an der Gränze des Königreiches, oder wo fie innerhalb derfelben betrof: 
fen werben, fogleich angehalten und über die Gränze gefchafft werben. Müfen 
fie, um auf geradem Wege in ihre Heimath zu gelangen, durch Gebietelheile 
des Königreiches gehen, fo ift ihnen in ihren Reifepapieren eine Marfcrout, 
welche die zu berührenden Orte und die Zeit für die Reife enthält, vorzuſchte 
ben. Auf gleiche Weife find diejenigen auswärtigen Handwerfögefellen zu w 
handeln, aus deren Reifepapieren hervorgehet, oder die auf fonftige Weile zu 
erfennen geben, daß fie nach der Schweiz zu wandern beabfichtigen.” 

Die Königl. Poltzeibehörden werden beauftragt, die nach dem Hannöber' 
ſchen wandernden inländifchen Handwerksgefellen in geeigneter Weife auf bieft 
Befimmungen aufmerffam zu machen, 


$. 20. Bekanntmachung der Königl, Regierung des Nheinfreife, 
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Kammer des Innern, vom 28. September 1837, Amtsbl. Mi 
p. 435, die wandernden Handwerfögefellen betr. 

Es ift von unterzeichneter Stelle wahrgenommen worben, daß bei ber Be» 
handlung der Wanderbücher der Gewerbsgefellen von einigen Behörden nicht 
nah den beſtehenden Vorſchriften verfahren wird, Mehrere Polizeibehörden 
verändern ohne Anſtand die vorgezeichneten Reiſerouten, wodurch die mit dem 
frühern Viſa befaßten Behörden bei anzuſtellenden Nachforſchungen oder dem 
Vollzuge von Spähebriefen in der Richtung ihrer Thätigkeit irre geleitet wer⸗ 
den; andere aber follen die borgefchriebenen Regifter über die Wanderbuche- 
Bifirungen entweder gar nit, oder nur fehr mangelhaft führen, was unter 
anderen zur Folge gehabt hat, daß die Spur eines wegen Berbrechens verfolg- 
ten Handwerksburſchen in einem Orte verloren ging, in weldem, wie es ſich 
fpäter ergab, das Wanderbuch nicht lange vorher zweimal viſirt, aber hierüber 
feine Bormerfung genommen worden war. 

Um das Intereffe der durch biefes orbnungswidrige Verfahren gefährbeten 
öffentlichen Sicherpeit zu wahren, und zugleih ben Nachtpeilen vorzubeugen, 
welche eine ungenügende Bifirung nah Art: 3 des Dekrets vom 9. Frimaire 
Xu. für den Inhaber des Wanderbuchs herbeiführen Fönnte, wird Nachſtehen⸗ 
des verfügt: 

1. Die in den Wanderbüchern vorjunehmenden Bifieungen find ſpeziell 
nach dem von dem Intereſſenten zu erklärenden nächſten Beſtimmungsorte zu 
ertheilen, und die generellen Viſa werden ausdrücklich unterſagt. 

2. Keine Polizeibehörde, bei welcher das Wanderbuch vor dem Eintreffen 
des Inhabers an dem alſo bezeichneten Beſtimmungsorte in Vorlage kömmt, 
iſt, auf glaubhafte Weiſe darzuthuende Fälle der Zurückberufung nach Hauſe 
oder des Erhaltens von Arbeit in andern Gegenden ausgenommen, befugt, das 
Bifa nah einem andern Beſtimmungsort oder für eine andere Route zu viſiren. 

Zritt ein folcher Ausnahmefall ein, fo ift die Behörde, welche zuerſt das 
betreffende Bifa ertheilt hat, von ber vorgenommenen Beränderung von Amts⸗ 
wegen und gleichzeitig in Kenntniß zu feßen, zur Bornahme der Bormerk- 
ung in dem nachfolgend erwähnten Regifter. 

3. Die Regifter über die Wanderbuchsvifirungen, welche allein die von 
den reifenden Handwerksgeſellen eingefchlagenen Routen in Evidenz halten, find, 
mit der erforderlichen Genauigfeit, nah dem Formular Beilage Lit. H. ber 
Inſtruktion vom 24. Februar I. J., zu führen. 

4. Die Borfchriften der Königl. Minifterialverorbnung vom 11. Sepiem- 
ber 1831, die wanbernden Handwerksgefellen betr. (Amtsbl. 6 34). und ber 
Regierungsverfügung vom 12, Auguft. 1836, das Betteln der Handwerksburſche 
betr. (Amtsbl, A 39) werden in Erinnerung gebracht, und es wirb deren 
nachdrudfamfte Handhabung anempfohlen. 

Die fämmtlichen Polizeibehörden und die Königl. Gendarmerie werben, 
o weit es fie betrifft, mit dem Bollguge obiger Befimmungen beauftragt, 
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welche durch das Amtsblatt und Die Lolal-Wochenblätter zur allgemeinen Kennt, 
niß zu bringen find, 
— Die Stempelpflichtigfeit der Heimathſcheine, ftehe Stempel 
6. Bud, $. 131. 

$. 21. Bekanntmachung des Königl. Minifteriums des Aeußern 
und des Innern vom. 14. Dezember 1837, Amtsbl. vom Jahre 1838, 
M. 3, p. 14, den Bollzug der Art. XII, M, 2, und XV., M 2 
und 3 der allerhöcften Verordnung über das Paßwefen vom 17, 
Sinner 1837 gegen Cyurheſſen betr. 

Staateminifterium des Königl. Haufes und des Yeußern, dann des Innern. 

Rachdem die churfürftlich heffiche Regierung bezüglich der Beſtimmungen 
des Art. XUL. 46 2 und des Art. XV. A 2: und 3 ver allerhöchften Beror- 
nung über das Paßweſen fich erklärte: 

1. daß in dem Ehurfiaate ordnungsmäßige ae, welche Königl. Bayer. 
Unterthanen von Bezirkspolizeibehörben des Königreiches Bayern ertheilt, over 
zue Rüdreife in die Heimath von Königl. Bayer. Geſandtſchaften oder Konfar 
laten ausgeftellt, verlängert oder erneuert worben ſeyn würben, für genügend 

angenommen werben follen; 

2, daß Bewohnern. des. Königreiches Bayern, welche der Gränzverkehr auf 
das. churheffifche Gebiet führe, oder welche fonft aus ihrem nicht über fees 
Stunden von der churbeffifhen Gränze entfernten Bohnorte ſich nach Churheſ⸗ 
fen, und nicht: nach einem weiter als ſechs Stunden von derfelben entfernt lie 
genden Orte. begeben: würden, die Berbinblichkeit, Päffe bei ſich zu haben, nidt 
obkiegen, vielmehr überlaffen bleiben folle, fich nötigen Falles mit Ausweiſen 
der Ortsbehörden oder ſonſtigen vr. zur Konflatirung ihres Standes oder 
Domizils zu verſehen; 

3. baß Bewohner be Königreichs: Boys, welche Fabrikanten, berechtigte 
Gewerbsleute oder Kunſtarbeiter, mit offenem Laden in: ihren Wohnorten ver 
ſehene Kaufleute oder. Erzeuger. von Naturgütern feyen, und nach Churheſſer 
zum Behufe der Märkte reifen würden, ohne. Päſſe zugelaffen werden follten, 
falls ſolche Ausländer mit amtlichen, ihr Signalement enthaltenden und nict 
über ein Jahr alten Zeugniffen ver Polizeibehörden ihres Wohnortes über ihre 
erwähnten Eigenfchaften, fo. wie über ihre Anfäßigkeit und ihren unbefcoltenen 
Ruf verfehen wären, 
fo iſt hinwieder in Gemüßpelt der in ben angeführten Artikeln zugefüderten 
Gegenfeitigkeit eine gleiche Behandlung zu Gunſten churheſſiſcher Untertfanen 
im Königreihe Bayern zur Vollziehung zu bringen. 


$. 22. Bekanntmachung der Könige, Regierung der Pfalz, Kan 
mer des Innern, vom 17. Mai 1838, die Paßviſirungen und Legal 
firungen betr, Amtsbl, M. 28, p. 235. 
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In Folge höchften Refcriptes vom 5, l. M. wird zur allgemeinen Kenntniß ger 
bracht, Daß es zwar nach den Beftimmungen einer Königl. Miniſterialentſchließung 
vom 23. November v. 3. bezüglich der Reifen der Bewohner der Pfalz in das 
denachbarte Frankreich, bei der feitherigen Obfervanz der Paßvifirung durch bie: 
Königl. franzöſiſche Gefandtfihaft in Karlsruhe oder in Frankfurt flatt der im 
Art. VII. der. allerhöchften Paßverordnung vom 47. Januar 1837 vorgefehenen 
Behandlungsweife, bewenden könne, wenn dieſes Viſa von: den franzöfifihen 
Granzbehördon als genügend erachtet werbe.; daß es jedoch keineswegs geſtat⸗ 
tet ſeye, in anderen Fällen, wo nach den allerhöchſten Vorſchriften die 
Vorlage der Päſſe und ſonſtigen Urkunden zur Viſirung oder Legaliſation 
bei dem Königl. Staatsminiſterium des Königl. Hauſes und des Aeußern zu 
geſchehen hat, dieſelbe bei einer Königl. Baper. Geſandtſchaft im Auslande zu 
machen und das Viſa dieſer, ſtatt jener des genannten Königl. Staatominiſte- 
riums zu erwerben, 

Bei diefer Beranlaffung wird hinfichtlich des für die Erholung der Legali⸗ 
fation der Akten und Urkunden, von denen im Auslande Gebrauch gemacht’ 
wird, vorgefchriebenen Verfahrens, auf die Bekanntmachungen vom 17. Octo⸗ 
ber 1829 (Intellgzbl..S. 300), vom 4. April 1834 (Amtsbl. ©. 194 und vom 
23. Zuni 1837 (Amtsbl. S. 307) hingewiefen, und die Behörden werden wie- 
derholt beauftragt, die Intereſſenten auf die deßfallfigen Belimniungen * 
merkſam zu machen. 

F. 23. Entſchließung der Königl. Regierung der Pfalz, Kam⸗ 
mer des Innern, vom 20. Juni 1838, Amtsbl. M 34, p. 282, 
Wanderungen nah den E k. öfterreihifhen Staaten betr, 

Zu Reifen in die teutfchen Bundesftanten namentlich in die zur k. * oler. 
reichiſchen Monarchie gehörigen Länder, genügt bie allgemeine kollektive Be— 
zeichnung „teutſche Bundesſtaaten“ in den Päſſen und Wanderbüchern nicht, 
ſondern die Richtung und das Ziel der Reife oder Wanderung iſt beſtimmter 
und genauer anzugeben, und es werben fämmtliche Diſtrikts⸗ und Lokalpolizei⸗ 
behörden auf die genauen Befimmungen ber Ziff. V. A 2 der Inſtruktion 
vom 20, Zänner v. 3. wiederholt angewiefen, damit nicht ben Reifenden bie 
Unannehmlichkeit entftehe, von den k. k. öfterreichifchen oder anderen Orängbe- 
hörden zurüdgetwiefen zu werben. 


$. 24. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz, Kam—⸗ 
mer des Innern, vom 16. Juni 1838, Amtsbl. M. 34, p. 282, die 
von dem Polizeiamte zu Frankfurt a. M. geforderte Vorlage von 
Heimathefcheinen für Ausländer, die ſich temporär dort aufhalten 
wollen, betr. 


Bermöge einer neuerlichen Berfügung bes Polizeiamtes der: Stadt RN 
furt a, M., wird den fremden Profeffioniften, Handeltreibenden und Dienftbo- 
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ten der längere Aufenthalt in jener Stabt nur gegen die Vorlage eines Hei- 
mathſcheines geflattet, und die fehleunige Beibringung eines ſolchen auf von 
jenen Perfonen gefordert, welche ſich ſchon mehrere Jahre in einem folchen Ber- 
hältniffe dort befinden. 

Am die diesfeitigen Untertfanen vor Unannehmlichkeiten zu bewahren, wer- 
den fämmtliche Diftrikts- und Lokal⸗Polizeibehörden beauftragt, bei Anmeldungen 
um Ertheilung von Päffen, Dienftbüchern ꝛc. 20. bie Bewerber auf dieſe Berpält- 
niffe aufmerkfam zu machen und benfelben gleichzeitig mit den Reifelegitima- 
tionen auch die vorfhriftsmäßigen, mit ben erforderlichen Bifas der höhern und 
höchften Stellen verfehenen Heimathfcheine zu behändigen; aud den Geſuchen 
derjenigen Individuen, welche fich bereits in Frankfurt befinden, um nadtrig- 
liche Ausfertigung der Heimathoſcheine ſchleunigſt zu entfprechen. 

$. 25. Die Befanntmahung der Königl. Regierungfver Pal; 
Kammer bed Innern, vom 22. Juli 1838, Amtshl, Mi 40, p. 321, 
das Wandern der Handwerksgeſellen nach Preußen betr,, enthält nur 
eine Wiederholung des Wefentlichften der bereits oben fiehenden 8 
nigl, preußifchen Berorbnung vom 24. April 1833, 


F. 26. Belanntmahung des Präfiviums der Regierung dr 
Pfalz vom 31. October 1838, Amtsbl. M 57, p- 443, die Päſſe m 
Reifen nah Schweden betr. 

Nah amtlicher Mitifeilung beſteht eine Verordnung der Königl. ſchwedi⸗ 
fhen Regierung, nach welchem feinem Ausländer der Eintritt nah Schweden 
und Norwegen, ober der Aufenthalt dortfelbft, geftattet wird, wenn berfelbe 
nicht mit einem bei den an der Gränge befindlichen Militär» oder Polizeibehir- 
den vorzuzeigenden Pafle verfehen ift, welcher entweder von einer Königl, 
ſchwediſchen Gefandtfchaft ſelbſt ausgeftellt ift, oder doch wenigftens das Bila 
einer folchen erhalten hat. 

Diefe Verfügung wird hiedurch zur allgemeinen Kenntniß gebradt, um 
ſich geeigneten Falls danach achten zu können, 

$. 27. Bekanntmachung des Präfidiums der Regierung dr 
Pfalz vom 20. Juli 1840, Amtshl, M 42, p. 271, Reifen Baye 
rifcher Unterhanen nah Bremen zum Behufe der Auswanderung nad 
Amerika betr. 

Nach einer Anzeige der " Rönigt Bayer. Geſandiſchaft zur teutſchen Bu 
desverſammlung in Frankfurt a. M. haben ſich bei derſelben in jüngſter Jet 
häufig Bayerifche Untertpanen eingefunden, um ipre Reifelegitimationen meik 
neu ausgeftellter Dienftbücher nach Bremen vifiren zu laſſen. 

Das Ausfepen und das Alter der in Frage. befangenen Individuen und 
ber fonfligen Umflände berechtigen zu der Bermuthung, daß biefe Leute über 
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Sremen nach Nordamerika fich zu begeben beabfichtigen, und durch den Bor- 
wand, Dienft in Frankfurt und Bremen zn fuchen, die beflehenden Vorſchriſten, 
etwa auch die elterliche Einwilligung umgehen, und ſich Berbindlichkeiten ent- 
ziehen. 
Bon der Königl. Bayer. Geſandtſchaft zur teutfihen Bundesverfammlung 
wird deßhalb künftighin nur jenen Dienftbüdern oder fonftigen vorfchriftmäßi« 
gen Reifelegitimationen- das Bifa nach Bremen ertheilt werben, welche von 
den einfhlägigen inländifchen Behörden dahin ausgefertigt find, 

Die Königl. Landtommiffariate werden angewieſen, hienach die Paßſuchen⸗ 
den geeignet zu belehren, und bei eigener Ausftellung von Reifelegitimationen 
nah Bremen und andern Hafenpläßen zur Ueberfahrt nach Amerika die be— 
fiehenden Vorſchriften mit aller Genauigkeit und Pünktlichkeit zu handhaben. 


— Die Königl. allerhöchfte Verordnung vom 14. Januar 1841, 
Amtsbl. M 7, p- 53, die Beltrafung unerlaubter Gefellenverbin- 
dungen betr., enthält einige Verfügungen wegen der Päſſe, fie fteht 
im 1. Bud, $. 56. 

— Die Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 4. Februar 1841, Amtebl. M 12, p. 91, die Be- 
ftrafung unerlaubter Gefellenverbindungen betr., fiehe 1. Buch, $. a2, 

F. 28. Verordnung der großherzoglih Sachfen - Weimarfchen 
Lanbespireftion vom 17. Auguft 1841, die Reifelegitimationen der 
Knete von Frachtfuhrleuten und ———— betr., Amtsbl Mu 78, 
p: 623. 

Es if für nöthig erachtet worden, die Knechte der Frachtfuhrleute und 
Lohnkutſcher, welche ohne eigene Legitimation und nur unter Bürgfchaft ihrer 
Dienfiperren zu reifen pflegen, einer forgfältigeren polizeilichen Beaufſichtigung, 
als bisher zu unterwerfen. 

Auf höchſten Befehl Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs wird da⸗ 
her hiedurch verordnet: 

1. die Knechte fremder Frachtfuhrleute und Lohnkutſcher haben fich in Zu- 
tunft, wenn fie das Großherzogtum betreten, durch. Reifepäffe, oder durch von 
ihrer Heimathobehörde ausgeftellte Dienfibücher gehörig zu legitimiren, widrigen 
falls ſie das hieſige Land ſofort wieder verlaſſen müſſen; 

2. fämmtliche Polizei⸗Unterbehörden des Großherzogthums werden — 
angewieſen, die einpaſſirenden Knechte auswärtiger Frachtfuhrleute und Lohn- 
kutſcher ꝛc. einer Beaufſichtigung in der angedeuteten Beziehung zu unterwer⸗ 
fen, ihnen die Reiſelegitimation abzufordern und. dieſelben, wenn fie letztere 
nicht in genügender Art beſitzen, über die Landesgränze zurückzuweiſen; 

3. damit jedoch die auswärtigen Fuhrleute und Lohnkutſcher Zeit und, Ge- 
legenpeit erhalten, fih mit gegenwärtiger Berorbnung befannt zu machen 
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und fih vor Schaden zu hüten, foll dieſelbe erfi vom 1. Januar 1842 an in 
Kraft treten, Ä 


$. 29. Eine der vorhergehenden gleichlautende Verordnung der 
herzoglih Sacfen- Coburg- Gothaifchen Regierung vom 15, Februn 
1842, fiehe Amtsbl. M 35, p. 290. 


$. 30. Bekanntmachung der Königl. Regierung ber Pfalz, Kam— 
mer des Innern, vom 17. Auguft 1842, Amtsbl. Aß 54, p. 857, 
die Paßtaren betr. 

Sn Gemäßpeit Höchften Referiptes des Minifteriums des Königl. Haufes 
und des Aeußern, dann des Königl. Minifteriums des Innern, vom 24. v.R, 
wird hiemit zur Öffentlichen Kunde gebracht, daß die Tare bei der Ausfertigung 
der-Päffe für die auf einer Eifenbahn, oder auf Dampfſchiffen in das Auslan 
Reifenden in demfelben Betrage, wie bei Reifenden auf Eilmägen, welder vr 
möge Art. XXXIIL 49 2, litt. b. der allerhöchften Verordnung vom 17. Ju 
nuar 1837 auf Einen Gulden feftgefeßt ift, zu erheben fey, wonach die Beihri- 
ligten fih zu achten haben. 

$. 31. Erwähnt wird hier noch, daß die Befugniß zum Erwerb 
durch Muſikmachen im jenfeitigen Bayern durch die Erlangung rin 
polizeilichen Erlaubniß⸗ (Licenz⸗) Scheines bedingt ift, fiehe Amtẽtl. 
vom Jahre 1838, M 17, p- 111. 

Zum’ britten Capitel. 
Fremde. 
3. Band, p. 329. 

F. 32. Verfügung der Königl. Kreisregierung, Kammer dr 
Innern, vom 19. Februar 1833, Amtsbl. M, 11, p. 138, die Für: 
ung der Fremdenregiſter betr, 

Die unterzeichnete Stelle hat in Erfahrung gebracht, daß die Fremden 
regifter nicht allentpalben gleichförmig nach den beftehenden Geſetzen geführt 
werben. 

Man findet fih daher veranlafßt, diefelben nachſtehend in Erinnerung jı 
bringen: 

1. Die Fremdenregiſter müffen nach den Beftimmungen des Stempelgeſchet 
vom 13, Brumaire VII. Art. 12, Ziff. 2, Abf, 12, auf Stempelpapier gefertist 
werben. 

2. Diefe Regifter find von einem Lokalpolizeibeamten zu parappiren. 

3. Die Gaftwirtpe find verbunden, in denfelben fogleich und ohne Zwilden 
raum (sans aucun blanc) die Namen, Stand, den gewöhnlichen Wohnfig, die 
Eintritts- und Ahgangsdaten aller derfenigen einzufchreiben, die bei ihnen aus 
nur eine Nacht verweilen. 
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4. Sie find, ſchuldig diefe Regifter ale 15 Tage an bie betreffenden Lokal⸗ 
polizeibeamten, und fo oft fie fonft von den Dürgermeiftern, Adjunkten, Polizei- 
kommiſſären, Gendarmen, oder ben hiezu delegirten Beamten gefordert werben, 
zur Einficht vorzulegen; alles biefes bei Bermeidung ber in dem Strafgefeh- 
buche Art. 475 48 2 vorgefehenen Strafe. 

Die Königl. Gendarmerie und fämmtliche Polizeibeamte find beauftragt, 
über den genauen Bollzug zu wachen und über alle Kontraventionen Protokolle 
zu errichten. 


F. 33. Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 21. Februar 1833, Amtsbl. M, 13, p. 159, 
die Führung der Fremdenregifter in den Gafthäufern betr. 

Bon dem Kommando ber Königl. Gendarmerie ift die Anzeige gemacht wor. 
den, daß Gaftwirthe häufig unter verfchledenen Borwänden an die Borfchriften 
des Art. 475 AS 2 des Strafgefeßbuches nicht gebunden zu feyn behaupten, 
daß fie bekannte Individuen, welche in einer Entfernung von nur einigen 
Stunden ihren Wohnfig haben, aus dem Grunde nicht in die Fremdenliften 
einfchreiben, weil biefe nicht als Fremde betrachtet werben könnten, daß fie 
insbefondere Handwerksburſche, wenn fie einen Nachtzettel von dem Poli-⸗ 
zei⸗Adjunkten aufzumweifen haben, in das Fremdenregiſter einzutragen, nicht 
angehalten werden Fönnten, baß ferner Wirthe, welche als Gaſtgeber pa- 
tentifirt find, unter dem Borwande, daß fie keine Fremde Togiren, gar keine 
Sremdenregifter halten. Da nach der Faffung der allegirten Gefegesftelle alle 
derartige Vorwände nicht zuläffig find, fo haben die Könige. Landkommiſſariate 
und Lofalbehörden den Gaftwirthen die Beflimmungen biefes Gefeßes wieder. 
holt begreiflich zu machen und einzufchärfen, übrigens durch die Beamten der 
gerichtlichen Polizei mit unnachſichtlicher Strenge auf den Bollzug besfelben 
wachen zu laſſen. 

F. 34. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 26. September 
1833, Amtsbl. M 46, p. 441, die Fremdenpolizei betr. 

Nachdem den Königl, Gränzzollbehörden die Mitwirkung zur Handhabung 
der Frembenpolizei an der Gränze übertragen ift, und biefelben demnach nicht 
blos berechtigt, fondern vielmehr verpflichtet find, jeden Fremden anzuhalten, 
von feinem Paſſe over fonftigen Legitimationspapieren Einficht zu nehmen und 
nach Umftänden das Weitere den gegebenen Vorſchriften gemäß zu verfügen; 
fo wird diefes zur allgemeinen Darnachachtung hiemit befannt gemacht. 

Zum vierten Eapitel. 
Landftreiher und Beitler. 
3. Band, p. 331, 

$. 35. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 21. Dezem⸗ 

ber 1832, Amtsbl. M, 1, vom Jahre 1833, p. 2, Das —— betr. 
36 
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Nach eingelaufenen Berichten werben in einigen Gegenden bes Kreifes bie 
Gemeinden von herumziehenden Bettlern beläfliget, ohne daß von den Lolal⸗ 
polizeibehörden mit der gefeplichen Strenge dagegen eingefchritten wird. 

Wenn die Ortsvorfiände, ihrer Pflicht gemäß, dafür forgen, daß bie er 
werbsunfähigen Armen ihrer Gemeinden entweder durch freiwillige Beiträge 
. oder aus Gemeindemitteln gehörig unterfiügt werden; wenn biefelben ferner 
- jeden fremden Bettler in feine Helmathsgemeinde zurüdweifen, oder ihn, im 
Falle er ſich über feine Heimath nicht auszumeifen vermag, den Gerichten als 
Landftreicher zur Beftrafung überliefern; fo wird diefem, ber öffentlichen Sicer- 
heit nachtheiligen Unfuge auf der Stelle gefteuert fepn. 

Um ſich daher zu verläßigen, daß in biefem wichtigen Zweige ber Polizei 
nichts verfäumt werde, haben ſich die Königl. Landkommiſſariate, fo Tange es 
nöthig feheinen wird, von denjenigen Ortsvorftänden, in deren Gemeinden fih 
gewöhnlich fremde Bettler eindrängen, wenigftens alle 14 Tage Bericht erftatten 
zu laffen über alle im Laufe der Zeit vorgenommenen Ausweifungen fremder 
Bettler, mit Angabe ihrer Namen und ihrer Heimathsorte, 

Wenn aus diefen Berichten hervorgeht, daß die Heimathsgemeinden folder 
herumziehenden Bettler in dem Amtsbezirke des Landkommiſſariats liegen, fo 
wird dasfelbe uuverzüglich, und nöthigenfalls an Ort und Stelle, unterſuchen, 
wie viele hülfsbedürftige Arme in den betreffenden Gemeinden fich befinden, wie 
und auf welche Weife für den nötpigen Unterhalt derfelben geforgt ift, und ob 
von Seite der DOrtsbehörben dieſem Gegenflande die nöthige Aufmerkfamteit 
und Tpeilnahme gefchenkt werbe, 

Nach dem Befunde haben die Landkommiſſariate fofort alle nöthigen Ber- 
fügungen zur Abpülfe zu treffen, und im Falle diefelben den beabfichtigten 
Zwed nicht erreichen follten, ungefäumt Anzeige bieher zu erftatten. 

Wenn die Heimathsgemeinden der ausgewiefenen Bettler in benachbarten 
Landlommiffariatsbezirten liegen, fo find die über die Ausweifungen erftatteten 
Berichte fogleich den betreffenden Landfommiffariaten zu überfenden, damit von 
diefem unverzüglich das eben verzeichnete Verfahren eingeleitet wird. 

Der Königl. Gendarmerie ift gleichzeitig die Weifung zugegangen, dem 
berührten, der öffentlichen Sicherheit gefährlichen, Unwefen ihre befondere Auf- 
merkffamfeit zu widmen, und namentlich die Gemeindevorflände in Aus- und 
Zurüdweifimg der Bettler nach ihrer Heimath, in Aufgreifung und gerichtlicer 
Verfolgung der Landftreicher und in Fortfchaffung der unbefugt wandernden 
ober im Betteln betroffenen Handwerkögefellen, thätigft zu unterflüßen. 

In den Gemeinden felbft ift es den Gemeindedienern und Feldſchützen bei 
Berluft ihres Dienftes zur unerläßlihen Pflicht zu machen, alle Bettler aus 
ben benachbarten Gemeinden nad gemachter Anzeige ihrer Namen und Bei. 
mathsorte unnachſichtlich in diefe zurüdzumeifen, Heimathlofe aber zur alsbal- 
digen Meberlieferung an das einfehlägige Friedensgericht feſtzuhalien und ben 
Ortspolizeibeamten vorzuführen. 
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Die Königl. Landkommiſſariate werben beforgt feyn, biefen wichtigen Zweig 
ber öffentlichen Berwaltung flets mit ganzer Thätigfeit zu überwachen, und 
in ben Gemeinden die nötpigen Unterflügungen der erwerbsunfähigen Armen 
ſicher zu flellen. 


$- 36. Belanntmahung des Königl. Minifteriums des Innern 
vom 22: März 1835, Amtsbl. M 16, p- 183, die Auslegung bes 
mit MWürtemberg und Baden über die Aufnahme der Baganten und 
Heimathlofen unterm 7. März 1316 abgefchloffenen Staatsvertrages 
betr. 

In Beziehung auf die Auslegung der Uebereinkunft über die wechfelfeitige 
Vebernahme der Baganten und anderer Ausgewiefenen in ben bayerifchen, wür«- 
tembergifchen und babenfchen Staaten vom 7. März 1816 (Regierungsbl. vom 
Jahr 1816, S. 731) haben fich die Fragen ergeben : 

1. Ob eigentlihe Heimathlofe, welche einem beflimmten Staate auf feine 
Weile, weder durch ausbrüdliche Aufnahme, noch dadurch, daß zur Zeit ihrer 
Geburt deren Eliern im Untertbansverbande fanden, angehören, ohne Rüdficht 
auf die hinfichtlih der Heimathsrechte ihrer Eltern erfi nach ihrer Geburt ein» 
getretenen Veränderungen, fomit Iediglich nach ihren eigenen perfönlichen Ber- 
hältniffen, beurtheilt werben follen ? 

2. Welcher Begriff den in den $$. 2, 3 und 8 jener Uebereinkunft vorfom«- 
menden Worten: Wohnen, Bohnung, Aufenthalt und ſeßhaft zu 
unterftellen fey? 

Hierüber ift zwifchen der Königl. bayerifchen und Königl. würtembergifchen 
Regierung eine Vereinbarung in der Art erfolgt, daß 

ad 1, ſolche Heimathlofe ohne Rüdficht auf die, binfichtlich der Heimaths⸗ 
rechte ihrer Eltern nad) ihrer Geburt eingetretenen Beränderungen, fomit ledig» 
lich nach ihren eigenen perfönliden Berhältniffen zu beurtheilen feyen; 

ad 2, daß unter den bezeichneten Worten des Staatsvertrages nicht jeber 
blos faktifche Aufenthalt, fondern ſtets nur ein förmliher Wohnſitz, d. h. ein 
mit dem animus habitandi verbundener faktifcher Aufenthalt verflanden wer- 
den müſſe. 

Die Königl. Kreisregierung wird hievon mit dem Auftrage in Kenntniß 
gefeßt, die Behörden zur Darnachachtung in vorfommenden Fällen anzumeifen. 


$. 37. Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kams 
mer ded Innern, vom 12, Auguft 1836, Amtsbl. M. 39, p. 445, das 
Betteln der Handwerksburſche und jener arbeitsfähigen, fowie folcher 
auch nicht arbeitsfähigen, aber nicht in ihrer Heimathsgemeinde im 
Bettel betroffenen Individuen betr. 


Um das Betteln der reifenden Handwerfögefellen auf den Straßen, vor ben 
Thüren und in den Häufern, und jenes von arbeitsfähigen Individuen über« 
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haupt zu verhindern, und den Bollzug der das Beiteln betreffenden Beftim- 
mungen bed Strafgefegbuches zu fihern, hat man befchlofien, was folgt: 


Art, 1. An allen Eingängen in die Gemeinden bes Kreifesz find an bie, 
in die Augen fallendften Plätze gefchriebene oder gedrudte Anfıhlagzettel anzu- 
beften, folgenden Inhaltes: 


Das Betteln auf den Straßen, vor den Thüren und 
in den Häufern if fowohl den in» als ausländiſchen 
Handwertsburfhen, fowie ben arbeitsfähigen Indivi— 
duen überhaupt, beißermeidung gefeglider Strafe, auf 
das Strengfte unterfagt. 


In denjenigen Gemeinden, in welchen es die Mittel gefatten, if auf dem 
Anfchlagzettel zugleich zu bemerken, daß die Handwerksburſche auf Verlangen 
ein Biatitum von der Polizeibehörde erhalten. 


Art. 2. Jedes auf eine oder die andere Weiſe im Betteln betroffene In- 
dividuum der Art ift von den Polizeidienern aufzugreifen und ber Lokalpolizei⸗ 
behörde vorzuführen, 

Art. 3. Zn allen Gemeinden ift von ben Polizeibehörden ein tabellarifc 
zu fertigendes Regifter zu eröffnen, in welches die von den Polizeidienern im 
Beiteln betroffenen und der Polizeibehörde vorzuführenden inländifchen Hand- 
werksburſche und arbeitsfähige Bettler, mit ihrem Namen, Alter und Wohnort, 
mit dem Bemerken einzutragen find, daß fie zum erften, zweiten oder britien 
Male im Betteln betroffen worden. Den inländifhen Handwerksburſchen if 
zugleich in ipr Wanderbuch einzutragen, daß fie zum erſten ober zweiten Male 
im Betteln betroffen wurben, 

Art, 4. Sobald eines diefer Individuen zum dritten Male im Betteln 
betroffen und biefes in dem Negifter oder Wanderbuch konftatirt ift, ein ſolches 
Individuum fih fonah als Gewohnpeitsbettler qualifizirt, hat die Polizeibe- 
hörde einen glaubwäürbigen Auszug aus dem gedachten NRegifter oder Wander 
buch zu fertigen, und mit diefem einen foldhen Gewohnheitsbettler der betreffen- 
den Königl. Staatsprofuratur zur Beftrafung nah Maaßgabe des Art. 275 des 
Strafgefeßbuches vorführen zu laſſen. 

Art, 5. Ausländifhe Handwerksburſche und überhaupt Ausländer, melde 
auf eine oder die andere Weife im Betteln betroffen werden, find fogleich im 
erften Betretungsfalle auf dem Schub über die Gränze zu weifen. 

Art. 6. Arbeitsunfähige Individuen, welche außerhalb ihrer Heimathege 
meinde im Betteln beiroffen werden, find aus den ihnen fremden Gemeinden 
jeder Zeit auszuweiſen. 

Art. 7. Hinfihtlih der in der Gemeinde einheimifchen, ganz oder theil— 
weife arbeitsunfähigen gebrechlihen Armen find die Borfchriften der Hödhften 
Inſtruktion über die Behandlung des Armenwefens (Amtobl. 1835, AS 4) zu 
befolgen, 
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Art. 8 Die Königl. Landlommiffariate und das Königl. Gendarmerie- 
Kommando find mit dem Bollzuge ber gegenwärtigen Berorbnung beauftragt, 


$. 38. Unterm 15. November 1836 genehmigte die Regierung, 
daß ftatt der im Art. 1 obigen Beichluffes angegebenen Anfchlagzettel 
Rarnungstafeln gefertigt und die Koften auf die Gemeindefaffe über- 
nommen werben, fiehe Amtsbl. vom Jahre 1836, Ma 57, p- 615. 


$. 39. Belanntmahung der Königl. Regierung des Rheinkrei⸗ 
ſes, Kammer des Innern, vom 6. Februar 1837, Amtsbl, Ma 12, 
p. 87, die Ablieferung von Vaganten nach Churheffen betr. 

Nah einem Höchften Exlafie des Königl. Minifteriums des Innern vom 
15. v. M. foll von Seite ver Königl. Bayer. Behörden, bei jenen Arretirungen 
hurheffifcher Untertanen auf bayerifhem Gebiete und ihren Transport nad 
den churheſſiſchen Staaten, welche ohne vorausgegangene Requifition vorgenom⸗ 
men werden, die Ablieferung nicht mehr wie bisher an die Polizeibehörben bes 
von dem Arretirten angegebenen Heimathsortes, fondern an die churfürfiliche 
Polizeidirektion in Kaffel oder an das zunächſt gelegene churfürſtliche Kreisamt 
geſchehen. Wornach fi die Königl. Bayer. Polizeibepörben des Rheinkreiſes 
und die Königl. Bayer. Gendarmerie zu achten haben. 


8. 40. Bekanntmachung des Minifteriumd des Aeußern vom 


2. April 1840, Amtsbl. M 21, p- 113, die authentiſche Interpre- 
tation des mit Preußen befiehenden Staatövertrages wegen gegenfei- 


tiger Uebernahme der Ausgewiefenen betr. 


Staatsminifterium des Königlichen Haufes und des Aeußern. 

Nachdem mit der Königl. preußifhen Regierung eine Uebereinkunft zur Er- 
fäuterung und Ergänzung des Staatövertrages vom 9. Mat und 6. Juni 1818 
wegen gegenfeitiger Uebernahme der Ausgewiefenen getroffen worden, fo wird 
die hierüber mit Königl. allerhöchſter Ermädtigung ausgefertigte Minifterial» 
Erflärung, nachdem foldhe gegen eine gleichlautende Königl. preußifche Minifte: 
rial-Erflärung ausgewechfelt worden, hiemit zur allgemeinen Darnachachtung 
öffentlich bekannt gemacht. 

Minifterial-Ertlärung. 

Zur Befeitigung derjenigen Zweifel und Mißverfändniffe, welche ſich feit- 
her über die Beflimmungen des $.2, a und c, ber zwifchen der Königl. Bayer. 
und Königl. preußifchen Regierung beftehenden Konvention wegen wechfelfeitiger 
Uebernahme der Ausgewiefenen vom 9. Mai und 6. Juni 1818, namentlid: 

a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie weit 
die in der Staatsangehörigkeit felbfiffändiger Individuen eingetretenen Berän- 
derungen auf die Staatsangehörigkeit der unſelbſtſtändigen Kinder derfelben 


von Einfluß feyen? fowie, 
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b) über die Befchaffenheit des $. 2, c, ber Konvention erwähnten zehnjäh⸗ 
rigen Aufenthaltes und den Begriff der Wirihfchaftsführung ergeben haben, 
find die gedachten Regierungen, ohne hiedurch an dem in der Konvention aus- 
gefprochenen Principe etwas ändern zu wollen, daß die Unterthanenſchaft eines 
Individuums jedesmal nach der eigenen inneren Geſetzgebung des betreffenden 
Staates zu beurtheilen fey, dahin übereingefommen, hinkünftig und bis auf 
Weiteres nachflehende Grundfäße gegenfeitig zur Anwendung gelangen zu laſ— 
fen, und zwar: 

zu a) 1. daß unſelbſtſtändige Kinder ſchon durch bie Handlungen ihrer 
Eltern an und für fih, und ohne daß es einer eigenen Thätigkeit oder eines 
befonders begründeten Rechtes der Kinder bebürfte, derjenigen Staatsangepörig- 
keit theilhaftig werden, welche die Eltern während der nfelbfiftändigkeit ihrer 
Kinder erwerben, ingleichen 

2. daß dagegen einen folhen Einfluß auf die Staatsangehörigkeit unſelbß⸗ 
ftänbiger ehelicher Kinder diejenigen Beränderungen nicht änfern können, welde 
fih nach dem Tode des Vaters derfelben in der Staatsangehörigkeit ihrer che 
lihen Mutter ereignen, indem vielmehr über die Staatsangehörigkeit ehelicher 
unfelbfftändiger Kinder lediglich die Kondition ihres Vaters entfcheidet, und 
Veränderungen in deren Staatsangehörigkeit nur mit Zufimmung ihrer vor 
mundfchaftlihen Behörde eintreten können. 

3. Als unfelbfiftändig find jene Kinder anzufehen, welche das 25te Lebens⸗ 
jahr noch nicht zurüdgelegt, oder nicht ſchon früher für fich ſelbſt ein eigenes 
Heimathsrecht erworben haben. 

Nebft dem foll 

zu b) die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme 
eines Individuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend einem 
Grunde läſtig geworden, auszuweiſen beabfichtigt, in den Fällen bes — 2, t, 
der Konvention eintreten; 

1. wenn der Auszumweifende fich dem Staate, in welhem er ausgewieen 
werden fol, verheirathet, und außerdem zugleich eine eigene Rirthfchaft geführt 
hat, wobei zur näheren Beflimmung des Begriffes von Wirthfchaft anzunehmen 
if, daß ſolche auch dann ſchon eintrete, wenn felbft nur einer der Eheleute 
fih auf eine andere Art, als im berrfchaftlichen Gefindedienfte, Beköſtigung ber 
ſchafft Hat; oder 

2. wenn Jemand fich zwar nit in dem Staate, der ihn übernehmen fol, 
verheirathet, jedoch darin fich zehn Jahre hindurch ohne Unterbrechung aufge 
balten hat, wobei ed dann auf Konftituirung eines Domizils, Berbeirathung 
uud fonftige Rechtsverhältniffe nicht weiter ankommen foll. 

Endlich find die genannten Regierungen zugleich annoch dahin übereingt- 
fommen: 

Können die refpektiven Behörden über die Verpflichtung bes Staates, dem 
die Uebernahme angefonnen wird, der in der Konvention und vorftehend aufge 
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ſtellten Kennzeichen der Berpflichtung ungeachtet, bei der darüber flattfindenden 
Korrefpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfällige Differenz derfelben 
auch im diplomatifhen Wege nicht zu befeitigen gewefen; fo wollen beide Theile 
den Streitfall zur fomprommiffarifchen Entſcheidung eines foldhen dritten teut- 
hen Bundesftaates flellen, welder fich mit beiden kontrahirenden Theilen we- 
gen gegenfeitigee Uebernahme des Ausgewiefenen in denfelben Bertragsverhält- 
niffen befinbet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiffes zu erfuchenden Bundes» 
regierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile überlaffen, der zur Ueber⸗ 
nahme des Ausgewiefenen verpflichtet ſeyn fol. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen jedesmal 
nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Regierung eine Abfchrift 
nachrichtlich mitzutheilen if, in kürzeſter Friſt einzufenden. 

Bis die fhiedsrichterlihe Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt von 
feinem Theile eine weitere Einwendung zuläffig it, hat derjenige Staat, in 
deffen Gebiet das auszumeifende Individuum beim Entftehen der Differenz ſich 
befunden, die Verpflichtung, basfelbe in feinem Gebiete zu behalten. 


Borftehende Erklärung foll gegen eine gleichlautende Königl. preußifche 
Minifterial-Erflärung ausgewechfelt, und fodann unverzüglich zur allgemeinen 
Darnachachtung Öffentlich befannt gemacht werden. 

$. 41. Eine der vorhergehenden wörtlich gleichlautende Mini- 
fterial-Erflärung erfolgte unterm 29. Auguft 1840, Amtsbl, M, 53, 
p. 332, in Bezug auf den Bertrag über denfelben Gegenftand mit dem 
Königreihe Sachfen, und unterm 30. September 1842, Amtsbl. M 
76, p- 624, in Bezug auf den Bertrag mit dem Großherzogthume 
Heffen, und unter demfelben Datum, Amtsbl. Mi 80, p. 663, in Be: 
zug auf den Vertrag mit dem Herzogthume Sachſen-Coburg-Gotha. 
Zum fechsten Eapitel. 
Gefahr drohende Gegenftände. 
3. Band, p. 342, 

$. 42. Beſchluß der Königl. Regierung des NhHeinfreifes, Kam- 
mer des Innern, vom 20. Mai 1833, Amtsbl. Mi 29, p. 280, das 
polizeiliche Verfahren in Fällen, wo baufällige Gebäude ausgebefjert 
oder niebergeriffen werden müſſen, betr. 

Nach Anficht verfchiedener Berichte, in welchen der Antrag geftellt wurbe, 
Daß das Berfahren vorgefchrieben werben möge, welches die Lokalpolizeibehör⸗ 
den in den Bällen zu beobachten haben, wenn dem Einſturze baufälliger Ge- 
bäubde vorgebeugt oder biefelben niedergeriſſen werben müflen. 

Nach Anfiht des Gefehes vom 16. — 22. Auguft 1790, Tit. XL, Art. 3, 
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des Art. 1386, Art. 2102 A8 3, Art. 2103 AS A und 5, und 2110 des Civil- 
geſetzbuches, der Art. ATI A 5 und Art. 479 6 4 bes Strafgefeßbuces, hat 
die unterfertigte Stelle zur Verhütung der Gefahren, welche durch den Einfur 
baufälliger Gebäude entfliehen könnten, folgendes Berfahren vorgefchrieben. 

$. 1. Wenn baufällige Häufer und Gebäude dur ihren nahebevorſtehen⸗ 
den Einſturz Gefahr zu bringen drohen, fo hat der betreffende Bürgermeißerei. 
adjunkt oder Polizeikommiſſär diefen Zuftand unverzüglich durch ein Prototol 
zu Tonftatiren, auf welches hin der Bürgermeifter den Eigenthümer des Gefahr 
drohenden Haufes fogleich zu fich vorladen läßt. 
| $. 2. Benn an dem zum Erſcheinen anberaumten Tage und Stunde ber 
Eigenthümer des baufälligen Gebäudes nicht erfcheint, fo verorbnet das Bür⸗ 
germeifteramt im geeigneten Falle eine Unterfuhung an Ort und Gtelle durd 
einen Experten, welchen der Adjunft oder Polizeitommiflär zu ernennen hat. 

$. 3. Erſcheint der Eigenthümer und läugnet nicht, daß fein Gebäud: 
dem Einfturze droht, fo verordnet das Bürgermeifteramt, daß in einer von ihm 
anzuberaumenden furzen Frift der Eigentümer die drohende Gefahr abzuwen- 
den, und daß ber Adjunkt oder Polizeikommiſſär darauf zu wachen habe, dai 
dieſes in der anberaumten Frift gefchehe. 

$. 4. Behauptet der Eigenthümer, es fey Feine Gefahr vorhanden, fo hat 
er dad Recht, au für feinen Theil einen Erperten zu ernennen, um die Unter 
ſuchung gemeinfchaftlih mit dem von dem Adjunkten oder Polizeitommiflär a 
nannten Experten vorzunehmen. 

Der Eigenthümer hat aber feinen Erperten auf der Stelle zu ernennen, 
widrigenfalls die Unterfuchung ohne Verzug durch den vom Aojunkten oder 
Polizeitommiffär ernannten Experten allein zu geſchehen hat. 

$.5. Diefe Unterfuchung wird in der durch den Befchluß des Bürgermeiker 
amtes anberaumten Frift in Gegenwart der Parthei vorgenommen, ober In 
deren Abmwefenheit, wenn fie nad vorgängiger förmlicher Einladung (fey e 
auf gewöhnliche Weife oder auf eine mündliche Einladung bei ihrer VBernefm 
laſſung) nicht erfcheint. 

Die Unterfuchung darf unter feinem Vorwande verſchoben werden, fie mag 
nach kontradiktoriſcher Vernehmlaſſung im Falle des $. A oder im Nichte 
ſcheinungsfalle ($. 2), verorbnet worden feyn. 

$. 6. Wenn der Eigentpümer des Gebäudes einen Experten ernannt hal, 
und fodann beide Experten in ihrem Gutachten nicht übereinftimmen, fo ernennt 
das Bürgermeifteramt einen dritten Experten. 

$. 7. Auf Anficht des Erpertenberichtes und nach Anhörung des Adjunkien 
oder Polizeitommiffärd und der erfchienenen Parthei, oder in deren Abwefenheit, 
wenn fie nach vorgängiger Borladung nicht erfchienen feyn follte, verordnet dat 
Bürgermeifteramt, wenn durch den Erpertenbericht die Baufälligkeit konftahirt 
if, daß der Hauseigenthümer in einer demfelben anzuberaumenden Fri gehab 
ten ſeyn folle, Handwerksleute einzuftellen, um ber drohenden Gefahr des Ein 
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flurges vorzubeugen, und daß, wenn biefes in der anberaumten Friſt nicht ge» 
ſchehen ſeyn follte, von dem Adiunkten oder Polizeilommiffär ein Protokoll 
darüber aufgefeßt und bie nöthigen Arbeitsleute ohne weiteres fogleich auf Kos 
ſten des Eigentpümers eingeflelt werben, um in kürzeſter Friſt die drohende 
Gefahr abzuwenden, 

Dasfeibe Verfahren ift zu beobarhten, wenn in dem im $.3 bier oben an- 
gegebenen Falle der Gebäude» Eigentpümer in der anberaumten Frift der An⸗ 
orbnung des Dürgermeifteramtes keine Folge geleiftet hat. 


$. 8. Zu dem Ende gibt das Bürgermeifteramt dem Adjunkten oder Po» 
fizeitommiffär zum Behufe der vorfchußweifen Bezahlung der verwendeten Hand⸗ 
werfsleute eine Anmwelfung auf die Gemeindelaffe, welcher dann zur Wiederer- 
langung bes Vorſchuſſes nach den oben allegirten Gefeßen ein vorzägliches Pri- 
dilegium auf die Baumaterialien oder auf die vor dem Einfturze bewahrten 
Gebäude zuftept. 

$. 9. In Fällen, wo bie Gefahr des Einfturzes von Gebäuden fo dringend 
it, daß, ohne unglüdliche Ereigniffe befürchten zu müffen, die hier oben vorge 
fhriebenen Förmlichkeiten nicht fämmtlich follten beobachtet werben können, fo 
bat das Bürgermeifteramt fich Tediglich darauf zu befchränken, die dringende 
Gefahr des Einfturzes durch einen von ihm zu ernennenden Experten konſta⸗ 
tiren, und zur Abwendbung ber Gefahr fogleih auf Koften der Eigenthümer bie 
nöthigen Borkehrungen auf Betreiben bes Adjunkten oder Polizeikommiſſärs 
anzuordnen. | 

$. 10. Benn fih im Laufe des hier vorgefchriebenen Verfahrens Eigen» 
thümer baufälliger Gebäude Widerfeglichkeiten erlauben, fo find dieſelben den 
Polizeigerichten zu denunziren und auf deren Befrafung nach Maafgabe bed 
Art. ATI A 5 des Strafgefeßbudes anzutragen, fowie auch die Zuwiderhand⸗ 
[ungen gegen ben Art. 479 A 4 gerichtlich zu verfolgen find; die Klagen auf 
Schabenerfaß, welche auf den Grund des Art, 1386 des Civilgeſetzbuches an- 
zeftellt werden können, find von den Befchädigten felbft bei den Eivilgerichten 
anzubringen, was ihrem eigenen Ermeffen überlafjen bleibt. 


F. 43. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinfrei- 
es, Kammer des Innern, vom 5. Jänner 1835, Amtsbl..M 2, p. 
>, die Borfihtsmaaßregeln bei Gewehren mit fogenannten Perkuſſions⸗ 
chlöſſern betr. 

In Folge allerhöchften Minifterialreferiptes vom 26. November wirb nad» 
chende, von ber Königl. Regierung des Regenkreiſes erlaffene Berorbnung 
i emit bekannt gemadht. 

„Die vielfachen Unglüdsfälle, welche durch das Losgehen ber mit Perkuffiong- 
-zuer verfehenen Jagdgewehre veranlaßt wurden, haben zu der Meberzeugung 
efübhrt, daß der Gebrauch diefer Gewehre mit erhöhter Gefahr verbunden, da⸗ 
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her auch eine verhältnißmäßige Sorgfalt bei der Führung berfelben erfor 
derlich fey. 

Sene erhöhte Gefahr Liegt bekanntlich in dem Umftande, daß die Zündhüt- 
chen diefer Gewehre durch die mindefte Berührung entzündet werben fönnen, 

Unter den Mitteln, durch welche diefe Gefahr am ficherften befeitigt werben 
Tann, find vorzugsweiſe zu empfehlen: 

a) ein Sperrbedel oder Gegenhahn, welcher das Zündhüichen vom jeder 
Berührung frei hält, 

b) als das einfachfle und mit den geringfien Koften verbundene Sicherheits 
mittel aber eine aus Soplleder gefchnittene runde Platte, welche an den Zünd- 
lift geſteckt und Leicht wieder abgenommen werden kann. 

Zur Vermeidung Fünftiger Unglüdsfälle hält fih die unterfertigte tele 
verpflichtet, nicht nur auf die Gefahr der Perkuffionsgewehre aufmerkam jı 
machen, und vor Gorglofigkeit bei ihrem Gebrauche zu warnen, fondern auf 
die Anwendung eines der erwähnten Sicherungsmittel dringend zu empfehlen. 
Borzüglich werden fich die Forfibeamten, SZagbbefiger und Jagdpächter ange 
legen feyn laſſen, die ihnen untergebenen Forft» und Jagdindividuen zur dr 
fhaffung der erforderlichen Sicherheitsvorrichtungen fireng anzupalten, 

Die Polizeibepörden haben dafür zu forgen, daß von gegenwärtiger Bur 
nung fämmtliche Jagdbeſitzer und Schüßen Kenntniß erhalten.“ 


F. 44. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des nern, vom 18. Auguft 1838, Amtsbl. Mi 43, p. 351, die Re 
paratur baufälliger Gebäude betr. 


Das neuerliche Bortommen von Fällen, daß die fortgefetste Bernadläßigun 
von Baureparaturen den endlichen Einflurz von Gebäuden herbeiführte und me). 
reren Menfchen das Leben koftete, hat die allerhöchſte Aufmerkfamfeit Seiner 
Majeftät des Königs erregt, und es wird in Folge Königl. Minifteriale- 
feripts vom 2. d. Nachſtehendes, Behufs möglicher Verhütung der Wiederlek 
folder Borfälle für die Zukunft, zur allgemeinen Kenntnifnahme eröffnet, 

1. Es iſt unzweifelhaft Pflicht der Lokalbehörden dafür zu forgen, da 
bauliche Gebrechen, aus deren Bernarpläßigung der öffentlichen Sicherheit & 
fahr dropet, befeitiget werden. Diefe Pflicht ift fowopl in den allgemeinen 1% 
lizeilichen Attributionen bezüglih der Fürforge für die öffentlihe Sigerhal 
(Gefeb vom 16. bis 22. Auguf 1790, AS XI. Art. 3), als auch in den ie 
ftehenden inftruftiven und reglementären Berwaltungsverfügungen begrünkt, 
namentlich in jener vom 20. Mat 1833 (Amtsbl, HF 29), welche bezüglid de⸗ 
einzuhaltenden Berfahrens die normirenden Borfehriften enthält, und deren dr 
folgung den betreffenden Behörden auf das nachdrücklichſte eingefchärft wir. 

2. Was andere Baugebrechen betrifft, welche zwar die öffentlige Side 
heit nicht unmittelbar bedrohen, aber bei fortgefeßter Vernachläͤßigung zur Or 
fährdung derfelben führen können, fo haben die Gemeinbevorflände die Or 
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bäude-Eigentpümer darauf aufmerkffam zu machen, wie bas Unterlaſſen einer 
rechtzeitigen Reparatur nothwendig den Schaden, und mit diefem auch die Res 
paraturfoften vergrößern müfle, und es follen biefelben hienach auf gütlichem 
Bege und ohne Zwang bie rechtzeitige Entfernung der in Frage flehenden Ge- 
brechen zu bewirken ſuchen, dabei auch den minder bemittelten Gebäube-Eigen- 
thümern in Erlangung von Darlehen gegen billige Berzinfung und friftenweife 
Zurüdzahlung, ober des fonft benöthigten Kredits, welcher durch die in den 
Art. 2103 und 2110 des bürgerlichen Geſetzbuches vorgefehenen Privilegien vor 
andern Schuldforderungen vorzugsweife geſchützt und gefichert if, hülfreich an 
die Hand gehen. 

3. Damit aber nicht blos die an ber Außenfeite der Gebäude ſichtbaren 
Gebrechen entfernt werben, fondern was eben fo nothwendig if, auch auf bie 
Befeitigung der Mängel im Innern der Gebäude gewirkt werben könne, fo 
werden die Feuerbefihaufommiffionen angewiefen, die baulichen Gebrechen, welche 
gelegenpeitlih der, nah den: Befimmungen ber Verfügung vom 6, Januar 
1829 (Sntelligenzbl. AS 2) und jener vom 6. October 1832 (Amtsbl. A 65), 
vorzunehmenden Befichtigungen wahrgenommen werben, in dem Protofolle zu 
bemerfen, wenn auch deren Entfernung nicht durch feuerpolizeiliche Rüdfichten 
geboten feyn follte; wonach fofort von Seite der Behörden das unter Ziff. 2 
vorgezeichnete Verfahren einzuhalten iſt. 

Die Königl. Landlommiffariate haben den Vollzug obiger Anordnungen 
zu überwachen und hiedurch zu bewirken, daß den väterlichen und wohlwollen⸗ 
den Abfihten Seiner Majeftät des Königs auf das Vollſtändigſte ent« 
fprochen werde, 


Zum fiebenten Capitel. 


2 Shädlide Thiere 
3. Band, p. 344, 


F. 45. Verordnung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
Des Innern, vom 19. Januar 1838, Amtsbl, Mu 7, p. 38, Sicher⸗ 
Heitsmaaßregeln gegen die Hundswuth betr. 

In Folge mehrfacher Unglücksfälle, welche in den letzten Jahren burch 
wüthende Hunde im bdiesfeitigen Kreife herbeigeführt wurden, hat fih das Kö» 
nigl. Staatsminifterium des Innern vermöge höchſten Referipts vom 30. No⸗ 
oember v. 3. veranlaßt gefunden, die durch Verfügung unterfertigter Stelle 
oom 3. April 1822 (Kreis - Intelligenzbl. A 63, ©. 269) angeordnete perio⸗ 
Diſche Bifitation der Hunde in der Art ausdehnen zu laſſen, baß biefelbe jähr- 
Lich zweimal flatt finde, und zwar in der fälteften und in der heißeften 
Jahreszeit. 

Zur Sicherung des Vollzugs der in der erwähnten Königl. Miniſterial⸗ 
Entſchließung enthaltenen Befimmungen wird Nachftehendes verfügt: 

1. Bei der künftighin in den Monaten Januar und Zuli vorgunehmenden 
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Biſitation ber Hunde find die Hundezeichen durch neue, den Jahrgang und die 
Nummer I. für die Januar» und IL. für die Juli» Unterfuhung als Gepräge 
tragende Zeichen zu erſetzen. 

2. Zur Dedung der Koften diefer Maaßregel ift jedesmal eine Entihi- 
bigung von zwölf Kreugern, für Bifitationsgebüpren und Anfchaffungstoften der 
Zeichen, zu entrichten, 

3. Indem es den Königl. Bezirks» und Lokalpolizeibehörden zur Mist 
gemacht wird, die Ausführung diefer Maaßregel mit allem der Wichtigkeit des 
Gegenflandes. angemeffenem Ernfte zu überwachen und vollziehen zu Iafn, 
werben biefelben, fowie die Königl. Kantonsppyfilate wiederholt mit der gr. 
nauen und unausgefeßten Beachtung der ihnen durch die beftehenden Borferii: 
ten zugewiefenen Obliegenpeiten und Berrichtungen beauftragt. Sie han 
hienach hauptſächlich auch dahin zu wirken, daß das Publitum über Entftehung 
und Kennzeichen der Wutpkrankpeit bei Tpieren und Menfchen, und über die 
Mittel der Vorbeugung fowopl, als der Behandlung befonders im erfen Xu- 
genblide des Ausbruches, aufflärende Belehrung erhalte. 

Gegenwärtige Bekanntmachung ift durch Einrüdung in das Kreisamtsklat 
und in die Lokal-Wochenblätter zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, 


$- 46. Nachtrag zu obiger Verordnung vom 10, März 18%, 
Amtsbl. M 17, p. 116, 

Naspträglih zur Berorbnung vom 19. Januar I. 3, (Amtsbl, m T) m 
mit Berüdfihtigung jener vom 3. April 1822 (Kreis Intelligenzbl, Mm 8 
©. 269) wirb verfügt: 

1. In allen Gemeinden des Kreifes hat die vorgefchriebene periodiſhe 
Bifitation der Hunde flatt zu finden; 

2. Diefe Unterfuhung fol durch Thierärzte vorgenommen werben, melde 
hiefür eine Entfhädigung von 3 fr. per Stüd aus der zu erhebenden Kofen 
Entfihädigung von höchſtens 12 Fr. angufprechen haben ; 

3. Die Königl. Landlommiffariate Haben ſowohl die aufgeftellten Bezirk: 
Thierärzte als auch in deren Verhinderung oder unter andern Umfländen die 
ſelbſtſtaͤndigen Tpierärzte zum regelmäßigen Bollzuge dieſer Berfügung anı 
weifen. 


$. 47. Unterm 19. Juli 1839, Amtsbl, M 37, p. 324, wurden 
bie Polizeibehörden angewiefen, gegen jene, welche fich Zumiderhant: 
lungen gegen obige Verordnung erlauben, unnachſichtlich zu protolel 
liren. 

$- 48. Unterm 12. October 1843, ſiehe Amtsbl. M 55, P- 
502, verfügte die Königl. Regierung der Pfalz, daß die Hunberii, 
tation in jedem Duartale, und zwar in den Monaten Januar, April, 
Juli und Detober vorgenommen werben fol, 


* 
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Zum achten Capitel. 
Waffen. 
3. Band, p. 352. 


F. 49. Königl. allerhöchſte Verordnung vom 29. Juni 1835, 
Amtsbl. M. 34, p. 356, das Tragen der Stodflinten betr. 


L u d w i;g ’ K. 
Wir finden Uns in Rüdfiht auf das Ueberhandnehmen der Stodflinten 
und auf bie mehrfachen, bereits mittelft diefer Waffe verübten gemeinen Ber- 
brechen und Bergehen, beiwogen, zu verorbnen, was folgt: 


1. die Berfertigung und das Tragen der Stodflinten ift allgemein un« 
terfagt ; 

2. die dagegen Handelnden follen nach den beftehenden Geſetzen und Ber- 
orbnungen über die Berfertigung und Führung verbotener Waffen beftraft wer- 
den, vorbehaltlich der weitern gefeßlichen Einfchreitung für den Fall einer mit- 
telft der Stodflinten verübten firafbaren Handlung. 

Unfer Staatsminifterium des Innern hat hienach das weiter Geeignete 
zu verfügen und für den pünktlihen Bollzug zu forgen. 


Zum zehnten Eapitel. 
Brandverfiderung. 
3. Band, p. 354, 


$. 50. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 30. November 
1833, Amtsbl. M, 1 vom Jahre 1834, p. 1, die auswärtigen Brand- 
verfiherungsgefellfchaften betr. 


Ludwig, 8 

Wir haben in Beziefung auf die auswärtigen Brandverficherungsgefell- 
fchaften, nach Anficht der darüber eingegangenen Berichte, fowie der in den Pro» 
tofollen der Landräthe niedergelegten Aeußerungen, nah Antrag Unferes 
Staatsminifteriums des Innern und nach Vernehmung Unferes Staatsrathes, 
zur Wahrung der öffentliden Sicherheit und der den vaterländifchen Brand⸗ 
verfiherungsanftalten zuſtehenden Rechte, in fo lange Wir Hinfichtlich der Wirk- 
famteit auswärtiger Brandverfiherungsanftalten in Unſerem Reiche überhaupt 
feine anderweite Beſtimmung zu erlaffen geruben, befchloffen und verorbnen: 


I. Auswärtige Brandverficherungsgefellfchaften, welche Unfere Ermächtig⸗ 
ung erlangt haben, können fortan in Unferm Königreiche Gefchäftsführer bes 
fiellen und unterhalten, bie jedoch aus ber Mitte der Bayerifchen Unterthanen 
genommen werben müflen, 

als folder Geihäftsführer kann Niemand auftreten, der nicht von Un⸗ 
ferm Staatsminifterium des Innern befonders und perfönlich ermärhtigt wor⸗ 
den ifl. 
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Die Gefhäftsführung jedes Einzelnen iſt auch auf diejenigen Bezirke und 
Gegenftände beſchränkt, welde in dem Ermächtigungsdekrete bezeichnet find. 

II. SKeine auswärtige Brandverfiherungsgefellfhaft darf von nun an 
Bayerifchen Unterthanen irgend eine Berficherungsurkunde zuftellen laſſen, bevor 
fie von ber, mit Beforgung der inländifhen Brandverfiherungsangelegenpeiten 
beauftragten Behörbe des Bezirks, in welchem fih die Gegenflände der Ber- 
fiherung befinden, eingefehen und mit der Erklärung unterfertigt feyn wird, 
daß von Polizei wegen nichts zu erinnern fey. 

 Dasfelbe gilt au von ſolchen Verſicherungsurkunden, welde wegen Ab- 
laufs der vertragsmäßigen Zeit ober wegen anderer Urfachen erneuert werben, 
es gefchehe diefes unter den nämlichen oder unter veränderten Bedingungen. 
ur Wenn es fich zeigt, daß die vaterländifchen Brandverfiherungsanftal- 
ten verbotswidrig umgangen, oder wenn nach befannten Berpältniffen und nad 
eingezogenen Erfundigungen mit Grund anzunehmen if, daß Gegenflände über 
ihren Werth verfihert werben wollen, e8 möge dieſes Uebermaaß aus dem An- 
fhlag in einer und derfelben Gefellfchaft oder aus den Anfchlägen in mehreren 
Geſellſchaften zufammen hervorgehen, fo hat die Bezirkspolizeibehörde die ob- 
waltenden Bedenken auf der vorgelegten Berficherungsurfunde zu bemerken und 
deren Auspändigung zu unterfagen, bis die Verbindlichkeit gegen die vaterlän- 
diſchen Anftalten erfüllt, der Anfchlag gehörig ermäßigt, oder darüber, daß der» 
felbe dem Werthe entfpreche, glaubhafte und befriedigende Nachweiſung beige» 
bracht, und auf alles diefes weitere amtliche Entſchließung erfolgt feyn werbe. 

IV. Jeder Geſchäftsführer ift verbunden, an die genannten Polizeibehörben 
und zwar an jede, fo viel es ihren Bezirk betrifft, binnen vierzehn Tagen nad 
Bekanntmachung ber gegenwärtigen Berorbnung eine treue Ueberſicht der bis 
dahin errichteten und noch beftehenden Berfiherungen gelangen zu laſſen, ent 
baltend die Namen der in die Gefellfchaft eingetretenen Perfonen, die Ramen 
ihrer Wohnorte, die Bezeichnung der verficherten Gegenflände, die Anfıhlage- 
fummen und die bedungene Dauer der Verträge. 

V. Nah Befinden find diefe Meberfichten von den Behörden mit der Er- 
Härung zu unterfertigen, daß von Polizeimegen nichts zu erinnern fey. 

Ergibt es fi) aber, daß die vaterländifchen Brandverfiherungsanftalten 
verbotswidrig umgangen, ober iſt mit Grund anzunehmen, daß die Gegenſtände 
über ihren Werth verfichert worden feyen, fo foll die Polizeibepörde im erfien 
Falle rüdfichtlih der Beftrafung nah Maaßgabe der Brandverfiherungsord- 
nungen bas Geeignete einleiten, und im zweiten Falle den Gefhäftsführer auf 
fordern, fodald als möglich zu bewirken, daß der Berfiherungsanfchlag ent 
weder auf glaubhafte und befriedigende Art gerechtfertigt, oder durch gehörige 
Ermäßigung berichtiget und die Nachweifungen hierüber zur amtlichen Wür⸗ 
bigung und weitern Verfügung eingereicht werden, 

VL Sowohl die Heberfichten der bereits beftehenden, als die Urkunden ber 
erft zu errichtenden Berficherungen find den Polizeibehörden in einem zweifachen 
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Eremplar zu überfenden, wovon das Eine mit dem amitlihen Erlaffe dem Ge- 
fhäftsführer zurüdgegeben oder den von ihm bezeichneten Perfonen zugeftellt, 
das Andere aber mit Vormerkung des Erlafles in der Amisregifiratur zurüd- 
behalten wird. 

Den Gefhäftsführern ift unbenommen, bei Einfendung der Leberfichten 
und Urkunden fogleich die Behelfe anzufügen, welde dazu dienen, ‚bie Wigtige 
feit des Berficherungsanfchlages außer Zweifel zu feßen. 

Ebenfo ift es jedem Betheiligten unbenommen, noch vor der Anmeldung 
feines Berfiherungsantrags ſich dieſe Behelfe auf dem geeigneten Wege zu 
verfchaffen. 

vor Die Gefhäftsführer, welche den vorſtehenden Vorſchriften entgegenhan- 
deln, oder ihre Gefhäftsführung auf irgend eine Weiſe mißbrauden, dann bie 
auswärtigen Gefelfchaften felbft, welche folchen Entgegenhandlungen und Miß- 
bräuchen nachfehen, oder fonft daran Theil nehmen, haben die Aufpebung ihrer 
Ermärhtigungen zu gemwärtigen. 

Unfer Staatsminifterium des Innern ift mit der Bollziefung biefer Un⸗ 
ferer Berorbnung beauftragt, welche durch das Regierungsblatt zur allge» 
meinen Wiffenfchaft und Nachachtung bekannt gemacht werden fol. 


$. 51. Entſchließung Königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kam- 
mer des Innern, vom 26. März 1834, Amtsbl. M, 19, p. 182, die 
Quittung empfangener Brandentfchädigungsgelder aus der Brand« 
afferuranzanftalt des Rheinkreiſes betr, 


Nachdem fih über die Abquittirung derjenigen Mandate, welche für Indi⸗ 
viduen, die des Schreibens unerfahren find, auf Rechnung der Brandaffelu- 
ranzanftalt ausgeftellt werden und die Summe von 150 Fr. überfleigen, mehr« 
fältige Anftände ergeben haben, fo hat die unterzeichnete Landesftelle beſchloſſen, 
wie folgt: 

1. Wenn der Empfänger nicht fehreiben kann und die zu leiſtende Entfhä- 
digung die Summe von 150 Fr. (70 fl.) überfteigt, fo if, in analoger Anwen⸗ 
dung bes $. 224 der inftruftiven Verordnung über das Gemeinderechnungswe⸗ 
fen vom 17, November 1826 und nad den Befimmungen des Art, 1341 des 
Civilgeſetzbuchs, die Endzahlung folder Brandentfhädigungsgelder jedesmal 
durch einen Notariatdaft zu beurfunden und in biefem Afte die frühere Theile 
zahlungsenuntiation zu refapituliren. 


2. Da die Brandaffeturanzanftalt dem Berficherten, welcher Entſchädigungs⸗ 
anfprüde bat, gegenüber als Schuldnerin erfpeint, fo übernimmt biefelbe in 
in Gemäßpeit des Art. 1248 des Civilgeſetzbuchs die durch Errichtung folder 
Akten veranlaßt werdenden Koften. 

3. Die Mandatirung diefer Koſten gefchieht auf die Vorlage des notarifchen 


— durch die einſchlägigen Königl. Landkommiſſariate. Das 
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Koftenverzeichniß der Notäre iſt nach Art. 36 der Brandverfiherungsorbnung 
dem Stempel nicht unterworfen. 
4. Sämmtliche betreffende Behörden haben fih in vorkommenden Fällen 
nach vorftehender Berfügung zu achten. 
G. 52. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 10, Februar 1834, 
Amtsbl. M. 21, p. 203, die Gründung einer Mobilien- Feuerver: 


fiherung betr. 
Ludwig, 8 

Längft war Unfer Iandesväterliches Beftreben dahin gerichtet, Unferem 
Reiche die Wohlthat einer wohlgeorbneten Mobiliar « Feuerverfiherungsanfialt 
zuzuwenden. 

Bisher ſcheiterte Unſer Bemühen an der Nichtverfügbarkeit von Staats⸗ 
mitteln zu Begründung einer. diesfallſigen Staatsanſtalt und an den einer ge 
genfeitigen Verfiherung von Mobilien im Wege flehenden Hinderniffen und an 
der Abneigung der größeren Kapitaliften, baare. Fonde zu einem Aktienunter- 
nehmen zufammenzufcießen. 

Zu um fo Tebhafterem Woplgefallen gereichen Uns bie von der Aachener 
Feuerverſicherungsgeſellſchaft durch ihren Bevollmächtigten Friederich Adolph 
Brüggemann geſtellten, von Bürgſchaften gewährender Solidität und von dem 
Bewußtſeyn der replichften Abfichten zeugenden Anträge, und Bir finden Uns 
bewogen, auf den diesfalls erftatteten Bortrag Unferes Staatsminiftertums 
des Innern und nach Bernehmung Unferes Staatsrathes zu befchließen, was 
folgt: 

$. 4. Bir nehmen die Erbieten der Aachener Mobiliarverfiherungsge 
felifehaft in folgender. Art au: 

1. Die Aachener Feuerverfiherungsgefellfchaft dehnt ihre Wirkfamfeit, be 
züglich auf die Mobiltarverfiherungen, auf Unfer gefammtes Königreich nad 
Inhalt der unter Ziff. 1 angeführten Statuten aus, 

1. Sie nimmt für alle Akte ihrer dießfallfigen Wirkfamkeit in Bayern bie 
Firma „Mündener und Aachener Mobiliarfeuerverficherungsgefellfchaft" an, 

Im. Sie verpflichtet fich in diefen Statuten ohne Unſere allerhöchſte Gr 
nehmigung feine Aenderung vorzunehmen. 

IV. Sie unterwirft ſich allen jenen Anordnungen, welde Wir, bezüglic 
der zuverläßigen Kontrolle der Schäßungen, und zu Verhütung von Mifträu- 
chen für die inländiſchen Mobiliarbrandverficherungsanftalten jeweils zu treffen 
für nöthig erachten werben. 

V. Sie errichtet eine Generalagentur für die fieben biesrheinifchen Kreife 
Unferes Königreiches, und eine Hauptagentur für den Rheinkreis. Sie wählt 
ihren Generalagenten, ihren Hauptagenten und ihre übrigen Agenten ausſchlie⸗ 
end aus verläßigen, anfäßigen Bayern, und unterflellt deren Beftätigung, fo 
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wie die Beſtimmung der jedem Agenten zuzuweiſenden Bezirke, der Genehmig- 
ung Unferes Staatsminifteriums des Innern. 

vi. Sie macht fih anheifhig, die zur Ergänzung ihres Actienfonds von 
einer Million preußifcher Thaler zur Zeit noch disponibeln, beiläufig 260,000 
Thaler preußifh Eourant betragenden Actien an Bayerifche Kapitaliften und an 
Öffentliche Anftalten des Königreiches Bayern zu emittiren, bei deren Emiffion 
auf den Courswerth Berzicht zu leiflen, an anderweite Uctionäre die Tebtere 
Begünftigung nicht zulommen zu Laflen, und von dem befagten Theile der Ac- 
tien irgend etwas nur dann umd in fo fern außer Bayern zu begeben, als auf 
die Anzeige der Gefellfhaft, daß die Actien in Bayern nicht vollends abgefebt 
werden könnten, Unfer Staatsminifterlum des Innern nach gepflogenen Re 
cherchen erklären wird, Wege und Gelegenheit zu deren Abfaße in Bayern nicht 
bezeichnen zu können. 

VII. Die aus den Xctien Bayeriſcher Kapitaliften berrührenden baaren 
Gelder mit Inbegriff der Gewinngutfchrift werden von der Gefellfchaft, und 
zwar durch den Generalagenten für Bayern ausfchließlich in Unferem König 
reiche zinsbar angelegt. 

VIII. Die Geſellſchaft unterzieht fih, bezüglich der Kontrolfe zu VL und 
VII. den von Unſerem Staatsminifterium des Innern jeweils zu ertheilenden 
Borfchriften und Anordnungen. 

IX. Die Geſellſchaft verpflichtet fi, die nach F. 11 der Statuten nicht für 
die Actionäre befiimmte Gewinnhälfte, deren Verwendung zu gemeinnüßigen 
Zweden in allen Ländern nach der Kabinetsordre Seiner Majeſtät des Könige 
von Preußen vom 17. April 1832 der Direction freifteht, in dem Königreiche 
Bayern nah dem befondern, von Uns genehmigten Webereintommen zu ver- 
wenden. 

x. Die Gefellfchaft erläutert den $. 20 der Berfiherungsbebingungen in 
der nach Anlage 2 zu verfaffenden Verfihernngsurkfunde dahin, daß das ſchieds⸗ 
richterlihe Berfahren bei Streitigkeiten zwifchen der Gefellfchaft und dem Ber» 
fiherten über Bollgiefung der Policebedingungen oder bei Regulirung ber 
Schadenrechnung in der Kreishauptfiadt, d. i. am Site der Regierung besjeni- 
gen Kreifes, in welchem der Berficherte wohnt, ftatt findet. 

$. 2 Gegen diefe Berbindlichkeiten, und in fo lange fie benfelben treu 
umd redlich nachkommen wird, dann in der bedingenden VBorausfeßung, daß 
ſolide, allen Borausfegungen der unter Ziff. 1 bier beigefügten verfprochenen 
Bedingungen entfprechende, Berficherungsbegehren Unferer Untertfanen nicht 
zurüdgewiefen werden, gewähren Wir der Münchner und Aachener Geſellſchaft 
nachfiehende Begünftigungen : 

1. Die Gefellfehaft, welche einen wefentlichen Theil ihrer Actien in Bayern 
begibt, bie. daraus hervorgehenden Gelder in Bayern verzinslih anlegt und 
einen entfprechenden Theil ihres Gewinnes öffentlichen Zwecken Unferes Lan» 
des zumendet, und allen von Uns für inländiſche Geſellſchaften — oder 
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zu gebenden Normen ſich unterwirft, wird ben inländifchen Actiengefellfchaften 
für Mobiliarfeuerverfiherung gleichgeftellt. 

II. Sie unterliegt als folche den Beſchränkungen nicht, welche für die von 
der Staatsregierung als ausländiſch behandelten Geſellſchaften diefer Art durch 
Unfere Berorbnung vom 30. November 1833 feftgefebt find, oder hiefür etwa 
noch in Zukunft feftgefeßt werben. s 

IU. Sollten Wir in Zukunft irgend einer Actiengefelifchaft für Mobiliar 
feuerverfiherung befondere Borrechte einräumen, fo werben Wir biefelben unter 
den in dem Eingange bed gegenwärtigen $. ausgebrüdten Borausfeßungen 
auch auf die Münchener und Aachener Mobiliarfeuerverficheruugsgefellfchaft 
ausdehnen. 

IV. Die gegenwärtigen Beflimmungen follen öffentlich befannt gemadt 
werden, fobald die Gefellfchaft die erfolgte, nach den Statuten nothwenbdige 
Sanktion der Königl. preußifchen Staatsregierung nachgewieſen haben wird. 

Unfer Staatsminifterlum des Innern wird hienach das weitere Geeignete 
zu verfügen beauftragt. 

$. 53. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 10. Februar 1838, 
Amtshl. M, 21, p- 205, die (MüncenersAachener) Mobiltarfeuervers 
fiherung betr. 

Ludwig, K. 

Wir haben Uns bewogen gefunden, ergänzend ben $. 1, Ziff. IX. In» 
ferer in Betreff der Mobiliarfeuerverficherung erlaffenen Hauptentfchliegung 
vom heutigen Tage und unter Annahme der von der Münchner- und Aachner- 
Geſellſchaft an Uns geftellten Anträge nach Bernepmung Unferes Staatt 
rathes, zu befchließen, was folgt: 

1. Die $. 11 der Statuten ber Aachener » Feuerverficherungsgefellfchaft er» 
wähnte, den Actionären nicht zufließende Gewinnpälfte foll dem Baperifchen 
Stante zu 1; nach Berhältniß der in Bayern abgegebenen Actien und zu ?, 
nach Berhältniß der in Bayern geſchloſſenen Verfiherungen zu den Gefammt- 
actien und ben Gefammtverficherungen ber Gefellfchaft zugehen. 

II. Das in Ziff. IL. A des zweiten Befchluffes der Generalverfammlung 
und in der barauf erfolgten Königl. preußifhen Kabinetsorbre vom 17. April 
1832 erwähnte Minimum foll für Bayern erreicht feyn, fobald und folange in 
diefer Monarchie Mobiliarverfiherungen abfeite der Gefellfchaft wirklich beftehen. 

III. Die hienach jährlich fi abwerfende Summe wird an das Staat 
miniflerium des Innern, oder an deſſen Ordre abgegeben, und zu deſſen Berfüg- 
ung geſtellt, um nach der der Staatsregierung zweckmäßig ſcheinenden Weiſe zur 
Fürſorge für die aus den Straf» und Zwangsarbeitspäufern Entlaffenen oder 
zur Unterftüßung dürftiger Armenpflegen oder zu beiden Zweden zugleich, ſey 
ed mittelft gänglicher Berwendung der jährlihen Eingänge, fey es mit theil⸗ 
weifer oder gänzlicher Apmaffirung verwendet gu werben, 


Gifte Abtheilung. — Sicherheit ver Perſonen und des Eigenthums. 581 


Unfer Staatsminiſterium des Innern hat hienach das Geeignete zu ver- 
fügen, 

F. 54. Statuten der Aachener Feuerverfiherungsgefellihaft, 
Amtsbl. M 21, vom Jahre 1834, p. 207. 

Allgemeine Befimmungen. 

$. 1. Das Kapital diefer Gefellfchaft beftebt aus einer Million Thaler 
Preußisch Eourant, und wird durch Nominalactien, jede zu taufend Thalern, 
gebildet. 

$. 2. Ein Einzelner darf nicht mehr als fünf und zwanzig Actien befißen, 
für des Könige Majeſtät und die Prinzen des Königl. Haufes gilt in dieſer 
Hinſicht Feine Beſchränkung. 

$. 3. Die Actiendolumente müſſen von ſämmilichen Direktoren unterzeich- 
net und von dem Generalagenten kontrafignirt feyn. Wenn eine Actie verloren 
gebt, fo können Zinfen und Dividende nur gegen eine, der Direftion genügende 
Bürgfhaft gezahlt werben; jedoch foll nad drei Jahren ein neues Actiendocu- 
ment, worin des verlornen Erwähnung gefchieht, ausgefertigt, und alsdann 
das letztere als verfchollen betrachtet werben, 

$.4. Die Actionäre bezahlen beim Eintritt ein Fünftel des Nominalbe- 
trags der Actien und bleiben zahlungsverbindlich für die übrigen vier Fünftel; 
kein Actionär kann für mehr als den Betrag feiner Actien in Anfpruch genom⸗ 
men werben. 

$. 5. Die Zinfen von den Baareinlagen der Actien werben mit vier vom 
Bundert jährlich bezahlt. 

$. 6. Ueber die Annahme von Actionären und die Hebertragung von Ac- 
tien auf andere Eigner entfcheidet die Direktion. 

6.7. Wenn Actien durch Erbfchaftsfälle an andere Eigner übergehen, fo 
bleiben biefe, wenn fie ed verlangen und die Direktion es genehmigt, Theilhaber 
der Geſellſchaft. Die Direktion kann in ſolchen Fällen, wenn fie es nöthig er 
achtet, von den Erben fogar Bürgfchaft für ihre Zahlungsverbindlichkeit fordern. 
Dagegen haben die Erben, welche fi in diefer Hinfiht den Anordnungen der 
Direktion nicht fügen wollen, das Recht, die auf fie übergegangenen Actien ber 
Direktion zurüdzugeben; diefe nimmt, nach ihrer Wahl, den legten oder den 
nächſtfolgenden Rechnungsabſchluß bei Beflimmung deffen zum Maafftabe, was 
für jede Actie an Baareinlage und Antheil am Refervefond (laut $. 10) den 
Erben zu zahlen ift. 

$. 8. Sollten, zur Dedung möglichen Berluftes, durch die Direktion Nadh- 
zahlungen von den Actionären gefordert, und die Zahlung innerhalb vierzehn 
Tagen nach gefchehener Aufforderung nicht geleiftet werben, fo verliert der 
faumfelige Actionär fein Recht als folcher; feine Actie wird an den Meiftbie- 
tenben (unter Befolgung der Befimmungen bes $. 6) verlauft, und wenn fich 
dabei ein Mehrertrag über bie frühere Baareinlage ergibt, fo verfällt diefer der 
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Geſellſchaft. Findet eine Minderung fatt, fo muß das Fehlende durch den Ac— 
tionär der Gefellfchaft vergütet werben. 

Die Direktion ift verpflichtet, in folhen Fällen die Rechte der Geſellſchaft, 
wenn erforderlich, auf gerichtlihem Wege durchzuführen, 

$. 9. Das im vorftchenden $. bezeichnete Verfahren tritt ebenfalls gegen 
die Actionäre ein, welche falliren, oder. ihre Zahlungen einftellen, wenn nidt 
eine der Direktion genügende Bürgfchaft geleiftet wird, oder wenn nicht bie 
Actien, mit Genehmigung der Direktion, andern Eignern übertragen werben. 
Sedenfalld verliert der fallirte Actionär fein Stimmredht bis zur Rehabilitı- 
tion; eben fo jede Stelle, die er im Dienfte der Gefellfchaft bekleidet. 

$. 10, Die Actionäre erhalten ald Dividende nur eine Hälfte des reinen 
Gewinns, Es wird nicht eher und nur in fo fern eine Dividende an die Ac— 
tionäre vertpeilt, als bis fih, zur Dedung möglicher außerordentlicher Iinglüde: 
fälle, ein Refervefond von zweimalfunderttaufend Thalern gebildet hat, umt 
diefer voll erhalten if. Der Antheil an dem Refervefond wird jeder Actie pre 
rata gutgebracht, und trägt den Actionären Zinfen, wie die Baareinlagen, zu 
vier vom Hundert jährlich, 

$, 11. Die andere Hälfte des reinen Gewinns, worauf die Actionäre frafı 
des $. 10 verzichten, wird zu einem wohlthätigen Zwede verwandt, unb ver: 
waltet durch einen Berein, welcher fih nad befondern Statuten bildet. 

$, 12, Die Dauer der Gefellfhaft ift auf fünf und zwanzig Jahre bes 
flimmt, angerechnet vom Tage der Königl. Beftätigung ihrer Statuten, und ım- 
ter den in ben 88. 13, 14, 15 angeführten Ausnahmen und nähern Beitim- 
mungen. 

$. 13. Die Gefellfehaft hört auf: 

a) wenn bie Inhaber von vier Fünfteln der Actien folches verlangen 
follten. 

b) wenn durch Berlufte das urfprüngliche Kapital auf die Hälfte rebuzirt 
würde, es fey denn, daß fümmtliche Actieninhaber fich entfchlöffen, den primi- 
tiven Werth der Actien durch Zufhuß zu ergänzen, 

Für den Fall unter Lit. a. wird beftimmt, daß alsdann ber nach vollen 
deter Liquidation fih ergebende Gewinn dem im $. 11 bezeichneten Bereine an- 
heim fällt. " 

$. 14. Nach vier und zwanzig Jahren wird durch die Generalverfamm- 
fung mit einfacher Stimmenmehrheit entfchieden, ob die Dauer der Gefellidaft 
nach Ablauf der 25 Jahre auf fernere 25 Jahre, unter Beibehaltung der näm: 
lichen Grundgefeße, verlängert werben ſoll. 

Benn die Dauer der Gefellfchaft folchergeftalt von 25 auf 50 Jahre ver- 
längert wird, fo haben nach Ablauf der Ießtern Frift die Actionäre nad ſelbß 
zu beßimmenden Regeln über eine weitere Fortfeßung zu entfcheiden. 

$. 15. Bann und wie aber auch die Beendigung der Gefellfepaft Statt 
baben mag, fo werben Gewinn und Kapital nicht anders ausbezaplt , oder bie 
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Actiomäre ihrer Verbindlichkeit enthoben, als im Berhältniß, wie die Laufenden ” 
Berficherungen erlöfchen, vergeftalt, daß die Geſellſchaft bis zur vollendeten Li- 
quidation für die durch fie eingegangenen Berbindlichleiten hinreichende Sicher: 
heit gewährt. 

$. 16. Die Bilanz fol jährlid am 31. Dezember gezogen werben (vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmung bes. $. 17); im Laufe des folgenden Monats Januar 
geichieht öffentlich die Rechnungsablage der Direktion, verbunden mit einer 
Darftellung des Zuflandes der Gefelfchaft, vor der Generalverfammlung. Die 
Rechnungsablage und jene Darftellung werden durch ben Drud bekannt ge» 
macht. 

Der Tag, an welchem die öffentliche Rechnungsablage ſtatt findet, wird 
durch die Zeitungen 14 Tage vorher angefündigt, 

$. 17. Die erfie Bilanz fol jedoch erfi im zweiten Jahre bes Beftehens 
der Gefellfchaft, ebenfalls am 31. Dezember, gezogen werben; — ge 
ſchieht auch früher keine Rechnungsablage. 

$. 18. Ber bis zum Schluffe der erfien Bilanz als Actionär eintritt, 
übernimmt alle Berbindlichkeiten und Rechte der erften Actionäre; wer fpäter 
eintritt, geht die laufenden Berbindlichkeiten der Gefelfchaft ein, und hat foviel 
zuzuſchießen, als der Antheil jeder Actie an dem, laut $. 10, zu bildenden 
Refervefond beträgt. 

Mopdifitationen der Beftimmungen biefes $. bleiben dem Befchlufie der Ge- 
neralverfammlung vorbehalten, 

$. 19. Es können aus allen Ländern Berfiherungen angenommen werben; 
das Nähere darüber entfcheidet die Direction. 

5.20. Nach erfolgter Königl. Betätigung übernimmt bie Gefellichaft 
nicht eher Berficherungen bis fie der Königl. Regierung in Aachen nachgewiefen, 
daß die Hälfte des im $. 1 beflimmten Grundkapitals in Actien gezeichnet if. 

Regeln bei Berfiherungen. 

$. 21, Es werden Feine Berfiherungen angenommen auf Pulver oder 
Pulverfabriten, Theerkochereien, Schaufpielfäufer, Dokumente, Gold- und Sil- 
berbarren, Geld und Edelfteine. 

$. 22. Nicht vergütet werben diejenigen Brandfchäben, welche durch feind- 
lichen Weberfall, Eriegerifche Gewalt, bürgerliche Unruhen oder bei einem Erd⸗ 
beben entſtehen. 

$. 23. Die Gefellfchaft verfichert auf einen Monat bis fieben Jahre. Bei 
Berficherungen auf fieben Jahre wird das fiebente freigegeben. 

Rad Ablauf von 18 Jahren wird die Direktion, nach Anhörung des Di- 
reftorialrathes, befchließen, wie es mit neuen Riſikos für. die nächſten fieben 
Zahre auf den Fall gehalten wirb, daß die Gefellfehaft nach 25 — liqui⸗ 
diren ſolle. 

S. 24. Ueber die Annahme von REDEN eniſcheidet bie Direktion, 
oder die von derſelben dazu Bevollmächtigten. Weder diefe, noch jene find ver⸗ 
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pflichtet, jeden Berfiherungsantrag anzunehmen, oder bie Gründe Iprer Weine 
rung den Antragenden mitzutheilen. 
$, 25. Bei der Uebernahme von Berficherungen {ft darauf zu achten, def 
der Zweck ver Berfiherungsgefellfchaften: wirklichen, durch Brand verurfagten, 
Berluft zu vergüten, nicht durch Doppelverficherung gemißbraudt werde. 
$. 26. Die Direktion ftellt die Berfiherungsprämien fe, und berüdfid. 
tigt dabei möglichft im: Intereffe der Gefellfhaft, fowie dem der Berficerten, 
den Grab der Gefahr nah Maaßgabe und Dertlichkeit der Bauart, allgemeine 
und befonderer Erfahrungsfäte und der Feuergefährlichkeit der zu fichernden 
Gegenftände. s 
$. 27. Das Marimum der auf einen einzelnen Rifito zu verfichernden 
Summe befimmt die Direktion, jeboch nicht höher ale: 
Achtzig taufend Thaler für einen Rifito der wenigft feuergefährlichen Art, 
Zwanzig taufend Thaler für einen Riſiko der gefährlichſten Art, 
im Berhältniß zu dem Grundkapital der Gefellfchaft von einer Million Tpalern. 
Das Berhältnig von 80,000 Thalern zu 20,000 Thalern, Tegt die Dire- 
tion, bei Beflimmung des Marimums für die Zwifchengrabe der Gefahr, zum 
Grunde. 
Die Direktion darf bei andern Gefellfchaften rückverſichern laſſen. 
$. 28. Die Police bildet den Bertrag zwifchen der Gefellfehaft und ven 
Berficherten, felbftredend au für die ganze Dauer der Berficherung; es müflen 
daher die allgemeinen und fpeziellen Bedingungen, unter welchen bie 
Gefellfchaft die Berfiherung annimmt, in den Policen enthalten feyn. 
$. 29. Die allgemeinen Policebedingungen, das heißt: diejenigen, 
welche in allen Policen der Gefellfhaft gleich find, beſtimmt die Direktion in 
Vebereinfimmung mit den in den $$. 21 bis 30 feftgefeßten Regeln; verändert 
die Direetion die allgemeinen Policebedingungen, fo werben dieſe Berin, 
derungen überall, wo die Gefellichaft Agenten angeſtellt hat, befannt gemadt. 
$. 30. Alle Zwiftigkeiten zwifchen der Gefellfhaft und den Berfigerten 
find fchtedsrichterlich zu entfcheiven, mit Berzichtleitung der Berufung am bie 
Gerichte, 
Bermwaltung 
$. 3. Die Hauptverwaltung der Gefellfhaft hat ifren Gig in Auen 
und theilt fich in: 
a) Generalverfammlung, 
b) Direftorialrath, 
e) Direktion. 
$. 32. Die Generalverfammlung beſteht aus allen Actionären. 
Sie entfcheidet in ihren Befchlüffen nach einfacher Stimmenmehrheit; da 
Inhaber von 1 bis A Actien hat Eine Stimme; von 5 bis 10 Actien zwei 
Stimmen; von 11 bis 17 Actien drei Stimmen; von 18 bis 25 Aetien bier 
Stimmen. Bei gleichen Stimmen entfcheidet die des Borfigers. Eine Aus 
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nahme von biefer Art zu flimmen tritt bei dem im $. 13, L. a. vorgefehenen 
Falle ein. Wenn mindeftens zwanzig Stimmen es verlangen, fo findet geheime 
Stimmenabgebung ftatt. 

Nicht ſtimmfähig if der fallirte Actionär, wie $. 9 vorgefehen. 

Abweſende können ſich durch einen im Regierungsbezirke Aachen (nach fei- 
ner jeßigen Begränzung) wohnenden Actionär vertreten laſſen, haben biefes 
aber ber Direktion wenigftens zwei Tage vor der Generalverfammlung fihrift« 
lich, unter Benennung ihres Stellvertreterd, anzuzeigen. Abwefende und un« 
vertretene Mitglieder genehmigen ſtillſchweigend die Beſchlüſſe der Majorität, 
indem die anwefenden und vertretenen Mitglieder bie Gefammtheit repräfentiren. 

Die Generalverfammlung wirb regelmäßig, jährlich im Januar, von 
der Direction, und außergewöhnlich durch den Präfiventen ber Direktion 
berufen. 

Sie wählt in ihren regelmäßigen Sitzungen, gleich beim Zufammentritt, 
für das laufende Jahr einen Präfidenten, einen Protofollführer und zwei Stim⸗ 
menfammler, ſowie zugleich für jedes diefer Aemter einen Stellvertreter. Mit⸗ 
glieder bes Direktorialraths und ber Direktion find zu ben vorbezeichneten Stel- 
len oder zu Bertretern berfelben nicht wählbar. 

Der Präfident hat die Pflicht der Aufrechthaltung der Orbnung bei den 
Berfammlungen. 

Veber jede Berfammlung wird Protokoll geführt, welches die anwefenden, 
fowie die durch Stellvertreter repräfentirten abwefenden Mitgliever benennt, 
und durch den Präfidenten und den Protofollführer unterzeichnet wird, 

Sn allen Angelegenheiten der Gefellfchaft entfcheivet die Generalverfamm- 
fung als letzte Inftanz; doch find Befchlüffe, welche eine Veränderung in den 
Statuten veranlaffen, erfi narh erfolgter Königl. Betätigung gültig. 

Alle Befchlüffe der Generalverfammlung werden durch ihren Präſidenten 
dem Directorialrathe und der Direktion mitgetheilt. 

Nähere Anweifung über den Wirkungsfreis der Generalverfammlung geben 
die $$. 14, 16, 18, 33, 34, 35. 

Für ihre Berathung kann die Generalverfammlung ein fpezielleres Regle⸗ 
ment, als das im $. enthaltene, befchließen: jenes darf nicht mit dieſem in 
Widerſpruch ftehen. 

$. 33. Der Direltorialrath befteht aus fünf Mitgliedern, nebfl deren 
in Berhinderungsfällen für fie fungirenden Stellvertretern; diefe müſſen fammt- 
lich Inhaber von wenigftens fünf Actien feyn und in Aachen oder nicht weiter 
als ſechs Meilen bavon entfernt wohnen. 

Die Direktorialräthe werben von der Generalverfammlung gewählt; nach 
gefchehener Wahl fchlägt jeder Direktorialrath feinen Stellvertreter der Gene⸗ 
ralverfammlung zur Beftätigung vor, wobei fie nur zweimal das Recht des 
Berwerfens hat. Sind die erwählten Direktorialräthe bei der Generalverſamm⸗ 
lung nicht gegenwärtig , fo wählt- dieſe auch die Stellvertreter der Abwefenden. 
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Der Direktorialrath wählt aus feiner Mitte: einen Präfiventen und einen 
Bicepräfldenten, einen Sekretär und einen ftellvertretenden Sefretär. 

Zum Bicepräfidenten ift der Stellvertreter des als Präfivent ermwählten 
Direktorialraths, zum flellvertretenben Sekretär der Stellvertreter des ald 
Sekretär erwählten Direltorialraths wählbar. 

Sind, aus irgend einem Grunde, ber Präfident und ber Bicepräfident, der 
Sekretär und der fiellvertretende Sekretär abweſend, fo vertritt der ältefle Di- 
reftorialrath den Präfiventen, und der jüngfte Direktorialrath den Sekretär. 

Die Dauer der Amtöverrichtungen der Direltorialräthe ift fünf Jahre, doch 
fo, daß jährlich einer mit feinem Stellvertreter abgeht, und durch neue Wahl 
erfeßt wird, In den erfien Sahren, bis fih die Reihe im Austritt gebildet, 
entfiheidet das Loos darüber, 

Die ausgetretenen Mitglieder find wieder wählbar. 

Wenn durch Tod, Falliment oder aus irgend einer Urfäche, die Stelle eines 
Direltorialraths erledigt wird, fo fol in nächſter Generalverfammlung, welde 
nach) Bebürfniß deßhalb befonbers zu berufen ift, die erledigte Stelle, für bie 
noch übrige Amtsdauer des abgegangenen Mitgliedes, durch neue Wahl beſetzt 
werben. 

Die Amtsverrichtungen der Direktorialräthe find unentgelolich ; blos Reis 
fefpefen oder andere Baarauslagen im Intereffe der Gefellfchaft werben ver- 
gütet, 

Die Direktorialrätfe und ihre Stellvertreter künnen auf Anflage, nah 
angehörter Bertheidigung, durch einen Befchluß der Generalverfammlung abge 
fegt werben. 

Kein Direktorialratd oder Stellvertreter desfelben darf anders Schuldner 
der Geſellſchaft ſeyn, als für Zahlungsverbindlichkeit von */, des Nominalbetra- 
ges feiner Actien, 

Der Direltorialrath verfammelt fih regelmäßig jährlich zweimal, außer 
bem aber fo oft als der Präfident oder drei Mitglieder — auf deren Berlan- 
gen die Zufammenberufung durch den Präfidenten gefchehen muß — es nöthie 
balten, oder wenn die Direktion dazu auffordert. 

Zu einem Befchluffe des Direktorialraths ift die Anmwefenpeit von wenigfiens 
brei Mitgliedern erforderlich; die — entſcheidet; bei getheilten 
Stimmen die des Vorſitzers. 

Ueber jede Sitzung wird Protokoll geführt, welches von den anweſender 
Mitgliedern zu unterfchreiben ift. 

Der Präfivdent beruft zu den Sitzungen und leitet die Berfunhlungen. 

Ale Beſchlüſſe des Direltorialraths werben der — —⸗ 24 
Stunden mitgetheilt. 

Der Direktorialrath repräfentirt, als Konirolle der Direktion gegemüber, 
die Gefammtpeit der Geſellſchaft. 

Er muß die vom Generalagenten gezogene und von, der Direltion ge 
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nepmigte Bilanz und Rechnungsablage, ehe ſolche der Generalverfammlung 
mitgetheilt werben revibiren ; bie Revifion und Genehmigung durch den Dixel- 
torialrath find Decharge für die Direktion. 

Er hat die Berpflichtung, über alle Gegenflände, welche die Direktion feiner 
Berathung vorlegt, Befchluß zu faflen. 

Er kann durch einen Delegirten (aus feiner Mitte) täglih Einfiht von 
den Beichlüffen der Direktion nehmen, ſowie wöchentlich zweimal in zu beſtim⸗ 
mender Stunde, von den laufenden Gefrhäften auf dem Bureau der Direktion. 

Er kann gegen die Defchlüffe der letztern proteſtiren; und wenn er ſich 
nicht mit der Direktion einigt, fo entfcheivet die Generalverfammlung, welche 
er Durch den Präfidenten ber Direktion außerorbentlich berufen Läßt. 

Die $$. 23, 34, 35, 36 geben nähere Anleitung zu den Amtsverrichtungen 
des Direktorialraths, 

Er ift befugt, für feine Funktionen ein, der Beftätigung ber Generalver- 
fammlung unterworfenes, fpezielleres Reglement zu befchließen, welches nicht 
im Widerfpruch mit den Statuten fliehen darf. 


$. 34. Die Direktion befteht aus fünf Mitgliedern, nebſt deren in Ber- 
binderungsfällen, für fie fungirenden Stellvertretern; dieſe müſſen ſämmilich 
- Inhaber von wenigftens fünf Actien feyn und in Nahen oder Burtſcheid 
wohnen. 

Die Direktoren werden von der Generalverfammlung gewählt; nach ge- 
fchehener Wahl fehlägt jeder Direktor feinen Stellvertreter der Generalverfamm- 
fung zur Beflätigung vor, wobei fie nur zweimal das Recht des Berwerfens 
bat. Sind die erwählten Mitglieder bei der Generalverfammlung nicht gegen- 
wärtig, fo wählt diefe auch die Stellvertreter der Abwefenden. 

Die Direktion wählt aus ihrer Mitte: 

einen Präfidenten und einen Bicepräfidenten, 
einen Sekretär und einen ftellvertretenden Sekretär, 

Zum Bicepräfidenten ift der Stellvertreter des als Präſident erwählten 
Direktors, zum flellvertretenden Sekretär der Stellvertreter des als Sekretär 
erwählten Direktors, wählbar. 

Sind, aus irgend einem Grunde, der Präfident und der Bicepräfibent, ber 
Sekretär und der flellvertretende Sekretär abwefend, fo vertritt der ältefte Direk⸗ 
tor den Präfiventen, und ber jüngfle Direktor den Sekretär. 

Die Dauer der Amtsverrichtungen der Direktoren ift fünf Jahre, doch fo, 
daß jährlich einer, mit einem Stellvertreter, abgeht und durch neue Wahl er- 
feßt wird; in den erſten Jahren, bis fih die Reihe im Austritt gebildet, ent⸗ 
fcheidet das Loos darüber, 

Die ausgetretenen Mitglieder find wieder wählbar. 

Benn durch Tod, Falliment, oder aus irgend einer Urſache, die Stelle 
eines Direkors erledigt wird, fo foll in nächfter Generalverfammlung, welche 
nach Bebürfniß deßhalb beſonders zu berufen iſt, die erledigte Stelle, für die noch 
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übrige Amtshauer des abgegangenen Mitglieves durch neue Wahl kefekt 
werben. 

Die Direktoren verrichten bis zur erften Rechnungsablage ihr Amt unent- 
geldlich, jedoch gegen Erflattung von Reifefoften und andern, im Intereſſe der 
Geſellſchaft gemachten Baarauslagen; die Generalverfammlung wird alsdann 
über eine Beſolduug der Direktoren berathen und Befchluß faffen. 

Die Direktoren und ihre Stellvertreter können auf Anklage, nad angehir. 
ter Bertheivigung, durch einen Befchluß der Generalverfammlung abgeiegt 
werben. 

Kein Direltor oder Stellvertreter desfelben darf anders Schuldner der 
Geſellſchaft ſeyn, als für Zahlungsverbindlichkeit von */, des Nominalbetrage 
feiner Actien. 

Die Direktion verfammelt fih regelmäßig monatlich zweimal, aufer: 
dem aber fo oft, als der Präfident oder drei Mitglieder — auf deren Ir 
langen die Zufammenberufung durch den Präfidenten gefrhehen muß — « 
nöthig halten, oder der Direftorialrath dazu auffordert. 

Zu einem Befchluffe der Direktion ift die Anwefenpeit von wenigflend brei 
Mitgliedern erforderlich; die Stimmenmehrheit entfcheidet, und bei gefeilien 
Stimmen die des Vorfißers. 

Ueber jede Sigung wird Protokoll geführt, welches von ben ammwefenden 
Mitgliedern zu unterfchreiben ift. 

Der Präfident beruft zu den Sitzungen und leitet die Berhandlungen. 

Die Direktion vertpeilt möglichft unter fih die verfchiedenen Geſchaäͤfts 
aweige, ald Kontrolle, laufendes Gefchäft, Kaffe u. f. w. 

Einer der Direktoren muß täglich (mit Ausnahme der gefeßlichen Feiertage) 
an einer zu befiimmenden Stunde zur Beforgung der laufenden Gefchärte auf 
dem Büreau ber Direktion gegenwärtig ſeyn. 

Die Direktion leitet ohne Berantwortlichkeit, nach befter Einficht, die Gr 
fhäfte der Gefellfhaft, unter Befolgung der Grundgefeße und der durch di 
Generalverfammlung gefaßten Befchlüffe. 

Ihr bleibt die befle Benußung der disponibeln Gelder überlaffen; bei Ar 
lagen in Staatspapieren hat fie die des Inlandes vorzugsweife zu berüdid 
tigen. 

Sie orbnet die Zahlung der Zinfen und Dividenden an. 

Sie befeßt die Stellen der Gepülfen in ihrem Dienfle und der audeir 
tigen Agenten, und befimmt den Gehalt oder die Provifion berfelben. 

Alle Berfügungen in Geld» oder Wechfelangelegenheiten, welche Einhur 
dert Thaler überfleigen, müflen von wenigſtens einem Mitgliede der Direktion 
unterzeichnet und von dem Generalagenten Tontrafignirt ſeyn. 

Die Pflichten und Amtsverrichtungen der Direktion entwideln fi näh 
aus den Statuten, 

Die Direktion iR. befugt, für ipre Bunktionen ein ber Beſtaͤtigung der Gr 
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neralverfammlung untermorfenes fpezielleres Reglement zu befchließen, welches 
nicht im Widerfpruch mit den Statuten flehen darf, 

$. 35. Zur Ausführung der Direktionsbefchlüffe wird ein General 
agent angeftellt. 

Er ift der erfte beſoldete Beamte der Gefellfihaft und hat bei der Direktion 
berathende Stimme. Seine Meinung wird, wenn fie vom Beſchluſſe der Dir 
reftion abweicht, auf fein Berlangen im Protokolle aufgenommen, Er wirb 
erwählt durch die Generalverfammlung auf den Borfchlag der Direktion. Sein 
Gehalt wird durch diefe, mit Genehmigung des Direktorialrathes, feſtgeſeizt, 
doch fo, daß er in den Gefchäften ber Gefellfchaft intereffirt iſt. 

Er kann ſtets, auf Anklage wegen Beruntreuung, unrechtlicher, nachläßiger 
und unordentlicher Gefchäftsbetreibung, fowie überhaupt wegen Pflichtverleh- 
ungen und aus andern moralifhen Gründen, durch die Generalverfammlung, 
nach angehörter Bertpeidigung, abgefegt werben. 

In dringenden Fällen kann ihn die Direktion, nach angehörtem Direltorial» 
ratbe, fogar proviforifch fuspendiren. Sie darf ihn aber nicht einfeitig in fein 
Amt wieder einfeßen, ſondern if gehalten, die den Generalagenten treffende 
Berfohuldung innerhalb drei Monaten der Generalverfammlung vorzutragen, 
um burch fie Befchluß über ihn faffen zu laſſen. 

Die Gefelfchaft wird gegen ihn durch feine Abfegung aller Berbindlich- 
feiten in Beziehung auf die Vortheile entlebigt, welche ihm bie Direktion bei 
Seftftellung feines Gehaltes eingeräumt haben möchte. 

Auf welche Art auch die Stelle des Generalagenten erledigt wird, — es 
muß innerhalb vier Monaten die Direktion der Seneralverfammlung ben Vor⸗ 
ſchlag zur Wiederbefegung machen, ober die Gründe, warum folches noch nicht 
gefehieht, vortragen. 

$. 36. Es fleht der Direktion frei, mit Genehmigung bes Direltorialrathg, 
einen Subflituten des Generalagenten anzuftellen, welcher in Berhinderungs- 
fällen des letztern deſſen Amtsverrichtungen proviforifch verfieht. 

Befimmungen über die Berhältniffe der Gefellfhaft au 
dem in $. 11 bezeichneten Bereine. 

$. 37. Die Gefelfchaft begründet den Berein, und indem fie fich bildet, 
enttwirft fie zugleich befonders die Statuten des Vereins, für welden der Name 

„Aachener Berein zur Beförderung der Arbeitfamkeit“ 
gewählt wird, 

$. 38. Der Berein übt keinerlei Art von Kontrolle gegen die Gefellfchaft 
aus, 

$. 39. Der Berein erhält den ihm durch $. 11 zugefiherten Anteil am 
reinen Gewinn nicht früher, als bis derfelbe auf breißigtaufend Thaler ange» 
wachfen if; bis dahin läuft der Berein zur Hälfte das Rifico der Gefelfchaft, 
doch fo, daß er für nicht mehr, als den ihm guigefchriebenen Gewinn in An« 
ſpruch genommen werben kann, Nachdem bie erſte Zahlung von dreißigtauſend 
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Thalern durch die Geſellſchaft dem Verein gemacht ift, erhält dieſer jäprlih von 
jener die Hälfte des reinen Gewinns, von welchem Betrage biefer au fem 
mag, jeboch vorbehaltlich deſſen, was $. 40 feftfegt, 

$. 40. Wenn Berlufte den urfprünglihen Werth einer Actie diefer Geſel⸗ 
fchaft verringern, fo erhält der Verein nicht eher Antheil am Gewinn, bis jer 
Actie wieder den Werth von taufend Thalern in Baareinlage und Zaplunge 
verbinblichkeit erreicht hat. 

$. 41. Die Bilanz der Gefellfchaft, wenn fie durch die Direktion und dın 
Direktorialvath genehmigt und der Generalverfammlung vorgelegt wurde, be 
ſtimmt allein, was bie Gefellfhaft dem Bereine für deſſen Antheil am Gewinne 
verſchuldet. 

$. 42. Die Geſellſchaft vergütet dem Vereine für das, was fie ihm laut 
$. 39 ſchuldig werben könnte, Feine Zinfen, darf ipm aber feinen Antheil au 
keinen andern Gründen, als die Beflimmungen der $$. 39 und AO gefkatien, 
vorenthalten. 

$. 43, Die Direktion, fowie die Agenten. der Aachener Feuerverficerungs 
gefellfchaft, find verpflichtet, die ihnen durch die Statuten des Bereins über 
wiefenen Arbeiten zu verrichten, jedoch gegen Bergütung etwaiger Baarauslager. 

Proviforifhe Beſtimmung. 

$.44, Es wirb gleich bei dem erflen Zufammentritt der Actionäre ein Aut 
ſchuß von fünf Mitgliedern erwählt, wovon jedes feinen Stellvertreter ernennt. 

Diefer Ausſchuß ift mit der Einleitung zur Konftituirung ber Gefelfheit 
beauftragt, und vertritt bie Direktion, bis diefe fih, den Statuten gemäß, ar 
bildet Hat; ſelbſtredend if alddann der Ausſchuß aufgelöst, 

Er befolgt bei feinen Beratfungen und Befchlüffen die reglementariicen 
Beſtimmungen, welche ber $. 34 hinſichtlich der Direktion feftfebt. 


Nachtrag 
zu den Statuten der Aachener Feuerverſicherungsgeſellſchaft. 


Erfier in der Öeneralverfammlung vom 17. Auguſt 1838 gr 
faßter Beſchluß. | 

1, Die regelmäßigen Generalverfammlungen dürfen, flat im Januar, im 
erſten Trimeſter jeven Jahres gehalten werben, 

2. Diefer Beſchluß if der. landesherrlichen Beflätigung nad $, 32 ir 
Statuten unterworfen, und fol zu dem Ende dem Königl, hohen Minifterium 
bes Innern, den Borfchriften der allerhöchſten Kabinetsordre vom 24. Juni d 
9. gemäß, vorgelegt werben. 


Auszug aus dem Refcripte Königl. Hochlöblicher Regierumg it 
Aachen vom 11, März 1826. 

In Berfolg unferer Benachrichtigung vom 29. Dezember v. J., eröffnen 

wir der Direktion der Aachener Feuerverſicherungsgeſellſchaft, in Bezug auf Die 

von ber letztern in ihrer Generalverſammlung vom 17. Auguft v. 9. gefafter 
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beiden Beichlüffe, daß das Königl, Miniferium des Innern, auf unfern dieſer⸗ 
zalb erftatteten Bericht, mittelt Referipts vom 17. v. M. den einen biefer Be- 
ihlüffe, wonach die regelmäßigen Generalverfammlungen, ftatt im Januar, im 
daufe des erfien Trimefters jeden Jahres abgehalten werben follen, als einen, 
blos die innere Berfaffung der Gefellfchaft betreffenden Gegenfland ohne Ber 
denlen genehmigt hat. 

Zweiter Befhluß, ebenfalls in vorerwähnter Generalverfamm: 

lung gefaßt, 

1. Die Direktion fol befugt feyn, auch außer dem Regierungsbezirke Aachen 
einzelne Städte, Provinzen. oder Länder an derjenigen Häsfte des reinen Ge- 
winned zu betheiligen, welche die Statuten nach ben $$. 10, 11, 37 bis 43 
für wohlthätige oder gemeinnüßige Zwede beftimmen, 

U. Die vorftehend ausgefprochene Betheiligung gefchieht unter den in den 
Statuten $$. 38 bis 42 aufgeftellten Beflimmungen und unter folgenden Mo—⸗ 
bififationen derfelben. 

1. Der Antheil an der Gewinnhälfte wird nach zweierlei Berhältniffen zu⸗ 
gleich ermittelt, nämlich: 

a) ein Drittheil des Antheils wird beſtimmt nach dem Verhältniffe, in wel- 
dem die Zahl von Actien der Gefellfehaft, weiche die Bewohner der zur Bes 
theiligung zugelaffenen Städte, Provinzen oder Länder befigen, zur Gefammt- 
zahl der Actien der Gefellfchaft ſteht; 

b) zwei Drittel des Antheils werden beflimmt nach dem Verhältniffe, in 
welhem der Betrag fämmtlicher von den Bewohnern der zur Betheiligung zu⸗ 
gelaffenen Städte, Provinzen oder Länder bei der Gefellfchaft gefchloffenen Ber» 
fgerungen zum Gefammtbetrage aller Berficherungen der Gefellfhaft ſteht; 
jedoch follen auf beiden Seiten bei biefer Berechnung bie Berficherungen für 
Landtransporte nicht mit in Anfchlag gebracht werben, 

Die unter a und b aufgeftellten Berhältniffe werben immer fo feſtgeſebt, 
wie ſich ſolche am Tage des Schluffes der Bilanz ergeben, ohne Berückſichtig⸗ 
ung, wie diefelben zu andern Perioden des Jahres gewefen ſeyn mögen, 

2. Die Auszahlungen an die betheiligten Städte, Provinzen oder Länder 
beginnen, wenn die zu wohltpätigen oder gemeinnüßigen Zweden beftimmte 
Getwinnpälfte im Ganzen auf 30,000 Thaler preuß. Kourant angewachfen iſt. 

3. Der von der Direktion zugebilligte Antheil an der Gewinnhälfte darf 
nur zu wohlthätigen oder gemeinnüßigen Zweden verwendet werben. 

4, Die Direktion hat ein Minimum des Betrages der Verficherungen feft- 
sufeßen, welches in den zu betheifigenden Städten, Provinzen oder Ländern 
erreicht feyn muß, ehe die Betheiligung ftatt finden kann, 

5. Der Direktion ift anheim gegeben, befondere den vorftehenden Beftim«- 
mungen nicht widerfprechende Konventionen wegen der Betpeiligung zu fließen. 

III. Wenn die Direktion, kraft der ihr hiemit eingeräumten Befugniß, Be- 
theiligungen an ber mehrgedachten Gemwinnpälfte eintreten läßt, fo gefchleht die 
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erfte Auszahlung an den Aachener Berein zur Beförderung der Arbeitſamlei 
nicht erft dann, wenn, wie in $. 39 der Statuten beſtimmt ift, 30000 Thaler 
preuß. Kourant für deffen Antpeil vorhanden find, ſondern bereits dann, wenn 
die ganze zu wohltpätigen oder gemeinnüßigen Zweden beftimmte Gewinnpälfte 
den Belauf von 30000 Thalern preuß. Kourant erreicht hat. 

IV. Da diefer Beſchluß, nach $. 32 der Statuten, erfi nach erfolgter lan» 
desherrlicher Sanktion gültig if, fo foll derfelbe dem Königl. Hohen Minifterium 
des Innern, der allerhöchften Kabinetsorbre vom 24. Zuni d. 3. gemäß, zu 
dem Ende vorgelegt werben. 


Allerhöchſte Beftätigung dieſes Befchkuffes. 

Auf Ihren Bericht vom 23. v. M. will Ich aus den angeführten Gründen 
genehmigen, baß die Direktion der Aachen'ſchen Feuerfocietät zur Abänderung 
der $$. 10, 11 und 37 seq. ihrer Statuten dahin ermächtigt werde, bie Tpeil. 
nahme an der Hälfte bes reinen Gewinns ber Sorietät auf gemeinnüßige An 
ftalten aller bei der Gefellfchaft verficherten Landestpeile des In: und Auslandes 
bergeftalt auszubehnen, baß die Bertheilung zu nach Verhältniß der Actier, 
und zu 2/3 nach Berhältniß bes Berficherungsfapitals erfolge, die Bewilligung 
jedoch von einem Seitens der Direktion feflzufeßenden Minimum des Ber 
fiherungstapitals in den zu betheiligenden Städten, Provinzen und Ländern 
abhängig gemacht werde. Ich überlaffe Ihnen hienach das weiter Erforberlise 

zu verfügen. 
| Berlin, den 17. April 1832, 
ges. Friedrich Wilhelm 


Allgemeine Berficherungsbebingungen. 

$. 1. Die Gefellfchaft verfichert gegen Feuerfchaden (dem durch Blig ver- 
urſachten Schaden nicht ausgenommen), alle bewegliche und unbewegliche Gr 
genftände, mit Ausnahme der Fabriken und Borräthe von Schiefpulver, de 
Theerkochereien, ver Schaufpielhäufer, ver Dokumente, der Gold« und Silber 
barren, der Edelfteine und des Geldes. Gold⸗ und Silbergeſchirr, Spigen, 
Gemälde, Statuen und alle Gegenftände, welde entweder durch hohen Kunf- 
werth oder durch Seltenheit nur einen Preis der Liebhaberei erhalten, ode 
welche wegen materieller Koftbarkeit einen befonders hohen Werth haben, find 
allezeit, wenn fie nicht in der Police fpeziell bezeichnet find, als nicht verihert 
au betrachten, 

$. 2. Werden bei einem Brande die bei diefer Gefellfchaft verficerten Gr 
bäude, um ber Ausbreitung des Feuers Einhalt zu thun, auf Befehl der den 
Löſchungsanſtalten vorfiehenden Behörden, ganz oder zum Theil niebergerifen; 
werben beim Löfchen des Feuers verficherte Gegenftände befchädigt, oder kommen 
biefelben beim Brande abhanden: fo wird der Schade einem wirklichen Brand 
fhaden gleichgeashtet und wie ein folder vergütet, Auch die auf das Reiten 
verficyerter beweglichen Gegenflände verwendeten Koften werben erflatiet, 
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$. 3. Selbſt wenn ber Brand nicht in einem, verficherte bewegliche Gegen. 
Rände enthaltenden Lokale flatt findet, fo werden die auf die Rettung berfelben 
verwendeten Koften, fowie der Schaden, welcher durch Beihädigungen oder 
Abhandenkommen jener Gegenflände entſteht, vergütet, wenn dieſe wirklich 
durch den Brand in dringender Gefahr waren, und wenn ber Scha- 
den gehörig nachgewiefen wird. 
$. 4. Ueberall nicht vergütet werben bie von dem Berficherten böslicher- 
weiſe veranlaßten Brandfhäden; eben fo wenig folde, die eine unmittelbare 
Folge feindlichen Heberfalles, kriegeriſcher Gewalt und anderer Eriegerifcher Er« 
eigniffe, bürgerlicher Unruhen oder eines Erbbebens find, 

« Die Erplofion von Dampfmaſchinen und Gasapparaten wird nicht wie ein 
Brandſchaden betrachtet, infofern nit dadurch ein wirklicher Brand entfleht. 
Selbf in diefem Falle wird nicht der Schaden an jenen Mafchinen und 
. Apparaten, fondern nur derjenige vergütet, welchen andere verfiherte Gegen» 
ftände bei diefer Gelegenheit erleiden, 
$. 5. Die Geſellſchaft verfihert. auf einen Monat bis auf fieben Jahre, 
. Bei Berfiherungen auf fleben Jahre wird das fiebente freigegeben. Bei Ber- 
ſicherungen auf Ein Jahr oder kürzere Zeit gefchieht die Zahlung der Prämien - 
‚ im voraus, bei Ausfertigung der Police, welche letztere erfi nach erfolg- 
. ter Prämienzahlung Gültigkeit hat. Bei Berfiherungen auf mehrere 
Jahre iſt allemal die Prämienzahlung vor Anfang eines jeden Berficherungs- 
jahres zu leiften. Unterläßt diefes der Berficherte, auch ohne deßhalb ange» 
‚ mahnt zu feyn, fo hat die Geſellſchaft das Recht, ihn entweder zur Erfüllung 
feiner. Berbindlichkeit auf gerichtlichen Wege anzuhalten, oder die Police, ohne 
irgend weitere Anzeige oder Förmlichkeit, als aufgehoben zu betrachten. In je» 
dem Falle verliert ber Berficherte allen Anfpruch auf Entfehädigung für etwaigen 
‘ Brandfihaden während bes Zeitraumes, für welchen die. Prämie nicht bezahlt 
ift, felbft in dem oben vorgefehenen eines gerichtlichen Verfahrens. 

Dem Berfiherten werden nur ſolche Prämienzahlungen gutgethan, welde 
an die Agentur, bei welcher bie Berfiherung geſchloſſen wurde, oder an bies 
jenigen Perfonen gefchehen, die von der Direktion zur Empfangnahme ber Präs 
miengelder beauftragt find. Die einmal bezahlten, für das Jaufende Jahr 
geltenden Prämien verbleiben der Geſellſchaft, wenn auch auf irgend eine Weife 
bie Berfiherung vor Ablauf derfelben aufhört; vorbehaltlich jedoch der im $, 23 
enthaltenen Beſtimmung. 

Nur die in der Police enthaltenen Bedingungen und Angaben ſind für die 
Geſellſchaft verpflichtend; keineswegs aber Verſicherungsanträge oder gar münd⸗ 
liche Verhandlungen. | | 

8. 6. Jeder Berfiherungsantrag. muß enthalten ; 

a) bei Gebäuden: 
Bezeichnung der örtlichen Sage, ber närhften Umgebungen und ber. Bauart, 


fo aud ber Benupungewelle Außerdem ift eine Zaration ber Gebäude. durch 
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zwei oder mehrere Bauverflänbige erforderlih. Nur der wirkliche Bau 
werth, nah dem Zuftande, in welchem ſich die Gebäude im Aw 
genblide der Berfiherung befinden, fommt biebei in Betradt; 
feineswegs aber der Bauplatz noch das etwa Günſtige der Tage 
oder andere Zufälligteiten. 

Sollen mehrere Gebäude zugleich verfihert werben, fo iſt jedes derfelben 
befonders zu tariren. Wenn nicht befondere Theile eines verficherten Gebäudes 
ausdrücklich ausgefchloffen find, fo werden alle Theile desfelben als zur Ber 
fiiherung gehörig betrachtet. 

b) bet beweglihen Gegenfländen: 

Bezeichnung des Lokales, in welchem fie enthalten find, ebenfalls nad der 
örtlichen Lage, den nächften Umgebungen und der Bauart, ſowie aud der Br 
nüßungsmweife dieſes Lokales; Benennung der Gegenftände, und Angabe, für 
welchen Betrag fie verfichert werden follen; ſodann bei folchen, die wegen ihres 
hohen Kunſtwerthes einen Preis der Liebhaberei Haben, oder ſich durch ma 
terielle Koftbarkeit fehr auszeichnen, eine fpezielle Wertfangabe jedes einzelnen 

Gegenftandes. 

$. 7, Beim Antrage einer Verfiherung darf der zu verſichernde Geger⸗ 
ftand weder falfh angegeben, noch dabei irgend ein auf den Prämienfaß od 
die Feuergefährlichkeit einwirfender Umftand verſchwiegen werben. 

Wenn zu verfihernde Gegenftände theilmweife fchon bei einer andern Ankalt 
oder auf irgend andere Weife verfichert find, fo muß diefes beim Berfiherungt 
antrage angegeben und in ber Police bemerkt werben. 

Der Berfiherte hat keinen Anfpruh auf Entfhädigung, wenn er ben dr 
fiimmungen biefes $. entgegen gehandelt hat. 

$. 8. Bon dem Berficherten ift anzuzeigen, wenn über Gegenflände, melde 
theifweife bereits bet diefee Gefellfchaft verfidert find, anderweitige Berfider 
ungen abgefchloffen werben. Diefes ift in der Police nachzutragen. 

$. 9. Eine gleiche Anzeige ift zu machen, wenn verficherte Gegenfänk 
ganz oder zum Theil die in der Police angegebenen Eigenthümer wechſeln, mi 
Ausnahme jedoch von Erbſchaftsfällen. 

$. 10. Wenn wefentlihe, die Gefahr vermehrende Beränderungen a 
den berficherten oder verficherte Gegenftände enthaltenden Gebäuden vorgenem 
men, oder neue Anlagen mit denfelben verbunden werden; wenn feuergefäht 
liche Gewerbe in dem verficherten Lokale, oder in demjenigen, welches verfiherit 
Gegenftände enthält, errichtet; oder wenn feuergefährlichere Gegenflände, ad 
die urfprünglich angegebenen, darin niedergelegt werden: fo ift hievon unkr 
züglich Anzeige zu machen, 

Feuergefährlich find: Branntwein bis zu 22 Grad Beaume oder W 
Prozent Tralles, Feldfrüchte (ungedroſchen), Flache, Hanf, Harze, Heu, Pol 
kohlen, Del, Rauhkarden, Sped, Stroß, Teer, Thran. 

Söchſt feuergefäprlich find: Firniß, Salpeter, Scheidewaſſet, Schw 


Erſte Abtheilung. — Sicherheit der Perſonen und des Eigenthums. 595 


fel, Spiritus und Branntwein über 22 Grad Beauind oder 60 Pronent Tralles 
Terpentin, Vitriolöl oder Schwefelſäure und Schießpulver. 

Auf kleine Quantitäten von vorſtehend ‚bezeichneten Gegenfländen, welche 
weber zum Gewerbe noch zum Handel, fondern nur zum Pauspaktungsges 
brauche dienen, finden die Befimmungen diefes '$. keine Anwendung. 

Der Gefellfchaft bleibt in den durch diefen, den 8. und’ 9.6. vorgefehenen 
: Sällen überlaffen, zu bekamen : ob die Berfiherung zu dem bisherigen oder — 
: bei etwa erhöhetem Rifito — zu einem höheren — ſrenea won 
aber ganz aufhören foll. 

$. 11. Die Anzeigen, welche durch die Sg. 8, 9, 10 vorgefhrieben ind, 
müſſen unverzüglich uach den bezeichneten Veränderungen geſchehen, und zwar 
ſchriftlich auf zuverläßigem Wege bei derjenigen Agentur; bei welcher die ur⸗ 
ſprüngliche Verfiherung flatt fand. Sind bei ausbrechendem Feuer dieſe Ans 
zeigen nicht bereits auf die angegebene Welfe von dem Berfiherten gemacht 
: worden, fo verliert er, opne daß es deßhalb irgend einer Förmlichkeit von Sei 
ten der Gefellfhaft bedürfte, jeden Anſpruch auf Entſchädigung. 

Die Verfiherung beweglicher Gegenftände Hört auf, wenn: ſolche aus den 
Räumen gebracht werden, in welchen fie verſichert find; es fey denn, baß ber 
- Berficherte ſich deßhalb mit der Gefellfchaft vorher verfländigt Habe. 

$. 12, Wenn verficherte Gegenflände durch ausbrechende Feuersbrunft im 

dringende Gefahr geratpen, fo hat der Berfücherte die SER) von den⸗ 
ſelben ſo viel zu retten, als er vermag. 

Innerhalb vier und zwanzig Stunden nach dem Brande hat: ber Berfie 
cherte fich feiner Orisbehörde zur Vernehmlaſſung über die bekannte ober muth⸗ 
maßliche Urſache des Feuers, und über die zur Unterbrückung derſelben ange⸗ 
wendeten Mittel, ſowie zur Angabe der Beſchaffenbeit und des ungefähren 
Betrages bes Schadens oder ber etwaigen Rettungskoſten zu ſtellen. Von dem 
hierüber aufgenommenen amilichen Protokolle muß der Verſicherte eine beglau⸗ 
bigte Abſchrift innerhalb zehn Tagen nach dem Brande an die Agentur, bei 
welcher die Verſicherung geſchah, auf zuverläßigem Wege elnſenden. "Der Ver⸗ 
ſicherte hat jedoch der näͤmlichen Agentur ſchon früher, und zwat längſtens in⸗ 
nerhalb drei Tagen nach dem Brande, die Anzeige von — N he 
auf zuverläßige Weife, zu machen. 

IR der Berfiherte zur: Zeit des Brandes krank oder abweſend, ſo if * 
Ausdehnung der in dieſem $. feſtgeſetzten Friſten zulaͤßig ſonſt aber müffen die⸗ 
ſelben, bei Beachtung der hier vorgeſchriebenen Förmlichkeiten, genau eingehal⸗ 
ten werden, und verliert m e⸗ der Verſicherte ſeinen — ——— — Ent⸗ 
ſchädigung. | 

$ 13. Die Direktion der Gefelfäaft ober die einflägige — hat 
die Befugniß, entweder ſogleich nach dem Brande, oder nach. Einſicht des er⸗ 
wähnten amtlichen: Protokolles/ die ihr nöthig ſcheinenden Unterfuchungen an⸗ 
ſtellen zu laſſen und fich durch Vernehmung des Verſicherten und: aller Per⸗ 
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ſonen, welche eiwa übet ben Brand und den Schaden Auskunft zu ertheilen 
im Stande find, weitere Aufklärung zu verſchaffen. 

. 14: Bei jeder. Feſtſtellung eines Schadens muß ohne irgend eine Aus. 
nahme. von dem’ Grundfaße ausgegangen: werden, daß die Verſicherung nur 
Schadenserfaß zum. Zwecke bat, ‚nicht aber als re zum Gewinn gemif- 
braucht werben darf. 

Sind die verbrannten oder beſchadigten — zugleich theilweiſe bei 

andern Anſtalten als: bei. dieſer Geſellſchaft verſichert, fo wird. von ihr der Ehe, 
den pro rata vergütet, 
-.. Wenn: der Werth der bei einem Brande ——— Beige 
genftände, — mit Ausſchluß der von der Berfiherung ausdrücklich andge 
nommenen, — bie verſicherte Summe überſteigt: fo wird ber Verſicherie für 
den Mehrbetrag als Selbſtverſicherer angeſehen, und demnach fein verhältnij⸗ 
mäßiger Antheil am Schaden feſtgeſetzt, ſowie ſelbſtredend hieraus auch ein ver⸗ 
haͤltnißmaͤßiger Antheil am Geretteten für ihn hervorgeht. 

Sf der Werth der zur Zeit eines Brandes vorhandenen verficherten Gegen⸗ 
Bände geringer, als der Betrag ber verfihertien Summe, fo wirb nicht diele 
leßtere, fondern nur ber wirkliche Schaben vergütet. 

Alle nicht innerhalb Zahresfrift nach dem Brande entweder fehgeftelien 
ober vor Schiedsrichter gebraten Ansprüche auf Entfhädigung find erloſchen. 

:..$. 15, Bei Regulirung einer Rechnung für Brandſchaden an Gebäuden 
wird der nad $. 6 ermittelte Bauwerth zum Grunde gelegt, infofern fid die 
fer Werth: nicht weſentlich feit. dem Anfange der Berficherung vermehrt oder 
vermindert hat. Der Schaden iſt von. zwei-Bauverfländigen, in einer von ben 
felben zu unterſchreibenden Berechnung fpeziell zu tariren und zugleid dad 
Verhältniß desfelben zum ganzen Werthe des verfiherten Gebäudes feftzufehen; 
iſt dasſelbe gänzlich abgebrannt, fo haben ‚fie auch ben Werth ber etwa übrig 
gebliebenen Baumaterialien zu taxiren. Der Berficherte ift verpflichtet, biek 
nach dem ſolchergeſtalt feſtgeſetzten Werthe zu. behalten. 

Die Bauverſtaͤndigen, deren einer von dem Verſicherten und einer vom da 
Geſellſchaft gewählt wird, geben überall ihr Gutachten an. Eides Statt ab. 

. Können: die beiden Bauverfländigen ſich nicht einigen, fo gibt ein Dritter - 
welcher nicht mit dem Berficherten in demfelben Orte, wenn dieſer unter 500 
Seelen enthält, wohnen darf — ben: Ausfhlag, indem er der Meinung rind 
ber. zwei andern beitritt. Der dritte Bauverftändige wird von ben beiden an 
dern. gewählt; oder wenn folche auch über diefe Wahl nicht einig werden fin 
nen, auf ihr Erfuhen vom Ortsporftand ernannt, 

Die BWieverherfiellung abgebrannter oder befchädigter Gebäude (morunte 
jedoch keineswegs die. zur Erhaltung übrig gebliebener Theile genommen? 
notwendigen -Manfregeln. verflanden : werben). darf bei Verluſt der Anfpräht 
auf, Schabenerfaß. nicht ‚cher ogehen, ale bis der Schaden nach Borfeift die 
ſes $. — — WE 
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Sind Hppothelen auf’ die ‚verbranintem oder beſchädigten Gebäude; einge- 
fötieben, fo bezapft ‚die Gefelfehaft den Schaden nur Behufes der Wieberhers 
fiellung jener Gebäude, infoferne die eingefchriebenen: Hppothefargläubiger: nicht 
in die unbedingte Bezahlung willigen. Die Geſellſchaft hat bie etwa. nöthigen 
Maaßregeln wegen. fiherer Ausführung dieſer Beftimmung zu, nehmen, welcde 
Icstere natürlich bei Brandfchäden an, Gebäuden, auf welche nachgewieſener⸗ 
maaßen keine Hypotheken eingeſchrieben ſind, keine Anwendung findet. 5 

8. 16. Alle völlig verbrannten oder bei dem Brande verlorenen, verſicher⸗ 


ten beweglichen Gegenſtände werden nach dem Werthe, den dieſelben am Tage 


ss ” 


bed Brandes hatten, vergütet, Nach diefem Werthmaaßſtabe wird ebenfalls die 
Bergütung wegen der befhäbigten verfigerten beweglichen Gegenftände fefge- 
ſtellt. Der Verſicherte behaͤlt dieſelben, wenn die Geſellſchaft nicht vorzieht, ſie 


ſelbſt zu übernehmen, 


In jedem Falle verbleiben dem Berfiherten alle unbeſchãdigt gebliebenen 


Gegenſtände, deren Werth eben fo beſtimmi wird, wie der Werth derjenigen 


Gegenftände, für welche bie Geſellſchaft Bergütung zu leiften hat. 
$. 17. Der Berfiherte hat bie Verpflichtung, über Brandſchaden an den 


bei dieſer Geſellſchaft verſicherten beweglichen Gegenſtaͤnden eine ſpezielle Scha⸗ 


s#- 


benrechnung aufjuftelfen, und dabei nach den Beflimmungen der $$. 14 und 16 


. u verfahren. Er hat zugleich eine dvetaillirte Nachweiſe über alle Gegenftände 
; anzufertigen, welche fich zur Zeit des Brandes in bem in der Police bezeich- 


neten Lokale befanden, und zu bemerken, welde von diefen Gegenfländen völlig 
verbrannt ober heim Brande verloren gegangen find, welge beſchãdigt wur⸗ 
den, und welche unbeſchaͤdigt blieben. 

Die Schadenrechnung und die Naqhweiſe werden an die e Agent gerichtet 


bei welcher die Verſicherung geſchloſſen wurde. 


Wenn der Verſicherte Gegenſtände als verbrannt öder verloren angibt, 


welche jur Zeit des Brandes nicht vorhanden waren; wenn er gerettete, zur 


Berfiherung gehörige Gegenflände verheimlicht, fo verliert er alle Anſprüche 


an die Geſellſchaft, ſelbſt auch wegen ver — — er — ander⸗ 


weit mit ihr geſchloſſen haben möchte. 
$. 18, Die Gefeltfchaft Hat nicht nur das Recht, von dem Berfie alle 


: Deweife, welche ipm über die Rithtigfeit der Schadenrechnung und der Nach» 


weife beizubringen möglich find, zu verlangen, fondern auch von ihm fo wie 
von Denjenigen, welche derfelbe etiva bei Anfertigung der {m $. 17 ertäpnten 
Nachweiſe zugezogen haben fönnte, eidlich erhärten au laſſen: daß die in der⸗ 
ſelben enthaltenen . nad Prugt und Gewiſſen ver — gemäß ge 
macht find. 

5. 19. Der Geſellſchaft ſteht — die — Fri die — 
welche der Verſicherle über den Werth der verbrannten, verlornen, beſchädigten 
und geretteten Gegenſtände, nach 5. 17, ze en ber ER -. 
Sachverfländige zu unterwerfen. - a. in 
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Bei Verſchiedenartigkeit den Gegenflände verfieht fih von ſelbſt, daß bie 
Sadverfländigen immer nur ihr Gutachten über ſolche geben können, melde 
zu ihrem. Fache gehören, und daß mithin befondere Sachverſtändige für jedes 
vorlommende Fach zu ernennen find, 


Die Beftimmungen des $. 15 wegen der Wahl der Banverftändigen und 
des Verfahrens derfelben gelten auch für die Mahl und das Verfahren ver 
Sachverſtändigen eines jeden Faches. Die Sachverſtändigen haben bei Ab 
ſchätzung ber verſchiedenen Gegenflände ſich nach den Beſtimmungen zu richten, 
welche ber $. 16 in dieſer Hinſicht vorſchreibt. 


$. 20. Alle etwaige Streitigkeiten (mit alleiniger Ausnahme bes im 6.5 
für einen beftimmten all vorgefehenen gerichtlichen Verfahrens) zwiſchen der 
Gefelifchaft und dem BVerficherten über die Vollziehung der Policebedingung, 
ober bei Regulirung der Schadenrechnung , werben fehiedsrichterlich gefchlichtet, 

Die Schiedsrichter. müffen Bewohner desjenigen Drtes ſeyn, in weldem bie 
Agentur, welche die Police ausftelte, ihren Sit hat, Jeder der beiden Theile 
ernennt Einen Schiedsrichter. Wenn von dem Einen Zpeile die Ernennung 
des Schiedsrichters innerhalb Monatsfrift nach gefchehener deßfallſigen ſchrif⸗ 
lihen Aufforderung von Seiten bed andern Theils nicht erfolgt, fo iſt Lepterr 
ſtillſchweigend zur Ernennung beider Schiedsrichter ermächtigt, 

„Können bie Schiedsrichter in ihren Urtpeilen nicht übereinfommen, fo ent 
ſcheidet ber Ausſpruch eines Obmanns für eines ber verſchiedenen Urtheile. Der 
Obmann wird von ben Schiedsrichtern gewählt, oder, falls letztere auch übet 
deſſen Wahl ſich nicht einigen können, durch bie kompetente Gerichtöbehörbe, auf 
Betreiben der. Partheien ober einer berfelben, ernannt, 

Die Schiedsrichter find bei ihrem Verfahren an feine Gerichtsformen gr 
bunden; ihre Ausfprüde find definitiv, und es findet von denfelben feine Br 
zufung an irgend eine andere Inſtanz, noch ein fonfliges Rechtsmittel wider 
biefelben ſtatt. ' 


6. 21. Die Koften des Berfahrens durch Bauverfländige. ($. 15) werder 
zur Hälfte von der Gefellfchaft und zur Hälfte von dem Berficherten getragen, 
Benn die Schadenrechnung des Verfiherten durch das Gutachten der Sadtr 
fländigen ($..19) moberirt wird, fo fallen die durch Hinzuziehung ber lepirm 
verurſachten Koften bem Berfi cherten zur Laſt; fonft aber werden ſolche von 
ber Gefellfchaft übernommen, Die Koften des Verfahrens durch Schiedsrichttt 
($..20) werben von den Partpeien nach dem Berpältniffe getragen, welches in 
dem ſchiedsrichterlichen Urtheile feſtgeſetzt wird. 

$. 22. Nachdem die Regulirung einer Brandſchadenrechnung erfolgt ii, 
ſey es nach $. 15 durch. Bauverſtaͤndige; nach $. 17: auf. bie bloßen Angabe 
der Berficherten ; nach 6$.:18 und 19 in Folge mäherer Unterſuchung jener Ange 
ben; oder. endlich nach $. 20 durch ſchiedsrichterliche Eniſcheidung: — Io Tel 
14 Tage fpäter, mit Zufaß eines Tages für jede zehnſtündige Entfernung dei 
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Bohnortes des Berfiherten von Aachen, bie Vergütung bes Schadens baar, 
in ber Währung, welche in der Police ausgebrüdt ifl, portofrei geleiftet werben, 
6. 233. Die Verbindlichkeit der Gefellfchaft, welche ſie durch die Police 
(in welcher regelmäßig der Anfang und Ablauf ber Berficherungsperiode bei 
. Tag und Stunde ausgebrüdt wird) gegen die Berficherten. übernimmt, if er- 
loſchen, wenn ein Schadenerfaß die Hälfte ber verfiherten Summe erreicht. 
. Bei einer Schadenvergütung von geringerem Belange vermindert ſich die Ver⸗ 
bindlichkeit der Gefellfchaft allemal um den Delrag jener Schadenvergütung. 
Es ſteht ſowohl der Gefellfchaft als dem Berficherten frei, die Police vermittelt 
einer einfachen fehriftlichen Anzeige aufzuheben, wenn bie Gegenflände der Ber- 
ſicherung durch Brand gelitten haben. Geht die Aufpehung von ber Gefellfchaft 
aus, fo werden bie Prämien von dem durch den Brand nicht erlofchenen Tpeile 
der Verſicherung zurüderftattet, 
— $. 24. Alle Rechte und Anſprüche auf Schadenerſatz, bie der Verſicherte 
im Falle eined Brandes gegen feine Miethsleute oder Nachbarn, fowie gegen 
. bie befannten oder muthmaßlichen Urheber des Brandes, und fonft in biefer 
“ Beziehung etwa haben könnte, gehen kraft der Police auf die Geſellſchaft über. 
Dieſe verzichtet jedoch ausbrüdlih auf jene Rechte und Anfprüce gegen ihre 
Actionaͤre und Berficherten; den einzigen Fall der Brandftiftung ausgenommen, 
Anweifung zur Anfertigung von Verfiherungsanträgen. 
L Befimmung, welche für Anträge jeder Art gilt. 
Der Name, Borname oder Handelsfirma des Antragenden, auch deſſen 
“ Stand oder Gewerbe, wird zu Anfange des Antrages ausgefüllt; fobann ber 
Wohnort mit Angabe der Straße und Hausnummer. ZA der Wohnort keine 
große allgemein befannte Stadt, fo wird zugleich die Provinz (der Bezirk, 
" Kreis, das Amt u. f. w.) und bei Dörfern, Wellern und einzelnen Höfen 
eine noch nähere Bezeichnung, 3. B. nah Bürgermeiftereien, Gemein. 
ben oder auf ähnliche Weife, hinzugefügt. 

Die Befimmungen der allgemeinen Berfiherungsbebingungen find bet 

allen Anträgen zu berüdfichtigen. 
U. Berfiherung von Gebäuden. 

Es if dabei Folgendes im Antrage zu bemerken : 

1. Name bes Eigenthümers. 

2. Wo bie Gebäude liegen. Diefe Angabe ift eben fo genau zu machen, 
wie die oben hinſichtlich des Wohnorts den Antragenden vorgefchriebene. Sind 
unter einer Hausnummer mehrere zu verfihernde Gebäude, fo find fie mit A, B 
u, f. w. au bezeichnen. 

3. Wozu die Gebäude bienen; 3. B. zum Bohnhaufe, zur Stal- 
lung, zum Lager, Fabrilgebäube u, f. w. 

4 Wie fie gebaut find; z. B. maſſiv (die Ringmanern ganz in Stein); 
in Fachwerk (aus hartem Holz ober aus Nadelpolz) mit Stein ausge- 
manuert; in Fachwerk mit Holz und Lehm u. ſ. w. Wie fie gebedt find. 
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5. Ob der Eigenthümer felbft die Gebäude bewohnt. Wenn Mietpöfente 
darin wohnen, fo ift zu fagen, wie viele Hauspaltungen gewöhnlih. Wenn 
die Miethäleute Taglöhner find, oder wenn fie überhaupt zu der geringern 
Volksklaſſe gehören, fo ift biefes im Antrage zu bemerken. 

6. Ob in den Gebäuden Gewerbe betrieben werben, und welde. Sind 
Dampfmafchinen in ben Gebäuden befindlich, fo ift zu bemerken, ob fie mit 
hohem oder mit niederm Drude gebaut find, wo der Dampfkeſſel fteht und mit 
welchem Brennmateriale bie Heigung gefchieht. 

Bei Verfiherung von bedeutenden Fabrifanlagen ift die Art der Heikung 
und Beleuchtung anzugeben und ein Grundriß der Gebäude einzureichen, 

7. Benn in den Gebäuden feuergefährliche oder höchſt feuergefährliche Gr 
genftände Tagern, fo ift diefed anzugeben ($. 7, 10 der allgemeinen Berfider 
ungsbedingungen). 

8. Welche Gewerbe in den Nechbardäuferni betrieben werben; fo wie aud, 
wenn die in der Nähe liegenden Gebäude — bis auf eine Entfernung von 
50 Schritten — mit Stroh, Rohr, Schiff, Heidekraut, oder auf ähnliche Beik 
gededt oder befleivet find. Sollten die innerhalb einer Entfernung von 2 
Schritten Tiegenden Häufer mit Holz (Dachſchindeln) gedeckt oder bekleidet fen, 
fo iſt auch dies anzugeben. | 

9. Wenn die Gebäude bereits theifweife bei andern Anftalten verficert fin, 
fo ift Died zu bemerken und zu fagen, für welchen Betrag. 

10. Die Werthangaben gefhehen nach den Beſtimmungen bes F. 6, L.. 
der allgmeinen Verſicherungsbedingungen. 

11. Verſicherung beweglicher Gegenſtände. 

1. In den Anträgen iſt der Eigenthümer anzugeben. Jedoch können br 
wegliche Gegenflände auch ohne diefe Angabe verfihert werden; es muß in bie 
ſem Falle im Antrage heißen: Für Rechnung Deffen, welcher im Falle 
eines Brandes fih als Eigenthümer Tegitimirt. 

2. Die Gebäude, worin die zu verfihernden Gegenftände befindlich find, 
werben eben fo befchrieben, als follten erftere felbft verfichert werben. Es finde 
alfo in diefer Hinfiht alles das Anwendung, mas obem unter der Ruhr: 
Berfigderung von Gebäuden, sub 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 gefagt if. 

3. Befinden fih zu verfihernde Gegenflände nur in beftimmten Räumen 
eines Gebäudes, fo find biefe Räume zu bezeichnen, 3. B. im Erpgefgofle, 
{m dritten Stode, auf dem Söller u. f. w. 

4. Sind die zu verfihernden Gegenflände bereits theifweife bei andern 
Anftalten verfichert, fo ift diefes zu bemerken und zu fagen, für welchen Betrag. 
5 Lagern zu verfihernde Gegenftände dergeftalt abmwechfelnd in verihie 
denen Gebäuden, daß fich nicht angeben läßt, für welchen Betrag in jedem em 
zelnen Gebäude von jenen Gegenftänden enthalten if (wie folches in Fabriler 
mit den in Arbeit befind‘ichen Waaren manchmal der Fall feyn kann), fo ih 
im Antrage zu bemerken: in ben und ven Bebäuben Tagert zufammen 
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für fo oder fo viel, jedoch in keinem einzelnen derſelben mehr, 
als für fo oder fo viel, 


6. In dem Antrage hat man zu beflimmen, für welchen Betrag die Ge- 
genftände, welche ihrer verſchiedenen Gattung nah anzugeben find, verſichert 
werben ſollen. 


7. Seltene Kupferftiche, feltene Gemälde, fehr feltene Bücher und alle folche 
Gegenſtaͤnde, welche ihrer Seltenpeit oder ihres hohen Kunſtwerthes 
wegen einen Preis der Liebhaberei haben, werden nur nach ſpezieller 
Bezeichnung zur Verſicherung angenommen; eben ſo auch ſehr koſtbare 
Schmuckſachen, z. B. Perlenſchnüre und Geſchmeide von ſehr großer Koſtbar⸗ 
keit; endlich auch Geräthe von außerordentlichem Werthe, z. B. Gefäße von 
gediegenem Golde und dergl. ($. 6. L. b. der allgemeinen Verſicherungsbe⸗ 
dingungen), Bei diefen Angaben ift der Werth von Evelfteinen nie mit in 
Anfhlag zu bringen, da ſolche nach $. 1 der Rn Berficherungsbebing- 
‚ungen nicht verfichert werben. 


8. Für Berfiherungsanträge auf Möbeln, Haus- und Gewerbögerätße, 
Hauspaltungsgegenftände werden in der Regel folgende Rubriken paflen »- 
A. a) Gewöhnliche Möbeln und Hausgeräthe; b) Kleidungsftüde, Leinen, 
- Betten; e) Wagen, Kutfchen u. f. w.; d) Wein und andere Getränke; Biltua- 
lin für den Haushaltungsbedarf; e) Gerätpe, weldhe zu dem Gewerbe. bes 
Antragenden gehören; Handwerkszeuge. | 
B. a) Spiegel, Uhren, Bafen, Silbergefihirr und ähnliche Gegenflände; 
b) Bibliothek; e) Gemälde, Kupferftiche, Landkarten ꝛc.; d) Pferde und Fou⸗ 
‚tage; e) Gegenflände, welche (nach unter 7 gegebener Anleitung) ſp enelt 
verzeichnet werden. 
9. Bei Anträgen auf Waarenverſicherungen wird nur die Gattung oder 
Art der Waaren angegeben. Wenn die Waaren detaillirt werden, fo if ſolches 
ju bemerken. 


10. Landwirthſchaftliche Gegenftände werden meiftens unter folgende Rubrie 
fen zu bringen feyn: a) Probufte des Aderbeues, als: Getreide, Hülfenfrüchte, 
Kartoffeln, Heu, Stroh ıc.; b) Pferde; c) Rindvieh; d) Schafe, Ziegen; 
e) Schweine; f) Wagen, Karren, Adergeräthe; Geſchirr für Zugvieh u. dgl. 

11. Zu Fabriken gehörende Gegenftände zerfallen gemeiniglih in folgende 
Rubriten: a) Getriebe 3. B.: Mühlenwerke, Roßwerke, Dampfmaſchinen 
(NB. wenn der Geirebe mehrere find, fo iſt jedes beſonders anzugeben); 
b) Fabrifgeräthe, nıh den verfchiebenen Arten zu unterfiheiden, fo 3. B. in 
einee Tuchfabrit: Scheermaſchinen, Raupmafchinen u. f. w.; c) die zur Fabri⸗ 
kation erforberiigen Urftoffe unter Angabe der Gattung beriefken d) bie in 
Arbeit befindlijen Waaren ; e) bie fertigen Fabrilate 
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— Das Geſetz, Vervolltändigung der ſtrafgeſetzlichen Beftim- 
mungen in Beziehung auf Brandftiftungen im Rheinkreiſe vom 1. Juli 
1834, Amtsbl. Mi 37, p- 406, fiehe oben im 2. Buch, 8. 44. 

— Berfügung der Königl, Regierung des Rheinkreiſes, Kammer 
der Finanzen, vom. 17. Juli 1834, Amtsbl. M, 38, p. 413, bie 
Stempelpflichtigfeit der: VBerficherungsverträge auswärtiger. Brandver⸗ 
fiherungsgefellfchaften, fiehe: Stempel, 6. Bud, $. 121. 

— Die Entfchliegung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer der Finanzen, vom 18. Juli 1834, Amtsbl. M. 38, p. AI, 
bie Einregiftrirgebühren ber Ceſſionen von VER RAR 
fiehe Einvegiftrirgebühr 6. Buch, 8. 104. 


— Verordnung der Königl. Negierung bed Nfeinfrefe, Ram 
mer der Finanzen, vom 1. Auguft 1834, Amtsbl. M 43, p- 457, 
die Stempelung der Brandverficherungsurfunden auswärtiger Geſell⸗ 
ſchaften, fiehe Stempel, 6. Buch, 8. 122. 

F. 55. Geſetz vom 1. Juli 1834, Amtsbl. M 45, p. 471, die 
allgemeine Brandverſicherungsordnung betr. 


Ludwig, K. 

Wir haben die Brandverſicherunggordnung vom 23. Sanuar 1811 (Re⸗ 
gierungsbl. 1811, ©. 135) mit Rückſicht auf. die, theils in früheren Stände⸗ 
verfammlungen, theils in den Sitzungen mehrerer Landräthe geäußerten Wünfche 
einer forgfältigen Reviſion unterwerfen laſſen und verfügen nunmehr nach Ber- 
nefmung Unferes Staatsraths mit Beirath und Zuftimmung Unferer Lieben 
und Getreuen, der Stände. des Reiches, nachfiehende Abänderungen des Art, 1, 
Abſ. 4, des Art. 2, Abf. 2, des Art, 12, des Art. 14, Abf. 3, des Art, 18 uud 
des Art, 20 der erwähnten Brandbverfiherungsorbnung : 

$. 1. Art. 1, Abſ. 4. Im Königreiche gelegene Gebäude bei auswärtigen 
Geſellſchaften zu verfichern, if von nun an unbedingt, und zwar unter. bem 
Nachtheile der Nichtigkeit jedes diesfälligen Nebereinflommens und bei Bermei- 
dung einer, ber Bayer, Brandverfiherungsanftalt zufließenben Geldſtrafe von 
fünf Prozent der Berfiherungsfumme verboten. Ausgenommen von dieſem 
Berbote: find nur: Diejenigen: Gebäude, denen. die Aufnahme im die inlänbifche 
Verſicherungsanſtalt durch Art, 9 der Brandverfiherungsorbnung verweigert if. 

Die bereits beflependen Berträge bleiben aufrecht bis zum Ablaufe ber 
Zeit, auf welche fie geſchloſſen find, in fo ferme fie nicht ‚gegen gefehliche: ober 

polizeiliche Beſtimmungen verſtoßen. 

$..2 Art 2, Abſ. 2. Dagegen haben alle diejenigen, welche in die Ber» 
ſicherungsanſtalt nicht einirelen/ im Falle eines Braudunglüds, chdfigtlih der 
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zur Berfiderung geeigneten Gegenflände weder ein Gnadenholz, noch ein Un— 
terſtützungsanlehen ‚aus Öffentlichen Mitteln zu erwarten. 

$. 3. Art. 12, Der Eintritt in die: inländiſche Brandverfiherungsanfak, 
er möge nach Art. 12 für den vollen Werth, oder nach demſelben Art. nur zu 
einem Theile des Werthes, oder endlich, in Gemäßheit der Verordnung vom 
14. Zanwar 1815 (Reggebl. 1815, Seite 30), . mit Ausnahme der maffiten 
Mauern blos: für die verbrennbaren Beftandtheile des, Gebäudes ftatt finden, 
iſt durch eine, von: zwei. verpflichteten Schägleuten verfaßte, von dem Magifraie 
oder von der Gefammt» Gemeindeverwaltung beglaubigte und. dem Berfige- 
ungsgeſuche beizulegende Beſchreibung und Schätzung des Gegenſtandes, dam 
in fo ferne die Diſtriktspolizeibehörde die Beſchreibung unzureichend oder rim 
nähere Erwahrung rätplich finden follte, noch überdies durch eine amiliche, aui 
Koften der Anftalt vorzunehmende Unterfuhung. bedingt. 

8. 4. Art. 14, Abſ. 3. Die Brandver ſicherungslaſſe liefert, den Fall dei 
Salußſabes des $. 5 ausgenommen, die Entfhädigungsfumme fpäteflens ſeqhe 
Wochen nach "eingetretenem Schaden an bie Diftriktspoligeibehörde ab. Dir 
ift außer dem durch Art. 18 der Brandverfiherungsorbnung vorbergefehenen 
Falle gehalten, die Entfhädigung entweder binnen acht Tagen nad deren Em 
pfange an den Verſicherten auszuhändigen, ober ‚falls. deſſen Leumund oder die 
Bermögensumfände Zweifel über den genauen Vollzug ber in. Art. 16 dr 
Brandverfiherungsorbnung feftgefegten Bedingungen hervorrufen follten, di 
amtliche Depofition zu befchließen und dies dem Berechtigten zu eröffnen, ne, 
chem dann vie Befugniß zufieht, Baualkorde auf die deponirte Summe abu 
ſchließen, eventuelle Anmweifungen auf ſelbe auszuftellen und biefe fämmtliden 
Handlungen tarfrei bei Amte protofolliren zu laſſen. 

$. 5. Art. 18. Führt die in Art. 31 der Brandverfiherungsorbnung ar 
geordnete polizeiliche Borunterfugung blos zu dem Berbachte geringer Fahr 
Täßigfeit, oder find Sypothekenſchulden oder Miteigentpumsverhältnifle in dem 
Sinne des Art. 18, Abf. 4 der allgemeinen DBrandbverficherungsorbnung ver 
handen, fo darf die Auszahlung des Verſicherungskapitals Auch durch dat 

Schweben der gerichtlichen Unterfuchung in Teiner Welfe verzögert: werben, un 
es greifen in ſolchen Fällen lediglich die res. des F. 4 des gegem 
wärtigen Geſetzes Platz. 

Die gerichtliche Unterſuchung wegen indieirier grober Faprläßigkeit de 
Eigenthümers zieht dort, wo das Entfchäpigungstapitäl den Betpeiligten allein 
berührt, die Zurüdhaltung des Entſchädigungskapitals bei Amte, bis zu ber 
digter ſtrafrechtlicher Unterſuchung und. die Pflicht der Behörden nah fih, U 
korde oder Anweifungen auf die deponirte Summe nur in fo weit zu homoriren, 
als der Rüderfag des ſo Angewiefenen für den Fall richterlich ausgeſprochene 
Erlöſchung der Entſchädigungsanſprüche durch hypothekariſche Verſicherung ani 
vas neue Gebäude, durch Beſtellung anderweiter Hppotheken, durch Deporirung 
vollgültiger Papiere oder durch Burgſchaft vollſtändig ſicher geſtellt erfgeint: 
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Bei gerichrlicher Unterſuchung wegen Verdachis abſichtlicher Brandſtiftung 
des Eigenthümers bleibt es, bis zu geſchöpftem freiſprechenden Erkenntniſſe, 
der. Brandverſicherungskaſſe überlaſſen, bie. verzinoliche Anlegung zu verfügen, 
Ueberhaupt hat dieſe * alle Aficherangbeiträge nad Roouaren * aw⸗⸗ 
anzulegen. 

§. 6. Art. 20. Der zahrliche Gelommtauoſchlag richtet is. 

1, nach der -Größe, des gefammten Grundfapitals und: 

2. nach der Größe der vorgefallenen Brandfchäden, den Siefür gebührenden 
Entſchädigungen und den fonfligen nothwendigen Ausgaben. der Anſtalt. Der 
Betrag jedes Einzelnen zu dem Gefamminusfchlage bemißt ſich nad dem Maaße 
feines eingefchriebenen Kapitals und nach der Feuergefährlichkeit feines Qielnes 
in der Art, daß 

J. die maſſiven, mit Stein oder Metall gedeckten Gebäude in bie erfle; r 

U, die Gebäude von Fachwerken mit Stein» oder Meballdähern in die 
zweite; 

II. bie maffiven Gebäude mit gänzlicher oder theilweifer Strap. ‚ober 
Holjdahung in bie dritte; 

IV. alle, übrigen nicht maffiven Gebäude mit Stroh⸗ ober vinum 
aber in bie vierte Klaſſe der Feuergefährlichkeit gereiht, und nach Verſchieden⸗ 
heit der Klaffe in dem Berhältniffe von 9, 10, 11 und 12, in Konkurrenz ge- 
jogen werben. 

Bei Haupt» und Rebengebäuben, ed mögen, ſolche unter fi gufogamen- 
hängen oder nicht, wird jedes für ſich Haffifizirt. 

5.7. Für den Fall des gefonderten Fortbeftanbes einer eigenen Brand- 
aſeluranzanſtalt im Rheinkreiſe, neben der allgemeinen Brandverfiherungsan« 
Ralt in den übrigen Kreifen, bleibt die ‚gleichzeitige Berfiherung in Beiden 
unterfagt, 

Das Staatsminifterium des Innern iſt mit dem Bollzuge des gegenwaͤr⸗ 
tigen Geſetzes beauftragt. 

$. 56. Die Verordnung der Königl. Regierung des Rheinkrei⸗ 
ſes, Kammer des Innern, vom 17. October 1834, Amtsbl. M 58; 

P- 577, die Revifion und Erneuerung der Grundbücher für die Brand⸗ 
* icherungsanſtalt des Rheinkreiſes wird, obwohl für die damalige 
Erneuerung der Grundbücher. erlaffen, hier einiger allgemeiner Beſtim⸗ 
mungen wegen ebenfalls beigefügt. 

Auf den Grund der Beſtimmung des Art; 30, Abſchn. 1 PR Er 
ſicherungsverordnung vont 26. November 1817 und des $. 4 der dazu gehö⸗ 
tigen Inſtruktion vom nämlichen Tage, wird in Folge allerhöchfter Ermärhtig- 
ung vom. 16. Auguſt I, 3, nunmehr nach Ablauf eines Zeitraumes: von 15 
Jahren Die in erwähnter Berorbnung vorgefihriebene Revifion und —— 
der Grundbücher angeordnet. 
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Den Königl, Landlommiffariaten and Bürgermeiftereiämtern wird bei die 
fem Anlaß die genaueſte Beachtung der Beſtimmungen des Art. 12, Abfhr, 6 
diefer Verordnung, und des $. 1, lit. b., Abſchn. 3 der Inſtruktion zur Pflicht 
gemacht, wonach der wahre Werth der zu verfichernden Gebäude nicht über 
ffiegen, und zu hohe Anfchläge fogleich unterfuht und nad dem Steuerwerth 
oder auch mittels befonderer Schäßung berichtigt werden follen. 

Sämmtliche, bisper affefurirt getvefenen Gebäude jeder Art, wie fie in den 
bisherigen Grundbüchern eingetragen fi befinden, find demnach von dem Orts 
vorſtande mit Zugiehung zweier Gemeinderäthe einer genauen Befichtigung ju 
üntertwerfen, und von Haus zu Haus einzeln zu tariren und in das Grundbus 
einzutragen. 

Bei etwaigen Anftänden über den wahren Werth der Gebäude wird au 
den Beſchluß der unterzeichneten Landesftelle vom 25. Januar 1822, M 48 
M. Seite 1429 des Kreisintelligengblattes vom Jahre 1824 hingewieſen, welder 
beftimmt, daß: 

„renn der Bürgermeifter und ber Eigenthümer eines, der Brandaffekuran; 
„einzuverleibenden Gebäudes fich über den Werth desfelben nicht vereinigen 
„Lönnen, die Schägung nach der Beflimmung bes Art. 1 der Inftruftion durs 
„awei gerichtlich vereidete Werkverfländige, nämlich eines Zimmermeifters un 
„eines Maurermeifterd zu gefchehen habe. Und wenn diefe beiden Erperin 
„über den Werth ebenfalls nicht übereinfiimmen, ber Ortsvorftand nad feine 
„Einficht, nach Billigkeit zu entfcheiden habe.” 

Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die bisherige Form der Grundbüchet 
in einzelnen halben Bögen dem Zwecke nicht vollkommen entfpricht, und die 
ſelben leicht einem Berlufle oder Berfchiebung ausgefeßt find, fo wurde ein 
andere Form angeordnet. 

Diefe neuen Grundbüder find in der Art eingerichtet, daß ein Grundhus 
nicht mehr, wie bisher, aus einzelnen Xabellen befteht, fondern in Bogenfer- 
mat — auf beiden Seiten bevrudt — ein fortlaufendes Ganzes bilden, weldet 
zum Behufe einer forgfältigern Aufbewahrung im Boraus geheftet werden fol, 
Das bei der: Gemeinde verbleibende Eremplar ift von. dem Königl. Landlon⸗ 
miffariate zu cotiren und zu parappiren. 

Spätere Beränderungen in den Grundbücern ber Gemeinde find nad 
66. 3, 4 und 5 der Inflruftion zu behandeln, und in einer befondern Tabelk, 
welche fpäter mitgetheilt werben wird, den Königl. Landkommiſſariaten und 
der unterzeichneten Landesfielle, Behufs der Eintragung in die ‚bei derſelber 
hinterlegten Grundbücher, zur Anzeige zu bringen. 

Die Formularien zu den neuen Grundbüchern der Tabelle werben ben 
Königl. Landkommiſſariaten in erforderliher Anzahl demnächſt zukommen. 

Damit den Behörden gehörig Zeit gelaffen werbe, bie neuen Schäßungen 
mit Umſicht und Genauigkeit vornehmen zu lönnen, wird ein Termin von 
8 Monaten, nämlich bis zum 1. Zuli künftigen Jahres 1835, zur Einfenbung 
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der Grunbbücher bewilligel, Die von einzelnen Gemeinden ‚vor. diefem Zeit- 
punkte etwa gefertigten find inzwifchen Hierher vorzulegen, damit mit deren Res 
ponirung und Heftung allmäplig begonnen werben kann, | 


Die nenen Grundbücher treten erft mit dem 1. Januar 1836 in Birffam- 

eit. Erhöhungen und Berminderungen in den Aſſekurationsſummen der bis« 

herigen Grundbücher find bis dahin unter Beobachtung der beftehenden Beſtim⸗ 

mungen, insbefondere ber Berordnung vom 8. März 1820 (Intellgzbl. ©. 121) 
fortwährend zuläßig. 


Da der wahre Werth der zu verfichernden Gebäude nicht überftiegen 
werden darf, fo unterliegen auch bie hohen Anfäge jener Gebäude einer Be- 

richtigung, die mit einer Hypothele belaftet find. 

Damit jedoch den Hypothelargläubigern eine pinlängliche Friſt gegeben 

‚ werde, um ihre Vorkehrungen bei etwa eintretenden Berminderungen ber zu 
ipren Gunſten verpfändeten Gegenflände rechtzeitig treffen und ihre Intereffen 
. gehörig wahren zu können, fo wurde ber ‚obige Zermin bis. zum 1. Januar des 
. Jahres 1836 feſtgeſetzt. 

Inm Falle ein Gebäude bereits in einer ausländiſchen Anftalf verſichert iſt 

darf auf den Grund der allerhöchſten Verordnung vom 90. November 1833 
0. Amtsbl. A 1 vom Jahre 1834 S. 2) der Eintrag nur noch mit ber 
Summe geſchehen, um welche dasſelbe in dieſer Anſtalt zu geringe verfichert if. 

Die Verſicherungsſumme, womit Gebäude in einer fremden Anſtalt aſſeku⸗ 

irt worden, iſt in der Hiefür beftimmten Columne des Grundbuches einzutragen. 

Eben ſo ift in der befreffenden Columne das Datum und bie Summe ber 
bereits für einen ftattgehabten Brandfall auerfannten Entfchädigung zu ber 
mierken. 

Die unterzeichnete Landesſtelle überläßt ſich der zuverfichtlihen Erwartung, 
daß fämmtliche Behörden dieſem für ihre Amtsuntergebenen in jeder Beziehung 
hochwichtigen Gegenſtand ihre gaͤnzliche Aufmerkſamkeit widmen werben. 

$. 57. Verfügung. der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
: Kammer des Innern, vom 15. Dezember 1834, Amtsbl. MM, 64, P- 
631, die Wirkſamkeit der. auswärtigen Brandverſi ————— 
ten betr. 

Um ven Mißbraͤuchen wirfam zu begegnen, welche durch auswärtige Ki: 
aſſeluranzen, insbefondere durch die Verwendung von nicht beftätigten Agenten 
und unerlaubten Unteragenten, getrieben wurden, fieht man ſich veranlaßt, in 
dolge Königl. Minifterialrefcriptes vom 2. Detober 1. 3. Rachſtehendes zur 
genaueften Befolgung befannt zu machen: 

1. Auswärtige Feuerverſicherungsgeſellſchaften dürfen in Bayern nur in fo 
ferne wirkſam fepn, als die betteffende Geſellſchaft vorerſt im Allgemeinen bie 
Königliche Erlaubniß zu Aufſtellung von Agenten nachgeſucht und erlangt hat. 
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worden: 
Für die franzöſiſche Geſellſchaft L'Union. 

1. durch Königl. Minifterialrefeript vom 20. Februar 1834 an Georg 
Sriedrih Müller zu Landau; 

2. dio. vom 25. März I. 3. an Friedrich Korn zu Zweibrüden; 

3, dto. vom 24. April I. J. an ©. 3. Arnsperger zu ‚Speyer. 

Für die franzöſiſche Geſellſchaft Assurance Generale, 

4. dto. vom 21. April I. 3. an Ludwig Dacquè zu Neuftadt; 

5, dto. vom 21. April 1. 3. an Ludwig Chriftopp Kienlin zu Zweibrüden; 

6. dio. vom 24. April I. 3. an Zofepp Ropiquet zu Kirchheimbolanden. 

Für die Gothaer Anftalt. 
7, dto. vom 13. Mat I. 3. an Karl Korn zu Speyer. 
‚Für die franzöſtſche Gefellichaft Phönix. 

8, dto. vom 3. September I. 3. an Wilhelm Jäger zu Bergzabern. 

Alle übrigen Gefellfchaften, ohne Ausnahme, namentlich jene, die une 
dem Namen „du Soleil‘ beftept, find nicht zugelaflen. 

2. Die Aufftellung von Unteragenten ift für alle Agenten verboten. 

3. Reinem Agenten ift geftattet, feine Wirkſamkeit jenfeits des, in de 
Befätigungsurfunde ausgebrüdten oder noch zu beftimmenden, Bezirkes aut 
aubehuen. , 

4. In Brandverfiherungs- wie in allen übrigen Angelegenpeitenpeiten, if 
das Haufiren, d. h. Herumreifen von Kommis und Unteragenten jeder Art, zur 
Sammlung von Deitritten durchaus verboten, und barf unter feinem Bor 
wande geduldet werden. Wo ein ſolcher Fall vorlömmt, haben bie Lokalpolis 
zeibehörden denfelben zu Tonflatiren, und dem betreffenden Königl, Landlom · 
miſſariate, unter Vorlage der etwa aufgefundenen Liſten, anzuzeigen, dami 
daraufhin die Zurüdnahme ber Konceffion gegen bie betreffende Affekuranggr- 
ſellſchaft veranlaßt werden könne. 

6. Alle Schilde auswärtiger Geſellſchaflen, an der Außenſeite ber Gebäude, 
find nur -in-fo fern zuläßig, als diefelben neben der Benennung ber Gocität 
auch ausbrüdlich des Umſtandes erwahnen, daß diefelbe die Königliche Ermäd- 
tigung zur Aufftelung von Agenten erhalten hat. 

Schilde ohne diefe Bezeichnung, Können nur in dem Innern der Gebaͤude 
ober Hofräume geduldet werben, 

Zur Abänderung diefer Schilde wird ein Termin von 14 Tagen, vom Zage 
gegenwärtiger Bekanntmachung an gerechnet, geftattet, nach deſſen Ablauf dir 
felben von den Polizeibehörden abzunehmen find. 


$. 58. Bekanntmachung der Königl, Regierung des Npeinkreis 
fes vom 15. Februar 1835, Amtsbl, Ma 9,: p- 109, bie Kollekten 
(wegen Branbunglüd) betr. | 
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Es hat fi in neuefler Zeit die Sitte gebildet, die beinahe Gefammtpeit 
der verfügbaren Mittel der Affelurirung des Mobiliare zuzuwenden, und bie 
nicht oder unzulängliche Verficherung der Immobilien gegebenen Falles durch 
erbetene Kollekten zu ergänzen, und biefer Umſtand hat nicht nur die Kollekten 
in einer unverhältnigmäßigen, die Gemeinden weſentlich beläftigenden Weiſe 
vermehrt, und biefe Kollekten dem ihnen eigenthümlichen Zwed der Aushülfe 
in befonderen, durch Feine Affefuranz befeitigbaren Fällen entrüdt, fondern auch 
durch hohe Mobiliarverficherungen bei minder firengen Societäten bie Sorg⸗ 
loſigkeit, und in deren Gefolge die Brandunglücke, in der beunruhigendſten 
Weiſe gefördert. ie 

Seine Majeftät der König haben daher die unterzeichnete Landes— 

ſtelle, durch allerhöchſtes Refeript vom 14. Dezember v. J., beauftragt, zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen, daß Allerhöchſtdieſelben nicht geneigt find, 
Koffekten wegen Brandunglüd zu Gunften von Individuen zu geftatten, deren 
Immobilien bei den inländiſchen Societäten nicht, oder unter dem vollen Werthe, 
oder deren Mobiliar bei einer auswärtigen Verſicherungsgeſellſchaft aſſekurirt 
iſt; daß vielmehr Allerhöchſtdieſelben Kollekten in der Regel nur in jenen Fäl⸗ 
len zu gewähren gedenken, wo deren Schaden auf dem Wege der inländifchen 
Berfiherungsanftalten nicht vorgebeugt werben konnte, . 
Indem die unterzeichnete Landesſtelle ſich diefes allerhöchſten Auftrags ent» 
| ledigt, werben die Königl. Landkommiſſariate angewiefen, dafür Sorge zu tra» 
‚ gen, daß gegenwärtige Belanntmachung in fämmtlichen Gemeinden ihrer Amts- 
bezirke gehörig zur allgemeinen Kenntniß gebracht werde, 


$. 59. BVerfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
' Kammer des Innern, vom 1. Auguft 1835, Amtsbl. M 37, p. 373, 
die Brandaſſecuranz betr. | 


Nachdem bie in der diegfeitigen Entfchliegung vom 17. October v. J., die 
Reviſion und Erneuerung der Grundbücher für die Brandverficherungsanftalt 
des NhHeinkreifes beir., (Amts- und Intellgzbl. AE 57, ©. 577 von 1834) den 
Dürgermeifiern und Königl. Landkommiſſarlaten bewilligte Friſt zur Einfen- 
dung der erneuerten Grundbücher bereits verfirichen ift, fo wird jenen Königl. 
Landkommiſſariaten, welche mit der Borlage dieſer Grundbücher noch im Rück— 
ande find, eine weitere Frift bis Ende des Monats September hiemit geftattet. 

Um ſich nun in der Zolge von ber richtigen und übereinflimmenden Führ- 
ung der bei den Bürgermeifterämtern, Königl. Landfonmmiffariaten und ber 
unterfertigten Kreisftelle hinterlegten Grundbücher zu überzeugen und künftig 
bierin;eine genaue Kontrolle führen zu können, haben die Bürgermeifterämter 
zu dem am 4. eines jeden Monats (mit Ausnahme des Monats Dezember) 
den Königl. Landfommiffariaten einzufendenden neuen Beitrittserflärungen, 
oder bei vorkommenden Erhöhungen und Veränderungen, welche im Laufe des 
verfloffenen Monats ftatt gefunden haben, eine Rekapitulation in doppelter 


fi 
Dr. ee Verfaſſung re, 39 


610 Drittes Buch. — Verwaltungspoligei. 


Ausfertigung nach mitfolgendem Formulare beizufügen; jedoch find darin nur 
die Erflärungen von dem verfloffenen Monate f peziell, hingegen jene von 
den früheren Monaten nur fumm ariſch vorzutragen, fo daß am Schlaf 
eines jeden Monats erfichtlich if, wie viel das Grundbuch der Gemeinde für 
den Ianfenden Monat, fo wie im Ganzen, beträgt, 

Bon diefer Refapitulation, deren Form genau einzupalten ift, wird eine 
Ausfertigung dem bei dem Königl. Landkommiſſariate deponirten Grundbuche 
beigelegt, die zweite Ausfertigung aber ben ber unterfertigten Kreisftelle vor- 
zufegenden monatlichen Beitrittserflärungen jedesmal beigefügt. 
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F. 60. Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern, vom 10. Auguſt 1835, Amtsbl. M 38, p. 
385, die Erhebung der Brandafjefurangbeiträge betr. 


Es iſt der Fall vorgelommen, daß die Bürgermeifterämter dem Gemeinde» 
Einnehmer, Behufs der Erhebung der Brandaffefurangbeiträge, Feine förmliche 
Bebliften, in welchen der Sahresbeitrag eines jeden Eigenthümers zur Brand⸗ 
verficherungsanftalt berechnet ift, zugeftellt, fondern bemfelben Iebiglich einen 
Grundbuchs⸗Extrakt mitgetpeilt haben, worauf bie Berechnung ber Beiträge 
durch den Rechner felbfi bewirkt worden. 

Auf diefe Weife Haben fich bei einigen Poften in der von dem Einnehmer 
vorgenommenen Berechnung Irrthümer ergeben, und es flimmte der Totalbe- 
trag mit der für die betreffende Gemeinde nad der Abrechnung der Brandaſſe⸗ 
furanzanftalt zu erdebenden Summe nicht überein, 

Um pierin eine Gleihförmigkeit zu erzielen, werden fämmtliche Bürgermei- 
flerämter, zu deren Attributionen die Brandverfiherungsgefchäfte gehören, an⸗ 
gewiefen, künftig ben Gemeinde» Einnehmern für die Erhebung der Beiträge 
förmliche Hebliften, welche 

a) das fortlaufende Nummer des Grundbuchs; 

b) den Namen des Gebäude-Eigenthümers ; 

c) die Affefurationsfumme eines jeden Eigenthümers und 

d) den zu leiftenden Beitrag enthalten, 


| zuzuſtellen. 


F. 61. Beſchluß der Königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kam⸗ 


mer des Innern, vom 7. Auguſt 1835, Amtsbl. M 39, p. 391, bie 
: Revifion und Erneuerung der Grundbüder für die Brandverfider- 
: ungsanftalt bes Rheinkreiſes betr. 


Unter Beziehung auf die in A6 57, ©. 577 des Amts und Sntelligenz« 


: blattes vom 23. October 1834 enthaltene Verfügung vom 17. nämlihen Mo» 
; nat, die Revifion und Erneuerung der Grundbücer für die Brandverſicher⸗ 


: ungsanflalt des Rheinkreiſes betr. — werden, auf mehrere von den Königl, 
Landkommiſſariaten diesfalls geftellte Anfragen, nachſtehende Erläuterungen und 
Erwiederungen ertheilt. 


Wenn nach beendigter Anfertigung der neuen Grundbücher, Beitritiser⸗ 
Märungen und Mutationen ſtatt haben, fo werben dieſe neuen Zugänge in dem 
Grundbuche nachgetragen. Für bie Veränderungen im Anfchlage werden den 
Königl. Landkommiſſariaten, wie in dem achten Abfage der allegirten Berfüg- 
ung vom 17. October v. 3. bereits ausgefprochen ift, befondere Tabellen mit⸗ 
getheilt werden. Leber alle diefe Veränderungen, fey ed durch neue Zugänge, 
ober Beränderungen im Anfchlage, ober Austritte, werden Tabellen in triplo 
angefertigt, welde von dem Berficherer zu unterzeichnen find, wie ſolches ſchon 

39 * 
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in dem Sormular. der Tabelle, in der Rubrik „befondere Bemerkungen“ vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

Nach dem Abſatze 7 obiger Inſtruktion find die Grundbücher, welche von 
der erfien Berfiherung bis zu der, zur Zeit der Anfertigung beflehenden lekten 
Berfiherung ein Ganzes bilden follen, Behufs einer beffern Aufbewahrung, im 
Boraus zu heften. Demnach find diefelben, fobald die 3 Exemplare einer Gr 
meinde beendigt, und von dem Königl. Landkommiſſariate richtig befunden und 
als folche befcheinigt find, am Sitze des Königl. Yandblommiffariats nad bil- 
Ligen Alkorden heften zu laffen. 

Die Koften des Heftens werben, nach vorheriger Revifion, auf die Brand» 
verfiherungsanftalt übernommen und angewiefen. 

Da die neu anzufertigenden Grundbücher für die bis jetzt bereits verfiher- 
ten Gebäude geheftet werden, fo wird geftattet: daß flatt des Bifas eines jeden 
einzelnen Bogens auf die erſte Seite der Exemplare, welche bei den Bürger 
meiftereien deponirt werden, die Bemerkung eingetragen werde: daß von M... 
bis 8... nichts zu erinnern ſey. Diefe Eremplare müflen jedoch paginirt und 
durch einen Beamten des Königl. Landkommiſſariats eigenhändig parappirt fepn. 
Auch ift am Schluffe die Anzahl der Seiten zu bemerken. Spätere Veränder⸗ 
ungen oder Beitrittserflärungen find jedoch jedesmal auf eigenen Bögen mie 
bisher in triplo gleichlautend aufzunehmen und mit dem Bifa des Königl. Lard⸗ 
fommiffariats zu verfehen. Diefe Bögen werben als Nachträge dem Grund 
buche beigelegt, und wo fie bloße Veränderungen betreffen, zu dem betreffenden 
Blatte des Grundbuches adnumerirt. 

Da die Brandaffeturanzanftalt zu den Attributionen der Bürgermeifieräm- 
ter gehört, fo if die von einigen Behörden beantragte Aufflellung von Epr 
zialtommiffären zu Anfertigung der Grundbücher nicht zuläßig; und eben % 
wenig Fann hiefür eine befondere Bezahlung in Anſpruch genommen werben. 

Zur Befeitigung etwaiger fpäter vorfommen könnender Anftände, weldt 
im Berlauf der Zeit durch die Verfchiedenheit der neuen Hausnummern, mi 
den dermalen fchon beftehenden fich ergeben könnten, wird verfügt: daß di 
früheren Hausnummern unter die neueren, welche die Reihenfolge des Grund» 
buchs bilden, einzufchreiben und mit rother Dinte zu unterftreichen find. 

Auf eine geftellte Anfrage: ob in jenen Grundbüdern, mo bereitd Mute- 
tionen flatt hatten, auch die dermaligen Eigentpümer einzutragen fepen, und od 
das alte Datum des Eintritt, oder jenes der Renovation, in der Tabelle bei⸗ 
zubehalten ſey, wirb bemerkt: daß die Eintragung der letzten Eigentpümer gr 
nüge; und nur das Datum ber Renovation einzutragen fey. 

Bei diefem Anlaffe wird auf die genaue Defolgung der Verfügung vom 
17. October v. 3. aufmerffam gemacht, und die rechtzeitige Borlage der Grund | 
bücher in Erinnerung gebracht, 


$. 62. Beſchluß der Königl. Regierung des Rheinkreiſes vom 
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5. September 1835, Amtsbl. M, 44, p. A430, die Nevifion und Er- 
neuerung der Grundbücher für die Brandverfiherungsanftalt des Nhein- 
freifes betr, 

Bon mehreren Königl. Yandfommiffariaten find in Folge der Regierungs- 
Entifchliefungen vom 17, October v. J. und 7. Auguft d. 3. (Amtd- und In« 
tellgzbl. As 57 von 1834 und HE 39 von 1835), die erneuerten Grundbüder, 
ftatt folche von jeder Gemeinde zu einem Ganzen Heften zu laſſen, in meh- 
zeren Heften einbeförbert worden. 

Auch wurbe das Heften diefer Grundbücher nah der ganzen Bogenlänge, 
und nicht, wie ed der Drud der Zabelle fihon von felbft gibt, in der Hälfte 
derfelben bewerffielligt. 

Um aud hierin’ eine Gleichförmigkeit zu bezweden, hat das Königl. Land- 
fommiffariat fogleih nah Empfang diefes zu veranlaffen, daß die zu erneuern- 
den Grundbücer von jeder Gemeinde feines Bezirks zu einem Ganzen und 
zwar in ber Hälfte der Bogenlage, in der Art geheftet werben, baß die Höhe 
des Einbandes 34 und deſſen Breiter21 Centimeter betrage. 

Zugleih wird bemerkt, daß die Bögen über fpätere Beitrittderffärungen 
vor deren Einfendung, in derfelben Höhe und Breite, gleich jenen in dem ge- 
befteten Grundbuche, beſchnitten feyn müffen, 


$. 63. Regierungsverfügung vom 19. Detober 1835, Amtsbl. 
NM 53, p- 492, die Agenten ver auswärtigen Brandaſſekuranzen betr, 


Zur Befeitigung mehrerer Anftände, welche fih bei dem Vollzuge der aller 
höchften Verordnung vom 30. November 1833 ergeben haben, wird verfügt, 
was folgt: fi 

1. Durch das Geſetz vom 1. Juli 1834, die allgemeine Brandverſicherungs⸗ 
ordnung betr., ift die Verficherung im Königreiche Liegender Gebäude bei aus— 
wärtigen Brandaffeturangen unter den dort feftgefegten Strafen unbedingt ver- 
boten, mit Ausnahme derjenigen Gebäude, denen der Beitritt zur inländifchen 
Berfiherungsanftalt durch Art. 9 der Brandverficherungsordnung verweigert ift. 

2. Hinfichtlich der Berficherung von Gebäuden Ießterer Art und von Mobilien 
darf nach $. II. der allerhöchften Berorbnung keinem Bayerifchen Unterthan 
irgend eine Berfiherungsurfunde einer auswärtigen Gefellfchaft zugeftellt wer- 
den, bevor fie von dem Königl. Landkommiſſariate, in welchem ſich Die Gegen— 
flände der Berficherung befinden, eingefeden und mit der Erflärung unterfertigt 
ift, daß von Polizeimegen nichts zu erinnern fey. 

Diefes Hat nicht nur bei dem erften Beitritte, fondern auch bei jeder Er- 
neuerung und Abänderung bes urfprünglichen Vertrages flatt zu finden. 

3. Es ift hiebei auf die Notorietät, die amtliche Kenntniß der Bermögend«- 
verhältniffe der verficherten Perfonen Rüdficht zu nehmen. Sind aber dieſe 
Berhältniffe unbelannt, oder waltet gegründete Vermuthung ob, daß eine Ber- 
fiherung über dem Werthe fiehe, fo find die betreffenden Agenten aufzuforbern, 
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entweder ben Anſchlag gehörig zu ermäßigen, oder durch beſriedigende Nag- 
weife die Zulaflung der beabfichteten Aſſekuranz möglich zu machen. Die Koften 
der Revifion diefer Werthverhältaiffe fallen dem Agenten zu Laſt. 

Ehe die Richtigkeit der Verfiherung auf dieſe Weiſe außer Zweifel geftellt 
ift, kann die Auspändigung ber Affefurationsurfunden nicht ſtatt finden, viel⸗ 
mehr ift der beſtehende Anftand auf denfelben zu bemerfen. 

4. Die Münchner und Aachener Feuerverficherungsgefellfcpaft unterliegt nad 
6.1 4 IL der allerhöchſten Berorbnung vom 10, Februar 1834, den Be 
ſchränkungen nicht, welche für die von der Staatsregierung als ausländiid: 
behandelten Gefellfehaften diefer Art, durch die allerhöchfte Berorbnung vom 
30. November 1833, feftgefegt find. 

5. Die Agenten der Brandverfiherungsgefellfchaften find nach $. 3 und 4 
des Patentfleuerediktes, und gemäß dem hierüber unter bem 23. September 
1828 erfolgten Befchluffe der Königl. Regierungsfammer der Finanzen, zu 
Entrichtung der Patentfleuer verpflichtet. 

Da nad Art, 37 des Handelsgeſetzbuchs Feine anonyme Geſellſchaft ohnt 
Autporifation Seiner Majeftät des Königs wirkſam feyn, alfo aud nicht 
Agenten aufftellen kann, und nach der deffallfigen Verordnung vom 30. Ro 
vember 1833, auch Niemand als Agent einer genehmigten Gefellfchaft auftreten 
kann, wer nicht befonders und perfönlich hiezu ermächtigt ift, fo darf ein 
Deklaration weder angenommen, noch ein Patent erteilt werben, bis bie Er 
Iaubniß zur Uebernahme der Agentie von Seiten bes betreffenden Indivibuums 
nachgewieſen if. 

7. Hiedurch iſt an den, am 24. Dezember 1834 (Amts- und Intelligenjol 
von 1834, ©. 632) ausgefprochenen Berboten der Aufftellung von Unteragenten, 
Ausdehnung der Wirkſamkeit jenfeits des in der Beflätigungsurkunde ausge 
gebrüdten oder noch zu befimmenden Bezirkes, des Haufirens zu Sammlung 
von Beitritten nichts geändert. 

8. Gegen jeden, nicht in obiger Art patentifirten Agenten ift die firafpeli 
zeiliche Einfchreitung, nach den Beftimmungen bes Patentfteuerediktes, geeigneten 
Ortes zu veranlaſſen. 

F. 64. Miniſterialentſchließung vom a. Februar 1836, Amtsb. 
N. 12, p. 82, die Aufhebung der Königl. Ermächtigung für einige 
auswärtige Feuerverficherungsgefellichaften betr. 

Staatsminifterium ded Innern, 

Seine Majeftät der König haben Sich aus fehr beftimmenden Grin 
den und im Intereffe Allerhöchſtihres Landes bewogen gefunden, die der Ge 
thaer Feuerverficherungsbant und den nachbenannten franzöſiſchen Brandirr- 
fiherungsgefellfepaften: Compagnie royale, d’Assurance generale, Phönix un. 
Union für das Königreich bezüglich auf Mobiliarverficderungen bisher eriheilien 
Ermädtigungen für die Zukunft aufzuheben, 
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Diefe allerhöchſte Eutſchließung iſt fofort den betreffenden Geſellſchaften 
(durch fpezielle, hierauf gerichtete Infinuation an die Hauptagenten von Seite 
ber Diftriftspoligeibepörben des Sitzes dieſer Agenten) dann ihren fämmtlichen, 
mit Ermächtigung des unterfertigten Staatsminifteriums beftellten Agenten, 
und zwar jedem eigens, durch bie einfchlägigen Diftriftspolizeibehörden mit dem 
ausbrüdlichen Bedeuten zu eröffnen : 


1. daß ihre Wirkſamkeit rüdfichtlich der Mobiliarverfiherungen forthin le⸗ 
diglich auf die bisper eingegangenen, und vor Erfheinung gegenwärtiger - 
Bekanntmachung nach Inhalt des Ziff. IT. der allerhöchften Berorbnung vom 
30. November 1833 den treffenden Diftriktspolizeibehörden vorgelegten, und 
von biefen, als Feiner Erneuerung unterliegend, unterfertigten Berficherungs- 
verträge befchränkt bleibe, und ihnen weder neue Berträge abzufchließen, noch 
die beſtehenden, nach Ablauf der Zeit, auf welche fie gefchloffen, au erneuern 
ferner erlaubt fey ; 

2. daß die Zuwiderhandelnden die entfprechende Einfpreitung namentlich 
auch wegen unerlaubter Agentur zu gewärtigen hätten, 

Die Poligetbepörben Haben auf die Beobachtung dieſer allerhöchften Ent- 
ſchließung bie genauefte Aufficht zu pflegen ; auch ift gegenwärtige Entſchließung 
burch das Kreisintelligenzblatt befannt zu machen, wobei bemerkt wird, daß 
durch den neuerlichen Königl. Entfchluß den bereits beſtehenden Affeluranzver- 
trägen der Königl, Unterthanen mit den benannten Geſellſchaften; in fo ferne 
fe nicht gegen gefeßliche oder polizeiliche Normen verfioßen, und insbefondere 
allen Borausfeßungen der erwähnten Ziff. IL. der allerhöchften Verorbnung vom 
30. November 1833 entfprechen, bis zum Ablauf der Zeit ‚ für welche fie ge» 
ſchloſſen find, kein Eintrag gefchieht, vielmehr die Königl. Stellen und Behör⸗ 
den verpflichtet bleiben, für deren Aufrechthaltung je nach ihrer Zufändigfeit 
Sorge zu tragen. 


$- 65. Neglementäre Grundbeftimmungen einer Teuerverficher- 
ungsanftalt der Bayer. Hypotheken und Wechſelbank für bewegliches 
Eigenthum vom 20. April 1836, Amtsbl. M 47, p. 510, 


Die Bayerifhe Hypotpefen- und Wechfelbant errichtet auf den Grund 
bes 9.46 A 6 der Bankſtatuten, nad dafür erhaltener Zuftimmung des Bank⸗ 
ausſchuſſes unter nachfolgenden von der Königl. Bayeriſchen Staatsregierung 
genehmigten Grundbeftimmungen eine Beuerverfiherungsanftalt für bewegliches 
Eigenthum. 

$. 1. Die Bayerifhe Hypotpelen- und Wechſelbank unterfiellet zur Sicher⸗ 
heit der Beiheiligten drei Millionen Gulden ihres Bankfondes, 

$. 2. Die Feuerverfiherungsverträge werben ausfchließlih in München 
am Side der Bank abgeſchloſſen. ZA die Bank in dem Falle, Berfiherungs- 
anträge ablehnen zu müffen, fo if fie nicht verbunden, Motive anzugeben. 

$. 3. Ber verfipern laſſen will, wendet ſich in der Regel perfönlich oder 
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fehriftlich an den ihm zunächft wohnenden Agenten, im befondern Fällen direkt 
an die Banf, Der Agent muß nach Prüfung des Antrages folchen der Bant 
zur Genehmigung und Ausfertigung einfenden, 

F. 4. Die Berfiherungsanträge müffen in allen ihren Rubrifen genau 
ausgefüllt, von dem Proponenten und dem Agenten unterzeichnet werben. Da 
fie die Bafis zum Berfiherungsvertrage bilden, fo würde eine falſche Angabe 
in denfelben die Nichtigkeit des Vertrages zur Folge haben. 

$.5. Die Berfiherungsverträge werben unter der Firma ber Bank aud- 
gefertiget, von dem Direktor, einem Adminiftrator und von dem bei der Bant 
angeftellten Generalagenten mitunterfchrieben. 

$. 6, Die Bank verfihert gegen Feuersbrunſt und gegen die Verbeerung 
des Blitzes, auch Falten Schlag, die beweglichen‘ Güter; fie kann auch die durch 
die Landesgefeße auch außerhalb der inländiſchen Immobiliaranftalt zu aſſe⸗ 
furiren erlaubten unbeweglichen Güter verfihern, als die Schmelz- und Eifen- 
werke, die Gloden- und Studgießereien, die Ziegelbrennereien, Glasfabriten, 
die Hanf» und Flachsdörren und die Kalköfen, fowie auch alle zu Fabriten, 
Mühlen und fonfligen Gewerben gehörige Einrichtungen, welche die allgemeine 
Landes» Brand» Affefuranzanftalt nicht aufnimmt, mit Ausſchluß aller Schieß⸗ 
pulverfabrifen, Pulverniederlagen und Pulvermagazine, fowie aller Arten von 
Dokumenten, Zuwelen oder Epdelfteine, Gold und Silber in Stangen, Dent» 
münzen und gemünztes Gold und Silber. Die Banf vergütet alle an den 
verficherten Objekten dur Feuer oder durch Blitzſtrahl entflandenen Beſchädig- 
ungen und Berlufle, Sie vergütet jedoch nur ben materiellen Berluft, der an 
den verficerten Gegenfländen durch gänzliche oder theilweife Zerflörung derfel- 
ben, oder durch deren Beſchädigung entfteht. Sie gibt befpalb feine Entidä- 
digung für Nachtpeile durch Stilltehen der Gewerbe, Entgehung des Gewinnes 
und fonflige derartige Schäden. 

$. 7. Die Bank übernimmt bei Defonomien für Früchte und Erndtevor: 
zäthe jeder Art, Vieh und Fahrniffe u. f. w., nur die Berfiherung von vier 
Bünftheilen des Werthes diefer Gegenflände, Das weitere Fünftheil darf in 
feinem Falle fonft wo verfichert werden, und der Berficherte muß die Gefahr 
biefür auf firh behalten. Dagegen rechnet und empfängt die Bank von ſolchen 
Gegenftänden nur den Affeturanzbeitrag für vier Fünftpeile des in der Police 
aufgenommenen Werthes. 


$.8. Die Bank bürgt für feine Feuerdbrünfte, welche durch Krieg, Feind 
liche Einfälle, bürgerlihe Unruhen und Erdbeben, fowie durch erwiefene Boe— 
beit und Frevel der Verfiherten felbft veranlaßt werden. Im Falle einer Er 
plofion außer jener durch den Blitz veranlaßt, haftet die Bank nur für jenen 
Schaden, welcher als Folge derfelben durch eine Fenuerdbrunft veranlaßt wird. 
Die Bank kann zur Bergütung nicht angehalten werden für Gegenftände, welde 
bei der Rettung verloren gehen oder entwendet werben. Sie haftet für Tüls, 
Spitzen, Pendüles, Silberwert, Gemälde, Bilpfäulen und überhaupt für ale 
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tftbare Gegenflände blos dann, wenn folhe in ber Police namentlich be- 
zeichnet find, 

$. 9. Die Berfiherung kann niemals eine Beranlaffung zum Gewinne 
für den Verſicherten fepn; fie fol demfelben nur Entfchädigung feines wirklich 
erlittenen Schadens, in fo weit die Bank laut Bertrag dafür haftet, gewähren. 
Dem zufolge kann für alle, fowopl völlig verbrannten, als bei dem Brande 
blos beſchädigten verfiherten Gegenflände nicht nach ihrer in der Police ent» 
haltenen Schäßung ober Befchreibung oder nach der bezahlten Prämie, fondern 
nach dem Werthe, den biefelben am Tage des Brandes hatten, Entfchädignng 
verlangt werden. 

$. 10, Die Prämie richtet fich nach der mehr oder minder feuergefährlichen 
Beichaffenheit der zu verfichernden Gegenflände, und der Baulichkeit, worin felbe 
enthalten find, überhaupt nach dem im Drude erfheinenden Tarif. 

$. 11. Der Affeturangbeitrag ift zahlbar zum Boraus und baar am Wohn« 
fite der Bank oder in jenem des Agenten, welder ben Berfiherungsantrag 
unterzeichnet hat. Jener für das erfte Jahr wird bei Unterzeichnung der Po— 
lice entrichtet. Leßtere hat vor diefer Entrichtung keine Wirkſamkeit. Bei Ver— 
fiherung auf mehrere Jahre hat die Bezahlung längſtens in den 14 Tagen 
nah der Berfallzeit ohne weitere Frift zu gefhehen. Im feinem Falle verbindet 
die Annahme oder die Zahlung vor der Unterfchrift der Police weder die Ge— 
feufchaft noch den Berfiherten, und beide Theile find nur nach gegenfeitiger 
Unterfchrift und Auswechslung des Berfiherungsvertrages verbunden. Hat bie 
Bezahlung wie vorgedacht nicht ftatt, fo kann, ohne daß es einer weitern Er» 
innerung oder Rüdftandsbefchuldigung bedürfe, der Berficherte im Falle eines 
Brandfchadens auf feine Entfhädigung Anfpruch machen; außerdem kann bie 
Bank entweder die Police forthalten, und auf deren Vollziehung befichen, oder 
durch eine dem Berficherten gemachte Erklärung auch ohne deſſen Einwilligung 
den Bertrag auflöfen, Eine Zahlung des verfallenen Affeturanzbeitrages wäh 
rend oder nad) dem Brande gibt dem Berfiherten Fein Recht auf Entfhädig- 
ung. Wer eine Berfiherung auf ſechs Jahre abfchließt, die Prämie auf fünf 
Jahre vorausbezaplt, genießt das fechete Jahr als Freijahr. 

$. 12, Der Berfiherte muß erflären, in welcher Eigenfchaft er den Ver— 
trag, ob in eigenem oder anderm Namen abfchließt, ob er ganz oder nur theil« 
weife Eigenthümer ber zu verfihernden Gegenflände if. 

$. 13, Bei Befißveränderungen ift der neue Erwerber oder die Erben, 
oder wer fonft in den Beſitz derfelben getreten ift, verpflichtet, feine Eigenfchaft 
innerhalb der erfien 4 Wochen der Bank anzuzeigen und foldhe auf der Police 
vormerken zu Iaffen. Die Bank hat in diefem Falle das Recht, nad ihrer 
Wahl die Berfiherung aufrecht zu erhalten, oder fie kann unter Rückzahlung 
der nicht verfallenen Prämie diefelbe durch eine dem Berficherten gemachte Er- 
Färung auch ohne deſſen Einwilligung auflöfen. Im Galle der unterlaffenen 
Anzeige folch eingetretener Beränderung erliſcht die Berfiherung. 
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-6, 14. Wenn nach geſchehener Verſicherung Beränderungen in Gebäuden 
vorgenommen werben, worin ſich verficherte Gegenftände befinden, welde bie 
Feuersgefahr vergrößern, wenn darin eine Fabrik, ein feuergefährliches Gewerbe, 
eine Dampfmafchine oder dergleichen errichtet werben, wenn Waaren, Produkte, 
oder fonftige feuergefährliche Gegenflände dahin gebracht werben, iſt der Ber 
ſicherte gehalten, dieſes anzuzeigen, fofort in feiner Police vormerken zu laflen, 
und wenn es die Bank für nöthig erachtet, wegen vermehrter Gefahr einem 
höhern Affekurangbeitrag zu beflimmen, benfelben zu bezahlen. Gleiches Ber- 
fahren ift zu beobachten, wenn verfiherte Gegenflände ganz oder zum Theil 
von dem in dem Bertrage bezeichneten Orte an einen andern gebracht werben; 
gefchieht diefes nur zum Theil, fo ift anzugeben für welde Summe. Die Bast 
kann die Berficherung bei ſolchen Beränderungen durch eine dem Berficerkn 
gemachte Erklärung auch ohne deſſen Einwilligung auflöfen. Sie bezapli in 
biefem Falle den ſchon empfangenen Affeturangbeitrag nach Berhältniß der nod 
rüdftändigen Zeit zurück. Bet Unterlaffung einer folchen Anzeige behält die 
Bank im Falle der Auflöfung des Bertrages den ſchon bezaplten Affekuranzki- 
trag, und der Berfiderte oder deffen Erben und Nachfolger haben bei einm 
Brande Fein Recht auf Entſchädigung. 


6. 15. Wenn der Berficherte vor dem Bertrag die Gegenflände, auf meld 
die Verſicherung Bezug dat, bereits zum Theil ſchon von andern hat verfihern 
laflen, oder wenn er fie fpäter, aus welcher Urfache und um welche Summe e 
fey, verſichern ließ, ift er bei Berluft aller Anfprüche gehalten, folches im erfern 
Balle in feinem Berfiherungsantrage, im letztern Falle fo wie die andermeit 
Berfiherung ftattgefunden hat, fogleich der Bank anzuzeigen und auf ber I 
Vice vormerken zu laſſen. Wenn der Berficherte früher ſchon, oder nach Inter 
zeichnung des Bertrages andere Gegenftände, als bie in Leßterem enthaltenen, 
welche aber in den nämlichen Gebäuden aufbewahrt werben, hat verfihem 
laſſen, fo ift er ebenfalls gehalten, folches ungefäumt zu erklären und bavın 
auf dem Bertrage Meldung thun zu laſſen. Derfelbe ift verpflichtet, auf Be 
langen der Bank die Berficherungsurtunde über jene Gegenftände zur Einfit 
vorzumelfen. Bei Unterlaffung diefer Vorſicht erlifcht deffen Recht auf die Ber 

' fiherung, und fallen die bezahlten Affeturangbeiträge der Bank anpeim, 


$. 16. Die Bank Hat das Recht, durch ihre Agenten oder Infpeltoren fh 
von dem Borhandenfepn und dem Werthe der bei ihr verficherten Gegenflänk 
zu überzeugen, und auf Borfchlag derfelben zu jeder Zeit die Berficerungk 
ſumme zu vermindern, Im Falle der Berficherte die von der Bank verlangie 
Minderung nicht eingehen wollte, fo if der Vertrag mittel einer bemfelben gr 
machten Erklärung auch opne feine Beiftimmung aufzuheben, und die Baul m 
feßt dem Berficherten den ſchon empfangenen Affeluranzbeitrag nad Berpältni 
der noch nicht abgelaufenen Berfiherungsperiode. Jede Berheimlichung, ir 
gemachte falſche Erklärung von Seite des Verſicherten, wodurch bie Gefahr un 
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dadurch die Affefuranzprämie gemindert wurde, löſet bie Berficherung auf, und 
der Berficherte hat auf Feinen Erfag der bezahlten Prämie Anſpruch. 

$. 17. Sobald Feuer ausbricht, muß der Berfiherte alle in feiner Gewalt 
ſtehenden Mittel anwenden, um bie Fortfchritte besfelden zu hemmen, und bie 
verficherten Gegenftände zu retten. Die Bank erfeßt den durch Verbrennen ober 
Befchädigung wirklich entfiandenen Schaden, und bie nachgewiefenen durch 
Rettung verfierter Gegenflände nothwendig geworbener Koftlen. Der Ver⸗ 
fiherte ift verpflichtet, fogleih von dieſem Ereigniffe dem zunächſt wohnenben 
Agenten der Bank die Anzeige zu machen.‘ 

$. 18. Innerhalb 24 Stunden nach der Feuersbrunft ik der Berfiherte 
verbunden, vor der Drisbehörbe feine Erklärung auf eigene Koſten zu machen, 
welche Folgendes enthalten muß: 

1. Zeit des ausgebrochenen Brandes, 

2. Dauer besfelben, 

3. die beflimmte oder muthmaaßliche Entſtehungsurſache, 

4. Angabe der angewandten Mittel, um feine Forifchritte zu hemmen und 
bie verſicherten Gegenflände zu reiten, 

5. bie Umftände, welche dieſes Ereigniß begleitet haben, 

6. die Befchaffenheit und ben ungefähren Werth feines erlittenen Schadens ; 
eine Ausfertigung dieſer Erklärung muß ohne Zögerung an ben zunächſt woh⸗ 
nenden Agenten der Bank eingefandt werben. Sogleich nach dieſem ift der 
Berficherte gehalten, ein Verzeichniß zu entwerfen, welches die Angabe der ver- 
brannten, befhädigten und geretteten Gegenftände enthält, und unterzeichnet 
dem Agenten der Bank zu übergeben if. 

$. 19. Wenn Gebäude, in welchen fih von der Bank verficherte Gegen- 
fände befinden, auf Befehl der Behörde zerfiört werben mußten, um bem Forts 
fhreiten des Feuers vorzubeugen, fo erfeßt die Bank den Schaden an ſolchen 
Gegenfländen, die bei ihr verfichert find, nicht ausgeräumt werden fonnten, ober 
bei der Rettung beihädigt wurden, 

$. 20. Kein Berficherter ift befugt, die bei dem Brande beſchädigten Ges 
genſtände herftellen zu laffen, und beren Erfaß von der Bank zu fordern, ehe 
der Schaden durch freundfchaftliches Hebereintommen oder durch Experten ere 
mittelt und feftgeftellt worden if. 

$. 21. Der Berfierte ift verpflichtet, der Bank oder deren Bevollmaͤch⸗ 
tigten bei der Ausmittelung bes entftandenen Schadens den Befig und ben 
Werth der von dem Brande vorhanden gewefenen Gegenflände, fo wie ben 
wirklich erlittenen Schaden durch alle von ihm verlangten und ihm zu Gebot 
ſtehenden Mittel erweislich anzugeben. 

$. 22. Wenn der Berficherte bei diefer Ausmittlung Gegenftände für ver⸗ 
brannt angibt, welche zur Zeit des Brandes gar nicht vorhanden waren, ges 
rettete Gegenftände verheimlicht, und endlich erwiefen würde, baß er auf irgend 
eine Art bie Bank zu hintergehen fuchte; fo verliert er dadurch alle Anſprüche 
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auf Schadenerfaß und die bezahlten Affeturanzbeiträge find der Bank verfallen. 
Diefelbe kann zugleich von dem Verficherten nach ben gefeglichen Formen einen 
Eid zu diefem Zwecke verlangen. 

$. 23. Die am Schluß des $. 20 bezeichnete Ermittlung und Feflfegung 
des Brandſchadens gefchieft, wenn folche nicht durch gültige Ausgleihung bes 
feitigt wird, durch zwei Sachverſtändige, wovon jeder Theil einen ernennt an 
Ort und Stelle auf den Grund der Angabe des Berfiherten C$. 20) und zu 
dem Zwed, um zu erheben 

1. welche verficherte Gegenflände unmittelbar vor Ausbruch des Brandes 
Horhanden waren, und welchen Werth diefe Gegenfände damals hatten, 

2. was davon verbrannt, beſchädigt oder gerettet if, 

3. wie hoch fich der wirkliche Berluft beläuft. 

Im Falle die beiden Sachverfländigen in der Schäßung nicht einig werden 
follten, fo ernennen biefe einen dritten, diefelben handeln fofort gemeinſchafilich 
und die Mehrheit der Stimmen entſcheidet. Jede Varthei kann verlangen, dai 
diefer dritte außerhalb des Wohnortes des Berficherten gewählt werde. 

$. 24. Gebäude werden nach dem baulichen Zuftande, in welchem fie fid 
vor dem Ausbruche des Brandes befunden, durch Sachverftändige gewerihet, 
Sahrniffe werden nach dem Berkaufswerthe zur Zeit des Brandes abgefhäft, 
ber Preis der Lebensmittel, Früchte und Waaren wird entweder nach gütlihem 
Hebereinfommen, oder nad Ausfprum der Sachverftändigen beftimmt, Maſchinen 
und Werkzeuge aber nach dem Preife, um welchen fie angefchafft werden kn 
nen, mit billiger Berüdfichtigung des durch den Gebrauch entftandenen Minder- 
werthes und ihrer mehr oder minder guten Unterhaltung abgefhäßt. 

$. 25. Wenn mittelft übereingefommener Schätung oder durch Sadmr- 
fländige ausgefprochen wird, daß der Werth der in dem Bertrage verzeichnelen 
Gegenftände geringer ift, als die verficherte Summe, fo hat der Berfiderte nur 
Anſpruch auf die Entfhädigung feines wirklich erlittenen und eriviefenen Schu 
bene, weil er aus der Affeturanz keinen Gewinn ziehen darf. Wenn ſich aber 
ergibt, daß im Augenblid des Brandes der Werth diefer Gegenftände den Ber: 
fiherungswerth überfchritten habe, fo wird der Verficherte für dem Meprbeiros 
als fein eigener Berficherer angenommen, und trägt deßhalb feinen verhält 
mäßigen Antpeil am Berlufte. Sind mehrere Berfiherungen umd der Fall vor 
handen, daß die durch $. 15 vorgefchriebene Anzeige gemacht worden il, 1 
trägt die Gefellfchaft bei einem Brande ihren Antheil an den Brandfchaden im Ber 
hältniß der bei ihr verfiherten Summe und nach vorfchriftsmäßiger Abfhägun 
nach den Bedingungen des Bertrages. In feinem Falle kann die Geſellſchen 
angehalten werben, mehr als die bei ihr verfiherte Summe und ihren Antheil 
an ben Koften zu bezahlen. 

$. 26. Der Berficherte kann weder theilweife noch ganz bie verfiherten 
Gegenftände der Bank anheimfchlagen, folche mögen noch in gutem Zuflani 
oder befchädigt feyn. Die Bank kann nah dem Schätzungswerth entweder 
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theifweife oder alle befchädigten Gegenflände zurüdnehmen, und ebenfalls in 
dolge freundfohaftliher Uebereinkunft die durch Brand zerfiörten oder beſchädig⸗ 
ten Gegenflände ſelbſt erſetzen. 

$. 27. Die Bank tritt, vermöge ihrer ausgeftellten Verträge für die ges 
feiftete Entſchädigungsſumme in alle Rechte und Befugniffe ein, die dem Ber- 
fiderten bei entftandenem Brande, oder in dem durch $. 19 vorgefehenen Fall 
gegen Nachbarn, Mietheleute oder überhaupt gegen jeden Dritten, welche Ver⸗ 
anlafung des Brandes find, zuflehen, ohne daß es dazu einer befondern Heber- 
tragung oder ſonſtigen Titels bedürfe. Der Berficherte ift verbunden, auf 
jeweiliged Begehren der Bank eine folde Befugnig durch befondere Deur- 
fundung zu wiederholen, fowie auch bei Bezahlung des Brandſchadens in ber 
Duittung zu erflären, daß die Bank an feiner Stelle zu handeln befugt if, 
und feine Rechte auf diefelbe übergegangen feyen. 

$. 8. Jeder Streit zwifhen dem Berfiherten und der Bank über ben 
Brandfhadben, über Berrichtungen und Schäßungen der Sachverfländigen, fowie 
über Vollzug des Bertrages, außer in jenen unter $. 11 vorhergefehenen Fäl- 
en, wird durch drei Schiedsrichter entſchieden, wovon einer von der Bank, der 
andere von dem DBerficherten und ber britte von den zwei Erfigenannten er« 
wählt wird. Ermangelt eine Parthei, ihren Schiedsrichter oder Sachverſtän⸗ 
digen zu ernennen, oder Fönnten fich diefelben über die Wahl des dritten 
Schiedsrichters oder Sarhverftändigen nicht vereinigen, fo wird foldher von der 
betreffenden Ortsobrigfeit ernannt, Die fehiedsrichterlichen Verhandlungen wer⸗ 
den am Orte der Gerichtsbehörbe, in deren Bezirk der Brand flatt fand, oder 
aber wenn die Bank dieſes vorzieht, an dem Wohnſitze desjenigen Agenten der 
Bank, welcher den Berfiherungsantrag eingefandt hat, vorgenommen, Urtheile 
der Schiedsrichter können nur nach Anhören der beiden Partheien oder ihrer Be⸗ 
vollmädtigten gefällt werden. Die Schiedsrichter geben ihr Erfenntnig nad 
den gebrudten allgemeinen und befondern gefchriebenen Bedingungen des Vers 
fraged, unter Angabe der Entfcheidungsgründe, 

$. 29, Die nach gepflogenen Berhandlungen über den erlittenen Schaden 
ausgemittelte Entfhädigungsfumme wird Jängftens binnen 8 Tagen nad ihrer 
definitiven Feſtſtellung an den Beſchädigten baar und portofrei entrichtet. Nach 
einem Brandunglüd, von welcher Bedeutung es ſeyn mag, fteht es ſowohl der 
Bank als dem Berficherten frei, die Police theilweife oder ganz mittelfi einer 
einfachen Anzeige aufzuheben. 

$. 30, Sollte ein Berfiherter felbft nach $. 17 gemachter Anzeige feine 
dorderung für Brandentfhädigung innerhalb ſechs Monaten vom Tage des 
Brandes an nicht weiter geltend machen, fo erlifcht nach Berfluß diefes Termins 
jeder dießfallfige Anfpruch auf die Bant. 

$. 31. Bon dem Gewinne diefes Gefhäftszweiges foll vorerfi bie Hälfte 
zu einem Reſervefond verwendet werben. Hat diefer Refervefond die Summe 
don 500,000 fl. erreicht, fo werden fernere Zuſchüſſe zu demſelben eingeftellt. 
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Müßte der Reſervefond durch Unglüdsfälle angegriffen werben, fo tritt bis zur 
Ergänzung der demfelben entzogenen Summe wieder bie obige Beſtimmung 
ein. Die eingehenden Prämiengelber, fowie ber Refervefond follen von der 
Adminifiration gleich dem Refervefond der Bank nach $. 42 der Bankfatuten 
behandelt werben. 

Sollte durch außerordentliche unvorbergefehene Unglüdsfälle von dem drei 
Millionen Gulden, womit die Bank dieſe Berfiherungsanftalt garantirt, ver 
dritte Theil, eine Million Gulden zu Berluft gehen, fo hat die Adpminiftration 
den Bankausſchuß einzuberufen, durch welchen dann durch Stimmenmehrheü 
entfchiebeu wird, ob biefes Verfiherungsgefhäft aufgelöst werben foll, oder 
nicht. Im erften Falle verbleibt das übrig gebliebene Kapital von 2 Millionen 
Gulden als Garantie der Berfiherten bis zur Erlöfhung des letzten Bar 
fiherungsvertrages. 

München, den 20. April 1836, 

Die Adminifiration 
ber Bayerifchen Hppothelen» und Werhfelbant. 
Direktor: Adminiftrater: 
gez. ©. Frhr. v. Eichthal. Fr. Kaver Riezler. 


Die Publikation vorſtehender, allerhöchſt fanftionirter Statuten 
durch Königl. Minifterium des Innern vom 8, September 1836, ſicht 
Amtsbl, Ma 47, p- 510. 
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Erfliärung der Rlaffen. 
ite Gefahr: Gebäude ganz von Haus, Back⸗ oder Bruchfleinen 
aufgeführt, mit Ziegeln, Schiefer oder Metall 

| gebedt, 
ite Kiafe 2te Gefahr: Gebäude von gemifchter Bauart, größtenteils aber 
von Stein; Gebäude von Stampferde, mit 
\ Ziegeln, Schiefer oder Metall gededt. 

Ite Gefahr : Gebäude von gemifchter Bauart, größtentpeils aber 
von Fachwerk; Gebäude mit übergypsten Nie- 


, gelwänden, mit Ziegen, Schiefer oder Metal 
2te Klaffe gebeitt, 


2te Gefahr: Gebäude von Stein mit Holz gedeckt; Gebäude 
aum Theil mit Ziegeln und Holz gedeckt. 
1te Gefahr: Gebäude von Stein mit Stroh gededt; Gebäude 
ganz von Holz oder Kleiberleim, mit Ziegeln 
oder Schiefer gebeit, 
3te Klaſſe | 2te Gefahr: Gebäude mit hölzernen und übergypsten Seiten- 
wänden mit Holz oder Stroh gedeckt. 
Ste Gefahr: Gebäude von Holz oder Kleiberleim, mit Strop 
gedeckt. 
— Die Abänderungen der Hausnummern in den Sektionsbüchern 
und deren Vormerkung in den Brandaſſekuranzkataſtern, ſiehe Kataſter 
6. Bud, $. 82 und 83. 


$- 66. Zufolge Befanntmahung der Königl. Regierung vom 
29. September 1836, Amtsbl. M 49, p. 526, foll die Königl. Ent- 
fhließung vom 14. Dezember 1834 wegen der Kolleften (ſiehe oben) 
alle Duartale an den Sonntagen nad) Duatember, nad dem Früp- 
gottesdienfte, außerhalb der Kirche in jeder Gemeinde öffentlich ver- 
fündet werben. R 

F. 67. Die Sagungen der Nürnberger Feuerverfiherungsanftalt 
auf Gegenfeitigfeit, fiehe Amtsbl. M. 59 vom Jahre 1836, p. 637. 

$- 63. Bekanntmachung der Regierung vom 29. November 1836, 
Amtsbl. M. 60, p. 654, die Bewilligung von Kolleften für Abge- 
brannte betr, 

Nachdem nunmehr neben der auf das Prämienprinzip gegründeten inlän« 
difchen MobiliarsFeuerverfiherungsfocietät auch eine inländifche Gegenfeitigfeite- 
gefellichaft zu gleichem Zwede in das Leben getreten ift, fo finden Sih Seine 
Königlihe Majeſtät allerhöchft bewogen, unter Abänderung der allerhöchften 
Anordnung vom 14. Dezember 1834 (Amtobl. 1835 Ar 9) zu verfügen » daß 
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füropin in jeder Gemeinde vierteljährig befannt gegeben werde, wie Allerhöhft 
Sie nicht vorhaben, fernere Kollekten wegen Brandunglüds zu bewilligen, und 
ſolche Kollekten vielmehr Zweden vorbehalten wiffen wollen, zu deren Dedung 
nicht ähnliche nachhaltige Gelegenheiten zu Gebote flehen. 

Die fämmtlichen Lokalbehörden werden daher in Folge Königl. Minifterial- 
referiptes vom 18. 1. M. angewieſen, diefe allerhöchfte Beſtimmung ſowohl 
jegt fogleih, als auch fünftig alle Duartale auf bie unterm 29. September 
I. 3. in As 49 des Amtsblattes bezeichnete Weife in jeder Gemeinde zu ver 
künden. 

F. 69. Bekanntmachung der Königl. Regierung, Kammer bes 
Innern vom 23. Dezember 1836, Amtsbl. Na 65, p. 693, den Boll; 
zug der alferhöchften Entſchließung vom 14. Dezember 1834, bezüglih 
der Bewilligung von Kolleften für Abgebrannte betr. 


Nachdem nunmehr neben der inländifhen Immobiliar- Feuerverfiherungs 
anftalt und den beiden auf das Prämienprinzip gegründeten inländifchen Mo 
biliars$euerverficherungsfocietäten auch eine inländiſche Gegenfeitigkeitsgefellfgaft 
für Mobiltar-Feuerverficherungen in das Teben getreten, und hiedurch jedem 
hinreichend Gelegenheit gegeben ift, fih den Wiedererfaß erlittener unver 
ſchuldeter Brandſchäden, fowohl in Bezug auf Immobilien, als Mobilien ;u 
fihern, fo haben Seine Königliche Majeftät Sich bewogen gefunden, zu 
verfügen, daß fürohin in jeder Gemeinde viertelfährig befannt gegeben werde, 
wie Allerhöchſt Sie vorhaben, fernere Kolleften wegen Brandunglücks von dem 
Tage an, an welchem Allerhöchſtihr Entfchluß zum Erſtenmale pubfizirt fepn 
wird, auch in jenen Fällen nicht zu ertheilen, in welchen inhaltlich des Abfages 
2 der allerböchften Anordnung vom 14. Dezember 1834, (fiehe Amts- und Je 
tellgzbl. 1835, A 9 bisher noch Ausficht zur Bewilligung von Kollekten gr 
laſſen war, 

Sämmtlihe Lokalbehörden werden demnach in Folge Königl. Minifterial- 
referiptes vom 16. d. M. beauftragt, obige allerhöchfte Entfchliefung fowehl 
jet fogleih, ald auch Fünftig alle Duartale in der Gemeinde zu verkünden. 


8. 70. Berfügung der Königl. Regierung vom 8. Dezember 
1836, Amtsbl. M. 64,.p. 689, die Aufnahme von Feuerverficherung® 
anträgen durch die Agenten der Lebensverficherungsanftalten des Aut 
landes betr. | 

Es ift zur Kenntnig des Königl. Staatsminifteriums des Innern gelom- 
men, daß ſich Agenten ausländiſcher Lebensverfiherungsanftalten auch zur Auf 
nahme von Berfiherungsanträgen für auslänbifhe Mobiliar«Feuerverficerung® 
anftalten in der Art gebrauchen laſſen, daß. die von erfleren aufgenommene 
Berfiherungsanträge den beftätigten Agenten für Feuerverſicherung bes bein 
—— — zur weitern Verhandlung zugeſendet werben. Da dieſes Ver⸗ 
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fahren der allerhöchflen Berorbnung vom 30. November. 1833 (Amts- und Zn- 
tellgzbl. 1834, A6 1) geradezu widerfpricht, fo werden die Königl, Landkom⸗ 
miflariate beauftragt, fämmtliche Agenten der noch zu der bisherigen Wirkfam- 
keit allerböchſt ermächtigten Lebens» und Feuerverfierungsanftalten gegen die- 
fen Unfug mit dem Bedeuten zu warnen, daß jede folche Meberfchreitung die 
Einziehung der Agentie, und nah Umftänden fogar bie Aufhebung der der be- 
treffenden Gefellfhaft eingeräumten Begünftligung nad) fich ziehen müßte, 


$. 71. Bekanntmachung des Königl. Staatsminifteriums des 
Innern, vom 20. Dezember 1836, die Satzungen der Nürnberger 
Seuerverficherungsanftalt betr., ſiehe Amtsbl. vom Jahre 1837, 
AM. 2,p. 18. 


$- 72. Regierungsverfügung. vom 10. Februar 1837, Amtsbl. 
AM. 13, p. 94, die Einverleibung der Saamendarren in die Brand: 
affefuranz des Nheinfreifes betr. 


Nah Analogie der Beflimmung des Art. 9 der Verordnung vom 26. No- 
vember 1817 und ber Berfügung ber unterzeichneten Landesſtelle vom 11. Sep- 
tember 1818 föunen bie Saamendarren und Klenganfalten der Brandaffeturanz 
des Rheinkreifes nicht einverleibt werben, welches mit dem Anhange zur allge- 
meinen Keuntniß gebracht wird, daß den bereits aſſekurirten Gebäuden dieſer 
Art die Theilnahme an bdiefer Anftalt nur noch für die Dauer des laufenden 
Jahres geftattet if, nach deffen Ablauf die Ausfireihung aus den Grundbüchern 
der Brandaſſekuranz angeorbnet werden wird. 


F. 73. Belanntmahung des Könige, Minifteriums des Innern, 
vom A. April 1837, Amtsbl. M& 24, p- 199, die Statuten der Mo— 
biliar-Feuerverfiherungsanftalt der Bayer. Hypotheken- und Wedhfel- 
banf ber. 


Das unterfertigie Staatsminifterium bringt unter Bezugnahme auf das 
Geſetz vom 1. Zuli 1834 (&efegbl. Jahrg. 1834, a2 12, ©. 89 u. folg.) hie- 
mit zur öffentlichen Kenntniß, daß Seine Majeftät der König die Ausbep- 
nung der Immobiliar- und Mobiliar» Feuerverfiherungen der Feuerverficher- 
ungsanftalt der Bayer. Hypotheken- und Wechfelbanf auf das Ausland aller- 
gnädigft zu genehmigen und ſonach folgenden Zufaßartifel zu dem unterm 8, 
September v. 3. fund gegebenen Statuten zu fanktioniren geruht haben. 

„Die Bayer. Hypotiheken⸗ und Wechſelbank verfichert in Folge des von der 
„Adminiftration dem Bankausſchuſſe gemachten und von felbem einſtimmig an« 
„genommenem Antrages und auf den Grund der deffallfigen erhaltenen aller- 
„böchften Genehmigung, bewegliches und unbewegliches Eigenthum in fämmt- 
„lichen teutſchen Bundesftaaten, ſo weit es die Gefeße und Berorbnungen 
„berfelben zulaffen.“ — 
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„Gebäude werden nach dem verfäuflihen Wertpe, den fie vor Ansbrus 
„des Brandes hatten, abgeſchätzt.“ 


— Leber die Berwendung des Antheild von Bayern an ten 
Ucberfhüffen ver Münchener-Aachener Mobiliar-Feuerperfierung (Ber: 
wendung für Löfchgerätbigaften) fiche unten $. 84. 

$. 74. Belanntmahung des Minifteriumd des Innern vom 
16. September 1837, Amtsbl. M, 53, p- 432, dic Münchener Aachener 
Fenerverfiherungsgefellichaft betr. 

Staatsminifterium des Innern, 

Unter Dezug auf den $. 2 der allerpöchften Verordnung vom 10. Februu 
1834, die Müncener-Aachener Mobiliar-Feuerverfiherungsanftalt betr., und ax 
den Grund Königl. Entfhließungen vom 28. Juni und 31. Detober 136 win 
Nachitehendes zur Öffentlichen Kenutnig gebracht: 

I. Die Berpflitung, keine folive, den flatutenmäßigen Dedingungen ent- 
fprechende Berfiherungsbegehren Bayer. Unterthanen zurüdzumweifen, ift eine den 
drei inländifchen Mobiliar-Berfiherungsinftituten, nämli der Bankanſtalt, der 
Münchenere Aachener Gefelfchaft und der Nürnberger Gegenfeitigfeitsankel, 
durch die allerhöchſten Befkätigungsreferipte gleihdmäßig auferlegte. 

1. Die Sorietäten und Anftalten find dur dieſen allerpöchften Audfpras 
keineswegs zur Mittyeilung ihrer Ablehnungsgründe an die Betheiligten — 
fondern lediglich dazu verbunden, dem Königl. Staatsminifterio des Junern 
jene Auffchlüffe vorzulegen, weiche felbes aus Anlaß etwaiger Beſchwerder 
einzelner Abgewiefener der Geſellſchaftsbehörde abzufordern fih veranlaßt finden 
fönnte, SKeinesfalls kann 

IH. einer der inländifchen Gefellfiharten angefonnen werden, an einem Drte 
mehr als die verhältnifmäßige Nate des Gefammt +» Berfiherungsbegeprens ju 
gewähren, und es ift weder dem wirklichen Ermeffen der Berficherungsluftigen, 
noch jenem der Behörden anheimgegeben, das gefammte oder ein überwiegen 
des Riſiko generell oder örtlich einer Gefellfchaft anyufinnen. 


$. 75. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz, Kam 
ner des Innern, vom 6. Juli 1839, Amtsl. Ma 35, p. 303, Uber 
verfiherungen von Mobilien betr. 

Es iſt in einem Negierungsbezirfe vorgelommen, daß ein Agent der fen: 
verficherungsanftalt der Baper. Hppotheken- und Wechſelbank für DRobiliar 
Brandſchaden fi eine Ueberverſicherung erlaubt hat, 

In Folge diefer Pflichtvergeffenpeit erging fogleich die Aufforderung an de 
Adminiftration genannter Feuerverfiherungsanflalt, die dem Agenten von Seur 
der Unftalt eripeilte Ermächtigung zurückzunehmen. 

Zugleich hat jedoch der Verſicherte, ohne deſſen Mitwirfung die Ueberme 
fiherung nicht denkbar if, ſowohl die Auflöfung der Berfiherung, ald abch dr 
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Verluſt des Verfiherungsbeitrages und ſelbſt den Anſpruch auf Schadenerfag, 
mithin den nämlichen Nachtheil, wie in dem Falle zu gewärtigen, wo die Weber: 
verfiherung feiner Schuld allein beigemeffen werden muß. | 

In Gemäßpeit eines höchſten Minifterlalrefcriptes vom 26. Mai I. 3. wird 
Gegenwärtiges zur Warnung öffentlich befannt gemadt. 


F. 76. Entſchließung des Könige. Minifteriums des Innern, 
vom 14. Juni 1839, Amtsbl. M, 49, p. 401, die Berfiherung von 
Mühlwerken gegen Feuersgefahr betr. 


Minifterium des Innern. 


Auf den Beriht des Königl. Kommifjärs bei der Bayer. Hppothelen- und 
Wechſelbank, Negierungsratd von Sutner, vom 9, April d. 3. im untenbe- 
zeichneten Betreffe, wird Folgendes zur Entſchließung erwiedert: 

Die Feuerverfiherungsanftalt der Bayer. Hyppotheken⸗ und Wechfelbant ift 
ihrer Hauptbefiimmung nach eine Affefuranzanftalt für bewegliches Cigen- 
tum, wogegen bie inländifche allgemeine Brandverficherungsanftalt ausſchließend 
für unbeweglidhe Güter beftimmt ifl. Jedoch ift der erfteren nach $. 6 ihrer 
Saßungen ausnahmeweife geflattet: „auch die durch die Landesgeſetze außerhalb 
der inlänpifchen Jmmobiliaranftalt zu affeturiren erlaubten unbeweglichen Güter 
zu verfichern, als die Schmelz» und Eifenwerfe, vie Gloden- und Stüdgießer- 
eien, die Ziegelbrennereten, Glasfabrifen, die Hanf» und Flachsdörren und die 
Kalköfen, fowie auch alle zu Fabriten, Mühlen und fonftigen Gewerben ge- 
börigen Einrichtungen, welche die allgemeine Landes- Brandaffefuranzanftalt 
nicht aufnimmt, mit Ausfchluß aller Schießpulver- 2c. Fabriken“ ꝛc. 

Diefer Beflimmung gegenüber kommt in Betracht, daß nach Art. 8 der 
repidirten Brandverfiherungsordnung auch „Mühlen und Müplwerke” als Ge- 
genftäinde der inländifchen Immobiliar-Feuerverfiherung anzufepen find, nad 
Art. 9 nur in Anfehung der Pulvermüplen eine Ausnahme hievon begründet 
if, und nah Art, 1 — im Einflange mit Art.8 und 9, die Mühlen und Müpl- 
werke, mit alleiniger Ausnahme der Pulvermühlen, unter dem Berbote 
auswärtiger Verfiherung ftehen. 

Faßt man hiernad die eben angeführten Worte: „alle zu Drüpfen gehöri⸗ 
gen Einrichtungen, welche die allgemeine Landes⸗Brandaſſekuranzanſtalt nicht 
aufnimmt“ näher in das Auge, fo ergibt fih, theild aus dem Geſichtspunkte 
des eigenthümlichen. und unterfheidenden Charakters einer jeden der genannten 
beiden Anftalten, theils aus der Nechtsregel über firenge Auslegung der von 
grundfagmäßigen Beftimmungen getroffenen Ausnahmen, theils endlich aus dem 
Geifte und aus dem gegenfeitigen Berhältniffe der in Mitte liegenden beider- 
feitigen Beflimmungen — von denen jedenfalls die Statuten der Feuerver- 
fiherungsanftalt der Bayer. Hppotheken⸗ und Wechfelbank, den gefeßlichen Be- 
flimmungen der revidirten Jmmobiliar-Brandverfiherungsordnung nicht derogiren 
können, — wie der Sinn jener Worte dapin gehe, daß nur diejenigen Einrich— 
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tungen von Mühlen, die von der inländiſchen ImmobiliarsBrandverfiherung 
gefeßlich ausgefchloffen find, ſonach nur die micht niet» und nagelfehen Mühl— 
einrichtungen bei der Feueraffeturanzanftalt der Bayer. Hypotheken ⸗ und Rev 
felbant verfiherbar feyen. 


$. 77. Unterm 29. Januar 1840, Amtsbl. Mi 8, p. 43, warn 
die Kreisregierung vor dem Eintritt in die Dolftadt » Gothaer Ber. 
fiherungsanftalt, als einer unerlaubten. 


— Wegen Kompetenz der Gerichte und der VBerwaltungsftelln, 
binfichtlich der Entihädigungsforderungen für erlittenen Brandſchaden, 
fiehe das Kaffationgurtheil vom 12. Februar 1840, Amtsbl. M 7. 
p. 172, deffen oben im 2. Bud) $. 30 erwähnt if. 


$. 78. Belanntmahung des Miniſteriums des Innern vom 
24. April 1843, Amtsbl. M 24, p. 177, die Münchner » Aadene 
Feuerverficherungsgefellfchaft betr. 
Minifterlum des Innern, 


Seine Majeftät der König haben Sid allerguädigft bewogen ge 
funden, zu der von der Münchener Aachener: Feuerverfiherungsgefellfchaft in de 
Generalverfammlung vom 30. v. M. befhlofienen Bermehrung des Gefelliaaiit- 
Actienkapitals auf 3 Millionen Thaler, beziehungsweife zu ber hiedurch beding- 
ten Abänderung des $. 1 der Gefellfchaftsfagungen, die in der allerhöhhen 
Entfhließung vom 10. Februar 1834, $. 1, AG II. (Reggsbi. vom Jahre 154 
©. 265—272) vorbehaltene allerpöche Genehmigung unter nachſtehenden Ve— 
dingungen zu ertheilen:: 

1. daß die Gefellfchaft ven von Bayer. Actionären nicht übernommen ierr- 
denden Antheil an der neuen Actien= Emiffion (das Doppelte ihres bisherigen 
Actienbefites) an Bayer. Unterthpanen oder an öffentliche Anſtalten des Kin 
reichs Bayern zu emittiren habe, und von diefem Antheil infolange nichts außer 
Bayern vergeben dürfe, bis auf die Anzeige der Gefellfchaft, daß die Actien in 
Bayern nicht vollends abgefegt werben können, die Erlaubnif hiezu ausdrıd 
lich allerhöchſt ertHeilt worden fepn wird; 


2. daß die Gefellfchaft die von der neuen Actien« Emiffion herrührender 
Baar-Einzahlungen Bayer. Actionäre lediglich in Bayern verzinslich anle 
und ſich hierüber ausweife, 

Nachdem die Münchener» Aachener » Feuerverfiherungegefellfpait fih dur 
ihren Generalagenten in Bayern zur Uebernahme und Erfüllung diefer Bedieg 
ungen verbindlich gemacht hat, fo wird diefes hiemit zur öffentlichen Kenntnd 
gebracht. 
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Zum eilften Capitel. 
geuerpolizei. 
3. Band, p. 387. 


$- 79. Regierungsverfügung vom 5. Auguft 1833, Amtsbl. 
M. Al, p. 399, das Seten der Blitableiter betr, 

Die Aufftellung von Blißableitern, auf öffentlichen fowohl als Privatge- 
bäuden, wird nach den neueften Erfahrungen nicht felten Individuen anvertraut, 
deren Befähigung hiezu auf keinerlei Weife nachgetwiefen werben Fonnte. 

Da nun bei niht vollfommener Kenntniß des Gegenftlandes, dur vie 
Wahl des Materiald und die Behandlung desfelben, die Gefahr, welche abge- 
wendet werden foll, geradezu vermehrt wird; fo fiebt man fi in Folge aller- 
böchften Auftrages veranlaßt, fämmtlihe Bau» und ‚Lofalpolizeibeamten auf 
dieſen für die öffentliche Sicherheit wichtigen Gegenftand aufmerkfam zu machen, 
um in vorkommenden Fällen auch die Privaten gehörig zu verfländigen. Das 
Segen der Bligableiter ift der Natur der Sache nad Feine gewöhnliche Bau- 
arbeit, und eignet-fih daher auch nicht zur PVerfteigerung an den Wenigfineh- 
menden, vielmehr hat vie Vergebung derfelben bei allen öffentlichen Gebäuden 
nur auf dem Wege des Akkords an volllommen dazu befähigte Individuen zu 
gefchehen, welche ven Erfolg ihrer Unternehmung zu verbürgen im Stande find; 
wobei die allerhödhfte Verordnung vom 20. November 1815, Regssbl. besielben 
Jahres AG 48, hiedurch in Erinnerung gebracht wird. 


$. 80. Berordnung der Könige. Regierung des Nheinkreifes, 
Kammer des Innern, vom 18. October 1834, Amtsbl, M 57, p 
575, das Schießen bei Hochzeiten, Kindtaufen, in der Neujahrenadt 
betr. 

Nah eingefommenen amtlichen Anzeigen befteht in mehreren Gemeinden 
des Kreifes noch immer der gefährliche Mißbrauch dee OREBENS bei Hochzeiten, 
Kindtaufen, in ber Neujahrsnacht ac. 

Um dieſem Unfuge, der ſchon manden Ungfädhfatt berbeiführte, zu begeg- 
nen, befchließt die unterzeichnete Stelle was folgt: 

Art. I. Das Schiefen in und aus. den Häufern, oder in der Nühe der- 
felben, überhaupt im Innern der Gemeinden, bei Hochzeiten, Kindtaufen,, in 
der Ehrift- und Neujahrsnacht 2c. und ähnlichen Beranlaffungen, ift bei Poli- 
zeiftrafe verboten, vorbehaltlich der höhern Sirafe, wenn fi die Handlurg als 
Berbrechen oder Vergehen qualifizirt. 

Art. I. Gegen die Eontradenienten ift Protokoll zu errichten und dasfelbe 
dem betreffenden Friedensgericht zur weitern Einfchreitung zu übergeben. 

Art. IT. Die fämmtlichen Polizeibeamten und die Königl. Gendarmen 
find beauftragt, über die genaue Beobachtung diefes Befchluffes zu wachen. 

Art, IV. Eine Ausfertigung diefes Befchluffes foll der Königl. General- 
ſtaatsprokuratur zur Kenntnißnahme mitgetpeilt werben. 
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$. 81. Erlaß der Kreisregierung vom 23. März 1835, Amisbl. 
N. 15, p. 173, den Berfauf der Zündhölzchen betr. 

Da mehrere Erfahrungen in der neuern Zeit die Feuergefährlichteit jener 
Gattung von Zündhölzchen, welche durch bloßes Aufftreichen oder Weberfahren 
einer rauhen Fläche, oder der Reibung zwiſchen Sandpapier fich entzünden, 
dargethan haben, fo wird, in Bezug auf die Aufbewahrungsweife diefer Art 
von Zündhölzchen, hiezu Tediglih die Verwendung von blechernen oder eifernen 
Behältern anempfohlen, da, eben fo wie durch Reiben auf rauhen Aläden, 
auch durch den Schlag mit einem Hammer, oder wenn eine ſchwere Mafle au 
die Zündhölzchen fällt, die Erplofion derfelben hervorgebracht werden kann. 

— Wegen der Borfichtsmaaßregeln bei Gewehren mit Perl 
fionsfchlöffern, fiehe oben $. 43. 

F. 32. In der Bekanntmachung der Königl. Regierung des 
Nheinkreifes, Kammer des Innern, vom 27. Juni 1835, Amtebl. M 
27, P- 296, die Feuergefährlichkeit der fogenannten Licht= oder Glas: 
fugeln betr., wird zur Befeitigung der Feuersgefahr empfohlen, die 
felben den Tag über, wo fie nicht gebraucht werden, mit einem un 
durchfichtigen Ueberzug zu umhüllen. 

— Die Regierungsverfügung vom 16. Februar 1837 wegen da: 
fauf von Schießpulver, fiehe 5. Bud, $. 29. 

$. 83. Eine Anleitung zur Verminderung der Feuersgefahr durd 
eine zweckmäßige Bedeckung flacher Dächer findet ſich in der Beilage 
zu Ma 45 des Amtsblattes vom Jahre 1837, auf welche hier vr 
wiejen wird, 

$. 34. Belanntmahung des Minifteriumd des Innern vom 6 
Auguft 1837, Amtsbl. Mu 49, p. 395, die Münchener-Aachener Feur 
verficherungsgefellfchaft betr. 

Staatsminifterium bes Innern. 

Seine Königlide Majeſtät haben auf erfolgte zuftimmende Erflirum 
der Münchener» Aachener Feuerverfiherungsgefellfehaft unterm 23. v. M. alır 
gnädigſt zu beftimmen gerupt, daß den Zweden, wofür nad Art. II. ds 
Uebereintommens vom 10. Februar 1834 (Reggebl. Jahrg. 1834, MN 
©. 265 ff, Amts» und Intelligzbl. des Rheinkreiſes 1834, Ar 21, ©. 8 E 
bie zu öffentlichen Zweden verfügbar geflellte Gewinnpälfte verwendet me 
den kann, auch die Unterfiüßung der Gemeinden in Anfchaffung tüdhtige 
Seuerlöfhmafchinen und Löſchgeräthſchaften, in Errichtung von Brunnen» un 
Bafferleitungen für waflerarme Gegenden und in fonftigen durdgreifeudn 
Borkeprungen gegen Brandunglüd beigezäplt werde, — Das unterfertigi 
Staatsminifterium bringt diefe allerhöchfte Verfügung nachträglich zu der de 
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fanntmachung vom 10. Februar 1834 mit dem Bemerken zur öffentlichen Kennt⸗ 
nig, daß die Königl. Kreisregierungen, Kammer des Innern, bereits zu Er» 
mittlung bes biesfallfigen Bebarfes und zur Borlage der Ergebniffe angewiefen 
find, und daß die Bertheilung nach dem Maaßſtabe des Bedürfniſſes flatt fin- 
den wird, 


F. 85. Berfügung der Kreisregierung vom 25. November 1837, 
Amtsbl. Mu. 69, p. 559, die Feuerpolizei, resp. Grapp⸗ und Samen- 
dörren betr. 


In Anbetracht der durch mehrfache Erfahrungen erwieſenen Feuergefährlich- 
feit der im SKreife fih vermehrenden Grapp- und Samendörren, und in ber 
Abfiht, den Gefahren möglihft vorzubeugen, welche durch willkührliche Er- 
rihtung und Betreibung folder Anftalten im Innern der Orte und in zu großer 
Nähe von Wohn- oder Defonomiegebäuden für die perſönliche Sicherheit und 
die des Eigenthumes der Ortsbewohner zu befürchten find, hat die unterfertigte 
Stelle — im Hinblide auf die Verordnung vom 6. Januar 1829, „die Feuer- 
polizet betr,“ und den damit erneuerten Präfekturbefhluß vom 4. September 
1807, fowie in Berüdfigtigung der Verfügungen vom 11. September 1818 und 
10. Februar 1837, wodurch ſolche Etabliffements wegen ihrer" Feuergefährlich⸗ 
feit von der allgemeinen Branbverficherungsanftalt ausgefchloffen worden find, 
— fich yeranlaßt gefehen, zu verorbnen, wie folgt: 


$.1. Wer eine Grapp- oder Samendörre innerhalb eines Ortes oder 
in einer weniger als 200 Meter betragenden Entfernung von Wohn⸗ oder 
Defonomiegebäuden errichten will, ift verbunden, ber Ortspolizeibehörbe vor⸗ 
läufige Anzeige zu machen, und den Plaß, wo Dörranftalt errichtet werben 
fol, genau zu bezeichnen. 

$. 2. Findet die Orispolizeibehörde nach den Lokalverhältniſſen die Er⸗ 
richtung der Dörranftalt an dem bezeichneten Plate wegen möglicher Gefahr 
für benachbarte Gebäude und dadurch erregte Beforgniffe bei den Ortseinwoh⸗ 
nern überhaupt für bedenklich, fo hat diefelbe an das vorgefeßte Königl. Land⸗ 
kommiſſariat gutachtlichen Bericht darüber zu erftatten, welches nach vorgängiger, 
geeigneter Unterfuchung darüber entfcheidet, ob und unter welchen Bedingungen 
die Errichtung und Betreibung der Samen⸗ oder Grappbörre an dem gewähl- 
ten Platze zuläßig ſey, vorbehaltlich des Rekurſes für die Betpeiligten an bie 
unterfertigte Königl, Kreisregierung. 

$. 3. Die Errichtung von Grapp⸗ oder Samenbörren unter einem 
Dache mit Bohn- und Delonomiegebäuden, oder mit foldhen 
unmittelbar zuſammenhängend, iſt jedenfalls unftatthaft und foll fer- 
ner unter feiner Bedingung mehr gebuldet werben. 

$. 4. Außerdem finden bie Art. 6 und 7 des allegirten Präfekturbefchluffes 
auch auf Grapp- und Samenbörren volle Anwendung, wonach in neu errichte- 
ten Kaminen und Brennöfen ohne vorgängige, polizeiliche Exrpertife fein Feuer 
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angezündet werden darf, und die Defen und Kamine, fowie die Magazine der 
Brennmateriale ſo angelegt feyn müflen, daß fie feine Beforgniffe erregen. 

$. 5. In Kontraventiongfällen gegen die vorftehenden Beflimmungen ik 
nach Umftänden im Adminiſtrativwege durch Inhibirung oder Anordnung der 
Demolirung vorfohriftswidrig unternommener Bauten von folchen Anftalten 
einzufchreiten, oder die gerichtliche Befrafung der SKontravenienten auf den 
Grund der beftehenden gefeßlichen Strafbefimmungen wegen Zuwiberhand- 
lungen gegen bie Feuerpolizei zu provociren. 

— lieber die Verpflichtung der Feuerbefchau - Kommiffionen zur 
Anzeige und Berfügung wegen Befeitigung feuergefährliher Mängel 
in den Gebäuden, fiehe die Regierungsverfügung vom 18. Auguß 
1838, Amtsbl, Mi 43, p- 35, oben $. 44, 

8. 86. Die Beilage zum Amtsbl. Mi 67 vom Jahre 1839 ent. 
hält eine Abhandlung über feuierfichernde Mittel, welche durd die 
Kreisregierung unterm A. Dezember 1839 zur Beachtung empfohlen 
wurde, und auf welche hier verwiefen wird. 

$. 87. Befanntmahung der Regierung der Pfalz vom 97. De 
zember 1839, Amtsbl. M 2 vom Jahre:1840, p. 10, das Aufts 
wahren von Wafler in Bottichen für den Fall eines Brandes betr. 

Der Eentral-Berwaltungsausfchng des polptechniſchen Bereins für Bapem 
bat einem Gutachten über Berbeflerung von Feuerlöſchapparaten Bemerkungen 
über das Aufbewahren von Wafler in Bottichen für den Fall eines Brandes 
beigefügt, welche im Intereffe der Beuerpolizei fehr beachtenswerth fiheinen, und 
in Gemäßheit höchſten Minifterialreferiptes vom 20. d. M. hiemit veröffentliht 
und infonderheit ven öffentlichen Behörden zur. Beachtung empfohlen werben: 

Su fehr vielen Königl. und Kommunalgebäuden wirb während bes Gem- 
mers Waſſer in -Bottihen aufbewahrt, um. basfelbe bei einem entflchenden 
Brande benügen zu können. Diefes Waller. wird aber immer am Anfange dei 
Winters, zu welcher Jahreszeit die Gefahr der Eniſtehung der Brände grün, 
und ein entflandener Brand häufig ſchwieriger zu Löfchen ift, wegen des Gr 
frierens: entfernt. Würde man diefes Wafler mit Salz (Kocfalz) oder dm 
Mutterlaugenfalge der Salinen fättigen, fo würben fi folgende Vortheile cr 
geben: 

1, Diefe Salzauflöfungen gefrieren. nicht bei den Temperaturen unfer 
Binter; 

2. Die Salzauflöfungen faulen nicht, oder weniger als gewöhnliches Bal 
fer, und disponiren auch die hölzernen Gefäße weniger zur Fäulniß, es halten 
daher. die Bottiche länger; 

3. Diefelben verbünften weniger ald gewöhnliches Wafler, bebürfen daher 
feiner. fo häufigen. Erneuerung, und 
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4. Endlich if die Wirkſamkeit diefer Salzauflöfungen bei Weitem größer 
als die des gewöhnlichen Waflers. 
Die Koften der Ausführung diefer Maaßregel ftehen nicht im Mißverhält- 


niſſe zu den erzielten Bortpeilen, befonders wenn man erwägt, daß man ge» 
! meines Steinfalz, oder die aus Kochſalz und. falzfaurer Bittererde beftebende 
: Mutterlauge der Salinen hiezu verwenden Tann. 


F. 88. Minifterial-Entfohliefung vom 19. Juli 1840, Amisbl. 
N. 58, p. 359, bie Beobachtung der allgemeinen Feuerordnung für 


die Anlage enger Kamine betr. 


| Minifterium des Innern. | 
Nachdem mehrfache und vieljährige Beobadhtungen die engen, — Men⸗ 
ſchen nicht zu beſteigenden Kamine als nützlich und gefahrlos dargethan haben, 


"fo haben Seine Majeftät der König auf den: übereinflimmenden Antrag: 
- der Königl, Kreisregierungen, und auf das motivirte Gutachten der Königl, 
- oberfien Baubepörbe zu befrhließen. geruht, was folgt: 


$. 1. Es wird von nun an geftattet, auf fo lange nicht anderſt verfügt 


wird, enge, vom Schornſteinfeger nicht zu befahrende Kamine anzulegen. 


$. 2. In ber Regel follen diefe Kantine inwendig eine kreisrunde cylind» 


riſche Form von 6. 300, 7 300, 9 Zoll ober 12 Zoll Durchmefler erhalten. — 
: Bet Abweihungen von biefen Dimenftionen, oder von der Freisrunden Form bes 
Querſchnittes, haben die Eigenthümer der: Gebäude fi den im $. 6 angeführ- 
„ten Beftimmungen zu unterziehen. 


Die Anlage. von Kaminen, welche über 12 Zoll weit find, und doch nicht 


— fo weit, daß fie befahren werden können, ſowie von Kaminen unter 12 Zoll 


- im Lichten, bleibt unterfagt. 


$. 3. Das Material zu den Kaminröhren darf nie aus Eiſenblech, ſondern 


nur aus gutgebranntem Thon oder Gußeiſen beſtehen. 


— 


Die Kaminſteine find zur beſſeren Wärme⸗-ZJIſolirung wo möglich durch 
Mengen des Thones mit zerkleinerten Kohlen oder mit Torf porös zu brennen. 
Thönerne Röhren dürfen nur bei hinlänglich geprüfter Haltbarkeit gegen 


j das Zerfpringen in der Hitze, an fenergefährlichen Orten aber, als in Dad- 
‚ räumen ?2c. 26. nur doppelt und fo verwendet werben, daß die Fugen fich gegen— 
ſeitig überbeden. | 


Gußeiſerne Kaminröhren müflen an Stellen, wo es die Feuerficherheit er- 
fordert, mit einem zweiten Rohre umgeben werben, weldes ringsum einen 
30U von dem Gußeifen abfteht und aus Eifenbleh beſtehen kann. Der Zwi- 


‚ fhenraum ift mit Holg- oder Torfafhe, oder an deren Stelle mit Seifen» 


ſiederausſchlag auszufüllen. 

$. 4. Die Stärke der Kaminwände und der Zungen — inſofern ſie 
aus Ziegelmaterial beſtehen, auf mindeſtens 5 Zoll feſtgeſetzt. — 

Die Kamine ſind, ſoviel nur möglich, mit dem Maurerwerk in Berbindung 
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zu bringen. Einfache oder verbundene, freiftebende, ſenkrechte Kamine dürfen 
nicht höher, als bis zu dem Sechsfachen ihrer untern geringſten äußern Stärke 
aufgeführt werben. 

Bei größeren Höhen find diefelben mit Strebepfeilern zu verfehen — ober 
mit maffiven Mauern durch Eifenwerk, zur Befefligung, zu verbinden. — 

Das Schleifen folder Kamine darf nur in maffiven Mauern, auf maffiven 
Unterlagen, auf gemauerten Bögen, ober auf hinlänglich ftarfen eifernen Tri. 
gern geſchehen. 

Das Auffeßen oder Auffatteln derfelben auf Balken, ift verboten, 

$. 5. Zum Behufe des Reinigens der nicht befteigbaren Kamine müſſer 
an ihren tiefftien Stellen, fowie auf dem oberften Dachboden, dann an allen 
Stellen, wo diefelben ihre Richtung ändern und Winkel bilden, wo Rauchröhren 
in diefelben einmünden, dann wo zwei ober mehrere Kamine zufammentom- 
men, Reinigungsöffnungen angebracht werben. 

Diefe Deffnungen find mit genau fhließenden Thürchen aus Eifenbileh zu 
verfeben, und hinter denfelben genau eingepaßte Steine oder Dachplatten tin 
zuftellen. — 

Sn der Raͤhe folcher Deffnungen bürfen in einem Falle hölzerne Ballen, 
Fußböden, Deden oder fonft leicht feuerfangende Gegenflände fich vorfinden, 
ohne daß fie gegen die Möglichkeit der Entzündung gefhügt wären. 

Bon einer Reinigungsftelle zur andern muß jeder enge Kamin ganz glei 
chen Querſchnitt haben, und es darf weder in der Weite noch Form eine I 
weichung ftattfinden. 

$. 6. Das Reinigen der engen Kamine haben die Kaminkehrer vorzuncd- 
men, und fich dabei in der Regel der Bürften zu bedienen. 

Wo fih Glanzruß angeſetzt hat, find Dornbüfchel anzuwenden, und bieie 
nad der inneren Weite und Form der Kamine zu geftalten. Es ift aber aus 
den Kaminkehrern geftattet, den Glanzruß durch vorfiühtiges Ausbrennen in 
ihrer Gegenwart zu befeitigen. 

Diefelben find verpflichtet, für bie im $. 2 bezeichnete Form und Dimen- 
fionen der Kamine, die nöthigen Reinigungswerkzeuge zu halten und jur 
Stelle zu bringen. — Weicht die Form oder Dimenfion der Kamine ein 
Gebäudes davon ab, fo if der Eigentpümer verbunden, die Reinigunge 
werkzeuge felbft in Bereitfchaft zu halten, und jedesmal dem Kaminlehrer zum 
Gebrauche auszupändigen. — 

Um bei einer, auf was immer für eine Weife fih ergebenden Entzündung 
eines Kamined das Feuer fogleih dämpfen zu können, muß allenthalben cin 
beweglicher eiferner Dedel an der oberen Deffnung des Kamines befeftigt jepm 
ber jeden Augenblid gefchloffen werden ann, ohne daß das Dach erſt erfiiegen 
werben muß, 

$. 7. Da bie Bände der engen Kamine mehr als die der weiten Kamin 
und in.größerer Entfernung von der Feuerung erpißt zu ſeyn pflegen, fo dürfen 
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biefelben an Stellen, wo ſolche Erhigung Rattfinden kann, weder bei dem Auf 
bau felbft mit brennbaren Stoffen in Berührung geſetzt, noch ſolche Stoffe in 
der Folge an fie angelegt werben. Die Feuerpolizeibehörde hat jedoch bei der 
Ueberwachung biefes Gegenftandes die Art der Teuerung im Auge zu behalten, 
welcher der Kamin dienen fol, und ob biefelbe dem Kamin den Rauch mehr 
oder weniger heiß zufenbet. 

$. 8, Wer den Bau eines engen Kamines führt, bleibt für genaue Ein- 
haltung aller in den obigen $$. enthaltenen Vorſchriften haftbar, — 

Die Polizeibehörden haben wahrgenommene Abweichungen von benfelben 
auf Koften des den Bau führenden Sachverftändigen fogleich abändern zu Iaf- 
fen, und gegen biefen mit Gelofirafen von 5 — 50 fl. einzufchreiten, 

Kaminkehrer find bei Vermeidung einer Strafe von 1 fl. bis 10 fl,, be⸗ 
ziehungsmweife von 1 bis Itägigem Arreſt, zur Anzeige jeber Abweichung von 
befagten Borfohriften bei der Polizeibehörde verpflichtet. 

Die Königl. Kreisregierung. hat diefe Befimmungen durch das Kreid- 
intelligenzblatt .befaunt zu machen, und deren Inhalt durch die Polizeibehörden 
allen Maurermeiftern, Zimmermeiftern, Baupalieren und Kaminkehrern befon« 
ders eröffnen zu laffen. 


$. 89. Verfügung ver Königl. Regierung, Kammer des Innern, 
vom 3. Detober 1843, Amtöbl. M. 52, p. 470, die Feuergefährlich- 
feit der Streichfeuerzeuge betr. 


Erfahrungsgemäß ereignet ſich nicht felten ber Ball, daß durch Kinder, 
welche in den Beſitz von Streichfeuerzeugen gelangt find, Brandunglück ver« 
anlaßt wird. Es ergeht deßhalb an alle diejenigen, welche Kinder zu. beaufs 
fiihtigen haben, die dringende Aufforderung, forgfältig darüber zu wachen, daß 
biefelben nicht in den Befiß diefer höchſt gefährlichen Feuerzeuge gelangen. 
Deßgleichen ergeht auch an alle Handelsleute, welche ſich mit dem Berkaufe 
folher Feuerzeuge befaffen, die ernſtliche Mahnung, diefelben in keinem Falle 
an Kinder zu verkaufen. 

Die unterfertigte Stelle gibt fih der Erwartung hin, baß es nur ber Hin» 
weifung auf die ſchwere Verantwortlichkeit, welcher fich die wiflentlih Zuwider⸗ 
dandelnden ansfeßen, bedürfe, um der vorfiehenden Warnung ben beabfichtig- 
ien Erfolg — Berminderung der Brandfälle — zu fihern. 

Sn derfelben Abficht wird bei dieſem Anlaffe die im Amts» und Intelli- 
genzblatte, Jahrg. 1835, ©. 173, enthaltene Regierungsausfchreibung vom 
23. März 1835, den Berfauf von Zündhölzchen beir., in Erinnerung gebragt. 


Zum 16. Eapitel. 
Gendarmerie 
3. Band, P« 400, 


— Königl. Verordnung vom 24, Dezember 1833, Amtsbl. vom 
Dr. Gichenpfeifes Dondtad Der Werfaflung ıc. 4 
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Jahre 1834, M 1, p. 10, den Gerichtsftand der Gendarmerie im 
Rheinkreife in Straffachen betr., fiehe 2. Bud, $. 5. 


F. 90. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 10. October 
1837, Amtsbl. Mu 59, p. 471, das Erfennungszeichen für die zum 
Gendarmeriedienfte verwendeten Linienfoldaten betr. 


Seine Königliche Majefät haben als Erfennungszeichen für die zum 
Gendarmeriedienfte momentan zu verwendenden Linienfoldaten einen am Pu 
trontafchenriemen, an der Stelle, wo fich diefer vornen auf der Bruft mit der 
Säbelkuppel kreuzt, anzubringenden Schild von Meffingblech mit der Infhrft 
„Gendarmerie“ allergnäbdigft zu bewilligen geruht, was hiemit zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht wird, 


— Befanntmahung des Könige. Generalftaatsprofuratord der 
Pfalz vom 27. Februar 1838, Amtsbl. Mi 15, p. 98, die Anwen: 
dung des Geſetzes vom 1%. Auguft 1828 über die Militärgerichtsbar: 
feit in bürgerlichen Rechtsſachen auf die Königl. Gendarmerie in ber 
Pfalz betr, fiehe 2. Bud, $. 10. 

— Die Bezahlung des der Gendarmerie geleifteten Vorſpannes, 


fiebe 5. Buch, $. 26. 
Zum 18, Eapitel. 
Thierquaälerei. 

$. 91. Unterm 26. Juli 1839, Amtsbl. M 42, p. 361, wurd 
von der Königl. Regierung der Pfalz Folgendes erlaffen: 

Die nicht felten wahrzunehmenden unnöthigen Mißhandlungen und Dui- 
lereien der Thiere, namentlich des Schlachtviehes auf dem Transporte und vor 
dem Schlachten, und des Zugviehes durch Ueberladung Der Fuhrwerke, Tängeret 
Stehenlaffen in freier Luft bei rauper Witterung, großer Hitze oder Kälte x., 
haben öfter fchon laute Klagen felbft in öffentlichen Blättern veranlaßt und den 
Wunſch hervorgerufen, daß ſolchen, jedes befiere Gefühl empörenden Erfcein- 
nungen auch durch fachgemäßes Einwirken der Öffentlichen Verwaltung möglich 
begegnet werben möchte. 

Unftreitig liegt das zweckmäßige Mittel, diefem Uebelſtande, möge er nun 
in Mangel an Ueberlegung und in der Macht der Gewohnheit, oder in &r 
fühllofigfeit und Robheit feine Wurzeln finden, wirffam zu begegnen, in einem 
angemeffenen und nachdrücklichen Einwirken auf die Jugend mittel der hiuk 
lichen Erziehung und des Schulunterrichtes. 

Es iſt demnach eine wichtige Aufgabe für die Schulfehrer, der ihrem Un 
terrichte anvertrauten Jugend ſchon frühzeitig folhe Lehren einzuprägen, m 
durch edle Gefühle und ein milder Sinn gegen alle Gefchöpfe in den jugen®» 
lihen Herzen erwedt, der Jugend frühe ſchon Kenntniffe über den Nupen und 
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die Behandlung der Haustpiere beigebracht und dieſelbe mit Abfcheu gegen alle 
Arten von unndthiger Thierquälerel erfüllt wird, 

Bon diefem Gefichtepuntte ausgehend hat ein höchſtes Minifteriafrefeript 
vom 16. 9. M. verfügt, daß vor Allem durch Erziehung und Unterricht in den 
Schulen’ in obigem Sinne auf Befeitigung oder Berminderung berartiger 
Mißbräuche hingewirkt werben folle, und es ergeht demnach an fämmtliche 
Königl. Diftrittsfchul » Infpektionen die Aufforderung, die Schullehrer hienach 
geeignet anzumeifen und die gehörige Nachachtung zu überwachen, 

Ueber den Bollzug der deffallfigen Anordnungen wird eine Anzeige in ben 
Bifitationgsberichten gewärtiget. 


wette Abthbeilung. 
Gefundheit, 


Erſtes Eapitel. 
Mepdizinal- und Sanitätsbehörden. 
3. Band, p. 446 u. f. 
Dbermedizinaltollegium. 
F. 92. Königl. Verordnung vom 23, Auguft 1843, Amtshl. 
NM. 48, p. 401, die Auflöfung der Medizinal-Comiteen zu München 
und Bamberg betr, 





Ludwig, 8 
Nachdem die dermal befiehenden Mebizinaltomitden in Folge Unferer 
neueften Beftimmungen über die Prüfungen der Mediziner und Pharmazeuten, 
den größten Theil ihres bisherigen Wirfungsfreifes verloren haben, und dem⸗ 
nach eine durchgreifende Umgeftaltung biefer Inftitute notpiwendig geworben iftz 
fo finden Bir Uns bewogen, für fo lange, ald Wir nicht anders verfügen 
werden, zu beflimmen, was folgt: 


§. 1. Die Abgabe von Obergutachten in mebizitifeh gerichtlichen Fällen, 
wie felbe in der Zuftändigfeit der dermaligen Medizinaltomitden gelegen if, 
wird künftig den mediziniſchen Fakultäten der drei Landesuniverfitäten über- 
wiefen. 

$. 2. Hienach erſtreckt ſich die diesfällige Kompetenz. 

1.. der mebdizinifchen Fakultät zu Münden über die Appellationsgerichtsbe- 
zirfe von Ober» und Niederbayern, dann von Schwaben und Neuburg; 

2. der mebizinifchen Fakultät zu Würzburg über bie Appellationdgerichts- 
bezirfe von Oberfranken, dann von Unterfranken und Afchaffenburg, endlich | 

3. der mebdizinifchen Fakultät zu Erlangen über die Appellationsgerichts- 
bezirte von Mittelfranten, dann von Oberpfalz und Regensburg. 5 

41 
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$. 3. Zur Beforgung der betreffenden Gefchäfte hat bei jeder ber gedach⸗ 
ten Sakultäten unter dem Borfiße des zeitlichen Delans ein aus vier Beifigern 
beftebender Senat ald Medizinaltomit? in Wirkſamkeit zu treten, 

$. 4, Der gedachte Senat hat in der Gefihäftsbehandlung ganz nad den 
Behimmungen des $. 5 ber Verorbnung vom 8. Dezember 1808 — Organi« 
fation der Medizinaltomitden zu Münden, Bamberg und Trient betr. — ſich 
zu achten, und ift gehalten, in dem Eingange feiner amtlichen Ausfertigungen 
des Umſtandes, daß er in der Eigenfchaft ald Medizinaltomitd handle, jederzeit 
ausdrüdlich zu erwähnen. 

$. 5. Die Ernennung der Beifiger aus der Zahl der ordentlichen und 
außerorbentlichen Univerfitäts-Profefforen geht von Uns Aller höchſt unmit- 
telbar aus. Wir behalten Uns dabei vor, wo Wir es nad ben gegebenen 
Berhältniffen für angemeflen erachten, auch fonftige, dem Fakultätsverbande 
nicht angehörende Aerzte von Auszeihnung zu der Funktion eines Beifipers 
ausnahmeweife zu berufen, 

$. 6. Den Borftänden und Beifigern ber gedachten Senate werben für bie 
Dauer ihrer Funktion befondere Remunerationen aus der Staatskaffe zugeflan- 
den, über deren Größe, fowie über die den Fakultäten zu bewilligenden Regie 
beiträge Unfere weitere Beſtimmung vorbehalten bleibt. 

$. 7. Gegenwärtige Berorbnung hat mit dem 1. October I. 3. in Birk 
ſamkeit zu treten. 

Demzufolge werben mit gedachtem Tage die dermaligen Medizinal-Komi- 
tden zu München und Bamberg aufgelöst, wonach das bei denfelben angeftellte 
Derfonal gleichzeitig in temporäre Quiescenz zu treten hat, die Funktionäre 
aber zu entlaffen find, und die bisher Hiefür ausgeworfenen Funktionsbejüge 
und Regiebeiträge dem Einzuge unterliegen. 

Uufer Minifterium des Innern ift mit dem Bollguge beauftragt. 


3. Kantonsärzte. 
3. Bd., p. 447. 


$. 93. Belanntmahung der Kreisregierung vom 24. Septem- 
ber 1833, Amtsbl. M 48, p- 460, die Bewerbung um Kantonsphy— 
fifate betr. 

Zufolge Königl. Minifterlafreferipts vom 26. Auguft 1.3. werben die Aerzte 
hieburch aufmerffam gemacht, daß nach einer allerhöchften Verordnung vom 2 
April v. J., Amts» und Intellgzbl. As 19 vom 16. April 1832, p. 241, die 
Öffentliche Ausfchreibung der erledigten Phyſikate zu ceffiren, und dagegen jeder 
feinen Ernennungs-, Beförberungs- und Berfeßungswunfd eventuell, d. h. für 
ben Fall der Erledigung, bei dem Königl. Staatsminifterium des In⸗ 
nern einzureichen hat, welches die geäußerten Wünfche, je nachdem fie auf ber 
flimmte Orte, oder auf Phyſikate eines beſtimmten Ertrages, oder enblih auf 
alle Phyſikate, oder fonft in irgend einer Weife lauten, geeignet vormerlt und 
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ſolche bei Erlebigungen ex officio würdigt, infoferne nicht eine neuerliche Ein- 
gabe irgend eine Abänderung der Wünfche zu erfennen gibt, 

— Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 2. October 
1836, Amtsbl. M, 53, p. 551, die Gebühren der Kantonsärzte bei 
gerichtlichen Verhandlungen betr., fiehe oben im 2. Buch, $. 98, 

— Hinſichtlich der Fonds, aus welchen die Gehalte der Kantong- 
ärzte befteitten werden, fiehe Ausfcheidungsgefeg vom 17. November 
1837, Amtsbl. M. 74, p. 395, 1. Buch, $. 139, 

4. Bundärzte 
3. Bd., p. 457. 

F. 9. Die Königl. Verordnung vom 28, Juni 1836, Amtshl. 
M. 45, p. 493, die Jnfteuftionen vom 25. October 1836, Amisbl. 
M 6 vom Jahre 1837, p. a1 und p. 45, haben nur noch für die 
vor der Baderorbnung vom 21. Juni 1843 approbirten Chirurgen, 
Landärzte und Bader Geltung, und find zufolge der Beflimmung des 
$. 1 und $. 33 gedachter Verordnung aufgehoben. 


F. 9. Die Bekanntmachung vom 1. November 1836 ‚ die Uns 
zuläßigfeit der Anwendung des Art. IX. der allerhöchften Verordnung 
vom 28. Juni 1836 auf die bereits vor dieſem Tage approbirten 
Landärzte und Chirurgen betr, Amtsbl. M, 57, p. 613, wird kaum 
mehr zur Anwendung fommen. - 

— Die Regierungsverfügung vom 4. Januar 1837, Amisbl. 
No. 5, P. AO, bie Liquidation der Gebühren der Königl. Kantons-, 
praftifchen und Unterärzte bei Legalfällen, fiche 2. Buch, $. 94. 


$- 96. Die Befanntmahung der Kreisregierung vom 29. Sep- 
tember 1838, Amtsbl. M 51, p. 403, einige nachträgliche Beſtim— 
mungen zu obiger Minifterial- Inftruftion vom 25. October 1836, 
ceffirt durch die nachſtehende Baderordnung, $. 98. 


F. 97. Die Minifterials Entfehließung vom 18. Juni 1839, 
Amtsbl. M. 34, p. 296), hört durch die verfügte Aufhebung der Ba- 
derſchulen auf. 


$- 8. Baderordnung vom 21. Juni 1843, Amtsbl. M 40, 
p- 337. 
Ludwig, K. 
Bir haben die Normen über die Verhältniſſe des untergeorbneten wund— 
ärztlichen Perfonals einer forgfältigen Revifion unterftellen laſſen, und finden 
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Uns bewogen, nach Einvernafme Unferes Obermedizinalausſchuſſes für fo 
lange, ald Wir nicht anders befiimmen werben, zu verorbnen, was folgt: 
Tit. I. Allgemeine Beſtimmung. 

$.1. Die Ausübung der Arzneitunde mit Inbegriff der gefammten Ehi- 
rurgie und ber operativen Geburtshülfe fol fortan ausſchließlich nur wiſſenſchaft⸗ 
lich gebildeten und förmlich promovirten Aerzten, unter genauefter Beobachtung 
der in Unſerer Verordnung über das Studium der Medizin vom 30. Mai 
f! $. deßfalls kund gegebenen Beflimmungen, zugeſtanden, und von dem Ba— 
dergewerbe gänzlich getrennt werden, 

Tit. I. Bon den Befugniffen und Verbindlichkeiten der Bader. 
$. 2. Die Befugniffe und Zuftändigfeiten der Bader umfaflen pienad 
fünftighin Tebiglich : 

1. die Verrichtungen des eigentlichen Badergewerbes, nämlich das Haar 
und Bartfcheeren und die Bereitung einfacher Bäder, 

2. die Bornahme chirurgifcher Hülfleiltungen und Berrichtungen nad ben 
näheren Beftimmungen der $$. 3 und 4, 

3. die erfien Vorkehrungen in Erfrankungs- oder fonfligen Notpfällen nah 
den näheren Befimmungen der $$. 5 und 6, 

4. den Krantenwärterbienft, 

5. die Leichenbefhau nach Maaßgabe der hierüber beftehenden befonderen 
Borfohriften, und 

6. die Aſſiſtenz der Leichenöffnungen, 

$. 3. In Bornahme von chirurgifhen Hülfsleiftungen find die Bader 
lediglich als die untergebenen Organe und Gehülfen der praftifchen Aerzte zu 
betrachten. 

Ihre diesfällige Thätigkeit darf daher in der Regel, und insbeſondere be⸗ 
züglich des Aderlaſſens, Blutegel-, Blafenpflafter-, Sinapismen⸗, Seidelbaß⸗ 
und Fontanell⸗Setzens, der Bereitung medicamentöſer Bäder, des Appliciens 
von derlei Kiyftieren, des Haarſeilziehens und Schröpfens, nur auf ausdrüäd 
liche ärztliche Anordnung eintreten, und nicht weiter ſich erfireden, als biek 
Anordnung Tautet, vorbehaltlich der Ausnahmsbeſtimmungen in den $$. 4 und 
5 gegenmwärtiger Berorbnung. 

$. 4. Ausnahmsweiſe werden nachbenannte chlrurgiſche Berrichtungen in 
die felbfiftändige, von vorgängiger ärztlicher Anordnung unabhängige Befugnis 
der Bader gelegt: 

1. Behandlung einfacher und oberflädhlicher Wunden, 

2. Reinigen und Ausziehen von Zähnen, 

3. Applizieren einfacher Kiyftiere und 

4. Schneiden der Nägel und Leichdorne. 

$. 5. Die den Badern durch $.2, Ziff. 3 überwiefene Zuftändigteit umfaft 

1. die gewöhnlichen Wiederbelebungsverfuhe an Erfrornen, Erhängter, 
Erftidten, Extrunkenen ober fonft gewaltfam oder plößlich Geftorbenen ; 
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2. die Bornahme der in ber Regel nur nach ärztlicher Anordnung zuläßigen 
chirurgiſchen Hülfleiftungen in jenen Fällen, wo felbe wegen Dringlichkeit der 
Umftände bis zum Eintreffen des Arztes ohne Gefahr ſchlechterdings nicht ver- 
fhoben werden können; 

3. bie erfte Hülfeleiftung bei fonftigen Erkrankungen, jedoch unter ausdrüd- 
licher Beſchränkung auf rein biätetifhe Anordnungen und mit unbedingtem 
Ausfchluffe aller inneren pharmazeutifhen Mittel. 


$. 6. Die ſelbſtſtändige Wirkſamkeit des Baders darf unter den Boraus- 
fegungen des $. 5, Ziff. 1 und 2, niemals über bie Gränzen der Rotphülfe im 
firengfien Wortverfiande ausgedehnt werden, und unter den Borausfeßungen 
der Ziff. 3 ibidem jedenfalls nicht Tänger dauern, als zur Herbeiholung ordent- 
licher ärztlicher Hülfe erforbert wird. 

Der Bader trägt die Berpflichtung, die Betheiligten auf diefen Umſtand 
und auf die hienad in Zeiten zu treffenden Vorkehrungen jedesmal ausdrücklich 
aufmerkfam zu machen, und felbfl, wenn die genannten Betpeiligten einen Arzt 
zu rufen ſich weigern follten, Tann ihn folches zu einer längeren Fortfeßung 
feiner ſelbſtſtändigen Wirkſamkeit in keinem Falle bereihtigen. 

Sofern es fih um eines der unter Ziff. 1 und 2 1. c. bezeichneten Bor- 
fommniffe handelt, liegt dem Bader außerdem noch ob, dem Gerichtsarzte fo» 
wohl über den Borfall als über die dabei genommenen Maaßregeln fpätefteng 
binnen 24 Stunden mündliche ober fihriftliche Anzeige zu erftatten. 


$. 7. Die Befugniß zur Führung von Arzneien, wie felbe an Orten, wo 
feine felbfiftändigen Apothefen fich befinden, den Badern durch $.5, Ziff. 2 und 
$. 11 der Inftruftion vom 25. October 1836 eingeräumt, und durch $. 4, 
Ziff. 2 der Apothelenorbnung vom 27. Jänner 1842 vorbehalten worden ift, 
befhräntt fih fortan auf Heftpflafter, Goulard'ſches Wafler, ftpptifches Pulver, 
Höllenſtein und Salmiakgeift. | 


$. 8. Die Bader find in ihrer Eigenfchaft als fanitätspolizeilihe Volle 
zugsorgane zur pünktlichen Befolgung der von Seiten der Polizeibehörden und 
Gerihtsärzte im Allgemeinen oder bei einzelnen Anläffen deßfalls ihnen zus 
gehenden Aufträge und Weifungen verbunden. 

Außerdem tragen fie die Verpflichtung, über Körperverlegungen, muthmaaß- 
Lihe Bergiftungen, Erfoheinungen von ficherheitsgefährdenden Krankpeiten, wie 
3. B. Hundswuth ꝛc., dann von Epidemien, fowie über drohende Verbreitung 
fonftiger anfteefender Uebel, 5. B. der Kräße 2c., fobald fie auf was immer für 
eine Art Kenntniß hievon erhalten, ungefäumt amtliche Meldung zu machen. 


$. 9. Uebertretungen in Bezug auf die den Badern durch bie $$. 2 bis 8 
aufexlegten Berpflichtungen und vorgezeichneten Zuſtändigkeitsgränzen unter- 
liegen als Gewerbsmißbräuche nachbrüdlicher poltzeiliher Beftrafung — unter 
Umftänden mit Zugrundlegung der in Art. 6, Ziff. 4 des Gewerbsgeſetzes vom 
11. September 1825 enthaltenen Beftimmungen. IA dabei eine als Berbrechen 
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oder Bergehen firafbare Handlung begangen worden, fo tritt die Zufändigkeit 
der Strafgerichte ein. 
Tit. IL Bon den Borbedingungen der Ausübung bes Bader: 
gewerbes. 
Gap. J. Allgemeine Beftimmungen, 

6. 10, Die Ausübung des Badergewerbes kann nur auf dem Grunde 
förmlicher Konceffions-Berleifung gefchehen; jedoch ift der Wittwe, fo Tange fe 
diefem Stande verbleibt, und ber böglich verlaffenen Ehefrau eines Babers in 
allen Fällen geftattet, das Gewerbe nad feinem vollen, in den $$. 2 bie 8 be⸗ 
zeichneten Umfange durch einen befähigten Werkführer fortfegen zu laſſen. 

$, 11, Die Erlangung einer Baderstonceffion ift neben dem Borhanden 
feyn der allgemeinen gewerbsgefeglich deßfalls geforderten Bedingungen, indtr- 
fondere durch den Nachweis genügender perfönlicher Befähigung des Bewerber 
bedingt. 

$.12. Für genügend befähigt zum Betriebe der Baderei, ſey es als felhi- 
fländiger Gewerbsinhaber ober als Werkführer — ift nur derjenige zu eradien, 
welcher nach zurüdgelegter Lehr» und Servirzeit bie Approbationsprüfung mit 
entfprechendem Erfolge beftanden hat. 

Cap. II. Bon der Lehre. 

6, 13, Die Lehrzeit hat mindeft zwei volle Jahre zu dauern und fam 
ſowohl bei einem Magister chirurgiae, Landarzte oder Chirurgen, ald aud ki 
einem in Gemäßpeit ber Berorbnung vom 28. Yuni 1836, oder nad den Br 
fimmungen gegenwärtiger Verordnung approbirten und konceſſionirten Bader 
erflanden werben. 

$. 14. Borbedingungen ber Aufnahme in bie Lehre find: 

1. ein Alter von mindeftens 14 Jahren, 

2. entfprechende geiflige und Förperliche Anlagen, 

3. Bollendung bes vorfohriftmäßigen Werktagsfchulunterrichts, und 

4, Fertigkeit im Yefen und Schreiben. 

$. 15. Die Bewilligung zur Aufnahme in die Lehre ift unter Borlage 

1. des Tauf⸗ oder Geburtsfcheines, 

2. eines Gefundheitd- und Impfzeugniffes, dann 

3. des Zeugniffes über gefchehene Meberweifung an die Sonn» und feier 
tagsſchule, 
bei der dem Lehrherrn vorgeſetzten Diſtriktspolizeibehörde nachzuſuchen und von 
biefer nur nach vorgängiger gutachtlicher Einvernahme des Gerichtsarztes je 
ertheilen. 

Der Letztere hat bei Abgabe feines Gutachtens nicht blos auf die Einſich 
ber Zeugniffe fi zu beſchränken, fondern auch den Zögling felbft bezüglich fe 
ner Kenntniffe und feiner phyfifchen und geiftigen Anlagen vorher kurz p 
prüfen. 

$. 16. Zur Entlaffung aus der Lehre wirb erfordert: 
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1. daß der Lehrling die vorfhriftmäßige zweijährige Lehrzeit vollſtändig 
jurüdgelegt babe, und 

2. daß er nach beftandener Prüfung von der einfchlägigen Kommiffion für 
befähigt erfannt worben fey. 

$. 17. Solche Prüfungstommiffionen, beflehend aus dem betreffenden Ge- 
richtsarzte als Borflande und zweien Beifigern, welche aus der Klaffe der in 
$. 13 benannten Individuen zu wählen find, iverden von den Kreisregierungen, 
Kammern bes Innern, in den größeren, mit Spitälern verfehenen Städten des 
Regierungsbezirkes niedergefeßt. 

Jeder Kommiffion wird ein beftimmter Diftrikt, und mit diefem die Kom⸗ 
petenz zur Prüfung der in demfelben unterrichteten Lehrlinge zugewieſen. 

$. 18. Die Prüfungs-Admiffionsgefuche find, belegt mit dem Nachweiſe 
über vorfhriftamäßig erfiredte Lehrzeit, tadellofe Aufführung und fleißigen Be- 
fu der Sonn- und Feiertagsfchule an den Borftand der Prüfungstommiffion 
zu befördern, welcher die Admiffion in zweifellofen Fällen zu ertheilen, fowie 
bie weiteren einleitenden Berfügungen zur wirklichen Prüfungsvornahme zu 
treffen, bei obwaltenden Bedenken aber über deren Statthaftigkeit die diſtrikts⸗ 
polizeiliche Entſcheidung mittelft motivirten Antrages zu veranlaffen hat. 

$. 19. Die Prüfung ſelbſt ift in dem am Kommiſſionoſi itze befindlichen 
Spitale vorzunehmen und umfaßt 

1. die Anfertigung eines einfachen ſchriftlichen Aufſatzes über einen Gegen⸗ 
ſtand der bisherigen Beſchäftigung des Lehrlings in Form einer Anzeige oder 
Beſchreibung, und 

2. eine Reihe je nach Gelegenheit und Thunlichkeit an der Leiche, an Leben⸗ 
den oder am Phantome vorzunehmender praktiſcher Uebungen, welche aus den 
verſchiedenen Zweigen der durch $. 2 den Badern zugewieſenen Verrichtungen 
möglichſt erſchöpfend und überfichtlich auszuwählen, und mit paſſenden, rein 
praktiſch gehaltenen mündlichen Fragen in Verbindung zu bringen ſind. 

$. 20. Unmittelbar nach beendigter Prüfung wird deren Ergebniß in Ab⸗ 
mwefenheit des Geprüften von der Kommiffion durch Stimmenmehrheit ausge⸗ 
fprochen, und hienach entweder 

1, dem Lehrling ein von fümmtlichen Kommiffionsgliedern unterzelchnetes 
und mit dem Amtsfiegel des Vorſtandes gefertigtes Prüfungszeugniß CLehrbrief) 
über beurkundete vorzügliche (oder genügende) Befähigung, und hienach er» 
Sangte Aufnahme in den Gefellenftand alsbald zugeſchloſſen, oder ed wird 

2. bei ungulänglichen Prüfungsergebniffen die Berlängerung ber Lehrzeit 
des Geprüften auf weitere 6 — 12 Monate ausgefprochen. 

In beiden Fällen iſt der einſchlägigen Diftrittspolizeibehörde Nachricht 
zu geben. 

$. 21. Wenn im Falle des $. 20, Ziff. 2 überdies genügende Anzeichen 
einer offenbaren Mangelhaftigkeit des genoflenen Unterrichtes fich ergeben, fo 
ift auch in Bezug auf diefen Punkt motivirte und gehörig belegte Anzeige an 
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gedachte Behörde zu erflatten, und von Legterer ſodann gegen den Lehrherm 
wegen Pflichtvernachläßigung Unterfuhung einzuleiten und nad Befund geris- 
net einzufchreiten. 

Wird ein folder Yehrherr wiederholt der Vernachläßigung feiner Pflichten 
bezüglich der Unterweifung der aufgenommenen Lehrlinge ſchuldig befunden, 
oder ftellt ſich dabei defien Untüchtigkeit hiefür heraus, fo ift fofort auch die 
Entfchließung der vorgefeßten Kreisregierung, Kammer des Innern, darüber zu 
erholen, ob dem Lehrheren die Befugnig zur Aufnahme von Lehrlingen zeitlich 
oder bleibend zu entziehen fey. 

$. 22, An Prüfungsgebühren hat der Lehrling, ohne Rückſicht auf den 
günftigen oder ungünftigen Erfolg der Prüfung, dem Kommiffionsvorkane 
2 fl. und jedem der Beifiter 1 fl. zu bezahlen, und außerdem im Halle wirtis 
erlangter Freifagung den Tax- und Stempelbeirag für das Lehrlingszeugni 
zu berichtigen. 

$. 23. Der Austritt jedes Lehrlings, er mag während der Lehrzeit oder 
nach Beendigung derfelben erfolgen, ift dur den betreffenden Yehrheren fomohl 
bei der Diftriftspolizeibehörde, als bei dem Gerichisarzte unverweilt zur Anzeige 
zu bringen. - 
Kap. III. Bon der Servirzeit und dem Gefellenfiande. 

$. 24. Nach erlangter Freifagung hat der Badergefelle mindeſt 3 Jahr 
unter Leitung eines der im $. 13 benannten Individuen zu ſerviren und fh 
in allen, zum Badergewerbe gehörigen Berrichtungen möglihft auszubilden und 
zu vervolllommnen, ehe er zur Approbationsprüufung zugelaflen werden kann, 

$. 25. Ueber Dienftesaufnapme und Entlaffung der Badergefellen ih von 
Seite des betreffenden Principals fowopl bei der Diftriktspolizeibehörbe, alt 
bei dem Gerichtsarzte, jedesmal ohne Berzug Anzeige zu erflatten. 

$.26. Bei dem Austritte aus der Kondition ift dem Badergefellen von Exit 
bes betreffenden Prinzipals über fittliches Betragen, dann über Art und Dauer ir 
ftatigehabten Beſchäftigung ein Zeugniß mittelft Eintragung in das Band 
buch auszuftellen, welches nach erholtem gerichtsärztlichen Bifa, fofern gege 
deſſen Inhalt eine Erinnerung nicht befteht, durch die zuftändige Difiriktepolür 
behörbe zu beglaubigen if. 

$. 27. Zur Abhaltung der Approbationsprüfungen hat für jeden Kr 
gierungsbezirk eine eigene Prüfungstommiffion, und zwar, fofern nicht beim 
dere Umftände eine Ausnahme motiviren, unmittelbar am Regierungsfige felhi 
in Wirkſamkeit zu treten. 

Diefelbe foll unter dem Borfige ded Kreismedizinalrathes oder eines Mit 
gliebes des Kreismedizinalausfchuffes (da aber, wo der eben bemerkte Int 
nahmsfall gegeben fepn follte, unter dem Borfige eines fonftigen hiefür gerie 
neten Medizinalbeamien), aus einem der Aerzte des für den Prüfungszwed 
benüßenden Spitals und aus zwei weiteren Beifigern von ber Kathegorie ber in 
$. 13 bezeichneten Jubividuen gebildet werben. 
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Die Bildung und Ergänzung diefer Prüfungstommilfionen gefchieht durch 
die einfchlägigen Regierungen, 8. d. 3. 

$. 28. Der freien Wahl des Betpeiligten bleibt es in jedem einzelnen 
Falle überlaflen, bei welcher Prüfungstommiffion er feine Approbationsprüfung 
erſtehen wolle (vorbehaltlich der Ausnapmebeftimmung in $. 31, Ziff, 2 der 
gegenwärtigen Berorbnung). 

$. 29. Die Zulaffung zur Approbationsprüfung fann nur auf Grund des 
polizeilichen Zulaßfcheines erfolgen, deflen Ausfertigung von dem Betheiligten 
unter Borlage der Nachweife 

1. über vorfchriftmäßig vollendeten Schulunterricht und. über vorſchrift⸗ 
mäßigen Befuch der Sonn= und Feiertagsfchufe, 

2. über beflandene Lehr» und Servirzeit, und 

3. über guten feumund 
entweder bei der Diftriftspolizeibehörde feines Helmatheortes, oder bei jener 
am Siße der gewählten Prüfungskommiſſion nachzufncen if. 

$. 30. Sind die Nachweife vollſtändig und genügend, fo fertigt die ge= 
nannte Diftriktspoltzeibehörde fofort den Prüfungs» Zulaßfchein tar» und ſtem⸗ 
pelfrei aus. Unvolftändige Nachweife werden unter Belehrung über die nöthige 
Ergänzung zurüdgegeben. 

$. 31. Bei der Behandlung des Prüfungsgefchäftes überhaupt und insbe: 
fondere in Bezug auf Prüfungsobjelt, Beurtheilung des Ergebniffes, Ausfer- 
tigung bed Approbationgzeugnifies und Gebührenerhebung find die Beftim- 
mungen ber $$. 19, 20 und 22 gegenwärtiger Berorbnung in analoge Anwen- 
dung zu bringen, jedoch mit dem Unterfchiede, daß 

1. die Würdigung des Ergebniffes nach jenen höheren Anforderungen zu 
gefchehen hat, welche in Bezug auf vollendete gewerbliche Ausbildung nach Zwed 
und Bedeutung der Approbationsprüfung hier nothwendig geftellt werben müf- 
fen; dann daß 

2: der Ausfpruch einer ungenügenden Befähigung in dem Wanderbuche des 
Geprüften von Komiffionswegen jederzeit vorzumerken ift, und für den Bethei⸗ 
ligten die Verbindlichkeit nach fich zieht, vor Wiederholung der Approbations- 
prüfung noch mindeft ein halbes Jahr zu ferbiren, und dieſe zweite Prüfung 
bei Bermeidung der Nichtigkeit vor der nämlichen Kommiffion zu beflehen, vor 
welcher die erſte erfolglos ſtatt gefunden hat. 

Tit. IV. Schlußbeſtimmungen. 

$. 32, Rückſichtlich aller durch gegenwärtige Verordnung nicht beſonders 
geregelten Punkte find in Bezug auf das Badergewerbe die allgemeinen ge- 
mwerbspolizeilihen Normen zur Anwendung zu bringen. 

$. 33. Gegenwärtige Berorbnung tritt mit dem 1. October I. 3. in Wirk: 
ſamkeit. 

Dieſelbe iſt aber in Bezug auf die Verhältniſſe des bis dahin bereits ap⸗ 
probirten hirurgifchen Magifter, Landärzte, Epirurgen und Baber, fo wie in 
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Bezug auf biefenigen Individuen, welche wegen Erlangung des chirurgiſchen 
Magiftergrabes die Bewilligung zum Uebertritte an eine Hochſchule bereits er- 
halten haben, ohne rüdwirkende Kraft; vielmehr hat es rüdfihtlih fämmtlider 
benannter Individuen bei den einfchlägigen bisherigen Normen fein Berbleiber. 

In allen übrigen Beziehungen dagegen find gedachte Normen als aufge 
hoben zu betrachten. 

$. 34. Die Baberfchulen zu Landshut und Bamberg werben mit dem 
1. Dctober I, 3. aufgelöst. 

Das definitiv angeftelte Perfonal derfelben tritt als ſolches mit jenem 
Tage bis auf weitere Beftimmung in temporäre Quieszenz. 

Die Zunftionsbezüge und Regtebeiträge werden zur Staatskaffe eingezogen. 

Unfer Dinifterium des Innern ift mit dem Bollzuge vorfiehender Ber- 
ordnung beauftragt. 

6. Praktizirende und ausländiſche Aerzte. 
3. Band, p. 471. 

— Die Befugniß zur Bewilligung der ärztlichen Praris, ſiche 
Kreisregierung 1. Bud, $. 51. 

7. Apothelen und Berfauf von Arzneimitteln. 
3. Band, p. 471. 

F. 99. Berfügung des Minifteriums des Innern vom 24. Mai 
1832, Amtsbl. M 39, p. 374, die Dispenfation von ältern Recepten. 
Staatsminifterium des Innern, 

Es find ganz neuerlih Fälle vorgelommen, wobei die Repetition eines in 
früheren Jahren verorbneten Rezeptes töbtlichen Erfolg gehabt hat. 

Aus Anlaß diefes Ereigniffes wird daher verfügt, daß heftig wirkende Ar- 
neien in allen Apothelen des Königreiches nur dann repetirt werben dürfen, 
wenn folhe Rezepte entweder von einem orbinären Arzte neu ausgeflellt oder 
beren Repetition von einem folchen neuerdings in einer entfprechenden Orbina- 
tion verlangt worden iſt. 

Vorſtehende Anorbnung iſt durch die Kreisintelligengblätter zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen, und die Apotheker find für den Bollzug verantwortlich 
au machen. 

F. 100. Die Bekanntmachung der Regierung vom 13. Juni 
1832, Amtsbl. M, 42, p. 402, ift durch die Apotheferorbnung vom 
27. Januar 1842 ohne Geltung. 

$. 101. Unterm 14. Auguft 1832, Amtsbl. M 54, p- 485, 
wurbe bie öffentliche Anpreifung und der Verkauf geheimer Arznei: 
mittel, infofern dieſer nicht ausdrücklich bewilligt ift, wiederholt ver: 
boten und die Polizeibehörben angewiefen, die Kontraventionen den 
Gerichten zur Beflrafung anzuzeigen. 
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F. 102. Regierungsverfügung vom 12. März 1833, Amisbl. 
A. 16, p. 194, die Verleihung von Apothefenfonceffionen betr. 

Nachdem durch eine Entſchließung bes . Königl. Staatsminifteriums des 
Innern vom 5. Januar I. 3. verfügt wurde, daß fünftig vor der Berleihung 
von Apotpelenkonceffionen außer den Gutachten des Kantonsarztes, der Lokal- 
behörden und des Königl. Landkommiſſariats auch die Erinnerungen der Apo⸗ 
tpefer nicht blos des Ortes, für den eine Konceſſion geſucht wird, fondern auch 
der Umgebungen, eingeholt werben follen, fo werden die Königl. Landkommiſ⸗ 
ſariate hiemit angewieſen, ſich bei Inſtruirung von Geſuchen um Apothekenkon⸗ 
ceffionen genau nach dieſer Verfügung zu achten. 


$. 103. Die unterm 8. Mai 1835, Amtsbl. M 22, p. 233, 
und 25. Juli 1835, Amtsbl. M 34, p. 356, befannt gemachten Ber 
ſtimmungen hinfichtlich der Apothefen, ingbefondere der Lehrlinge und 
Gehülfen in denfelben betr,, find dur den $. 58 der Apothefenord- 
nung vom 27. Jänner 1842, fiehe unten $. 107 abgeändert, 

$. 104. Durch Entfchliegung des Minifteriums des Innern vom 
5. Sebruar 1837 wurde entichieden, daß die Ausübung der Homöo— 
pathie durch Landärzte und Chirurgen Calfo Abgabe homöopathifcher 
Heilmittel auf Verordnung berfelben) nicht geftattet fey, fiehe Amtsbl. 
vom Jahre 1837, Mr 16, p. 114, 

F. 105. An die Stelle der, obwohl nicht förmlich aufgehobenen 
pothefenordnung vom 17. Februar 1837, Amtöbl, M. 38, p. 296, 
ft Die Verordnung vom 27. Januar 1842 getreten, fiehe unten $. 107. 

$. 106. Die Beftimmungen der Verordnung des Minifteriums 
es Innern vom 15. März 1837, Amtsbl, Mu. 15, p. 363, die Un—⸗ 
erfuchung der Apotheken betr,, find durch Die untenſtehende Apothefen- 
rdnung $. 107 abgeändert. 


F. 107. Apothefenorbnung vom 27. Januar 1842, Amisbl. 


Yo. 14, p. 129, 
Ludwig, 8 

Um das Apothefenmwefen in einer, der fanitätspolizeilichen Wichtigkeit des 
jegenftandes angemeflenen Weiſe zu regeln, haben Wir die von Unferem 
tinifterium des Innern unterm 17. Februar 1837 erlaffenen, hieher einfchläg- 
en Direltiven einer umfaflenden Revifion unterwerfen laſſen, und verorbnen, 
ıf fo lange Bir nicht anders verfügen, hienach, wie folgt: 

Tit. L Allgemeine Befimmung. 
S. 1. Das Apoihelenwefen unterliegt in Bezug 
1. auf Bewilligung zur Errichtung und zum Betriebe von Apothelen, 
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2. auf Befähigung und gewerbliche Stellung des einfhlägigen Perfonals, 

3. auf geeignete Herftellung und Einrichtung ber erforderlichen Tolalitäten, 
und . 
4. auf die gewerbliche Gefchäftsführung der ftaatspolizeiliden Beauffih- 
tigung und Leitung nach den näheren Befimmungen der gegenwärtigen Ber- 
ordnung. 

Tit. I. Bon der Bewilligung zur Errichtung und zum Betriebe 
von Apothelen, 

$. 2. Zur Berleifung einer Apotpelerstonceffion wird außer den allge- 
meinen gewerbsgefeßlichen Borbedingungen jeder Konceffion, und außer der 
perfönlichen Befähigung des Bewerbers ($. 7) jederzeit der Nachweis 

1. eines wirflihen Bebürfniffes in fanitätspolizeilicder Beziehung, und 

2. eines nach den örtlichen Berhältniffen im Ausſicht geflellten günftigen 
Abſatzes und folgeweife geficherien Nahrungsftandes für den Bewerber weient- 
lich ‚erfordert. 

Auch iſt dabei 

3. auf den Nahrungsftand der bereits vorhandenen Apotheken jederzeit die 
+ gebührende Nüdficht zu nehmen. 

Sefuhe um Bewilligung der Uebernahme einer bereits beflehenden Apo- 
thefe find nach Art. 3 und Art. 4, Ziff. 3 und 4 des Gewerbögefeßes vom 11. 
September 1825 zu beurtheilen. 

$. 3. Die in $. 2, unter Ziff. 1 bis 3 gegebenen Beftimmungen behaup- 
ten auch bei Zrandferirung beſtehender Apotheken ihre gleichmäßige Geltung. 

$. 4 An Orten, für welche wegen zu großer Entfernung von der nägk- 
gelegenen felbfiffändigen Apothefe das in $. 2, Ziff. 1 erwähnte Bedürfnis 
zwar befteht, dagegen aber bie dafelbfi unter Ziff. 2 enthaltene Borausfegung 
nicht hinreichend gewährleiftet erfcheint, oder endlich die in eben diefem $. unter 
Ziff. 3 gegebene Beftimmung Plaß greift, kann entweder, 

1. fo fern der betreffende Ort von größerer Bedeutung if, durch einen be- 
nachbarten felbfifländigen Apothefenbefiger eine Filtalapothefe errichtet, oder es 
fann 
2. wenn ber Ort hiefür zu unbedeutend, gleichwohl aber von der nädhfigr- 
legenen felbfitändigen oder Filialapotheke mindeft zwei geometrifhe Stunden 
entfernt ifl, dem dafelbft wohnenden Arzte, Landarzte, Chirurgen oder Bader 
(vorbehaltlich der Beſtimmung in $. 5, Ziff. 3, und $. 11 der Inftruftion über 
bie Befugniffe und Berpflichtungen der Bader vom 25. October 1836) die Hal- 
tung einer Handapothefe unter den in den $$. 8, 32, 55, 56 und 66 entjal- 
tenen näheren Beflimmungen, jedod immer nur in fireng widerruflicher Beie, 
geftattet werden. 

$. 5. Neben einer Apotheterstonceffion foll eine fonftige Konceffion oder 
Licenz zum Betriebe eines anderen, wenn auch verwandten Gewerbes an ein 
und basfelbe Individuum künftig nicht erteilt werben, fofern nicht volle Sicher» 
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beit befteht, daß die Führung der Apotheke und bie Erfüllung ber hiemit ver- 
bundenen Obliegenpeiten in keiner Weiſe darunter leiden werde, 

$. 6. Die Berleifung von Apothekerskonceſſi ionen, ſowie die Bewilligung 
zur Transferirung von felbfifländigen Apothefen, dann zur Errichtung von Fi« 
liale und Handapotheken kömmt den Kreisregierungen, Kammern des Innern, 
in ſtandesherrlichen Gebieten aber, für welche eine Regierungstanzlei beftept, 
biefen Letzteren zu. 

Den gedachten Stellen wird Hiebei, indbefondere was bie Errichtung Yon 
Handapothefen betrifft, zur befonderen Pflicht gemacht, mit größter Umficht zu 
verfahren, und bie biesfällige Bewilligung nur dann zu ertheilen, wenn neben 
dem vorgefhriebenen Diftanzenverpältniffe und neben der Unthunlichkeit, eine 
Filialapothele zu errichten, ein wirkliches fanttätspoligeiliches Bedürfnig in volle 
Evidenz geftellt erfcheint. 

Nach eben diefen Gefichtspuntten find auch bie fämmtlichen bisher ertheil- 
ten Licenzen zur Führung von Handapotheten alsbald einer ſtrengen Revifion 
zu unterwerfen, und in allen den Fällen, wo die eben erwähnten Borausfeß- 
ungen nicht unzweifelhaft gegeben erfcheinen, unnachfichtlich wieder einzuziehen. 
Tit. IT. Bon der Befähigung und gewerblichen Stellung des 

Apotheten- Perfonalg, 

Cap. I: Bon ber Befähigung zur felbfiffändigen Gefhäftsführung in 

einer Apotheke. 

$. 7. Zum Betriebe einer Öffentlichen Apotheke — fey es als ſelbſtſtän⸗ 
diger Apotheler oder als Provifor — iſt nur derjenige für befähigt zu eradhten, 
welcher nach zurüdgelegter Lehr» und Servirzeit und vollendeten Univerſitäts⸗ 
fludien die Approbationsprüfung mit entfprechendem Erfolge befanden hat. 

$: & Die Qualififation zur Führung einer Handapotpefe ift bedingt 

1. durch die erlangte Approbation des betreffenden Individuums in ber 
Eigenfhaft als Arzt, Landarzt, Chirurg oder Bader, und 

2. durch den Nachweis der zum Gelbfidispenfiren erforderlichen uechniſchen 
Fertigkeit, welcher in Ermanglung eines Univerſitätszeugniſſes über praktiſches 
Pharmacieſtudium oder ſonſtiger genügender Behelfe jederzeit mittelſt einer, dem 
Umfange der einſchlägigen Dispenfirbefugniffe angemeffenen prattifchen Prüfung 
zu liefern ift, wobei die Kompetenzbefimmungen des $. 15 in analoge Anwen⸗ 
bung zu treten haben. 
Cap. H. Bon der Lehrzeit und den perfönlichen Verhältniſſen der Lehrlinge. 

$. 9. Die Vorbedingungen der Aufnahme in die Lehre find: 

1. ein Alter von nicht weniger als 15, und nicht mehr als 20 — 

2. entſprechende geiſtige und körperliche Anlagen, 

3. tadelloſes Betragen in religiöſer und ſittlicher Beziehung und gfeig, 

4. eine dbeutlihe und fertige Handfchrift, und 

5. das Abfolutorium einer volffändigen lateiniſchen Schule. 

$. 10. Die Bewilligung zur Aufnahme in die Lehre ift unter Vorlage 
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1. des Zauffcheines, 

2. eines Geſundheits⸗ und Impfzeugnifles, dann 

3. des Studienzeugniffes über Fleiß, Fähigkeiten und Fortfchritte ſowohl 
als über Religiofität und Sittlichkeit 
bei der dem Lehrherrn vorgefegten Diftriftspoligeibehörbe nachzuſuchen, und von 
diefer nur nach vorgängiger gutachtlicher Einvernahme des Gerichtsarztes zu 
ertheilen. 

Der Kebtere darf fich bei Abgabe feines Gutachtens nicht blos auf die Ein- 
fiht der Zeugniſſe befhränten, fondern er hat auch den Zögling ſelbſt bezüglich 
feiner Kenntniffe und feiner phyſiſchen und geiftigen Anlagen vorher kurz zu 
prüfen, 

$. 11. Der Bildungsgang während der mindeft dreijährigen Lehrzeit muß 
zunächſt ein praftifcher ſeyn, jeboch unter fleter Zurüdführung auf wiflenfhaft- 
liche Prinzipien, und es ift in folcher Art der Lehrling fiufenweife in alle phar- 
mazeutifchen Grund» und Hülfswiflenfchaften einzuführen und nach und nad 
mit der ganzen Reihe der ın feinem Fache irgend gangbaren Präparate nit 
nur theoretifh, fondern auch praktifch vertraut zu machen, 

Der Lehrling hat über alle von ihm angefertigten pharmazeutifhen Prä- 
parate ein Tagebuch zu führen, welches von dem Lehrherrn zu beglaubigen if. 

Dem Lehrherrn wird nebft dem zur befondern Pflicht gemacht, denfelben 
zu keinerlei der Pharmacie fremden, am wenigften zu knechtiſchen Arbeiten zu 
verwenden, ihm täglich wenigſt zwei Stunden Zeit zum Stubiren und NRad- 
holen des Gefehenen und Gehörten zu gönnen, nnd deſſen religiöfes und fitt- 
liches Berhalten mit befonderer Sorgfalt zu überwachen, 

$. 12, Zur möglichfien Sicherung bes Lehrzweckes follen in jeber Apotheke 
nur fo viele Lehrlinge Aufnahme finden, als gehörig überwacht und unterricd- 
tet werben können. 

In der Regel foll überall die Zahl der Lehrlinge bie der Gehülfen nit 
überfteigen. 

Apotpelern, welche ihr Gefhäft ganz ohne Gehülfen betreiben, iſt aus 
nahmsweife die Unterrichtung von je einem Lehrlinge, jedoch nur unter ber 
Borausfegung geftattet, wenn für einen ſolchen nach dem gerichtsärztlichen Gut» 
achten gleichwohl genügende Gelegenheit zur Befchäftigung und Ausbildung in 
der betreffenden Offizin gegeben erſcheint. 

$. 13. Der Lehrling ift zur Eprerbietung, Treue und Folgſamkeit gegen 
den Lehrherrn, fowie zu einem anfländigen Benehmen gegen bie Apotheterge- 
hülfen verpflichtet. 

$. 14, Zur Entlaffung aus der Yehre wird erfordert : 

1. daß der Zögling die vorfhriftmäßige dreijährige Lehrzeit vollſtändig 
aurüdgelegt habe, und 

2. daß er nach beftandener Prüfung von der einfchlägigen Kommiffion für 
befähigt erlannt worben ſep. 
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$:15. Sole Prüfungstommiffionen, beſtehend aus bem betreffenden Ge- 
richtsarzte ald Borftande und zwei Apothekern als Beifißern, werben von den 
Kreisregierungen, Kammern bes Innern, in den größeren Städten des Regier- 
ungsobezirkes niebergefeßt. 
Jeder Kommiffion wird ein beftimmter Diftrift, und mit diefem die Kom- 
petenz zur Prüfung der in demfelben unterrichteten Lehrlinge zugewiefen. 

$.16. Die Prüfungs» Admiffionsgefuche find, belegt mit dem pharma- 
ceutifhen Tagbuche, dann mit einem Zeugniffe über erfiredte Lehrzeit, religiöfes 
und fittliches Betragen, Fleiß und Fortfchritte des Zöglings, an den Borfland 
ver Prüfungstommilfion zu befördern, welcher die Admiffion in zweifellofen 
Sällen zu ertheilen, ſowie bie weiteren einleitenden Verfügungen zur wirklichen 
Prüfungsvornahme zu treffen, bei obwaltenden Bedenken aber über deren Statt⸗ 
baftigfeit die diſtriktspolizeiliche Entfcheidung mittelft motivirten Antrages zu 
veranlaflen hat. 

$. 17, Die Prüfung ſelbſt, welche in der Apotheke eines ber beiden Kom⸗ 
miffionsbeifißer vorzunehmen ift, umfaßt: 

1. die fohriftliche Beantwortung einiger angemeffener Fragen aus der alle 
gemeinen Raturgefchichte, der Phyſik, der pharmaeeutifchen Chemie und Botanif, 

2. die Veberfeßung verfchiedener Stellen aus der Pharmacopoea bavarica, 

3. die mündliche Beantsbortung einiger Fragen aus der Apotpefenorbnung 

4. die Erklärung des Urfprungs, der Zubereitung, dann der phyfifchen und 
chemifchen Eigenfchaften vorliegender roher Arzneiftoffe, Aufzählung der ihre 
Güte und: Aechtpeit beurfundenden Merkmale, und Bornahme der einfchlägigen 
Prüfung mit Reagentien, 

5. die Berfertigung einiger während der Prüfung eingefommener, dann 
die Refung, Erklärung und Taxirung fonftiger Recepte und 

6. die Bereitung eines pharmaceutifchen Präparates. 

$. 18. Unmittelbar nach beendigter Prüfung wird deren Ergebniß in ab⸗ 
weſenheit des Zöglings von der Kommiſſion durch Stimmenmehrheit ausge⸗ 
ſprochen, und hienach entweder 

1. dem Lehrlinge ein von ſämmtlichen Kommiſſionsgliedern unterzeichnetes 
und mit dem Amtsfiegel- des Vorſtandes gefertigtes Prüfungszeugniß über be— 
urkundeie vorzünliche (oder genügende) Befähigung und hienach erlangte Auf« 
nahme in den Gehülfenftand alsbald zugeflellt, oder es wird 

2. bei ungulänglichen Prüfungsergebniffen die Verlängerung der Lehrzeit 
des Zöglings auf weitere ſechs bis zwölf Monate ausgeſprochen. 

Sn beiden Fällen if der einfhlägigen Difriktspolizgeibepörbe Nachricht au 
eben. 

Würden aber im zweiten Falle genügende Anzeigen einer offenbaren 
Mangelhaftigkeit des genoflenen Unterrichts entweber aus dem pharmacent- 
ſchen Tagebuche oder in fonftiger Weife ſich ergeben, fo ift auch in Bezug auf 
tefen Punkt ** und gehörig belegte Anzeige an gedachte Behörde zu 


Dr. Gichenpfeiffen *8* —XR ber Berfafung 12 42 


658 Dritted Buch. — Berwaltungspoligei. 


erftatten, und von Ießterer fodann gegen den Lehrheren wegen Pflichtvernach⸗ 
läßigung geeignet einzufchreiten, fofort aber auch die Entfehliefung der vorge- 
feßten Regierung, Kammer bes Innern, darüber zu erholen, ob dem Lehrherrn 
wegen allenfallfiger Untüchtigkeit oder Fahrläßigkeit die Befugniß zur Unter 
richtsertheilung zeitlich oder bleibend zu entziehen ſey. 

6. 19. Ueber die Prüfungsergebniffe ift ein förmliches Protokoll zu führen, 
und feiner Zeit nebſt den fehriftlichen Ausarbeitungen des Zöglings in der Kom- 
miffionsregiftratur zu hinterlegen. 

$. 20. Außer Bergütung der bei der Prüfung nutzlos verbrauchten Arznei- 
ſtoffe, dann der etwaigen Reifefoften des einen oder andern der Rommiffions- 
glieder hat der Lehrling an den Kommiffionsvorftand 5 fl., und an jeden ber 
Beifiter 3 fl. als Prüfungsgebühren zu bezahlen, und den Tar- und Gtempe- 
betrag für das Lehrlingszeugniß zu berichtigen. 

$. 21. Der Austritt jedes Lehrlinge, er mag während ber Lehrzeit oder 
nach Beendigung derfelben erfolgen, iſt durch den betreffenden Apothelenvorſtand 
fowohl bei der Diftriftspoligeibehörbe als bei dem Gerichtsarzte unverweilt zur 
Anzeige zu bringen. 

Cap. II. Bon der Servirzeit und den perfänlichen Berhältniffen der 

Apothekergehülfen. 

$. 22. Das Befähigungszeugniß ($. 18, Ziff. 1) bildet die unerläßliche 
Borbedingung, um in einer Apothefe als Gehülfe ferviren zu können. 

Bon diefer Regel tritt nur bei Ausländern in fo ferne eine Ausnahme ein, 
als fie fih über ein mit entfprechendem Erfolge bereits im Auslande beftandenes, 
der obigen Lehrlingsprüfung ($. 17) gleich zu achtendes Eramen gehörig aus- 
zuweiſen vermögen. 

$. 23. Der aus ber Lehre Entlaffene ift gehalten, vor Antritt der Univer- 
ſitätsſtudien noch 3 Jahre als Gehülfe in einer unter Leitung eines approbirten 
Pharmaceuten ftehenden Apotheke zu ferviren, und während bdiefer Zeit feine 
fernere theoretifche und praktifche Ausbildung ſich möglichſt angelegen fepm zu 
laffen, 

$. 24. Derfelbe it in allen dienſtlichen Berrichtungen für: firenge Beod- 
achtung der durch gegenwärtige Apothekenordnung oder ſonſt durch Geſche ober 
Verordnungen vorgezeichneten, bahin bezüglichen Normen fpeziell verantwortlih 
und in biefem Sinne auch bei dem Konditionsantritte durch den Gerichtsarit 
auf Handgelübde zu verpflichten. 

Seinem Prinzipal ſchuldet er Achtung, Treue und Gehorfam, unbefchabet 
jedoch der in Abſ. I. ausgefprochenen Berantwortlichkeit, 

$. 25. Bei dem Austritte des Gehülfen aus der Kondition wird demiel- 
ben von dem Apotpefenvorftande unter Rüdgabe feiner inzwiſchen verwahrt 
Atteſte ein förmliches Servirzeugniß ausgefertigt, welches über religiöfes un 
ſittliches Betragen, Fleiß, Treue und wiſſenſchaftliche Fortſchritte des Gehülfen 
nach den Hauptrubrilen: „vorzüglich, gut: (groß) ober ungenügend,“ 
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ſich gewiſſenhaft zu verbreiten ei und mit dem Bifa ig FRIEDEN zu 
verfehen iſt. 

$. 26. Die Aufnahme und Entlaffung jedes ; Sefülfen ift vurch * Apo⸗ 
thelenvorſtand nicht nur bei dem Gerichtsarzte, ſondern ya bet ber — 
poligeibehörde zur Anzeige zu bringen. ut 

$. 27, Bei dem Mebertritte an die Univerfität na —*— vtei⸗ 
jaͤhtiger Servirzeit erhält der Gehülfe die ſogenannte kleine Matrikel und iſt 
verpflichtet, in einem mindeſt einjährigen Kurſus die Vorträge über. niedere Ma⸗ 
thematik, Phpſik, Mineralogie, allgemeine und. mediziniſch- pharmaceutifche, Bo- 
tanik, Zoologie, allgemeine, und ‚analytifhe Chemie und Stöchiometrie, Phar⸗ 
macie mit Einfehluß der Pharmacognofie.und Toricologie zu hören ‚und, ‚fich 
bierüber durch Frequenzzeugniſſe, ſowie über ſittliches Betragen durch ein Schluß: 
zeugniß nach den Satzungen der Bayer. Hochſchulen auszuweiſen. 

$. 8. Auf dem Grunde der in den $$. 25 und 27 erwähnten Attefle wird 
dem Gehülfen die Admiſſion jur Approbationsprüfung zu Theil,‘ welche Fünftig 
on den drei Randesuniverfitäten durch eine, aus Profefforen der; mebifinifcheh 
und beziehungsweife der philofophifchen Fakultät gebildete Kommiſſion nach 
Maaßgabe der’ von dem Minifterium des Innern deßfalls zu — * 

ſonderen Vollzugsinſtruktion alljährlich vorzunehmen iſt. | I 

$. 29. Der Befähigungsausſpruch von Seite diefer Koinmiffton bildet * 
den beireffenden Gehülfen nach F. 7 die unerläßliche Vorbedingung, um einer 
Apotheke als Proviſor vorſtehen, oder ſich um Beeleifung einet —— 
Apothekerskonceſſion bewerben zu können. 

$. 30. Die Wirkung des Befähigungsausſpruches erliſht, wenn der ap⸗ 
probirte Pharmaceut vor Erlangung einer ſelbſtftändigen Apothekenverwaltung 
während eines Zeitraumes von mindeſt 5 Jahren der Titterarifchen fowopt ‚ als 
praktifchen Befchäftigung mit Pharmacie entweder gänzlich ober doch nur mit 
geringen Unterbrechungen entzogen war, | mn 

Solchen Falles iſt deſſen Zulaffung zu einer Konceffion oder zumt En 
diforate durch eine wiederholte Erſtehung der Approbationsyrüfung bedingt. 

Eap. IV. Bon den Befugniffen und Verbindlichkeiten der Apotpefer. 

6. 31. Die Apotheker find ausfhließlich befugt, Arzneien und pharma- 
eeutifche Präparate im Sinne des $. 6 und 7 der Berordnung vom 17. Auguft 
1834, Gift- und Arzneiwaarenverlauf — F Lu bereiten und im Großen und 
Kleinen zu verkaufen. 

Denfelben ift gegen jeden Eingriff in dieſe ihr eusfgiesige Bern 
nachdruckſamer polizeilicher Schuß zu gewähren, 

$. 32. Als Eingriff der eben erwähnten Art ift, vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mung des $. 33, insbefondere das Dispenfiren von hombopathiſchen oder fonfl« 
igen Arzneimitteln DR. ärztliche — zu REN en lebtere * 
weder 

1. zur Führung ‚einer Handapsthele nicht befugt find, oder R 
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2. im endgegengefeßten Falle 

a) fich hiebei eine Ueberſchreitung der im $. 56 enthaltenen Vorſchriſten 
erlauben, ober, 

b) die Abgabe von Arzueien über ipren Bohnfit hinaus auf Orie aus 
dehnen, welche von dieſem leßteren weiter, ald von dem — einer felbffiän- 
* oder Filialapotheke entfernt find, 

6. 33. Ein Eingriff Im Sinne des $. 31 iſt aber nicht als vorhanden an 
— wenn ein nach $. 8 Ziff. 2 qualifizirter praktiſcher Arzt — ohne 
Unterfchied, ob ihm die Führung einer Handapothefe zukomme oder nicht — 
die Selbſidispenſirung eines Arzneimittels unternimmt, weldes der Pharmaco- 
'poea- bavarica fremd, und defien Bereitung um biefes Teßteren Umſtandes wien 
von den orksangefeffenen Apothefern förmlich verweigert worden ift. 

‚6. 34. Jeder Apotheker ift verpflichtet 

1. fih nah den, durch gegenwärtige Apothekenordnung ſowohl als durch 
ſonſtige Gefeße oder Verorbnungen im Bezug auf das Apothelenmwefen gegebenen 
Vorſchriften ſtrenge gu achten ; 

2. allen an ihn ıgeftellten amtlichen Requifitionen ſchleunige und pünktlihe 
Folge zu leiften; 

3. bei-amtlichen Bifitationen feine Apothefe nebft allen dazu gehörigen 
Ein, und Borrichtungen, Vorräthen und Gefhäftsbüchern, foweit die Führung 
ber letzteren ausdrücklich vorgeſchrieben if, der Einficht und Prüfung der Sf 
tationstommifft on zu unterftellen ; 

4, die nöthige Anzapl Gehülfen zur unverzüglichen Erledigung aller an die 
Dffizin geftellten begründeten Anforderungen zu halten; 

5. über Religiofität, Gittlichkeit, Treue, Ordnung, Reinlichleit und geeig 
nete Fortbildung. der Gehülfen und Lehrlinge zu wachen, und denfelben insir 
fondere in leßterer Beziehung möglichft fördernd an die Hand zu gehen; 

— 6. innerhalb. der Grenzen der Pharmacopoea bavarica jede durch ein ir 
rechtigted ärztlihes Individuum verordnete Arznei jederzeit unweigerlich je 
bereiten und abzugeben, und in den ald dringend ärztlich bezeichneten Zülen 
auc deren Frebitiweife Ablieferung ſelbſt in dem Falle nicht zu beanftanden, 
wenn der Abnehmer mit Bezahlung früherer Konten noch im Rüdftande fd 
befinden -follte, — unbefchadet jedoch der gefeßlichen Befugniß zur Sicherung 
der Forderungen bei vermöglichen Abnehmern die richterliche Hülfe, außerdem 
aber die Dazmifchenkunft der Armenpflege in Anfpruch zu nehmen; 

7. fih alles Selbftorbinireng unbedingt zu enthalten ; 

8 in; keinerlei Form und unter teinerlei Borwande irgend Geſchenle an 
Aerzte zu machen, und 

‚9, dig firengfte Berfchwiegenpeit felbfi gegen Hausgenoffen in Allem zu be 
obachten, was Ehre und Auf eines Arztes oder Kranken gefährden lönnie. 


$. 35, Jeder Apotheker iſt bei Uebernahme der Apotheke auf vorſiehende 
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Obliegenpeiten durch die Diftrittöpoligeibepörde in Gegenwart dee Seriqtsarz⸗ 
tes eidlich zu verpflichten: 

Den auf amtliche Requiſition von einem alſo verpflichteten Apotheker vor⸗ 
genommenen hemifchen: Unterfuhungen kommt öffentlicher Glaube zu. 

‚Eap. V. Bon den Apotpefergremien. 

$. 36. Für jeden Regierungsbezirk beſteht ein eigenes, aus den — 
darin angeſeſſenen Apothekern zuſammengeſetztes Gremium. 

$. 37. Diefe Gremien, welche bei den Apothekern die Stelle der dur 
Art. 7 des Gewerbgeſetzes vom 11. September 1825 gebotenen Geiverbevereine 
vertreten, haben, mit Ausſchluß feder direkten Einwirkung — eo ber 
Gewerbspolizei, ausfchließlich zur Aufgabe: 

1. Förderung des wiffenfchaftlichen Betriebes des Apotfelitwefens — 
insbeſondere durch Verdteitung hieher — nützlicher — und 
Entdeckungen; 

2. Anzeige wahrgenommener Mißbräuche * ſonſtiger Mißſtande im Be⸗ 
reiche des Apothekerweſens, erforderlichen Falles mit — Berbefferunge- 
vorfohlägen begleitet; 

3. gutachtlihe Anträge in fonftigen wichtigen Apotpeferängefegenpeiten; J 

4. Aufſicht auf die Disziplin der Gehülfen und Lehrlinge, Mahnung bei 
deßfalls wahrgenommenen Gebrechen, und BR wenn * —— 
fruchtlos bleiben; 

5. Unterſtützung dürftiger Gewerbsgenoſſen, und 

6. Verwaltung des Vereinsvermögens. 

Die unter Ziff. 2 und 3 erwähnten Anzeigen und Gutachten find an bie 
betreffende Regierung, Kammer des Innern, unmittelbar — die unter Ziff, 4 
berührten Anzeigen aber. an die zuftändige Diſtriktspolizeibehörde zu erftatten. 

$. 38. Die Ausübung der diefer Aufgabe entfprechenden Befugniſſe ge⸗ 
ſchieht theils 

1. durch einen beſonderen, aus dam Vorſtande und 2 bie 4 De itzern 
zuſanimengeſetzten Ausſchuß, theils 

2. durch die Generalverſammlung, welche unter Vorſitz bes Kreismediginak: 
rates minbeft einmal in jedem Jahre in ber Kreishauptſtadt zufammen zu tre- 
ten hat, und bei der zu erfcheinen die ſämmilichen Mitglieder bes Gremiums 
befugt, die des Ausfchuffes aber verpflichtet find. 

$. 39. Der Ausfhuß, als fändiges, zur Beforgung von Laufenden Ge 
ſchäfte berufenes Organ des Gremiums, wird das Erſtemal durch die betreffende 
Regierung, Kammer des Innern, in der Folge aber durch die Generalverſamm⸗ 
lung ſelbſt, vorbehaltlich der Regierungsbeſtätigung, aus den in der Kreishaupt- 
ftadt und deren En Umgebung angefeffenen Apothekern —— auf 3 Jahre 
gewählt. 

$. 40. Ale übrigen Befimmungen bleiben den — Satzungen der 
einzelnen Gremien vorbehalten, welche durch die Ausſchüſſe zu entwerfen, ſodann 
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in einer Generalverfammlung zu beraihen, und mit. den hiebei allenfalls für 
zweckmäßig erachteten Modifikationen der Reviflon und Genehmigung der ein. 
fchlägigen Srelsregierung, Kammer. bes Innern, zu unterfiellen find, 
Tit. IV: ı Bon den Apotheken. 
Ä Cap. I. ‚Bon den Lofalttäten und deren Einrichtung. 

6. 41. Jede ſelbſiſtãndige öffentliche — muß nebſt der Wohnung 
des Beſitzers enthalten: 

1. eine Offizin, 

2. ein Laboratorium, 
3. einen Wafferkeller, 

4. eine Materialkammer und 

5. einen Kräuterboden. 

5. 42. Alle dieſe Räume ſollen Lediglich ihrer ſpeziellen Beſtimmung ge 
widmet werben, fämmtlich verſchließbar, dabei hinlänglich geräumig, troden, 
hell und Iuftig und flets reinlich gehalten feyn. 

6. 43.. Die Offizin ſoll im. Erdgefchoffe fich befinden, mit einem befon- 
deren Eingange verfehen, dabei gegen Staub, Hite und Kälte gehörig neihärt 
feyn, und muß enthalten : 

1, einen geräumigen Rezeptirtifch ; 

2, reinliche, freigeftellte, größere und Heinere, wenigft ein Achtelgran om 
zeigende Wagen mit Schalen fowopl aus Meffing, als aus Horn, Knochen, El⸗ 
fenbein oder Schildpatt nebft faubern, nicht abgenüsten, vollkommen richtigen, 
geftempelten Gewichten ; 

3. Handfchalen und Reibmörfer verfchiedener Größe, fowopl aus Metall, 
als pi las, Porzellan oder Stein ; 

4. Löffel aus Meffing oder Silber, fowie aus Knochen, Horn oder Schild⸗ 
— 
5. zinnerne, porzellanene oder gläferne Maaße; 

6. ebene, glatte Pulverſchiffchen aus Silber, Meſſing oder Horn; 

7. eine meffingene, beffer noch ſtählerne, filberne oder hölzerne Pillenn⸗ 
fine; 

8, bie für zwetmäßige Unterbringung und Aufftellung der verfchiebenen 
Arzneibehältniffe erforberlihen Schraͤnke, Repofitorien und Geflelle von dauer 
baftem, geruchlofen Holze, dann J 

9. dieſe Arzueibehältniſſe ſelbſt, und zwar 

a) genau ſchließende Gefäße aus Glas, Steingut oder Yorzelan (nie anf 
Metall) für-die Salze, Ertracte, Electnarien, Salben und Pflafter; 

b) mit eingeriebenen Stöpfeln und nötigen Falles auch mit eng anlım 
genden Blafen verfehene Gläfer für die flüchtigen Subflangen, und 

ec) gut gefchloffene, aus geruchlofem Holze verfertigte Büchſen und Schub⸗ 
laden für die trocknen, nicht flüchtigen Arzneien, 

$ 44. Das Laboratorium fol in ‚einem von der Dffizin und der Privat 
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wohnung des Apothelers, wo möglich, ganz getrennten Gewölbe Yon gehöriger 
Höhe untergebracht und mit einem feuerfeſten Fußboden, einem unten weiten, 
hinlänglich, Haben, gut ziehenden Raucfang, dann, wenn thunlich, mit laufen⸗ 
vem Wafler verfehen fepn, 

In demfelben müflen ein großer, flarker, wohlbefeftigter Tiſch, mehrere 
Hrerde, unbewegliche ſowohl, als tragbare Defen, Sandkapellen, eine innen 
verzinnte, mit einem. Abkühlungsgefäße verfehene Deftillirgerätpfchaft, eiferne 
oder gut verzinnte kupferne Pfannen und Keffel verfchiedener Größe und Form, 
feinerne oder gut gebrannte irdene Abrauchſchalen, gläferne Scheidetrichter, 
eine Preffe, Seihtücher, Zenafeln, Filtrirkörbe, Trichter, Retorten, Kolben, 
Glasröhren, Glasftäbe, Löffel, Spateln, Schmelztiegel, eine Glasplatte mit 
gläfernem Laufer, eiferne und fleinerne Mörfer, Atrometer, Thermometer, Haar-, 
Draht» und Beutelfiebe, ein Reagentienkäſtchen nach Borfchrift der Pharmaco- 
poea bavarica, und, wo ein eigner Eißfeller fehlt, ein Malapartifcher oder fon» 
figer Eisbildungsapparat vorhanden feyn. 

$. 45, Für minder frequente Apotheken können bie in den $$. 43 und 44 
erwähnten Apparate und Utenfilien auf jenen unentbehrlichen Bedarf befchräntt 
werden, welchen die betreffende Diftriktspolizeibehörde, benehmlich mit dem Ge- 
riehtsarzte, und im Berufungsfalle die vorgefeßte Negierung, Kammer des In— 
nern, nach Bernehmung des Kreis-Medizinalausfchufles in jedem einzelnen Falle 
nah Maaßgabe der Lokalverhältniſſe näher beftimmen wird. | 

$, 46, Der Wafferkeller muß in einem von dem Haushaltungsfeller ab» 
gefonderten, zwifchen 4 und 10 Grad Reaumur erwärmten, dur Bentilatoren 
gehörig gelüfteten Raume die erforderliche Anzahl gläferner oder fleinerner Ge- 
fäße zur Aufbewahrung der verfchiedenen Sorten deſtillirter Wafler, Eſſige, 
Weine, Branntweine, Weingeift, ätherifcher und fetter Dele, Tinkturen, Geifter, 
Mineralfäuren, Kamphor, Phosphor, Salben ꝛc. nebft dazu gehörigen feften 
Seftellen enthalten. 

Bei Apotheken mit geringerem Abfabe mögen fühl gehaltene, wo möglich 
in einem nördlich gelegenen Gemade angebrachte Schränfe oder Wandvertief- 
ungen bie Stelle des Waflerfellers im Notpfalle erfegen, 

$. 47. Die Materiallammer für Aufbewahrung der rohen und präparir- 
ten Arzneikörper muß gegen große Hige und Sonneneinwirkung geſchützt, ſohin, 
wo möglich, gegen Norden gelegen feyn, und außer den erforberlihen Schad- 
teln, Gläfern und Kapfeln und ben zu deren Aufftellung gehörigen Schränfen 
und Repofitorien — mit einem feftfichenden Tifche, mit einer großen, flarfen 
Tara- und einer Heinen Handwage und den dazu gehörigen Gewichten und 
Yöffeln verfehen ſeyn. 

$. 48. Der Kräuterboven zum Trocknen und Aufbewahren der Vegela- 
bilien muß gegen Wind und Regen vollkommen geſichert feyn, und bie zur Auf 
nahme der bexeits getrodneten Pflangen erforderlichen Käften, Fäſſer und Schub- 
fächer enthalten, 
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$. 49. Für Filialapotpefen, die von der Mutterapothele aus mit den ein 
fchlägigen Arzneivorräthen verfehen werben, genügt, was die Lokalitälen betrifft, 
das bloße Borhandenfepn der Offizin, und es treten bezüglich deren Einriqh 
tung die Befimmungen des $. 45 in analoge Anwendung, 


Eap. IL. Bon den Arzneivorräthen, deren Beifhäffung und Aufbewahrung. 
$.50. In den Apotheken größerer Städte muß das der Frequenz derfelben 
angemeflene Duantum fämmtlicher in der Pharmacopoea bavarica und ber Ar; 
neitare verzeichneter, der Aufbewahrung fähiger Stoffe und Präparate in vol: 
kommen entiprechender Qualität jederzeit vorhanden ſeyn. 

$. 51. Um einer entfprehenden Qualität der Stoffe und Präparate ſich 
zu verfihern wird befimmt : 

1. Es dürfen nur von dem Apotheker felbft oder doch unter feiner Leitum 
bereitete, keineswegs aber aus Materialfandlungen oder Fabriken bezogen 
Präparate in der Apotheke verwendet werden, vorbehaltlich der Befimmungen 
im $. 52; 

2 alle einzelnen Stoffe und Präparate ohne Ausnahme müflen vor ihrer 
Aufſtellung in der Offizin einer genauen Prüfung. burch den Apotheker unter 
worfen werden; 

3. diefelben müſſen, fo oft als erforderli, in der Regel mindeſt alle jwei 
Jahre, und fo fern fie zu den häufiger gebrauchten oder ſchneller verberbenden 
gehören, minder alle Jahre einmal erneuert werben. 

6. 52. Eine Ausnahme von der Beftimmung in $. 51, Ziff. 1, tritt blos 
bezüglich derjenigen Präparate ein, welche entweder 

1. zu ihrer Bereitung außergewöhnliche, für die pharmaceutifchen Labor 
torien nicht wohl geeignete Apparate erfordern, oder 

2. im Kleinen nicht ohne bedeutende Nachteile dargeftellt werben Fönnen, 
ober endlich 

3. bei ihrer Bereitung wiberliche oder gefundheitsgefährliche Dämpfe um 
Gasarten entwideln. 

Präparate diefer Art aus Fabriken oder Materlalfandlungen zu beziehen, 
if den Apothekern geftattet, 

$. 53. In der Offigin, dem Wafferfeller, der Materiallammer und au 
dem Kräuterboden hat die Aufftellung und resp. Aufbewahrung ber einfhläg 
igen Subftanzen in gehörig überfihriebenen Gefäßen und Behältniffen zu gr 
ſchehen, deren jede einzelne Gattung, foviel als thunlich, nach ber eberidrit 
alphabetifch geordnet ſeyn foll, 

Diefe Heberfchrift ift bei allen Behältniffen an entfprechender, vorzugsmeik 
in die Augen fallender Stelle in Tateinifcher Sprache, nach der im der Pharma- 
copoea bavarica gebrauchten Nomenclatur, welder die in der preußiſchen Phar 
macopda angewenbete beigefügt werden kann, Teferlich und deutlich anzubringen 
und bei den mit hölzernen Dedeln verfehenen auch an ber innern Geite bei 
Dedels zu wiederholen. 
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Diejenigen Gefäße, welche zur Aufbewaßrung von giftigen oder.’ peftig 
wirkenden Arzneien beftimmt find, müffen überdieß durch eine- auffallende Farbe 
ausgezeichnet, und oberhalb der Auffchrift mit einem + fignirt feyn. Auch find 
biefelben nebft den einfchlägigen Löffeln, Wagen, Gewichten, Sieben und Seih⸗ 
tüchern von den Uebrigen gefondert zu verwahren, :' 

$. 54, Für die Apotheken Heinerer Orte, deßgleichen für Sitiatapotpeten iR 
der Umfang des jeder Zeit: bereit zu haltenden Arzueivorratpes: entweder: mit 
biftriftspolizeilicher Cognition und Genehmigung durch Uebereinkunft zwiſchen 
dem Apothefer, dem Gerichtsarzte und den praktiſchen Aerzten des Diſtriktes 
fefizufeßen, oder im Nichtvereinigungsfalle. von ber. einfchlägigen "Regierung, 
Kammer des Innern, nach Einvernahme des Kreismedizinalaugfihuffes' näher 
zu befiimmen, 

$.55. In bloßen bandavotzeten müſſen mindeſt die für die Nothfälle un⸗ 
entbehrlichen, durch $. 5 Ziff. 2 und $. 11 der Inſtruktion über die Befugniffe 
und Berpflichtungen der Bader vom 25. October 1836 näher bezeichneten Arz» 
neien jederzeit in entſprechender Quantität und Befchaffenheit vorhanden ſeyn. 

$. 56. Die Führung eines größern Borrathes hängt von dem freien Er» 
meflen des Inhabers der Handapotheke ab, darf aber bie refpeltiven. Ordina» 
tionsbefugniffe desfelben in keinem Falle -überfchreiten. Auch treten in Abficht 
auf den Bezug diefes Vorrathes nachſtehende Befchränfungen ein: 

1. Inhaber von Handapothelen dürfen ihren Arzneibedarf, mit Ausnahme 
der im Inlande wildwachſenden, dann der in den eigenen Gärten gezogenen 
Bepetabilien, ausfchlieglih nur von inländifchen Apothekern beziefen, und haben 
fich -hierüber auf Erfordern gehörig auszumweifen. Die entgegenftehende Be» 
flimmung in $.3 lit. a. der Verordnung vom 17. Auguft 1834, — Gift⸗ und 
Arzneiwaarenverfauf betr, — wird in. diefer Beziehung hiemit außer Wirkſam⸗ 
famteit gefegt. 

2. Sämmtliche, im $: 4,. Ziff: 2 der. gegenwärtigen Berorbnung aufgeführ- 
ten ärztlichen Individuen, mit- Ausnahme. der praktiſchen Aerzte, welchen, gemäß 
ihrer Ordinationsbefugniffe ohnehin die Beilegung aller in der Pharmacopaea 
bavarica enthaltenen Arzneiftöffe freifteht, find: gehalten, das Berzeichniß der 
Arzneien, welche fie fi beizulegen beabfichtigen, vorher der gerichtsärztlichen 
Revifion und Genehmigung zu unterfielen. Diefes Berzeichnif, wovon eine 
gleichlautende Abfchrift in der Regifiratur des Gerichtsarztes zu hinterlegen ift, 
dient fodann dem Inhaber zur AUUIRER: und Legitimation bei dem jedes⸗ 

maligen Arzneianfaufe. 
zit. V. Bon der Oriaktieiäfenng in den Apothelen. 

$. 57. In jeder Apothele Tiegt die Leitung der —— in der 
Regel dem konceſſionirten Vorſtande derſelben ob. 

$. 58. Nur ausnahmsweiſe iſt dieſelbe, und zwar 

1. bei Filialapotheken, 

2. in Fällen, wo nach Art. 3 und Art, 4, Ziff. 4 der geſetzlichen Grund⸗ 
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beflunmuugen für das Gewerböwefen vom; 11. September 1825 die Aufftellung 
eines: befähigten Werkführers geftattet if, ſowie 

3. bei momentaner Berhinderung des Borftaudes 
einem Provifor zu übertragen, welcher jedoch ‚in den unter Ziff. 1 und 2 br 
merkten Fällen, dann, fofern e6 ſich unter der Vorausſetzung der Ziff. 3 um 
eine mehr als zweimonatliche Verhinderung handelt, die in 9. 7 um $. 2% 
siäher ‚bezeichnete Dualifitation befißen muß, und alsdann auch nah Analogie 
des 5.35: förmlich. im Pflicht zu nehmen if. 

Für Berhinderungsfälle von kürzerer Dauer genügt die. Berwefung durh 
einen von dem Gerichtsarzte für taugi⸗ erachteten, wenn auch noch nicht ap 
probirten Gehülfen. 

Bon allen ſolchen Perſonal-Subſtitutionen if übrigens außer dem Ge 
richtsarzte. auch der — — jedesmal ungefäumt Anzeige zu er⸗ 
Ratten. 

$. 59. Der Apothekenvorſtand oder ein Gehülfe muß in der Regel von 
Morgens ſechs bis Abends zehn Upr in der Offizin, und außer diefen Stunden 
doch in deren Nähe firh befinden, fo daß er von dem Arzneifuchenden mittel 
eines Glockenzuges jederzeit herbeigerufen werden kann. 

: Bei Apotpelen, deren: geringere Frequenz die Haltung eines Gehülfen, un 
eben um deßwillen die unbebingte Durchführung diefer Vorſchrift als unthun 
Lich erfcheinen läßt, if von Seite des Borflandes wenigfiend dahin gerigneie 
Borforge, zu treffen, daß auch zu der. Zeit, während welcher anderweitige Ge— 
fchäfte die Anwefenheit in der Offigin ihm nicht verftatten, feine Hülfeleilung 
im. Falle Bedürfens doc immer ohne erheblihen Berzug zu erlangen fieht. 

$. 60. Alles, was. irgend auf den Gefchäftsbetrieb ſtörend einzuwirken 
geeignet it, darf in den Gefchäftslofalitäten — namentlih in der Offigin — 
nicht gebuldet werben. 

Es verfteht fich hienach von felbft, daß unnütze und zerſtreuende Geſpraͤcht, 
gefellfchaftlihe Zufammenkünfte, Teintgelage, Tabakrauchen und fonftige bern 
Erzefle daſelbſt in keiner Weiſe Plaß greifen können. 

Ebenfo find unbeauffihtigte Kinder und Hausthiere von den Gelchäftde 
kalitäten fern zu halten, 

$. 61. Die Rezeptur kann entweder von dem Apothefenvorfland oder da 
binfänglich dazu befähigten Gehülfen, von Lehrlingen aber nur unter fpezielk 
Aufficht beſorgt werben. 

Unter allenfalls vorhandenen mehreren Gehülfen fol mit der Rezeptu 
und der Bereitung ber Präparate gehörig gewechfelt, jedoch die Repetitie 
einer Arznei, wenn thunlich, dem früheren Rezeptator übertragen werben. 

$. 62. Der Rejeptirende hat nachſtehende Borfchriften pünktlich zu beeb 
achten: 

1. Rur Rezepte berechtigter, durch das Epifferuburh oder fonft hinlänglis 
befaunter ärztlicher Individuen bürfen gefertigt werben. 


Zweite Abtheilung. — Geſundheit. 667 


2, Dei: Konlurrenz mehrerer Rezepte find wor Allent die als dringend aus⸗ 
drücklich bezeichneten, fodann.bie für. entfernt wohnende Kranke — und 
hierauf bie übrigen nach ihrer Priorität zu dispenſiren. 

3. Die angefangene Fertigung eines Rezeptes fol fo wenig als möglich) 
durch andere Arbeiten unterbrochen werben. . Ä 

4. Wenn ein Rezept undeutlich gefchrieben ift, einen in ber Offhin nicht 
verfügbaren Stoff entpält, oder andere, irgend erhebliche Anftände darbietet, fo 
iſt mit Unterlaffung jeder Subftitution oder ſonſtigen eigenmächtigen Borfchrei- 
tens mit dem ordinirenden Arzte fi zu benefmen, 

5. Geringfügige, das Datum oder den Namen bes Kranken betreffende 
Mängel können in der Apotheke felbft nah Thunlichkeit berichtiget werben, 
defgleihen der Mangel der Gebraudsformel bei nicht Heroifchen Mitteln in 
bem Falle, wenn das Benehmen mit dem ordinirenden Arzte Schwierigkeiten 
unterliegt. 

6. Die der gefertigten Arznei beizufügende Signatur iſt, je nach dem Er- 
fere zu innerlihem oder äußerlihem Gebrauche dient, auf weißes ober rothes 
Papier zu foreiben, und muß den Nanien des Kranken, die Gebrauchsformel 
und das Datum — und zwar bei Repetitionen, fowohl das Datum der Or- 
bination, ald das der Repetition — enthalten, auch ihrem Inhalte nach den 
minder gebildeten Abnehmern überdieß mündlich noch genügend erklärt werben. 
Eben fo ift der Signatur am Rande der Name des Receptators beizufügen. 

7. Bei aldbaldiger Bezahlung der Arznei if deren Preis auf dem Rezepte 
in arabifchen Zahlen deutlich zu bemerken, und dabei, -fofern die Abnahme für 
eine öffentliche Anftalt gefchieht, ug feinen einzelnen Faktoren genau zu ſpezi⸗ 
fiziren. 

8. Repetitionen braftifch — oder für öffentliche Anſtalten beſtimmter 
Arzneien dürfen nur auf ausdrückliche Anordnung bes betreffenden äArztlichen 
Individuums vollzogen werben. 

$. 63, Bereits gefertigte Rezepte ift der — nur ausnapmamife 
aufzuwahren verpflichtet, und zwar 

1. urfchriftlich in alfen Krankpeitsfällen, welche entweder nach dem auf 
amtlichem oder außeramtlihem Wege: erlangten Wiffen bereits den Gegenftand 
einer ftrafrechtlichen oder polizeilichen Unterfuchung bilden, oder wobei bekannte 
oder leicht erkennbare Umftände beftehen, die den Berdasht einer — — 
ſtrafbaren That zu begründen geeignet find; - 

2. ur» oder abfchriftlih aber, wenn der Arzt, der Kranke, ober Angehörige 
bes Letzteren folches ausdrüdlich verlangen. 

$. 64. Der Handverkauf — d. h. der Berkauf ohne ſchriftliche Ordination — 
richtet ſich bezüglich aller giftigen oder draſtiſch wirlenden Subſtanzen nach den 
Beftimmungen ber Berorbnung vom 17. Auguft 1834, Gift und Arzneiwaaren⸗ 
verfauf betr. Im Uebrigen ift er frei, jedoch vorbehaltlich der Verpflichtung 
»es Apotpelers, auch hier bei jedem ihm irgend ‚bedenklich. fcheinenden Begehren 
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ſich genau um ben Gebraud bes verlangten Stoffes zu erkundigen, und ge- 
gebenen Falles deflen Abgabe au verweigern, fowie bie etwa nöthige Belchr- 
ung zu erteilen. 


$. 65. Zum Behufe einer geeigneten Kontrole der Gefhäftsführung müf- 
fen in jeder Apothefe nachftehende Bücher evident gehalten werden: 


1. das Inventar ber Arzneiftoffe, weldhes alle in der Apotheke vor- 
fommenden Artikel mit Angabe des jährlichen Berbrauchquantums, und befonderer 
Bezeichnung ber felten oder gar nicht zur Anwendung kommenden Artikel nad 
dem Formulare Beilage Ziff. I. enthalten muß; 

2. das Elaborationsbud, worin die fämmtlichen gefertigten Pra— 
parate nach dem Formulare Beilage Ziff. IL. volfländig und genau zu ver- 
zeichnen find; 

3. das Giftbuch, ald Journal über fämmtliche, im Hanbverfaufe abge» 
gebene Gifte und bdraftifh wirkende Subflanzen nah Formular Beilage Ziff. 
III., endlich 

4. das Qualifikationsbuch der Gehülfen und Lehrlinge, in welchem 
die zur Charakterifiif der gedadhten Individuen dienenden Wahrnehmungen 
mit Genauigkeit aufzuzeichnen, und zugleich Abfchriften der ſämmtlichen von 
dem Apotheker ausgeftellten Lehr» und Servirzeugniffe aufzunehmen find. 


$. 66. In Filialapothefen, welche von ber Mutterapotpele aus mit den 
einfchlägigen Arzneivorrätfen verfehen werden, können die Gefchäftsbücher auf 
das Inventar ber Arzneiftoffe, dann auf das Giftbuch ſich beſchränken. Für 
bloße Handapotpefen ift nur das Erftere, dann bas in h. 56, Ziff. 2 erwähnte 
Arzneienverzeichnig und ein über alle Selbfidispenfation mit Genauigkeit ge 
füprtes und mit den einfchlägigen- Rezepten belegtes Tagebuch erforderlich. 


$. 67. Die Sefhäftsführung foll in jeder Apotheke durch das Borhan- 
denfeyn der erforderlichen wiſſenſchaftlichen Hülfsmittel geeignet unterfügt 
werden, welche zugleich zur Fortbildung der Gehülfen und Lehrlinge dienen. 
In diefer Beziehung müſſen in jeder felbfiftändigen ſowohl, als in jeder Filial⸗ 
apothete mindeft vorhanden fepn, 
1. ein Eremplar der Pharmacopoea bavarica, 
2, ein gutes Handbuch: 
a) über Mineralogie, - 
b) über Botanik, 
ce) über Zoologie, 
d) über Arzneiwaarenkunde, 
e) über Phyſik, 
. f) über Chemie und 
g) über Pharmacie, 
3. eine gute pharmaceutifche Zeitſchrift 
4. ein Herbarlum, und wo möglich 


Rx 
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s. eine Sammlung befonders wichtiger Argneilörper mit Rückficht auf die 
ſich Apnlih fehenden, einer leichtern Verwechslung ausgefeßten Stoffe. 


Tit. VE Von der Beauffichtigung der Apotheken, 

$. 68. Die regelmäßige Beauffihtigung und Kontrofe der Apothelen in 
gewerbs⸗ und fanitätspolizeilicher Beziehung iſt durch die betreffende Diftrikts- 
polizeibehörde, benehmlich mit dem Gerichtsarzte zu pflegen. Hiebei Hat die 
genannte Behörde, fowopl auf vorgängige Anzeige des Gerichtsarztes, wozu 
derfelbe bei jeder regelwidrigen Wahrnahme inſtruktionsgemäß verflichtet if, 
als aud in Folge anderiveitiger Anregung und von Amtswegen, jedoch, wenn 
thunlich, immer nur nach vorgängiger Einvernahme des Letzteren, bie geeig⸗ 
neten Verfügungen und resp. Einſchreltungen zu treffen. 


$. 69. Die Diftrittspoligeibehörben find insbeſondere verpflichtet, mindeft 
einmal bes Jahres die fämmilichen in ihren refpeftiven Amtsbezirken gelegenen 
ſelbſtſtändigen und Filialapothefen unter Beiziehung des Gerichtsarztes einer 
genauen Bifitation zu unterwerfen. 

Für die Haupt» und Refidenzſtadt München verbleibt es in diefer Hinficht 
bei der Beftimmung des $. 37 Unferer Verordnung vom 15. September 1818, 
das Berpältnig zwifchen der Polizeidirektion. und dem Magiftrate der Haupt 
und Refivenzfiadt München. betr. . 


$. 70, In größeren, nach bem Erfordernife au bemeffenden Zufhenräumen 
haben auf Anordnung ber einfhlägigen Kreisregierung, Kammer des Innern, 
außerordentliche Apothefenpifitationen durch den Kreismedizinalrath, oder ein 
ärztliches Mitglied. des Kreismedizinalausſchuſſes unter Zuziehung des betreffen- 
den Diftriktspolizeibeamten und Gerichtsarztes und nach Umftänden eines aus⸗ 
gezeichneten Pharmaceuten einzutreten. 

Mindeſt jedes fünfte Jahr if jede felbfifändige, ſowie iebe Filialapotheke 
einer ſolchen außerordentlichen Viſitation zu unterwerfen. 


$. 71. Dieſe Viſitationen (55.69 und 70) haben ſich nach den 7 gegen⸗ 
wärtiger Verordnung aufgeſtellten Geſichtspunkten 

1. auf das Apothelerperfonal, 

2. auf die Gefhäfts- und Vorrathslolalitaten und Darin Euridtuns, 

3. auf die Arzneiſtoffe und Präparate, und 

4. auf die Geſchäftsführung 
u erſtrecken. 

$. 72. Die Prüfung ber Stoffe ı N — hat ſowohl 

1. bezüglich ihrer Quantität im Gegenpalte zur Frequenz ber betreffenden 
Ipothefe, als au 

2. bezüglich ihrer Qualität, inabefonbere was bie Leicht verälfäbaren ober 
hnellem Berderben ausgefeßten betrifft, 
it größter Umſicht und Genauigkeit zu gefchehen. 

Mindeſt zehn bis zwölf Gegenfände, mit deren Wahl bei ſpaͤteren Viſi⸗ 
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tationen in der. Regel gewechſelt :werben foll, find biebet unter Anwendung von 
Neagentien zu prüfen, 

$. 73. Bo homöopathiſche Apotheken befleden, geſchieht die Bifitation der- 

felben nad der von Unferem DMinifterium bes Innern hiefür zu ertheilenden 
befondern Inſtruktion. 
5. 74. Schlechte oder verdorbene Arzneien unterliegen, ſoſern ſie nach dem 
Kommiſſionsausſpruche als abſolut unbrauchbar ſich darſtellen, der alsbaldigen 
Vertilgung, im entgegengeſetzten Falle dürfen fie ausſchließlich nur die ihrer ber 
beſchränkten Brauchbarkeit angemeſſene Verwendung erhalten, was durch der 
Gerichtsarzt geeignet zu kontroliren iſt. 

Im Falle eines etwaigen Einſpruches von Seite des Apothelers find dir 
felben unter dad Doppelfiegel der Kommiffion und des Erfteren zu legen, bi 
die einfchlägige Regierung, Kammer des Innern, nad vorgängiger Ein 
vernahme des Kreismedizinalausfhuffes, in Bezug auf felbe in letzter Infor; 
entfcheibet. 

$. 75. Der Bifitationsbefund ift in ein förmliches Protokoll aufzunehmen 
welches vor dem Schluffe dem Apothelenvorftande, ſowie bei außerorbentlide 
Bifitationen auch dem Diftriftspoligeibeamten und dem Gerichtsarzte zur # 
waigen Bernehmlaffung zu öffnen iſt. 

$. 76. Die Bifitationsprotofolle unterliegen der Befcheidung ber Kit 
regieruug, Kammer bed Innern, auf dem Grunde vorgängiger Einvernahm: 
des. Kreismedtzinalausfchuffes, und es ift gegebenen Falles der Boll der 
dießfälligen Befchlüffe durch die Diſtriktspolizeibehörde benehmlich mit dem Ge⸗ 
richtsarzte im Wege einer alsbald vorzunehmenden Nachvifitation geeignet in 
überwachen, 


$. 77. Bei Handapotheten hat die Bifitation auf den Argneivorratb, av 
die Lage und Beichaffenpeit der zu deffen Aufbewahrung dienenden Pokalitäte 
auf die Lage, Auswahl und Befrhaffenheit der erforderlichen Apothetergerättt 
und auf die Gefchäftsführung fih zu erfireden. 

Insbeſondere if hiebei unter Zugrundlage des vorfihriftmäßigen Arznei 
verzeichnifies ($. 56 Ziff. 2) zu ermitteln, ob der Arzneienvorrath feinem In 
fange nach die Ermächtigung und die Drbinationsbefugniffe des Inhabers nic 
überſchreite. Es ift ferner zu konſtatiren, ob: berfelbe alle in. Rothfällen un 
behrlichen Mittel enthalte, ob er, namentlich was bie felbft gefammelten, ci» 
beimifchen Begetabilien betrifft, von entfprechender Qualität fep, dann ob iv 
züglich der Gifte und ſonſtig peftig wirkenden — bie vorfohriftmän« 
Aufbeivahrungsmeife: ſtatt finde. 

Ebenfo ift die Rezeptenfammlung und bas über die Selbfipispenfation ar 
führte Tagbuch in Bezug auf etwaige. — —— oder Taxüba 
ſchreitung zu prüfen. 

Arzneien, welche der Befithzer ber Handapotheke zu führen nicht befugt # 
unterliegen der Konfiskation zu Gunften des Lolalarnıenfonds. 
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Im Nebrigen kommen bei Unterfüchungen von Handapotpefen vie Beftim- 
mungen bes $:69 Abf. I., dann der $$. 74 und 75 zur analogen Anwendung. 
Tit. VIE Schlußbeſtimmungen. 

$. 78. Bezüglich aller durch gegenwärtige Berorbnung nicht befonders ge⸗ 
regelten Punkte Haben in Bezug auf das Apothefenwefen die einfhlägigen all- 
gemeinen gewerbspolizeilihen Normen zur Anwendung zu kommen. 

$. 79. . Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. März 1. 3. in Wirk⸗ 
famteit. Ä 
Unfer Minifterium des Innern ift mit dem Bollguge berfelben beauftragt. 
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$. 108. Königl. Verordnung vom 27. Januar 1842, Amtsbl. 
M.’22, Beilage, Arzneitaxordnung für das Königreich Bayern, 


Ludwig, & 

Wir haben die mittelt Miniflerial-Referipts vom 27, Auguft 1825 publi⸗ 
jiete Argneitare einer forgfältigen Revifion zu unterfiellen befohlen, und indem 
Bir diefelbe in ihrer veränderten Geftalt nunmehr durch das Regierungsblatt 
(und Amts-Intelligenzblatt) zur allgemeinen Kenniniß und Darnachachtung 
‚ veröffentlichen laſſen, verordnen Wir, auf fo lange Wir nicht anders verfü- 
gen, zugleich in Abficht auf deren Handhabung, was folgt: 

$, 1. Nur diejenigen Arzneien, welche auf fohriftlicde Ordination ärztlicher 
Individuen dispenfirt werden, unterliegen der Taxe; 
| Im Handverfaufe dagegen bleibt die Preisbefimmung, unabhängig von 
jeder Taxbeſchränkung, dem freien Ermeflen des Apothekers heimgeftellt. 

$. 2. Bei beroifchen, in ber Tare mit + bezeichneten, einfachen ſowohl, 
als zufammengefeßten Arzneien, deren Tarpreis ben Betrag von 12 Kreuzer per _ 
Drachme nicht überfleigt, bleiben auch unter den Borausfeßungen bes $. 1, 
Abſ. I. die regelmäßigen Taranfäge in dem Falle ausnahmsweile außer An« 
wendung, wenn bie betreffende Gabe nicht mehr als 20 Gran beträgt. 

Der Preis beftimmt fich vielmehr folchen Falles, einfchließlich der taxa laborum, 

für 1-5 Gran oder Tropfen zu 1 fr. 

" 5—10 ” „ " " 2 [7] 

” 10—15 „ " 2 " 3 u 

n 15—20 " ” " " 4 „ 


$. 3. Bezüglich jener Medikamente, welche in der Arzneitare nicht enthale 
‚ten find, richtet fich die Preisbefiimmung unter den Borausfeßungen des $. 1 
Abſ. I. nach folgenden Normen : 

1. gehören diefelben zu den heroifchen Mitteln, und erhebt fich der von dem 
" Apotheker zu beftreitende Anfchaffungspreis nicht über 12 fr, für die Drachme, 
‚fo haben die Beflimmungen des $. 2 in analoge Anwendung zu fommen. 

2. In allen fonfligen Fällen hat der Apotheker neben der taxa laborum ben 
Anfchaffungspreis mit einer Erhöhung von 50, und wenn ein heroifches, wenig 
gebräuchliches oder fchnellem Verderben unterworfenes Heilmittel in Frage fleht, 
mit einer Erhöhung von 100 pEt. in Anfaß zu bringen. 
| $. 4. Ergeben fih bei Tarirung eines Rezeptes aus der Zufammenfiel- 
fung der einzelnen Factoren Bruchtheile eines Kreuzers, fo find felbe, wenn fie 
einen Pfenning oder mehr betragen, für einen vollen Kreuzer zu rechnen, im 
entgegengefedten Falle aber gänzlih außer Anſatz zu belaffen. 

6.5. Die gegenwärtigen Tarnormen find von unbedingt verbindlicher 
Kraft, und es kann daher eine Abweichung von denfelben auch im Wege frei« 
williger Webereinkunft zwifchen den Apotpefern und ihren refpeltiven Kunden 
nicht Plaß greifen. 

13* 
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Zegliche Abweichung, e8 mag dabei eine Steigerung oder Ermäßigung des 
Zarifpreifes in Frage fliehen, unterliegt ale Gewerbsmißbrauch der gefehliden 
Beſtrafung, vorbehaltlich jedoch der im $. 6 enthaltenen Befimmungen., 

$. 6. Eine Ausnahme von ber durch $. 5 aufgeftellten Regel tritt bejäg- 
fich der Arzneilieferungen für Rechnung von Lokal- und Diftriktsarmenpflegen, 
von milden Stiftungen, Spitälern, Polizei» und Unterfuhungsgefängnifen, 
Zwangs- und Strafarbeitspäufern und fonftigen ähnlihen Anftalten infofern: 
ein, als bei derlei Arzneilieferungen im Wege gegenfeitigen freiwilligen Ueber: 
einfommens eine Ermäßigung des Tarpreifes Plaß greifen kann, melde jedes 
den Betrag von 10 pCt. in feinem Falle überfchreiten darf. 

$. 7. Die dermalige Arzneitare it durch Unſer Minifterium des Inner 
von zwei zu zwei Jahren mit Rüdficht auf die inzwiſchen eingetretenen Berin- 
derungen in den Materialpreifen, fowie auf die neuerlich erzielten Bereicherunge 
des Arzneifhaßes einer forgfältigen NRevifion zu unterwerfen, und das Ergd- 
niß durch das Regierungsblatt jedesmal zur Veröffentlichung zu bringen. 

$.8. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. März I. 3. in Wirffamtei. 

Unfer Mintfterium des Innern ift mit dem Bollzuge derfelben beauftragt. 

Die Tare felbft wird, als dem Wechfel unterworfen, hier nid 
beigefügt, und ift im Amtsblatte nachzuſehen. 


$. 109. Durch die Königl. allerhöchſte Entſchließung vom 2. 
November 1843, Amtsbl. M 66, p. 585, wurde verordnet, daß in 
der Pfalz die angehenden Apothefer vor dem einfchlägigen Friedens— 
gerichte zu beeidigen find. 

$. 110. Verfügung der Königl. Regierung bes Rheinkreiſe 
vom 16. Januar 1833, Amtsbl. M 5, p. 33, wodurch dem Kim 
merer von Uechtritz die Bekanntmachung feines gegen die Epilepfe 
gerühmten Mittels geftattet wurde. 

F. 111. Königl, Verordnung vom 5. März 1835, Amtell 
NM 16, p- 181, die Verunreinigung des Phosphors mit Arfenit. 

Ludwig, 8 

Es ift zu Unferer Kenntniß gefommen, daß der Phosphor und bie and 
ibm bereitete Säure häufig Arſenik enthalten, und der Arſenik aus der je 
Scheidung der Phosphorfäure aus den caleinirten Knochen angewendeten Shut 
felfäure in jene übergehe. 

Um nuu den Nachteilen, die aus dem arzneilichen Gebrauche arfenikpaltiger 
Phosphors entfiehen würden, Fünfttghin vorzubeugen, verorbnen Wir: 

1. daß aus den Apotheten kein Phosphor, Feine Pposphorfäure und kein 
Präparate daraus als Arzneien mehr abgegeben werden bürfen, che fie auf de 
in der Beilage angegebene Weiſe geprüft, und, falls fie Arſenik enthalten, 0" 
reiniget worben find; 
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2. daß in der Folge bei Apotpelenvifitationen der Phosphor und alle phos⸗ 

phorhaltigen Präparate insbefondere auf Arfenif geprüft werben, 
Beilage 

Nur die fogenannte englifhe, durch Verbrennung des Schwefels erzeugte 
CS chwefelfäure, nicht die aus Eiſenvitriol dargeftellte Nordhäufer, enthält, laut 
Unterfuchungen, öfters Arſenik. Diefer wird, vor Anwendung der Schwefelfäure 
zur Darftellung der Phosphorfäure aus jener abgeſchieden, entweder durch Ref: 
tiftfation oder dadurch), daß man, nachdem fie hinreichend mit Wafler verdünnt 
wurde, Schwefelwaſſerſtoffgas durch fie firömen läßt, und fie von dem dabei 
entflebenden gelben Niederſchlage abfiltrirt. 

Die Phosphorfäure prüft man auf Arfenif, und befreit fie davon, indem man 
fie, wenn fie fehr koncentrirt ift, mit Waffer verdünnt, dann mit Schwefelwaffer- 
ſtoffgas anfhwängert, und in einem gut verfchloffenen Glaſe zwei big drei Tage 
ftehen läßt. Kömmt dabei ein gelber Niederfchlag (Schwefelarſenik) zum Vorſchein, 
fo war fie im Arfenif verunreinigt, der fih nun mit Schwefel verbunden im Präci— 
pitate befindet. Wird fie davon abfiltrirt und eingelocht, fo erhält man fie rein. 

Bis aller arfenikpaltiger Phosphor aus dem Verkehr verfhwunden ifl, wäre 
es zwedmäßig, den Phosphor mittelft arfeniffreier Schwefelfäure aus der Knochen» 
afıhe zu bereiten. 

$. 112. Der Berfauf nachftehender Mittel wurde unbedingt ver: 
boten: Das Fiebermittel des Tonfegers Gaudenz Ruf von Regensburg, 
fiehe Amtsbl. M 18 vom Jahre 1831, p. 124. Die Morifon’ichen 
Pillen, durch Berfügung vom 7. Juli 1835, Amtebl. M, 29, p- 319. 
Die Kaufmann Held'ſche Effenz, zufolge Befanntmadhung vom 25. 
Februar 1835, Amtsbl. M. 12, p. 154. Belliot's LUniverfalmittel, 
zufolge Befanntmahung vom 14. Mai 1836, Amtsbl. M 25, p. 
306. Das Büttnerihe Haaröl, durch Verfügung vom 16. Februar 
1832, Amtsbl. M 19, p. 182. | 

Der Debit durch Apothefer und auf ärztliche Verordnung wurde ge— 
ftattet: Des Nettare di Napoli zufolge Bekanntmachung vom 24. Mai 
1833, Amtsbl. M 29, p. 277; des Sewald’fchen Balſams, zufolge 
Befanntmahung vom 2. Dezember 1835, Amtsbl. Ah 57, p. 535; 
der Walferfhen Zahntinktur, zufolge Befanntmahung vom 19.. Feb— 
ruar 1836, Amtsbl. M 13, p. 94; des Hette'ſchen Augenbalfams 
unterm 4. April 1336, Amtsbl. M 19, p- 202. 

$. 113. Ohne befondere Bedingung (als die allgemeine ſanitäts— 
polizeiliche) wurde geftattet der Verkauf des Schauer'ſchen Balſams, 
fiehe Befanntmahung vom 25. September 1834, Amtsbl. NM 54, 
p. 552; der Kiefow’fchen Effenz, Bekanntmachung vom 7. Mai 1835, 
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Amtsbl. M 21, p. 2445 des Zahnmitteld des Dr. Ringelmann, ſiehe 
Bekanntmachung vom 15. Juli 1835, Amtsbl. M 31, p. 335, 


$. 114 a. Durch die nachſtehende allerböchfte Verordnung vom 
13. Mai 1838, Amtsbl. M. 30, p. 247, den Berfauf von Geheim— 
mitteln betr., erfolgten in Bezug auf obige Geheimmittel einige andere 
Beftimmmungen, 

Ludwig, K. 

Wir haben Uns im Hinblide auf die Beflimmungen des organifchen Exit. 
tes über das Medizinalwefen im Königreihe Bayern vom 8, September 190%, 
F. 11 lit. m. veranlaßt gefunden, bie bisherigen Normen bezüglich des Ba 
taufes von Geheimmitteln einer Reviſion unterfiellen zu laffen, und verorbne 
nunmehr, auf fo lange Wir nicht anders verfügen, was folgt: 

1. Der Berlauf aller Tosmetifhen Mittel (d. i. Zahn⸗, Haut» m 
Haarmittel) wird unter der Beſchränkung freigegeben, daß 

1. ihre Miſchung und Bereitung, insbefondere die der Schminke, entwede 
dem Obermebizinalausfchuffe oder dem Medizinalausfchuffe des betreffenden 
Regierungsbezirkes angezeigt, 

2. Berlauf und Preis von biefen begutachtet, fofort 

3. die Berlaufsbewilligung von dem Minifterium des Innern (für das 
ganze Königreich) oder von der Kreisregierung, Kammer des Innern (für den 
betreffenden Regierungsbezirk) erteilt, und 

4. der Berlag biefer Mittel von Zeit zu Zeit einer Bifitation durd bie 
einfchlägige Polizeibehörbe unterworfen werde. 

II. Der Berlauf aller andern, zum innern oder äußern Gebraude be⸗ 
fimmten, bis jeßt in und außer den Apotheken verkauften Geheimmittel, na 
mentlih: 4. der Frankfurter Pillen, 2. des Nettare di Napoli, 3, der Red 
linger’fshen Pillen, 4. des Seewald'ſchen Gichtbalſams, 5. des Hettefhen 
Augenbalfams, 6. der Kiefomw’fchen Lebenseffenz, 7. des Schauer’fchen Brus- 
balfams, 8. der Morifon’fhen Pillen, 9, der Lang ’fhen Pillen, 10. des re 
finger Pflafters, wird bei Strafe unterfagt, fo ferne ihre Befiger dafür fa 
Privilegium erwerben. 

UL. Bezüglich der Uns vorbehaltenen Berleipung folder Privilegien de 
fimmen Wir, was folgt: 

1. die peilfame Wirkung des Mittels, für welches das Privilegium 
nachgeſucht wird, muß vorher von dem Obermedizinalausfchuffe anerkannt wer 
ben ſepn, 

2. die Dauer foll fiets auf längſtens 5 Zahre befchränkt werben, 

3. und babei gleichzeitig mit der Verleifung die öffentliche Befanntmadung 
ber Mifhung und Bereitung erfolgen, fowie auch 

4. der Preis durch den Obermebizinalausfchuß-feftgefegt werden. 

» Die Bereitung der Mittel kommt zwar ausſchließend den Privilegien 
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befißern zu, der Verkauf aber fol nur in Apothelen und auf ärztliche Anord⸗ 
nung geftattet werben. 

6. Die Niederlagen folder Mittel in den Apotheken find ber angeorbneten 
jährlichen Bifitation zu unterwerfen. 

IV. Bezüglich der Anpreifung geheimer Arzneimittel durch öffentlihe Blät- 
ter find die befiehenden Berorbnungen zu handhaben. 

Unfer Minifterium des Innern iſt mit der Belanntmachung und bem 
Bollzuge der gegenwärtigen Berorbnung beauftragt. 

8. Borbereitung, Prüfung, Anftellung, Honorar, Wohnſitz 
der Mepdizinalperfonen, 
3. Band, p. 481. 

$. 114 b. Die Ausfhreibung des Vorftandes der Gentral-Be- 
terinärfchule vom 9. Januar 1833, Amtsbl. M 5, p. 36, ift durch 
die Verfügungen des $. 1 und 2 der Königl. Verordnung vom 30. 
Mai 1843, fiehe unten $. 120, ohne Geltung. 

— Die Ausfchreiben der Regierung vom 30. October 1833, Amtsbl. 
NM. 50, p. 484, und vom 3. Dezember 1833, Amtshl, Mi 56, p. 547, 
eeffiren durch die neueren organischen Verfügungen vom 27. Jänner 
1842, vom 30, Mai und 23. Auguft 1843, fiehe $. 92, 107 und 120, 

— Entſchließung des Minifteriums des Innern vom 23, Februar 
1834, Amtsbl. M 43, p. 455, das Studium der Pharmaceuten betr., 
ift durch die Apotheferorpnung vom 27. Januar 1842, fiehe oben 
$. 107 ohne fernere Geltung. 

$. 115. Regierungsentſchließung vom 20. April 1835, Amtsbl. 
M. 18, p. 199, die Gefuche der Aerzte um Belaffung in ihren frühern 
Dienftesverhältniffen betr. 

Bermöge eines Minifterialrefcriptes vom 24. März d. J., wird folgende 
Königl. Entſchließung zu Kenntniß der Betheiligten gebracht: 

Nachdem es jedem Arzte freifteht, bei feinen Anmeldungen um Beförberung 
oder Berfeßung die Phyfikate beftimmt zu bezeichnen, um welche er zu kom⸗ 
petiren gemeint ift, und auch zu jeder Stunde eine Mopdifizirung der eventuel- 
len Geſuche ftatt finden kann, fo hat au fein eventuelles, nicht präzifirendes 
Geſuch die Folgen der Nichtpräzifion zu tragen, und es hat daher ein, feine 
Wünſche nicht zur Anmeldung und Vormerkung bringender Arzt eben fo wenig 
eine Berüdfichtigung derfelben zu erwarten, als ein, in Folge feiner geäußerten 
Wünſche und nah der Faſſung feines Gefuches verfeßter Beamter eine Rück⸗ 
nahme der allerhöchft befchloffenen Berfeßung gewärtigen dürfte, um fo mehr, 
als Berfeßungen nach der IV. Berfaflungsbeilage keineswegs von der Anſicht 
der Betheiligten abhängig find, und bie mehr und mehr einreißende Sitte 
durchaus nicht genährt werden darf, Geſuche auf Geradewohl zu flellen, und 
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deren Zweckmäßigkeit erfi nach erfolgter allerhödfter Genehmigung 
näberer Prüfung zu unterwerfen. 

$. 116. Königl. Berorbnung vom 31. März 1836, Amisbl. 
M. 22, p. 221, die allgemeine Medizinaltare betr. 

Ludwig, 8 

In Anerkennung des Uns allfeitig und namentlih durd die Yandrätk 
beinahe aller Kreife dargelegten Bedürfniffes feſter Normen für die amtlide 
Beurtheilung der Anrechnungen des höhern ſowohl, als des niederen Medizinal- 
perſonals und in Berwirklichung ber durch die Verordnung über das Medizinel 
wefen vom 8. September 1808 ertheilten Zufage haben Wir, nad Bernehm 
ung fämmtlicher Kreisregierungen und Kreismedizinalausſchüſſe und nad Ir 
börung des Gutachtens Unferes Obermedizinalausfchufies, nad dem Antrag 
Unferer Staatsminifterien der Juſtiz und des Innern nachftehender Medizindl: 
tarorbnung Unfere Königliche Genehmigung ertheilt. 

Wir verorbnen demnach mit Aufhebung aller bisher hierüber im einzel 
Kreifen und für ehemalige befondere Landestheile beftandenen Borfcpriften, un 
mit bloßem Borbehalt der in dem Rheinfreife rüdfichtlih der & 
bühren des Sanitätsperfonals in gerichtlichen und polizeilichen Fällen, dan 
der Hebammengebühren geltenden Normen, daß von nun an das gegemwärtige 
Tarnormativ als allein gültige Grundlage aller und jeder amtlichen eff 
ungen von den Gerichts» und Polizeiftelen und Behörden in Anwendung ge 
bracht werben folle, 

Sowie übrigens durd diefe Taxe der freiwilligen Dankbarkeit bemittelie 
Staatseinwohner für die ihnen geleiftete ärztliche Hülfe durchaus keine Schrank 
geſetzt if, fo fprechen Wir hiemit auch das Bertrauen und die zuverläßige Er 
wartung aud, das Ärztliche Perfonal werde den Obliegenheiten feines Beruiet 
gegen Unbemittelte mit Uneigennügigkeit und Menfchenliebe nachkommen, un 
auch in bdiefer Beziehung durch edle Hingebung und freudige Pflichterfülus; 
um fo mehr den Ruhm des Bayer. Sanitätswefens fort erhalten, als aus = 
den ärztlichen Dualifitationsliften von nun an eine eigene Rubrik für had de— 
nehmen der Aerzte gegen die Armen eröffnet ift, und Bir diele Rubril in 
Anftellungen und Beförderungen in forgfältige Erwägung zu ziehen gedenken. 


Medizinaltarordpnung. 
1. Theil. 

Allgemeine Beffimmungen. 
$. 1. Der in den befondern Befimmungen für die Leitungen des in» 
lichen, wundärztlihen und pebärztlichen Perfonals ausgeſprochene höchſte um 
niedrigfte Anſatz bezeichnet die Gränze, innerhalb welcher in Fällen amilichtt 

Ermäßigung der Rechnungen die Feftfegung ftatt findet. 
Innerhalb des hiedurch der amtlichen Beurtpeilung eingeräumien Raum 
ift die Anwendung des Normativs nach der Berfchiedenpei der perfönliden 
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und foweit biebei die Preife der Subfiftengmittel in Betracht kommen, der ört- 
lichen Berhältniffe, mit vorzüglicher Rüdfihtnahme auf die größere oder ge- 
ringere Wohlhabenheit, ven Erwerbs.» und den Familienftand, der Zahlunge- 
pflichtigteit zu bemeſſen. 

Bo die Koften den Kaffen des Staats», der flandesperrlichen oder guts» 
herrlichen Gerichts» oder Polizeiämter, den gemeindlichen Polizeikaſſen oder 
Bopithätigkeitsanftalten zur Laft fallen, ift nur die Anrechnung nah dem 
niedrigften Anfage erlaubt. 

$.2. Wo über die Belohnung des Sanitätsperfonals in Anftellungsbelre- 
ten oder durch Berträge etwas Anderes beftimmt if, oder fünftig beſtimmt wird, 
hat ed dabei fein Bewenden, 

Es ift aber nicht erlaubt, die Leiſtung ärztlicher, wundärztlicher oder heb- 
ärztlicher Hülfe in einzelnen Fällen von vorgängiger Webereintunft über die 
Belohnung der Hülfeleiftung abhängig zu machen. 

Den vom Staate, den Gemeinden und Gerichtsherren befoldeten Aerzten 
ift für amtliche Berrichtungen eine Anrechnung nur in den ausbrüdtich beſtimm⸗ 
ten Fällen geftattet. 

$. 3. Nur rechtmäßig promopirte und in Folge der beftandenen Probere- 
lation zur Praxis bereihtigte Doktoren (II. Tpeil A — C.) und nur approbirte 
Landärzte, Chirurgen, Bader, Tpierärzte und Hebammen haben Anſpruch auf 
Bergütung ihrer Leitungen nah dem Taxnormativ. 

$. 4. In den Lohn für einen Beſuch find Rezepte und Keine manuelle 
Hülfeleitungen, 3. B. ein leichter Berband, und in den Lohn für eine Opera- 
tion der damit verknüpfte Befuh und der erfte Verband nach der Operation 
eingerechnet. 

$. 5. Jede nicht befonders befchwerlihe Manual» oder Inftrumentalunter- 
fuchung ift dem erften Kranken-Examen, alfo dem erfien Befuche, und 

$. 6. Die Bor» und Nachbehandlung bei Operationen, infoferne dafür 
nicht in den Speziellen Befimmungen ein befonderer Anſatz enthalten iſt, der 
Behandlung innerer Krankheiten. gleichzuftellen. 

$. 7. Die Zuläffigkeit der Anrechnung von Befuhen im Berlaufe einer 
Behandlung ift, mit beftimmter Unterfcheidung zwiſchen acuten und chroniſchen 
Krankpeiten, nach dem Bediürfniffe zu bemeflen, und im Befchwerdefall hierüber 
nach dem Gutachten unpartheiifcher Gerichtsärzte zu entfcheiden. 

$ 8. Die Entihädigung für Fuhrlohn if in Fällen, welche die größte 
Eile verlangen, nad der beftehenden Pofttare, außerdem nad den örtlichen 
reifen der Lohnkutſcher zu berechnen. 

$. 9. Bei Epidemien bezieht der nicht im öffentlichen Dienft fiehende Arzt 
im Falle der amtlichen Aborbnung außer den Gefährtegeldern fünf Gulden 
Diäten. | 

Dabei ift ipm unverwehrt, von Wohlhabenden, die feine Hülfe verlangen, 
noch befondere Belohnung zu forbern. 


* 
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$. 10. In ſtrafrechtlichen und polizeilichen Fällen haben 

a) die nicht befoldeten Aerzte, wenn Staats- oder andere Öffentliche Kaſſen 
die Koften tragen, nebft den Gefährtegeldern, Diäten nah dem Maaffabe ju 
fünf Gulden für den Tag, wenn aber die Koflen von Partheien getragen wer- 
den, nebft den Reifetoften die Belohnung nad ber Zare zu berechnen, 

b) die befoldeten Gerichts⸗ und Polizeiärgte aber bei amtlichen Funktionen 
innerhalb des Amtsbezirk nur dann Anfprüche auf Belofnung nach der Zar, 
wenn bie Koften von einer Parthei getragen werben. 

Werden fie in folhen Fällen zu Unterfuhungen außerhalb ihres Amiebe⸗ 
zirkes beigegogen, fo if ihnen gleiche Aufrechnung, wie ben micht befoldeien 
Aerzten, geftattet. 

$. 11. Für die Ausübung der höhern Chirurgie approbirte Fmbivibur, 
die nicht den Doktorgrad erlangt haben, erhalten zwei Drittpeile; Lanbärzk, 
Ehirurgen und Bader erfter Klaffe für die ihnen zuſtehenden Berrid 
tungen bie Hälfte der den Doktoren für die gleichen Berrichtungen bewilligten 


"Belohnungen, chirurgifche Bader und Hebammen unter gleicher Voraus 


ſetzung, infoferne die fpeziellen Zarnormen für fie befondere Anfäße enthel⸗ 
ten, ein Drittheil derfelben. 
$. 12. Für Hülfeleiftungen, welche zum Berufe der chirurgifchen Baba 
ober Zahnärzte gehören, dürfen Doktoren, Magifter, Landärzte, Chirurgen x. 
nur bie für jene (Abſchn. II. UL.) feftgefeßten Normalvergütungen in Anfpru$ 
nehmen. 
$. 13, Approbirte Pharmaceuten, von den Gerichten zu Unterſuchungtt 
requirizt, erhalten zwei Drittheile der den Aerzten bewilligten Taggelder. 
u. Theil. 
Spezielle Befimmungen. 
1. Abſchnitt. 
Tare für approbirte Doctoren. 
A. Für Befuhe, Konfultationen, Obduktionen, Berichte, Zeugniffe, Hemd 


Unterfuchungen. 
Bon Bi 
fl. Ah 
1. Für Krantenbefuche innerhalb des Wohnortes des Arztes, 
Vorſtädte mit eingerechnet: 
a) für den erfien -M IR 
b) für jeden folgenden —15 -# 
c) bei Naht (von 9 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens) das 
Doppelte, 
2. Für eine Hausorbination mit oder ohne Rezept —12 -% 


*) Sind in einer Familie oder in einer öffentlichen An- 
ſtalt mehrere beifammen wohnende Glieder zugleich erkrankt, fo 
barf für den Befuch die Hälfte mehr berechnet werben, 
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3. Für Konfultationen mit einem ober mehreren Aerzten: 
a) für die erfle 
ad a) bei Nacht die Hälfte mehr. 
b) Bei fpäteren gemeinfchaftlichen Befuchen 
ad b) bei Nacht das Doppelte. 
4. Schriftliche Berathung: 
a) mit einem Kranken 
b) mit einem Arzte 
c) mittel Kranfengefchichte, Rezepten und Gutachten 
5. Berlangten oder notwendigen längeren Aufenthalt eines 
' Arztes bei einem Kranken: 
a) bei Tage für jede Stunde 
b) bei Nacht 
Wenn der Aufenthalt über 2 Stunden dauert, ift Die Ent- 
ſchädigung nach dem Diätenfaße zu 5 fl., und in der Nacht zu 
B fl. zu bemefien. 
6. Zeugniffe: 
a) für einen ſchon bekannten Kranken, excl. Stempel 
b) für einen unbefannten Kranken nach vorgenommener Unter» 
fuhung des gefunden oder Franken Zuftandes, excel. Stempel 
T. Einen Bericht an eine Behörde: 
a) einfachen 
b) mit Kranfengefhichte oder motivirten Gutachten 
8. Für die bloße Befichtigung einer Leiche, wie fie in gericht« 
lichen Fällen erforderlich if, mit oder ohne Bericht: 
a) ehe fie in Berwefung übergegangen {fl 
b) wenn fie in Berwefung übergegangen ift 


9. Für die Leitung einer Leichenöffnung mit der bei gericht- 
lichen Leichenöffnungen erforberlichen Vollſtändigkeit und Gründ- 
lichkeit mit oder ohne Bericht: 

a) ehe die Leiche in Berwefung übergegangen 
b) wenn bie Leiche fohon in Berwefung übergegangen ift 
ce) eines Kindes 


10. Für die verlangte Aſſiſtenz eines Arztes bei einer Lei⸗ 
chenöffnung: 
a) ehe Verweſung eingetreten 
b) wenn ſchon Verweſung eingetreten 
11. Für Einbalfamirung einer Leiche: 
a) eines Kindes 
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Bon bis 
fl. ke. fl. 
190 5 — 
- UA 112 
1—- 3— 
2— 4— 
3— 9— 
— 48 1% 
1—- 2— 
— 36 112 
112 224 
— 48 124 
3- 8-— 
130 3 — 
2 — 4— 
3- 5— 
4i—- 8— 
2 —- A- 
2—- 3— 
3- 685— 
5 — 0 — 


— 
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b) eines Erwachſenen 
*) Die Spezies werben befonders berechnet. 

12. Für einen Obduftionsbericht *) 

13, Für Befihtigung und Anwohnung bei der Deffnung 
eines der Wuth, oder einer andern anfledenden Seuche verbäd- 
tigen Thieres 

Für Berluft an Kleidern und Inflrumenten wirb befon- 
ders Erfaß geleiftet. 

14. Unterfuhung einer Apotheke auf Requifition einer kla— 
genden Parthei 

15. Chemiſche Unterfuchung nach einer Vergiftung mit Bericht 

16. Chemiſche Unterfuhung mehrerer Proben eines Gegen- 
flandes, 3. B. Eſſigs 

17. Ehemifche Unterfuhung eines Bieres, Weins ıc. 

Anmerk. Bei diefen Interfuchungen können Auslagen 
für Reagentien befonderd gerechnet werden. 

Die 15 — 17 erwähnten Bergütungen hat der Arzt 
nur zu empfangen, wenn er die Unterſuchung ſelbſt vornimmt, 
außerdem erhält er für die bloße Aufficht nur die Hälfte. 
18. Erfordert eine der voranfiehenden Nummern die Entfer- 

nung des Arztes von feinem Wohnorte, fo berechnet er noch be» 
fonders für die verläumte Zeit, einſchlüßig der Verköſtigung 
a) für eine halbe Stunde 
b) für die erſte Stunde 
c) für jede der drei folgenden . 
nebft anftändigem Geführte, oder einer Geldentſchädigung 
biefür nach den gewöhnlichen Gefährtepreifen. 

19. Wenn die Abmwefenpeit über 4 Stunden dauert, ift die 
Entfhädigung nach dem Diätenfaße zu 5 fl., und fo ferne der 
Arzt über Naht ausbleiben muß, zu 8 fl. für Tag und Nadt 
zu berechnen. 


1 30 


10 — 
— 


2 30 


2 — 


— 30 
RR 
— 30 


B. Taxen für wundärztliche Hülfeleiſtungen der Doctoren. 


20. Für kleinere, leichtere, durch einen einzigen Kunſtakt, mit 
ben einfachſten und gewöhnlichſten Infirumenten zu vollbringende 
Operationen, z. B. einfache Ineifionen, Taris, Punktionen, Su- 
turen, Gefäßunterbindungen, Entfernung fremder Körper aus 
leicht zugängigen Höhlen, die Anwendung des Katheters, die 
Ausrottung Heiner Gefhwülfte und ähnliche 


"Nach Schwierigkeit und Wichtigkeit des Falles. 


2% 


- 
a - 


,- 
ı- 


—26 
1% 
-8 
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Bon bis 
fl. kr. fl. kr. 
Anmerk. Bel Anwendung dieſes Satzes ift vorzüglich 
die Berfihiedenpeit der Leiſtung in der Steigerung von der ein- 
fahen Inciſion bis zu der fünftlicheren oder beſchwerlicheren Ver⸗ 
richtung zu berückſichtigen. 
21. Für größere, aus mehreren Kunſtakten beſtehende und 
einen befondern Inſtrument⸗Apparat, ſowie eine oft wiederholte 
genaue Einübung erfordernde Operationen, 3. B. Zrepanation 
der Schädelhöhle, Operation der Hafenfcharten, Amputation der 
weiblichen Bruft, größerer Gliedmaffen, Operation des Waffer- 
brudes, der Maftdarmfiftel, Kaftration, Einrichtung von verenf- 
ten und gebrochenen Gliedern, Ausrottung größerer Geſchwülſte 
und andere 10 — 30 — 
22. Für die fchwierigfien und zu ihrer Ausübung die größte 
Kunftbildung heiſchenden Operationen, 3. B. Staaroperation, 
fünftlihe Pupillenbildung, Rhinoplaftif, Luftröhrenſchnitt, Hernio- 
tomie, Operation bes Blafenfteines, der Schlagadergefhmwulft u.a. 30 — 80 — 
C. Für hebärztliche Hülfeleiftung der Doctoren. 
23. Für die Unterfuhung in Bezug auf Schwangerfchaft, 
vorgegangene Geburt, Krankheiten ver Geſchlechtstheile 2c. 


a) einer reinen Perfon -—3 1% 

b) einer unreinen Perfon 112 240 
24. Für eine leichte, natürliche Entbindung ‚ wie fie eigent- 

ih nur Hebammen zufteht 5 —- 1-— 
25. Für eine natürliche Geburt mit Zeitaufwand eines Ta, 

ged und einer Nacht 8— 15 — 


26, Zmillingsgeburten die Hälfte mehr. 
27. Für Beendigung einer Steiß- und Zußgeburt, ohne vor⸗ 


hergegangene Wendung, und ohne Anwendung ber Zange 5—- 12 — 

3. Für eine durh Wendung beendigte Geburt: 

a) in gewöhnlichen Fällen 5— 12— 

b) in Fällen, durch befondere Lage des Kinder, ſtarke Zufam- 
menziehung der Gebärmutter erſchwert 11 — 2 — 
29. Zangengeburt: 

a) für eine leichtere 5—- 2 — 

b) für eine ſchwerere, bei höherem Stande bes Kopfes, oder 
flärferer Einteilung besfelben 8— 16 — 
30. Für Zangengeburt mit Perforation 12— 2 — 


3. Eine mit Zerflüdlung des Kindes verbundene Wendung 12 — 20 — 
32. Entfernung der ſtark eingefadten oder angewarhfenen 
Nahgeburt 5— 1 — 
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33. Für eine Operation der verfchloffenen Mutterſcheide 
34. Für Eröffnung des verwachfenen Muttermundbes 
35. Für den Kaiferfopnitt, ohne Rüdficht, ob das Kind noch 
lebe oder nicht: 
a) an einer lebenden Perfon 
b) an einer verfiorbenen 
36. Das Ausrotten der Gebärmutter 
37. Für Erflirpation eines Theiles der Gebärmutter 
38. Für Repofition einer umgeftälpten Gebärmutter 
39. Für Repofition eines Scheiden⸗, Gebärmutter- oder 
Maftdarmvorfalles 
40, Für Applikation eines Mutterkranzes 
41. Für Bewirkung der künſtlichen Frühgeburt 
42, Für manuelle Hülfe bei Gefahr drohender Gebärmutter- 
biutung 
43, Für Unterbindung eines Scheidemutter- oder Mafldarm- 
polypen 
44. Für Wegnahme der Wafferlefze 
45. Für Wegnahme eines unreifen Ey’s, oder einer Mola 
46. Für Injektionen 
nl. Abſchnitt. 
Für Zahnärzte, 
47. Das Ausziehen eines Zahnes 
48. Das Ausziehen einer Wurzel oder eines Stiftes 
49. Das Ausbtennen eines Zahnes 
50. Das Ausfüllen eines Zahnes 
51. Die Reinigung fämmtlicher Zähne 
52, Das Anbohren eines Zahnes 
53. Das Stumpffeilen, Abfeilen oder Durchfeilen eines 
Zahnes 
54. Die Operation einer Zahnfiftel 
55. Die Richtung eines fchiefftehenden Zahnes bei Kindern 
56. Die Anfertigung und Einfeßung eines künſtlichen Zahnes, 
einfhlüßig der vorbereitenden Operation 
57. Die Befefligung eines Zahnes 
58. Das Scarifiziren des Zapnfleifches, wie eine andere 
leichte Operation am Zahnfleifche 
Anmerf, 1. Berrichtet der Zahnarzt eine der vorftehen- 
den Operationen außer feinem Haufe, fo darf er 20 Fr. mehr 
berechnen. 


Von 


4 — 


15 — 


12 — 


— 12 
— 24 
—- 2% 
— 12 
2 — 
— 30 


— 30 
112 
— 36 


— 
—- % 


— 12 


bis 
f.k. 
12 — 


0 — 


26 
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Von 
fl. kr. 
2. Werden den oben angeführten Operationen mehrere 
Zähne zugleich unterworfen, fo darf für feven folgenden nur 
bie Hälfte des Anfabes mehr berechnet werben. 
3. Die zu verfchiedenen Operationen gewählte Materie, 
4 3. Gold, muß befonders vergütet werben. 
I. Abſchnitt. 
Für hirurgifhe Bader. 
59, Für die Applikation eines trodenen Schröpflopfes — 2 
Für jeden folgenden die Hälfte. 
60. Für die Applikation der Schröpfmaſchine —6 
61. Für eine Aderlaß am Arm oder Fuße — 12 
62, Außer dem Preife der Blutegel für das Setzen eines 
jeden — 3 
63. Die Scarifitation mit dem Meffer — 12 
64, Das Legen eines Blafenpflafters oder Senfumſchlages — 6 
65. Die Auflegung eines Seidelbaftes — 12 
66, Das Sehen einer Fontanelle — 20 
67, Das Sehen eines Haarfeiles — 36 
68. Setzen eines Kipftiers — 12 
69. Das Setzen eines Tabafrauch- Klyftiers —_ 24 
70. Injektionen in irgend einer Höhle oder einem Kanal — 12 
71. Das Deffnen eines Abscefies — 15 
72. Die Ausrottung eines Leichdorns, einer Warze oder klei⸗ 
ner Auswüchfe — 30 
Bei mehreren nur bie Hälfte. 
73. Die Stilung des Naſenblutens — 24 
Wenn Inſtrumente dazu nöthig 1 — 
74. Das Abzapfen des Urins: 
a) bei Männern — 30 
b) bei Weibern — 15 
Bei Wiederholungen bie Hälfte, 
75. Die Anwendung des Aetzſteines — 12 
76. Den erfien Verband einer einfachen Wunde, den Beſuch 
mit einbegriffen — 20 
77. Den erſten Berband einer Tomplizirten Wunde mit 
Knochenfraß, Brand ꝛc., den Beſuch mit eingerechnet — 30 . 
78. Für jeden, obigen Berrichtungen nachfolgenden Beſuch: 
a) bei Tage - 9 
b) bei Nacht — 15 


c) über Land von ber Stunde Hin» und Herganges — 15 
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IV. Abfchnitt. 
Für Hebammen. 

79. Für Unterfuchung einer Schwangern oder einer andern 
Perſon zu verfehiedenen Zwecken 

80. Für eine gewöhnliche Entbindung, welche nicht über 
zwölf Stunden bauert 

81. Für jede fernere Stunde 

82. Für eine Zwillingsgeburt das Doppelte. 

83. Für eine durh Wendung bewirkte Geburt 

84. Für die Wegnahme eines unreifen Ey’s, einer Mola 

85. Für Beibringung eines Klyſtiers oder Einfprigung in die 
Mutterfeide und Gebärmutter, außer der Geburts- und Worhen- 
zeit 

86. Für die Anwendung des Katheters 

87. Für die Wiederbelebung eines feheintodten, ohne bemerk⸗ 
baren Herzfchlag und Odem gebornen Kindes 

Bei glüdlihem Erfolge das Doppelte. 

88. Die Affiftenz bei einer Geburt, welche von einem Ge- 
burtspelfer beforgt wurde 

89, Für jeden Beſuch der Wöchnerin, einfchlüßig der gewöhn- 
lichen Pflege der Mutter und bes Kindes, wenn die Entfernung 
hin und zurüd nicht mehr als eine Stunde beträgt 

Anmerk. 1. Für Zeitverluft bei Berufsgefchäften außer 
dem Wohnorte bereihnen Hebammen, wie die chirurgifchen 
Bader, die Hälfte der den approbirten Wundärzten zugeſtan⸗ 
denen Zare, alfo für die Stunde 

2. Bür die aus dem Hebammenkäftchen gerelchten Arz⸗ 
neimittel darf die Hebamme den Preis um die Hälfte höher 
gegen die Apothelertare berechnen. 

3. Für Unterfuhungen und Dienftleiftungen bei ange» 
fiedien, oder an anderen edelpaften Krankheiten Teidenden 
Perfonen darf die Hälfte der gewöhnlichen Taren mehr be» 
rechnet werben. 

V. Abſchnitt. 
Für Krankenwärter. 

90. Bei gewöhnlichen, nicht anſteckenden Krankheiten: für 
24 Stunden nebſt Koſt und Trunk, Morgens, Mittags und 
Abends 

9. Die Geldentfgädigung für nicht gereichte Koft und 
Trunk wird nach dem Ortsverhältniffe berechnet. 

92. In anſteckenden, oder fehr eckelhaften Krankheiten, ober 
bei Wahnfinnigen die Hälfte mehr. 


- 2a 


1 
— 6 


1 30 


— 4 


— 9 


— 12 


1 30 


—- 12 


— 24 


24 
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Bon bie 


fl... fl. fr. 
93. Wird der Krankenwärter über Land geholt, fo gebührt 


Ihm für jede Stunde ber Entfernung biefelbe Bergütung, wie 
den Hebammen, alfo einſchlüßig der Verköſtigung — 9 — 18 
VI. Abſchnitt, 
Für Thierärzte. 

94. Die Thierärzte werden, bezüglich auf Tagesgebühren bei 
Seuchen und andern ämtlich aufgetragenen Geſchäften, den Land⸗ 
aͤrzten und Wundärzten erſter Klaſſe gleichgeſtellt. 

Da ſich wegen Neuheit des Veterinärweſens herkömmliche 
Preisbeſtimmungen, die eine Richtſchnur für eine Taxe geben 
könnten, noch nicht gebildet haben, ſo wird bis auf Weiters von 
einer Taxe für die einzelnen thierätztlichen Leiſtungen Umgang 
genommen. 


— Die Verordnung vom 28. Juni 1836, Amtsbl. M 45, p. 
493, ift durch bie fpätere Baderordnung vom 21. Juni 1843 erfebt. 
Siehe oben Wundärzte $. 98. 

$. 117. Bekanntmachung der Königl. Regierung vom 27. Feb- 
ruar 1837, Amtsbl. Ma 16, p. 114, die Ausübung der Homödopathie 
von den Landärzten und Chirurgen, resp. die Unzuläßigkeit ihrer Aus— 
übung durch nicht graduirte Aerzte betr. 

Nachſtehende höchſte Minifterialentfchliegung vom 5. Februar L J. wird 
zur Darnachachtung hiemit befannt gemacht. 

Auf die berichtliche Anfrage der Königl. Regierung des Sfarkreifes, Kam⸗ 
mer des Innern, vom 31. März v. 3. darüber, ob den Landärzten und Chirur⸗ 
gen die Ausübung der Homöopathie zu erlauben fey ? wird im Einklange mit 
dem Gutachten fämmtlicher Kreisregierungen, Kammern des Innern, und ſämmt⸗ 
licher Kreismedizinalausfhüffe, dann mit dem Antrage des Königl. Obermebi- 
sinalausfchuffes erwiedert, daß die Bayerifchen Medizinalverordnungen nicht gra« 
duirten Aerzten die Anwendung einer in ihren Wirkungen noch nicht vollſtändig 
ergründeten Methode nicht geftatten, 


$. 118. Bekanntmachung der Regierung vom 28. Mai 1837, 
Amtsbl. M. 35, p. 272, die Gefuche um ärztliche Neifeftipendien betr. 

Nah einer höchſten Entfchliefung des Königl. Staatsminifleriums des 
Innern vom 25. v. M. können Gefuche um ärztliche Reifeftipendien nur info» 
ferne Beachtung finden, als felbe 

1. bei der einfchlägigen Königl. Kreisregierung fpäteflens am 1. September 
eingereicht werben ; 

2. belegt find 
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a) durch Iegalifirte Abfchrift des volltändigen Univerfitätsabfolutoriums, 

b) durch Zeugniffe über das ganz oder theilweife erſtandene biennium 
practicum, dann über die etwa ſchon beftandene Proberelation und Konkurs, 
prüfung, 

c) durch ein Zeugniß der einfchlägigen Diftriftspoligeibehörbe über das 
bisherige Verhalten; und als 

3. in dem Gefuche der Ort, wohin der Arzt zu reifen beabfichtiget, un 
die generelle oder fpezielle Richtung der beabfichteten Beobachtungen auf das 
Beftimmtefte ausgedrüdt erſcheint. 

Die um Neifeftipendien fi meldenden Aerzte haben ſich hienach genawi 
zu achten. 


$. 119. Königl. Verordnung vom 7. April 1838, Amtsbl. 
24, p. 191, die Verleihung der medizinischen Neifeftipendien betr. 


Tudbwig, 8 

Wir haben Uns veranlaßt gefunden, die Normen bezüglich der Berl 
ung mebizinifcher Neifeftipendien einer Revifion unterftellen zu laſſen, und ur 
ordnen auf den Grund derfelben, unter Vorbehalt anderweiter allerhöchfter Bar 
fügung, nunmehr, was folgt: 

I. Bon den Neifefipendien, welche alljährlich für die wiſſenſchaftliche un 
praftifche Ausbildung ausgezeichneter Kandidaten der Medizin und Epirungie 
bewilliget werden, foll ſtets der eine größere Theil vorzugsweife zur Ausbil 
dung in einzelnen Zweigen der medizinifchen Wiffenfchaften, jedoch immer md 
angemeffener Rückſichtnahme auf die allgemeine Ausbildung beftimmt, ber uw 
dere Heinere Theil diefer Stipendien aber zu dem Zwede der allgemeine 
medizinifchen Ausbildung verwendet werden. 

Als folche befondere Zweige der mediziniſchen Wiffenfchaften, für melde 
zum Befuche ber größeren Heilanftalten des Auslandes vorzugsweife Rei 
pendien bewilliget werben follen, werden nach dem Gutachten des Obermr 
dizinalausſchuſſes gegenwärtig bezeichnet: 

1. Anatomie, Zoologie und Zootomie in Verbindung mit Experiment. 
Poyfiologie; 

2. Kinder-, Haut» und pſychiſche Krankheiten ; 

3. Klinifche Medizin; 

4. Operative Chirurgie in allen Zweigen bis zur großen Bereinzelnuns; 

5. Geburtspülfe, dann Chemie, als fpezielle Fächer zu dem Zwede der Bus 
bildung für eine Profeffur, endlich 

6. Beterinärkunde, jedoch nur ausnapmsweife und für ganz fpezielle Zweig 
nah dem befonderen Bebürfniffe der Zeit 

II. Die Berleipung von medizinifhen Reiſeſtipendien kann nur von folge 
Individuen nachgefucht werden, welche bei tadellofer Aufführung und bei dem 
volltonmenen Beſitze der etwa erforderlichen befonderen Sprachleuntniſſe bunt 
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Fleiß, Talente und Fortgang auf der Hochſchule ſich befonders ausgezeichnet 
und zugleih das biennium practicum an einer inländifchen Heilanftalt ganz 
vollendet haben, 

II. Die hienach mit den erforderlichen Zeugniffen belegten Gefuche, welche 
genaue Angaben über perfönlihe und Vermögensverhältniffe, über Zweck und 
Ziel der beabfichtigten Reife enthalten müffen, find längſtens bis zu dem 15. 
September eines jeden Jahres der betreffenden Regierung, Kammer des Ins 
nern, in Borlage zu bringen, welche ſodann deren weitere Borlage an das 
Minifterium des Innern unverzüglich zu bewirken hat, 

Für das Taufende Jahr 1837; befiimmen Wir ausnahmsweife zur Ein» 
reihung folcher Gefuche auf dem fo eben bezeichneten Wege, ober zur etwaigen 
Ergänzung der ſchon überreichten Gefuche einen Termin von ſechs Wochen vom 
Tage der Bekanntmachung gegenwärtiger Berorbnung an gerechnet. 

IV. Die Prüfung und erfle Begutachtung der einzelnen Gefuche hat Un- 
fer Minifterilum des Innern dem Obermedizinalausfchuffe zu übertragen, von 
welchem bei diefer Prüfung neben den angegebenen allgemeinen Direktiven, ins⸗ 
befondere nah Maafgabe des geftellten Gefuches, auf die Zeugniffe über den 
fpeziellen Gegenftanb der beabfichtigten Reife vorzügliche NRüdficht zu nehmen if, 

Eine befondere Konfursprüfung, um bei mehreren Konkurrenten in dbem« 
felben Fache den Vorzug des einen vor dem andern zu ermitteln, findet nicht 
ſtatt. 

V. Den mit einem Reiſeſtipendium begnadigten Individuen ſind unter 
Beachtung ihrer Geſuche die zu bereiſenden Länder und Städte mit Rückſicht 
auf die beſonderen Inſtitute und ausgezeichneten Lehrer an einzelnen Orten 
genau vorzuzeichnen. 

Nah dem Zwecke und der Wahl des Ortes wird in jedem einzelnen Falle 
auf dem Grunde der gutachtlichen Aeußerung des Obermedizinalausfchuffes 
auch die jedesmalige Zeit des Aufentpaltes und der Betrag des Stipendiums 
beftimmt. 

Mit Rüdfiht auf diefe Berhältniffe ift fünftig jeder Stipendiat durch den 
Dbermedizinalausfhuß mit einer kurzen Infirultion zu verfehen, nach welcher 
yerfelbe die Richtung feiner Studien und Beobachtung zu bemeffen hat. 

VI. Die Berleipung der Reifeftipendien und die Feftfeßung aller deßfallſi— 
ven Modalitäten bleibt in jedem einzelnen Sale Unferer befonderen aller- 
öchſten Entſchließung vorbehalten. 

vo. Bezüglich der Ausftellung der erforderlichen Reverſe und der viertel- 
ährigen Einfendung der Originalgeugniffe über die gemadten Kurfe und 
efuchten Anftalten, dann bezüglich der Erftattung eines allgemeinen Reifebe- 
ichtes mit Rüdficht auf die ertheilte Inftruftion hat es bei dem bisherigen 
3erfahren fein Berbleiben. 

Unfer Minifterium des Innern ift mit dem Vollzuge der gegenwärtigen 
zerordnung und mit deren Bekanntmachung beauftragt. 

44 * 
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F. 120. Königl. Verordnung vom 30. Mai 1843, das Etw 
dium der Medizin betr, Amtsbl. Mi 30, p. 234. 


Ludwig, 8 
Wir haben die Normen über das Studium der Medizin einer forgfältigen 
Revifion unterflellen Iaffen, und finden Uns bewogen, nach Einvernahme Un- 
feres Obermebdizinalausfhuffes für fo lange, als wir nicht anders beftimmen 
werben, zu verorbnen, was folgt: 


Tit. J. Allgemeine Beſtimmungen. 

$. 1. Jeder Inländer, welcher von der mediziniſchen Fakultät einer der 
drei Landesuniverfitäten den Doctorgrad aus ber gefammten Arzneikunde m 
langt, und hiebei den durch $. 2 gegenwärtiger Berorbnung vorgefehenen be 
fonderen Bedingungen fi unterworfen hat, ift hiedurch habilitirt, um Zulafung 
zur ärztlichen Praris in ihrem ganzen Umfange, fowie um Anftellung in ir 
medizinifch-polizeilichen und medizinifch-forenfen Sphäre des Staatsdienfes id 
au bewerben, ohne daß es von feiner Geite der Erftattung einer Proberelatim 
oder ber Beftehung einer befonderen Staatsfonkursprüfung weiter mehr bedari, 
2 Die Erlangung des Doctorgrades aus der gefammten Arzueilune 
mit den durch $. 1 hieran gefnüpften praktifchen Bortheilen ift bedingt durd 
eine mit entfpredhendem Erfolge beftandene Prüfung 

1. aus den naturwiſſenſchaftlichen Fächern, unmittelbar nach Bollendung 
bes vorfchriftsmäßigen zweijährigen Lehrkurfes der allgemeinen Wiſſenſcheſte 
(medbizinifhe Admiffionsprüfung), ferner 

2. aus der gefammten Medizin in vorzugsweife theoretifcher Richtung nad 
vollendetem dreijährigen Fachſtudium (tpeoretifhe Prüfung), endlich 

3. aus der gefammten Medizin in vorzugsweife praktifcher Richtung nad 
weiterer zweijähriger praftifcher Ausbildung (Schlugprüfung). 

$. 3. Den medizinifchen Fakultäten bleibt unbenammen, den Doctorgud 
auch in der bisher üblich gewefenen Weife und resp. nach Borfcprift ver Ber 
ordnung vom 8. Dezember 1808, fohin mit Umgehung der durch $. 2 gegew 
wärtiger Berorbnung deßfalls vorgefehenen befonderen Bedingungen zu m 
theilen. 

Solchen Falles find aber mit demſelben die im $. 1 beſtimmien praltiſhes 
Borthelle-nicht verbunden. 


Zit. I. Bon den Prüfungsorganen. 

$. 4. Die Vornahme der genannten Prüfungen geſchieht am jeder der ber 
Landesuniverfitäten durch zwei ſtändige Senate, wovon der Eine, für bie Dr 
miffionsprüfung beflimmte, aus einem Borflande und fünf Beifigern, der Anden 
aber, in deſſen Kompetenz die theoretifche und Die Schlußprüfung fallen, au 
einem Borftande, einem Stellvertreter desſelben, acht Beifigern und den erfır 
derlihen Suppleanten zu beftehen hat. 

$. 5. Die Bildung und künftige Ergänzung dieſer Prüfungsfenate geidich 
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aus der Zahl der einfchlägigen ordentlichen uud außerorbentlichen Univerfitäts- 
Profeſſoren durh Unfer Miniflerium des Innern nach gutachtlihem Antrage 
des akademiſchen Senates, welcher deßfalls mit der mebizinifchen und bezieh- 
ungsweife mit ber philoſophiſchen Fakultät fih in das geeignete Benehmen zu 
feßen hat. 

Die Senatsvorflände und beren Stellvertreter bleiben Unferer unmittel- 
baren Ernennung jederzeit vorbehalten. 

$.6. Den Prüfungsfenaten wird, — jebem innerhalb ber ihm zugewie⸗ 
fenen Sphäre — ſowohl die Befcheidung der Admiffionsgefuche, als die Bor- 
nahme der Prüfungen felbft und die Würdigung ihrer Ergebniffe mit allen nach 
der Natur der Sache hieran ſtch Inüpfenden Zuftändigfeiten überwiefen. 

Bei allen Senatsbefchlüffen hat der Borfland ein felbfiftändiges und bei 
Stimmengleichpeit ein entſcheldendes Botum zu führen. 

-Tit. IL Bon der medizinifhen Admifftionsprüfung. 

$. 7. Die Admiffionsprüfung findet alljährlich zweimal, unmittelbar am 
Schluffe eines jeden Semeſters ftatt. 

$. 8. Jeder angehende Mediziner, welcher feiner Zeit um Zulaffung zur 
ärztlichen Praris im Inlande, oder um Anftelung in ber medizinifch-polizeilichen 
oder medizimifch-forenfen Sphäre des Bapyerifchen Staatsdienftes fich zu bewer- 
ben gedenkt, ift gehalten, diefer Prüfung neben der philofoppifchen Abfolutorial- 
prüfung, wie felbe im $ 10 der unterm 4. Februar 1842 von Uns genehmig- 
ten Saßungen über das Studium der allgemeinen Wiffenfchaften vorgefchrieben 
iſt, ſich zu unterziehen. 

6. 9. Die Zulaffung zur mebdizinifchen Admiffionsprüfung wird bebingt : 

1. dur Erfüllung der allgemeinen Borausfeßungen bes Webertrittes zum 
Fachſtudium, jedoch unter ber Mobififation, daß von den betreffenden Kandi⸗ 
baten ber Befuch der in $. 6 der vorerwähnten Saßungen unter den obligaten 
Fächern aufgeführten Borlefungen über Anthropologie und Pfychologie, dann 
über allgemeine Naturgefchichte nicht gefordert werben fol; und 

2. durch Borlage von Fequentationd-Zeugniffen aus den in $. 10 aufge⸗ 
Hührten Fächern. 

$. 10. Die gedachte Prüfung ift öffentlich und mündlich. 

Sie findet unter dem Vorſitze des Senatsvorftandes und unter gleichzei- 
iger Anwefenheit fämmtlicher Beifißer in Bezug auf jeden Kandidaten gefondert 
tatt, und hat während einer ununterbrochenen zweiftündigen Dauer über bie 
Fächer der Phpſik, der allgemeinen und analptifhen Ehemie in befonderer Be- 
iehung auf organifche Körper, der Botanik der Mineralogie und ber Zoologie 
ich zu erſtrecken. 

$. 11. Unmittelbar nah dem Prüfungsakte hat die jedesmalige Beur⸗ 
yeilung des Ergebniffes — auf vorgängige Entfernung des betreffenden Kan« 
idaten und der etwa anwefenden Zuhörer — nach Stimmenmehrheit zu ge- 


heben. 
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Diefelbe ift lediglich auf die Alternative „befähigt“ ober „nit be 
fähigt“ zu erfireden. 

$. 12. Für befähigt ift der Kandidat nur dann zu erachten, wenn ihm der» 
jenige Grad naturwiffenfchaftlicher Ausbildung zur Seite flieht, welder von 
einem literaten Arzte überhaupt mit Recht gefordert werden kann, 

5. 13. Nach Maafgabe des Majoritätsbefchluffes wird entweder das A 
miffiongzeugniß ungefäumt ausgefertiget, oder dem Kandidaten die ſchriftlich 
Weiſung extheilt, das Studium der Naturwiffenfaften mindeft während eins 
weiteren Semeſters noch fortzufeßen. 

$, 14. Eine fpätere Wiederholung ber mediziniſchen Admiſſionsprüfug 
kann bei Strafe ber Nichtigkeit jedenfalls nur an derjenigen Hochſchule gr 
ſchehen, an welcher bie erfimalige Prüfung erfolglos ftatt gefunden hat. 

Tit. IV. Bon der theoretifhben Prüfung. 

$. 15. Borbedingungen der Zulaffung zur theoretifhen Prüfung find: 

1. bag Admiſſionszeugniß ($. 13), 

2. der Nachweis über vollendetes breijähriges Fachflubium, und 

3. Frequentationd - Zeugniffe aus den fämmtilichen, in $. 21 aufgeführten 
Büchern, 

$. 16. Die iheoretifche Prüfung wird jäbrli zweimal, unmittelbar am 
Schluſſe eines jeden Semeſters abgehalten, und zerfällt in Bornahme praltider 
Ucbungen auf dem anatomifhen Theater und in ein mündliche Eramen. 

$. 17. Die Hebungen auf dem anatomifchen Theater haben in ununte 
brochener und gleichzeitiger Anwefenheit zweier Senats-Guppleanien — näm 
Lich des einfhlägigen Fachlehrers ald Eraminatord und eines andern kontrolir- 
enden Fakultätsmitgliedes — öffentlich flatt zu finden, und umfaflen 

1, die Eröffnung einer der größern Höhlen des Körpers mit Demonftration 
der Form, Lage und Verbindung der darin befindlichen Eingeweide, und 

2. die Demonftration eines von dem Kandidaten unter Aufficht verfertis- 
ten, dann eines ober einiger anderer ihm vorzulegender ofleologifcher, angie 
Iogifcher oder neurologifcher Präparate. 

$. 18, Die Würdigung des Ergebnifles ſteht nach der Altermative „be 
fähigt“ oder „nicht befähigt“ dem Eraminator ausſchließlich zu. 

$. 19. Kandidaten, welche hiebei als nicht befähigt erkannt werden, fm 
zur mündlichen Prüfung nicht weiter mehr zuzulaffen, fondern mit den burd 
$. 24 näher beflimmten Wirkungen fogleich als rejicirt zu betrachten. 

$. 20. Solde Kandidaten können jedoch zum Behufe möglicher Abmwen 
dung dieſes Präjudizes eine alsbaldige Wiederholung des durch $. 17 vor» 
fohriebenen Prüfungsaktes für fih in Anfpruch nehmen. 

Derlei außerordentliche Prüfungen find jederzeit unter dem Borfige dei 
Senatsvorfiandes und in Beifeyn von vier Mitgliedern des Prüfungsfcnateh 
übrigens aber, fo fern nicht befondere Bedenken dagegen obwalten, durch da 
bisperigen Eraminator abzuhalten. 
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Dem Lebteren kömmt bei der nah Stimmenmehrheit zu ſchöpfenden Be- 
urtheilung bes Ergebniffes in biefem Ausnahmsfalle Tediglih eine berathende 
Stimme zu. 

$. 21. Das mündliche Examen findet, wie bei ber Admiſſionsprüfung, 
öffentlich und in Bezug auf jeden einzelnen Kandidaten gefondert flatt, und 
bat. während einer zweiflündigen Dauer auf nachſtehende Disziplinen ſich zu 
erſtrecken: 

1. Anatomie und Phyſiologie, 
2. Pharmarcie mit Einſchluß der pharmaceutiſchen Botanik und verbunden 
ı mit Beftimmung vorzuzeigender Arzneilörper, 

3. allgemeine Pathologie und Therapie, 

4. fpezielle Pathologie und Therapie und materia medica, 

5. Epirurgie, 

6. Geburtspülfe, 

7. Beterinärkunde, 

8. gerichtliche Medizin und medizinifche Polizei. 

$. 22. Der Prüfungsfenat wird hiebei zur Erleichterung feiner Aufgabe 
in zwei, aus je vier Beifißern beſtehende Sectionen unter dem Borfige bes 
Borftandes und beziefungsweife feines Stellvertreter fich theilen, wonach als⸗ 
dann jeder Kandidat die zweiftündige Prüfung zur Hälfte vor ber einen und 
zur andern Hälfte vor der andern Sektion zu erfiehen hat. 

Die fämmtlichen Sectionsglieder find auch hier zur ununterbrochenen An« 
wefenheit während des ganzen Prüfungsaftes verbunden. 

$. 233. Die Würdigung des Ergebniffes der mündlichen Prüfung geſchieht 
nach Analogie des $. 115 jedoch wird dabei die Stimmenmehrpeit nicht für 
jede Section befonders, fondern durch Kombinirung der von fämmtlichen Ge- 
natsgliedern in beiden Sectionen geführten Stimmen ermittelt. 

$. 24. Nah Maaßgabe des Gefammtrefultates ift fodann entweder bad 
Abſolutorialzeugniß an den Kandidaten auszufertigen, oder berfelbe zur Fort» 
feßung feiner theoretiſchen Studien anzuweifen. 

Rejieirte Kandidaten dürfen in der Regel erſt nad Umfluß eines Jahres, 
und nur ausnahmsweiſe dann, wenn bie Majorität des Prüfungsſenates be» 
fondere Befimmungsgründe hiefür gegeben erachtet, nach Umfluß eines halben 
Sahres zu einer neuen Prüfung fih melden, für deren Vornahme fodann bie 
Kompetengbeftinnmungen bes $. 14 analoge Geltung behaupten. 

Sit, Vv. Bon der Schlußprüfung. 

$. 25. Der Schlußprüfung hat eine weitere zweijährige praktifche Ausbile 
dung ded Kandidaten (biennium practicum) vorherzugehen. 

Für diefen Behuf dürfen in der Regel blos die Hinifchen Univerfitätsans 
falten benüßt werden, um hiemit aud bas Studium entfprechenber Spezial» 
färher — (der Kinder«, Augen, Geiftes, ſyphilitiſchen ſ. a. Krankpeiten 2c.) in 
gehörige Berbindung bringen zu können. 
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$. 26. Nur für befondere Ausnahmsfälle Tann bispenfationsweife gefattet 
werben, einen Theil des biennii practici, jeboch niemals mehr als die Hälfte 
desfelben, in Privatpraris, d. h. in entfprechender Berwendung unter ber un, 
mittelbaren Leitung eines dem Inlande angehörenden ausgezeichneten praktiihen 
Arztes zu erſtehen. 

Die Ertheilung der diesfälligen Dispenfationen bleibt Unferm Mini, 
flerium des Innern vorbehalten, und es wird demſelben hiebei die firenaie 
Würdigung der in den einzelnen Fällen geltend gemachten Dispenfationsmotix 
mit fleter Rüdfihtsnapme auf die wiflenfhaftlihe und fonftige Qualifilatie 
des zur Aufnahme des Praktifanten erbötigen Arztes, fowie auf den Umfan 
feiner ärztlichen Praris, dann auf die Zahl der von demfelben bereits befcäftis, 
ten Praktilanten ꝛc. zur befonderen Pflicht gemacht. 


$. 27. Außer dem Nachweiſe über vorfhriftmäßige Erftredung des bienni 
praetici hat jeder Kandidat zum Behufe der Admiffion zur Schlußprüfung ns 
weiter in Borlage zu bringen: 

1. das Abfolutorialgeugniß ($. 24,), 

2. rechtsgenügende Zeugniffe Darüber, daß er unter Leitung ber Hintfce 
Borftände bereits mindert drei mebizinifche und drei chirurgifche Krankheitsfäl: 
behandelt, fowie, daß er in gleicher Weife bei drei Geburten affiftirt habe, un 

3. die zu den ebenerwähnten Fällen gehörenden, von ihm felbft verfafte 
Krankheits⸗ und Geburtsgefchichten. 


$. 238. In Gemäßpeit des $. 6, welcher die Befcheldbung der Admiffion« 
gefuche den einfhlägigen Prüfungsfenaten überträgt, haben Ießtere hiebei indie 
fondere die in $. 27, Ziff. 3 ald Belege der Aomiffionsgefuche bezeichneten 
Krankheits⸗ und Geburtsgefchichten einer genauen Würdigung zu unterfiele, 
und bei ungenügendem Befunde den betreffenden Kandidaten zum Behufe ni 
terer wiffenfchaftlicher Ausbildung nach Analogie des $. 46 fogleich die Zuräd: 
weifung zu eröffnen, 


$. 29, Um die mit der Schlußprüfung für die Fakultäten verbunden 
Gefhäftsaufgabe auf das ganze Studienjahr möglichft gleichförmig zu verthe 
Ien, und jebe Eollifion mit der theoretifchen Prüfung zu vermeiden, werden je 
Bornahme der Erfleren immer die Anfangstage eines jeden Monates beftimmt 

Vebrigens bleibt es den Prüfungsfenats- Mitgliedern unbenommen, da 
Unferem Minifterium des Innern. durch das Drgan des akademiſchen Er 
nates die Ermächtigung zu einer Abweihung von dieſer Regel madzufuden, 
fo fern fie es nach den Yofalverhältniffen und den Anforderungen ihrer fonkigr 
Berufstpätigkeit für wünſchenswerth erachten folten. 

$. 30. Die Schlußprüfung umfaßt ganz diefelben Fächer, melde durd 
$. 21 für die theoretifehe Prüfung vorgefchrieben find, Jedoch iſt Hier von bu 
Eraminatoren bei der Auswahl der Fragen, fowie bei Behandlung des gang 
Prüfungsgefchäftes jener Standpunkt vollendeter wiſſenſchaftlicher und prab 
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tiſcher Befäpigung pflichtmäßig in das Auge zu faffen, welcher den durch 6.1 
an das Prüfungsergebniß gelnüpften wichtigen praftifchen Folgen entfpricht, 

$. 31. Die gedachte Prüfung erfiredt ſich auf praftifihe Nebungen im Ge- 
biete der Epirurgie und Geburtspülfe, dann auf theils mündliche, theils fehrift- 
lihe Beantwortung gegebener Fragen. 

$. 32, Sowohl die praktifchen Mebungen im Gebiete der Epirurgie, als 
bie im Gebiete der Geburtspülfe Haben jede für fih in einem gefonderten Alte 
flatt zu finden, 

Sie umfaflen in erſter Beziehung bie Bornahme von drei ber wichtigeren 
Girurgifchen Operationen an ber Leiche, dann die Anlegung von brei Verbän⸗ 
den am Phantome oder an Lebenden, in Ießter Beziehung aber die Bornahme 
von brei der wichtigeren hebärztlichen Operationen am Phantome. 

$. 33. Rüdfihtlih der zur Leitung biefer Hebungen berufenen Prüfungs- 
organe und ihrer Kompetenz in Schöpfung des Befähigungsausfpruches, fowie 
bezüglich der fireng präfubiziellen Natur diefes Ausfpruches in Abficht auf wei⸗ 
tere Zulaffung des Eraminanden zur mündlichen und fehriftlichen- Prüfung, 
endlich rücfichtlich der Befugniß der rejicirten Kandidaten, auf den Ausſpruch 
eines außerorbentlichen Prüfungsfenates zu compromittiren, treten die Beftim- 
mungen ber $$. 17 bis 20 in analoge Geltung. 

$. 34. Die mündlihe Prüfung richtet fih nad Analogie der in den $$. 
11, 21, 22 und 23 gegebenen Borfchriften, und es find diejenigen Kandidaten, 
welche nach dem Ergebnifie derfelben als nicht befähigt erfannt werben, zur 
ſchriftlichen Prüfung nicht weiter mehr zuzulaſſen, fondern fogleich als rejicirt 
zu betrachten. 

$. 35. Die fohriftliche Prüfung geſchieht jedesmal in einem für fammtliche 
adbmittirte Kandidaten gemeinfchaftlihen Akte bei verfchloffenen Thüren. 

Sie dauert vier Tage, und es find an jedem Tage acht Stunden — vier 
bes Bormittags und vier des Nachmittags — dem Prüfungsgefchäfte ununter- 
broden zu widmen, und auf die in $. 21 benannten acht Disziplinen gleich« 
mäßig zu vertheilen, fo baß alfo auf jede diefer Disziplinen vier volle Stun- 
ben zu verwenden fommen. 

$. 36. Die fämmtlichen zu einer Disziplin gehörigen Fragen werben ben 
Kandidaten an dem betreffenden Bor» oder Nachmittage fogleih bei dem Be» 
ginne des Prüfungsgefihäftes jederzeit auf einmal zur Beantwortung vorgelegt. 
Ihre Auswahl beftimmt fih durch jedesmalige Ziehung aus einer Urne, welde 
zu biefem Behufe in Bereitfchaft zu feßen ift, und eine hinlänglih große An» 
zahl von dem Prüfungsfenate vorher zu entwerfender Fragen aus der für den 
Tag eben treffenden Disziplin auf verſchloſſenen Zetteln erhalten ſoll. 

$. 37. Die Kandidaten find gehalten, das jedesmal gegebene Thema ohne 
Benügung von Eompendien, Kollegienheften oder fonftigen, wie immer Namen 
Habenden literarifchen Hülfsmitteln innerhalb der. vorgezeichneten vierſtündigen 
Friſt zu bearbeiten. 
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Sie haben jedes deliberatorifchen Benehmens ſowohl unter einander, als 
mit Dritten hiebei fich zu enthalten. 

Auch darf kein Kandidat vor definitiver Ablieferung feines Elaborates aus 
dem Prüfungslofale entlaffen werben, 

$. 38. Während der ganzen Dauer des Prüfungsaftes muß mindefens 
je ein Mitglied des Prüfungsfenates (ein Beifiger oder ein Suppleant) nad 
einem von dem Borftande feftzufeßenden Turnus im Prüfungsfaale zur Arf- 
rechthaltung der Ordnung anwefend ſeyn. 

Auch trägt der Borftand die befondere Berpflichtung, durch zeitweiſe prı- 
fönliche Nachfiht von dem geregelten Gange des Prüfungsgefhäftes ſich un 
mittelbare Ueberzeugung zu verfchaften, 

$. 39, Unterfchleife gegen die Beflimmungen des $. 37 haben für dm 
Kandidaten, welcher fie ſich, fey es felbfifändig oder als Theilnehmer, zu Sqel⸗ 
den kommen läßt, die unbebingte Kaffirung des Elaborates zur Bolge, bi 
welchem der Unterfchleif fattgefunden hat, 

$. 40. Die Elaborate find jedesmal unmittelbar nach der von Geite dr 
Kandidaten erfolgteu Ablieferung berfelben durch das im Prüfungsfaale ex ol 
ficio anweſende Mitglied des Vrüfungsfenates zu parappıren, und jebenjalt 
noch an dem nämlihen Tage dem Borftande zu übergeben, welcher fie gleid- 
falls zu parappiren, und ſodann zum Behufe pflichtmäßiger Würdigung unter 
den Senatsbeifigern in Eirkulation zu feßen bat. 

$. 41. Bei der Würdigung wird jede Disziplin — ohne Unterſchied, eb 
eine oder mehrere Fragen aus felber zu beantworten waren — als ein Ganze 
behandelt und mit einer felbfiftändigen Note nach den vier Abflufungen 
| ausgezeichnet oder 1, 

fehr gut oder 2, 

genügend ober 3, und 

nicht genügend oder 4, 
belegt. 

$. 42. Sind auf foldhe Weife die Noten für die einzelnen Disziplin 
durch Mäjvritätsbefchluß gefunden, fo werden die Ziffergrößen derfelben in dr 
zug auf jeden Kandidaten befonders addirt, und fodann in ihrer Summe burd 
die Zahl 8 (die Summe der Disziplinen) dividirt. Der erzielte Quotient gidt 
fodann den Gefammtnotenziffer an die Hand, und es repräfentirt biebei ind 
befonbere 

1. die Zahl 1 big 1%/, incl. die I. Klafie oder die der Auszeichnung, 

2. die Zahl 1%, bis 24), incl. die II. Klaffe oder die der fehr guten Br 
fähigung, 

3. die Zahl 2%, bis 3%, incl. die I. Klaſſe oder die der genügenden &r 
fähigung, und 

4. die Zahl 3%, bie 4 incl. die IV. Klaffe ober bie ber nicht genägendes 
Befähigung. 
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6.43, Hat fih ber Fall ergeben, daß ein Elaborat in Gemäßhelt des 
$.39 kaſſirt werben mußte, fo ift die einſchlägige Disziplin bei dem betheiligten 
Kandidaten mit der vierten Note in der Gejammtberehnung in Anſatz zu 
bringen, 

Gleiches gefchieht, wenn ein Kandidat fein Elaborat gar nicht oder nicht 
rechtzeitig eingeliefert bat. 

$. 44. Erhellt gelegentlich der Cenſur unter den refpeltiven Bearbeit- 
ungen zweier oder mehrerer Kandidaten in der Art eine Uebereinfſftimmung und 
Gleihförmigkeit, daß felbe nur durch flattgehabte Eollufionen fih erklären läßt, 
fo find ſämmtliche ſolche Elaborate ohne weitere Unterfuchung mit ben eben 
gedachten Wirkungen zu kaſſiren. 

$. 45. Die Würdigung des Gefammtergebniffes der Schlußprüfung ge— 
fhieht nah Maaßgabe der von dem Kandidaten 

1. bei den praftifchen Webungen im Gebiete der Chirurgie, 

2. bei den praftifchen Hebungen im Gebiete der Geburtspülfe, 

3. bei dem mündlichen Eramen, und 

4. bei den fohriftlichen Bearbeitungen an ben Tag gelegten Befähigung. 

$. 46. Ein Kandidat kann nur für den Fall, daß er in jeder biefer vier 
Hauptabtheilungen als befähigt ſich gezeigt hat, zur Promotion mit den durch 
$. 1 gegenwärtiger Berordnung hieran gefnüpften praftifchen Vortheilen zuge» 
Iaffen werben. 

Außerdem ift er gehalten, mindeft während der Dauer eined weiteren hal« 
ben Zahres an einer Elinifch » praftifchen Univerfitätanftalt feine Ausbildung 
fortzufeßen, ehe er zur wiederholten Erſtehung der Schlußprüfung zugelaffen 
werden kann, und es hat folhen Falles die Befimmung des $. 14 auch hier 
zur analogen Anwendung zu kommen. 

$. 47. Rüdfihtli des Promotionsaktes, welcher gegebenen Falles unmit» 
telbar an die Schlußprüfung fich anzureifen hat, dann rüdfichilich der damit 
in Berbindung ftehenden öffentlichen Vertheidigung medizinifcher Süße und ber 
Ausarbeitung einer druckwürdigen Differtation, hat es bei den Beflimmungen 
der Berorbnung vom 8. Dezember 1808, bie Prüfung der mebizinifchen Kau« 
bibaten und ihre Promotionen beir., und bei der bisherigen Hebung auch fer» 
nerhin fein Berbleiben. 

$. 48, Gleiches gilt in Bezug auf die Ausfertigung des Doctorbiplomes 
and des Generalatteftates, jedoch mit dem Unterfrhiede, daß da, wo bie Gra⸗ 
yuirung auf dem Grunde der $. 1 und 2 gegenmwärtiger Berorbnung erfolgt, 
ie dem Doctorgrade hienach zulommende praftifche Bedeutſamkeit in ben ges 
sannten beiden Dokumenten durch einen befonderen Beiſatz ausdrüdfich hervor» 
uheben ifi, welcher Beifaß dagegen bei Promotionen, die nad) $. 3 1. c. ges 
heben, binwegzufallen hat. 

Tit. VL Bon ben Prüfungsgebühren. 
$. 49. Für bie mebiginifche Apmiffionsprüfung und ebenfo für die iheo- 
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zetifche Prüfung hat jeder Kandidat — ohne Rüdfiht auf den günfigen und 
ungünftigen Erfolg derfelben — eine Gebühr von 22 fl. an die Univerfitäts 
kaſſe zu entrichten, 

Die Zulaffung zu einer außerordentlihen Prüfung im Sinne ber 66. % 
und 33 unterliegt einer befonderen, in eben biefe Kaffe fließenden Gebühr von 
11 fl. 

Heber die Berwendung biefer Gebühren zur Beftreitung der Eraminations 
toften bleibt Unfere weitere Entfchließfung vorbehalten, 

6.50. In Bezug auf die Gebühren für die Schlußpräfungen, resp. fir 
die Promotionen, hat es zur Zeit bei den Befimmungen der von Uns unterm 
24, Februar v. 3. genehmigten Univerfitäts- Saßungen $. 119 und 122 fen 
Bewenden. 

Tit. VIL Bon der ſtaatspolizeilichen Oberauffidt. 

$. 51, Die Handhabung der flaatspolizeilichen Oberaufficht in Bezug au 
die mediziniſche Admiffionsprüfung ſowohl, ald auf das theoretifhe und Schlj 
eramen ift zunächſt dem betreffenden Prüfungsfenatsvorftande überwieſen. 


$. 52. Der betreffende Vorſtand trägt die Verpflihtung den pünktligen 
Bollzug gegenwärtiger Berorbnung in allen die Thätigkeit des ihm untergebeam 
Senates berührenden Punkten auf das Genauefle zu überwachen, jeder wahr 
genommenen Abweichung mit allen Befugniffen und Zufländigfeiten eines Kal 
Iegialvorfiandes entgegen zu treten, und, wenn feine biesfälligen Bemühungen 
erfolglos bleiben ſollten, dem Minifterium des Innern bei eigener Berantwor 
lichkeit ungeſäumt Anzeige hierüber zu machen. 


$. 53. Halbjährlich, und zwar unmittelbar nach dem jebesmaligen Em 
flerfchluffe Hat jeder Senatsvorfiand über den Umfang, die Behandlungemai 
und ben Erfolg des Prüfungsgefchäftes ausführlichen Rechenſchaftsbericht an 
das genannte Minifterium zu erftatten, und denfelben mit ben Kommifliont- 
protofoflen, dann mit einer tabellarifchen Ueberſicht der fämmtlichen abmittirten 
und rejichrten Kandidaten, beziehungsweife unter Angabe der von benfelben m 
langten Notenklaſſen zu belegen. 


$. 54. An den, dem Senatsvorftande durch die $$. 51 und 52 übermir 
fenen Zuftändigkeiten hat auch der außerorbentlihe Minifteriaftommiffär fomei 
Antheil zu nehmen, als folches feinem infiruftionsmäßigen Wirkungstreit 
eniſpricht. 

Demſelben Liegt bezüglich der Schlußprüfung insbeſondere ob, die ſchrif 
lichen Elaborate der Kandidaten, nachdem der Prüfungsſenat das ihm durch di 
65. 40 — 44 übertragene Cenfurgefchäft vollendet hat, in formeller Beziehung 
einer nachträglichen Revifion zu unterwerfen, und fi) zu überzeugen, ob N 
Beurtpeilung ‚überall mit gleihmäßiger Strenge und unter gehöriger Beats 
der in $. 44 enthaltenen Direltiven flattgefunden habe. 

Zu einer Berichterſtattung an das Minifterium des Innern if derſelbe mar 
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bei befonderen Anläffen, — zunächſt bei Wahrnahme von Bollzugsunregelmäßig- 
keiten verpflichtet. 


$. 55. Die dur $. 53 vorgefchriebenen tabellarifhen Confpecte, fo weit 
fie die Ergebniffe der Schlußprüfung umfaſſen, find von Seite des Minifteriums 
des Innern den fämmtlichen Kreisregierungen, Kammern des Innern — geges 
benen Falles mit Auszügen aus den ordentlichen oder außerordentlihen Kom- 
miffionsberichten ($$. 52, 53 und 54) begleitet — jederzeit mitzutheilen, und 
von den Regierungen bei Ausübung der durh Unfere Enifhliefung vom 
6. Zuli 1835 im Betreffe der Zulaffung zur ärztlichen Praris denfelben über» 
mwiefenen Zuflänbigfeit geeignet zu berüdfichtigen. 


Tit. VI. Zranfitorifhe Befimmungen. 


$. 56. Gegenwärtige Berorbnung hat von dem Beginne des nächſtbevor⸗ 
ftebenden Winterfemefters an, alfo mit dem 19. October 1843 unter nachflefen- 
den Modifikationen in Wirkfamleit zu treten : 


1. Diejenigen Kandidaten, welche das Stubium der allgemeinen Wiffen- 
fchaften mit dem Schluffe des Sommerfemefters 1843 vollenden, oder früher 
bereits vollendet haben, find von der Erftehung der Apmiffionsprüfung entbun⸗ 
den, und es ift die Zuläßigkeit ihres Hebertrittes zum mebdizinifchen Fachſtudium 
lediglich nach den bisherigen Normen zu beurtheilen, 


2. Mediziner, welche am 19. October 1843 bereits im Stadium bes biennii 
practici ſich befinden, jedoch basfelbe noch nicht vollftändig zurückgelegt haben, 
find in diefer Beziehung an die befondere Vorſchrift des $. 25 Abf. IL. nur für 
den noch zu erſtreckenden Neft des biennii practici gebunden. Die bis zu bem 
bezeichneten Momente in Privatpraris hingebrachte Zeit fol ihnen daher in das 
biennium practicum mit eingerechnet werben, 


3. Zur Erftefung der Schlußprüfung bleiben die Mediziner der gedachten 
Kathegorie jedenfalls ganz nah Maafgabe der in gegenwärtiger Berorbnung 
gegebenen Normen — blos mit dem einzigen Unterfchiede verpflichtet, daß bie 
von denfelben hiefür zu entrichtenden, und nach $. 49 zu verrechnenden und zu 
verwendenden Gebühren auf den Betrag von 44 fl. ermäßiget werben. 


4. Diejenigen Mediziner, welche vor dem 1. October 1843 zwar der Probe⸗ 
relation, nicht aber auch dem Staatstonkurfe fich bereits unterzogen haben, find 
zur Erfiefung der Schlußprüfung unter der Borausfeßung verpflichtet, daß fie 
zum Staatsdienfte in der mebdiginifch- polizeilichen oder mebizinifch -forenfen 
Sppäre zu afpiriren gedenken. Kür fie bleibt aber diefe Schlußprüfung Tedig- 
Lich auf das fohriftliche Eramen nad Maafgabe der $$. 35 bis 44 befchränkt, 
und es if von jeglicher Tax und Gebührenerhebung dabei Umgang zu nehmen, 


Unfer Minifterium des Innern ift mit dem Vollzuge gegenwärtiger Bere 
ordnung beauftragt. 
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Zum zwellen Eapitel. 
Krantheitenm 
3. Band, p. 492, 
$. 121. Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 2%, 
März 1834, Amtsbl. Mu, 19, p. 183, die gegenfeitige Behandlung der 
mit der Krätze behafteten Handwerfsgefellen aus Bayern und Baden. 


Nach einem allerhöchften Nefcripte vom 10. v. M. tft mit der großperzogl, 
badifhen Staatsregierung das Einverftändbniß getroffen worden, daß alle aus 
einem der beiden Staaten gebürtigen, mit der Kräße behafteten Handwerlägr 
fellen entweder in dem Orte, wo fie von biefer Krankpeit befallen, entdedt wer- 
den, oder wenn wegen Mangels an Raum zu ihrer Unterbringung, fowie an 
ärztlicher Hülfe diefes nicht möglich if, in dem Amtsfige bis zu ihrer völligen 
Heilung, und zwar in fo ferne nachgewiefen wird, daß fie kein Bermögen br 
fien, woraus ber deffallfige Aufwand beftritten werden fönnte, unentgelblis 
verpflegt und ärztlih behandelt werden follen, 

Indem man bie Bezirks- und Lokalbehörden anmweist, fich nach den Br 
flimmungen bdiefer Uebereinkunft zu achten, macht man zugleich die zur Berhiv 
derung ber Verbreitung des Kräßübels von dem Königl. Staatsminifterium des 
Snnern bereits unterm 20. März und 24, October 1828 erlaſſenen Berfür- 
ungen hiemit befannt, Es foll nämlich: 

1. allen mit der Kräße behafteten ausländifchan Handwerkögefellen, wem 
fie an der Bayer. Gränze ankommen, der Eintritt in das diesfeitige Gebiet 
verweigert und diefelben ohne Weiteres zurüdgewiefen werben. 

2. Einheimifchen fol zwar der Eintritt in den Kreis geftattet fepn, fie fol 
Ien aber eben fo, wie ausländifche, fich bereits im Kreife befindende frägige 
Handwerköburfche, welche zum Bifa ihrer Wanderbücher fi melden, nicht wei⸗ 
ter inſtradirt, fondern es foll fogleich für deren Unterkunft im dem nädhhen 
Spital oder Krantenpaufe bis zu ihrer gänzlihen Genefung Fürforge getroffen 
werben. 

3. Bei ausländifhen Handwerkögefellen, welche nicht mehr opne Gefahr 
der Berbreitung des Kraͤtzübels über die Gränze zurüdgewiefen werben Fünnen, 
find die Koften der Heilung von dee Armenpflege des Ortes, wo ſich dieſelbe 
befinden, zu tragen, fofern nicht der Erſatz von den gefeßlich zu ihrer Mimem 
tation verbundenen Perfonen, oder aus ihrem, etwa im Auslande befindliden 
Bermögen erholt werben kann, 


4. Wenn inländifche, von der Kräße befallene Handwerksgeſellen auf ihm 
Banberung der Krantenanftalt einer Gemeinde, in welcher fie die Heimath nic 
anzufprechen haben, zur Heilung zugemwiefen werben, fo ifl der Erfaß der m 
laufenen Kurs und Berpflegungstoften von der heimatplichen Gemeinde F 
leiften, foferne nicht die Berpflegung nach den beflependen Gefeßen dem Gtaait, 
dem Regierungsbezirke, der Difriktspflege oder dritten Perfonen obliegt. 
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Sämmilihe Polizeibehörden, fowie die Königl. Zollbehörden und die Kö⸗ 
nigl, Gendarmerie, jede in fo weit es fie angeht, werden biemit angewiefen, 
auf den Bollzug der vorfiehenden Berfügungen zu wachen, 


F. 122. Ueber die Ruhr, die Mittel zur Verhütung und eine 
Anleitung zum zwedmäßigen Verhalten für die damit Befallenen, fiehe 
bie Beilage von M 45 des Amtsblattes vom Jahre 1834. 


$. 123. NRegierungsverfügung vom 11. October 1834, Amtsbl. 
NM 56, p. 569, die Epidemien betr, 

Mit Bezugnahme auf die diesfeltigen Verfügungen vom 26. Februar 1819 
(Intellgzbbl. 193 und vom 3, Januar 1823. (Intellgzbl. 11), die Epidemien 
betr., werben bie Ortsvorſtände hiemit ausdrücklich angewiefen, die dort vor⸗ 
gefchriebenen Anzeigen auch für die Ruhr» und Scharlachkranten zu erfiatten 
und bie Kantonsärzte hiedurch rechtzeitig in den Stand zu fegen, die ihnen 
deßfalls obliegenden Dienftespflichten erfüllen zu können. 

Die Ortsvorflände werden es ſich um fo mehr angelegen feyn lafien, bie 
in ber befonderen Beilage zu AG 45 des diesjährigen Amts» und Intelligenz» 
blattes abgedrudte Belehrung über das Berhalten der Ruhr auf geeignete Art 
zur Kenntniß fämmtlicher Gemeindeglieder zu bringen, da immer noch traurige 
Solgen befaunt werben, welche entweder der Unkenntniß oder Nichtachtung der 
in jener Belehrung gegebenen Vorſchriften beigemeffen werden müffen, 


$. 124 a. Belanntmachung der Kreisregierung vom 28. Auguft 
1835, Amtsbl. M 43, p. 424, die Uebereinkunft mit Würtemberg 
wegen gegenfeitiger Behandlung ber mit der Kräge behafteten Hand⸗ 
mwerfögefellen betr. 

Nah einem Königl. Minifterialreferipte vom 31. Juli 1. 3. iſt mit der 
Königl, Würtembergiſchen Staatsregierung hinfichtlich der gegenfeitigen Behand- 
lung mit der Kräße behafteter wandernden Handwerkögefellen aus Bayern und 
Würtemberg ganz diefelbe Hebereinkunft abgefchloffen worden, wie früher wit 
ber großperzoalich badifhen Staatsregierung, Indem pinfichtlich diefer auf die 
Entſchließung vom 25. März v. 3. (Amtsbl, A619 ©. 183) Bezug genommen 
wird, erhalten bie Königl. Landlommiffariate und die Lokalpolizeibehörden den 
Auftrag, die dort gegebenen Vorſchriften auch Hinfichtlich der mit der Krätze 
behafteten Handwerkögefelen aus dem Königreih Würtemberg zu beobadhten. 

Da übrigens in einer höchften Minifterialentfchliegung vom 12, Februar 
resp. 12, März 1828 verorbnet if, daß keine Lokalkrankenanſtalt einem mit der 
Rräge behafteten Handwerksgefellen, deſſen Aufnahme nachgefucht oder veran⸗ 
aßt wird, diefelde verfagen, noch weniger denfelben von fi weg und an Kran» 
enhäufer anderer Orte verweifen darf, und daß biefe Beftimmung auch in Bes 
iehung auf andere Krankheiten analoge Anwendung finden folle, fo werben bie 
3erwaltungen der Lokalkrankenanſtalten hiemit angewiefen, zum Vollzuge ber 
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erwähnten Königl. Minifterialentfchließung und im Benehmen mit ben betreffen. 
den Aerzten die nöthigen Einrichtungen in denen von ihnen verwalteten An 
ftalten zu treffen. 


F. 124 b. Ueber die epidemifche Brechruhr enthält das Amt 
blatt Ma 46, p. 501, und M 50, p. 529 vom Jahre 1836, und das 
Amtsbl. Mu 22, p. 173 vom Jahre 1837, Belehrungen und Inftrul, 
tionen gegen die Weiterverbreitung, und bie Regierungsentichliegung 
vom 23. September 1836, Amtsbl. M 46, p- 505, enthält einig, 
für die damalige Ruhrepidemie nothwendigen Maaßregeln. 

$. 125. Verfügung der Kreisregierung vom 13. Juni 1837, 
Amtsbl. Mi 36, p. 283, den Transport von DBlatterfranfen betr, 

Es find Fälle vorgelommen, daß unbemittelte, außer ihrer Heimatheg 
meinde von ben natürlichen Dlattern befallene Individuen mehrere Stune 
weit durch viele Gemeinden in ihre Heimathsgemeinden transportirt worden fin. 

Dadurch kann einerfeits das Leben eines ſolchen Kranken gefährdet, ande 
feits die Blatterkrankheit felbft verbreitet werben. 

Um diefem Mipftande vorzubeugen, wird verfügt, was folgt: 

Art. 1. Mittellofe, außerhalb ihrer Heimathsgemeinde von den natürliges 
Blattern befallene Individuen dürfen nicht weiter transportirt werden, che mit 
dem betreffenden Königl. Kantondarzte die Anzeige gemacht, von bdiefem an Drt 
und Stelle der Zuftand des Kranken unterfucht und erkannt worben if, ob der⸗ 
felbe transportabel fey, oder nicht. 

Art, 2. Im erften Falle ift der Kranke mit möglichſter Vorſicht und Ber 
meidung der Berührung mit anderen Perfonen in feine Heimathegemeinde ja 
transportiren. — Das zum Transport verwendete Stroh ift in ſolchen Fäln 
auf der Stelle zu verbrennen, 

Art. 3. ZA der Kranke nach dem Ausſpruche des Königl. Rantondarzied 
nicht transportabel, fo muß er nah Borfchrift diefes Beamten behandelt um 
bis zu feiner Genefung alle unnöthige Berührung mit anderen Perfonen mr 
mieden werben. | 

Art. 4. Hinfihtlih des Erſatzes der vorgefchoffenen Berpflegungstoin 
haben fi die betreffenden Gemeindevorflände nach den in der Berorbnung vom 
17. Dezember 1835 (Amtsbl. Ar 62) enthaltenen Beftimmungen zu adten. 

Art. 5. Die Königl, Landlommiffariate haben fireng auf den Bolss 
diefer Verfügung zu wachen und die Zumiderhandlungen der unterfertigies 
Stelle fogleih zur Anzeige zu bringen. 

$. 126. Belanntmahung der Kreisregierung vom 7. ebruun 
1838, Amtsbl. M 12, p. 86, die Lebereinfunft mit Würtemberg we 
gen gegenfeitiger Behandlung der mit der Kräge behafteten Han 
werfögefellen betr. 
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Ueber den Bollzug ber überfchriebenen Uebereinkunft (ſiehe Amtsbl. von 
1835, ©. 424) haben. fih Anftände erhoben, welhe in einem: höchften Mini« 
ferialrefeript vom 27. v. M. dahin erläutert wurden, daß die. Verpflegung und 
ärztliche Behandlung der aus einem ber beiden Länder (Bayern und Würtem⸗ 
berg) gebürtigen mit der Kräße behafteten Handwerkögefellen in dem anderen 
Lande ausnahmsweiſe dann nicht flatt zu finden hat, wenn der Handwerksge⸗ 
fele unmittelbar aus, dem Audlande kommt. d. h. noch kein Bifa einer Bayeri« 
fhen oder beziehungsweiſe würtembergifchen Behörde erhalten hat, oder noch in 
feine Heimath zurüdgelangen fann, ohne übernachten zu müſſen. 

Zum dritten Capitel. 
Impfung 
3. Band, p. 501. 

$. 127. Bekanntmachung der Königl, Kreisregierung vom 14, 
Auguft 1833, Amtsbl. Mi 43, p- Als, die Pocken und Barioloiden, 
insbefondere die Entdeckuug der ächten Blattern an Kühen betr. 

Zufolge Königl. Minifterialreferiptes vom 29. Juli 1.3. wird hiemit Fol⸗ 
gendes bekannt gemadt: 

Da die Blattern und Baricloiven noch nicht ganz verſchwunden find und 
Biele ein großes Bertrauen auf den ächten Podenfloff von Kühen feßen, fo 
wird die diesfalls erlaffene Minifterialentfchliegung vom 20. Juli 1829 (man 
fehe Intelligzbl. des Rheinkreiſes 1829, Stück 28) wiederholt in Erinnerung 
gebradt. 

Es werben daher alle, welche die Kuhpoden an Kühen entdeden, dringendſt 
aufgefordert, diefes gegen eine Prämie von drei Dufaten fogleich bei ihrer 
Dbrigfeit anzuzeigen, damit burch dieſe Die Anzeige an das beirefiende Kantons⸗ 
ohyſikat erfiattet werde, 

Damit aber Jedermann in Stand gefeßt fey die Poden an ben Kühen, 
velche allein den Achten fehüßenden Stoff liefern, von den unädten Dlatiern, 
yeren es bei Kühen verfchiedene Arten gibt, genau zu unterſcheiden, fo wird bie 
olgende Befchreibung diefer ächten Poden hier aufgenommen, 

Die ächten Kuppoden erzeugen fih nur an den Eutern ber — — 
olgenden Erſcheinungen: 

Die Thiere wollen nicht mehr freffen, zeigen ſelbſt Widerwillen — das 
zutter, käuen bei leerem Maule wieder. Die Milh wird fparfam und fehr 
ünn. Nachdem dies fo 3, 4 Tage gedauert hat, entſtehen an den Eutern, am 
äufigften in der Gegend der Ziten, in feltenen Fällen auch: in den Augenlier 
ern, einige runde, im Ganzen ebene, nur in ihrer Mitte etwas. vertiefte 
zuſteln oder Blattern mit einem ſchwachen rothen Umkrelſe, der nach und nad 
unfler und breiter wird. 

Am 4. oder 5. Tage nach dem Ausbruch haben die Blattern ihre Bolllom- 
renheit erreicht, wo denn die Thiere wieder wohler werben, | 
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Die volltommen ausgebilbete Blatter iſt filberfarben, mattglängend, mit 
ſtarker Röthe im Umkreis, die bald in blauroth übergeht. Die Blatter hat in 
ihrer Mitte ſtets eine Kleine Vertiefung und ift mit einer dünnen, hellen, zu 
weilen auch etwas mildigten Flüſſigkeit angefüllt, die Euter verhärten fi de⸗ 
bei und ihr Drüden macht heftige Schmerzen. 

Um bdiefe Zeit iſt der Kuhpodenftoff zum Abnehmen geeignet und dahe 
muß auch Jeder, der die hier befchriebenen Blattern an einer Kup findet, de 
Anzeige unverzüglich erftatten. 


F. 128. Regierungsentfchliegung vom 17. Juli 1836, Amtell. 
N. 34, p. 396, die Revaccination betr. 


Die neueften Ermittlungen haben die heilfamen Folgen der regelmäßigen 
Schußpodenimpfung, namentlich, wie biefelben feit beinahe 30 Jahren im Bayer. 
Staate ausgeführt wurbe, außer allen Zweifel gefebt, und es bleibt beftimmtr 
Thatfahe, daß die Poden-Epidemien, welche früher in Europa nahe an cin 
halbe Million Menfchen dahin rafften, durch die Kuppoden fiegreich belämpi 
worden find, 

Diefer Höchft erfreulichen Gewißpeit gegenüber fleht num aber auch die Ev 
fahrung feſt, daß einzelne Perfonen durch eine einmalige Rubpodenimpfung fk 
die Lebensdauer nicht gefchüt werben, fonbern daß bei vielen Geimpfien nos 
10 — 15 Jahren die Empfänglichfeit - für Menfchenblattern, wenn audb mi 
Milderung des Krankheits-Charakters wieder eintritt. Eine weitere Kuhpeda- 
impfung fhüßt alsdann nad den bisherigen Beobachtungen unbedingt, um d 
diefe wiedererwachte Empfänglichleit weder durch den früheren Berlauf de 
Schutzpockenkrankheit vorausgefehen, noch durch fpätere Kennzeichen ermittsl 
werden Tann, fo ift es von großer Wichtigkeit, daß fo viele Perfonen ald mör 
lich fi einer zweiten Impfung unterziehen. Es wird nicht beabſichtiget dic 
Wiederimpfung an gleiche polizeiliche Maaßregeln zu knüpfen, wie bie er 
Smpfung, zumal es fih hier von ſchon erwachfenen Perfonen handelt, dagtze 
hegt man das Bertrauen, daß das größere Publitum, über diefes Sudem 
päliniß einmal befehrt, von felbft der Revaccination den Werth beilegen werk 
der ihr in der That zukommt. - Die Königl. Rantonsärzte wurden daher an 
wiefen, die Wiederimpfung als ein wichtiges Mittel gegen die leßten Eram 
der Menfchenblattern überall und dringend anzuempfehlen, und zur leisten 
Bornahme berfelben, währenb der Impfzeit beftimmte Tage öffentlich bekannt 
zu machen, an welchen fie das Revaccinatsgefchäft vornehmen wollen, und peu 
unentgeldlich bezüglich jener Individuen, welche bie Wieberimpfung von dm 
amtlichen Arzte als foldem wünſchen. 

Man erwartet übrigens auch von fämmtlichen felbfftändigen Arrzten, da 
diefelben in ihrem Wirkungstreife ebenfalls mit Eifer und Tpätigleit bie 
wichtigen Gefchäfte fih widmen werben, 


— Verfügung der Kreisregierung vom 13. Juni 1837, Amidhl 
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M 36, p. 288, ben Transport ber Blatterfranfen betr., fiehe oben 
Krankheiten, 8. 125. 

$. 129. Die Strafbarfeit.jener welche ſich weigern, ihre Kinder 
der Impfung zu unterziehen, fiehe Kafjationgurtheil vom 5. Detober 
1842, Amtsbl. vom Jahre 1843, Mo 14, p. 102, 


Zum vierten Capitel. 
Lebensmittel und Gewerbe, 
3. Band, p. 515. 


$. 130. Unterm 13. Januar 1833, Amtsbl. M 5, p. 29, 
warnt die Königl. Regierung vor Konditorei= und Spielwaaren, an 
welchen falfches Gold, Kupfergrün oder Gummigutta zu entdeden iſt. 


$. 131. Königl. Regierungsverfügung vom 12. Juli 1833, 
Amtsbl, M 37, p. 368, das Schlachten von zu jungen Kälbern betr. 


Um dem feit einiger Zeit überbandnehmenden Mißbrauch des Schlachtens 
von Kälbern, die das gehörige Alter von wenigſtens fünfzehn Tagen noch 
nicht erreicht Haben, zu begegnen, wird von ber unterzeichneten Stelle Folgen⸗ 
des verfügt: 

1. Sämmtliche Lokalvolizeibehörden haben das Schlachten von Kälbern, 
welche noch nicht gehörig ausgewachfen oder wenigſtens fünfzehn Tage alt find, 
ungefäumt bei Polizeiftrafe zu verbieten. 

2. Die Thierärzte und Experten, welche zur Befihtigung des Schlachtviehes 
beellt find, haben, bei Vermeidung eigener Verantwortlichkeit, die Erlaubniß 
zum Schlachten allzu junger Kälber firenge zu verweigern. 

3, Gegen diejenigen, welde ohne voransgegangene Befichtigung ober er- 
holte Erlaubniß Kälber fihlachten, find unnachſichtlich Protokolle zu errichten, 
und diefe dem betreffenden Polizeigerichte zur weltern Verfügung zu übergeben. 

4. Die Landlommiffariate find beauftragt, über ben genauen Bollzug diefer 
Anordnung zu wachen, 

$. 182. Belanntmahung der Kreisregierung vom 25. Septem- 
ber 1838, Amtshl. Mi 56, p. 567, die Vergiftung durch Käſe betr, 

Zu Zeil, Landgerichts Würzbnrg, hat fih im Juni I. 3. der Fall ergeben, 
daß fünf erwachſene Perfonen und zwei Kinder durch den Genuß eines ſcharfen, 
wahrſcheinlich ſchon in fäulige Gährung übergegangenen Kuhkäfes, plößlich mit 
allen ‚heftigen Erſcheinungen einer Bergiftung erkrankten, woran auch eines ber 
Kinder geftorben ift. 

Indem man diefen Borfall in Gemäßpeit eines höchſten Minifterialveferip- 
tes vom 29. 9. M. zur öffentlichen Kenntniß bringt, und das Publikum auf 
bie durch den Genuß ſolcher Käſe für die Geſundheit und das Leben entfiehen- 
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Polizeibehörden angewiefen, darüber zu wachen und wachen zu laſſen, daß auf 
Öffentlichen Märkten nicht durch Alter verborbener Käfe feilgeboten wird, 


$. 133. Beihluß ter Königl. Kreisregierung vom 19. Dezem 
ber 1834, Amtsbl. M, 66, p- 661, den Transport von Thierknoden, 
Abfälle von Thierhäuten ꝛc. zc. betr, 


Es iR wahrgenommen worden, daß nicht felten Thierknochen mit noch um 
verwesten Theilen, Abfälle von Thieren, offen auf den Straßen und Wege 
tran#portirt werben. 

Der offene Transport folher Gegenflände ift edelerregend, ber Gefundkeit, 
zumal bei warmer Jahreszeit, durch übelriechende Ausdünfung ſchäbdlich, un 
kann auch die Entſtehung von Thierkrankheiten verurſachen. Um diefen Rat 
theilen zu begegnen, verfügt die unterzeichnete Stelle, was folgt: 

I. Thierknochen und Abfälle von Thieren dürfen nur bededt auf öffent 
lihen Straßen und Wegen transportirt werden. 

II. Die Zumwiderhandelnden follen den Polizeigerihten zur Beflrafung av 
gezeigt werben. 

1m. Sämmtliche Polizeibeamten und Gendarmen find beauftragt, über der 
genauen Bollgug diefer Berfügung zu wachen. 

IV. Eine Ausfertigung diefes Befchluffes fol der Königl. Generalftaatepr- 
furatur mitgetpeilt werden. 


$. 134. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 20. Jin 
ner 1835, Amtsbl. Ma 6, p- 106, Vergiftung durch Würſte betr. 


Die beinahe jedes Jahr vorgelommenen Vergiftungen durch den Genf 
verborbener Würfte machen es nothwendig, das Publifum über biefen, weat 
feinen rachiheiligen Folgen für die Geſundheit und das Leben der Menſqer 
höchſt wichtigen Gegenftand zu belehren. 

Man fieht fih daher veranlaßt, einen Artikel aus der „allgemeinen Je 
tung von und für Bayern“ vom 12. November 1834, zur Öffentlichen Kenntei 
zu bringen, zugleich aber auch die Lokalpolizeibehörden anzumweifen, in bie 
Hinſicht die fanitätspolizeiliden Vorſchriften genau zu befolgen, und die Beſche 
auch auf Würſte auszudehnen, die auf öffentlichen Märkten oder andern öffen 
lichen Drten fell geboten werden. 

Auszug. 

Bet den noch jedes Jahr Häufig vorfommenden Wurftvergiftungen mid 
es paflend feyn, jet beim Herannahen der Schlachtzeit darauf befonders anfı 
merkffam zu machen. Die Wurfivergiftungen kommen vorzüglich gegen Erde 
Winters und im anfangenden Frühling vor. Das Gift entfteht durd ein 
eigentpümlihe Zerfegung der Wurftmaffe, welche vorzüglich in deren Mitte hai 
findet; daher fommt es auch hie und da vor, daß von mehreren Perfone 
welche von derfelben Wurft gegeflen haben, die einen gefährlich, die ander 
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wenig ober gar nicht erkranken. Solche Fälle find dann geeignet, Zweifel 
gegen die Annahme einer Wurfivergiftung zu erregen, bie bei dem Landvolke 
oft fo fe wurzeln, daß man Fälle fennt, wo ber hinzugerufene Arzt einzig 
deßhalb wieder verabfchiedet wurde, weil er behauptete, die Krankpeit rühre 
vom Genuſſe verborbener Würfte ber, oder wo bie vorgefchriebenen Arzneien 
blos deßwegen nicht gebraucht wurden, weil fie gegen verborbene Würfte ver- 
orbnet feyen, fowie einen Fall, wo die Mutter einer Bergifteten, um den Ge- 
genbeweis der Vergiftung zu führen, Meberrefle von verdorbenen Würften aß 
und biefe Kedpeit mit dem Tode büßte. Die Bergiftungen werden vorzüglich 
verurſacht dursh die fogenannten Plunzen, durch Hirn⸗, Leber» und Blutwürflte, 
Durch Brat- und Knackwürſte find nie Vergiftungen vorgefommen. Sn der 
Negel find diefe ſchädlichen Würfte unvollkommen fchlecht geräucherte; doch hat 
man auch fhon von ungeräuderten tödtlihe Wirkungen gefehen. In ſolchen 
Fällen war ohne Zweifel fhon im Blute und Fette der noch Tebenden Schweine 
eine Neigung zur Zerfegung vorhanden, Bon Einfluß auf bie Erzeugung des 
Burfigiftes ift auch die Art des Berwällens ober Verſiedens; werben die Würfte 
nur gefhwind in heißes Wafler, das nicht die Siedhitze hat, getaucht, fo er- 
zeugen fie ed leichter, ald wenn man fie förmlich abſiedet. Ferner ift von Ein» 
fluß die größere oder geringere Feſtigkeit der Wurſtmaſſe; ift die Wurfimaffe 
halb flüffig, wie ihr oft viele Keſſelbrühe oder auch Milch beigemifcht wird, fo 
it fie zur Zerfebung fehr geneigt, während Würfte, die mit einer feſten Maffe 
vollgeſtopft find, nie eine ſchädliche Beſchaffenheit annehmen. Dide Würfe 
bereiten leichter das Gift, als dünne, die beim Näucern gehörig durchdrungen 
werden können. Um Wurftvergiftungen gu vermeiden, find hauptiächlich fol» 
gende Borfihtsmaaßregeln zu beobachten: Damit nicht ſchon in den lebenden 
Schweinen eine Neigung zur Zerfeßung fich entwidle, fey man bei deren Füt⸗ 
terung behutfamer. Für die Schweine hält man bei und Alles für gut genug. 
Das Spühlwafler, worin das Kehricht alles deſſen, was im Haufe verzehrt 
wird, fommt, ift ihr Getränfe; oft iſt es ganz fauer, wenn es längere Zeit 
ſteht. Dan reiche ihnen regelmäßig frifhes Wafler; man fperre fie nicht, um 
ihre Maftung zu befördern, Tag und Nacht in ihre Ställe ein, wo fie ſich 
faum umfehren können, fondern laffe fie des Tages ein Paar Stunden herume 
laufen. Wo möglich gebe man ihnen auch Eicheln, denn zu beachten iſt es, 
daß Wurfivergiftungen befonders da vorzufommen pflegen, wo es an Eidel- 
waldungen fehlt. Wilde Kaftanien werden ihnen auch zu gut fommen. Wird 
ein krankes oder verbächtiges Thier gefchlachtet, fo Taffe man das Blut und bie 
Leber desfelben unbenüßt, oder verfpeife wenigſtens die letztere bald, und nicht 
erfi zu Würften verarbeitet, Nie follte man den Magen und ben Mafdarın 
des Schweines zur Bekleidung von Würften benüßen, am wenigften folder, bie 
man nicht gleich verfpeifen, fondern räuchern will, 

Die Wurfimaffe beſitze immer eine ziemliche Feſtigkeit; ganz zu verwerfen 
ift diejenige, womit man häufig die Plunzen füllt, wobei man Hirn, Leber, 
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Lungen, Mil, Wede, Salz, Pfeffer, Piement und fonft noch alles zufammen. 
wirft. Würfte, zu denen man von der Hirnmaffe nimmt, follten immer mög. 
lichſt bald verfpeift werden; nie darf man fie räuchern. Beim Berwällen der 
Würſte tauche man fie nicht nur ſchnell in Heißes Waſſer, fondern Taffe fie fo 
lange in fiedendem Wafler, bis fie völlig davon durchdrungen fepn Können, 
Nach dem Verwällen fühle man fie in anderem Waffer ab, und beſchwere um 
preffe fie, damit die Heinen Höhlen, die durch das Eindringen der Wafferbünft 
beim Verwällen darin entflehen, wieder befeitigt werden. Dann forge man, 
daß die Würſte bald in den Rauch kommen. Beim Räuchern aber if ein 
Hauptfache, daß die Würfte einem gleichförmigen Rauche ausgeſetzt werden. 
Wenn fie fatt geräuchert find, bewahre man fie an einem Juftigen Orte au 
und hüte fie vor ben abwechfelnden Einwirkungen von Wärme und Kälk, 
Endlih ſey man achtſamer beim BVerzehren der Würfte auf ihren Gefchmad 
und Geruch und fonflige Befchaffenpeit. Die Würfte, welche in die giftige Bar 
derbniß übergegangen find, find ganz oder zum Theil, vorzüglich im ihren 
Snnern, fohmierig, haben einen faueren oder bitterfaueren oder ranzigen (far 
fettigen) Geſchmack, und einen widerlichen, eiterartigen Geruch. Wo man im 
Geringften etwas der Art bemerkt, laſſe man die Würfe liegen. 


$. 135. Negierungsverfügung vom 25. Juli 1835, Amisbl. 
No. 35, p- 361, das Defret vom 15. Detober 1810, die Errichtung 
von Manufakturen und Werfftätten, die einen ungefunden wibrigen 


Geruch verbreiten, betr, 

Zur Befeltigung der bei dem Bollzuge des Defretes vom 15. October 1810 
vorgefommenen Anftände findet man fich veranlaßt, eine von dem Minifter vet 
Innern unterm 22, November 1811 in diefer Beziehung erlaffene Infiruktion 
im Auszuge zur Nachachtung hiemit befannt zu machen: 

Auszug. 

Obgleich das dem Dekret vom 15. October 1810 beigefügte Namenswr 
zeichniß der Gewerbe und Werkflätten, welche ungefunde oder wibrige Aut 
biinflungen verbreiten, mit Sorgfalt abgefaßt war, fo hat die Zeit doch bewie— 
fen, daß man vergeffen hatte, einige Fabrifationen darin aufzunehmen, wel 
mit denjenigen in Beziehung flehen, deren dad Namensverzeichniß erwähnt. 

Es folgt demnach hiebei ein ergänzended Namensverzeichniß, welches für 
tig den Behörden ald Regel dienen wird. 

Die Vorſchriften des Defretes vom 15. October 1810 intereffiren alle Ge⸗ 
meinden, indem Gewerbe und Werkflätten, welche ungefunde und widrige Ant 
dünftungen verbreiten, entweder in allen Gemeinden fhon beftefen, oder no# 
errichtet werden Können. Es dürfen Feine Bewilligungen zur Errichtung felte 
Etabliffements gegeben werden, ehe und bevor man fich nicht die Gewißhen 
verfchafft hat, daß ihre Ausdünftungen weder dem öffentlichen Gefundpeittn 
ftande, noch dem benachbarten Eigentümer Nachtpeil bringt. Es wirt 
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übrigens dabei ganz den Anfichten ber Regierung entgegen ſeyn, benjenigen, 
welche ſolche Gefchäfte zu unternehmen gefonnen find, unbilliger Weile Schwie⸗ 
rigkeiten und Hinderniſſe in den Weg zu legen, wodurch ihnen die Luſt dazu 
benommen würde, Shre Induſtrie erzeugt Produkte, welche entweder zur taͤg⸗ 
lichen Eonfumtion unentbehrlich find, oder welche, wenn fie diefelben nicht 
fahrigirten, aus dem Auslande bezogen werben müflen. In einer wie in ber 
anderen Beziehung verbient daher ihre Snduftrie allen Schuß der Verwaltung. 
Ergänzung's-Verzeichniß 
der Manufalturen und Werkſtätten, welche eine ungeſunde und widrige Aus⸗ 
dünſtung verbreiten. 
Erſte Klafſe. 
Deſtill erien im Großen von Terpentin und Spicköl. 
Schwefel ⸗ Deſtillationen. 
Bearbeitung der Goldſchmiedaſche durch Queckſilber oder Blei. 
Fiſchthran⸗ Fabriken. 
Zweite Klaſſe. 
Indigo ⸗ Zubereitung. 
Fayence⸗ Fabriken. 
Tabakopfeifen⸗ Fabriken. 
Porzellän- Fabriken. 
Töpfer⸗ oder Häfneröfen. 
Pfannenſchmiede — Schmelztiegelmacher. 
Ziegelbrennereien. 
Weiß ſiedereien der Knochen für Fächer⸗ und Knopfmacher. 
Tabaksdoſen⸗ Fabrikanten in Pappendeckel. 
Wach holderbeer + Deſtillerien. 
Fabriken von brengzlicher Holzfäure, deren Gas nicht nach Außen verbünftet; 
verbünftet dasfelbe aber, fo gehören diefe Fabriken in die erfle Klaffe. 
Durch das Dekret vom 15. October find die Metallgießereien in die 
2, Klaſſe geftelit, da jedoch dieſe Bezeichnung zu allgemein ift, fo wurbe für 
angemefien befunden, die Profeffionen unter dem Kunſtnamen näher zu beftim⸗ 
dahin gehören: 
Die Kupfer Gießer. 
Die Anker» Fabrilanten. 
Die Sand » Bießer. 
Die Glocken⸗Gießer. 
Die Stück⸗ Gießer. 
Die Walzwerke und Bleigießereien. 
Dritte Klaſſe. 
Weißblech⸗ Fabrilen. 
Potaſch » Fabrilen. 
Salz⸗Raffinerien. 
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Berfilberer. 

Käfe » Niederlagen. 

Schrift» Gießerei. 

Kalt» und Gypsöfen. Das Dekret vom 15. October flellt diefe Defem In die 
erfte Klaffe, allein darunter werben blos jene verfianden, welche in immer 
währenter Wirkfamteit bleiben. 


F. 136. Regierungsbefhluß vom 14. November 1835, Amtetl, 
N. 55, p- 508, das Auswiegen der Kirfchen in meffingenen Mag: 
fhalen betr. 


An mehreren Orten follen die Kirſchen und andere Beeren nit in hölm 
nen Mäßereien, fondern in meffingenen BRaagfıhalen audgewogen und ver- 
fauft werden. Da Ge’hirre der Ießteren Art leicht Grünfpan anfegen, m 
durch die Geſundheit gefährdet wird, fo haben bie Polizeibehörben Sorge p 
tragen, daß da, wo die Kirfchen, Erdbeeren u. dergl. nit in Schalen oe 
Mäßereien von Glas oder Holz und Bein ausgemeſſen werben, firengfiend auf 
das Reinhalten der meffingenen oder Bupfernen Mäßerelen gefehen und badurd 
dem Anfeßen des Grünfpans vorgebeugt werbe.- 


S. 137. Ausfhreiben der Kreigregierung vom 30. Juni 1831, 
Amtsbl. Mi 39, p- 311, die Benügung des metallifchen Arſenils zum 
Zinngießen beir. 

Es ift der unterfertigten Stelle zur Anzeige gefommen, daß herumziehende 
Zinngießer fih des metallifhen Arfenits (Scherbenkobalt, auch Fliegenftein ge 
nannt) bedienen, um in Verbindung mit Blei und Zinn ein dem reinen Zinn 
ähnliches Metall zu erhalten, woraus fie Küchengefäße, Zeller, Löflel u. I, m. 
verfertigen, und daß ihnen hier und ba zu bdiefem Gebrauche das metalild: 
Arfenit auf Scheine von Bürgermeiftern aus den Apotheken verabfolgt werde. 

Da der Gebrauch der durch ſolches Metall gemifcht veriertigten Gefüh 
wegen ber Auflösbarteit des Arſeniks durch Säuren böchſt nachtheilige Folge 
für die Gefundpeit befürchten läßt, fo werden ſämmtliche Poligeibehörden darasi 
aufmerffam gemadt, daß fie ſich nicht nur der Ausſtellung von Erlaubnißfceine 
zur Berabfolgung des metallifchen Arfenits oder Scherbentobalts für die Zier⸗ 
gießer zu enthalten, fondern vielmehr ſtrengſtens darüber zu wachen haben, 
daß die Zinngießer fih diefer Beimiſchung zur Babrizirung der Zinngeläfe 
nicht bedienen. 

Benn dennoch Wahrnefmungen über den Gebrauch des metallifgen Ar 
fenit8 zu fraglihem Zwede gemadht werben oder aus der Befchaffenpeit dei 
Fabrikates der Berbacht einer folhen Beimifchung entfpringen follte, haben die 
gofalpolizeibehörden die verbächtigen Gefäße und Materialien in Beidlag p 
nehmen, und fogleich dem betreffenden Königl. Landkommiſſariate zur weiten 
fahgemäßen Einſchreitung Anzeige zu erflatten. 


x 
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Die Königl, Kantonsppyfitate werden zugleich auf biefe Verfügungen hin⸗ 
gewiefen, um: auch bie Apotheker ihrer Bezirke geeignet darnach zu inſtruiren. 


8. 138. Regierungsverfügung vom 23. Februar 1838, Amtsbl. 
M 15, p. 96, dad Ausgraben verfcharrter Bee zur Gewins 
nung der Knochen betr. 


Es ift zur Anzeige gelommen, daß an einigen Orten bie noch nicht voll⸗ 
Rindig in Verweſung übergegangenen Leichen von Thieren ausgegraben wur« 
den, um die Knochen, namentlich zur Berfertigung des N und bes 
fogenannten Elfenbeinfchwarzes zu erhalten. 


Da der Geruch ſolcher Leihen auf die Gefundheit anerfannt ben 6 ieätfel- 
Koften Einfluß ausübt, fo wird nach Einficht des Gefeßes vom 28, September — 
6. October 1791, und des Befchluffes vom 27. Messidor V Folgendes verfügt: 


1. Das Knochenfammeln von verfharrten Thieren darf nur mit Ermäd- 
tigung des Bürgermeiflers oder Adjunkten der betreffenden Gemeinde, und nur 
an ben hiefür ſoeziell beftimmten Orten flattfinden, 


2. Bei dem Ausgraben if ein von dem Drtsvorftande zu bezeichnender 
Sachverſtändiger beizuziehen, welcher darüber zu wachen hat, daß keine Knochen 
herausgenommen werden, an welchen ſich noch Reſte von Fleiſch befinden. Der- 
felbe hat für diefe Bemühung an den Unternehmer der Nachgrabung eine von 
bem Drtsvorfiande vorher feſtzuſetzende Entſchädigung anzuſprechen. 

3. Gruben, in welchen an anftedenden Krankpeiten gefallenes Bieh ver» 
graben iſt, bürfen in feinem Falle wieder geöffnet werben, 

4. Wegen des Transports der Knochen ift fih nach der Verfügung vom 
19. Dezember 1834 (Amts> und Intelligenzblatt d. 3. ©. 661) zu achten. 

5. Ueber jede Kontravention gegen vorſtehende Bekimmungen foll ein Pro- 
tokoll errichtet, und dem betreffenden Polizeigerichte zur Beftrafung mitgetpeilt 
werben. 

$. 139. Regierungsverfügung vom 7. September 1838, Amtsbl. 
Nö. 46, p. 371, das Defret vom 15. Dectober 1810, die Erridhtung 
von nein und Werfitätten, bie einen ungefunden und widrigen 
©erud) verbreiten. 

Da das k. Dekret vom 15. October 1810, die Erridtung von Manufal- 
turen und Werkftätten, die einen ungefunden und widrigen Geruch verbreiten, 
yetr., über die Dauer der vorgefchriebenen öffentlichen Befanntmadhungen def» 
allſiger Gefuche keine Zeitbefimmung enthält, und bemerkt worden iſt, daß bei 
ver Anwendung des befagten Dekrets hierüber Zweifel beftehen, fo werden im 
Binblide auf eine diefe Lücke durch eine adminifirative Berfügung ergänzende 
ninifterielle Inſtruktlon vom 22. Noveniber 1811, die Königl. Landkommiſ⸗ 
ariate darauf aufmerlſam gemacht, daß dergleichen Publikationen jedesmal 4 
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Wochen Fang angefhlagen werben follen, während welcher Friſt es den Ve⸗ 
theiligten freiftept, ihre allenfallſigen Einſprüche dagegen vorzubringen. 


Damit der Zwed, ſolche Geſuche zur Kenntniß der Betheiligten zu bringen 
möglich vollftändig erreicht werde, haben die Königl. Yandlommiffariate, wen 
es fih von Errichtung folcher Etabliffements in Städten handelt, wo Lolal-An 
zeigeblätter beftehen, außer der Publikation durch Anfchlag, auch die Infertion 
bepfallfiger Bekanntmachungen in ven Lokalblättern zu veranlaffen, 


$. 140. Regierungsverfügung vom 38. September 1838, Amtetl 
M. 52, p. 406, die Branntweinbereitung betr, 


Bei der Erforfehnng der befonderen Urſache, welche die, zumal bei zu his 
figem Genuffe, hervortretende nachtheilige Einwirkung des Branntweins auf die 
Gefundpeit, fleigern, bat es firh ergeben, daß letzterer nicht felten Kupfer tu 
hält, was von Fupfernen Kühlapparateu, aus denen der Branntwein tropſter 
in die Borlage abfließt, herrühret. Wird ein folcher Apparat nicht nach je 
Deftillation gut gereinigt, fo bildet fich aus dem zurüdgebliebenen Branntwein 
unter dem Einfluffe der Luft in kurzer Zeit Effig, welcher das Kupfer angreif, 
und effigfaures Kupferoryb (Grünfpan) erzeugt, das bei der nachfolgende 
Defillation aufgelöst und in die Borlage geführt wird. Ebenfo wird bei me- 
nachläßigter Reinigung des fupfernen Küplapparates auch durch das Fuſchil 
welches befonders gegen das Ende ber Deftilation übergeht und zum Zpeil in 
dem Kühlapparate zurückbleibt, die Orypbation und Auflöfung des Kupfers b- 
fördert. 

Die mit dem Branntweinbrennen fich befchäftigenden Individuen find hir 
über durch die Gemeindevorflände geeignet zu belehren, und es ift ihnen dede 
bie forttwäprende Reinhaltung der fupfernen Kühlapparate zur Pflicht zu madın. 
Die Erfüllung diefer Verbindlichkeit aber haben bie Lokalpolizeibehörden fe 
wohl, als die Königl. Kantonsphyfifate, denen die Dientesinftruftion wm 
20. Dezember 1820 unter Litt. h und p, dann die Ausfchreiben vom 14. ex 
1826 (Intelligenzbl. A 93) und vom 22, April 1827 (Intelligenzbl. mM 2) 
in diefer Beziehung beſtimmte Verpflichtungen auferlegten, durch öftere Radäk 
zu überwachen, und geeigneten Falles mittelft Errichtung von Protolollen de 
Anzeige an die Gerichte zu bringen, 

Da bei der Erzeugung des Branntweind in zweckmäßig eingerichteit 
Dampfapparaten die Beimifhung von Kupfer vermieden wird, fo wird bie Eis 
führung diefer Apparate um fo mehr allenthalben empfohlen, als diefe Berch 
ungsart vor der gegenwärtig noch häufig üblichen Keffelbrennerei noch in av 
berer Beziehung, namentlich wegen Erzeugung einer geringeren Quant 
Fuſelöls, den Borzug verdient. 


$: 141. Regierungsbeichluß vom 8, November 1838, Amin. 
"N 59, P- 488; das. Schlachten von zu ‚jungen Kälbern, eigentlich di 
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Gebühren der Bürgermeiſter für die Auszüge aus den Regiſtern über 
die geworfenen Kälber betr, 

Zur Sicherung des Vollzuges bed von der unterfertigten Behörde unterm 
12. Zuli 1833 erlaffenen Polizeibefchluffes (Amtobl. vom Jahr 1833 6 14, 
S. 54) wurde in mehren Amtsbezirken die Anordnung getroffen, daß alle frifrh 
geworfenen Kälber in ein Regifter eingetragen, und den Mebgern, welde fie 
zum Schlachten Faufen, Auszüge aus dieſen Regiſtern ausgefertiget und zuge. 
flellt werden. 

Die Gebühr, welde die Bürgermeifter für folche Auszüge zu beziehen ha— 
ben, wurde aber nicht in gleihem Maaße erhoben. Zur Herftellung ber 
Gfeihförmigkeit in diefer Beziehung wird demnach hiemit verfügt, daß bie 
Bürgermeifter in folchen Fällen durchgängig nicht mehr als Akr. für jeden der⸗ 
artigen von ihnen verlangt werdenden Auszug zu beziehen haben. 


$. 142. Unterm 11. Januar 1839, Amtsbl, M A, p. 37, 
wurde von Königl, Regierung nachftehendes- Gutachten über die bei 
Seifenſiedereien nöthige Einrichtung zur Vermeidung der widrigen 


Ausdünftungen befannt gemacht, 

Um dem Auftrage einer hohen Königf. Regierung zu entfprechen, haben 
ſich die N. N. zu verfhiedenen Malen in die Seifenfiederei des N. N. begeben, 
von dem Lokale Einſicht genommen und dem Prozeß des Seifenfiedens beige- 
wohnt; fie haben, obgleich nicht fpeziell dazu beauftragt, im Intereffe für die 
Sache auch noch andere ähnliche Etabliffements befucht, das PVortheilpafte eines 
ieden derfelben kennen gelernt, über Alles, worin fie im Zweifel waren, Erkun⸗ 
digungen eingezogen, und fie glauben nun nach allen gemachten Beobachtungen 
und angeftellten Berfurhen, Folgendes berichten zu müſſen: | 

In Beziehung auf die erfle von Königl. Regierung geflelite Frage, ob bie 
sei dem Sieben der Seife erjeugten widrigen Ausdünftungen dem Gebraude 
er Soda zuzufchreiben feyen, und ob diefelben in minderem Grabe oder gar 
icht Täftig feyn dürften, wenn blos Holzafche und Potaſche verwendet wird, 
emerfen die N. N., daß beim Gebrauche der von den Geifenfiedern jetzt allge: 
ein benüßten ungereinigten Fünftliden Soda, welche ohne Ausnahme eine 
ewiffe Quantität Schwefelwaflerfloff enthält, die Seifendämpfe allerdings 
iſtiger und ber Gefundheit nachtheiliger find, als die Dämpfe, welche beim 
sieden mit Holz» oder Potafche entſtehen. Die N. N. haben fich indeß über» 
ugt, daß verftändige Fabrifanten durch eine nefchicte Behandlung der unge» 
inigten Soda (gereinigte anzuwenden, erlaubt ber hohe Preis der letztern 
ht) den erzeugten Dämpfen das Unangenehme und Schädliche in ſolchem 
rade zu nehmen im Staude find, daß diefelben fogar weniger läſtig und uns 
fand werben, als bie Dämpfe beim Sieden mit Potafche, wenn im letzteren 
Me nicht auch zugfeich das veinfte deit and die größte —— in allen ang 
tionen angewendet wird. 
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Die N. N, glauben daher, daß Fein hinreichender Grund vorhanden fe, 
den Seifenfievern den Gebrauch der Soda unbedingt zu verbieten. Ein foldes 
Berbot würde nach ihrer Anficht auch allzutief in das Techniſche der Seiſen⸗ 
fiederei eingreifen, ed würde fchwer zu handhaben fepn und den gewiflenhaften 
Babrifanten nöthigen, bei einer firengen Befolgung besfelben entweder fein 
Waare theuerer verkaufen, oder fein Gefchäft gänzlich aufgeben zu müflen, wei 
es ihm unmöglich wäre, mit Holz» oder Potaſche feine Seife ebenfo bilig her- 
auftellen, als mit Hülfe der jegt fo fehr wohlfeilen Soda, 

Soll das Publifum blos gegen die von den Geifenfiedereien herrührende 
Beläfigungen ſicher geftelt und die Seifenfieder in ihrem Gefgäfte nicht ohn 
Noth gehemmt werden, fo dürfte nach der unmaaßgeblihen Aufiht der AR 
eine hohe Königl. Regierung von den Geifenfiedern nur verlangen, daß Ü 
ihre Werkſtätten gefchloflen hielten, fo Lange fchädliche oder übelriechende Dimpk 
in denfelben erzeugt werden, und daß fie paflende Borrichtungen herein 
müßten, durch welche folche Dämpfe aufs ſchnellfie fortgefchafft werden könnten. 

Das von Baufchaffner N. in dieſer Abſicht vorgeichlagene und von 9. 
wirflih angelegte Dampfropr hat, wie. die N. N. gefunden, feinem met 
nicht entfprocden, und zwar aus dem Grunde, weil fich die Dämpfe, wie voraus 
zuſehen war, zu fchnell darin abkühlen mußten, und deßwegen ben erforberliden 
Zug nicht hervorbrinnen konnten, 

Es haben fih dagegen zwei andere Einrichtungen, welche Seifenſieder X 
bereits in feiner Werfftitte mit fehr gutem Erfolge angebracht hatte, und welht 
N. auf Anratden der N. N. in der einfachſten und zwedmäßigften Gehalt jaik 
berfiellen Jaffen, als vorzüglich wirffam bemiefen. 

Die erfie diefer beiden Vorrichtungen befteht in weiter uichte, als in ein 
Deffnung von 30 Eentimeter Breite und 15 Centimeter Höhe, welche unmite 
bar unter der Dede der Siedſtube in die Kaminröhre des Seifenleſſels ange 
bradt wird; diefe Deffnung faugt, wenn der über derfelben befindlide The 
der Kaminröhre einmal erwärmt ift, die Luft mit einer folden Heftigkeit m, 
daß, nach. mebrern deßhalb angeflellten Berfuchen, die große Siederei dei L, 
die vorher atfihtlih gang mit Dämpfen angefült worden war, immer in m 
niger als fünf Minuten von allen Dämpfen gereinigt wurbe, 

Die zweite Vorrichtung ift eine Luftröpre, welche ebenfalls an der Trdi 
der Siedflube gerade über dem Siedkeſſel ihren Anfang nimmt, und die buch 
fih anfanmelnden Dämpfe abwärts unter den Feuerroft leitet. Diele zach 
Borrihtung hat ohngefähr die nämliche Kraft, wie die erfle, und gewährt des 
Befiger zugleich den Vortheil, Steinfoplen, welche, mit naffer Luft genäht 
belanntlich eine vorzüglich ſtarke Hibe erzeugen, mit großem Nußen anmen@ 
au können, | 

Eine jede der befchriebenen Vorrichtungen reicht meiſtentheils ſchon einyls 
Hin, um die Werfflätte des Eeifenfievers von Dämpfen frei zu halten; ba 
aufammen wirken aber jo träftig, daß zu feiner Zeit etwas zu wuͤnſchen its 
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bleibt, und daß, wie R. offen geftand, der Fabrifant jetzt mit ihrer Hülfe in 
reinerer' Luft bei vollfommen gefchloffenem Lokale arbeiten kann, als früher 
opne biefelben bei offenen Thüren und Fenftern, Ä 

In Betreff der fchon benutzten und unbrauchbar geworbenen Lauge, welche 
durch ihren widerlichen Geruch vorzüglich beläſtigen fol, wurde den N. N. ber 
merkt, daß dergleichen bei verfländigen Seifenfiedern wenig übrig bleibe, und 
daß diefe allerdings entweder in Fäſſern oder. in gefchloffenen Kanälen fortge- 
fhafft werden müfle, wenn fie das Publitum nicht beläfigen fol, 

Die N. N. haben. dagegen erfahren, daß ſehr häufig: ein äußerſt flarfer 
und unangenehmer Geruch durch das fogenannte Ausbraten des Fettes hervor⸗ 
gebracht wird. Sie haben fich überzeugt, daß dieſes Ausbraten nicht durchaus 
nothwendig ift, fondern daß dasfelbe ohne ökonomiſchen Nachtheil durch das 
Auskochen mit Wafler, bei weldem bie erzeugten Dämpfe weit weniger be» 
(äftigend find, erfeßt werben kann. Sie glauben daher, daß man allen Seifen 
iedern anempfeplen follte, anftatt das Fett auszubraten, dasſelbe mit Waffer 
auszufocen. 

Nach dem Gefagten, find die R. N. der unmaßgeblichen Anficht, daß ben 
Seifenfiedern und. Lichterziepern nur unter —— — eine Kon⸗ 
:effion ertheilt werben ſollte: 

1. Bedingung: 

Der Feuerraum das Keſſels, in welchem die Seife geſotien wird, muß mit 
inem gefchlofienem ‚Kamine verfehen werden, das über die Giebel der benach⸗ 
arten Häufer pinaudreicht, und wovon der über der Dede der Siedſtube bes 
indliche Theil eine: Höhe: von wenigſtens 6 Meter: hat. (Diefe Höpe iſt noth⸗ 
vendig, bamit die an dem Kamine anzubringende Seitenöffnung die erforderliche 
Saugfraft erpält.) 

2. Bedingung: 

Das genannte Kamin muß an der Dede der Siedftube mit einer Seiten- 
ffnung verfehen werden, die wenigſtens 30 Centimeter breit und 15 Eentimeter 
och iſt, und mit einem Thürchen mehr oder weniger verfihloffen- werben‘ kann. 
€ 8. Bedingung: 

Neben dem: Feuerfamine muß eine Luftröhre in’ Form eines’ tuffken 5 Ka⸗ 
tines errichtet werden, welche ihre obere Oeffnung ebenfalls an der Dede ber 
Siebftube gerade über dem Siedkeſſel hat, die dahin frei aufftieigenden Dämpfe 
infaugt, und diefelben abwärts unter den Roſt Teitet. Damit diefe Luftröpre 
re volle Saugfraft erhalte, muß ſowohl das Schürloch, dur weldes das 
zrennmaterial eingebracht wird, als auch das Aſchenloch dicht verfchloflen wer- 
en können, fo: daß die Luft auf keinem andern Wege, als durch die . 
a dem Feuer kommen kann. 

Damit fih die aus dem Siedteſſel entwickelnden Dämpfe nicht in der gan» 
m Giedflube ausbreiten, kann über dem Siedteffel ein Dualmfang von Bret⸗ 
en angebracht werden, welcher die beiden Saugdffnungen einſchließt, und an 
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einer Seite mit einem: Flügel verfehen ift, der: in dem Falle geöffnet wir, 
wenn Dampf. aus dem Dualmfange in die Siedſtube getreten iſt, und dieſer 
zu den Saugöffnungen ungepinbert wieder zurüdgeleitet werben fol, 

4. Dedingung: 

Der zum Auskochen des Fettes beftimmte Kefiel muß in der Nähe dei 
Seifenkeſſels angebracht werben, damit auch die bei diefer Operation erpeugien 
Dämpfe durch die.oben angegebenen. Saugeöftnungen eine ſchnelle Ableitung 
finden. Sollten die Lokalitäten es nicht verfiatten, beide Keffel neben einandır 
anzubringen, fo muß ber Feitkeſſel mit einem ähnlichen Feuerkamine verieh 
werben, wie ber. Geifenteffel. 

5. Bedingung: 

Alte Fenfter, Thüren und andere Ausgänge der Siedſtube müflen, bis aui 
eine tief Tiegende zum Einlaffen frifcher Luft befiimmte Deffaung, fo lanıı 
dicht geſchloſſen bleiben, bis alle darin erzeugten übelriechenden Dämpfe dur 
die befchriebenen Vorrichtungen zerſtört oder fortgefchafft find. 

6. Bedingung: 
Alle übelriechende feſte oder flüffige Stoffe, welche zur Seifen« ober fih. 
terfabritation nicht weiter brauchbar find, müflen in gefihlofienen Kanälen ai 
in Fäffern an Derter gebracht werden, wo fie das Publilum nidt befähigen 
können. 

Die N. R. ſchließen mit der Ueberzeugung, daß durch die genaue Erfül 
Jung ber vorſſehenden Bedingungen das Geſchäft bes Seifen ſieders und Lichte: 
fabrikanien nicht gehemmt, ſondern vielmehr befördert, und das Publilum vw 
durch zugleich gegen jeve Beläftigung dur widrige und ungefunde, von der 
Geifenfiedereien ausgehende Dämpfe ‚gefihert werben wird, 


$. 143. Unterm 25. März 1839, Amtsbl. M 18, p. 1% 
warnt die Kreisregierung vor dem Berfauf von Tabaf in grün, 
giftfarbigen, meiſtens Arfenif haltigen Hüllen, 

$. 144. Regierungsverfügung vom. 28. Auguft 1839, Amisll 
N. 45, p. 374, die Anwendnng- der Hopfenpreffe beim Bierfieden ber. 

Indem man nachſtehend ein höchſtes Minifterialrefeript vom 18. d. R. in 
rubrizirten Betreffe bekannt macht, werden fämmtliche Polizeibehörden aufgeim 
dert, darüber au wachen, daß der Gebrauh der Hopfenpreffe zum Zmedı 
ber Bereitung des Bieres allenthalben unterbleibe. 

Minifterium ders Innern. 

Rachdem durch angeflellte Berfuche und eingeholte Gutachten dargeihan it 
Daß bie. durch ſtarkes Auspreſſen des gelochten Hopfens erhaltene Flüfigiet 
von der gewöhnlichen, durch das Kochen des Hopfens gewonnenen Würze mrı' 
lich verſchieden ſey, und ein von dem gewöhnlichen. Biere. abweichendes & 
tränte Liefere, fowie daß dabei durch das Zerquetfihen der zwiſchen den Dei’ 
blättern des Hopfens befindlichen ölig-vefinöfen Körner ober. der Gefäße un 
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Zellen der Hopfenblätter felbft in das Bier Subfiangen gebracht werben kön⸗ 
nen, deren Genuß die Geſundheit gefährdet, fo wirb das unterm 4. September 
1836 erlaffene prowiforifche Berbot des Gebrauces der Hopfenprefle bei ber 
Bereitung des Bieres hiemit erneuert, und ber Königl. Regierung, Kammer bes 
Innern, defien forgfältige uud nahbrüdlihe Handhabung aufgetragen, 


$. 145. Unterm 26. Februar 1840, Amtsbl. M 14, p. 79, 
wurden pom Könige. Minifterium des Innern die Kreisregierungen 
zur forgfältigften Wachſamkeit und unnachfichtlichem Strafeinfchreiten 
gegen die. dem Berbot der Hopfenpreffe zuwiderhandelnden Bierbrauer 
angewiefen. 


$. 146. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 28. Dezem- 
ber 1840, Amtsbl. M. 2 vom Jahre 1841, p. 10, bie — 
mit metalliſchem Grün betr. 


Bereits durch eine Ausſchreibung vom 28. April 1830 (Intelligzbl. 1830, 
AE 20) wurde auf eine von der Königl. Regierung des Obermainkreiſes publi⸗ 
zirte Berfügung in Betreff einer für die Geſundheit höchſt — Art, 
Baumwollengarn grün zu färben aufmerkſam gemacht. 

Eine in Sachſen neuerdings gemachte Beobachtung, daß in derſelben ge- 
fährlihen Weiſe grün gefärbte Baumwollengarne in den Verkehr gebracht 
wurden, hat nachſtebendes Publilandum des Königl. ſächſiſchen ee 
des Innern veranlaßt: 

„Es iſt auf glaubwürbige Anzeige durch angeftellte Erörteruug beftatigi 
worden, daß in hieſigen Landen baumwollenes Garn in Verkehr gekommen ſey, 
auch in Fabriken und ſonſt verarbeitet werde, welches unter Anwendung von 
falpeterfaurem Kupfer, oder durch die Behandlung mit Kali» Lauge in Toplen- 
faures verwandelt wird, grün gefärbt fey, daß aber dieſe mit der vegetabil- 
ifhen Faſer nicht hemifch, fondern nur mechaniſch verbundene Farbe ſchon bei 
dem Auseinanderbreiten abfläube und daher noch vor dem Winden angefeuchtet 
werben müffe, auch den mit dem Spulen und Berweben folcher Art gefärbten 
Barnes befchäftigten Arbeitern Erbrechen, Kolif und Schwindel und lang⸗ 
wierige Hautausfchläge verurfacht habe, folhem nach als eine der menfchlichen 
Befundheit nachtheilige, mithin aus mebizinifch » polizeilichen Gründen im Ber- 
'tehr nicht zu duldende Waare zu betrachten fey.“ 

„Wie daher das Publitum vor dem Ankaufe und Berbraud biefes auf ge: 
achte Art imetallgrün gefärbten baumwollenen Garnes hiedurch gewarnt wird, 
o findet das Minifterium zugleich für nöthig, den: Berkauf und die Berarbeit- 
ıng desfelden bei Vermeidung der auf den unerlaubten Bertrieb gifthaltiger 
Baaren und Subflangen in den Medizinalgefeßen georbneten Strafen eur 
u unterfagen.“ 

Sn Semãßheit höchſten Deiniferiafsefeript, vom ‚14. d. M. wird unter 
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Bezugnahme auf vorſtehendes Publikandum und jenes frühere Verbot der Kir 
nigl. Regierung des Obermainfreifes gegen die Berfertigung und Berbreitung 
ſolcher Garne abermals gewarnt und den Polizelbehörden die geeignete Dat- 
famfeit in diefer Beziehung empfohlen. 

$. 147. Regierungsverfügung vom 28. Auguft 1841, Amtell, 
M. 51, p. 463, ſchaädliche Tabafe betr. 

Es iR zur Kenntniß gekommen, daß die bleiernen Büchfen, worin die be 
Kebten Schnupftabafe Karato, Rape de Virginie, Parifer und andere Gorie, 
verkauft werden, häufig nicht verzinnt find, ſich daher oribiren und daß hiedurh 
dem Tabak eine nicht unbedeutende Quantität weißen Pulvers beigemengt wir, 
das aus Bleioryd befteht, und bei längerem Gebrauche nachtheilig auf die Er 
fundpeit einwirkt. . 

In Folge höchſten Minifterlafreferipts vom 16. d. M., wird dieſe Bahr: 
nehmung auch durch das diesfeitige Amts» Intelligengbl. ſowohl zur Warnun 
des Publitums, als zur Beachtung durch bie Poligeibehörden bes Kreiſes ber 
Tannt gemacht, welche letztern hiemit gleihmäßig angewieſen werben, darüber 
zu wachen, daß weder die betreffenden Fabrikanten bei der Berpadung vn 
Tabak ſich der bleiernen unverzinnten Büchfen bedienen, noch don ben Raul 
Ieuten Tabak in folchen fhädlihen Berpadungen geführt und verkauft wer. 

F. 148. Verfügung der Kreisregierung vom 28. Auguft 181, 
Amtsbl. Mi 58, p. 472, den Verkauf in Metallfolien gewickelter Chor 
folade betr. 

Bei der Könige. Polizeidirektion Münden ift der Fall der Erfrantung 
eines Kindes zur Anzeige gelommen, welche dem Genuffe einer Chololade, 
die in Rupferfolie eingewidelt war, woran ſich Grünfpan zeigte, zugeſchtiches 
wurde. | 

Da biefe Einhüllung von Konfelturen in Metalffolien von den Ganiti 
beamten als gefährlih und befonderd wegen dem Kupfermetalle, als der er 
ſundheit höchſt ſchädlich erklärt worden ift, fo findet fi die unterfertigte Sielt 
durch ein höchſtes Miniſſerialreſcript vom 10. d. M. veranlaßt, bie Aufmerl⸗ 
ſamleit der Polizeibehörden nnd der Kantonspbyfifate auf dieſen Gegenkan 
zu lenken, damit wenn irgendwo ein gleicher Mißbrauch wahrgenommen wert 
follte, zur Verhütung fanitätspolizeilicher Nashtpeile auf geeignete Weife einge 
fhritien werde. | 

8. 149. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 6, Auguf 
1843, Amtsbl. Mi 43, p. 370, die aus der Neufilberfabrif Henninge 
& Comp. aus Preußen hervorgehenden Koch, Eſſ⸗ und Trinlgeſchitti 
betr, 

Inhaltlich eines Hohen Nefcriptes des Königl. Minifteriums des June 
vom 30, Juli 1. J., find die aus der Neuſilberfabrik Henninger und Eat. 
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aus Preußen hervorgehenden Koch⸗, Eß- und Trinkgefchirre bei bem Eentral- 
Bertvaltungsausfchuffe des polptechnifchen Vereins zu Münden einer wieder⸗ 
holten chemiſchen Unterfuhung unterworfen und hiebei die Neberjeugung ge» 
wonnen worben, daß diefe Gefchirre nur dann für bie Gefundpeit einen nach» 
theiligen: Einfluß haben können, wenn diefelben Tängere Zeit, unter dem Zu» 
tritte der Luft, mit Säuren oder andern oribirenden Stoffen in Berührung 
bleiben,. weßhalb der Handel mit diefen Gefchirren im Königreihe nunmehr 
gefattet wird, unter der Bedingung, daß diefelben mit einem den Namen des 
Fabrikanten bezeichneten Stempel verfehen feyen. 

Indem man foldhes befannt macht, wird zugleich darauf aufmerffam ge- 
macht, daß ſolche Geſchirre gehörig rein gehalten werden müffen, und daß 
faure.oder falzige Speifen und Getränfe nicht in andauernde Berührung 
mit denfelben feyen, weil fonft Nachiheile für die Gefundheit eintreten könnten, 
wie foldes bei Kupfer und Meffing befannilich der Fall if. 


$. 150. Zum Schluffe wird hier noch der Warnung der Kreisre⸗ 
gierung vom 31. Dezember 1835, Amtsbl. M 5, p. 30 vom Jahre 
1836, vor dem Gebrauche des Arfenifs zur Vertilgung der fogenann- 
ten Ruſten (Blatta orientalis) in den Häufern, erwähnt. 

Zum fünften Capitel, 


Reinlichkeit. 
| 3. Band, p. 520. 
— Die Minifterialentfohliegung vom 10. Juni 1837, Amisbl. 
No. 39, p. 312, die Befeitigung des Straßenfothes auf den Staats⸗ 
ſtraßen betr,, ſiehe im 4. Bud, 8. 98. 
Zum ſechsten Capitel. 
Beerdigungsanſtalten. 
$. 2. Leichenbeſchau. 
$. 151. Regierungsausfhreiben vom 22, November 1842, 
Amtsbl. M. 76, p. 626, die Vornahme ber Leihenöffnungen mit Rüds 
ficht auf die beftehende Leichenbeſchau betr. 

Inhaltlich einer höchſten Verordnung des Königl. Minifteriums des Innern 
wird nachfiehend eine Verfügung der Königl. Regierung von Schwaben und 
Neuburg, Kammer des Innern, bezüglich der Vornahme von Leicpenöffnungen 
zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung mitgetpeilt, 

Zufolge einer auf fpezielle Anfrage. ergangenen höchſten Entſchließung bes 
Königl. Minifteriums des Innern vom 12. April I, J., wird hiemit Nachſtehen⸗ 
des bekannt gemadt: 

1. Diejenigen praftifhen Aerzte, welche eine Leichendffnung vornehmen 
wollen, haben die ſtrengſte Verpflichtung, jeden Leichnam vor dem Beginne ber 

br. Gicbennfeifes Hendhuch der Berfaffung x. 46 
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Section mit der größten Sorgfalt zu unterfuchen, ohne Borhandenfeyn der 
Kennzeichen des. wirklich eingetretenen Todes nie und jedenfalls nicht vor Aatt- 
gefundener erfier Leichenfhau zur Deffuung zu fchreiten, und in dieſer Be 
ziehung überhaupt mit der gewiſſenhafteſten Vorſicht zu Werte zu gehen. 

2. Ebenfo if jeder Arzt firenge verpflichtet, bei Entbedung irgend eine 
Spur eines an einem Berfiorbenen verübten Verbrechens, oder bei dem bloben 
deßfallfigen Berdachte, der betreffenden Polizeibehörde fogleich davon Anzeige 
zu erflatten, zugleich aber auch für die unveränderte Erhaltung aller zur Her 
ſtellung des Thatbeftandes dienlichen Merkmale Sorge zu tragen, und befpalb 
vor- Allem die. Section zu unterlaffen. 

3. Da endlich durd die Section einer Leiche. die Bornahme der zweiten 
Leichenbeſchau unnötpig wird (Inftruktion für die Leichenfchauer vom 6, YAuzuk 
1839, Art. XV. 3, fo hat der Arzt, welcher mit Einwilligung der Angehörign 
eines Berftorbenen, (ohne welche überhaupt die außergerichtliche Deffnung ein 
Leiche nicht ſtatthaft iR) eine Leiche zu feciren beabfichtiget, Dafür Sorge zu trw 
gen, daß der einfchlägige Leichenfchauer hievon rechtzeitige Kenntniß erhalt. 

Sämmtliche Aerzte Haben fich hienach genau zu richten; die Behörden ar 
werben hiemit aufgeforbert, die gewiffenhafte Einhaltung dieſer Borfchriften m 
Seiten jener pflihtmäßig zu überwachen. 


6. 4. Leichenſchmäuſe. 
3. Band, p. 532. 


$. 152. Regierungsbeſchluß vom 2. April 1835, Amtebl. & 
16, p- 184, dad Verbot der Leichenſchmäuſe betr. 


Nach Anficht mehrerer amtlihen Berichte, aus welchen hervorgeht, dahin 
vielen Gemeinden des Kreifes noch die Gewohnheit, Leichenſchmäuſe zu halten, 
befteht; 

Nach Anficht des Art. 50 des Geſetzes vom 18, Dezember 1789, melde 
die Gemeindebepörden anweist, unter Aufficht der höheren Berwaltungsbehir 
den, die Gefundpeit ber Einwohner durch Handhabung der hierauf abzirlen 
Maafregeln der Polizei fiher zu ftellen; 

Nach Anficht des $. 5, Art. 3, Tit. XI. des Gefeßes vom 24. Auguſ IR 
welches den Berwaltungebehörden zur Pflicht macht, dur angemeffene Ir 
fihtsmaaßregeln Unglüdsfälle, und namentlich anftedende Krankheiten, zu ur 
hüten; 

In Erwägung, daß die Leichenfhmäufe fehr oft Beranfaffung zur Bm 
breitung anftedender Kranfpeiten geben, und daß die Frage, ob in einem de 
zelnen Falle eine Gefahr der Anftedung vorhanden fep, ober nicht, der Bear 
theilung einzelner, in biefer Beziehung unkundiger Perfonen nicht überlafeı 
werden kann; 

In fernerer Erwägung endlich, daß viele Bürgermeifter die ihnen mad der 
allegirten Gefeßen obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllen, daß es bakı 


— 
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dringend: if, Allgemeine Anorbnungen im dieſer Beziehung zw erlaffen, — bat 
die unterfertigte Stelle befchloffen, wie folgt: 

Art, 1. Das in der Verfügung der unterzeichneten Stelle vom 14. April 
1819 (Intelligenzbl. S. 245), erlaffene unbedingte Berbot der Leichenſchmäuſe 


wird hiemit erneuert. 

Art. 2. Die Bürgermeifter, Adjunkten ober Polizeikommiſſäre, fowie die 
Königl. Gendarmerie find verpflichtet, alle Zumiderhandlungen gegen dieſes 
Berbot durch Protokolle zu konſtatiren oder konftatiren zu laſſen, und die Zu⸗ 
widerhandelnden den Königl. Polizeigerichten zur Beftrafung nad Art. 464 bis 
466 des Strafgefeßbuches anzuzeigen. 

Art. 3. Die Königl. Landfommiffariate haben den Vollzug gegenwär- 
tiger Berorbnung zu überwachen, und biejenigen Beamten, welche fi in Er- 
füllung der ihnen in dieſer Hinficht obliegenden Pflicht nachläßig beweifen, der 
unterfertigten Stelle anzuzeigen, damit im Disziplinarwege gegen dieſelben 
eingeſchritten werden könne. 


Dritte Abtheilung. 
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Wiſſenſchaft und Kunft, Religion und Sitten. 
Erfter Abſchnitt. 
Ergiepung und RREREEIGE 
Zum erften Eapitel. 
Srühere Beſtimmungen. * 
F. 153. Das in Siebenpf. 3. Band, p. 547, allegirte Geſetz 
vom 29, Nivose XIII., die Erziehung von Söhnen jener Familien, 
welche fieben Kinder haben, betr., iſt durch das Gefe vom 15. April 
1840, Amtsbl. Mi 23, p. 136, abrogirt. 
Zum zweiten Capitel. 
Jetzige Beffimmungen 
1. Titel, Das Boltsfhulwefen, 
3. Band, p. 547, 
a) Organiſche und andere, das Schulwefen betreffende generelle — 
F. 154. Unterm 5. November 1832, Amtsbl. M 72, p. 644, 
mwurbe von ber Königl. Regierung, Kammer ded Innern, verfügt, 


daß Fein neugebautes Schulhaus von Lehrern oder Schülern bezogen 
46* 
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werben darf, bevor nicht der San » Sugenieur die vollftändige Aus 
trodnung amtlich bezeugt hat, 


$. 155.. Die Berfügung der Regierung vom 10. November 
1832, Amtsbl. M 74, p. 651, die Herftellung der Volksſchulſtatiſil 
und Lehrerfaffionen wird als eine vorübergehende Manfregel bier nur 
angeführt. 

$. 156. Verfügung der Königl. Regierung, Kammer des Ju 
nern, vom 8, Januar 1833, Amtsbl. M 2, p. 14, die Ernennungen 
ber Schullehrer und Gehülfen betr. 

"Da wiederholt der Fall vorgelommen, daß bei den Borfchlägen zur Bein. 
ung ber Lehrer⸗ und Gehülfenfiellen an den Elementarvoltsfchulen die Orts 
und Schulbehörden nicht derfelben Anficht gewelen, und verſchiedene Kandidaten 
in Antrag brachten, fo ſieht man fich veranlaßt, die deshalb beftehenden Br 
fimmungen zur genauen Darnachachtung in Erinnerung zu bringen. 

1. Die Berordung vom 20. Auguft 1817 $. VIL räumt ausdrüdiid der 
Bürgermeiftern und; Gemeinderäthen das Recht, ein, die Lehrer und Gehülie 
an den Elementarvolfsfhulen aus der Reihe anflelungsfähiger Kandidaten ja 
wählen, und’ der Königl. Kreisregierung ſteht nach demſelben $. VII. das Reh 
zu, den von der Gemeinde gewählten Kandidaten in der vorgeſchlagenen Eiger 
fhaft zu beflätigen, oder — wenn fie die Wapl unzweckmäßig erkennen folk 
— diefelbe nicht zu genehmigen und den Gemeinderath zu neuen Borfhlige 
anweiſen zu laſſen. 

2. Die Königl. Regierungsverfügung vom 10. April 1818 (Kreioinieligl 
Beilage AF 31) fest die Mitwirfung der Schulbehörden zu diefen Borfäläge 
fe und befieplt, daß weder die Ortsfchullommiffionen noch die Bezirköigulie 
fpeftionen dabei umgangen werden follen. 

3. Durch diefe Mitwirkung fann und darf aber nie bie Wahl der Gemein 
ben geflört oder gehemmt werben, fie hat ſich vielmehr nach der Ratur in 
Sache und dem Sinne der Verfügung vom 10, April 1818 felbit bios daran 
zu befepränfen, daß von den Ortsfchullommilfionen und Königl. Bezirleinſzel- 
tionen unterfucht werde, ob der von dem Gemeinderatbe vorgefchlagene Kandi- 
dat die gefegmäßige Prüfung beflanden, ob berfelbe eine Note erhalten habe 
welche ihn der Anftellung fähig macht, ob er während feiner bisherigen Ber 
wendung fih auch als einen eifrigen, in feinen Eitten untadelhaften, praltiſcher 
Schulmann erwiefen habe und feine Ernennung überhaupt den befondern Bm 
hältniffen_ der zu befeßenden Lehrer» oder Gehülfenftelle entſpreche. 

4. IR genen den von der Gemeinde vorgefchlagenen Kandidaten in der 
genannten Beziehungen nichts zu erinnern, fo fleht es den Schulbehörben nid 
au, einen andern der Kompetenten in Antrag zu bringen. Sind dagegen Tab 
ſachen vorhanden, welche die Anflellung des von der Gemeinde vorgefdlagene 
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Subjeltes nicht zulaſſen, oder walten Umſtände oder: Berhältniffe ob, welche 
biefelbe unrätplih machen, fo haben die Schulbehörden das Recht und bie 
Pflicht, diefes in ihren Protofollen und Gutachten umftändlich anzuführen, in- 
dem die Königl. Kreisregierung, fo wenig fie das den Gemeinden gefeßlich ge⸗ 
bührende Wahlrecht fehmälern ober befchränten laſſen will, auch niemals zu- 
geben wird, daß entweder ein unmwürdiger oder auch fonft ungeeigneter Lehrer 
angeftellt und dadurch der öffentliche Unterricht und das Wohl einer Gemeinde 
gefährdet werde. 
| Hienach haben fih die füämmtlihen Orts- und Schulbehörben für die Zu- 
kunft zu achten und ihre Amtspandlungen bei den Borfchlägen zu Lehrer» und 
Sculgehülfenftellen zu bemefien. 
$. 157. Minifterialentfchliegung vom 24. Juli 1833, Amisbl. 

AM 46, p. 438, die Schreibübungen in den Schulen betr. 
| Die nunmehr eingefehenen Schuljahrsberichte verfchiedener Diftriftfchulins 

fpektoren laſſen entnehmen, daß für den Inhalt der Schön- und Dictandofchrif- 
‚ ten in den Volksſchulen durchaus fein Plan befteht, daß vielmehr der Stoff 
zu biefen Uebungen von den Schulfehrern Tediglich nach Willkühr und fogar 
in einer höchſt unzweckmäßigen und unzufammenhängenden Weife gewählt wird. 


Diefer Mißſtand widerſpricht nicht nur den Anordnungen ber beftehenden 
- Borfchriften, nämlich der Infruftion für die Elementarleprer in den Stabt- 
und Landſchulen (Reggebl. Jahrg. 1806 St. II. bis VI. ©, 16 — 41) unb 
dem Lehrplane von 1811 Abth. 2, fondern läßt auch jenes Mittel unbenugt, 
woburd die Boltsfhule vorzüglih wirkfam für das bürgerliche Leben gemadt 
werden kann. 


Die Aufgabe biefer Schule if fo umfaffend, die einzelne Schulpflichtige 
treffende Unterrichtzeit ift bei der großen Zahl von Schülern und Sihülerinen 
fo kurz, daß ein Zeitaufwand für die fogenannten gemeinnüßigen Gegenflände 
in ber Schule felbft, beinahe allenthalben nur auf Koften der notpwenpdigen 
Gegenflände, nämlich: der Religion, des Schön» und Rechtfchreibeng, der Styl- 
übungen, des Kopf und ZTafelrechneng, und mit Gefährdung der Gründlichkeit 
dieſer Unterrichtszweige ftafifinden kann. Die Schreibungen find daher in der 
Regel der einzige Anlaß, um den Schülern dasjenige mitzutheilen, deffen Kennt: 
niß ihnen gleichfalls wichtig ift. 

Veberdieß werden die Schriften und Dictate auch außer der Schule, und 
namentlih in den Familien gelefen, Die zwedmäßige oder ungmwedmäßige 
Wahl des Stoffes übt daher, mehr, ald man oft glaubt, einen entfcheidenden 
Einfluß auf den Charakter und den Bildungsgrad ganzer Gemeinden aus. 


Um nun den beftehenden Berorbnungen diesfalls volle Anwendung zu figern, 
erhalten fämmtliche Kreisregierungen folgende Aufträge: 


1. Der Stoff für die Hebungen im Schön- und Rechiſchreiben iſt in Zu- 
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kunft nicht der Willkühr der einzelnen Lehrer zu überlaffen, fondern allenthalben 
gleichförmig, nach einem geregelten zufammenpängenden Plane zu bemefien, 
HM. Diefer Stoff hat zu beflehen wie folgt: 

in der I. Klaſſe der für die Schönfhreibübun-| für die Redt- 
Werktagsſchule fürlgen. Die wichtigſten Namen, ſchreibübungen. 

’ die bereitd zum Jahrzaplen, Orte und Perfonen | Dicetandofdriften, 
Schreiben ganger|aus der biblifhen Geſchichte, ı 

Wörter vorgerücdten| die wichtigſten Orts» und Per- 

Schüler und Schü-|fonennamen der teutfhen und 

ferinen, alfo im IL.|namentlih der bayerifchen Ge- 

Kurſe der I. Klaffe. | fchichte, fo viel möglich in chrono⸗ 

logiſcher Reihenfolge. 

MH. Klaſſe deri Kurze Denkfprüche religiöfen| Banpimomente der 
Werktagsſchüler. Inhaltes und Regeln über die bibliſchen Geſchichte 
Pflichten gegen Gott, die Obrig- 

keit und den Mitmenfchen, 


mm. Klaffe der Hauptmomente ber Erpbe- Stylübungen,, 
Werktagsſchüler. ſchreibung und ber Naturge- | Briefe, RMechnungen, 


ſchichte. Contos, Auffäge. 
Sonn» und Fei-! Hauptmomente aus dem Ge ⸗ Hauptmomente aus 
ertagsschule. biete der Geſchichte und nament⸗ dem Gebiete der Land 
lich der Baterlandsgefchichte, wirthſchaft und Jude 
fire. 


111. Bis zu Erſcheinen des diesfalls bereits angeordneten und in Arbeit 
begriffenen Lehrbuches ift der Inhalt der. Schreib» und Dictatenübungen von 
ben einzelnen Schullehrern zu entwerfen und ber Genehmigung des Lolalin 
ſpeltors zu unterfiellen, welche Arbeit zugleih als der beſte Prüfftein ihre 
Kenntniffe und als der fiherfie Anhaltspunkt des Urtheils über ihre Dualifte 
tion dienen wirb, 

IV. Bei diefer Arbeit gilt, daß es fich nicht um weitfchichtige Darftellungen, 
fondern um einzelne kurze Konftruftion handelt, und daß derjenige Lehrer bie 
Aufgabe am wichtigſten gelöst haben wird, dem es gelingt, das Wichtigfe aus 
dem betreffenden Stoffe in eine nicht allzugroße Zahl Harer, gemeinfaßlige 
Sätze, mit fieter Beziehung auf den Schöpfer und Iehrreicher Anwendung auf 
den Deruf und die Pflichten des Menſchen zufammenzuziepen. Weberhaupt kann 
den Lehrern nicht genug begreiflih gemacht werben, wie nicht das Biellchren, 
fondern das Rechtlehren einen bleibenden Eindrud erzeugt, wie die Sprüdhmir 
ter ber neuen und die kurzen Fabeln der antiten Welt unendlich tiefer, ald al 
Bolianten auf den Eharakter und die Bildungsgefchichte der Völker eingewith 
haben, und wie immer als Lehrrefultat und als Stoff einfligen Nachdenler⸗ 
15 bie 20 ziptig gegriffene Säße aus jedem Fache unendlich tiefer wurzels, 
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als alles biffüfe Scpeinlepren, und als die dem gründlichen Wiffen fo nach⸗ 
theiligen Prüfungsparaden, 

V. Die Schreibübungen mittelt der Schiefertafel bleiben auch fortan, wie 
bisher geftattet, jedoch ift der Stoff derfelben und die Wahl der Gegenftände 
gleihfalls nach gegenwärtigen Borfchriften zu bemeffen, und es find felbe als 
Borübungen für die Schönfchreib- und Dictatenpefte zu behandeln. 

VI. Die Schönfhreibübungen fowopl, als die Dictaten find nicht, wie 
bisper, zu vernichten oder dem Zufalle preis zu geben, fondern von dem Leh⸗ 
zer ſorgſam aufzubewahren, für jedes fehulpflichtige Individuum in zwei Hefte 
(ein Schönſchreib⸗ und ein Dictatenpeft) zufammenzupeften, in dem Falle des 
Uebertrittes einzelner Schulpflichtigen von der Schule eines Ortes in jene des 
andern dur den Lokalinſpektor des vorigen an den Lokalinſpektor des Tünf« 
tigen Aufenthaltsortes ald Regierungsfache portofrei zugufenden, und den Schul- 
pflicptigen bei ihrem einfligen Austritte aus der Feiertagoſchule als Noth⸗ und 
Hülfsbüchlein und inebeſondere als Leitfaden der in politifcher und moralifcher 
Hinfiht fo wichtigen und bisher fo ſehr vernachläßigten häuslichen Erziehung 
auzuftellen, 

Durch allgemeine Anwendung biefer bereits in 2 Kreifen feit mehreren 
Sapren mit dem erfreulichften Erfolge durchgeführten Einrichtung wird großen 
Gebrechen des bisherigen Zuftandes abgeholfen, und wefentlich dazu beigetra- 
gen werben, religiöfen Sinn, Liebe zur Ordnung in den jugendlichen Gemüthern 
zu erweden, und heilfam nicht nur auf das fommende, fondern felbft auf das 
gegenwärtige Gefchlecht einzuwirken. 


‚ $. 158. Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 16. 
Dezember 1835, Amtsbl. Ma 60, p. 563, die Benennung der teutfchen 
Schulen und Schullehrer betr. 


In Folge Allerhöchſter Minifterialverfügung vom 25. October I. 3. wird 
zur genauen Darnachachtung bekannt gemacht, wie folgt: 

1. Die bisper unter der Benennung Boltsfhulen befannten Werktags-, 
dann Sonn» und Felertagsfchulen, erhalten von nun an das — ihren Stand⸗ 
punkt und ihren Gegenfaß zu ben Iateinifhen Schulen, genau bezeichnende — 
Prädikat teutſche Werktags-, teutfhe Sonn- und Feiertags- 
ſchulen. 

2. Der in dieſen Schulen zu gebende Unterricht erbält ausſchließend den 
Namen, teutſches Schulweſen. 

3. Die an dieſen Schulen angeſtellten Lehrer, erhalten das Prädikat 
Schullehrer. 


— Bekanntmachung der Kreisregierung vom 16. Mai 1836, 
Amtsbl. Mi 25, p. 306, die Statiſtik der teutſchen Schulen, resp. bie 
Führung der Schulfafferehnung durch die Gemeinde-Einnehmer, Vor⸗ 
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lage und Auszug aus benfelben. bei Schulvifitationen beir., ſiehe 1. 
Bud, $. 204. 

— Die Regierungsverfügung vom 27. Januar 1838, Amtébl. 
N. 10, p. 75, wegen Berwendung der Schulftrafgelver, fiche 1. Bud, 
$. 208, 

$. 159. Belanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 9. 
März 1838, Amtöbl. M 17, p. 115, die Werktags- und Spnntags- 
ſchulpflichtigkeit der Jugend betr. 

Bas Seine Königlihe Majeftät bezüglich der Werk- und Gonntagt- 
fhulpflichtigfeit der Jugend, unter dem 26. Februar d, J. zu beſchließen geruft 
haben, wird anmit zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 

1. Die Schulpflicht fol in den teutfchen Schulen Bayerns (Werktags- und 
Betertagsfchulen) den Zeitraum vom 6. bis zum vollendeten 18, Lebensjahre 
umfaffen. 

2. die Aufnahme in die Werktagsfhule erfolgt bei gehöriger Entwidiung 
der geifligen und körperlichen Kräfte des Kindes, nad dem zurüdgelegten ſechs⸗ 
ten Lebensjahre; und zwar in Schulen auf dem Lande mit dem Beginne des 
Sommer», in den Stadtichulen aber, welde im Winter und Sommer glei 
regelmäßig fortgehalten werden, mit dem Beginne des Winterfemefters. 

3. Die Entlaffung aus der Werktagsfchule findet bei den Katholiken mad 
zurüdgelegtem 12, Lebensjahre nur dann flatt, wenn das Kind in der GHluß 
prüfung als hinlänglich unterrichtet ſich zeigt; außerdem hat jedes Kind, befon- 
ders wenn basfelbe im Schulbeſuche nachläßig war, die Werktagsfchule nod ein 
Jahr zu befuchen, 

Dei den Proteftanten tritt die Entlaſſung aus der Werklagoſchule erſt nad 
erfolgter Konfirmation, d. i. nach dem zurüdgelegten 13. Lebensjahre ein. — 
Alles diefes kommt jedoch nur in fo fern zur Anwendung, als, die Kinder nit 
in eine höhere epranftalt, Tateinifche, Gewerbe- oder höhere Töchterfchule über⸗ 
gehen, 

4. Die Feiertagsſchule if von Kuaben und Mädchen bis zum vollendeim 
18. Lebensjahre zu befuchen, 

Eine Befreiung von diefem Schulbefuhe findet nur bei jenen flatt, welse 
eine höhere oder befondere Lehranſtalt beſuchen, oder welche binreichenden Pri- 
datunterriht genießen. Letztere haben jedoch jedes Jahr an der öffentliden 
Schulprüfung Theil zu nehmen. 

5. Die erzbifgöflichen und biſchöflichen Orbinariate werden Sorge fragen, 
daß allentpalben an den Sonntagen die nahmiltägigen Chriftenledren in der 
Kirche für die reifere, im Alter der Feiertagsfchulpflicht ſtehende Jugend wieder 
eingeführt werden. Daran haben alle Zünglinge und Mädchen Theil zu ne’ 
men, welche nicht einer höheren Lehranflalt angehören, oder befondern Wr 
ligionsunterricht mit Einwilligung des Pfarrers genießen, 


— 
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6. Das Berbot für die Jugend, Wirthshäuſer, Tanzplätze ꝛc. zu beſuchen, 
iſt allenthalben mit Strenge zu handhaben. Nur in einzelnen Fällen iſt den 
Eltern zu geſtatten, ihre Söhne und Töchter an anſtändige Vergnügungsorte 
mitnehmen zu dürfen. 

7. Die beftehenden Berorbnungen. über Schulbeſuch, Schulverfäumniffe, 
Entlaffung sc. find mit aller Strenge fortan zu handhaben. 

Die Königl. Landlommiffariate und die Königl. Difrikts-Schulinfpeftiomen 
baben über den Bollzug diefer allerhöchſten Beſchlüſſe zu wachen und: längſtens 
bis zum erſten September d. 3. über den Erfolg Bericht zu erflatten. 


$. 160. Bekanntmachung des Regierungspräſidiums vom 11. 
September 1838, Amtsbl. M 47, p. 377, die Benennung der teutfchen 
Schulen und des dabei angeftellten Lehrerperſonals betr. 

Seine Majeftät ver König haben wiederholt wahrgenommen, daß den 
teutfchen Schulen und dem dabei angeftellten Lehrerperſonal häufig ungeeig- 
nete Benennungen gegeben werden. Allerhöchfidiefelben haben. daher zu ver⸗ 
fügen gerupt, wie folgt: 

1. Die teutfchen Schulen follen (mie dies bereits in ber —— 
vom 16. Dezember 1835, Amtsbl. As 60, auf das Beftimmtefle bemerkt iſt) 
ausfchließend nur biefe Benennung führen, und es ſoll ſich des hiefür öfter ge 
brauchten Ausprudes „Volksſchulen“ nicht mehr bedient werben. 

2. Die bei den teutfchen Schulen angeftellten Lehrer haben anftatt der pie 
und da vorfommenden Benennungen „Elementarleprer, Volksſchullehrer⸗ künf⸗ 
tighin ausſchließend den Namen „Schullehrer“ zu führen. 

3. Die für den Unterricht in den weiblichen Handarbeiten aufgeftellten Lehe 
zerinnen find durchgängig. mit der Benennung „Arbeitslehrerinnen” zu be» 
zeichnen. Der Benennung „Indufrieleprerinnen” fol fich nicht bedient werben. 
Hienach ift fih in allen Eingaben an die Königl. Behörden, fowie in ben amt- 
lichen Berhandlungen auf das Genaueſte zu achten. 


— Ausfchreiben der. Kreisregierung vom 26. Juli 1839, Amtsbl. 
No. 42, p. 361, die Thierquälerei betr., ſiehe oben $. 36. 


$. 161. Königl. Verordnung vom 15. Januar 1840, Amtshl. 
No. 8, p- 41, die Verwendung der werktagsfchulpflichtigen Jugend 
in den Fabrifen betr. 

Ludwig, 8 

Wir haben in Erwägung‘ jener Rachtheile, welche eine allyufrüßgeitige, 
nit übermäßiger Anftrengung, ſowie mit Bernachläßigung des Schul» und 
Religionsunterrichtes verbundene Befchäftigung der werktagsfchulpflichtigen 
Jugend bei Fabriten und größeren Gewerben, in Hinſicht auf die Gefundpeit, 
zeiſtige und körperliche Entwidlung ſolcher Kinder herbeizuführen pflegt, in 
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diefer Beziehung — auf fo lange Bir nu anders. verfügen — nachfolgende 
Beſtimmungen zu treffen befchlofien. 

Art, I. Kein Kind fol vor dem zurüdgelegten. neunten Lebensjahre in 
Sabrifen, oder in Berg-, Hütten» und Schlagwerlen, zum Zwecle einer regel» 
mäßigen Befhäftigung aufgenommen werben. 

Art. II. Die Aufnahme eines Kindes zu diefem Zwede nad dem neun 
ten tebendjahre, darf nur auf dem Grunde eines gerihtsärztlichen Zeugnifies 
über körperliche Tauglichkeit. für die bevorſtehende Art der Beichäftigung um 
über die Nichtgefährbung der Gefunbpeit:und der weiteren phpſiſchen Entwid- 
lung durch biefelbe, dann eines Zeugniffes der Lokalſchulinſpeltion über bie 
herigen fleißigen Schulbefuh und die Erwerbung der für das neunte Lebensjahr 
vorgefchriebenen Kenntniffe gefchehen. 

Art. I. Die Arbeitszeit für Kinder vom neunten bis zum zwölften 
Jahre wird auf das Marimum von zehn Stumden des Tages efigefeht. 

Diefelbe hat niemals vor 6 Uhr Morgens zu beginnen, und fpätefens un 
8 Upr Abends zu enden. 

Auch if diefen Kindern täglich zur Mittagszeit eine volle Stunde, rm 
von 11 bie 12 Uhr, nach eines jeden Ortes Sitten und Gebräuden, dann ız 


‚Laufe der Bor» und Nachmitiagszeit nebfidem noch jedesmal eine halbe Ein 
zur Erholung zu geben, und hiebei Bewegung außer der Anfalt zu geflatien. 


Art. IV. Was die weitere verorbnungsmäßige Erfüllung der Edulpfidt 
von Seite folder Kinder anbelangt, fo kann derfelben dadurch genügt werden, 
daß die Kinder während der beftimmten Arbeitdzeit entweder 

a) wenigſtens zwei Stunden des Tages an bem öffentlichen Unterriätt 
des Ortes Theil nehmen, oder 

b) daß fie den nöthigen Schul- und Religtondunterricht in einer befonden 


Privatanſtalt öder Fabrikſchule, gleichfalls zwei Stunden lang täglich erhalten 


In beiden Fällen haben fich diefe Kinder der öffentlichen Jahresihulpri 
ung zu unterziehen. 
Art. V. Hinfichtli der im vorhergehenden Artikel erwähnten Privat 


terrichtsanſtalten, oder fogenannten Babriffchulen wird Folgendes fehgeleßt: 


a) Nur folche Lehrer, welche fish über worfhriftsmäßige Dualinkation ar 
zuweiſen vermögen, können hiebei verwendet werben. 
b) In keiner Schule diefer Art dürfen mehr als fünfzig Kinder zualm 


“Unterricht erhalten; auch bat derfelbe nie vor 6 * Morgens und niemal 


nad 6 Uhr Abends ftattzufinden. 

ec) Die Beflimmung ber Unterrihsftunden Tann nur nach borgängigm 
Benehmen mit der zuftändigen Schulbehörbe und mit deren Einwilligung m 
folgen. 

d) Der Unterricht felbft muß in ſolchen Anftalten ganz nad den befichw 
ben allgemeinen Vorſchriften und unter der verordnungemäßigen Aufficht m 
oberen Leitung der Schulbehörben eripeilt werben. 


— 
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Art. VI. Dem Öffentlichen kirchlichen Borbereitungsunterrichte für ben Em⸗ 
pfang der heiligen Beichte und Kommunion bei den Katholiten, und der Confir⸗ 
mation bei den Proteftanten, haben auch dieſe Kinder. one Ausnahme beizu- 
wohnen, fofern ihnen nicht eben diefer Unterricht durch den betreffenden Seelforger: 
in der Fabrikſchule ertheilt wirb. 


Art. VII. Eigenthümer von Fabriken und Gewerfen, ſowie deren bevollmäch⸗ 
tigte Bertreter, welche mit Außerachtlaſſung ber gegebenen Borfihriften werltags⸗ 
ſchulpflichtige Kinder aufnehmen und befhäftigen, unterliegen unnahfichtlicher 

Einſchreitung, welche nach Maaßgabe des einzelnen Nebertretungsfalles in einer 

Geldſtrafe von fünf bis fünfzig Gulden beſteht. 

Sie find überdies verpflichtet, im Benehmen mit dem Ortspfarrer die ge- 
eigneten Anorbnungen zu treffen, daß bie Gittlichkeit der Kinder gehörig über» 
wacht und gegen Verführung und Aergerniß von Seite ber erwachfenen Fabrik- 
' arbeiter gefhüßt werde. 

Nachgewieſene Bernachläßigung dieſer Borforge bat die Erlaffung bes 
Berbotes fernerer Verwendung werktagspflichtiger Kinder in der Fabrif zur un» 
mittelbaren Folge. 

Diefelben haben endlich über die in ihren Anftalten befchäftigten, werktags- 
ſchulpflichtigen Kinder ein genaues Berzeichniß zu führen, und flets evident zu. 
"Halten, dasfelbe in dem Arbeitslofale aufzubewahren, und den Behörden, fo oft 
fie es verlangen, zur Einfiht und Prüfung unmeigerlich vorzuzeigen. 

Art. VII. Den betreffenden Polizei- und Schulbehörden machen Wir es 
zur befonderen Pflicht, die in ihrem Bezirke gelegenen Zabrifen und Gewerke in 
der angedeuteten Beziehung mit vorzüglicher Sorgfalt zu überwachen, wahrge⸗ 
nommene Mißſtände ungeſäumt zu beſeitigen und gegen eig der — 
benen Vorſchriften unnachſichtlich einzuſchreiten. 

Unſer Miniſterium des Innern iſt mit der —— und dem 
Vollzuge gegenwärtiger Verordnung beauftragt. 


$. 162. Regierungsbeſchluß vom 8. März 1843, Amtebl AM 
12, p. 81, bie teutfchen Schulen, insbefondere die Kreisihuldotation 
betr. 


Nachdem durch die Entfchliefung der unterfertigten Stelle vom 20. Auguft 
1842 die Gehaltsfaffionen der teutfchen Schullehrer und Schulgehülfen einer 
Durchgreifenden Repifion unterworfen, und Behufs einer annähernden Gleich- 
flellung der Lehrergehalte, den mittellofen Gemeinden Rändige Beiträge aus 
ben Kreisfchulfond zugewiefen, und nachdem von mehreren Seiten bad Anfuchen 
zeftellt wurbe, den Seldgehalt der. Schulleprer in Monatsraten ausbezahlen zu 
Laflen, fo wird nunmehr, bezüglich diefer Zulagen. aus bem nit 
Folgendes verfügt: 


1. Die Zulagen: aus dem Rreiöfchutfond: zerfallen: 
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a) in fländige Beiträge an mittelloſe Gemeinden zu Befoldung ifrer Schul⸗ 
lehrer; 

b) in Rändige Beiträge an burhaus umbemittelte Gemeinden, yur Ber 
minderung des Schulgelves, und 

c) in die verhältnißmäßigen Zulagen zu Ergänzung der Kongrua für gr» 
ring botirte Schulftellen. 


2. Alle diefe Beiträge werben, vom laufenden Jahre anfangend, nicht mehr 
an die Schullehrer, fondern in die betreffenden Gemeindekaſſen bezahlt, aus 
welchen die Schullehrer fortan ihren Geldgehalt in monatlichen Raten beziehen. 


3. Die Königl. Landlommiffariate, welchen bie rectificirten Befoldungs- 
Etats der Schulfehrer bereits zugefertigt wurden, haben die Geldgehalle der 
Letztern auf die betreffenden Gemeindefaflen, zur Ausbezahlung in monatliden 
Raten, anzumelfen und Sorge zu tragen, baß von dem eintretenden Perionen 
wechfel der Schullehrer der einfhlägige Gemeinde» Einnehmer rechtzeitig dr 
hufs der Gehaltdzahlungen benachrichtigt werde. 

4. Wenn dur die Erledigung einer Schulftelle fih einige Erfparunge 
auf die Zulagen aus Kreisfonds ergeben, fo find diefelben zu Schuljweden u 
verwenden, und es können biefelben niemals zu fonfligen Gemeindeauszan 
Verwendet werden. 

5. Die Einnahmen und Ausgaben auf den Geldgehalt der teutfchen Edul- 
lehrer find in den Gemeindererhnungen zu verrechnen. 


F. 163. Ueber Erhöhung des Beitrags der Staatslaſſe zu 
Kreis ſchuldotation und die Leiftungen der Gemeinden für die Schulm, 
fiehe den Ständeabfchied vom 25. Auguf 1843, $. 19 c. 1. Bu, 
$. 28, fiehe Amtsbl. Mi 50, p. 417. 

b. Schullehrer. 

F. 164. Regulativ des Minifteriums des Innern vom 31. Jin 
ner 1836, Amtsbl. M 14, p. 97, die Bildung der Shullce 
(Drganifation der Schullehrer «Seminare, VBorbereitungsunterriht dr 
Schullehrlinge u. f. w.) betr. 


Staatsminifterium des Innern. 

Die Heranbildung tüchtiger Lehrer für die teutfchen Schulen war län 
für die Bayer. Staatsregierung ein Gegenftand befonderer Fürforge. 

Mehrere allerhöchfte Verordnungen, namentlich jene vom 11. Juni 198 
find beffen Zeuge, und neuerlich noch hat die von Seiner Majehät der 
Könige allergnädigft bewilligte Errichtung eines eigenen Schullehrerſeminen 
für den Regentreis bewiefen, daß der edle Sinn des wittelsbachiſchen Herrideo 
Rammes für diefen wichtigen Zweig des öffentlichen Lebens nicht erfaltet fer 

Eden diefem Königl. Sinne. konnten aber auch jene. manigfaltigen Süd 
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und Gebrechen nicht entgehen, welche die bisperige Borbildungsweife zum 
Schullehreramte an ſich trug. 

Hat nämlich, wie dies gegenwärtig in Bayern der Fall if, der Staat ein⸗ 
mal erfannt, daß wahre Bolfsbildung das Erziehen und das Lehren in gleichem 
Maaße umfaſſe, und iſt zugegeben, daß in einem den Schulbeſuch gebietenden 
Lande die Eltern. einen rechtsbegründeten Anſpruch nicht nur auf forgfältige 
Entwidlung des Verſtandes, fondern auch auf gewiſſenhafte Pflege des Ge- 
müthes und auf religiös. ſittliche Beredlung ihrer Kinder haben; fo kann bie 
‚ Regierung nicht umpin, auch die Borbildung der Kehrer diefer erflärten Richtung 
‚ gemäß zu lelten und anzuordnen, 
| Um unterrichten zu können, muß der Schulleprer ſelbſt gründlich unterrich» 

tet ſeyn; — um Herz und Gemüth zu veredeln, muß die edlere Gefinnung in 

ihm ſelbſt herrſchen, um endlich Unterricht und Erziepung gehörig zu verbin« 
ben, muß vor Allem er felbft zur richtigen Erkenntniß des kindlichen Charak⸗ 
ters, ſowie auch zu jener Reife und Gediegenheit des Urtpeils und Benehmens 
gelangt ſeyn, welche allein zu lenken, zu geflalten und bleibende Eindrüde her- 
vorzubringen vermag. * 
Der Schullehrer muß die Ueberzeugung in ſich tragen, daß die Schärfung 
des Gedächtniſſes nur einen Theil des Unterrichtes bilde, und daß ſeine eigent⸗ 
liche Aufgabe nur da erfüllt werde, wo das Erlernte in die Begriffe und in 
das Gemüth des Kindes übergeht; er muß hoch genug ſtehen, um zu erkennen, 
daß die fittlihe Beredlung nicht, blos in der Anwendung gewöhnlicher Schul- 
aucht in dem äußerlihen Berwifchen vorfommender Jugendfehler, fondern in 
deren Entwurzlung beſtehe, er muß mit väterlichem. Ernfte kindlichen Sinn und 
Liebe zur Zugend. verbinden, mit- einem Worte, fein ganzes Wefen muß bafür 
bürgen, daß die ihm einſt anguvertrauende Schule dem ſchon mehrfach kundge⸗ 
gebenen Willen. Seiner Majeflät des Königs gemäß die gute häusliche 
Erziehung fortfege und unterlüße, ‚bie mangelhafte ergänge und die fehlechte 
möglihft verbeflere. 

Eine ſolche Befähigung aber wird nicht in dem kurzen Zeitraume zweier 
im Seminare zugebrachter Jahre erworben werden; fie kann nur das Ergebniß 
einer folgerehten, frhon mit dem Austritt aus der Werktagsfchule beginnenden 
‚und opne Unterbredung bis zur Uebernahme des Lehrfaches fortgeſetzten Er- 
aiehung zum Lehrer und Erzieher feyn. | 

Damit nun ber Schullehrerfiand im Königreihe Bayern in der That auf 
biefen Standpunkt ſich erhebe, damit er im vollſten Sinne des Wortes ben 
Königlichen Abfichten entfprehe und in reichem Segen wirkte, wird hiemit nach 
Einvernahme fämmtlicher Kreisregierungen und. Kreisfcholardate, dann nad 
Anhörung der in die Haupt» und Reſidenzſtadt berufenen Seminarvorflände, 
in. Folge reifer. Berathungen der aus der Mitte des Königl. oberfien Schule 
rathes gebildeten Kommiſſion für- das teutſche Schulweſen in. Gemäßpeit fpe 
zielen allerhöchften Auftrages und mit Aufpebung aller früheren De- 
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fimmungen, namentlih des Regulatives vom 11. Juni 1609 ®r- 
gierungsbl. A# 43, ©. 953 u. f.) Nachflefendes angeordnet: 
Abſchnittl. 
Allgemeine Beſtimmungen. 

F§F. t. Die Bildung zum Berufe des Schullehrers umfaßt drei Zeiträume: 

1. den Zeitraum der Borbildung für den Eintritt in das Schullehrer 
feminar; 

‘2, den Zeitraum der Ausbildung in dem Schullehrerfeminar, und 

3. den Zeitraum der Fortbildung nah dem Austritte aus dem & 
minar. 

Abſchnitt I. 
Bon der Borbildung für das Säullehrerfeminar. 

$. 2. Die Borbildung für das Schulfeprerfeminar hat bei jenen Jän 
fingen, welche die teutfchen Schulen befucht haben, in der Regel fogleih, ini- 
teftend aber 2 Jahre nach dem Ausiritte aus der Werktagsſchule zu beginmn 
und mindeſtens 3 Jahre zu umfaſſen. 

Bei den aus höheren Lehranflalten, aus der. latelnifchen Schule oder aus 
‚dem Gymnafium, aus einer Landwirihſchafto⸗ und’ Gewerboſchule u. dergleiche 
übertretenden Fünglingen kann die Aufnahme fpäter erfolgen, und es ride 
ſich die Vorbereitimgsgeit nach jenem Kurfe des Präparanden-Unterrichtes, fü 
welchen die nöthige Reife nachgewiefen wird. 

Die in dieſer Vorbereitungszeit begriffenen Zünglinge heißen Schaul- 
dienfl-Präparanden. 

6. 3. Die Aufnafme unter die Schuldienft-Präparanden fegt in allım 
‘Fällen eine vor der einfchlägigen Diftrikis ⸗Schulinſpeltion oder Lolal- Stul- 
fommiffion zu beflehende Prüfung voraus, welche fih über alle Lehrgegenftänt« 
des IT. Kurfus der BWerktagsichule erfiredt, und * Anmelden im Mon 
Juli oder fpäteftens Auguft abzuhalten if. 

$. 4. Behufs der Zulaflung zu biefer Srüfung hat fih der angebaut: 
Präparand nicht nur über feinen vollſtändigen Namen, über die Zeit und der 
Ort feiner Geburt, über den Stand und Aufenthalt feiner Eltern, über fee 
Bermögensumftände und Unterflügungsmittel, dann über dem Lehrer, bei me. 
chem er den Präparandenunterricht zu nehmen BR fondern auch darüber 
auszuweiſen, daß er mindefteng | 

a) die Werftagsfchule oder einen biefem —— Unterricht als wo 
„men befähigt verlaſſen, 

by ein ‘gefittete® Betragen nepflögen, und 
©) kein körperliches Gebrechen an fich habe, — ipm für ven Lehrer» 
* untauglich machen könnte. | 

$. 5. Das Ergebniß der Prüfüng wird in der Form der Anlage I. c 
umter Beifügung fämmtlicher Aktenftäde der einfplägigen Könige. Kreisregin 
ung, Kammer des Innern, vorgelegt, welche durch ihr Kreisfholarhat übe 
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bie Aufnahme ı ober SERERNE des: Geprüften ohne vruere Berufung ent“ 
ſcheidet. 

$.6, Die Bräparanden treten von bem Tage ihrer Aufnahme an unter 
bie beſondere Aufſicht des von ihnen gewählten Lehrers, ſowie unter bie Ober⸗ 
auffiht der einfhlägigen Lokal» und Diftriksfchulinfpektion und haben fich 
bei. biefen fowohl, als bei der betreffenden Diftriktspoligeibehörbe perfönlich 
vorzuftellen. Ä 

Diefe Behörden find verpflichtet, ‚nicht blos den Unterricht, fondern auch 
das religiös fittlihe Betragen, und die religiös fittliche Charakter⸗Entwicklung 
bes Präparanden aufs Genaueſte zu beauffichtigen, und Seine Majefät 
verfepen fih im Ausübung dieſer Pflicht um fo mehr der gemwiffenhafteften 
Strenge, ald Tugend und Sitte nur von einem dugendhaften: und gefitieten 
Menſchen auf Andere übertragen werben fönnen, als ferner, was in der Jugend 
kaum bemerkbarer Fehler iſt, fpäter. nur. allzuraſch zu auffallendem Lafter ſich 
ausbildet, umd als. eine ſchwere Verantwortung auf Behörden Taften : müßte, 
welche ſich entſchließen könnten, aus übelverftandenem Mitleide einen: Menfchen 
in das Lehrfach eindringen zu laſſen, der, rechizeltig einem andern. Stande zus 
gewieſen, vielleicht ein brauhbarer Staatsbürger werden könnte, der aber 
aller Bahrfcheinlichkeit nah, als Lehrer, in den Schooß zahlreicher Familien, 
ja ganzer - Gemeinden namenloſes Unheil fireuen, imd am Ende. von bem 
Dienft weggewiefen, mit un um: ‚Kind die Rn feines Unglüdes verwün« 
fhen wird. 

$. 7. Die Difrittfögntinfpektionen find. befugt, die Präparanden. ihres 
Bezirkes von dem Beſuche der Sonntagsſchule freizuſprechen, jedenfalls. aber 
bleiben letztere allen Verpflichtuugen der Feiertagsſchüler, insbeſondere dem 
Gebote des Beſuchens der Chriſtenlehre und dem Verbote des Vetretens von 
Wirthshäuſern und Tanzböden um fo mehr unterworfen, ald gerade, ber fort- 
geſetzte Religionsunterricht, die, unausgefeßte Theilnahme an den gottesbienfl- 
lichen ‚Uebungen, die Mitwirkung. beider Kirchenmuſik und. bei vem Kirchenge- 
fange und. das; Angemöhnen eines ſtillen, eingezogenen Lebens welentliche 
Beſtandtheile der Vorbildung zum  Lehrerfiande und zu dem bamit. Kung 
verbundenen: Meßnerdienſte ſind. 

8S. 8. Der den ————— Au. ertheilende unierricht umfaßt die PR 
Lichen Lehrfächer der teutfchen: Schulen und ‚unterfcheidet-fih von dem gewöhn« 
lichen Unterrichte, ver Werk⸗, Sonn⸗ und Feiertagsfchule blos durch das. gründ⸗ 
lichere, ernſtere Eindringen. in die betreffenden Gegenſtände.. o) 

Ferner iſt den Präparanden ber, ſorgfältige Vetrieb *. Ruf und 
Zeichnungsunterrichtee, ſowie auch der erſten Kenntuifle. der — 
nach einem demnächſt feſtzuſetzenden Lehrbuche zur Pflicht gemacht. J 

Bei dem, Präparanden-Interzichte iſt jede ungeeignete Steigerung, auf das 
forgfältigfte zu vermeiden: und den Geſichtepunkt nicht außer Augen zu verlieren, 
Daß die Präparandenperiode blos Vorbereitung. für das Schullehrerſemuar iſt, 


736: Dit Buch. — Bertvaltungspoligel. 


daß es hier nicht ſowohl dem Biellernen, :al8 dem Gründlichlernen und dem 
Erziehen für den Lehrerberuf gilt, und daß der Präparandenlehrer feiner Auf- 
gabe nur daun in vollem Maaße genügt, . wenn er gründlich burdgebifbete, 
nach Herz und Gemüth trefflihe und für ihr künftiges Fach begeifterte Jüng ⸗ 
linge dem Schullehrerfeminar Behufs der fpeziellen Berufsbildung übergibt. 

$. 9, Der Präparanden-Interriht darf nur von jenen Geiftlihen un 
Lehrern ertheilt werden, welche von der betreffenden Kreidregierung, d. h. wı 
dem betreffenden Generaltommiflär und Regierungspräfidenten auf Antrag dei 
Kreisfcholarchates als folche benannt werden. 

Die Kreisftellen werden fih von felbft ‚berufen fühlen, dieſen midtigen 
Deruf nur Männern zu übertragen, welche noch in den kraftvolleren Lebens 
jahren ſtehen, fid durch fütlihe Würde auszeichnen, die Gabe der Anregun 
und Mittheilung im vollen. Maafe befißen, ihrer eigenen Schule muherhai 
vorfiehen, und dem. Unterrichte, wie der Erziehung ber ihnen anzuvertrauerder 
Zünglinge unbefchadet ihrer übrigen Berufsgefrhäfte obliegen können. Die & 
genfchaft eines. Präparandenleprers. iſt widerruflih und erliſcht, fobald di 
betreffende SKreisregierung aus irgend einem Grunde Anlaß findet, den beit 
fenden Geiftlichen oder Lehrer in das alljährlich neu feſtzuſehende Berzeidui 
nicht wieder aufzunehmen. 

$. 10. Ausgezeichnete Leiftungen für! diefen wichtigen Zwed find befondes 
vorzumerfen und bei Bergebung einträgliherer Dienftesflellen, dann bei Bm 
theilung von Remunerationen nah Maaßgabe der vorhandenen Mittel und ds 
Berdienftes zu berüdfitigen, oder höheren Ortes geltend zu machen. 

6 11. Da ausſchließendes Hinwirken auf einen Beruf an und für id 
ſchon in dem Geräufche größerer Städte ſchwerer zu erzielen iR; da ferner ie 
der Schulleprer in den Fall kommen Tann, einer Landſchule vorfiehen zu mühe, 
und der an das Städteleben gewöhnte Züngling nur allzuleicht dem einfachen 
Landleben entfremdet und unfähig zum Erziehen fchlichter Landleute wird; I 
endlich die Tüchtigkeit des Lehrers im der Gediegenheit feines Willens und & 
feinem Berufsernfte befteht, und diefes nicht im Mmgange mit der fädtilde 
Jugend, fondern in dem fleten berjlichen Verkehre mit dent Lehrer ermorden 
wird, fo iſt Sorge zu tragen, daß der Präparanden-Unterriht vorzugeweiſe de 
ausgezeichneten Lehrern auf dem Lande und in kleineren Städten Rattfinde. 

Jedenfalls ift Sorge zu Iragen, daß fein Präparandenfehrer mehr Zöglin 
übernehme, als er in Zucht und Yufficht zu halten vermag, und daß nirgem 
fogenannte Präparandenfchulen ſich bilden , in melden ob der großen Shäle 
zapl die eigentliche individuelle Einwirkung und Entwicklung mehr oder minkt 
verloren und die Präparanden-Erziehung in einen fabritmäßigen Betrieb um 
gewandelt wird, | | 

Ferner if Sorge zu tragen, daß jeder Präparand mindeſtens das lche 
Jahr öfters einen Präparandenlehrer beobachte, welcher allein ober mit este 
Anftanten drei Klaffen zn verfehen hat. 
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$. 12, Die Auffihtsbehörben find gehalten, und zwar die Lokal⸗Schulin⸗ 
ſpektionen bei ihren täglichen, die Diftrifts- Schulinfpektionen bei ihren period⸗ 
ifchen Berührungen mit der Schule, von dem Fleiße, dem Betragen und ben 
Fortſchritten der Präparanden geeignete Kenntniß zu nehmen, nad Umſtänden 
ermunternd, belehrend, ermahnend und warnend einzufchreiten, und nöthigen 
alles bei der Kreisregierung auf fehärfere Ahndung oder auch auf Entlaffung 
anzutragen, 

Ueberdies aber müſſen fich die Präparanden am Schluffe eines jeden Schul. 
jahres einer befonderen Prüfung unterwerfen. 

Zu dieſem Behufe ift jede Kreisregierung in einzelne Diſtrikte zu theilen 
und für jeben berfelben ein ausgezeichneter Difrikts- Schulinfpeltor als Prü- 
fungsfommiffär zu ernennen, Die Prüfung felbfi hat jährlich im Monate Au- 
guft oder September flatt zu finden und dem unter Ziffer IL bezeichneten Stu- 
fengange als Anhaltspunkt zu folgen. 

Das Ergebnig fammt dem treffenden Akte wird ber Königl. Kreisregier- 
ung nach Formular Anlage IIL. vorgelegt, und von biefer, d. h. dem Königl. 
Generallommiffär und Regierungspräfidenten, im Einflange mit dem Kreid- 
fcholarchate, ohne weitere Berufung befchieden. 


$. 13. So wünſchenswerth es if, daß die Präparanden fihon früher durch 
eigene Anfhauung die Behandlung der Jugend und die Kunft erlernen, mehrere 
Klaffenabtheilungen zugleich auf eine zwedmäßige Art zu befchäftigen, und daß 
fie ſelbſt auch ihre Lehrfähigkeit durch einzelne Hülfsleiftungen erproben, fo 
wenig darf beides jedoch auf Koften ihres eigenen Unterrichtes oder der ſchul⸗ 
pflichtigen Jugend bezwedt werden. Es fol ihnen daher Iediglich geftattet feyn, 
die durch ihre fonflige Ausbildung, und namentlich durch ihre Privatfiudien 
nicht in Anfpruch genommenen Stunden in ber öffentlichen Schule zugubringen. 

Auch Hier hat fich ihre Tpätigkeit darauf zu befchränfen, daß fie den Lehrer 
beobachten, und unter feiner befonderen Auffiht Heine Dienftleiftungen und 
Berfuhe in Ertpeilung des Interrichtes vornehmen, nie aber darf ein bloßer 
Präparand den Unterricht felbft flatt des Lehrers ertheilen, noch weniger kann 
ihm irgend ein Strafrecht über die Schuljugend übertragen werben, und end» 
Lich muß er auch vom Befuche der obern Klaffen, fowie der Feiertagsſchule für 
das weibliche Gefchlecht entfernt gehalten werben. 


Abſchnitt IM. 
Bon der Ausbildung der Präparanden in dem Schullehrer- 
feminar, 


Abtheilung 1. Bon der Aufnahme in das Schullehrerfeminar, 
$. 14. Es befleht in jedem Kreife wenigſtens ein Schullehrerfeminar als 
fpezielle Bildungsanftalt für fünftige Schulleprer. 
Der volfländige Befuch diefer Anftalt bildet die unerläßliche Borbedingnng 
jeder proviforifhen oder definitiven Anftellung im Schulfache für jeden Jüng- 
Dr. Gichenpfeiffen Denbbud der Berfaffung m. 47 
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ling ohne Unterfihiev des Standes und Belenntniffes mit alleiniger Ausnahme 
der Geiftlichen und der Kandidaten des höheren Lehramtes, bei denen theils die 
beftandene höhere Prüfung, theils ein aus Auftrag der Kreisregierung vor einem 
Kreisfholarchen oder ausgezeichneten Diſtrikts⸗Schulinſpektor mit vollem Er: 
folge abgehaltenes Kolloquium als genügender Nachweis der Befähigung zur 
Vebernahme einer Lehrerftelle an einer teutfchen Schule und resp. eines Schul. 
benefiziums gilt. 

$. 15. Allgemeine Bedingungen zur Aufnahme in das Schulfehrerfeminer 
find: 

1. dag zurüdgelegte 16. und nicht überfchrittene 20. Lebensjahr, 

2. phyſiſche Gefundpeit, und insbefondere das Nichtvorhandenſeyn von leid» 
lichen Gebrechen, welche irgend einen flörenden Einfluß auf den Lehrberuf m 
äußern vermögen, 

3. Dedung des Aufwandes aus eigenem Bermögen, ober ausreichend gr 
fiherte Unterftüßung unter Borbehalt der in $. 24 vorhergefehenen Ausnahme. 

4. Entfprehende Zeugniffe über die wohlbenüßte Borbereitingszeit um 
über einen durchaus untabelhaften fittlihen Wandel, 

$.16. Neben diefen allgemeinen Bedingungen muß der die Aufnahme in ci 
Seminar Nachfuchende noch insbefondere in der jährlich von der Kreisregierun 
durch das Kreisintelligenzblatt auszuſchreibenden und von dem Kreisfchulrefere- 
ten ober einem Kreisfholarchen zu Leitenden Prüfung fih darüber ausweifen, 

1. daß er den eingeführten Katechis mus genau fenne und verflche, un 
die wichtigften biblifchen Erzählungen, Gleichniſſe und Bemweisftellen, 
fowie gute Lieder aus ber für die betreffende Konfeffion eingeführten Samm- 
lung aus dem Gedächtniffe vorzutragen vermöge; 

2. daß er fertig und richtig Iefen, einen leichten Auffat ohne erheblice 
Schreib» und Spracfehler verfaffen und über die darin zur Anwendung fm 
menden Spracdregeln Rechenfchaft geben könne; 

3. daß er von ber örtlichen Befchaffenheit ver Heimath und bes Bater 
landes genaue, von fremden europälfchen Ländern und von den befannien 
Erzeugniffen der Erde, fowie von den allgemeinen Erſcheinungen hr 
Natur die allgemein nötpigen Kenntniffe befike; 

4. daß ihm aus der Geſchichte, namentlich aus jener des Baterlandet. 
die merfwürdigften Perfonen und Begebenheiten nicht fremd geblieben feyen; 

5. daß er im mündlihen Rechnen die gewöhnlih vorkommenden, im 
fhriftlihen aber auch fehwierige Aufgaben aus der Dreifaglehre in ganzen um 
gebrochenen Zahlen mit Gewandtpeit Löfe; 

6. daß er eine deutliche, geläufige und feſte Handfchrift befiße; 

7. daß er in der Muſik Takt und Notenkenntniß ſich erworben habe, die 
Töne richtig treffe, eine leichte Meffe oder einen einfachen Eporal zu finger, 
auf der Orgel bei leichter Applifatur ein Stüd zu fpielen im Stande fep, ar 
der Bioline einige Fertigkeit fih angeeignet und im Generalbaße mit da 
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Lehre von ben Intervallen, vom Dreiflange, von den hanptfächliden Ber- 
feßungen, von den Akkorden und von ben einfachen Hebergängen ſich befannt 
gemacht habe, und 

8. endlich, daß er im Zeichnen bie erforberliche Fertigkeit befite, und den 
Umriß einfacher Ornamente oder geometrifcher Körper aus freier Hand nachzu⸗ 
bilden und darüber genügende Auskunft zu geben verftehe. 

$. 17. Ber diefen Anforderungen nicht entfpricht, ift je nach Befund der 
Umftände entweber auf bie Prüfung des nächft folgenden Jahres hinzumeifen, 
oder fofort ganz vom Lehramte auszufchliegen. An die Präparanden ifraelit- 
ifchen Bekenntniſſes find diefelben Bedingungen mit Ausfchluß deffen zu flellen, 
was Bezug auf die chriſtliche Religion oder Kirche hat, 

$. 18. Die Ergebniffe der Prüfung werden von ber aus dem SInfpektor 
und den Lehrern des Schulleprerfeminars beſtehenden Kommiſſion durch Stim⸗ 
menmehrheit. gefehöpft und im der aus Beilage IV. erfihtlihen Form an bie _ 
Kreisregierung des Iunern gebracht, deren Präfivdent ohne weitere Berufung 
auf Antrag des Kreisfcholarchates über die Befähigung oder Nichtbefähigung, 
fomit über die Aufnahme oder die Abweifung entſcheidet. 

$. 19. Die erſtmalige Zurüdmeifung hat eine verflärkte Auffiht und eine 
einfache Hinmweifung auf die Prüfung in dem nächflen Jahre, — bie zweite hat 
Abmahnung und Androhung des Ausfhließens von dem Lehrerberufe, die britte 
aber den wirklichen Ausſchluß zur Folge. 


$. 20. Die aufgenommenen Präparanden heißen Schulfeminariften, 
nehmen ipren Aufenthalt in vem Seminargebäude und verweilen bafelbft während 
eines Zeitraumes von 2 Jahren, 

$. 21. Ergibt die Prüfung eine größere Anzahl befähigter Präparanden, 
als das Seminar zu faffen vermag, fo werden bie Minderbefähigten und 
Yüngern vorerft mit dem Borzuge zurüdgeftellt, bei wiederholt mit Erfolg bes 
flandener Prüfung im nächften Jahre Anfpruch auf Zulaffung vor denjenigen 
neueren Bewerbern zu erlangen, mit welchen fie gleiche Kenniniß- und Sitt— 
Lichkeitsnote teilen. 


6. 22, Sollte ein außergewöhnlicher Bedarf an Adftanten in einem Jahre 
ausnahmsweife die Aufnahme einer in dem Seminar nicht volftändig unterzus 
bringenden Zahl von Zünglingen unerläßlih gebieten, fo bleibt die betreffende 
Kreisregierung im Einklange mit ihrem Kreisfcholarchate zwar ermächtigt, 
einigen, von dem Seminarinfpektor als durchaus verläßig bezeichneten Jüng— 
Lingen das einftweilige Wohnen außer dem Seminar zu bewilligen, in ſolchem 
Galle find jedoch 

1. die betreffenden Schulfeminariften gehalten, nur jene Miethwohnungen 
zu beziehen, welche der Seminarinfpeftor ihnen bezeichnet ; 

2. ber Inſpektor ſelbſt ift verpflichtet, für diefen Zwed nur folde Wohnungen 
an erfehen, 
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a) deren Befiger fammt ihren Familien, durch Frömmigkeit, Sililichtei 
und muflerhafte Hausordnung fi auszeichnen, 

b) in welchen Beine zahlreiche Dienerfchaft und kein Zufammenfluß von 
Miethsleuten befteht, 

e) welche fih durch einen fihriftlichen Revers bei Berluft des Miethaelves 
und bei bedeutender konventioneller Strafe fih verpflichten, für die firengfie 
Aufficht auf die ihnen anvertrauten Schulfeminariften und für das rücſichtsloſe 
Anhalten derfelben zu Erfüllung jeder ertheilten Borfchrift zu haften; 

3. endlich find die mit einer ſolchen Erlaubniß verfehenen Schulfeminarifien 
verbunden, wie die übrigen, den ganzen Tag über im Seminar zu verweilen, 
die Haus» und Tagsorbnung in allen Stüden zu beobachten und bei unfehl- 
barer Entfernung von dem Lehrberufe aus dem Seminar unmittelbar nad der 
Miethwohnung und von dort wieder unmittelbar in das Seminar ſich zu br 
geben, und Abends beim Eintreffen im Haufe, fowie Morgens bei der Rüd- 
kehr in das Seminar ſich bei dem Hausperrn zu melden. 

$. 23. Für Unterricht, Wohnung, Beheitung und Beleuchtung, für Bei 
fdaffung und Reinigung der Bettwäfche, für Arzneien und ärztliche Behandlung, 
fowie für Reinigung des Seminargebäudes, darf den Seminariften unter feiner 
Borausfegung eine Bezahlung abgefordert werben; ihre übrigen Bedürfnife 
aber haben fie aus eigenen Mitteln zu beſtreiten. Ueberdies find fie zu Rein 
haltung der Zimmer, zur Schonung der ihnen zum Gebrauche überlaflenen 
Inventarflüde, und zum allenfallfigen Schadenerſatz verpflichtet. 

Säumige Zahlung des Koftgeldes hat nach Ablauf der feftgefeßten Zrifen 
und nad wiederholt fruchtlofem Mahnen Ausfchließung zur Bolge. 

$. 24. Bermögenslofe, durch fittliches Betragen und durch gute Zortfcritte 
fih empfeblende Jünglinge werden nach dem Grade ihrer Dürftigfeit und Bär 
digkeit aus dem Kreisfchulfonde, oder aus andern bafür geeigneten Hülfsquelks 
nah Maaßgabe der verfügbaren Mittel unterftügt. 

Die diesfalfigen Bittgefuche find der betreffenden Kreisregierung, Kamm 
des Innern, dur die Infpeltion vorzulegen und von dieſer zu befcheiden, 

$. 25. In der Regel kann fein Seminariſt länger als 2 Jahre in ber 
Anftalt verweilen, und ein weiterer Aufenthalt von höchſtens einem Jahre kanı 
nur aus ganz befonderen Gründen und Iediglich unter der Borausfepung von 
der betreffenden Kreisregierung bewilligt werben, wenn dadurch der Eintrilt 
anderer reifer Präparanden in Feiner Weiſe beeinträchtiget wird, und bie ja 
Berlängerung des Aufenthaltes von dem Seminarinfpeltor Empfohlenen ihren 
Unterhalt aus eigenen Mitteln zu beftreiten vermögen, 

Wiederholung des Unterrichts wegen mangelhafter Befählgung oder all 
Strafe, ift in keinem Falle zuläßig. 

Abtpeilung 2. Bon dem Borftande, den Lehrern und dem übrigen zum 
Seminar gehörigen Perfonale. 
$. 26. Jedem Schulleprerfeminar if ein von Seiner Majehät dem 
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Könige ernannter Inſpektor vorgefeßt. — Ihm ift die gefammte Leitung 
der Anftalt anvertraut, und auf ihm rupt die Berantwortlichkeit für das Ganze. 

Er berichtet unmittelbar an die betreffende Kreisregierung, und empfängt 
von berfelden die enifprechenden Entfchließungen und Befehle. 

Seine Amtsbefugniffe im Einzelnen richten fich ausfchließend nach gegen- 
wärtigem Regulative, falls nicht die betreffende Kreisregierung, Kammer des 
Innern, auf Antrag ihres Kreisfholarchates für nöthig erachtet, ihm eine, diefe 
Bellimmung noch näher entwidelnde Dienftesinftruftion zu ertheilen. 

Ihm kommt freie Wohnung, Beheitzung und Beleuchtung, dann eine in 
Standes und Dienftesgehalt ausgefchievene Befoldung von jährlih 8 bis 
1200 fl. zu. 

$. 27. Ein zweiter Inſpektor beftept nur, wo befondere Umſtände deſſen 
Anftellung wünfhenswertd machen. 

Den übrigen Schulleprerfeminarien find lediglich zwei von ber betreffen- 
den Kreisregierung, Kammer des Innern, ernannte Rehrer beigegeben, welde 
die don dem Inſpektor felbft nicht vorgetragenen Lehrgegenflände zu übernep- 
men, denfelben in der Aufficht zu unterftüßen, und hierin, wie in allen Bezieh⸗ 
ungen, beffen Aufträge und Weifungen pünktlich zu vollziehen haben. 

Der erſte diefer Lehrer fol, zumal da, wo der Infpektor felbft nicht ein 
Geiftlicher if, dem geifllichen Stande angehören, den Namen Präfekt führen 
und auf gleicher Einie mit den Borbereitungslehrern der Iateinifchen Schulen 
ſtehen. 

Sein Verhältniß zu dem Seminarinſpektor unterſcheidet ſich in keiner Weiſe 
vor jenem des zweiten Lehrers, wohl aber kömmt ihm im Berhinderungsfalle 
des Erftern die. Vertretung der Stelle zu. 

Er muß im Seminar wohnen, und genießt neben der freien Bohnung, 
Beheißung und Beleuchtung, einen jährlichen Gehalt von 5 bis 800 fl. 

Der zweite Lehrer ik dem Kreife der verdienteſten Schullehrer zu ent» 
nehmen, hat jährlich einen Gehalt von 4 bis 600 fl. zu beziehen, und wenn 
der Raum des Gebäudes es geftattet, eine freie Wohnung darin zu erhalten. 


Das Berhältniß des Inſpektors, falls er dem geifllichen Stande angehört, 
dann des in gleihem Falle befindlichen Präfekten zu der kirchlihen Behörde 
richtet fich, was den Religioneunterricht, die kirchliche Auffiht und den Rüdtritt 
in die Seelforge betrifft, nah $. 38, 39 der II. Berfaffungsbeilage und in den 
übrigen Beziehungen nad der allerhöchften Berfügung vom Juni 1834. 

$. 28. Reichen die beiden Seminarlehrer zu Ertheilung bes gefammten 
Unterrichtes nicht aus, fo ift die Zahl derfelben nad Umftänden zu vermehren, 
oder es find für einzelne Unterrictsgegenflände woplbefähigte Lehrer aus ber 
Stadt beizuziehen. 

$. 29. Zur Unterfüßung der Lehrer in den Hebungsflunden und zur Mit- 
wirkung bei der ununterbrochenen Aufficht auf die Zöglinge, find außerdem noch 
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einige ber tüchtigften Schuldienft-Erfpektanten ıgegen eine verhältnigmäßige Re- 
muneration ald Gehülfen zu verwenden, 

Sie werden von der Königl. Kreisrenterung einberufen, rüden in Bezug 
auf künftige Anftelung mit ihrer Aftersflaffe fort, und geben bei Meldungen 
um Schuldienfte nach dreifähriger vorgüglicher Dienftleiftung im Seminar an- 
dern, übrigens gleichbefähigten Mitbewerbern vor. 

$. 30. Die für denfelben Zwed etwa noch erforderlihe Anzahl von No 
nitoren ernennt der Inſpektor felbft aus der Mitte der durch Religiofität, 
Sittlichfeit, Gediegenpelt des Charakters und Fortgang ausgezeichneten Schul 
feminariften. Ä 

$. 31. Der Oekonom oder Koftgeber wird nach Bernebmung des 
Snfpektors von der Kreisregierung aufgenommen. Er hat freie Wohnung im 
Seminargebäude, aber weder auf Gehalt und Remuneration, noch auf freie 
Veheigung und Beleuchtung Anſpruch. Ihm Liegt ob, in Gemäßpeit des mit 
ihm abgefihloffenen Vertrages für gefunde, hinreichende und wohlzubereitete Koi 
zu forgen, fich mit feiner Familie und feinen Dienfiboten in jeder Beziehung 
der Hausorbnung zu fügen, und fih und die Seinigen von aller Einmifguns 
in die Angelegenheiten des Seminars, fowie von allem Verkehre mit den Zip 
fingen enifernt zu halten. 

In dem Bertrage mit ihm ift die Widerruflichleit auszufprechen, indbeion- 
dere aber feftzufeßen, daß jedes heimliche Zutragen ıpon Speifen und Getränfen 
von Briefen und Nachrichten, jedes Geben oder Annehmen von Gefchenken, jeder 
verfuchte oder vollbrarhte Unterfchleif und jedes Zuwiderhandeln gegen bie Haus 
ordnung, aldbaldige Entfernung aus der Auftakt mit Verluſt jedes Entihädig- 
ungsanfpruches nach fich ziehen. 

$. 32. Der Hausmeifter wirb von dem Snfpeltor mit Zuftimmung de 
König. Kreisregierung aufgenommen, und nah Umfländen entlaffen. 

$. 33, Kein in dem Seminargebäude wohnender Lehrer, Koftgeber um 
Hausmeifter darf Dienfiboten bei ſich aufnehmen, ohne dem Snfpeltor der 
Nachweis ihrer Sittlichkeit vorgelegt, und deſſen Zuſtimmung au ber getroffen 
Wahl erlangt zu haben. 

Eben fo wenig darf einer von ihnen Fremde beperbergen, und felbit jet 
Aufnahme naher Berwanbdten ift die ausdrüdlihe Genehmigung des Infpekteni 
erforderlich. | 

Jeder haftet für feine Angehörigen. 

Abtheilung 3. Bon dem Unterrichte in dem Schullehrerfeminar. 

$. 34, Der zweijährige Aufenthalt in dem Seminar if nicht ſowohl br 
ſtimmt, die Zöglinge mit vielerlei neuen Kenntniffen auszuftatten, als vielmehr 
in ihnen das Erlernte zu größerer Gediegenpeit und klarer Anfchauung F 
bringen, fie auf den rechten Standpunkt des Schullehrers zu ftellen, fie mi 
der Untertichtfunft im wahren Sinne des Wortes vertraut zu machen, und in 
ihnen jene einfache, pruntloſe aber gründliche Mutheiluugsgabe zu entwidelh, 
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welche allein über das kindliche Gemüth eine bleibende Herrfhaft auszuüben 
vermag. 

$. 35. Dazu bedarf ed auch von Seite der Seminarvorfleher Feiner wif- 
fenfchaftlihen Vorträge, welche nur dazu dienen würden, die Schulfeminariften 
von der wahren Methode ab- und dahin zu verleiten, daß fie fich ſelbſt als 
eine Art von Profefforen und die Schulfiube als einen alademifchen Hörfaal 
betrachten. Es muß ihnen vielmehr der Unterricht gerade in der Weife ertpeilt 
werben, in welcher fie ſelbſt fpäterhin unterrichten follen, und es ift Sorge zu 
tragen, daß ihr ganzes Leben hindurch Unterricht und Lehrgabe der Seminar- 
lehrer ihnen als Mufter einer einfachen, Haren, beſtimmten und der Faſſungs⸗ 
kraft der Lernenden ganz anpaffender Mittheilungsweife vorſchweben. 

Uebrigens fol die Erziehungslehre dazu benüßt werden, um die Seminar- 
iften mit den Vorzügen und Mängeln der verfchiedenen Lehrarten befannt zu 
machen. 

Die Königl. Kreisregierungen haben dieſem Gegenſtande eine ganz befon- 
dere Zürforge zu widmen und namentlich alles Ernftes darüber zu wachen, daß 
die Leprmethode in dem Schullehrerfeminar fih möglihft an die für bie teutſchen 
Schulen vorgefhriebenen anreipe, und daß Abweichungen von biefer Regel nur 
mit Genehmigung des Königl. Staatsminifteriums des Innern flattfinden. 

$. 36. Damit übrigens der theoretifhe Unterricht mit dem praftifchen 
Hand in Hand gehe, find die teutfchen Schulen am Seminarfiße durchaus nur 
mit ausgezeichneten, die volle Befähigung von Muſterlehrern an fich tragenden 
Schullehrern zu befeßen, und diefe bei iprer Anftellung zu verpflichten, daß fie 
nach den gemeinfamen Anordnungen der Seminar » und Lokalinſpektoren fi 
fügen und den Seminariften es möglih machen, wöchentlich zu beftimmten 
Stunden die Ortsfchulen befuchen, und unter fleter Aufficht erft einzelne Schü- 
fer, dann einzelne Heinere oder größere Abtheilungen und zuletzt vereinigte 
Alaſſen in denjenigen Lehrgegenfländen unterrichten, in welchen fich die Kunft 
der Begriffsentwidlung, der Srageftellung und des methodiſchen Verfahrens am 
befien erlernen und einüben läßt. 

Unterlaffen oder laues Aufgreifen diefer Verpflichtung zieht nah fruchtlofen 
Ermahnungen die Verſetzung der betreffenden Schullehrer nah ſich. 

$. 37. As Lehrgegenftände des Schulleprerfeminars find fortan zu bes 
traten: 

I. Der Religiongunterridt. 

Der Zweck desfelben if, die Seminariften mit den Lehren und Borfihriften 
ihrer Konfeffion in einem Grade vertraut zu machen, welcher nicht nur das 
eigene Durchdrungenſeyn, fondern auch bie Fähigkeit zur lebendigen Uebertrag⸗ 
ung des Lehrftoffes auf Andere verbürgt nnd mit der Glaubenslehre die Liebe 
zum Guten auf das Innigfte in das ganze Wefen des fünftigen Lehrers ver» 
mwebt. Dabei if 

a) der eingeführte Katechismus nad feinem ganzen Inhalte genau und 
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gründfich, mit vorzüglicher Beachtung des Wortverfländniffes und fo zu erklären, 
das die Seminariften daraus lernen, wie fie als künftige Lehrer theils vorbe⸗ 
reitend, theils nachhelfend auf das Gedeihen des Religionsunterrichtes einwir- 
fen, Liebe zu Gott und ächten religiöfen Sinn erweden, und ben einzelnen 
Haubenslehren eine fruchtbare Anwendung auf das Leben gewinnen follen. 

b) der Unterricht in der biblifhen Geſchichte, welcher zugleich bie 
Kenntniß des Hauptinhaltes der heil. Schrift umfaßt, ift fo zu behandeln, daf 
der Schulfeminarift in den Stand geſetzt werbe, die bibliſchen Geſchichten, leid. 
niffe und Reden in einer für Kinder angemeflenen Sprache vorzutragen, daraus 
bie für das Leben wichtigen Momente hervorzuheben und biefelben in das Ge— 
müth der Kinder zu übertragen. Mit ihm ift auch die Erflärung ber fon. 
und fefttäglichen Epiftel und Evangelien, fowie eine kurze Heberficht über die 
feRlichen Zeiten und über die Geſchichte des Chriſtenthums zu verbinden, 

c) Das Auswendiglernen biblifher Beweisftellen und geiß— 
licher Lieder muß in der Art zur Anwendung kommen, daß diefelben nidt 
nur bem Gedächtniſſe tief eingeprägt, und mit Würde und Anftand vorgetragen, 
fondern auch von den Zöglingen in ihrem ächten Sinne aufgefaßt und beim 
Religionsunterrichte an der rechten Stelle eingeflochten werden, 

1. Der Spradhunterridt. 

Diefer Unterricht bezwedtt das gründliche Belanntwerden mit ber Mutter 
fprache und zerfällt 

a) in den Lefeunterricht, welcher neben ber Tefefertigfeit in teuffder 
und Tateinifcher Schrift den fchmudlofen, deutlichen, wohlflingenden und auf 
drudsvollen Vortrag beabfichtigt; 

b) in dem teutfhen Sprachunterricht im engern Sinne bes BWorict 
nämlich in die Angewöhnung, fich in der Mutterfprache fomwohl mündlid, als 
fehriftlich mit Klarheit, Beftimmtheit und Fertigkeit auszudrücken, wobei die 
Grundfäße und Formen der Sprache zwar volftändig, aber nicht in willen 
ſchaftlich grammatiſcher Form, fondern in der ganz einfachen Weiſe fortlaufen 
der, mündlicher Mebungen und folcher fhriftlicher Aufgaben vorzutragen fin, 
welche ſich auf das Berufsieben künftiger Schullehrer, und namentlich auf auf 
die mit den Schuldienften häufig verbundene Gemeindefchreiberei beziehen. 


IL. Der Unterricht in der Weltkunde. 

Diefer Unterricht fol den Seminariften die richtige Anficht und Kennteif 
der Außenwelt, fo weit biefelbe ipnen nöthig if, und zwar mit jener Beftimmi- 
heit der Begriffe gewähren, welche das verftändige Wiedergeben des Gelernien 
möglih macht. 

Er umfaßt: 

a) die Geographie, d. h. die Kunde von dem Baterlande, von der 
wichtigften fremden Ländern und von der Erbe ais Welikörper, wobei zualeit 
auf die merfwürdigften, am häufigfien vorfommenden, in das menſchliche Leben 
am tiefften eingreifenden Erfcheinungen der Natur hinzuweiſen, vornämlid ab 
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zu zeigen ifl, wie ber Menfch alle erfhaffene Dinge nach den ewigen Zweden 
der Borfehuhg und zu Erreihung feiner eigenen Yebensaufgabe beachten und 
gebrauchen fol; ® 

b) die Naturkunde, d. i. das Wichtige aus der Naturgefchichte, die allge 
meinen Kenntniffe der Produftenlepre, eine kurze Encpklopädie der Land» 
wirthſchaft und Gewerbe, fo weit fie nach Anleitung des für die Schulen bear- 
' beiteten Lefebuches als Borunterricht für die Landwirtpfchaft und Gewerbsſchule 
gelegenheitlih des Schön- und Dictandofchreibens gelehrt werden ſoll. 

c) Die Geſchichte, welche nicht das Erlernen bloßer Namen und Zahr- 
' zahlen erfordert, fondern vielmehr den Schulfeminariften eine kurze, auf den 
‘ Grund der biblifhen Geſchichte ruhende Ueberſicht über die mwichtigften Weltbe- 
gebenheiten und eine genauere Kenntniß der Gefchichte des Gefammtvaterlandes 
‘ gewähren und in ihnen bie Ueberzeugung erweden foll, daß Gottes heiliger 
und ewiger Wille über den Gefchiden der Völker waltet, und daß von jeher 
wahre Woplfahrt und dauernde Macht nur in der fittlihen und geiftigen Ber- 
eblung der Nationen und in treuem Fefthalten an Recht und Pflicht zu finden 
war. Dabei ift auf die fpeziellere Baterlandesfunde, db. h. auf die 
Kenntniß der Heimath und deren Einrichtungen vorzugsweife Rüdficht zu neh» 
men, das fiaatsbürgerliche Berhältniß hervorzuheben und insbeſondere auf das⸗ 
jenige hinzumwelfen, was den künftigen Wirkungskreis der Schulfeminariften 
berührt, und beitragen kann, in ihnen Treue gegen den König, Liebe zum 
Throne und Baterland zu befefligen, und fie gegen Berirrungen jeder Art 
fiher zu fielen. 


IV. Derlinterriht im Rechnen, deſſen Ziel nicht blos das mechanifche 
Zählen, Zufamenfeßen und Behandeln der Ziffer, fondern vielmehr die Schärf- 
ung bed Denkens if. Er zerfällt 


a) in das fogenannte Kopf oder mündliche Rechnen, und 

b) in das Tafel» oder ſchriftliche Rechnen, welche beide im Unter» 
richte fo viel möglich zu verbinden, und durch die Wahl paflender, auf das 
Leben wohl anwendbarer Aufgaben, doppelt erfolgreich zu machen find. 


V. Der Unterricht im Zeichnen und in ber Formenlehre, welder 
fih nach den über den Vollzug der allerhöchften Berorbnung vom 16, Februar 
1833 erfchienenen Borforiften zu richten hat, 


VI Der Unterriht im Schönfgreiben, welcher die Berbreitung 
einer ungetünftelten fehlen, deutlichen und gefälligen Handfchrift über alle 
Schulen der Monarchie bezweckt, die Formen der für die beutfchen Schulen be» 
arbeiteten Borfopriften zur Grundlage hat, und bis zu jener Präzifion und 
Feftigkeit geübt werden muß, ohne welche die Schriftzüge in eine gänzliche Un- 
beftimmtheit und Unleferlichleit ausarten. Dabei it an dem Grundſatze feflzu- 
Halten, daß nur die in der teutfchen, Tateinifchen und englifchen Kurrentfchrift, 
dann in dem Schnitte, in ber richtigen Handhabung ber Feder und in ber ge- 
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börigen Körperhaltung beim Schreiben fih auszeichnenden Seminarifien jur 
Uebung in fünflicher Fraktur übergeben dürfen. 

vu. Der Unterridt in der Muſik. 

Die Aufgabe diefes Unterrichtes if, die Schullehrer in den Stand zu feßen, 
daß fie ihre Dienſte ald Organiſten mit Auszeichnung verſehen, und den bem 
teutſcheu Volkscharalter eigenen Volksgeſang und mufilalifhen Sinn fortzw- 
pflanzen und zu verebeln vermögen. 

Er zerfällt 

a) in den Gefangunterricht, bei welchem nicht fowopl auf — als 
vielmehr auf Gründlichkeit zu fehen und der Mebergang zu fhwierigeren Gr- 
fängen nur jenen Schulfeminariften zu ‚geflatten ift, welche im Choral und in 
dem einfachen, aber Acht nationalen Bortrage teutfcher Lieder volllommene Aus 
bildung befißen ; 

b) in das Elavier« und Orgelfpiel, wobei ber Unterricht und die 
Uebungen im Figuralfpiel fih vorzugsweife auf richtigen und fertigen Bortras 
der Ehoralmelodieen, auf Präludien, Berfette, Zugen u. f. w. ſich zu bezichen 
haben; 

e) in den Unterrit im Generalbaße, welder weniger die eigent- 
liche Compofition, als vielmehr bie genaue Entwicklung der Allorde in der 
verfihiedenen Tonarten, die Kenntniß von dem Eontrapunfte und von der ri 
digen -Bezifferung von Berfeßungen u. f. w. bezweckt; 

d) das Biolinfpiel, welches als nothiwendiger Behelf zu dem Gefang- 
unterrichte zu betrachten, bei den mehr befähigten Zöglingen in gefteigerten 
Uebungen fortzufeßen, bei den übrigen aber wenigſtens fo weit zu betreiben if, 
als es die Leitung bed Örfangunterrichtes und für Katholifen die Aufführung 
einer leichten figurirten Meſſe erfordert. 

e) in den Unterriht auf andern Infirumenten, welche feinem 
Seminariften geboten, wohl aber den mit Borkenntniffen verfehenen hauptfäs- 
lich dadurch zu verfihaffen ift, daß wöchentlich zweimal in einer dafür fefigeiet 
ten Stunde größere Mufifftüde unter Inftrumentalbegleitung eingeübt und « 
ſchicklichen Beranlaffungen, 3. B. an Geburts» und Namendfeften Ihrer Ma 
jiefäten öffentliche Muſikproduktionen geſtatiet werben. 

VI. Die Erziehungslehre endlich, welche ihrer Beflimmung nad wir 
Schulfeminariften mit der Natur des Kindes und dem verfchlebenen Eimmwir!- 
ungen auf basfelbe mit dem forgfamen Beobachten der Individualitäden un 
mit der geoßen Wahrheit befannt machen. fol, daß nur durch Beachtung der 
Eigentpümlichleiten jedes einzelnen Kindes und durch zweckmäßige Entwidiung 
derfelben bleibende Beredlung möglich if, zerfällt: 

a) in bie allgemeinen Erziehungsgrundfäße, 

b) in die Unterrichtstunft und Methodenichre, 

e) in die Schulzudt, und 

d) in Die Schulverwaltung. 
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Sie ift gleichfalls nicht als bloßes, trodenes Regelwerk, —— vielmehr 
faßlich und möglichſt praktiſch vorzutragen. 

An den Abſchnitt über die Schulverwaltung hat ſich zugleich ein kurzer 
Unterricht über diejenigen Dienſtesverrichtungen anzureihen, welche ben Schul⸗ 
lehrern neben ihrem Schulamte übertragen zu werden pflegen. 

Auch ſind die nöthigen Kenntniſſe über den Unterricht blinder, taubſtum⸗ 
mer, oder ſonſt nur theilweiſe für den Unterricht fähiger Kinder mit Benützung 
der an jedem Seminarſitze befindlichen oder zu errichtenden Muſterſchulen bei 
der Methodenlehre und Unterrichtekunſt anzureihen. 

$. 38. Die Vertheilung der Lehrfächer unter dem Seminarper⸗ 
ſonale kömmt auf Antrag des Inſpektors und des EIERN der Kreio⸗ 
regierung zu. 

Der Inſpektor ſelbſt, welchem neben ber ihm —— Verwaltung 
und Leitung der Geſammtanſtalt vorzüglich das Nachſehen in allen Lehr⸗ und 
Arbeitsſaͤlen obliegt, hat in der derel täglich: nur zwei Unterrichtsſtunden ſelbſt 
zu ertheilen. 

Die Aufſicht während der Uebungsſtunden fahren die Lehrer —— 
lich mit den Unterauffehern: 

Kein Lehrer darf fih weigern, außer den: ihm: durch bie Rielöregierung 
übertragenen Lehrgegenfländen und Funktionen au nor allen denjenigen Ob» 
liegenheiten nachzukommen, welche der Infpeltor ihm zumeist, und es findet 
gegen bie Verfügungen des Lebtern Keine Berufung mit Suspenſivkraft, fon» 
dern Tebiglich neben der Befolgung des erhaltenen Auftrags bie Banwerde- 
führung flatt. 

$. 39. As Lefebücher dienen zunächft die in den teutfihen Werk⸗ und 
Feiertagsſchulen eingeführten Schriften und zwar um fo mehr, als es von Wich— 
tigkeit ift, die künftigen Lehrer fhon während ihrer VBorbildungsperiode mit dem 
Inhalte und mit dem Geiſte derſelben genau bekannt zu machen, Die übrigen 
werben von dem Staatsminifterium des Innern vorgefchrieben. 

Das Dietiren von Heften für die einzelnen Lehrgegenflände und das will- 
kührliche Abweichen von den einmal vorgeſchriebenen Lehrbüchern ift bei Rreugfier 
Berantwortlichkeit des Inſpeklors verboten. 

$. 40. Zu Anfchaffung der nöthigen Lehrmittel, für Anlegung und 
Unterhaltung einer Schulbibliothet und anderer nöthigen Sammlungen tft 
in dem jährlichen Etat durch Einftellung einer angemeffenen Summe Sorge zu 
tragen, zugleich aber auch dahin: zu wirken, daß bie Seminariften fich ſelbſt 
allmählig einen Meinen Borrath folder Lehrmittel bereiten, deren fie fpäter zum 
Unterrichte und deſſen Verſinnlichung bedürfen. 

§. M. Der Gefammtunserricht bleibt nach Dellage V. in ie) einjährige 
Kurfe- abgetheilt. 

Auf. den Grund dieſer Abthellung entwirft der Infpeltor nach Anhörung 
der gutachtlichen Vorſchläge des Lehrerperſonals die Tages + und Stundenorb- 
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nung, bei welcher 12 Stunden ald Schlaf», Eſſens⸗ und Erholungszeit, die 
übrigen 12 Stunden aber für den Unterricht und die Uebungen in Anregnung 
fommen, und die Verteilung fo getzoffen werden muß, daß bie Geifteökräfte 
nicht durch zu lange anhaltende einförmige Tpätigkeit abgeRumpft, fondern 
vielmehr durch zwedmäßige Abwechslung in fleter Regfamkeit erhalten werben. 

Diefer Entwurf unterliegt auf Antrag des Kreisſcholarchates der Gene) 
migung des Königl. Generaltommiffärd und Regierungspräfidenten. 

$. 42. An Sonn» und Feiertägen, fowie mindeflens an zwei andern 
Tagen der Woche, ift den Zöglingen unter Aufficht des Vorſtandes oder eins 
Lehrers bei günfliger Witterung ein angemeflener Spaziergang in’s Freie zu 
geftatten. 

Diefe Spaziergänge find insbefondere zu benüßen, um die Schulfeminarifen 
mit dem rationellen Betrieb ber Landwirthſchaft vertraut zu machen, und chen 
deßhalb ift es fehr erwünfcht, daß neben dem Seminarinfpeltor oder Lehrer aus 
der Landbwirthfchaftslehrer der im Orte befindlichen Landwirthſchafteſchult a 
biefen Erkurfionen Theil nehme, und daß diefelben öfters zu Befichtigung zwed 
mäßig verwalteter Yandgüter benüßt werben. 

$. 43. Das Ausfeßen einzelner Unterrichtsftunden, oder das Freigehn 
ganzer Arbeitstage ift weder dem Lehrer, noch dem Infpeltor geftattet, Kranl- 
heitsfälle oder fonft dringende Berhinderungen einzelner Mitglieder des Ich 
perfonals find dem Borflande zu Anorbnung der erforberlichen Stellvertretuns 
anzuzeigen. 

$. 44. Die Ferien, welde fih zu Oftern nicht über 14 Zage und m 
Herbfte nicht über 6 Wochen ausdehnen dürfen, werben nach Zeit und Umfang 
von ber Kreidregierung d. h. von dem Generallommiffär und Regierungepri- 
fiventen unter Beirath des Kreisfcholarchates feftgefebt. Im gleicher Weile wir 
jährlich über die Frage entſchieden, ob die Zöglinge während der Ferien ncd 
Haufe entlaffen, oder in der Anftalt behalten, oder in Geſellſchaft der Lehm 
mit größeren Erkurfionen befchäftigt werben follen, wobei das Letztere die Ir 
gel, das Entlaffen nah Haufe aber um fo mehr die Ausnapme zu bilden hal, 
als gerade dieſe Zeit trefflich verwendet werben kann, um den jungen Teuim 
im lebendigern Geſpräche das beizubringen, oder nachholend zu erläutern um 
du befeftigen, was der Lehrvortrag an fich nicht tief genug einzuprägen mr 
mochte, und um namentlich die edlere Gemüthsrichtung noch mehr herborzum- 
fen und zu förbern. 

$. 45. Die Lehrer haben ſchon im Laufe des Jahres und namentlid mas 
Beendigung einzelner Hauptabfepnitte durch Heine Zwifdenprüfungen ſich F 
überzeugen, ob und wie weit bie Zöglinge den Unterricht gefaßt haben. Amt 
it es Sache des Inſpektors, monatlich eine ber Arbeiten vorzugsweile aufn 
heben und als Probearbeit für die Lokation zu benüßen, oder aud von Zeit # 
Zeit allgemeinere Zwifchenprüfungen zu veranlaflen. Die Hauptprüfuns 
aber findet am Schluſſe des Lehrjahres unter Leitung des Kreid-Gchulreferenter 
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oder eines abgeorbneien Kreisfcholarchen ſtatt. Sie umfaßt, theils fchriftlich, 
theils mündlich fämmtliche Lehrgegenftände und erſtreckt fi) auf beide Kurſe; 
mit vorzugswelfer Strenge aber auf den zweiten, als den Kurs der Aus- 
tretenden. 

$. 46. Nach Befund der Prüfung und nachdem das Ergebniß in Form 
der Beilage VI. angemeffen aufgezeichnet worben ift, vernimmt der vorfißende 
Kommiffär die Wünfche des Inſpektors und fämmtlicher Lehrer über die etwa 
erforderlihen Maaßregeln und Einrichtungen und über die Abftelung etwa 
bemerkter Mängel und Mißbräuche. Zugleih unterfuht er den Gefammtzu- 
fand des Seminars und unterftellt fofort feinen Kommiffionsbericht der nähern 
Würdigung der vorgefeßten SKreisregierung, welche im Einklange mit ihrem 
Kreisiholarchate über die angeregten Punkte, fowie über bie ihr fonft nöthig 
fiheinenden Fragen die entfprechende Entfheidung erläßt, eine Abfchrift der er» 
laſſenen Berfügung aber fammt den erwachfenen Alten in der Form Anlage VIL. 
‚zur Kenntniß des Königl. Staatsminifteriums des Innern bringt. 

Abtheilung 4. Bon der Erziefungsweife, der Hausorbnung, Disziplin 
und Qualififation der Schulfeminariften. 

$. 47. Die Lebensweife der Seminariften fol ganz einfach, fireng geord⸗ 
net, und fo befchaffen feyn, daß dadurch ihre Befähigung zum künftigen Berufe 
in jeder Beziehung herbeigeführt werde. 

Zu dem Ende hat der Inſpektor nach den ihm mitgetheilt werdenden allge» 
meinen Grundfäßen eine volländige Disziplinar- und Hausorbnung zu 
entwerfen, diefelbe der Genehmigung der Königl. Kreisregierung zu untergeben 
und in Gemeinfrhaft mit fämmtlichem Perfonale dahin zu wirken, daß die Zög⸗ 
linge diefen Anordnungen nicht fowopl aus Furcht, als vielmehr aus wahrer 
Liebe zum Guten, willigen und freubigen Gehorfam leiſten. 

Diele Disziplinar- und Hausordnung if jährlich bei Wiedereröffnung des 
Unterrichtes neu zu publiziren. 

$. 48. Zu Belebung und Erwedung eines wahrhaft religiöfen Sinnes, 
deffen Begründung zu den wichtigften Aufgaben des Seminars gehört, muß 
vorzugsweife das Beifpiel des Infpeltors und fämmtlicher Lehrer beitragen, 
Außerdem find dafür das tägliche, mit geiftlichen Gefängen zu verbindende 
Morgen« und Abendgebet, der fleißige Beſuch bes Öffentlichen Gottesdienſtes. 
(bei Katholiken insbefondere der täglichen heiligen Mefle) die regelmäßige Beicht 
und Kommunion, Ermahnungen und ähnliche Veranlaſſungen zu benüßen. 

$. 49. Belobung, Tadel, Drohung und Strafe find von Seite des Bor- 
flandes und der Lehrer mit um fo größerer Borfiht und Abwägung anzuwen« 
den, als es fich in dem Seminare um das Heranbilden von Leuten handelt, 
denen nach kurzer Friſt die Erziehung der Jugend und damit der entfihledenfte 
Einfluß auf die Sittlichteit ganzer Bezirke anvertraut werben foll, weßpalb au 
nicht ſowohl eine, die Fehler augenblicklich zurüchſcheuchende Strenge, als viel- 
mehr ein genaues Erforfehen der Charaktere und Geiftesrichtungen ein als⸗ 
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baldiges Ausfcheiden ber den Gehorfam verfagenden und ein ernflliches, aber 
väterliches Leiten der: übrigen: Schulfeminarifien Pflicht und Aufgabe wird. 

$. 50. Die im Seminar flufenweife anzuwendenden Strafen find: 

1, Ermahnung und Warnung, 

2. Berweis und Strafbedrohung, 

3. Abfonderung und fchriftlihe VBormerkung, 

4, kürzere oder längere Entziefung der Freiheit oder einzelner Bortpri 
und Genüffe, 

5. Entziehung etwaiger öffentlicher Unterſtützung, 

6. zeitliche oder gänzliche Ausfchließung aus dem Seminar, und in berm 
Folge von dem Schulfache. 

Vebrigens findet die obenerwähnte Steigerung nur bezüglich des Fleiſje 
der Reintichkeit, einfacher Hebertretungen der Haus- und Disziplinarorkuum 
uw ſ w. ſtatt. Jede von einem wahrhaft bösartigen Gemüthe, von Mas 
eines religiöfen und fittlihen Gefühles, von vorberrfhendem Hange zum Zrurk 
und zur Ausfchweifung, von aufbraufendem leidenfshaftlihen und von fonf mı 
dem Stande des Erzieherd unverträglichen Fehlern zeugende Handlung, jıck 
die firengfte Erwägung und nad Umfänden den Antrag auf Zurüdweifung a 
einen firengen Muſterlehrer, Behufs der etwaigen Entwurzelung biefer © 
breshen, oder die Ausfchließung vom Lehrberufe nach ſich. 

Die Strafgrade 1—3 werben yon den Lehrern, die von 1—4 von dem Julnı 
tor und die von 5 und 6 auf Antrag bes Letztern von der Kreisregierung berfügt 

Jede eigentlihe Strafe wird in das Strafbuc eingetragen, bei Abfafluns 
der jährlichen Eenfur berüdfichtiget, und fofern ihre Beranlaffung auf de 
Hinmeigen zu einem, dem Lehrberufe narhipeiligen Fehler fchließen Täßt, iii 
in bem Entlaffungszeugniffe ausgebrüdt, 

$. 51. Zu genauer Beurtheilung der Seminariften dienen: 

a) bie einzelnen Wahrnehmungen und Bemerkungen, welche der Juſpche 
und bie Lehrer während des Jahres aufzeichnen; 

b) die monatliche Klaffifitation, welche fih auf das Ergebniß der Leiltunge 
überhaupt, vornehmlich aber der Probearbeiten und Zmwifchenprüfungen Rüft; 

e) die Jahrescenfur, welche ber Infpeltor unter Beiziehung ber Lehrer ja 
fertigen, und in welder er eine genaue Schilderung fämmtliher Zöglinge mad 
Anlage, Fleiß, Fortgang und fittlihen Betragen zu entwerfen hat. 

Diefe Eenfuren werden Ihrem Hauptinhalte nach jährlich den Seminare 
eröffnet, und nicht blos ber Königl. Kreisregierung, fondern auch auf etwaige 
Berlangen den einfchlägigen Schulbehörden, Eltern und Bormündern in % 
ſchrift mitgetheilt. 

$. 52%. Das Ergebniß dieſer Wahrnehmungen, Bemerkungen, Klaſſtie 
tionen und Jahrescenſuren wird durch beſtimmte Noten ausgedrüdt, melde #4 
in drei Klaffen theilen, und von welden jede wieder zwei Stufen in nat 
fiebender Reihenfolge umfaßt. 
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I. Rotenllaffe (der ausgezeichneten Leiftung). 
1. Notenftufe (vorzüglich). 
2. Notenſtufe (fehr gut). 

II. NRotenklaffe (der hinreichenden Leiſtung). 
3. Notenftufe (gut). 
4. Notenftafe Chinlänglid). 

111. Notenklaffe (der mangelhaften Leitung). 
5. Notenftafe (gering). 
6. Notenftufe (ſchlecht). 

Die Note der ausgezeichneten Leiſtung erhält, wer in allen Hauptfächern 
die erſte Notenklaffe erreicht hat und in feinem berfelben bis zur II. Klaffe 
berabgefunten ift. 

Die Note der pinreichenden Leiftung erlangt, wer in keinem Face fich als 
mangelhaft beweist, in einiger aber als vorzüglich oder fehr gut erfannt wird. 

Der Note der mangelhaften Leiftung endlich fällt jever anheim, der ent« 
weder in ſittlicher Hinficht tadelpaft if, oder bezüglich der Kenntniffe eine Note 
ber erfien und zweiten Klaffe nicht verbient. 
$. 53. Auf ven Grund diefer einzelnen Noten werden am Schluffe jedes 
Jahres, | Ä 

a) den Seminariften des J. Kurfes das Jahreszeugniß, und 

b) den Seminariften des IL. Kurfes das Austrittsgeugniß nach beiliegen- 
dem Formulare Beilage IX. und X. ausgeftellt und eingehändiget. 

Abfhnitt IV, 

Bon ber Fortbildung der mit bem Befähigungszeugniffe 
ausgetretenen Schulfeminariften vor ihrer wirklichen 
AUnftellung. 

$. 54. Die mit dem Zeugniffe der Befähigung aus dem Seminar ent 
Iaffenen Zünglinge treten fogleich in die Reihe der Schuldienfterfpeltan- 
ten ein, und haben fi in biefer Eigenfchaft unter Borzeigung ihrer Austritts- 
feheine den einfchlägigen Diſtriktsſchul- und Diftriftspolizeibehörden perſönlich 
vorzuftellen. 

Sie begeben fich Hierauf in die Schulpraris, üben ſich unter Aufſicht be- 
währter Lehrer und Infpeftoren im Schulpalten, und haben ihre bereits ges 
wonnenen Renniniffe durch Privatfleiß und burch forgfältige Benüßung ber für 
fie beſtimmten Fortbildungsanftalten zu befefligen und zu vermehren, 

Im erflen und zweiten Jahre werden fie ald Schulgehülfen verwendet 
vom dritten anfangend Tann nad gewonnener Neberzeugung von ihrer hin⸗ 
länglichen Befähigung ihre Verwendung ald Schulverwefer von ber betref- 
fenden Kreisregierung angeordnet werben. 

$. 55. Um ſich von der Fortbildung der Schuldienfterfpeftanten zu über- 
zeugeu, beſtimmt jede Kreisregierung in jedem Diſtrikts⸗Inſpektionsbezirke einen 
oder einige der bewährteften Tofalinfpeftoren ober Lehrer, bei welchen bie Er- 
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fpettanten des Bezirkes monatlich mindeftens einmal erfcheinen, um mündliche 
Unterweifung zu erhalten, fohriftlihe Aufgaben zu fertigen, fich über ihre Pri⸗ 
vatbefchäftigung, über die Auswahl der von ihnen zu leſenden Bücher, und 
tiber ihr Benehmen in der Schule zu verfländigen, auch muſikaliſche oder an- 
dere Hebungen vorzunehmen, 

Der betreffende Diſtriks⸗Schulinſpektor ift gehalten, den Schuldienferipel. 
tanten feines Bezirkes die ernſteſte Aufmerkfamkeit zu widmen und namentlih 
ihren Berufsernft und ihr fittliches Benehmen entfprechend au beauffichtigen; p 
dem Ende den oben erwähnten Berfammlungen öfters perfönkich beizumohnen, 
die fchriftlihen Arbeiten fämmtlicher Exfpeltanten feines Bezirkes zur gemaum 
Würdigung fih vorlegen zu laſſen, diefelben tHeils nur im allgemeinen, theils 
genauer feiner Durchficht zu unterwerfen. Die Qualififation der Schuldieni, 
erfpektanten, Schulgehülfen und Schulverwefer feines Bezirkes mit Berüdfd- 
tigung der Angaben ihrer Konferenzvorfände und Schulinfpeltionen herzufelen 
und felbe der Königl. Kreisregierung vorzulegen, 

$. 56. In der Regel nach Berlauf von drei Jahren von dem Austritie 
aus dem Seminar an gerechnet, beftehen die Schuldienflierfpeltanten an dem 
Sitze der Königl. Kreisregierung und unter Leitung des Kreisfchulreferenten oder 
eines von dem Königl. Generaltommiffär und Reglerungspräfidenten abge» 
neten Kreisfholarhen und vor einer Kommiffion, welche, fo weit es nöthig if, 
einen Difrifts- oder Rofalinfpektor, einen Geiflichen der betreffenden Konfeffien, 
einen Seminarvorfiand, einen Muſikverſtändigen, und einen Zeichnungslehe 
als Mitglieder zählt, die eigentliche Anftellungsprüfung, deren Beginn 6 Boden 
zuvor durch das Kreid- und Intelligenzblatt öffentlich ausgefchrieben wird, 

Diefe Prüfung erſtreckt fich theils mündlich, theils fchriftlich, auf alle Lehr 
gegenflände des Schullehrerfeminars, außerdem aber noch, und ganz vorzugk 
weife auf Erforſchung der Lehrgefchieklichkeit und des äußern Benehmens beim 
Schulpalten. 

Das Nishterfcpeinen bei der Prüfung zieht die Hinwelfung zu dem mädfken 
Konkurfe, jedoch, fo ferne das Ausbleiben als ſchuldlos anerkannt wird, md 
Borbehalt der früheren Konkursreipe nach ſich. 

$. 57. Das von der Kommiffion unten Bezug auf $. 52, gefertigte um 
nad Beilage XI. fi richtende Prüfungsrefultat wird fammt dem abgehallenes 
Prototolle durch den Kreisfchulreferenten oder Kreioſcholarchen der König. 
Kreisregierung, Kammer des Innern, einbeförbert, welche durch das Kr 
ſcholarchat auf büreaufratifhem Wege die Noten der Einzelnen feſtſetzt, und ſelde 
durch die Difrikts-Schulinfpeltionen in der Form Deilage XII. eröffnen läßt, 

$. 58, Erſt die mit Erfolg erfiandene Anftellungsprüfung macht anf 
lungsfähig. 

Ber bei diefer Prüfung nicht mindeftens die zweite Notenklaffe erreicht hal 
wird der nächftjäprigen Prüfung zugewiefen. — Dreimaliges Zurüdweiien zieh 
die gänzlihe Ausfchließung vom Schulfache nach fi. 
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Abſchnitt V. 
Bon ber Fortbildung wirklich angeftellter Lehrer. 

$. 59, Auch die angefellten Lehrer find verpflichtet, ihrer Fortbildung bie 
angemefiene Sorgfalt zuzuwenden uud ſich darüber vorfchriftsmäßig auszu- 
weiſen. 

Den Minderbefähigten unter ihnen liegt ob, dem Diſtriltsinſpektor, oder 
einem von diefem in Vorſchlag gebrachten und von der Kreisregierung befätig« 
ten Infpeftor von Monat zu Monat Beweife ihres Fleißes und ihres Forte 
fpreitens, und zwar fo lange fort abzulegen, bis es ihnen gelungen ift, bie 
Notenftufe „gut” zu erhalten. 

Die übrigen müſſen ſich wenigſtens alle Bierteljahre bei den auf Antrag 
des Diſtriktsſchulinſpeltors durch die Königl. Kreisregierung für eine Zahl von 
Schulen als Konferenzvorftände beftellten Lokalinſpeltoren, und jährlich einmal 
bei dem Diftriktsfchulinfpektor felbft verfammeln, um fih mit demfelben über 
alle, das Schulwefen berührende Gegenflände zu befprechen, und über bie von 
Zeit zu Zeit abzufordernden fchriftlichen Arbeiten deſſen Beurtheilung zu ver« 
nehmen, 

Gerne wird gefehen werben, wenn fie fih außerdem mit Wiffen und Zu- 
flimmung der Diftriftspolizeibehörbe und der Diftrifts-Schulinfpeftion, wo mög« 
lich am Site der Letztern und unter Auffiht des Difriktsinfpeltord oder eines 
Lokal⸗Schulinſpektors zu muſikaliſchen Uebungen verfammeln. 

Die Leiſtungen der Lehrer in Bezug auf die Fortbildung ſind ſorgfältig zu 
beobachten und bei Fertigung der Qualiſikatlonsnoten in beſondere Erwägung 
zu ziehen. 

Uebrigens ift denjenigen Lehrern, welche das 6Ofle Lebensjahr überfchritten 
haben, die Theilnahme an den Konferenzen in der fichern Ueberzeugung freige— 
ftellt, daß;fie nicht ohne Noth einem fo wichtigen Zwede fich entziehen werben. 

$, 60. Jeder Infpektionspiftrift muß allmäplig den ältern und neuern 
Verordnungen gemäß in den Befig einer Heinen Schulbibliothef gelangen, deren 
Gründung und Ergänzung mittel mäßiger, wo möglich freiwilliger Beiträge 
er Inſpektoren und Schullehrer flatt zu finden hat. 

Sie wird in der Regel an dem Sitze der Difriftd-Schulinfpeftion aufge- 
tellt und der Leitung eines Sculinfpeftord untergeben, welcher insbefondere 
ruch darüber zu wachen hat, daß kein ungerignetes Buch angefchafft, und bie 
zanze Bibliothek fo gefaltet werde, daß die Lehrer dadurch reichlihe Nahrung 
ür die Bildung ihres Berfiandes und Herzens erhalten, fie aber babei ihrem 
5tandpuntte und dem einfachen gründlichen Streben nach gewiffenhaftem Voll⸗ 
age der beftehenden Vorſchriften nicht entrüdt werden. 

$. 61. Wie über die wiffenfchaftliche, fo haben die Königl. Kreisregier- 
ngen und fämmtlihe Schulbehörden auch über die fitttlihe Veredlung und 
zervollkommnung der Schullehrer zu wachen, und bei eigener Verantwortlich. 
it zu bewirfen, daß nur folhe Männer in dem Erziehungs- und Unterrichte- 
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fache verwendet und belaffen werben, deren religlög » fittlicher Wandel in allen 
Beziehungen tadellos if. 

Wahrgenommene Fehler find durch ernſte Belehrung und eindringlide Er- 
mahnung im Keime zu befeitigen, bei wiederholtem Hervortreten aber mit rädı 
firhtstofer Strenge nach den Haren Befimmungen der allerhöchften Berorbnung 
vom 11. Zuni 1809 über die Errichtung der Schullehrerfeminare (Reggebl 
Jahrg. 1809, St. XLIII. ©. 953 u. folg.), insbefondere Regulativ Zif. IV. 
F. 1—4 incl. *), dann nach den allerhöchften Berorbnungen vom 25. Juli 1510 
und 6, Auguft 1815 (Reggsbl. Jahrg. 1815, St. XXXIII., ©. 650, u. folg. 
lit. B. Ziff, 6, 7 und 8 **), und allerhöchften Verordnung vom 17. Dezember 


Dritted Buch. — Berwaltungspolizei. 





+) Die Beſtimmungen ded NRegulativs zur allerhöchften Verordnung vom 


++ 


— 


11. Juni 1809, Ziff, IV. F. 1 — 4 incl. lauten, wie folgt: 


8.1. „Da zur Zeit noch immer unter der Zahl der bereits angı- 
ftelten Schüllebrer fih bie und da einige finden, die in ihrer frühere 
Bildung zum Schullebreritande verfäunt worden, fo muß, wenn md 
der Nachtyeil dickes Berfüumniffes noch ihr ganzes übriges Leben vw 
durch auf die ihnen übergebene Schule fortwirten foll, bie Einrihrun 
getroffen werden, daß die fehlenden Kenntniſſe derfelben wenigſtene ne 
einiger Maaßen erfeßt werden.“ 


$. 2, „Dazu find die Schullehrerfeminarien auf die Weile zu iv 
nügen, daß dergleichen vernachläßigte Schullehrer auf die Anzeige in 
Dittritts-Schulinfpektoren, auf einige Wochen oder Monate in das ılm 
zunächft gelegene Seminar einberufen und fowohl zum Anhören im 
Lehrſtunden, als auch zu den praftifchen Lehrübungen in der Muferisek 
angehalten werden.” 


$. 3. „Es wird aber diefes allein felten binreichen, fondern meet 
noch nöthig feyn, daß die Seminariumslehrer zu deren Unterrichte eumzt 
befondere Stunden wöchentlid anwenden; weßhalb immer mehrere Mt 
gleichen Individuen zu gleicher Zeit einzuberufen find.“ 


$.4. „Es iſt dazu, wo möglich, die Verfügung zu treffen, dab de 
Schule eines folhen Schullehrers während feiner Abwefenpeit der 
einen Schuladflanten verfehen werde. Wo dies nicht ausfuibrbar © 
muß die Zeit der Schulferien oder wenigftens der Sommerfhule dus 
gewählt werben.“ | 
Die allerhöchfle Verordnung vom 6, Auguf 1815 überweist in der 
derer Beziehung auf die verſchiedenen Berwaltungszweise und Beiddit 
gegenflände zum unmitichharen Wirkungsfreife der Königl. Geamil 
Kreistommiffariate Art. IL lit. B. Ziff. 6, 7 und 8. 


„Die Berfegung der Boltsfhulleprer von einem Schuldieni 
auf einen andern, mit der Bedingung: daß diefes nur bei Schuldiente 

elte, die den Ertrag von 300 fl. nicht erreichen ; daß es nur in foldn 
Fllen gefchehe, wo die Verfegung wegen Uneinigfeit mit der Gemeinde 
wegen des von dem Erſtern verlornen Zutrauens u. drgl. notdwends 
oder in andern Nüdfichten zweckmäßig erfcheintz endlich daß die Te 
— jederzeit in dem Schulgeſchäftsprotokoli umſtändlich mat! 
werde.‘ 


„Die Entfernung der Boltsfhullehrer und Lehrerinnen 
aus dem Dienfie wegen unfittlihen, Aergerniß gebenden Ledee— 
wandels, oder wegen Untauglichkeit und Untüchtigkeit, nah vorderze 
gangener Unterfuhung.“ 


N 
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1825 (Reggsbl. Jahrg. 1825, AFLIV., ©. 1049 u. folg.), und namentlich nach 
$. 50 diefer allerhöditen Verordnung *) ohne weiters temporär oder bleibend 
von dem Lehr- und Erziehungsfache zu entfernen, und es iſt in Vollzug dieſer 
Beftimmung nie außer Augen zu laſſen, daß, wo es fih um Glück und Ruhe 
der Familien, um das Theuerfie der Aeltern, um die fommende Generation, 
und ſonach um die Zukunft des Baterlandes handelt, Mitleid gegen Einzelne 
zur Härte gegen Alle wirb, daß die Entfernung untüchtiger Yehrer wicht ſowohl 
aus dem Standpunkte der Strafe, als vielmehr aus jenem der Fürforge für 
die öffentliche und Privat-Woplfahrt zu betrachten tft, und daß der Staat feine 
Pflicht nur dann volfändig erfüllt, wenn er eben fo eifrig im Belohnen aus— 
gezeichnet tüchtiger, als im Befeitigen untauglicher Lehrer ift, wobei übrigeng 
den Behörden nicht nur unbenommen, fondern fogar zur Pflicht gemacht bleibt, 
in der Art der Entfernung zwifchen braven, aber unfähig gewordenen. -und 
zwifchen moralifch fhlechten Lehrern zu unterfiheiden, und bezüglich der erfteren 
durch Betgebung eines Adſtanten, durch Ausmittlung untergeorbneier Anflel- 
ungen und Berwendungen in Kanzleiem, im Kommunalwefen, durch Empfebl- 
ung zu Auffchtägerbienften u. ſ. w. jede mit dem Hauptzwecke vereinbarliche » 
Fürforge eintreten zu laffen. 
München, den 31. Januar 1836. 





„Die Duteszirung und Alimentirung ber burd Krankheit 
oder Alter gebrechlich und zur Verſehung ihres Dienftes gänzlich unfäbig 
gewordenen Bolksfchullehrer und Lehrerinnen, mit bem Auf: 
trage : die depfallfigen Verfügungen in dem Schulgeſchäftsprotokolle um: 
ftändlich zu motiviren und eine Heberficht darüber dein jährliden Haupt: 
berichte beizufügen,” 

*) Die allerhöchſte Berorduung vom 17, Dezember 18325 befindet ſich 
abgedrudt in dem I. Stirde des Amtsblattes der Königl. Regierung 
des Nheinfreifes vom Sabre 1626, p: 49 u. folg. — Sie weist $, 50 
dem Wirkfungsfreife der Königl. Negterungen, Kammer ded Innern zu: 

„In zweiter Inſtanz die Entfheidung der Streitigkeiten zwiſchen 
Schullcehrern und Pfarrern oder Gemeinden in Bezug auf die Berpält- 
niffe der Schule und die Schulordnung; ferner über Anftände wegen 
der Schulgebäude und ihrer Baulafl, über Schulgründe, über die wech— 
-felfeitigen--Schulfprengel, und- über-berordnungsmäßige oder hergebradte 
Reichniſſe, in fo ferne diefe nicht auf Privatreptstiteln ruhen, in welchen 
Falle bei Ermanglung einer gütlihen Ausgleichung- die Streitigkeiten 
vor das Forum der ordentlichen Gerichte fih eignen.“ 
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eilage VI. 


Ergebniß ver im Schullehrerjeminar zu Freiſing vom 25. Auguft bis 2. September 1835 abgehaltenen Jahresprüfung 
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nach den einzelnen Lehrfächern im 1. Kurs. 
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Urtheil und fonjtige Bemerfungen. 
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Betlage VI. 


Reihenfolge derjenigen Punkte, über welche die Königl. Kreisregierungen jätr- 
lich dem Königl. Staatsminifterium des Innern in Bezug auf den Zufand der 
Sculfeprerfeminarien zu berichten haben. 


1. Ueber den äußern Zuftand des Seminars. 
1. Umfang. 
2. Lokalitäten. 
3. Defonomie. 
4. Aeußere Einrichtungen. 
5. Defondere Borfälle und Bemerkungen. 


II. Ueber den innern Zuftand. 
1. Perfonal. 
2. Lehre. 
3. Erziefungsweife. 
4. Ergebniß der Prüfung. 
5. Allgemeines Urtpeil. 
111. Befondere Anträge und Bemerkungen. 


Beilage VIII. \ 


Sausordnung 
für die 
SEELE SEE EETE RTL EEE 


$. 1. Jeder neu aufgenommene Zögling hat fih an dem feflgefeßten Tayı 
im’ Seminar einzufinden und bei dem Borflande zu melden, in unabmeidbare 
Berpinderungsfällen aber rechtzeitig um Verlängerung der Frift nadjufugı. 
Der dagegen Handelnde muß gemwärtigen, daß flatt feiner ein anderer Präye 
rand einberufen werde. 

$. 2. Die Neueintreienden werben bei Eröffnung des Lehrkurfes von den 
Inſpektor feierlich verpflichtet und dem Gefammtlehrerperfonale der Ankalt ver 
geftellt. 

$. 3. Der Zutritt in das Seminargebäude oder in die dazu gehörige 
Räume, mit Inbegriff des Gartens ift, außer den Angehörigen der Arfel 
nur denjenigen Ortobewohnern geftattet, welche durch ihren Beruf dabin geiühn 
werden, oder von ber Inſpektion fpeziell die Erlaubniß des Zutrittes erhalte 
haben. 

$. 4. Kein Zögling darf fih von dem Seminare ohne fpezielle Erlaudrd 
des Infpektors entfernen. Wird eine ſolche Erlaubniß ertheilt — was mirmall 
ohne erheblichen Grund geſchehen foll — fo hat fi der betreffende Seminar 
zur beftimmten Zeit wieder einzufinden und bei dem Borftande zu melren. Te 
Befuh von Wirthehäufern, das Tabakfchnupfen und Tabakrauchen, ſey ed u 
oder außer dem Seminar, Trinfgelage in Privathäufern, find den Semisariärt 
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unbedingt verboten, und es follen daher auch Dofen, Tabakspfeifen u. vergl. 
Gerätpe im Seminare gar nicht gebuldet werden. 

$.5. Für Bepeigung und Beleuchtung, dann für Neinigung der Wohn⸗, 
Schlaf⸗, Lehr und Arbeitszimmer, forgt die Anfalt. 

Sämmtlihe Yokalitäten müflen ſich ſtets durch die höchſte Neinlichkeit und 
durch die pünktlichfte Ordnung der in denfelben befindlichen Gegenftände um fo 
mehr audzeichnen, als fie den Seminariften für die Zukunft zum Vorbilde die: 
nen follen. 

$. 6. Die Kranken werden in abgefonderten Zimmern untergebracht, fo 
ferne fie nicht die Pflege bei ihren Eltern oder bei Berwandten oder in einer 
öffentlihen Krankenanftalt vorziehen. 

$. 7. Das Haftzimmer muß abgefondert liegen, und fo eingerichtet wer- 
den, daß auch von außen her keine Kommunikation möglich iſt. 

$. 8. Jeder Seminarift hat bei feinem Eintritte in das Seminar mitzu- 
bringen: 

a) eine einfache Hauskfeidung für den täglichen Bedarf, 

b) ein Feterfleid von fihwarzer Farbe, 

ce) einen runden Hut und eine einfache Müße oder Kappe, 

d) zwei Paar furze Stiefel, 

e) die nöthige Leibwäfche, nämlich Hemden, Interbeinkleiver, Strümpfe 
und Sadtücher, Halsbinden, dann Handtücher von jedem ein halbes Dutzend, 
dann 2 Paar Leintürher, 

f) ein wollenes geftrictes Jäckchen, Tifchbefterf und das zur Reinigung er- 
forderlihe Geräthe. Auch fol er fih im Befiße einer Biolin und überhaupt 
aller derjenigen Inftrumente befinden, auf welchen er fich weiter ausbilden will. 
Endlich hat er auch für Trink» und Wafchgeräth, für Bücher, Schreibmaterial 
und fonftiges Lehrgeräth aus eignen Mitteln zu forgen. Für die nöthige An» 
zahl von Klavieren und Orgeln forgt theils die Anftalt, theild werden biefe 
Inſtrumente von den Seminariften felbft herbeigefchafft, theils gegen eine mo» 
natliche Heine Einlage nad und nach angefauft. Der Abgang an diefen Be» 
bürfniffen während des Aufenthaltes im Seminar ift ſtets fogleich zu ergänzen. 

$. 9. Für die Reinigung der Kleidungsflüde hat jeder Seminarift felbft 
zu forgen. Es ift für diefen Zwed ein befonderer Plab im Gebäude zu be— 
flimmen und eine eigene Zeit feftzufeßen. Aber auch bei dieſem Gefchäfte darf 
es nicht an der erforderlichen Aufficht fehlen. 

$. 10. Die Ausbeflerung der Kleidungsftüde oder Schuhe gefchieht durch 
einen von dem Inſpektor beftimmtien Schneider oder Schupmader. Die Se- 

‚minariften müflen alle für fie gelieferten Arbeiten fogleich bezahlen. 

$. 11. Die Leibwäfhe ift wenigftens einmal in der Woche zu wechfeln, 
Ein für die Anflalt eigens beſtimmter Wäſcher nimmt die gebrauchte Leibwäſche 
an jedem Montage in Empfang, und liefert fie am Sonnabend gereinigt und 
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nöthigenfalls ausgebeffert wieder ab. Kür Herbeifchaffung und Reinigung der 
Bettwäfche forgt die Anftalt; für die des Zifches der Speifemeifer. 

Seder Zögling empfängt bei feinem Eintritte von der Anftalt 

a) eine Bettftelle mit vollftändig eingerichtetem Bette, 

b) einen Schrant für Kleidung, Wäſche ıc. 

e) ein verfchließbares Pult, 

d) einen Stupl, 

e) ein Behältniß zur Aufbewahrung bes Wafıhgeräthes oder fonftigen Ei- 
genthumes. 

Wie für das den Seminariften zur befondern Denüßung übergebene Gr 
räthe find biefelben in ihrer Gefammtpeit auch für alle nicht durch den Gr 
brauch an fich berbeigeführte Befchädigung der Lolalitäten und Geräthe dr 
Anftalt, vorbehaltlich ihres Anfpruches an den Thäter, vollkändigen Erfah zu 
leiten verpflichtet. 

$. 12. Das Frühftüd beftcht in Milch und Brod oder in einer einfachen 
Suppe. 

Zum Mittageffen wird Suppe, !, Pfund Fleiſch nebft Gemüfe um ', 
Pfund Brod, an Fafltagen Mepifpeife gereicht; des Abends gibt ed Suppe um 
eingemachtes Fleifh und flatt deffen Mepifpeife und Brod, zweimal in ber 
Woche Braten und Salat, au den Fafltagen Käs und Suppe, oder Gum 
und Meplfpeife. Das gewöhnliche Getränk ift Waffer, für deſſen Herbeifhai- 
fung (auch zum Behufe des Wafchens) jeder Einzelne felbft zu forgen hat. Auf 
Berlangen kann Bier, jedoch des Tages niemals mehr ald eine Maaß für ein 
Perfon gegen Bezahlung verabreicht werben. 

$. 13. Frühſtück, Mittag» und Abendeſſen werben gemeinfchaftlich einge: 
nommen. Das Gebet vor und nad dem Eſſen verrichtet ein Zögling. Aus 
während bes Eſſens darf die geeignete Aufficht nicht unterbleiben. Außer der 
Tifchzeit wird ohne befondere Erlaubniß des Inſpeltors weder Speife nes 
Trank verabreicht, Nur an heißen Sommertagen und bei fonfligen auferer 
dentlichen Gelegenheiten ift auf Spaziergängen der Genuß von Bier und Bros, 
nie aber über das oben beſtimmte Maaß, oder von Milh und Butter gefaltet. 

$. 14. Das jeden Seminariften treffende, nad einem beftimmten Preik 
feſtgeſetzte Koſtgeld wird an den Infpeltor bezahlt, und von diefem unmiltelber 
dem Koftgeber eingehändigt. 

Tagesordnung. 

$. 15. In den Wintermonaten flefen die Seminariften Morgens sm 
5 Uhr, in den Sommermonaten um 4", Uhr und zwar jedesmal nad dem m 
fien deßfalifigen Rufe des Hausdieners auf. Eine halbe Stunde nah em 
Aufftepen Hat fich jeder an feinem Pulte in dem allgemeinen Studirgimmen, 
oder in der Kapelle, oder in dem Betfaale reinlih gewafhen, gehimmi um 
ordentlich angekleidet, einzufinden. Nach einem kurzen Gefang und Morgengt 
bet und nach Verrichtung des englifchen Grußes von Seite der Katholilta # 
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Privatſtudium bis 7 Uhr. Für bie Proteftanten findet zur felbigen Zeit gemein: 
fchaftlihe Morgenandaht mit Gefang, Gebet und religiöfer Betrachtung, hierauf 
aber bis 8 Uhr Privatfludiam und die Einnahme des Frühftüdes flatt. 

$. 16, Um 7 Uhr verfammeln fi) die Eatholifchen Seminariften auf das 
mit der Glode gegebene Zeichen im Speifezgimmer zum Früfftüde, nach deffen 
Beendigung fie fogleich in die Hauskapelle fich verfügen, wo fie zuerft der re- 
ligtöfen Betrachtung und fobann dem heil. Meßopfer mit jener Andacht beizu- 
wohnen haben, welche diefe heilige Handlung erfordert. Während der heiligen 
Meſſe werden paflende Lieder, teutiche Meilen, oder Choralmeffen mit und ohne 


ı Begleitung der Orgel gefungen. 


$. 17. Um 8 Uhr beginnen die Leprflunden und dauern abwechfelnd mit 
ben Uebungsſtunden bis 12 Uhr. Während diefer Zeit muß Ruhe, Ernft und 
ungetheilte Aufmerkſamkeit herrſchen. Jede flörende Handlungsweife, alles 
Schwätzen, Lachen, Umperlaufen ꝛc. wird verwiefen, und nach Umfländen be» 


ſtraft. 


ı 


“- 


$. 18. Um 12 Uhr wird nach Berrichtung des gemeinfchaftlichen Tifchge- 
betes, fowie von Geiten der Katholifen auch des englifchen Grußes das Mit- 
tagseflen eingenommen, weldem wieder Gebet und fodann die Erholungszeit 
bis 1 oder 1°/, Uhr, ſodann Borbereitung bis 2 Uhr folgt. Bon 2 — 7 Uhr 


find Lehr» und Uebungsſtunden. 


$. 19. Um 7 Uhr wird nach Berrichtung der Gebete das Abendeflen ein» 


genommen. Hierauf darf jeder Seminarift bis 9 Uhr in irgend einer geeig- 
; neten, mit Feiner nachtheiligen Störuug für Andere verbundene Weife fir 


bi 


frei befchäftigen. Um 9 Uhr folgt das Abendgebet und Aftimmiger Gefang, fo» 
dann dad Schlafengehen in geziemender Ruhe und Ordnung. 
$. 20. Während der Erholungszeit ift den Seminariften jede überhaupt 


‚ zuläffige Freiheit zu geflatten, jeder Mißbrauch dieſer Freiheit aber und jeber 
‚ Unfug firenge zu ahnden. Karten», Würfel- und Geldſpiele find unbedingt 
. verboten, wohl aber Schach, Kegel- und überhaupt ſolche Spiele, welche eine 
. mäßige körperliche Bewegung und geiftige Anregung gewähren, geftattet. 


$. 21. Für den Beſuch des Gartens find gewiffe Stunden des Tages 


zu befiimmen und theils zur Erholung, theils nützlichen Befchäftigungen zu 
‚, verwenden, 


$. 22, Die Spaziergänge finden gemeinfhaftlih und unter Aufficht flatt; 
fie werben entweder fogleich nach dem Mittageffen, oder einige Stunden fpäter, 
in ben heißen Sommertagen gewöhnlich er nach dem Abendeflen vorge- 
nommen. 

$. 23. An Sonn» und Feiertagen wohnen die Katholiken der Predigt 
und dem Hochamte, die Proteflanten ihrem Gottesdienft mit Ernft, Aufmerks 
famfeit und Andacht bei. Der Hauptinhalt der Predigt ift in ein befonderes 
Heft einzutragen, von welchem der Religionslehrer jedesmal Einficht zu neh⸗ 
men hat. 
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Vebrigens find die Seminariften, fo weit es gefhehen kann, zur Berritung 

des Mefnerdienfted und zum Minifiriren zu verwenden. 
Bon dem Betragen der Seminariften, 

$. 24, Ungeheuchelte Frömmigkeit oder wahre Gottesfurdt iſt die erſe 
und vorzüglihfte Tugend, melde jeder Seminarift zu erfireben hat, um 
durch jede feiner Handlungen, bei all feinem Thun und Laſſen an den Ta 
legen ſoll. 

$. 25. Hienähft muß er in fih nähren und befefligen: Ehrfurcht vor der 
Perfon des Königs, Achtung vor dem Gefeße, Liebe zum Baterlande, Geber 
fam gegen die Obrigkeit und gegen fonftige Borgefebte, Dienftfertigkeit um 
Beſcheidenheit gegen Berufsgenofien, Höflichkeit und Freundlichkeit gegen al. 
Menſchen. 

$. 26. Er hat fein Herz für Recht und Wahrheit offen zu erhalten, auf 
richtig und ohne Falfıh zu ſeyn, bei fliller Betrachtung redlich feine Schwähn 
zu erkennen und fich felbft beherrſchen und überwinden zu lernen. 

$. 27. Er hat Heftigfeit und Streitſucht, Anmaßung und Roppeit, Jom 
und Race, Schadenfreude und Verläumdung, Lug und Trug, Spott und Xu 
Hägerei, ziveideutigen Scherz und bospaften Wis, Berachtung des Glaubens 
nnd Hohn der Frömmigkeit, Schimpfen, Fluhen und Schwören, Schamlofigkr 
und unzüchtiges Benehmen in Gebärden, Worten oder Werten auf das Acuferk 
zu vermeiden. 


$. 28, Jeder fol durch anftändiges, männliches Betragen, durch forgiül- 
tiges Achten auf fich felbft und genaues Einhalten der befiehenden Sitte, duri 
Aufmerkfamkeit und Fleiß, durch Wahrheitsliebe und Eintracht Andern zen 
Mufter dienen und alle gefellige Tugenden ſchon jet im Heinen Kreife ii 
angewöhnen, die ihm fünftig jede Dienflleiftung erleichtern und jeme Adıtun 
und Zuneigung ſichern werden, deren er in feinem Berufe unerläßlich bedari. 


$. 29, Der Säumige und Schlüfrige, der Zerfireute, der Leichtfinnig 
und Wankelmüthige, der Eigenmädhtige und Troßige laſſe fih warnen um 
befiere fih. Den Widerfpenfligen, den Berführer zur Unfittlichfeit oder je 
Ungeſetzlichkeit, den Wollüſtling und Selbfifihänder trifft unbebingte Entfernung 
aus der Anftalt und gänzlicher Ausſchluß vom Lehrſtande. 


$. 30. Dem Gebote der Borgefegten und Lehrer if unbedingter Gehoriam 
zu leiften. Das Necht gegründeter und befcheidener Einrede oder Erörterus; 
ift dadurch nicht ausgefchloffen. Widerrechtlihe Selbſthülfe if nie und une 
feinen Umfländen erlaubt. Wer fich verlegt oder beſchwert glaubt, wende hi“ 
an den Infpeltor, und erwarte vertrauensvoll, was Nechtens ifl. 

Gemeinfchaftliche Befchwerden und Anliegen find ausſchließend durchde 
Monitoren an den Seminarvorftand zu bringen. 


$. 31. Jeder ift ſchuldig, grobe Pflichtverlegungen, von melden er a 
irgend eine Weiſe Kenntniß erlangt hat, zur Anzeige zu bringen, und ald Jet 


Dritte Abtheilung. — Kultur oder Unterricht und Erziehung. 777 


der Wahrheit gemäß auszufagen, was er davon weiß. Hehler und Fäugner 
unterliegen der gebührenden ‚Strafe. 


$. 32. Gegenfeitiged Borgen oder Geldaufnehmen ift den Seminariften 


unterſagt. Nur mit ausbrüdlicher Bewilligung des Inſpektors können Dar- 
lehen gemacht werben, 


$. 33. Jedes Bedürfniß ift fogleich baar oder längftend binnen Monats- 
friſt zu bezahlen. Rückſtände werden nicht geduldet, und ein breimaliges ver» 


" geblihes Mahnen von 10 zu 10 Tagen führt Entlaffung nach ſich. 


Für diejenigen Seminariflen, welche ihre Bedürfniffe nicht aus eigenen 


; Mitteln zu befireiten vermögen, kann Bürgfchaft gefordert werden, 


vw, mn 


$. 34, Die Unterflüßungsbeiträge, welche der Staat, oder öffentliche Kor- 
porationen reichen, werden unmittelbar an ben Infpeftor abgeliefert, durch wel⸗ 
hen auch alle Hauptzahlungen geleiftet werden, 
Bon dem BWirfungsfreife des Seminarvorflandes der Lehrer, 
Auffeher und Monitoren. 


$. 35. Der Infpeftor ift Borfiand der Anflalt, er leitet diefelbe und 


f bat zu diefem Behufe die erforderlichen Anordnungen innerhalb der Grenzen 
\ feiner Kompetenz zu erlaſſen, das übrige Perfonale ift ihm untergeordnet. 


Er verfammelt monatlich einmal und fo oft er ed außerdem für nothwen— 


big erachtet, die Lehrer und Auffeher zur Berathung über die wichtigern Ange» 


legenpeiten der Anftalt und verteilt hiebei die einzelnen Gefchäfte. 
Er befucht, wo möglich alle Tage, die Lehr» und Mebungsftunden, erfcheint 


© unter den Zöglingen bei dem Gebete und bei Tifhe, fowie in der Kirche, 
* nimmt an den Spaziergängen Antheil, befichtigt fleißig die Schlafzimmer 


- und hat vorzüglich auch das Rechnungswefen ſtets in gehöriger Ordnung zu 


‘ halten. 


Veberhaupt aber liegt in feinem Wirkungskreiſe Alles, was das Wohl und 


« das Gedeihen der Anftalt unmittelbar oder mittelbar berührt. 


Ueber feine Gefchäfte führt er ein Tagebuch. 
$. 36. Die Lehrer theilen fih mit dem Inſpekor in den Unterricht und 


in die Auffiht, nehmen an den Berathungen Antheil, erfcheinen abwechfelnd 


bei dem Gebet und beim Gottespienft, bei Tifche, bei Spaziergängen und in 
den Uebungsſtunden. Sie find verbunden, dem Inſpektor von ihrem Lehrgange 
und ihrer Behandlungsweife Kenntniß zu geben, und deffen Erinnerungen oder 
Anordnungen genau zu befolgen. 


$. 37. Die Auffeher erholen fih täglich zur beflimmten Zeit von dem 
Znfpektor die nöthigen Aufträge und find verbunden, den Lern» und Hebungs- 
ſt unden beizumohnen, den ſchwächeren Seminariften Nachhülfe zu leiften, die 
Zöglinge überhaupt zur Aufmerkfamfeit und zum Fleiße zu ermuntern, bie 
Zrägen, Unaufmerkfamen und Saumfeligen zu ermahnen, die vorgefchriebene 
Dronung aufrecht zu erhalten, täglich von ihren Wahrnehmungen Anzeige an 
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den Inſpektor zu erftatten, und fich felbft fo zu verhalten, daß die Seminariſten 
Achtung und Vertrauen zu ihnen gewinnen. 

6. 38. Die Monitoren find vorzüglih zum innern Dienfle und zur 
pünktlihen Durchführung der Anordnungen im Einzelnen zu verwenden. Sie 
werden von dem Inſpektor gewählt und von demfelben wieder entlaffen, ver- 
walten ihr Gefchäft in der Regel ein Zahr und find wieder wählbar. Es wir» 
von ihnen erwartet, daß fie die ihnen ertpeilten Anträge pünktlich befolgen und 
in ihrer Stellung fih durchaus nichts Ungeziemendes gegen ihre Mitfeminariften 
erlauben. 


Beilage IX. 
Sormular für die Jahreszeugniffe der Seminarifien. 


Zaver Mangold, 
geboren am 15. Auguſt 1812 zu Rehburg, Landgerihts Pfaffenhofen, 
Sohn des Schullehrers Mangold zu Pfaffenhofen, Seminarift des I. Kurier 
zu Breifing, hat fih im Laufe des Jahres 1835 des nachſtehenden Zeugmies 
würdig gemadt: 
I. Anlagen: gut. 
I. Fortgang: gut, der 10te unter 22 Seminariften des I. Kurſes. 
III. Renntniffe: gut, im Rechnen noch etwas zurüd, in der Religion fehr auı 
IV. Kunftfertigkeiten: fehr gut, ein befonders geübter Zeichner. 
V. Fleiß: groß. 
VL Betragen: fehr gut. 
VI. Befondere Bemerkungen: feine. 


Breifing, am 3. September 1835. 
Königl. Bayer. Schullehrerfeniinar » Direktion. 
(L. S.) N, Direltor. 


* 
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Beilage X. | 
Sormular für die Austrittszeugniffe der Seminariften. 


Austrittszgeugniß 
für den Schulfeminariften Kaver Mangold, Schullehrerfohn aus Pfaffenhofen, 
geboren am 15. Auguft 1812 zu Rehburg, Landgerichts Pfaffenhofen. 


I. Anlagen: fehr gut. 

II. Kenntniffe: in den meiften Lehrgegenfländen fehr gut, in Religion und 
Geographie vorzüglich. 

IM. Kunſtfertigkeiten: ſehr viele, er fingt nicht blos fehr gut, fondern er 
fpielt auch ausgezeichnet auf der Flöte und if ein tüchtiger Or- 
ganiſt. Im Zeichnen leifet er weniger, if aber doch sum Un⸗ 
terrichte der Anfänger gefhidt. 

IV. Betragen: voll frommen Ernfles, durchaus mufterhaft. 

V. Befähigung zum Lehramte: fehr viele, er weiß ſich Har, Teicht 
und auf eine anfprechende Weife mitzutheilen, ift für flädtifche 
Säulen vollfommen geeignet, und dürfte befonders in den 
höheren Knabenklaffen zu gebrauchen feyn. 

VI. Hauptnote: L 1., d. i. vorzüglich, 

Vu. Befondere Bemerkungen: feine, 


Sreifing, am 2. September 1835. 
Königl. Bayer, Schulfehrerfeminar-Direltion. 
(L. S.) N., Direktor, 
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Beilage Xu. 


In Gemäßpeit einer unter dem 14. September 1835 ergangenen Entfäliei- 
ung der Königl, Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, wird dem 
Schuldienf-Erfpektanten 

Sodann Adam Meifter, 
gegenwärtigen Schulgehülfen au Morsbach eröffnet, daß er fi bei der am 
15. Auguft zu Münden flattgefundenen Anftelungsprüfung als befähigt erwin 
fen habe, und mit der Note: gut in bie 1. Stufe der 2. Klaffe eingetragen 
worben fey. 

Als befondere Erinnerung wird ihm noch bemerklich gemacht, daß er is 
einer deutlicheren Ausfprache, eines ruhigeren Fortfchreitens beim Unterridu 
Ertheilen und einer etwas größeren Handfchrift zu befleißigen, au im Org 
fpiel noch mehr zu üben habe, 

Münfter, am 17. September 1835. 

Königl. Difrifts - Schulinfpektion. 
Kanne. 


F. 165. Regierungsverfügung vom 15. Dezember 1836, Amtstl 
N. 64, p. 690, den Gefundheitszuftand der in das Schullehreriem 
nar aufzunehmenden Präparanden betr. 

Da wiederholte Erfahrungen es beftätiget haben, daß Schulpräparande, 
obgleich fie äußerlich die Merkmale einer guten Geſundheit an fich trugen, de— 
noch vielfeitig Krankpeitsftoffe in das Schulfehrerfeminar mitbrachten, woden 
es nothwendig wurde, fie gleich nach ihrer Aufnahme in die Krankenzimmer a 
verweifen oder auch wieder in das elterliche Haus zu entlaffen: fo ficht mas 
fih veranlaßt, um einerfeit8 dem Schullehrerfeminar eine ſolche Beläftiges; 
für die Zufunft zu erfparen, andererfeitS aber auch diejenigen Zünglinge, meld 
fih einer, dem künftigen Schullehrer höchſt nöthigen dauerhaften Gefundie 
nicht zu erfreuen haben, frühzeitig genug veranlaffen zu können, ſich einem ar 
bern, ihrer körperlichen Beſchaffenheit mehr entfprechenden Berufe zu widmen, 
zu verfügen, was folgt: 

1. Alle diejenigen, welche gefonnen find, fi dereinft dem Schullehrerkant 
zu widmen, und deßwegen bie Aufnahme unter die Zahl der Schulpräparanı 
vorſchriftsmaͤßig nachſuchen, Haben außer den, im $. 4 der höchſten Minikeria 
entſchließung vom 31. Januar 1836, Amtsbl. Ar 14, angegebenen Zeugnife 
zugleih ein verſchloſſenes Zeugniß ihres Kantonsarztes beizubringen ua 
ſolches der Königl. Bezirks-Schulinfpeltion zu übergeben. 

2. Diefes Zeugniß fol nachweifen, daß der die Aufnahme unter die Zul 
ber Schulpräparanden Nachſuchende, die zum Lehrerberufe erforderliche fefie & 
fundpeit befige, und namentlich an feiner der, vermittelt einer befondern, = 
die Kantonsphyfifate erlaffenen Inſtruktion, bezeichneten Krankheiten leide. 

3. Dat der Präparand feine dreijährige Borbereitung vollendet und de 
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Aufforderung erhalten, fih der Konkursprüfung zur Aufnahme in das Schul. 
lehrerfeminar nunmehr zu unterwerfen: fo hat der betreffende Königl. Bezirks⸗ 
Schulinſpeltor diefed kantonsärztliche Zeugniß, mit dem Amtsfiegel verfchlof- 
fen, dem Präparanden zurädzugeben, biefer aber bei dem Kantonsarzte feines 
Wohnortes oder desjenigen Ortes, an welchem er feine Präparandenjahre zuge 
bracht hat, fich zu einer zweiten Beſichtigung zu filiren und das verfhlof- 
fene frühere Fantonsärztlihe Zeugniß an denſelben abzugeben. 


4. Nah erfolgter zweiten Befichtigung haben die Kantonsärzte in einem 
zweiten Zeugniffe beftimmt auszuſprechen, ob feine der in der befonders ertheil- 
ten Inftruftion angegebenen Krankheiten, oder welche gefunden worben; ob fich 
demnach der Schulpräparand zum Schulfahe noch eigne, oder nicht. Beide 
Zeugniffe find hierauf, abermals mit dem Amtsfiegel verfchloffen, dem Prä- 
paranden einzuhändigen, welder fie unerbrochen mit feinen übrigen Zeug» 
niffen an die Direktion des Königl. Schullehrerfeminars einzufenden hat, bei 
deren Alten fie fortwährend zu verbleiben haben. 


9. Da manche Krankheiten bei einer ein», felbft bei einer zweimaligen Be- 
fichtigung nicht Leicht erfannt werden können: fo find die Präparandenlehrer 
: gehalten und noch befonders durch die Königl. Bezirks - Schulinfpeltoren anzu- 
weifen, auch ihrer Seits in ihren Zeugniffen und Charakteriſtiken deutlich anzu- 
geben, daß fie an ihrem Präparanden im Laufe der Borbereitungszeit weder 
Schwerhörigfeit noch Kurzfichtigkeit, weder anhaltenden Huften, namentlich Blut» 
buften, noch andere auffallende Krankpeitszuftände wahrgenommen, berfelbe viel- 
mehr fi immer wohl befunden — oder aber, daß er Krankheiten, und welche 
zu überflehen gehabt habe. Auch diefe Zeugniffe und Charafteriftifen find ver- 
ſchloſſen der Königl. Seminarbireftion zuzuftellen, und die Präparandenlehrer 
baben hiebei um fo gewiffenhafter zu Werke zu gehen, als felbfi die in das 
Schullehrerfeminar Aufgenommenen wieder entlaffen werden müffen, wenn ba» 
felbft eine derartige Krankheit an ihnen entdeckt werden follte, 


$. 166. Durch Regierungsentfhliegung vom 15. März 1838, 
Amtshl. M 18, p. 122, wurde den Schullehrern die Fertigung von 
Akten in Privatrehtsfachen unterfagt. 

$. 167. Nachtrag zu dem oben flehenden Regulativ über bie 
Bildung der Schullehrer, Amtsbl. M, 61 vom Jahre 1838, p. 473. 

Minifterium des Innern, 

Seine Königliche Majeftät haben auf erflatteten Vortrag dem Re- 
gulativ über die Bildung der Schulfehrer vom 31. Jänner 1836 nachträglich 
die Allerhöchfte Genehmigung zu ertheilen, dabei jedoch nachſtehende Abänder- 
ungen besfelben allergnädigft auguorbnen geruht: 

1. der $. 2 des Regulativs hat zu Tauten, wie folgt: 

„Die Vorbildung für das Schuffehrerfeminar hat bei jenen Jünglingen 
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welche die teutfehen Schulen befucht haben, einen Zeitraum von minbefend 
drei Zahren zu umfaſſen.“ 

„Bei den aus höheren Lehranftalten, aus der Lateinifhen Schule, aus 
einer Landwirthſchafts- und Gewerbfchule u. dgl. übertretenden Jünglingen 
richtet fich die Borbereitungszeit nach dem Maaße der Kenntniffe, welde 
bei der Aufnahmsprüfung nachweiſen.“ 

„Die in diefer Borbereitungszeit begriffenen Zünglinge heißen: „Schul 
lehrlinge.“ 

2. Die Ausdrücke Schuldienfipräparand, Präparandenlehrer, Präparanden 
unterricht find in allen folgenden $$. in „Schullehrling, VBorbereitungsunter, 
richt und Borbereitungslehrer“ umzuändern. 

3. Der $. 5 erhält folgende Faffung : 

„Die Diftrifts-Schulinfpektion entfcheidet nach dem Ergebniffe der ri 
ung über die Aufnahme und Zurüdweifung des Geprüften, vorbehaltlid dx 
Rekurſes an die Regierung, Kammer des Innern. Diefer find fogleig de 
aufgenommenen Schullehrlinge unter Beifügung einer kurzen Cenfur in in 
Form der Anlage I. anzuzeigen.” 

4. Der 3te Abfat des $. 12 wird abgeändert, wie folgt: 

„Der Diftrifts-Schulinfpeltor Hat nach den Prüfungsergebniffen vorde 
haltlih des Rekurfes an die Königl. Regierung über das Borrüden oder di 
Abweiſung der Schullehrlinge zu entfcheiden und hierüber kurze Anzeige u 
die Königl. Regierung zu erftatten.” 

5. Der $. 14 erhält nachſtehende Faffung: 

„Die Schulleprlinge haben nach gehöriger Vorbereitung den weiter 
Unterricht und die Ausbildung für das Schulamt in den Schullehrerfeminann 
zu empfangen.“ 

„Bon dem Befuche diefer Anftalten find die Geiftlihen und die Kandv 
daten des höhern Yehramts befreit, bei denen theils die beftandene höher 
Prüfung, tbeils ein aus Auftrag der Kreisregierung vor einem Kreie 
fholarchen oder ausgezeichneten Diftritts-Schulinfpeftor mit vollem Erfolz 
abgehaltenes Eolloquium als genügender Nachweld der Befähigung m 
Vebernahme einer Lehrſtelle aus einer teutfchen Schule und resp. eines Schu’ 
Beneficiums gilt. 

„Seiner Königliden Majeftät bleibt jedoch vorbehalten, aus 
andere Individuen als Schullehrer anzuftellen, welche das Schulleher 
feminar nicht befucht haben,“ 

6. In den $$. 26 und 27 find die, Beftimmungen)über die Gepalistr 
züge 2c. des Inſpektors und der Lehrer der Schullehrerfeminarien als mid 
gegeben zu betrachten, 

Die Ernennung resp. die Genehmigung ber aufzuftellenden Lehrer bil 
Seiner Königliden Majeftät vorbehalten. 

7, Zu Ziffer V. des $. 37 ift die Mopifitation beizufügen : 
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„Ein Zwang zur Theilnahme an dem Unterrichte im Zeichnen foll jedoch 
nicht ftattfinden,“ 
Die Königl. Regierung, Kammer des nnern, hat hiernach das Weitere 
zu verfügen. 
F. 168. Regierungsverfügung vom 7. Dezember 1839, Amtsbl. 
NM. 67, p. 597, einige allgemeine Vorſchriften über den Vorbereit— 
ungsunterricht der Schullehrlinge betr. 


Indem man diejenigen Schulleprer, bei welchen die vorfhriftsmäßig auf- 


genommenen Schullehrlinge für das Jahr 1840 den Borbereitungsunterridht 


zur Aufnahme in das Schullehrerfeminar erhalten können, nachſtehend zur öf« 


fentlichen Kenntniß bringt, fiebt man fich zugleich veranlaßt, dieſe ernannten 
- Borbereitungslehrer auf Folgendes aufmerkſam zu machen, 


Die allerhöchfte Verordnung vom 31. Januar 1836 (Awtsbl. ME 14) ver- 
langt $. 16 A 7, daß der in das Schullehrerfeminar aufzunehmende Schul. 


lehrling 


„in der Muſik Takt- und Notenkenntniß ſich erworben habe, die Töne 


‚ richtig treffe, eine leichte Meffe oder einen einfachen Ehoral zu fingen, auf der 
- Orgel bei leichter Applikatur ein Stüd zu fpielen im Stande fey, auf der Bio: 
lin ſich angeeignet und im Generalbaffe mit ber Lehre von den Intervallen, 


“ dem Dreiklange, von den hauptſächlichſten Berfeßungen, von den Accorden und 


den einfachen Hebergängen ſich befannt gemacht habe.“ 
Die bisherigen Ergebniffe der Aufnahmsprüfungen haben indeffen bei vie» 


len Schullehrlingen nur eine höchſt mangelhafte, für die zwei Jahre des Seminar: 
lebens durchaus nicht zureichende, Vorbereitung im Klavier- und Orgelfpiele 


4 


beurfundet, und da der Grund biefer Erfcheinung theild darin liegen dürfte, 


" Daß den meiftlen PVorbereitungslehrern und Schullehrlingen eine zweckmäßige 


° Nebungsfchule für das Orgelfpiel, welche an die aus der Klavierſchule entnom⸗ 
menen erfien Hebungen fich gehörig anfchließt, abgehet, theils auch darin, daß 
Res mehreren Vorbereitungslehrern an der Kenntniß des Ganges und der ge» 
' Hörigen Stufenfolge gebricht, nach welcher bei den Schullehrlingen ber Unter- 
’ richt im Klavier und Orgelfpiele gegeben werden muß: fo erfcheint es fachge- 


mäß, hierüber nachftedende Beftimmungen zur allgemeinen Befolgung bei dieſem 


Anterricht bekannt zu machen: 


„Sobald der Schullehrling im erfien Borbereitungsjahre nach einer guten 
Klavierſchule, etwa der von Hünten, die erforderlichen Klavierübungen burchge- 


macht und ed hierin zu einer genügenden Fertigkeit gebracht hat, fo ift gleich 


im Anfange des zweiten Jahres die eben erfhienene: Theoretiſch⸗prak— 
tifche Anleitung zum Orgelfpielen von Chr. H. Rink, Darmftadt 
13383, dem weiter fortzufegenden Unterrichte zum Grunde zu legen, und find 
die zweiftimmigen Hebungen des erfien Theils diefer Orgelfihule durchzunehmen. 
Da jedoch die erfien der darauffolgenden dreiftimmigen Hebungen bes zweiten 


tjehung von 
Dr. Sichenpfeiflen ach ver Verfaſſung ıc- 50 
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Theiles Leichter find, als die leßten der zweiftimmigen im erften Theile: fo find 
etwa nach der 24, Uebung pag. 81, die dreifiimmigen Hebungen im Anfanpe 
des zweiten Theiles folgen zu lafien, und hierauf die in dem erfien Theile über» 
fprungenen Uebungen nachzupolen. 

Am Schluffe des dritten Borbereitungsjahres fol der Schullehrling bie zu 
dem Abſchnitte: „Dreiffimmige Nebungen mit Pedal“ gelommen un 
das Eingeübte, wenn auch langſam, doch fiher und ſtreng im Takte 
vorzutragen im Stande ſeyn. Damit jedoch der Schullehrling bei feinem Ein 
tritte in das Seminar auch mit dem Pedalfpiele nicht gänzlich unbekannt fer, 
fo find im dritten Jahre der Vorbereitung aud leichte Choräle mit Pedal 
auf der Orgel vorzunehmen; zugleich verfleht es fih von felbft, daß zwiſce 
den Mebungen der Orgelſchule die llebungen aus der Klavierſchule fortgeſch 
werden müffen. 

Ueber die einzelnen Mebungen, den Zwed und die Behandlung berfelben x 
iſt in der Orgelfchule felbft vom Berfafler das Nöthige gefagt und die Verbe 
reitungslehrer werden nur noch darauf hingewiefen, daß fie bei den llebungen 
im gebundenen Style fireng auf das richtige Liegenlaffen und Aufheben der 
Finger halten müſſen. 

Endlich wird noch bemerkt, daß bei den Aufnahmsprüfungen ins fünf: 
auf diefe Hier gegebenen Beftimmungen und Borfcriften Rüdfiht genommn 
werden wird, auch find die Königl. Bezirkd-Schulinfpeftionen angewieſen, d 
ihren jährliden Prüfungen der Schullehrlinge diefelben zum Maaßſtabe ihr 


Qualifitationen zu nehmen.“ 
c. Schulbehörden, 


$. 169. Durch Regierungsbefhluß vom 24. September 1836 
Amtsbl. M 48, p. 519, wurde für jeden Kanton ein fatheliihe 
und ein proteftantifcher Bezirks-Schulinſpeltor aufgeftellt. 

$. 170. Durch Minifterialentfchliegung vom 5. Februar 1838, 
Amtsbl. Na 15, p. 95, wurde vorgefchrieben, daß die Diſtrikts⸗Schro— 
und Scminarinfpeftoren geiftliden Standes bei Gelegenheiten, wo de 
übrigen Dramten Uniform und Degen tragen, in einem ſchwatze 
Frade mit fiehendem Kragen und einem Mäntelchen zu erfcheinen haben 

d. Lehrbücher und Apparate, | 
$. 171. Regierungsverfügung vom 30, März 1835, Amt. 
Nö 16, p. 186, unberechtigte Preiserhöhung der Schulbücher betr. 

Man findet fih veranlaßt, die fämmtlihen Filialverleger der Artikel ii 
Königl. Eentral-Schulbücherverlags wiederholt anzuweiſen: 

a) Die Verkaufpreife der Schulbücher, wie folhe ungebunden fowopl, &' 
nebunden (ordinärer, leichter Einband, mit papiernem Rüden) auf den Ti 
blättern bezeichnet find, genau einzuhalten und unter feinerlei Borwanı = 
Geringſten zu fteigern; 
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b) Bedacht zu nehmen, daß biefenigen Bücher, welche fie ungebunden von 
der Centralanftalt und deren Kommiffionär zu Speyer beziehen, dauerhaft ges 
bunden, ber Einband aber jedesmal befonders den Käufern in billigem Preife 
aufgerechnet werde; 

c) Sorge zu tragen, daß neben einem beftimmten Borrathe von ungebun« 
denen Schulartifeln immerhin auch mehrere, erdinär in München gebundene 
Bücher auf ihrem Lager vorrätpig feyen, damit diejenigen Käufer, welche dag 
Schulbuch im einfahen Münchnerbande zu erhalten wünfchen, ebenfalls, und 
zwar um den auf dem Zitelblatte für den orbinären Einband bezeichneten Preis 
befriediget werden können. 

Im Falle, daß diefe Bebingniffe von dem Einen oder dem Andern ber 
: Silialverleger nicht erfüllt werden, foll demſelben die Befugniß, mit den Artikeln 
des Eentral-Schulbücerverlags zu handeln, entzogen werden; die Königl. Yand» 
; fommiffariate, Bezirks⸗ und Lokal- Schulinfpektionen aber find neuerdings an— 
gewiefen, darüber zu waren, daß gegenwärtige Verfügung in ihrem ganzen 
‘ Umfange erfüllt, jede Klage über unbefugte Preiserhöhung unverzüglich unter» 
ſucht und nah Maafgabe des Refultates zur Anzeige gebracht werde, 


$. 172. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 2. November 
1835, Amtsbl. M. 54, p. 497, den Spezialverlag der im Königl. 
Gentral- Schulbücherverlage zu München erfcheinenden Schriften betr. 


Begen wiederholt eingetretener Beſchwerden rüdfichtlih des Detailverfaufs 
der im Königl. Eentral-Schulbüderverlage erfiheinenden Lehrbücher und Inter» 
richtsmittel hat fih das Königl, Staatsminiflerium des Innern veranlaßt ge- 
funden, mittelft Referiptes vom 5. v. M. zu befchließen, was folgt: 

1. Die bisherige Einrichtung, nach welcher der Detailverfauf der im Cen- 
tral-Schulbücherverlage zu Münden erfcheinenden Schriften einzelnen Filialver- 
legern überlafien wurde, hört mit dem Schluffe des gegenwärtigen Kalender« 
jahres auf. 

2. Sämmtlihen Buhhändlern im Königreiche ift der Verkauf gebachter 
Bücher im Ins und Auslande unter den weiter unten vorlommenden Beding- 
ungen geftattet, und ebenfo bleibt e8 ben einzelnen Schulbezirken überlaffen, 
ipren Bedarf im Ganzen anzufaufen und unter der Auffiht der Schulbehörben 
im Einzelnen zu verwerthen. 

Da aber der Central» Schulbüherverlag fih nicht mit Berfendungen an 
einzelne Unternehmer befaßt, fo follen in jedem Kreife eine oder einige Haupt« 
niederlagen errichtet und Kommiffionäre mit dem weitern Abſatze beauftragt 
werden, 

4. Der Central-Schulbücerverlag liefert nur an diefe Kreisniederlagen und 
rechnet nur mit ven Kreiskommiſſionären ab, welche gehalten find, die Lehranftalten 
nnd Privaten rechtzeitig mit den verlangten Schriften zu verfehen, vie feflge- 
flellten Preife genau einzuhalten und rechtzeitige. Abrechnung zu pflegen. Bei 

50 * 
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dent Verkaufe der Bücher ins Ausland if die Erhöhung des Preiſes bis ju 
dem gewöhnlichen Rabbate von 33'/; Prozent geftattet. 

5. Die Königl. Rectorate, Bezirts-Schulinfpeltionen und Schullommiſſionen 
haben darüber zu wachen, daß ſtets der erforderliche Bedarf an vorſchriſts · 
mäßigen Lehrbüchern und Lehrmitteln vorhanden fey, daß in den Schulen feine 
andere, als folche gebraucht, daß diefelben nicht über den beflimmten Preis 
verkauft, daß fie gut gebunden und überhaupt Unterfchleife aller Art verhindert 
werben. 

Die Borftände find ermächtigt, in fo ferne fie fich diefer Aufficht im Ein- 
zelnen nicht unterziehen können oder wollen, Lokalinſpektoren und Yehrer damit 
zu beauftragen, bleiben aber für das Ganze verantwortlih. Auch haben fr 
fih zu dem Ende mit den Kreistommiffionären in fortwährendem Benchmn 
zu halten und ſich erforberlihen Falles an die Königl. Kreisregierung oder u 
die Adminifiration des Königl. Eentral-Schulbücerverlags ſelbſt zu wenden. 


$. 173. Bekanntmachung der Adminiftration des Central⸗ Schul⸗ 
bücherverlags vom 30. April 1836, Amtsbl. M 30, p. 362, der 
Katalog über die im Eentral-Schulbücherverlage aufgenommenen Büge 
und fonfligen Artifel. 


Eine Königl. Miniferialentigliegung vom 18. Januar d. 3. befiehlt, dai 
von nun an das Verzeichniß fämmtlicher, im Eentral-Schulbücherverlage aufge 
nommenen Artikel in regelmäßiger Friſt von drei zu drei Jahren neu erfdeinen, 
die Bekanntmachung der inzwifchen hinzugelommenen oder in Abgang gebrat- 
ten Schriften aber jährlich erfolgen und fämmtlihen Schulbehörben und Km: 
miffionären mitgetheilt werden fol. 

In Folge diefer höchſten Verfügung ift der Katalog über ſämmtliche Ir 
titel erfchienen, jedoch unter Ausfchluß der neu einzuführenden Lehrbücher um 
fonftigen Lehrmittel, über welche demnächſt ein eigenes Berzeichniß im Drod: 
erfcheinen und nachgeliefert werden wird. 

Der Central-Schulbücherverlag felbft befaßt fih weder mit dem Bertank 
der Artifel im Einzelnen, noch mit dem in Partpien. Dagegen befiehen in 
fämmtlichen Kreisftädten und wo es außerdem bie Königl. Regierungen fr 
nothwendig erachten, Hauptniederlagen unter eigens dazu ernannten Kreistem- 
mtffionären, und zwar gegenwärtig : 

im Rheinkfreife: 
zu Speyer, Prototollift Hoffmann (gegenwätirg Regiftrater Maren). 

Um den Detailverfauf noch mehr. zu erleichtern, find die Königl. Kreik 
regierungen dur das Königl. Staatsminifterium des Innern ermächtigt, fr 
einzelne Bezirke Spezialniederlagen zu errichten, und es ift allen Schulen gr 
ftattet worden, ihren Bedarf unmittelbar von den Kreidfommiffionären gegte 
Bezug von zehn Prozent zu erheben. 

Die für Bücher und Lehrmittel im Kataloge angefeßten reife bärie 
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unter teinerlei Vorwand überfchritten werben, und nur beim Abfat in das Aug- 
land ift eine Erhöhung derfelben bis zum Betrage des gewöhnlichen Buchhänd- 
ler-Rabattes geftattet. 

Zur Verhütung eines möglichen Unterfchleifes iſt nicht nur am Site jeder 
Dauptniederlage die erforderlihe Auffiht von den Königl. Kreisregierungen 
angeorbnet, fondern ale Schulbehörden und Lehrer find noch außerdem ver- 
pflichtet, ungefäumte Anzeige zu erflatten und auf fchleunige Abhilfe zu dringen, 
wenn ihnen irgend ein Mangel oder Unterfpleif zur Kenntniß gelangt, fowie 
auch die unterzeichnete Adminiftration flets bereit feyn wird, gegründete Be- 
ſchwerden mit allem ihr zu Gebote fiehenden Nachdrucke abzuftellen, die mög— 
liche Verbreitung gut gedrudter Schulbücher zu bewirken und dadurch den 
woplthätigen und wichtigen Zwed des Eentral-Schulbücerverlags nach Kräften 
zu befördern, 

Schlüßlich wird wiederholt das Privilegtum vom 12. Obtober 1755 und 
15. April 1708 (Neggsbl. S. 909 2c.) in Erinnerung gebracht, in deffen Folge 
der Nachdruck oder fonflige unerlaubte Debit der im Königl. Eentral-Schul« 
büderverlage erfcheinenden Schriften oder fonftigen Lehrmittel außer der Kon- 
fiefation mit einer Strafe von 100 Dufaten belegt wird. 


$. 174. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 7. April 1838, 
Amtsbl. M 21, p. 147, die Herausgabe von Mufterblättern für den 
Unterriht im Schönfchrriben betr. 


Diejenigen Borfopriften, welhe Seine Königlide Majeftät in Betreff 
des Unterrichtes im Schönfchreiben durch höchſte Minifterialentfhlicfung vom 
20. Januar d. 3. zu ertheilen gerupt haben, werden nachflehend zur allgemeinen 
Kenntniß gebradt. Sämmtliche Vorſtände der Lehranftalten, dann die Königl. 
Diftritsfhulinfpeltoren find angewiefen, nad den zur allgemeinen Einführung 
vorgefchriebenen Mufterblättern, welche um den Preis von 2 fr. per Bogen bei 
dem Kommiffionär des Central» Schulbücherverlags zu Speyer nunmehr zu 
haben find, an allen Schulen den Schreibunterricht ertheilen zu laffen und ben 
Ausweis der Lehrer, daß fie die vorgefchriebene Schriftform aufgefaßt und ge- 
nügend fih angeeignet haben, längftens bis zum Anfange des Monats Auguft 
ander vorzulegen. 

„Der Unterricht im Schönfchreiben leidet bei fehr vielen Lehranftalten an 
großen Mängeln. Um diefe zu befeitigen und zuvörderſt wieder eine fichere und 
gemeinfcaftlihe Grundlage für denfelben zu gewinnen, find Mufterblätter ent» 
worfen worden, und bie Königl. Regierung, Kammer des Innern, empfängt 
ein Eremplar davon mit nachflehender Entfchliefung : 


1. Diefe Mufterblätter enthalten die Grundzüge, nach melden die Schön- 
fehrift von nun an in fämmtlihen Lehranflalten in den drei verfchiedenen Stu- 
fen des Unterrichtes eingeübt werden fol, 

2. Es ift nicht die Abſicht, dadurch die Freiheit des Unterrichts zu beein⸗ 
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trächtigen. Aber ed foll dadurch dem elgenmächtigen und willlührlichen Ber- 
fahren einer nicht geringen Zahl von Schreiblehrern Einpalt gethan, die fe 
verbreitete und dem Auge des Lefers fo nachtheilige Schrift, deren Züge in einen 
ſehr fpisigen Winkel auslaufen, unbedingt aus den Schulen verbannt, und eine 
einfache, kräftige, für den Geſchäftsgebrauch taugliche Handfchrift gewonnen und 
unter allen Ständen des Volkes verbreitet werden. 


3. Obgleich von diefen Mufterblättern fchon von jet an in den Schulen 
Gebrauch gemacht werden kann: fo find fie doch zunächſt für die Schulvient- 
präparanden, Seminariften und Lehrer beſtimmt, und es haben ſich diefelben 
binnen drei Monaten darüber auszuweiſen, daß fie diefe Schriftform richtig 
aufgefaßt und genügend fich angeeignet haben, um darnach Unterricht ertheilen 
zu können. Sollten dabei Kalligrappen im Stande fepn, für einzelne Züge, 
befonders auf der 2. und 3. Stufe, eine noch vollfonımenere Gefalt in Antrag 
zu bringen, fo wird diefelbe gerne anfgenommen und fpäterhin benügt werden. 


4. Der Unterricht darnach hat in allen Fehranftalten mit dem Anfange des 
Sommerfemefterd zu beginnen, und ed wird big dahin für die Herausgabe einer 
Sammlung geeigneter Vorſchriften Sorge getragen werden.“ 


F. 175. Regierungsverfügung vom 7. April 1838, Amtebl 
M 21, p. 148, die Borlagen für den Zeichnungsunterridt betr. 


Durh allerhöchſte Entfhliefung vom 3. Dezember 1835 hatten Sein: 
Königlide Majefät die Herfiellung vollſtändiger Borlagen für den Zei» 
nungsunterricht zu derordnen und die Entwerfung bderfelben der Königl. Aa 
demie der bildenden Künfte, ald dem gefeglihen Mittelpunkte der künſtleriſche 
Bildung im Staate, im Bereine mit den Vorfländen der drei Königl. poly- 
technifhen Schulen, zu übertragen geruht. 


Bon biefem vollftändigen Borlagwerke für den Zeihnungsunterricht iR mas 
dem Inhalte einer höchflen Minifterialentfcpliefung vom 22, März d. 3., de 
erfie Abtheilung, welde den Borbereitungs» oder ben Elementar- 
Zeihnungsunterricht umfaßt, uud welche ald zweite Abtheilung de 
eigentlide oder angewandte Zeihnungsunterricht entſpricht, num 
mehr vollendet, 


Diefe erftie Abteilung iſt zunächſt auf die Ausbildung 

a) der Hand — (Uebungen der Hand und der bloßen Handhabung des 
Materials, abgefehen von Größenverhältniffen, von Maaß und Korm), 

b) des Auges — (Mebungen bed Auges und des Augenmaaßes, gleiians 
abgefehen von der Form in Anfehung iprer künſtleriſchen Bedeutung), 
gerichtet. Sie wird am beften dbaburdh gewonnen, daß der Schüler gerade · 
uud krummlinig begränzte Figuren (Quadrate, Dreiecke, Polpgone) ie nad 
den Begränzungen dieſer Figuren mit geraden oder gebogenen und geihwung 
enen, immer in gleichen Abſtänden unter fi zu ziehenden Parallellinien, weıter 
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oder enger, zarter oder Fräftiger und nach den verfihledenften Richtungen und 
Windungen, ausfüllt. | 

Damit nun aber der Lehrer nicht nöthig babe, diefe Figuren, deren Auf» 
zeichnung ſchon eine Bildung des Augenmaafes erfordert und deßhalb dem 
Schüler noch nicht auferlegt werden Fann, jedem einzelnen Schüler befonders 
vorzuzeichnen, fo wurden diefe Figuren nach dem Antrage der Akademie auf 
gewöhnliches Papter gedrudt und können fo ohne Zeitverluft dem Schüler zur 
Ausfüllung hingegeben werben. 


Der Eentral-Schulbücerverlag zu Münden hat den Drud dieſer Blätter 
übernommen, und der Kommiffionär diefer Anftalt zu Speyer wird in fürzefter 
Zeitfrift diefelben an die Vorſtände der Lehranflalten und an bie Köntgl. 
Diftritts-Schulinfpeftionen abliefern können. Der Preis biefer Blätter ift in 
der Art fefgefeßt, daß das ganze, aus neun Bogen beſtehende Borlageheft auf 
eilf Kreuzer, der einzelne Bogen aber auf 1'/% Kreuzer zu fleden Tommt. 


Die VBorflände der Lehranftalten, dann die Königl. Landkommiſſariate und 
Diftrifte-Schulinfpeftionen find beauftragt, diefes Vorlagebeft in gehöriger An— 
‚zahl für die Zeichnungsſchulen anzufhaffen und ben Unterricht im Zeichnen 
überall darnach zu beginnen, und in feiner Weife mit den Schülern im Zeich— 
nen weiter zu fihreiten, bevor fie es im richtigen Nachbilden dieſes Vorlage» 
Heftes aus freier Hand zu einer gewiſſen Fertigkeit gebracht haben. Zugleich 
wird bemerkt, daß für den Gebrauch diefer Borlagen ein erläuternder Text 
nachfolgen werde, 


$. 176. Regierungsentſchließung vom 18. Jänner 1839, Amts: 
blatt M 5, p. 46, die Herausgabe von Schulvorfahriften für den 
Unterricht im Schönfdhreiben. 

Unter Bezugnaßme auf die Entfhliefung vom 7. April v. 3, Amtd«- und 
Sntelligenzblatt AS 21, wird den Königl. Subreltoraten ber Tateinifchen Schu- 
fen und der Gewerböfchulen, dann den Königl. Diftriktsfchulinfpeltionen der 
Pfalz, in Gemäßpeit Königl. Minifterial-Erlaffes vom 8. d. M, Nachſtehendes 
eröffnet: 

1. Die in obenbezeichneter Enifchliegung angekündigte Sammlung von 
Borfihriften zur Erlernung des Schönſchreibens hat nunmehr bie Preſſe verlaf- 
fen, und der Unterricht darnach in ſämmtlichen Tehranftalten entweder fogleich 
oder fpätefleng mit dem Anfang bed Sommerfemefterd zu beginnen. 


2, Sie erhalten auf ſechs Bögen den Stufengang bed erfien Schreibunter⸗ 
richtes nach ſeinen hauptſächlichſten Theilen, und wenn auch dadurch die freie 
Behandlung der Lehrweiſe durchaus nicht unnöthig beengt werden will: ſo 
haben die Schulbehörden doch auf das ernſtlichſte dahin zu wirken, daß die 
ſchon unter dem 20. Jänner gerügte Willkühr des Verfahrens der Schreibleh— 
rer unnachſichtlich entfernt, und auf der nun gegebenen Grundlage bald mög⸗ 
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lichſt eine einfache, Eräftige und für den Geſchäfisgebrauch paflende Handirift 
gewonnen Werbe. Ä 

3. Damit diefes um fo eher und ficherer bewirkt werde, haben die Schreib» 
lehrer diefe Schriftzüge allen Klaffen iprer Schüler einzuüben, die Auffichtsbe- 
börden aber den Unterricht forgfältig zu überwachen, und in dem nächſten Bi- 
fitationsberichte oder Protokolle das Ergebniß zur Anzeige zu bringen. 

4 Der Preis diefer Vorfchriften beträgt auf gewöhnlihem Papiere zwölf 
auf befferem fünfzehn, mit Umfchlag und Titel verfehen vierzehn und fiebenzehn 
Kreuzer. Um den ärmeren Kindern den Ankauf möglich zu machen, werben von 
den Filtalverlegern die Bögen au einzeln zu zwei und zwei einem halben 
Kreuzer abgegeben. 

5. Es wird genehmiget, daß ein vollfländiges Exemplar auf befferem Ps» 
piere für jede einzelne Lehranftalt auf Rechnung der Gemeindekaſſe angefauft, 
und dem Lehrer zur Benüßung überlaffen werde. Der weitere Bedarf if 
theils von den bemitteltern Kindern zu beftreiten, theild für die ärmern aus 
den dazu geeigneten Kaffen oder durch allmäplig zu leiflende Heine Beiträge zu 
erwirfen. 

6. Da auch) das liniirte Papier zu Echreibheften diejenige Einrichtung da— 
ben muß, welche dem Berpältniffe der Schriſtzüge in den Borlagen entfpricdt 
fo if die Adminiftration des Central» Schulbücherveriags angewiefen worden, 
jedem für die Schullehrer beflimmten Eremplare einen Probebogen des Iinir- 
ten Papiers für den erften Kurs beizufügen. Die Sorge für den weitern 
Bedarf ift den Fehrern und Papierhändlern zu überlaffen; die Schulbehörbden 
aber haben darauf zu fehen, daß beim Schreiben nicht unrichtige Maaße zu 
Grund gelegt werden, 

Die Königl. Subreltorate und Diftriktsfchulinfpeltionen haben hienach bie 
Lehrer anzuweifen und binnen drei Monaten anzuzeigen, ob eine Fortiegung 
diefer Borlegeblätter zum Behufe weiterer Ausbildung im Schönfcreiben iz 
den Schulen ald Bedürfniß fich darftelle, 


8. 177. Regierungsausfehreiben vom 24. September 1839, 
Amtsbl. M 49, p. Als, die Borlegeblätter für den vorbereitenden 
Zeichnungsunterricht betr. 


Unter Rüdweifung auf die Entfchliefung vom 7. April 1838 (Amtsblatt 
A 21) und das diesfeitige Ausfchreiden an die Königl. Diſtrikts - Schulinfret- 
tionen vom 9. Mat desfelben Jahres, wird andurch zur Öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß nunmehr das zweite Heft der Vorlegeblätter für den vorbereiten- 
den Unterricht im Zeichnen, auf ſechs Bogen, in dem Königl. Eentral- Sul. 
bücherverlage zn Münden erfchienen und berfelbe beauftragt if, die Fillalver⸗ 
leger mit dem erforderlichen Vorrathe ſowohl auf gewöhnlicher, als auch, mens 
es verlangt werben follte, auf feinerer Papierforte zu verfehen. 

Die Königl. Schulvorftände und Diftrilis-Schulinfpeltoren haben demnas 
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die Zeichnungs- und VBorbereitungslehrer anzumeifen, nach dieſem zweiten Hefte, 
fobald das erfie volftändig ausgezeichnet und Hand und Auge des Schülers 
hinreichend geübt ift, den Zeichnungsunterricht fortzufegen, insbefondere aber 
darauf zu dringen, daß diefe Blätter nicht als fogenannte Borzeichnungen zum 


Nachbilden gebraudt, fondern die Schüler die geraden und krummlinig begränz« 


ten Figuren innerhalb diefer Begrängungen mit geraden oder gebogenen und 


geſchwungenen, immer in gleichen Abfländen unter fich zu ziehenden Parallel» 
‘ Linien, weiter oder enger, zarter oder kräftiger und nad den verfihiedenften 
Richtungen und Wendungen mit freier Hand auszufüllen fih üben. 


; 


rs 


Ueberhaupt ift den Zeichnungs- und Borbereitungslehrern aufzugeben, fi 
genau nad der, ebenfalls im Königl. Eentral-Schulbücerverlage erfchienenen 
Inſtruktion über den Zwed und Gebrauch der zum Behufe des Zeichuungg- 
unterrichtes herausgegebenen Zeihuungsbogen beim Unterrichte zu achten, und 


einen fo unvollländigen und zum Theile ungeeigneten Gebrauch diefer Zeich- 


nungsblätter, den man bei der diesjährigen Einfendung der Probearbeiten ber 


° Schullehrlinge ungerne wahrgenommen hat, nicht mehr bemerkbar werben zu laflen. 


$. 178. Negierungsentfchließung vom 15. November 1843, 


Amtsbl. M 61, p. 553, das in den teutfchen Schulen Fatholifcher 
und proteftantifcher Konfeffion einzuführende Lehr- und Lefebuch betr. 


Die allerhöchften Verordnungen vom 3. September 1842 und 28. October 


und 10. November 1843 feßen feſt, daß in den obern und mittleren Abtheilungen 
| der teutfchen Schulen Fatholifcher und proteftantifher Konfelfion das „Lehr- 
und keſebuch für die mittleren und oberen Klaffen der teutſchen 
" Schulen im Königreihe Bayern“, und zwar die erfie Abtheilung in den 


mittleren, die zweite und dritte Abtheilung in den oberen Klaſſen unverweilt 


' eingeführt werde. 


Die Königl. Diftrifts- und Lokal-Schulinfpektoren werden demnach ange» 


wieſen, dafür zu forgen, daß diefes Fehr- und Lefebuch allmälig in die Hände 


fämmtliher Schüler diefer Klaffen gebracht und Fein anderes Lehr- und Leſe— 
buch an derfelben mehr gebuldet werbe. 
Um den Preis von 6 Fr. ift die erfie, von 12 fr. die zweite und von 18 fr. 


| die dritte Abtheilung dieſes Werkes bei dem Kommiffionär des Eentral- Schul» 


bücherverlags zu Speyer jederzeit zu haben; zugleich wird bemerkt, daß für 
zwedmäßig erachtet worden fey, der britten Abtheilung noch einen Anhang, 
enthaltend die bayerifche Gefchichte, beizugeben, der demnächſt die Preffe verlaf- 
fen wird und mit der dritten Abtheilung auch an den REN als 
Lehr- und Lefebuch zu gebrauchen ifl. 


$. 179. Hier ift noch zu bemerfen, daß mittelft Ausſchreibens 
vom 3. April 1835, Amisbl. Mr 16, p. 186, der Gebraud der Wiß’s 
fchen zweiftimmigen Schullieber, unterm A. September 1843, Amtsbl, 
NM. 52, p. 471, dur Königl, Minifterium des Innern die Einführ- 
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ung der Deifchen Wandfibel in den Schulen genehmigt und empfob- 


len wurde, 
— Leber die Fonds, auf welche die Koften des teutihen Schul— 


wefens und der Schulfehrerfeminare angewiefen werden, fiehe Aus: 
fheidungsgefeg vom 17. November 1837, Amtsbl. M 74, p- 59%, 


1. Bud), $. 172. 
2, Titel. Mittelfhulen. 
3. Band, p. 576. 

$. 180. . Da der tm 3, Band, Seite 576 des Handbuches von <. 
erwähnte Umftand, welcher den VBerfaffer veranlaßt hat, die Schulord— 
nung vom 13. März 1830, Amtsbl. M Il, p- 251 wegzulafien, 
nicht eingetreten ift, wird folche nachträglich hier aufgenommen. 

Tudwig, K. 

Da fi mehrere, zum Theil achtbare Stimmen, gegen den von Uns am 
8. Februar 1829 bis auf weitere Berfügung genehmigten Schulplan erhoben 
hatten, fo. haben Wir, durdhdrungen von der Wichtigkeit des Gegenfiandes 
dur Entfchliefung vom 8. Januar d. 3. eine befondere Kommiffion zur ned- 
maligen Prüfung jenes Schulplans und ber dagegen erhobenen Erinnerungen 
angeordnet. 

Nachdem diefe Kommilfion das Ergebniß ihrer Beratungen in dem Ent- 
wurfe einer neuen, den früheren Schulplan in mehreren feiner Beflimmungen 
abändernden „Ordnung der lateinifchen Schulen und der Gymnafien im König- 
reiche Bayern“ niedergelegt, und Unfer Staatsminifterlum des Innern bieien 
Entwurf nebft dem ihn motivirenden Berichte der Kommiffion mit Gutachter 
Uns vorgelegt hat, fo ertheilen Wir der erwähnten, von Uns noch in einigen 
Punkten abgeänderten neuen Schulorbnung, mit dem Borbehalte weiterer Be 
fügung, Unfere Genehmigung, und wollen, daß diefelbe öffentlih befannt gr- 
macht und mit Anfang des Schuljahres 183%, in den lateinifhen Schele— 
und Gymnaſien Unferes Reiches eingeführt werde, 

München, den 13. März 1830, 

Tit. L Arten der Lehranftalten, 

$. 1. Für diejenige Bildung der Jugend, zu welder der Grund Jane 
ſächlich durch den Unterricht in den altllaffifden Spraden gelegt wird, fol« 
Sateinifche Schulen, und über denfelben Gypmnafien befieben, 

A. Bon der lateinifden Schule. 
Tit. IL Allgemeine Beftimmungen. 

6. 2. Die Tateinifhe Schule hat den Hauptzwed, für das Opmnafien 
vorzubereiten; nach dieſem Hauptzwede richtet fih Stoff, Umfang und Urt dei 
Unterrichtes, an welchem auch ſolche Knaben Antheil nehmen Fönnen, bie de 
tünftige Beſtimmung nicht In das Gpmnafium führen wird. 
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$. 3. Die lateinifche Schule befteht in der Regel aus 4 Klaffen. 

Eine folde muß an jedem Orte, wo ein Gymnaſium befteht, kann jedoch 
auch an jeden andern Orte errichtet werben, in fo ferne die Gemeinde die 
Mittel dazu beſitzt und nicht etwa die Gründung einer Realfchule vorzieht. 

$. 4, Die Königl. Erziefungshäufer, Seminarien und Alumnate werben 
auch da, wo fie nicht an öffentlihe Schulen angefchloffen find, nach demſelben 
Plane georonet, 

$. 5. Eine jede Klaffe dat ihren eigenen gehter, welcher in der obern 
Klaſſe Oberlehrer, und in den übrigen Vorbereitungslehrer genannt wird. 

9.6 Wo die Anzahl der Schüler es nöthig macht, werben die Klaffen in 
zwei Abtheilungen ‚getrennt und zwei Lehrern übergeben. 

$. 7. Der Oberlehrer if zugleich Borfland der Iateinifhen Schule mit ' 
dem Titel Subreftor., 

$.8. Mit Genehmigung des Staatsminifterlums des Innern können auch, 
wo Mittel dazu. vorhanden find, anſtatt der ald Regel feftgefeßten vier Klaſſen der 
Iateinifhen Schule, deren fünf oder fechs errichtet oder beibehalten werben. 

$.9 Wo zur Errichtung einer vollftändigen lateinifhen Schule die Mittel 
nicht hinreichen, kann mit Genehmigung des Staatsminifteriums des Innern 
eine minder vollftändige fortbeflepen oder errichtet werden. Ob aus einer fol- 
chen unmittelbar der Eintritt in ein. Gymnaſium ſtatt finde, hängt in jedem 
einzelnen Falle von dem Ergebniffe der, jenem Cintritte vorangehenden Prüf- 
ung ab. 

Tit. II. Bon dem Unterriht in der lateinifhen Schule, 

$. 10. Sn der erften Klaffe fol im Lateinifchen die Formenlehre behandelt, 
eine Anzahl. woplgewählter Wörter von den Schülern dem Gedächtniffe einge- 
prägt, und ein zwedmäßiges Elementarbuc zu Ueberſetzungsverſuchen aus dem 
Deutfchen in das Lateinifhe und umgefehrt, benüßt werden, 

5. 11. In der zweiten Klafje foll eine vollftändige Kenntniß der Anomalie 
in den Formen, Einfiht in die Bedeutung. der Redetpeile und in die Wort- 
bildung erzielt, dann bie Syntaxis über Eonvenienz, Rektion und Berbindung 
der Saßglieder, jedoch mit Hebergehung einer vollfländigen Darftellung der Par: 
tizipialfonftruftion, gelehrt werden. Daneben follen die Schüler lateiniſche 
Sentenzen in gebundener und ungebundener Nede, kurze Dialogen und dgl, 
memoriren, auch follen beide Arten von Ueberſetzungen nach einem Elementar- 
buche fortgefeßt werben. 

$. 12. In der dritten Kaffe follen die Lehren von der Partizipialtonfiruf- 
tion und den Berbindungsarten durch das Relativum vollftändig, die Lehren von 
den Zeiten, Moden, und. der Wortftellung nad ihren Grundzügen vorgetragen, 
die Lebensbefchreibungen des Eornelius Nepos, die Fabeln des Phädrus oder 
eine zwedmäßige Ehreftomathie erflärt, und auf den Grund biefer Erflärungen 
Heine Sprechübungen und in Ertemporalien die erften Hebungen im — 
ben vorgenommen werden. 
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$, 13, In der vierten Klaſſe foll die Syntaxis ornata nebfl der Profodie, 
und aus der Metrif fo viel, als nöthig it um gebrochene Berfe zu Pexametern 
und Pentametern zufammenzufegen, vorgetragen werden. Zur Erflärung follen 
die Kommentarien des Zulius Cäfar oder eine zwedmäßige Chreſtomathie und 
eine für Anfänger in der lateinifchen Verſekunſt geeignete Anthologie bienen, 
auch die erwähnten Sprech und Schreibübungen fortgefeßt werden. 

$. 14. Bei diefem Unterrichte fol weder ein buchſtäbliches Auswenbigler- 
nen der Regeln, noch das Auffchreiben derfelben, noch zur Vorbereitung eine 
ſchriftliche Meberfeßung des zu erflärenden Penfums gefordert werden, fondern 
genügen, daß ber Schüler das Letztere aufmerlſam durchgangen und bie ihm 
unbelannten Vokablen aufgefucht, aufgezeichnet und memorirt habe. 

$. 15. Wöchentlich müffen zwei fchriftliche Aufgaben, die eine aus dem 
Deutfchen in das Latein, die andere aus dem Yateln in das Deutfhe, im ber 
Schule bearbeitet werben, 

Bei der Letztern find auch die Fehler gegen den Sprachgebrauh und bie 
Rechtſchreibung der teutfhen Sprache mit einzurechnen. 

Monatlih werben nach dem Ergebniß einer diefer Scriptionen die Schal⸗ 
pläße beflimmt. 

Die Zahl der Hausaufgaben iſt dem Ermeflen des Lehrers überlaffen. 

$. 16. Außer dem Lateinifchen foll in diefer Anftalt auch Unterricht in der 
griehifchen Sprache gegeben werben. 

Diefer Unterricht beginnt jedoch erft in der dritten Klaffe, und zu ihm fol- 
len nur diejenigen Schüler verpflichtet feyn, welche fih anf das Gymnafium 
vorbereiten. 

6. 17. In der dritten Kaffe wird die Formenlehre bis auf die Berba in 
zit gelehrt, eine Anzahl von Bokabeln und ganzen Wörterfamilien memorirt, 
Veberfeßungen aus dem Deutfhen in das Griechiſche, und umgekehrt, nas 
einem zwedmäßigen Elementarbude vorgenommen. 

Der Unterricht in der vierten Klaſſe begreift die Berba in zu und bie gm 
fammte Anomalie in den Formen des attifchen Dialelts, fowie die ansführlice 
Lehre von dem Accent, den Eigenfchaften der Buchſtaben und der Bortbildung; 
von der Syntaxis nur die der teutfchen und Tatelntfchen Sprache analoger 
Fügungen, nebft den hauptſächlichſten Regeln von dem Gebrauche der Präp- 
fitionen. 

Das Ausmendizlernen ber Bokabeln und kurzen Säte, fowie beide Arten 
von ſchriftlichen Uebungen nach einem zwedmäßigen Elementarbudhe, werben 
fortgefeßt. 

$. 18. Die Ueberfeßungen in das Briechifche follen nur als Beweis bern 
Auffaffung des Borgetragenen, nicht als Uebungen im griechiſchen Style de 
trachtet werben. Es ift alfo genug, wenn durch fie Genauigkeit in Bildang, 
Betonung uud Anwendung ber Wörter und Einficht in die allgemeinften iy»- 
taktifchen Regeln erprobt wird. 


— 


J 
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Wöchentlich fol ein-von dem Lehrer zu entwerfendes kurzes Argument oder 
Exercitium in der Schule ausgearbeitet werben. 

Mit den Weberfeßungen aus dem Griechiſchen in das Zentfche, fol es wie 
nach $. 15 mit den Meberfeßungen aus dem Lateinifchen gehalten werden. 

$. 19. In der teutfchen Sprache follen die beiden unterfien Klaffen mit 
Rückſicht auf die Kenntniffe, welche die Schüler fon mitgebracht haben, einen 
fortfchreitenden grammatikalifchen Unterricht erhalten. 

Mit diefem theoretifchen Unterrichte fol durch die vier Klaſſen ein prafti» 
ſcher mit Hülfe eines in angemeffener Stufenfolge fortfchreitenden teutfhen Le— 
ſebuches verbunden werben, damit bei den Schülern ein richtiger Ausdrud im 
Lefen, ein fließendes Nacherzählen des Gehörten, guter Bortrag auswendig ge» 
lernter Stüde, Bildung zuerſt einfacher, dann zufammengefeßter Säße, endlich 
zufammenhängender Auffäße (namentlich Weberfichten und ‚Auszüge des Gele» 
fenen), erzielt werde. 

$. 20. Den Spradftubien foll Unterricht in der Religion, der Arithmetik, 
Geographie und Gefchichte zur Seite gehen, und nach folgenden Normen er« 
theilt werben, 
$. 21. Der Unterricht in der Religion fol nach den Grundfäßen ber 
 Konfeffion, welcher die Schüler angehören, unter der verfaffungsmäßigen Mitauf- 
ſicht der kirchlichen Behörde, und, wenn der Lehrer der Klaffe felbft ein Geift- 
licher it, von diefem, im entgegengefeßten Falle aber durch einen bei der An« 
ſtalt oder fonft an demfelben Orte angeflellten Geiflichen ertpeilt werden. 

$. 22. Zudem foll jeder Schultag mit einer Andahtsübung beginnen, 
weiche für. die Fatholifhen Zöglinge im Befuche der heiligen Meffe in ber Schul«- 
fire beſteht, und für die proteflantifchen ein Morgengebet mit Gefang, in 
einem gemeinfamen Lokale oder in den einzelnen Klaflen, fepn fol. 

$. 23. Ferner find bie Schüler beider Konfeffionen gehalten, an Sonn» 
und Feiertagen dem Gottesdienft in ihren Kirchen fleißig und eprerbietig bei- 
zuwohnen. Im Ganzen aber und Einzelnen hat die Anftalt vapin zu trachten, 
daß das Chriſtenthum in den Gemüthern der Schüler feft begründet und Ie- 
bendig erhalten werbe. 

$, 24. Der Unterricht in der Arithmetik fol in der erften Klafle der las 
teinifhen Schule, nad Wiederholung ber einfachen Rechnungsarten, mit ber 
Bruchrechnung anfangen, und in den übrigen Klaffen bis zur Buchflabenrerh- 
nung audfshließlih durchgeführt werden, mit befonderer Hervorhebung des 
praftifchen und bes Kopfrechnens. 

$. 25. In der Iten Kaffe der lateinifchen Schule foll allgemeine Geo⸗ 
graphie; in ber Ilten Geographie von Deutfchland und von Bayern indbefon- 
dere ; in der Illten allgemeine Geſchichte; in ber IVten teutfche mit der vater⸗ 
ländiſchen Geſchichte gelehrt werben. 

Der Bortrag in der Geſchichte ſoll hauptſächlich beabſichtigen, die wichtigſten 
Begebenheiten, Namen und Jahrzahlen dem Gedächtniſſe einzuprägen, nur von 


798 Dritte Bad. — Verwaltungspolizei. 


dem Faßlichſten und zugleich Anziehendfien eine: ausführlichere Erzählung geben, 
diefe aber auch dazu benüßen, daß ber freie Bortrag der Schüler überhaupt 
gebildet werde. Auch wird dem Lehrern zur Pflicht gemacht, den Gefdichtevor- 
trag ſtets mit Hinweifung auf vorhandene Karten zu begleiten, fowie in ben 
geographifchen Unterricht die Mittpeilung aud anderer Sachkenntniſſe, nament- 
lich aus der Naturkunde, einzuflechten. 

$. 26. Es fol für alle Klaffen der lateinifchen Schule in der Regel ein 
von allen Schülern zu befucdhender Unterricht in der Kalligraphie ertheili und 
befonders dabei auf reines, richtiges und fertiges Schreiben des Diltitten ge- 
feben werden, 

Unterricht in den neueren Sprachen, beſonders in der franzöſiſchen, in ®r- 
fang und Zonfunf, im Zeichnen und Turnen, foll nah Maaßgabe des Be— 
gehrs, der Mittel und der Gelegenheit gegeben werben. 

$. 27 Der Unterricht foll, zur Erzielung der nöthigen Gleichmäßigken 
und zur Bermeidung des koſtſpieligen Wechſels, iu allen Iateinifhen Schulen 
‚des Königreichs nad denfelben Lehrbücern ertheilt werben. 

Bon dem Staatsminiflerium des Innern wird daher unverzüglich daranf 
Bedacht genommen werden, daß folche von vorzüglicher Güte für die verfdie- 
denen Klaſſen ausgearbeitet werben. 

Diejenigen Lehrbücher, welche den Religionsunterricht behandeln, follen mit 
der Approbation der geiftlichen Behörde jener Kirche bekleidet feyn, für berm 
Glieder fie beftimmt find, 

Einfiweilen bleibt e8 dem Subreftor überlaffen, mit Beiziehung der Bor- 
bereitungslehrer diejenigen Schulbücher, welche bis zur Einführung der neun 
gebraucht werben follen, jedoch bis dahin unabänderlich, zu beflimmen. 

Auch nah Einführung der neuen ift ed dem Gubreltor erlaubt, auf einen 
Beichluß des Lehrerratpes, über neu erfchienene und als zwedmäßiger befundene 
Lehrbücher Anträge an die Kreisregierung zu erftatten. 

$. 28. Dem Iubegriffe des in den vorpergegangenen $$. verzeichneten 
Hauptunterrihts follen in der erften Klaffe der lateinischen Borbereitungeichule 
wöcentlih 22 Stunden, in der zweiten Klaffe 24 Stunden, in der dritten und 
vierten Klaffe 26 Stunden gewidmet werben. 

Der Unterricht beginnt im Sommer um 7 Ußr, im Winter um 8 Ur 
Morgens; Nachmittags um 2 Uhr. 

Zwei Nachmittage in der Woche find vom. Ehulunterrichte frei. 

Der Unterricht in dem Griechiſchen if jeden Morgen auf die letzte Stunde 
der Unterrichtszeit zu verlegen, damit die an demſelben nicht theilnefmenden 
Schüler nah Haufe entlaffen, oder in anderer Art befchäftigt werben können. 

$. 29. Jene wöchentlichen Stunden follen nach den vier Rlaffen in fel- 
gender Art veriheilt werden : | 

A. In der Iten KRlaffe 
12 Stunden Latein, 
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2 Stunden Teutſch. 

2 m Religion, 

2 " Arithmetif. 

2 u Geographie. 

2» Kalligraphie. 
B. In der Alten Klaſſe. 

12 Stunden Latein. 

4 u Zeutfch. 

2 u Religion. 

2 " Arithmetik. 

2 Geographie. 

2 " Kalligraphie. 


€. In der Ilten Klaffe, 
0 Stunden Latein. 
6 " Griechiſch. 
2 u Teuiſch. 
2 Religion. 
3 
2 
1 


— 


" Arithmetik, 
" Gefchichte mit —— 
Kalligraphie. 


D. In der Wien Klaſſe. 
0 Stunden Latein. 
6 u Griechiſch. 
—2 Teutſch. 
2 
3 
2 


— 


Religion. 

P Arithmetik. 

Geſchichte mit Geographie. 
1 " Kalligraphie. 


$. 30. Diefe Stunden follen in jeder Klaffe, mit Ausnahme des im $, 21 
bemerkten Falles, von ihrem Lehrer übernommen werden; auch hat berfelbe ſich 
zu bemühen, den Fleiß feiner Schüler allein und opne Beihülfe von Hausleh⸗ 
tern zu ordnen und zu bethätigen. 


$. 31. Det Erfüllung diefer Obliegendeit foll es ihm geflattet ſeyn, ſich 
nad eigener Bahl von einem für das Lehramt geprüften Kandidaten, ald von 
einem Affiftenten, jedoch in feinem Beifeyn und unter feiner Leitung Hülfe lei⸗ 
ften zu laſſen. Diefe Hülfe fol fih hauptfächlih darauf erfireden, daß ber 
Affikent zur Aufrechthaltung der Ruhe und Aufmerkſamkeit in der Schule mit- 
wirfe, die von den Schülern gelieferten Hausaufgaben durchfehe, auf Orbnung 
in ihren Heften bringe, das zum Memoriren aufgegebene Penfum abfrage; 
feineswegs aber darauf, daß er auch zur Korreltur der von den Schülern 
wöchentlich in der Schule auszuarbeitenden Exereitien verwendet werde, ober 
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in wefentlihden Stüden des Unterrichtes als felbfithätiger, Stellvertreter des 
Lehrers erfcheine. 

Ihm können von dem Lehrer die Schwärheren ber Klaſſe uach vorläufigem 
Benehmen mit den Eltern und dem Subrektor zugewiefen werden, bamit er 
mit ihnen, gegen ein von dem Subrektor mit Einverfländniß der Eltern zu 
beftimmendes Honorar, in außerordentlichen Stunden den Schulunterricht wie 
derbole, ihre Borbereitung leite, ihre Thätigkeit wede und orbne, 

An diefen Repetitionen foll er auch, gegen ein aus der Schulfaffe zu erheb- 
endes NReichniß, die Aermeren Theil nehmen zu laſſen verpflichtet fepn. 

Tit. IV. Bon Eintheilung des Schuljahres, Aufnahme, Auf- 
fleigen, Fortgangsbefimmung und Preifen der Schüler. 

$. 32, Das Schuljahr beginnt für die Iateinifhe Schule mit dem 16. 
October. 

Sein erfied Semefter endet mit dem Sonnabend vor Palmfonntag. 

Das zweite beginnt den Montag nach der Oſterwoche und endet mit dem 
31. Auguft. Außer den dadurch bezeichneten Ferien zwifhen beiden Semeftern, 
14 Tagen zu Oftern und 6 Wochen im Herbfte, foll die Schule allein an Sonn- 
und Fefttagen gefchloffen feyn. 

$. 33. Zn die erſte Klaffe fol Feiner aufgenommen werben, welcher mict 
den Heinen Katechismus inne hat, lateinifche und teutfche Schrift fertig ſchreibes 
kann, in den Anfangsgründen der teutfchen Sprache gehörig unterrichtet und in 
den einfachen Rechnungsarten geübt ift. 

$. 34. Die Aufnahme in eine höhere als die unterfte Klaffe hängt davon 
ab, daß der Schüler die in den niederen gefellte Aufgabe genau und gründlich 
gelernt hat. 

Bel denjenigen, weldhe aus irgend einem Privatunterrichte eintreten, ent» 
ſcheldet eine von dem Lehrerrathe zu baltende Prüfung, bei den Schülern der 
Anftalten das von dem Lehrerrathe gefällte Urtheil über ihre Reife. 

Das Auffteigen der nicht fattfam Befähigten ift mit rüdfichtslofer Strenge 
zu verhindern, 

$. 35. Zur Befimmung der Reihe, in welcher die Schüler rüdfictlis 
ihres Fortganges in den einzelnen Fächern auf einander folgen, follen hauptfäd- 
lich die ſchriftlichen Schularbeiten gebraucht werden. 

Im Lateinifchen und Griechifchen follen dazu die in den $$. 15 und 18 
bezeichneten fchriftlichen Erercitien dienen, und in jedem anderen Fache alle 6 
Wochen zu diefem Behufe eine fchriftlihe Arbeit in der Schule ausgeführt 
werben. 

$. 36. Wenige Tage vor dem Ende des Schuljahres follen in Gegenwart 
des Scholarchates, des Subrektors und des einfchlägigen Lehrers, unter freiem 
Zutritt des betheiligten Publitums, mit jeder Klaffe Prüfungen aus fämmt- 
lien Lehrfächern vorgenommen werben. 

Zur Vermeidung einer bloßen Schein beabfichtigenden Vorbereitung, foßen 
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bie Abfchnitte jedes Lehrgegenftandes, woraus geprüft werben wirb, unmittelbar 
vor dem Anfange der Prüfung von dem erfien Mitglieve des Scholarchats be» 
flimmt werben. Auch find bei diefen Prüfungen bie — Arbeiten der 
Schüler vom ganzen Jahre vorzulegen. 

$. 37. Am Schluſſe des Jahres wird durch einen gedruckten Katalog, der 
bie Namen der Schüler in alphabetifher Ordnung nebft Angabe ihres Alters, 
Geburtsortes und des Standes iprer Eitern enthält, der Fortgang der Schüler 
fowohl im Allgemeinen, als in jedem einzelnen Lehrfache befannt gemadht. 

Die Art der Berechnung des Fortganges if von dem Lehrerrathe jeder ein- 
zelnen Anftalt feftzufeßen. 

Bei einer geringen Verſchiedenheit zwifchen den Fortfchritten Zweier oder 
mehrerer Schüler fol derjenige, welcher durch feine Aufführung zu bedeutenden 
oder wiederholten Befchwerden Anlaß gab, dem Sittlicheren im Plaße weichen. 

$. 38. Bei der feierlichen Bertheilung der Preife am Ende des Jahres 
follen in jeder Klaſſe aus dem allgemeinen jährlichen Fortgange, nach Verhält- 
niß der geringern oder größern Anzahl der Schüler zwei bis vier, außerdem 
aus jedem einzelnen Lehrfache ein Preis, höchſſens, und nur in befonderen 
Fällen zwei, am diejenigen Schüler ausgetheilt werben, welche die Erflen im 
Fortgange find. 

$. 39, Die Preifebücer für jede Klaffe follen immer von gebiegenem in» 
neren Gehalte feyn. 

Ihr Geldwertd ift nach den gegebenen Mitteln zu bemeffen. 

$. 40. Zeugniffe über Fortgang und Betragen follen einem Jeden, Cen- 
furen aber nur für den Fall ausgefertiget werden, wo Fleiß und Betragen bed 
Schülers tadelhaft geweſen ift, und bie Eltern oder Verwandten desfelben die 
nähere Angabe darüber ſchriftlich begehren. 

zit. 5. Bon den Lehrern der lateinifhen Schule. 

$. 41. Bon den Lehrern der zwei unteren Klaffen der Tateinifchen Schule 
wird als Mindeftes gefordert, daß fie das Gymnafium, und von den Lehrern 
der zwei oberen Klaſſen, daß fie einen wenigftens zweijährigen philofophifchen 
Kurs an einem Lyzeum oder an einer Univerfität abfolvirt haben. 

$, 42. Die erforderlichen Kenntniffe haben die Lehramtstandidaten für die 
zwei unteren Klaffen in einer Prüfung zu bewähren, welche auf Anorbnung der 
Kreisregierung von einem Gymnaſialrektor mit Beiziehung einiger Gymnafial- 
profefforen mündlich und fohriftlih zu halten ift. 

Die dabei an die Kandidaten zu flelenden Forderungen find: 

1. Sicherheit in der Jateinifchen Grammatik überhaupt, mit vorzüglicher 
Berüdfihtigung des etymologifchen Theiles; richtige fehriftliche Ueberſetzung 
eines ſolchen teutfchen Stüdes, wie ed den Schülern der oberften Klaffe vor 
den Abgange zur Univerfität vorgelegt wird, ins Lateinifche; Sicherheit in der 
Duantitätz völlige Fertigkeit in der Erklärung jebweder Stelle aus Cäfar, 
Cornelius Rpos und Ovids Metamorphofen. 


Fortſehung von 8 1 
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Reines und richtiges Sprechen und Schreiben der teutſchen Sprade und 
Kenntniß ihres grammatitalifhen Baues. 

3. Kenntniß der gefammten Lehren des Chriſtenthums, der Aritpmetik, der 
Geographie, insbefondere Deutfhlande und Bayerns, der allgemeinen Ge— 
fchichte, insbefondere der teutfchen und der bayerifchen, dann die Anfangegründe 
der Naturgefchichte. 

6. 43, Ueber die Prüfung ift ein Protokoll zu entwerfen, welches den Be— 
fund derfelben und eine möglihft vollſtändige Schilderung der Fertigkeiten und 
Fähigkeiten des Geprüften enthält und von ben fämmtlichen Glievern ver 
Kommiffion unterzeichnet wird. 

Diefes Protokoll ift der Kreisregierung vorzulegen, welde dem Kandidaten 
auf den Grund desfelben die Zulaflung zur Schulpraris zu ertheilen oder zu 
verfagen dat. 

5. 44, Die Zeit zwifchen feiner Prüfung und Anflellung foll der Kandidet 
in dere Schulpraris zubringen, d. h. als Privatlehrer oder als Aſſiſtent umb 
Repetitor an einer Inteinifchen Schule. 

Die Schulpraris dauert wenigftens zwei Jahre, und die Anftelung des 
Kandidaten darf vor dem Ende feines ein und zwanzigſten Lebensjahres mict 
erfolgen. 

$. 45. Die Lehrer der beiden oberen Klaffen der Tateinifchen Schule follm 
den philofophifchen Kurs an einer Univerfität oder an einem Lyceum abfolsirt 
haben, und ihre Kenntniß durch eine Prüfung erproben, welde auf Anorenung 
der Kreisregierung in einer Kreishauptfladt von dem Rektor und den fämmi- 
lichen Profefforen des Gymnaflums mit Beiziehung des Subreftors mündiis 
und fohriftlich zu halten if. 

Die dabei an den Kandidaten zu ftellenden Forderungen find : 

1. Genaue und vollftändige Kenntniß der Tateinifhen Grammatif in ihrem 
ganzen Umfange, Uebung im guten Tateinifchen Styl und in Berfertigung zufam- 
menhängender Stüde im elegifchen Versmaaße, Gewandtheit in Erflärung ven 
Stellen aus Cicero's Briefen, Cäfar, Livius und DOpids Metamorpdofen oder 
Efegien ex Ponto. 

2. Sicherheit im etpymologifchen Theile der griechifchen Grammatit mit 
Beſchränkung auf die attifhen Formen, Kenntniß der vornehmften fontaktitsen 
Geſetze diefer Sprache, fertige Heberfegung und Erffärung von Stüden aus 
einer griechifchen Chreflomathie oder Zenophons Anabafis, 

3. Zeutfcher Styl und teutfche Verfefunft. 

4. Gründlihe Kenntniß der Wahrpeiten des Epriftentpumes, vollkändige 
der Arithmetik in theoretifcher und praktifcher Beziehung, der teutfchen un 
bayerifchen Gefchichte, nebft der Meberficht der allgemeinen und dem Widtigfer 
aus der Naturgefchichte, der alten Litteraturgefchichte, fammt der alten @rograppir. 

Mit dem Protokolle und der Zulaffung zur Schulpraris wird es nad ir 
Vorſchrift des $. 43 gehalten. 
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$. 46. Nach Ablauf der Schulpraris werben auf Anordnung. der Kreis- 
regierung durch biefelben Prüfungstommiffionen praktifche Prüfungen, ſowohl 
für die Kandidaten des Lehramtes der beiden unteren Klaffen, als ber beiden 


oberen abgehalten, wobei diefelben durch fchriftliche Beantwortung von Fragen 


über Methode im Allgemeinen und in Rüdficht auf die einzelnen Lehrfächer der 
Klaffen, durch Schulpalten und Korrigiren von Schülerarbeiten, Beweife ihrer 
praftifchen Fertigkeit zu geben verbunden find, 

F. 47. Die Anftelung der Lehrer der beiden unteren Iateinifchen Schulen 


geſchieht durch die Kreisregierungen mit Anzeigen zur allerböchften Stelle; die 


Anftellung der Lehrer der beiden oberen Klaffe aber durch das Staatsminifterium 


' des Innern, 


Es ſoll übrigens Feiner angeftellt werben, über deſſen Sittenreinpeit und 


religiöfe Gefinnung irgend ein Zweifel obwaltet. 


n 
1 
‘ 


erhalten. 


$. 48, Auch diejenigen, welche fih zu Lehrfielen an einem Gymnaſium 
befähiget haben, können, auf Bewerbung, Lehrftellen an einer lateiniſchen Schule 


zit. VL Bon ber Schulzucht und den Scholarchaten. 
$. 49. Jeder Lehrer ift für Zucht und Orbnung feiner Klaffe verantwort⸗ 


lich und verpflichtet, über den Fleiß und bie Sittlichkeit der Schüler zu wachen. 


Er Hat defwegen über fie in der Schule die uneingefhräntte Auffiht und 
die volle Macht, angemeflene Belohnungen zu ertheilen, und Strafen, mit Aus» 


+ fehluß der Dimiffion und Erklufion zu verhängen, Eltern und Vormünder 
von den Fehlern und Bergehungen ber. Schüler in Kenntniß zu feßen, Nach⸗ 


: frage über fie im elterlihen Haufe oder bei den Miethherren entweder felbft zu 


halten. ober burch den Pedell halten zu laſſen. 
Die Dimiffion (Entfernung von der Anftalt, ohne das Recht zu verlieren, 


in eine andere auf Probe aufgenommen werben zu können) Tann bei wieder- 


holten Beweifen von unbefiegbarer Rohheit, Unfittlichteit und Trägheit nur mit 


Zuſtimmung des Subrektors; die Erklufion (Ausfchliefung von fämmtlichen 


Lateinifchen Schulen) nur nah dem. Ausfpruche bes Lehrerrathes, in .Gemein- 
fchaft mit dem Scholarchate, verhängt werden. 

Nur gegen den Ausfpruh der Erklufion. ift eine Berufung an bie Kreis- 
regierung, dann aber fein weiterer Rekurs mehr geftattet. 

$. 50: Findet der Lehrer. in irgend einem Falle fein Anfehen, gegenüber 
ven Schülern oder.ihren Angehörigen, verlest, fo hat er fih an den Subreftor 
der Anftalt zu wenden, dem es obliegt, ohne Berzug einzufchreiten und die 
nöthige Abhilfe zu leiften oder zu veranlaflen. 

$. 51. Der Subreftor der Anftalt, welchem die allgemeine Aufficht über 
diefelbe obliegt, hat mit allen geeigneten Mitteln dahin zu wirken, baß in dem 
Unterrichte, wie in. ber Schulzucht überall zwedmäßig und gleich verfahren 
werde. Er wacht: alfo darüber, daß jede Stunde dem vorgefihriebenen Zwecke 
sollftändig gewidmet, die Ruhe in dem Schulgebäude und in den einzelnen 

51* 
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Klaffen erhalten, die Schulverfäumniffe fireng gerügt, die neu eintretenden Shüs 
ler firenge geprüft, die vorgefchriebenen Schulferiptionen ꝛc. forgfältig korrigiti⸗ 
die Lokationen gewiflenhaft entworfen werben zc. 2c. Er ift zu wenigftend vier 
amtlichen Berfammlungen im Jahre mit allen Lehrern verpflidtet, wo jeder 
Lehrer feine Bemerkungen, Anfragen und Wünſche der Berathung unterwerfen 
kann. 

Das Protokoll darüber wird von allen Zpeilnehmern unterſchrieben und 
den Alten einverleibt. 

Insbeſondere kommt dem Borfteher der Anftalt zu, auf das Beiragen dr 
Schüler in- und außerhalb der Schule, namentlich in der Schulkirche, zu ab 
ten, wenn es befonders tadelnswerth ift, Eltern und Bormünder davon zu unter, 
richten, und diefe auch zur Mitwirkung aufzufordern, damit die Schüler mu 
ungeeigneten Bergnügungen und Zerfireuungen ferne gehalten werben, 

Veber die in der Stadt nicht einheimifchen Schüler aber hat er, in fo im 
deren Eltern, die hierin Eltern Bertretenden oder Bormünder nicht fchon cin 
befondere Aufficht über fie angeordnet haben, unmittelbar die firengfie Acſſt 
zu üben, und insbefondere darauf zu fehen, daß diefelben nur im folden His 
fern wohnen ober fpeifen, bie er dazu für geeignet erflärt hat. 

$. 52, Das Scholarchat foll aus einem Geiftlichen des Ortes, einem Mit 
gliede des Magifirats und der Gemeindebevollmärhtigten, und in den Gpmm 
ſialſtädten zugleih aus bem Rektor des Gymnaſiums beſtehen, welder den 
Borfis darin führt, 

Die Mitglieder des Scholarhates können der Sitzung beimopnen, in wi 
cher ſich die Lehrer über die Schulangelegenpeiten am Anfange des Schuljahres 
berathen. Sie erfcheinen bei den Schulovifitationen und den Schlufprüfunge, 
um fi von dem Zuftande der Anftalt Kenntniß zu verfchaffen. 

Bo der Subrektor in ſchwierigen Fällen der Disziplin allein zu verfahren 
Bedenken trägt, if das Scholardhat verbunden, auf feine Einladung fib — 
verfammeln, und in Gemeinfchaft mit dem Lehrerrathe die Sache zu entſcheider 

Ebenfo haben die Scholarden dem Subrektor bei feiner Auffiht auf De 
Schüler außer der Schule nach allen Kräften beizuſtehen, und als Bertreter iu 
Schule bei der Gemeinde dahin zu wirken, daß fie bei Anfehen und Ehren m 
halten, und ihr Gedeihen befördert werde. 

$.53. Wo ein Scholardat nach vorfteheuden Beſtimmungen nicht erric 
tet werben kann, follen die Befugniffe und Obliegenheiten deoſelben der Lotal- 
ſchulinſpektion übertragen werben. 

Tit. VIL Bon den Schulpifitationen, den Befugniffen der 
Gpymnafialrettoren in Anfehbung der lateinifhen Schule, ım 
von bem Berpältniffe ver Anfalt zur Kreisregierung. 

$. 54. Um die Einhaltung des Lehrplanes, den Unterricht und die Just 
der lateinifhen Schule zu gewährleiften, follen von Zeit zu Zeit in allen Are 
Bifitationen fämmtlicher Iateinifhen Schulen gehalten werben. 


a 7% 
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$. 55. Zu diefem Behufe wirb für jeden Kreis ein Schulvifitator ernannt 
werben, welcher das ihm aufgetragene Gefchäft gegen Bezug angemeffener Diä- 
ten zu verrichten bat. 

$. 56. Der Schufvifitator hat bei feiner Ankunft an dem Drte der latein- 
ifhen Schule fih mit dem Subreftor und dem Scholardhate in unmittelbaren 
Verkehr zu feßen und fie über den Gang und die Bedürfniffe der Anftalt zu 


vernehmen, 
Er hat Hierauf die einzelnen Abtpeilungen der Iateinifchen Schule in Ges 


ſellſchaft der Scholarchen und des Subreftors zu befuchen, fi) von dem Gang 


und der Methode der Lehrvorträge genau zu unterrichten, die fchriftlichen Auf- 
gaben an die Schüler felbft zu geben, die fehriftlichen Arbeiten derfelben einzu: 
fehen und nach Befund den Einzelnen Lob und Tadel zu ertheilen. 

Er hat endlich in einer Zuſammenkunft der fümmtlihen Lehrer und Scho- 


larchen fih mit ihnen über feine Beobachtungen zu unterreden, und biefe in 


.. 


einem Berichte an bie Kreisregierung darzulegen. 


$. 57. Wo neben einer Tateinifhen Schule zngleih ein Gymnaſium befteht, 
fommen zwar dem Subrektor die durch $. 52 ausgefprochenen Befugniffe und 
Dbliegenheiten zu, jedoch ift er in Allem ber Oberaufficht des Gymnafialrektors 


untergeordnet. 


Letzterer führt in allen Lehrerverſammlungen den Vorſitz, und kann ſeine 


über Lehre und Zucht gemachten Bemerkungen entweder ba mittheilen, oder den 


Subrektor allein, wie auch den Schulvifitator damit bekannt machen; eben fo 


ſteht ihm frei, diefelben nöthigenfalls an die Kreisregierung und felbft an das 
' Staatsminifterium ded Innern gelangen zu laffen, 


$. 58. Desgleihen fteht dem Rektor des zunächft gelegenen Gymnafiumg, 
in welches die Schüler der Sateinifhen Schule gewöhnlich übergehen, die Be— 


| fugniß zu, die Bemerkungen über Lehre und Zucht terfelben, welche ihm bie 


Beobachtung der aus ihr hervorgehenden Zöglinge an die Hand gibt, dem Sub- 
rektor, den Scholarchen oder dem Schulvifitator mitzutheilen, auch an bie 
Kreisregierung, oder im Fall er ed für nöthig findet, an das Staatsminifte- 
rium des Innern zu bringen. 

$. 59. Die Kreisregierung hat über die Lateinifche Schule bie ihr über 
den ganzen Unterricht im Kreife verorbnungsmäßig zuſtehende Oberaufficht aus- 
zuüben, dabei aber die Grängen zu achten, die zur Selbfiftändigfeit diefer An- 
flalt in ihrem Innern feſtgeſetzt find. 

Sie hat deßhalb alle Reklamationen in Sahen, die von der Entfcheidung 
des Subrektors, der Lehrer und der Scholarchen abhängen, an biefe zu ver- 
weifen. 

Dagegen fol fie die im Laufe des Jahres fih ergebenden Anfragen und 
Beichwerden des Subreitors, welde auf anberm Wege nicht erlediget werben 
tönnen, fo förderlich und befiimmt als möglich befcheiden. Am Schluffe jedes 
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Sahres hat fie von dem Subreftor einen Bericht über den Zufland und über 
die Bebürfniffe der Schule zu empfangen. 

$. 60. Im Webrigen richtet fih die Kompetenz der Kreisregierungen im 
Bezug auf die lateiniſchen Schulen, nah den Vorſchriſten der allerdöchtten Ber- 
ordnung vom 17, Dezember 1825. 

B. Bon dem Symnafium. 
Tit. VITO. Allgemeine Befimmungen. 

$, 61. Das Gymnafium hat die Befimmung den in der lateiniihen 
Schule erteilten Unterricht in allen Zweigen weiter zu fürbern, und vorzüglis 
die dem Studium der Wiffenfhaften ſich widmende Jugend für die Univerkrär 
oder für das Lyceum gründlich vorzubereiten. 

$. 62. Das vollftändige Gymnaſium beſteht aus vier Klaſſen übereinan- 
der; nur aus der vierten Klaffe findet der Uebertritt an eine Univerfität, ax 
ein Lyceum jedoch fihon aus ber dritten Klaſſe ſtatt. 

§. 63. In Heineren Städten, deren Mittel zur Einrihtung eines »oü- 
fländigen Gymnafiums nicht hinreihen, fol es geflattet feyn, Gymnafien von 
drei ober zwei Klaffen anzuordnen, 

$. 64, Ein Gymnafium zu haben, oder auch ein nicht vollfiändiges einzu. 
richten, fol jedoch nur denjenigen Städten erlaubt feyn, die im Bekge eine 
volltändigen Tateinifchen Schule find, 

$. 65. Im Gymnafium fol für jede Klaffe ein eigener, für die Mattems- 
tif jedoch ein den vier Klaffen gemeinfamer Lehrer, alle mit dem Titel »on 
Gymnafialprofefforen, angeftellt werden. 

Die Religionslehre wird von dem Lehrer der Klaffe, wenn er ein Gei- 
licher ift, außerdem von einem am Gymnaſium, ober fonfi am Sitze des Eypm- 
naſiums angeftellten Geiſtlichen vorgetragen. 

$. 66. Das Rektorat des Oymnafiums foll in der Regel mit der Pro 
feffur der obern Klaffe verbunden ſeyn. 

$. 67. Bet übermäßiger Anzahl der Schüler werben Abtheilungen neben 
einander gebildet und verfchiedenen Lehrern übergeben. Wo die Meberrufles; 
durch das ganze Oymnaflum geht, follen von einander unabhängige Gymnafin 
errichtet werden, 

Tit. IX. Bon dem Unterridt im Gpmnafium. 

$. 68. Bei dem Gymnafialunterrichte in der alten klaſſiſchen Yıtierasır 
wird die in der Tateinifchen Schule zu erwerbende Kenntnif ber Gramman! 
vorausgefeßt, und die Zeit des Gymnafiums, in fo fern fie diefem Unterrict 
anheim fällt, ift beftimmt, tiefer in die alten Spraden einzuführen, 

$. 69. Die alten Klaffiter follen deßhalb mit Rüdficht auf das jugenblic 
Alter gewählt und in einer nalurgemäßen Orbnung nad einander erflär 
werden, 

In der Regel if von dem Hiftorifern zu den Rednern und Ppilofopden 
von den Epifern zu dem Lyrikern und Dramatilern fortzufchreiten, 
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$. 70. Auch follen die Schüler bei der Erklärung des Einzelnen nicht 
länger, als die Löfung der Schwierigkeiten ed durchaus nöthig macht, aufge 
halten werden, und die Lehrer. wohl bedenken, daß fie nicht Darauf ausgehen 
dürfen, Grammatifer, Kritifer und Archäologen zu erziehen, daß vielmehr der 
Hauptzweck diefes Unterrichtes if, zu vertrauter Bekanntfchaft mit den Klaſſikern 
zu führen und dadurch den Sinn für das Wahre, Gute und Schöne zu bilden 
und zu ftärfen. 

Demnach ift die Erflärung auf dasjenige, was zum Berfiehen unentbehr« 
Lich ift, einzufchränfen, vorzügliche Aufmerkfamfeit aber auf die Folge und Ber- 
bindung der Gedanken, die Wahl und Stellung der Worte zu richten, und ber 
fonders die eigene Tätigkeit der Schüler dadurch zu üben, daß fie unabläffig 
angehalten werden, in dem Ueberſetzen nad dem entiprechenden teutfhen Aus- 
drude zu fireben. j 

$. 71. Chreſtomathien und Anthologien folen am Gymnaſium in ber 
Regel nicht gebraucht, fondern ganze Werke der Schriftfieller gelefen werben, 
wiewohl mit Uebergehung derjenigen Stüde, deren Inhalt für das jugendliche 
Alter nicht geeignet iſt. 

Sn einer Klaffe mehr als zwei lateiniſche und zwei griechiſche Schriftfteller 
auf einmal neben einander zu Iefen, iſt fo wenig geflattet, als mit den Schrift- 
fielern während des Semefters zu wechfeln. 

$. 72. Nach dieſen Grundfägen werben zur Auswahl der Lehrer vorge- 
fchrieben : 

A. Ite Klaffe: 

1. im Lateiniſchen: Zulius Cäfar, Zuftinus, eine Auswahl Leichter cicero⸗ 
nianifcher Briefe, dann Cicero's Bücher von ber Freundſchaft und vom Alter, 
die Metamorphofen des Ovidius mit Auswahl, die Aeneide des Virgilius; 

2. im Griechifhen: Xenophons Anabafis und Hellenica, Plutarchs Bio⸗ 
graphien, Aelian, Homers Odpſſee. 

B. Ilte Klaffe: 

1. im Lateiniſchen: Livius, Sallufius, Cicero’s Briefe, die Faſti des Ovi⸗ 
dius, die Aeneide, die Bucolica des Birgilius, die Teichteren Oben des Horatiug; 

2. im Griehifhen: Homers Iliade und Odyffee, Herodotus, Zenophons 
Eyropädie, Iſokrates, die Gnomendichter. 

C. Ulte Klaſſe: 

1. im Lateiniſchen: Cicero's kleinere Reden, desſelben Bücher de oratore, 
und de claris oratoribus, das zehnte Buch des Quintilianus, des Tacitus 
Agricola und Germania, Horatius Oden und Epiſtel an die Piſonen, Virgilius 
Georgica; 

2. im Griechiſchen: die olynthiſchen und philippiſchen Reden des Demo- 
fipenes, Tenophons philofophiihe Schriften, Hefiod , die homerifchen Hymnen, 
und bie leichteren Stüde des Euripides. 


808 Dritted Buch. — Verwaltungspolizei. 


D. Ivte Klaffe: 

1. im Lateiniſchen: Eicero’s philofoppifche Schriften, die quaestiones Tus- 
culanae, die Bücher de finibus bonorum und de officiis. 

Tacitus Hiftorien, Plautus Aulularia und Captivi; auserlefene Stüde aus 
Lucretius, Catulfus und den Elegikern, Horatius Sermonen und Epifteln. 

2. im Griechifchen : Platos Apologie, Criton, Menerenus, Laches, Char— 
mides, Phaedon und Gorgias; Euripides, Sophokles, Aeſchylus, Pindarus, 

$. 73. Es fol nicht nur die Kunde bed Zechnifchen der alten Spragen, 
fo weit fie in ber Iateinifhen Schule zu erwerben ift, geläufig erhalten um 
ergänzt, fondern auch die Bildung bes lateinifchen Ausdrudes begründet um 
zur möglichften Volltommenpeit gebracht werden. Deßwegen follen wöchern 
liche fehriftliche Mebungen, welche ſich in den beiden oberen Klaſſen zu lateini» 
ſchen Auffäten von größerem Umfange erheben, fowopl in ungebundener, als 
auch in gebundener Rede, angeflellt, die Sprehübungen fortgefeßt und in de 
beiden unteren Klaffen ein eigener grammatifalifcher Unterricht extheilt werden, 
ber in der Iateinifchen Sprache, außer Profodie und Metrik, eine ermeiterie, 
genauer begründete, und ben feineren Spradgebraud erläuternde Behandlung 
der Syntar, in der griechifchen Sprache einen vollftändigen fpntaktifhen Kur 
fus fammt Profodte und den Dialeften umfaßt. 

$. 74. In der teutfchen Sprade foll auf dem Gymnafium ein gramma 
tifalifcher Unterricht nicht mehr ertpeilt, dagegen ein deflo größeres Gewicht au 
die Bildung des Style gelegt, und bdiefelbe bis zu einiger Fertigkeit in den 
verfchiedenen Gattungen der Rede gefteigert werden, 

Daher follen die Schüler der erfien Gymnafialllaffe eine Anleitung jur 
Berfertigung Meiner profaifcher Auffäbe erhalten; in ber zweiten Klaſſe aber 
eine zunächſt auf die altklaffiihen Mufter zu begründende und haupiſächlich aus 
ihnen herzuleitenbe Theorie der redenden Künfte beginnen, welche ſich für diek 
Klaffe auf die Poetik, jedoch mit Ausfchluß der Dramaturgie, befchräntt. 

Letztere wird in der dritten Klaffe behandelt, und nach ihr die Rhetetil 
begonnen, deren Bollendung mit befonderer Berüdfichtigung des mündliden 
Dortrages der oberftien Klaffe anheim füllt, 

Neben den alttlaffifchen Muftern find hiebei befonders teutfche mit im den 
Bortrag zu ziehen, jedoch auch die der neu europäifchen Fitteratur, fo mie de 
vorzüglichften Tateinifhen Dichter und Redner der drei Irkten Zahrhunderte 
nicht zu übergehen; ſtets aber foll dem theoretifchen der praftifche Unterridt 
überwiegend zur Seite gehen. 

$. 75. Zur Bildung des teutfchen Ausdrudes follen außer der forgfältiger 
Behandlung besfelben bei dem mündlichen Ueberſetzen, fehriftliche Berteutik 
ungen vorzüglicher Stellen der Alten, Auszüge aus denfelben und aus teutider 
Klaffifern, zergliedernde Ueberfichten oder gebrängte Darftellungen des Haan» 
inhaltes derfelben, Heinere Auffäße über Gegenſtände des Gymnafinfunterrid- 
tes, vorzüglih_der Geſchichte, zumeilen auch metrifche Weberfegungen und Rad 
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bildungen altklaſſiſcher Muſter, nah Umfänden wohl auch eigene bichterifche 
und rednerifche Ausarbeitungen dienen. 

$. 76. Auch foll den Schülern in eiuer Bibliothek teutfcher Klaſſiker für 
Säulen eine, die einzelnen Gattungen der Profa und Poefie umfaffende Aus. 
wahl vorzüglier teutfcher Werke, nebft einer kurzen Meberficht der teutfchen 
Litteratur, zur eigenen Leſung empfohlen und darauf ſowohl in den Vorträgen 
über bie Theorie der redenden Künfte, als auch bei Lefung der Klaffiter, mit 


° Bezeichnung des Aehnlichen oder Abweichenden, verwiefen werben. 


$. 77. Rückſichtlich der fchriftlichen Arbeiten, der Ueberſetzungen, der Nach 
bildungen ber freien Auffäge, der rebnerifchen und bichterifchen Verſuche, wird 
dem Lehrer, nach den im Vorhergehenden enthaltenen Beflimmungen, die Ans» 
ordnung bes Einzelnen überlaffen, bemfelben aber genaue Korrektur der in ber 
Schule bearbeiteten Aufgaben, ſowie fleißige Durchficht und Beurtheilung ber 
Bausarbeiten zur Pflicht gemacht. Außerdem aber follen in den zwei oberen 


' Klaffen jedes Jahr gegen Ende Julius und Anfang Auguſts umfaffende ſchrift⸗ 


liche Arbeiten, zu welchen der Lehrer Stoff und nötpigenfalls Dispofition an« 
zugeben hat, geliefert, und dazu während zwei Wochen die Nakhmittage frei 
gegeben werben, 


$. 78. Für fünftige Theologen und andere, die fich hiezu melden, fol auch, 


iedoch in außerorventlihen Stunden, Unterricht im Hebrälfchen, und zwar für 
a bie beiden unteren Klaffen nach einer Heineren Grammatif und Chreftomathie 


biftorifher Stüde, in der Art ertpeilt werden, daß in der erfien Gymnaflals 


| Haffe die Formenlehre eingeübt wird, in der zweiten aber Leſung der Chreſto⸗ 


mathie und ſchriftliche Ueberſetzung aus dem Hebräiſchen in das Teutſche mit 
einander abwechſeln. Dieſe Hebung iſt in den beiden oberen Klaſſen an hiftoris 
ſchen Büchern des alten Teſtaments, den Pfalmen und gewählten Abfchnitten 
ber Propheten, fortzuſetzen. 

$. 79. Der Unterricht in der Religionslehre fol am Gymnaſium nach den 


Grundſätzen jeder Konfeffion, unter verfaffungsmäßiger Aufficht der kirchlichen 


Behörden, ertheilt, in den beiden oberen Klaffen auch mit Leſung einzelner 
Bücher des neuen Teftaments in der Urfprache verbunden werben. 

Daneben fol auch im Gymnaſium jeder Tag mit einer Anbachtsübung, 
wie diefelbe für die Lateinifche Schule $. 22 vorgefchrieben if, begonnen, und 


Ä jeder Schüler angehalten werben, an Sonn- und Feiertagen dem Gottesbienfte 


feiner Kirche fleißig und .ehrerbietig beizuwohnen. | 

$. 80. In der Gefchichte fol derfelbe Unterricht, wie in der Iateinifchen 
Schule, jedoch ausführlicher, und mit anleitender Hinweifung, ſowohl zu den 
Hauptquellen als zu den vorzüglihften Bearbeitungen, gegeben und fo einge« 
tpeilt werben, daß er in ber erſten oder unteren Klaffe die allgemeine Gefchichte 
vom Anfang der hiftorifchen Zeit bis an das Ende des fünften Jahrhunderts 
unferer Zeitrechnung, in ber zweiten vom Ende bes fünften bis zum Anfange 
des fechgehnten Jahrhunderts und in der dritten vom Anfange bes ferhzehnten 


> 
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Sahrhunderts bis auf bie neuefte Zeit führe, In ber obern Kaffe aber die 
teutfche Gefchichte in ihrem ganzen Imfange mit befonderer Hervorfebung der 
bayeriſchen bebandle, Mit diefem Unterrichte ift überall, jedoch micht in befon- 
deren Borträgen, das Haupffächliche aus der politifhen Geographie jedes Zeit 
raumes in Berbindung zu feßen. 

$. 81. Was $. 70 über den Zwed bes linterrichts in der Philologie auf 
dem Gpmnafium bemerkt wurde, gilt auch von dem Unterrichte in der Matte 
matik. Auch ex ift nicht beſtimmt, Mathematifer zu bilden, fondern er iel 
reines Hebungsmittel für die Schüler und Vorbereitung für das eigentlide 
Studium der Mathematit und für die Fächer ſeyn, die fich auf fie gründe 
und mit ihr verwandt find, 

Er beginnt in der erfien Gpmnafialllaffe mit einer zweckmäßigen Bien- 
holung des frübern aritpmetifchen Unterrichts, und geht dann zur Buchfabe- 
‚ rechnung und den Gleichungen bes erfien Grades über, 

Sn der zweiten Klaffe folgt die Yehre von den Potenzen und Wurzeln ncdi 
den quadbratifchen Gleichungen. 

Sn der dritten Klaſſe die Lehre von den Proportionen, Logarithmen un 
Progreffionen, nebft den Anfangsgründen der Yongimeirie, 

In der vierten Klaffe werden bie Anfangsgründe ber Planimetrie um 
Stereometrie gelehrt. 

Sn den beiden oberen Klaſſen foll auch die mathematiſch⸗phpſikaliſche Ge 
graphie in eigenen Stunden vorgetragen werben, 

Findet der Lehrer den Schülerfurfus geeignet, fo kann im der zweiten Llafı 
auch der Binomiallehrfaß vorgetragen werben, fo wie unter gleicher Boraus 
feßung auch in der vierten Klaſſe die Anfangsgründe der ebenen Trigonometrs 
gelehrt werben können, 

$. 82. Der bisher bezeichnete Unterricht fol, mit Einfchluß des Hebrälldhen 
in 24 wörhentlichen Stunden gegeben und biefe auh im Gpmnafium, wie is 
ber lateiniiſchen Schule fo vertpeilt werben, daß auf vier Bormittage drei, in 
Sommer von 7, im Winter von 8 Upr an, dann auf zwei Bormittage yon. 
und auf 4 Nachmittage zwei Stunden von 2 bis 4 Uhr fallen, 

Bon diefen Stunden umfaflen: 

A. Sn ber erfien Klaſſe 

8 Latein, 
6 Griechiſch, 
2 Teutſchen Styl, 
2 Religionslehre, 
3 Gefchichte nebſt Geographie, 
3 Matpematil, 
B. In der zweiten Klafle 
8 Latein, 
6 Griechiſch, 
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2 Theorie der redenden Künfle, 
2 Religionslehre, 
3 Geſchichte nebft Geographie, 
3 Mathematik, 

C. In der dritten Klaffe 
7 Latein, 
6 Griechiſch, 
2 Theorie der redenden Künfte, 
2 Religionslehre, 
3 Gefchichte nebft Geographie, 
4 Mathematik nebft mathematifh-phyfitalifcher Geographie. 

D. In der vierten Klaffe 

6 Latein, 

6 Griechiſch, 

2 Theorie der redenden Künſte, 

2 Religiondlehre, 

4 Geſchichte nebft Geographie, 

4 Mathematik nebft mathematifch-phyfikalifcher Geographie. 

In bie den beiden alten Sprachen zu widmenden Stunden find auch bie 
für die wöchentlichen Stylübungen eingerechnet. 

$. 83. Diefer Unterricht fol mit Ausnahme der Mathematit und mathe» 
matifch-phyfitalifchen Geographie, fowie da, wo der Klaffenlehrer fein Geiftlicher 
if, der Religionslehre, in jeder Klaffe von dem Profeffor derſelben ertheilt 
werben, wozu noch wöchentlich zwei außerordentlihe Stunden im Hebrälfchen 
fommen , infoferne nach der Befimmung des $. 103 der Klafienlehrer bereits 
aus dem Hebräifhen geprüft if. 

Da gemäß der Stundenvertheilung den Profeſſor der Mathematik in 
feinem Face nur vierzehn wöchentliche Unterrihtsftunden treffen, fo fol er, 
wenn er ein Geiflicher if, auch den Religionsunterricht in Klaffen weltlicher 
Profeſſoren, oder nah ZThunlichkeit einen andern Unterrichtsgegenftand in einer 
oder der andern Kaffe zu übernehmen gehalten feyn, damit, wo möglich, bie 
Dbliegenbeit keines der Gymnaſialprofeſſoren in mehr als wöchentlichen 20 ober 
21 Unterrihtsftunden beſtehe. 

Veberdies ift es den Klaffenlehrern erlaubt, nach den Beflimmungen bes 
$. 31 einen für das Gpmnaftallehramt theoretifh geprüften Kandidaten ale 
Affiftenten anzunehmen, der auf Berlangen und nach vorhergegangenem Ein« 
verftändniffe mit den Eltern und dem Gymnafialrektor als NRepetitor zu ver 
wenden if, 

$. 84. Unterricht in den neueren Sprachen, befonders in der franzöfifchen, 
im Zeichnen , im .Gefang und Tonkunſt, fol für diejenigen, die ihn. begehren, 
von befonderen Lehrern eriheilt werben, jedoch fo, daß bie als nothwendig vor⸗ 
gefchriebenen Yehrfiunden dadurch nicht geſtört und beeinträchtigt werben. 
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Zurnübungen find im Sommer auf bie fpäteren Stunden der freien Nas. 
mittage zu verlegen. 

Uebrigens liegt dem Rektor ob, das Gehörige vorzufehren, daß der in die 
fen Fächern angeorbnete und von den Einzelnen angenommene Unterricht mit 
berfelben Regelmäßigkeit, wie der übrige befucht, und jede Art Unordnung da- 
bei, fowie willführliches Ausbleiben davon, auf das nachdrücklichſte verhütet um 
geftraft werde. Ein Austritt aus bemfelben während des Semeſters if in 
feinem Falle zu geftatten. 
zit. X. Bon Eintheilung des Schuljahres, Aufnahme, Auf. 
eigen, Prüfungen, Fortgangsbeffimmungen und Preifen im 

Gymnaſium. 

$. 85. Das Schuljahr wird im Gpmnaſium, wie in der lateiniſqe— 
Schule ($. 32) eingetheilt. 

$. 86. Die Aufnahme in das Gymnaſium foll von einer Prüfung a 
hängen, welde vor dem Anfange des Schuljahres ein jedes Gpmnaſium mit 
denjenigen anzuflellen hat, die aus einer Iateinifhen Schule oder aus dem Yri- 
vatunterrichte den Eintritt in basfelbe nachſuchen. 


$. 87. Ein jeder, welcher die Aufnahme nachfucht, Hat ſich bei dem Gpm- 
nafialreftor vor dem Anfange des Stubienjahres zu melden, und fich über ic 
Alter, über den Ort und die Art feiner früheren Studien auszumeifen. 

Schüler, welche das 18te Lebensjahr ſchon zurüdgelegt haben, follm nm 
mit Genehmigung der Kreisregierung in die erfte Oypmnaftalflaffe aufgenommen 
werden, 
$. 88, Die Prüfung für die Aufnahme fol mündlich und ſchriftlich fen, 
alle Lehrgegenflände der Tateinifchen Schule umfaflen, und von fämmtliches 
Lehrern des Gymnafiums unter Leitung des Gymnaſialrektors vollzogen werden. 


$. 89. Wer in der Ueberſetzung aus dem Deutfchen in das Latein nik 
genügende Kenntniß des etymologifhen und fontaktifchen Theils der Gramme 
tif und Sicherheit in der Anwendung ihrer Regeln, in der lleberfegung an 
dem Deutſchen in das Gricchifche, nicht Genauigkeit in der attifchen Worth» 
ung und in Betonung der Wörter, fowie Kunde der fpntaktifhen Hauptregeis, 
in der Heberfegung eines leichteren lateiniſchen Stüdes in das Deutſche, mit 
Feftigkeit in der teutfhen Grammatif, namentlih in der Orthographie m 
Interpunktion bewährt, wer ferner bei der mündlichen Prüfung aus den fü 
die beiden oberen Klaffen der Tateinifchen Schule vorgefchriebenen Kafklm 
und Leſebüchern nicht fertig überfeßt, und in der Religionslehre, Belhicte, 
Geographie und Arithmetik das für die lateiniſche Schule beftimmte Mach er 
Kenntniß nicht beweifet, foll in das Gymnaſium nicht aufgenommen werden. 

Die fümmtlichen Mitglieder der Kommiffion find für ſtrenge und anpır 
theiiſche Vollziehung biefer Beſtimmungen verantwortlich. 

Ueber die Prüfung iſt ein Protokoll aufzunehmen, don ſämmilichen Fi 
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gliedern der Prüfungstommiffton zu unterzeichnen und an bie Krelsregierung 
einzufenden. 

$. 90. Zn eine höhere Klaſſe foll kein Schüler auffleigen, welcher nicht 
nach dem Urtheil feines Lehrers für biefelbe vollfommen reif if, und es wird 
fämmtlichen Lehrern rüdfichtlofe Strenge in Verweigerung des Borrüdens, für 
den Fall der Unreife zur Pfliht gemacht. 

Während der erſten ſechs Wochen ift jeder Klaſſenlehrer wie bisher befugt, 
die ihm zugekommenen und von ihm für feine Klaffe nicht reif befundenen 
Schüler mit Genehmigung des Rektors in bie tiefere zurüdzumeifen, 

$. 91. Alle diejenigen, welche ein Zeugniß über das volftändig abfols 
virte Gymnafialſtudium erhalten wollen, find einer Abfolutorialprüfung zu uns 
terwerfen, welche von einer Kommiffion, beſtehend aus fämmtlichen Gymna⸗ 
fialprofefforen, unter VBorfiß des Rektors, in Gegenwart bes Scholarchats, 
gehalten wird. 

Dieſe Kommiſſion entſcheidet über Ertheilung oder Verweigerung des Gym⸗ 
naſialabſolutoriums, ohne daß von ihr eine Berufung ſtatt findet. 

5 92. Die genannte Abſolutorialprüfung iſt ſchriftlich und mündlich. 

Bei erſterer wird zur Erlangung des Abſolutoriums gefordert, daß der 
Bewerber eine grammatiſch richtige, von Barbarismen und groben Germanis- 
men freie, Meberfeßung eines kurzen, teutfchen Stüdes ins Lateiniſche, einen 

orthographifch reinen, teutſchen Aufſatz mit gebildetem Ausdrucke, und fchriftliche 
Löfung einiger Aufgaben aus den im Opmnafin ium vorgetragenen Theilen ber 
Mathematik liefere. 

Bei der mündlichen Prüfung fol er aus einigen, in der vierten und den 
früheren Klaffen bereits gelefenen, alten Klaffitern einen Abſchnitt richtig über» 
feßen und erflären können, in den übrigen Fächern aber gute Kenniniffe aus 
den für das Gymnaflum vorgefchriebenen Lehrkurſen bewähren, 

Nach den Ergebniffen der Prüfung ertheilt oder verweigert bie Kommiffion 
das Abfolutorlum, 

Sämmiliche Mitglieder der Kommiffion find für firenge und rüdfichtslofe 
Vollziehung diefer Beflimmungen verantwortlich, 

Bei Beweifen ausgezeichneter Kenntniffe und Fertigkeiten in allen oder ein 
zelnen Prüfungszweigen, ift hierüber eine Anmerkung in das Abfolutorium 
aufzunehmen. Diejenigen, welchen letzteres nicht ertheilt werden kann, erhalten 
ein Klaffenzeugnig und müffen, wenn fie ſich einer neuen Prüfung unterziehen 
wollen, die Klaffe wiederholen, 

Das über die Prüfung aufzunehmende Protokoll ift an die greisreglerung 
einzufenden. 

$. 93, Auch diefenigen Schüler der dritten Gymnaſialklaſſe, welche an ein 
Lyceum überzugehen wünſchen, haben fi), nach vorläufiger Meldung. bei dem 
Rektor, am Schluſſe des Jahres einer Abfolutorialprüfung zu unterziehen, für 
welche ganz die Befimmungen der beiden vorhergehenden Paragraphen in Ans 
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wendung fommen, nur daß fih die Prüfung auf bie in den drei erfien Gym⸗ 
nafialtlaffen behandelten Lehrgegenſtände befchränkt, auch in die zu ertheilenven 
Abſolutorien die ausdrüdliche Bemerkung aufgenommen wird, daß hieburd nur 
der Uebertritt an ein Lyceum geftattet fey. 

$. 94. Ber fih den Studien in ber Abficht widmet, ein ein Amt im 
öffentlichen Dienfle zu erlangen, muß, wenn er den Gymnaflalunterridt durs 
Privatftudien erfeben will, vor der Zulaffung zur Abfolutorialprüfung wenig 
ſtens die vierte, oder um an ein Lyceum übertreten zu können, die dritte Mafı 
des öffentlichen Gymnaſialunterrichts befuchen. 

Wegen Aufnahme in eine der beiden genannten Klaſſen hat er ſich vor dem 
Anfange des Schuljahres bei dem Rektor zu melden, über fein Alter und früf- 
eres Privatſtudium auszumweifen, und in einer durch den Rektor und fümmtlid 
Gpmnafialprofefforen vorzunepmenden fehriftlichen und mündlichen Prüfung fein 
Keife für jene Klaffe zu erproben. 


$. 95. Unter den nämlichen Borausfeßungen und Befchränkungen if ir 
Beſuch auswärtiger Gpmnafialanftalten, jedoh nur mit Ermächtigung ds 
Staatsininifterlums des Innern, geftattet. 


6. 96. Zur Berechnung fowohl des allgemeinen jährlichen Foriganges, 
als auch des befonderen aus den einzelnen Unterrichtögegenftänden, follen haup 
fächlich die ſchrifllichen Schularbeiten dienen. Deßwegen foll wöchentlich rin 
fehriftliche Meberfegung aus dem Zeutfchen ins Lateinifche, oder aus dem in 
teinifchen ind Teutfche, alle vierzehn Tage eine aus dem Griechiſchen im du 
Zeutfche, abwechfelnd mit Berfertigung eines teutfchen Auffaßes, dann jeher 
Monat eine fohriftliche Aufgabe aus der Mathematik, und jedes GSemefer zwei 
aus der Gefhichte ausgearbeitet werben, Aus ber Religiondlepre find fein 
fpriftlihen Prüfungsarbeiten zu liefern, fondern es follen die Ergebniſſe ie 
mündlichen Prüfungen zur Beſtimmung bes Fortganges in Aufchlag gebrasi 
werben. 

$. 97. Dem Lehrer bleibt überlaffen, ven Werth der bei diefen Scriptione 
gelieferten Arbeiten nach Anlage, Ausführung und nach dem, was verfehlt ode 
gelungen ift, zu beflimmen und darnach bie einzelnen Setzungen der Scyür 
au ordnen; bei der Berechnung bes jährlichen Forlganges aber ſowohl im I 
gemeinen, als aus jedem einzelnen Lehrfahe kommen die Defiimmungen de 
$. 37 zur Anwendung. 


$. 98, Auch in jenen Klaffen des Gymnaſiums, deren Schüler ih iin 
Abfolutorialprüfung zu unterziehen haben, follen am Schluffe des Schuljahr 
wie iu der lateinifchen Schule, öÖffentlihe Prüfungen gehalten, und babe dw 
Deftimmungen bes $. 36 beobachtet werben, 


$. 99, Mit dem Yahrestataloge, dem eine kurze, paſſende Einleitung ver 
anzuftellen. if, fol es im Gymnaſium, wie nad $. 37 in der lateiniſchen Sachk 
gehalten werben. 
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Die bisper mit denfelben verbundenen Programme follen künftig befon- 
ders gebrudt werben, und können als Einladung zu den Prüfungen dienen. 

6, 100. Bei der feierlichen Preifevertheilung am Schluffe des Jahres fol- 
fen Preifebücher, deren Anzahl, Auswahl und Werth fi nach den Beflimmungen 
der $$. 38 und 39 richtet, an die Erften im Fortgange ausgetheilt werben. 


$. 101, Mit den Zeugniffen über Fortgang und Detragen, fowie mit den 
Senfuren ift e8 im Gymnaſium, wie nach $. 40 in der lateiniſchen Schule zu 
balten. 
Tit. XL Bon den Profefforen des Öymnafiums, 


J $. 102. Diejenigen, welche als Profeſſoren am Gymnafium angeſtellt 
I werben wollen, find verbunden, fih über afademifhes Studium auszumeifen, 
. und fi) einer doppelten Prüfung, einer theoretifhen und einer praftifchen zu 
unterwerfen, 


B $. 103. Die theoretifche Prüfung fol in den drei Univerfitätsfläbten durch 
.. eine von dem Staatsminifterium des Innern zu ernennende befondere Kommif: 
ſion gehalten werben, 
Sie hat fich theils mündlich, theils fchriftlich über alle Gegenflände zu er» 
© firedlen, deren Kenntniß von den Gymnaſiallehrern gefordert wird, 
Sie umfaßt demnach für biefenigen, welche Klaffenlehrer werden wollen : 
A. Latein und Teutfd. 

| 1. Ueberfeßung aus einem ber für das Gymnaſium vorgefchriebenen Klaf- 
= fiter ins Teutſche. 

⸗ 2. Ueberſetzung aus dem Teutſchen ind Lateiniſche; welche beide (1 und 2) 
= rüdfihtlich der Richtigkeit und Angemeſſenheit des Ausdruckes mit befonderer 
: Genauigkeit zn würdigen und als die Hauptarbeit zu betrachten find, 
- 3. Bearbeitung eines gegebenen Stoffes in Iateinifchen Berfen. 

B. Griechiſch. 

1, Veberfegung aus einem für das Gymnaſium vorgefchriebenen Klaffiter 
ins Teuiſche. 

2. Ueberfebung in das Griechifche. 

Die Aufgaben zur mündlichen Ueberſetzung aus den alten Sprachen find 
in der Art zu wählen, daß die Prüfung zugleich Metrit, Poetit, Rhetorik und 
Altertgumstunde berühren Tann, 

C. Hebräifh — doch erſt zwei Jahre nah Bekanntmachung dieſes 
Schulplanes. 

D. Logik, Pſychologie, Anfangsgründe der Mathematik und das Allgemeine 
ber Raturwiffenfchaften. 

E. Gefchichte und Geographie. Aus den unter Lit. D und E bezeichneten 
Fächern foll nur eine mündliche Prüfung flatt finden, 


$. 104. Nach den Ergebniffen diefer ganzen mündlichen und friftlichen 
Prüfung wird die Klaffe vorzüglicher, fehr guter oder guter Kenntnifle 
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für das Gymnaſiallehramt durch die Prüfungstommiffion den einzelnen Kandi, 
baten ertheilt. 

Bei Befimmung diefer Note wird auf die Befähigung in ben alten Spraden 
und in der Mutterfprache überwiegende Rüdfiht genommen, fo daß, wer u 
denfelben vorzüglihe Kenntniffe bewährt, in die erſte Klaffe auch dann einzu 
reihen ift, wenn er in den übrigen Gegenfländen nur die zweite Note, und in 
die zweite Klaffe, wenn er in den übrigen Gegenfländen auch mur die dritte 
Note erhalten Hat. Doch ift diefe Befchränfung im Protokoll zu bemerken, 

Wer nicht wenigſtens das Prädikat dritter Klaffe oder gut befommt, ii 
für das Gpmnafialleframt ald nicht Hinlänglich befähigt zu betrachten. 

6. 105. Weber die Prüfung und bie Augmittlung der Klaffe wird ch 
ausführliches Protokoll entworfen, in welchem der Gehalt und der Umfang ir 
Kenntniffe der Kandidaten mit möglichftier Befimmtheit angegeben wird. Die 
ſes Protokoll iR von fämmtlichen Gliedern der Kommiffion zu unterzeidnm. 
nud an das Staatsminifterium des Innern einznfenden, welches hienach de 
Prüfungsnoten ausfertigen läßt. 

$. 106. Diejenigen, welche fih für das Lehramt der Mathematik beim 
men, haben eine nach denfelben Grundfäßen anzuorbnende Prüfung aus ihrem 
Bade zu befteben, 

$. 107. Nach überfiandener theoretifher Prüfang hat ſich der Kandide 
burch eine zweijährige Hebung im Lehrfache zu der praftifchen vorzubereiten. 

As Praxis foll angefehen werden, wenn er als Affiftent bei einem Gym 
nofium, als Präfekt in einem Erziehungsinfiitute oder fonft als Privallcher 
fih mit Unterricht in den Gpmnaflalgegenftänden befchäftiget hat. 

$. 108. Die praktifhe Prüfung fol jedes Jahr allein in der Haupi- m 
Refidenzftabt, von einer durch das Staatsminifterium des Innern zu beam 
nenden Kommiffion vollzogen werben. 

Sie foll aus mündlichen Borträgen über einen lateinifchen nnd griediidn 
SKlaffiter und aus einem Colloquium über diefelben beftehen. 

$. 109. Da es bei diefer Prüfung darauf ankommt, daß der Kandik« 
feine Methode, Haffifhe Schriftfteller zu behandeln und der Jugend fruchtbar a 
erflären, gang und vollfändig zeige, hiezu aber eine gründliche Borbereitu; 
nothwendig ift, fo follen jedesmal ein Zahr vorher diejenigen lateiniſchen um 
griechiſchen Schriftfieller, aus welchen die Stellen für die Prüfung zu nefmm 
find, durch die Kreisintelligenzblätter befannt gemacht werden. 

$. 110. Jene Stellen follen von der Kommifffon unmittelbar vor dem 
Anfange der Prüfung befimmt, auf befonderen Zetteln nach der Zahl der Run 
didalen je eine lateinifche und eine griechifche bemerkt, und biefelben in vie 
Urne niedergelegt werben. 

Die Borträge gefchehen nad der Ordnung, in welcher die Kandidaten ib 
zur Prüfung angemeldet haben. Jeder, den die Reihe trifft, zieht einen ic 
Zettel, und hat nach einer Biertelftunde, die ihm zur Ueberſicht des Side 
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geſtattet ift, über die ihm zugefallene Aufgabe den Vortrag in teutfcher Sprache 
zu halten, 
$. 111. Das Colloquium foll fih auf den Inhalt diefer Vorträge bes 
sieben, und bie Methode, fowie die Gründe, die Berichtigung oder weitere Be- 
flätigung des Borgetragenen zum Gegenftande haben und in Iateinifcher Sprache 
geführt werden, 
$. 112. Die praftifche Prüfung für das Lehrfach der Mathematit findet 
in ähnlicher Weiſe flatt; doch werben bie Zweige ber Wiffenfchaft aus denen 
ſie gefchteht, nicht im Boraus befannt gemacht, und beim Eolloquium kann die 
teutſche Sprache gebraucht werben, 
$. 113, Bei der praftifhen Prüfung fol zwar hauptfächlih auf Gründ- 
lichkeit und Zwedmäßigfeit der Behandlung Haffifcher Schriftfteller oder mathe- 
matifcher Lehren gefehen, aber au darauf ein befonderes Augenmerk gerichtet 
' werden, ob der Kandidat im Stande fey, feine Gedanfen Mar, folgerecht und 
anſprechend zu entwideln und darzuftellen, ob in feinem Bortrage und feiner 
Haltung Ernft und Lebendigkeit durchblide, ob er fih, zunächſt in der Mutter- 
: fprade, rein, richtig und geläufig ausbrüde, und ein gutes Sprachorgan befiße, 
‘ oder nicht. 
$. 114, Nach dem Erfolge der Prüfung wird jedem Kandidaten von der 
Kommiffion die Klaffe vorzüglidher, fehr guter oder guter praftifcher 
Befähigung für das Lehramt beftimmt, hierüber ein ausführliches Protokoll mit 
Angabe der Gründe für diefe Beſtimmung abgefaßt, von fämmtlichen Gliedern 
ver Kommiffion unterzeichnet und an das Staatsminifterium des Innern ein- 
gefendet. | 
$. 115. Die Anftellung fämmtliher Opmnaflalprofefforen gefchleht durch 
allerhöhfte Defrete und ift, wie bei den übrigen Staatsämtern der Berwalt- 
ung, drei Fahre lang proviforifch. 
Es fol übrigens Feiner angeftellt werben, über deſſen Sittlichfeit und reli- 
giöfe Sefinnungen irgend ein Zweifel obwaltet, 
Zit. XI. Bon der Zudt, der Gewähr und ben Berpaltaifien der 
Gpmnaſien. 
$. 116. Mit der Schulzucht ſoll es im Allgemeinen in dem Gymnafium 
wie in der Iateinifchen Schule gehalten werben, und die $$. 49, 50, 51 und 
52 finden auf die Gymnafien volle Anwendung. 
$. 117. Der Gymnafialrektor hat in Verbindung mit den Lehrern zur 
Einhaltung eines feftgeregelten Lebens der Schüler befondere, ven Bedürfniffen 
des Zünglinges und den Berhältniffen des Ortes und der Anſtalt entfprechende 
Schulſatzungen zu entwerfen, und nach erfolgter Genehmigung der Kreisregier- 
ung in Anwendung zu bringen, 
$. 118, Schwierige Fälle und Gegenftände von Wichtigkeit, 3. B. Anord- 
nungen, um in die Lehrmetpode Einheit zu bringen, follen in Konferenzen ber . 
Lehrer zur Berathung gezogen werben, welche anzuordnen dem Rektor zufommt. 
Dr. Sicenpfäfer —ã Berfaffung x. 52 
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Auch kann er, wo ed ihm nöthig feheint, das Scholarcdhat zu denfelben be 
zieben. 

$. 119. Auch für die Gymnaſien werden von Zeit zu Zeit Bifitationen 
angeordnet und nad den für die Iateinifhen Schulen in den $$. 54, 55 um 
56 enthaltenen Befimmungen volljogen werden. 

$° 120. Der Kreigregierung ſteht zu, über den Stand der Anftalt im XL. 
gemeinen nach den Beflimmungen der allerhöchſten Verordnung vom 17, Dr 
zember 1825 zu wachen. 

Reklamationen aber in Sachen, welche dem Rektor, den Lehrern und Ede 
larchen zu entfcheiden allein obliegt, bat fie am diefe zu verweiſen; dagegen dir 
im Laufe des Jahres fich ergebenden Anfragen und Beſchwerden des Rektors, 
in fo ferne Teßteren nicht auf anderem Wege abgeholfen werben kann, mit mög 
fihfter Schnelle und Entfchiedenpeit zu erledigen. » 

Endlih hat die Kreisregierung von dem Neftor am Schluffe jeden Sche— 
jahres einen Bericht über den Zuftand und die Bedürfniffe der Anftalt zu m- 
pfangen und mit ihrem Gutachten an das Staatsminifterium des Zn 
einzufenben. 

Tit. XI. Bon den Privatleprern und den Privatunterridti- 
anftalten., 

$. 121. Den Privatunterricht, welcher den öffentlichen Unterridt in de 
lateinifhen Schule und in dem Gymnaſium erfeßen, und micht blos zur Bir 
verholung oder Nachhülfe diefes öffentlichen Unterrichtes dienen foll, kann Wie 
mand ohne befondere Erlaubniß dazu übernehmen, ausgenommen bie orbinirie 
Geiftlihen,, die Öffentlihen Lehrer an den erwähnten Anflalten und deren W 
filtenten, dann die übrigen zur Schulpraris zugelaffenen Lehramtstandidaten. 

$. 122. Die Erlaubnig wird nah $. 45 der allerhöchften Berorbnum 
vom 17. Dezember 1825 von der Polizeibehörde mit Vorbehalt des Rekurie 
an die Kreisregierung ertheilt, und mit Benennung der Fächer, auf melde — 
lautet, Öffentlich befannt gemadt. Sie kann nicht ertheilt werden, wenn mid 
der Bewerber feine Fähigkeit und Würdigkeit durh Zeugniffe, und mamentlid 
die erfiere durch das Zeugniß des Gymnaſialrektors an dem Orte, wo ber Ir 
vatunterricht gegeben werden fol, nachweiſet. Diefes Zeugnig des Gymnalıl 
reftord muß, wenn es jene Erlaubniß begründen fol, enthalten, daß der Se 
werber bei einer von dem Rektor angeorbneten fchriftlihen und münblice 
Prüfung die erforderlichen Kenniniffe und Fertigkeiten bewiefen habe. Für iu 
Prüfung ift von dem Bewerber eine Gebühr, die von der Kreisregierung Ib 
gefegt wird, zu entrichten. 

Dem Rektor, und an Orten, wo nur eine lateiniſche Schule if, dem Sub 
reftor, lebt zu, die Zurüdnahme einer bereits ertpeilten Erlaubniß zum Prire 
unterrichte zu begutachten, wenn fi der Privatlehrer derfelben unwürbig ma 

$. 123. Die Errihtung von Vrivatunterrichtsanftalten, die anftatt der I» 
teinifchen Schule oder des Opmnafiums dienen follen, hängt von der Geachmir 


® 
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ung ber Kreisregierung ab, bie nach Bernefmung der Polizeibehörbe nicht 
anders, als auf das Gutachten des Gymnafialreftorates, welchem als dem näch⸗ 
fien die Aufficht darüber zu übertragen if, erfolgen foll, 


Berzeihnig ber Büder, 
welche nach ber gegenwärtigen Schulorbnung für die Bayerifchen lateini⸗ 
fhen Schulen Herzuftellen oder zu wählen find, 


gateinifhe Grammatik. 
Lateiniſche Chreftomatpie in vier Kurfen, dazu ein Vokabularium und eine Aus- 
wahl von Stüden zu Memorirübungen, 
Lateinifche Anthologie. 
Schulausgaben: a) des Cornelius Nepos, b) des Julius Eäfar, c) der Fabeln 
bes Phädrus. 
Elementarbuch zum Weberfeßen aus dem Teutfihen in das Lateiniſche in vier 
Kurſen. 


Griechiſche Grammaiik. 

Griechiſche Chreſtomathie in zwei Kurſen, dazu ein Bolabularium und eine 
Auswahl von Stüden zu Memorirübungen. 

Elementarbuch zum Heberfeßen aus dem Zeutfchen in das Griechifche in zwei 
Kurſen. 


Grammatik der teutſchen Sprache. 
Teuiſches Leſebuch, aus proſaiſchen und poetiſchen Stücken beſtehend. 


Katech ismus der chriſtkatholiſchen Religion. 

Katechismus der proteftantifchen chriſtlichen Religion, und ein bibliſches Spruch⸗ 
und Liederbuch dazu. 

Die Heilige Schrift im Auszuge für Schüler katholiſcher Konfeffion, 

Die heilige Schrift im Auszuge für Schüler proteftantifcher Konfeffion, nad 
Mart. Luthers Ueberſetzung. 

Die Heilige Gefchichte bis zur Einführung des Chriſtenthums im römifchen 
Reiche durch Konftantin den Großen für Schüler Fatpolifcher Konfeffion. 

Diefelbe für Schüler proteftantifher Konfeffion. 

Lehrbuch der chriftlatholifchen Religion für die beiden oberen Klaffen ber latein⸗ 
ifchen Schule, 

Lehrbuch der proteftantifchen chriſtlichen Religion für diefelben Klaſſen. 


Lehrbuch der Arithmetik in vier Abteilungen. 


Grunbdlinien der allgemeinen Gefrhichte, 

Teutſche Gefchichte mit befonderer Hervorhebung der Bayeriſchen. 

Anfangsgründe der Geographie mit ausführlicher Behanblung ber Geographie 
von Teutfchland und vornehmlich Bayern. 


Karten von der Erbe, den einzelnen Weltiheilen, von Zeutfchland und Bayern, 
52 * 


820 Dritted Buch. — Verwaltungspolizei. 


Für die Oymnafien 
Lateinifche Proſaiker. 

Cicero (die Werke von der Freundſchaft und dem Alter, bie Briefe, Heiner 
und größere Reden, de claris oratoribus, de oratore, quaestiones Tuseu- 
lanae, de finibus, de officiis). 

Livius. 

Salluſtius. 

Tacitus (die Hiſtorien, Agricola und Germania). 

Quintilianus (das zehnte Bud), 

Juflinus. 

Lateiniſche Dichter (außer einer Anthologie). 

Plautus (Aulularia und Captivi). 

Virgilius. 

Horatius. 

Ovidius (die Metamorphoſen und Faſten). 


Griechiſche Proſaiker. 
Herodotus. 
Zenophon (Anabaſis, Hellenika, Cyropädie, philoſophiſche Schriften). 
Iſokrates (auserleſene Reden und Briefe). 
Demoſthenes (olynthiſche und philippiſche Reden). 
Plutarch (einige Biographien). 
Plato (Auswahl mehrerer Dialogen nebſt der Apologie). 
Aelian (Auswahl aus den vermiſchten Erzählungen). 


Griechiſche Dichter. 
Homerus (Iliade, Odpſſee, Hymnen). 
Heſiodius (Werke und Tage, Theogonie). 
Die Gnomendichter. 
Pindarus. 
Die drei Tragiker. 


Schulbibliothek teutfcher Klaſſiker. 
1te Abtheilung — Proſaiſten. 
2te Abtheilung — Dichter. 
Anleitung zur Bildung des teutſchen Sipls. 


Lehrbuch der chriſttatholiſchen Religion in einer auf die vier Gymnafialliaie 
berechneten Stufenfolge. 

Lehrbuch der proteflantifchen chriſtlichen Religion in berfelben Abftufung. 

Das neue Teflament griechifch. 


Lehrbuch der Mathematit nach dem im $. 81 für die Baperiſchen Opmnakn 
vorgefihriebenen Lehrftoffe. 
Lehrbuch der matpematifch-phyfitaliigen Geographie. 
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Lehrbuch der allgemeinen Geſchichte für Gymnafien. 

Lehrbuch der teutfchen Gefchichte mit befonderer Rüdficht auf bie Bayeriſche 
Geſchichte für Gymnaſien. 

Lehrbuch der alten Geographie. 

Lehrbuch der politiſchen Geographie. 


Hebräiſche Grammatik. 
Hebräifhe Chreſtomathie in zwei Kurſen. 


$. 181. Königl. Verordnung vom 30. November 1833, Amts- 
blatt vom Jahre 1834, Mi 5, p- 61, die Fortdauer der vierten Gym⸗ 
naſialklaſſe betr. 

Ludwig, K. 

Die den Gymnaftalfchülern durch $. 62 der Schulorbnung eingeräumte 
Befugniß, von der dritten Gymnaſialklaſſe unmittelbar an das in Beziehung 
auf die philofophifchen und theologifchen Kurfe den Univerfitäten gleich geach- 
tete Lvyceum überzutreten, hat zu einer allmäligen Entvölferung der vierten 
Gymnaſialklaſſe und zu der Frage geführt, ob letztere förmlich aufgehoben, ober 
in ihre vorige Bedeutung wieder eingefeßt werben folle, 

Unfer Staatsminifterium des Innern fah fich verpflichtet, diefen hochwich⸗ 
tigen Gegenftand dem Gutachten fämmtlicher Kreisfcholarchate Unferes Reichs 
zu unterftellen, und nachdem durch bie einhelligen Berichte jener Behörden ber 
geregelte Fortbefland der vierten Klaffe ale ein nothwenbiges Erforberniß bes 
gründlichen Studiums mit überzeugenden Gründen nachgewieſen ift, finden 
Bir Uns auf Antrag Unferes gedachten Staateminifteriums bewogen, zu 
derorbnen, was folgt: 

I. Die vierte Gymnaſialklaſſe bildet die notwendige VBorbedingung zum 
Vebertritte an ein Lyeeum, ebenfo wie an eine Iniverfität, die $$. 62 und 93 
der Schulorbnung treten, foweit fie diefer Beſtimmung entgegen find, mit bem 
Tage der Beflimmung entgegen find, mit dem Tage der Belanntmahung 
gegenwärtiger Verordnung außer Wirkfamteit. 

U. Der Lehrftoff der Gymnaſien umfaßt auch künftig, wie bisher, nad 
$, 82 lit. C. und D. der Schulordnung lediglich die diefen Lehranflalten als 
folden zuftehenden Gegenflände, und es ift Unfer ausvrüdlicher Befehl, daß 
diefer Lehrumfang fireng eingehalten, die vierte Gymnafialklaſſe vorzüglich zu 
gründlicher Behandlung der bisher fo vielfach, und mit den nachtheiligften 
Folgen vernachläßigken Rhetorik (Theorie der redenden Künfte) verwendet, und 
Fremdartiges, namentlih in das Gebiet der Lyceen und Univerfitäten Ein- 
fchlagenbes unbedingt fern gehalten werde, 

III. Die Gpmnafialprofefforen werden auch in Zufunft in die verfchledenen 
afien nah Maafgabe bes Uinterrichtöbebürfniffes und ber Befähigung ver- 
teilt. Ihr wechfelfeitiger Rang beftimmt fich nach ihrem Dienftalter in der 
Gymnafialprofeſſur ohne alle Rückſicht auf die demfelben anvertrante Klaſſe. 


⸗ 
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IV. Das Syftem flehender Klaßlehrer tritt von nun an außer Birfuna. 
Die Klaßlehrer wechfeln vielmehr mit einander in der Art ab, daß je derſelbe 
Gymnafialprofeffor der untern Klaffen feine Schüler durch die erſte und zweite, 
und derfelbe Klaßlehrer der obern Klaſſen feine Schüler durch die dritte und 
vierte Klaffe fortführe. 

V. Unfer Staatsminifterium bes Innern wirb den feftgefegten nnb durch 
Ziff. IL gegenwärtiger Berorbnung beflätigten Lehrftoff des Gymnafialunter- 
richts und die vier Klaffen in der Art vertheilen, daß Ernſt und Sründlichleit 
des Studiums unbedingt gefichert, oberflächlichem Lernen unfeplbar vorgebeugt, 
gleichzeitig aber auch die intellektuelle Aufgabe mit den phyſiſchen Kräften der 
Schüler in Einklang gebradt, und dem Baterlande eine geiftig ſowohl, als 
förperlich gefunde Jugend berangebildet- werde; dasſelbe wird ferner darüber 
wachen, baß die Gpmnafien ihre Wirkfamfeit auf das Erziehen eben fo fehr, 
als auf das Lehren erfireden, daß die Rektoren und Lehrer in näheren wohl» 
wollenden Beziehungen zu ihren Schülern ſtehen, und daß das ächte Berhäli- 
niß zwiſchen beiden dort, wo felbes noch beſteht, erhalten; dort aber, wo ſelbes 
etwa in ben jüngften Zeiten geflört worben if, aldbald wieder bergeflellt werde. 

VI. ®ir bepalten Uns vor, die Rectören Unferer Gymnafien entweder 
aus der Zahl der Gpmnaftalprofefforen oder den fonft mit akademiſchen Stu- 
dien und entfprechenden Kenntniffen verfehenen Männern zu ernennen. Das 
Rektorat behauptet die Eigenfchaft einer widerruflichen, mit einer Zunftionsre» 
muneration begleiteten Funktion. 

VII. Da übrigens der Ankauf vollkänbiger Ausgaben der Mlaffiter einer 
feitö den Studirenden große, oft unerfchwingliche Koften verurfacht, anderfeils 
denfelben mit ben zum Unterrichte geeigneten auch ſolche Stellen einzelner 
Werke in Handen gibt, zu deren Berfländniffe es ihnen an der nöthigen Reife 
gebriht, fo wollen Wir, daß Unfer Staatsminifterium des Innern alebald 
für die beiden unteren Klafien des Gymnaſiums angemeffene Anthologien und 
Chreſtomathien vorfchreibe, oder verfaflen laſſe, und überhaupt für die ſchleunige 
Vollendung und Einführung gleihförmiger Lehrbücher an allen Gymnafien und 
lateinifhen Schulen Sorge trage. 

vi. Unfer Staatsminifterium des Innern iR mit dem Bollzuge gegem 
wärtiger Berorbnung beauftragt. 


$. 182. Königl. Verordnung vom 30. November 1833, Amts: 
blatt vom Jahre 1834, Mi 5, p- 63, den Fortbeftand der Lyceen betr. 


Yudbwig, 8 
Wir finden Uns bewogen, binfichtlich des Foribeſtandes unb ber inner 
Einrihtung der Lyceen zu verorbnen, was folgt: 
1. Die Lyceen find und bleiben Spezialfihulen für das philoſophiſche umb 
theologifhe Studium. Sie Reben als ſolche hinſichtlich der Lehrgegenflände auf 
gleicher Linie mit den beizeffenden Falultäten Unferer Landbeduniverfitäten. 
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II. Jedes der erwähnten Lehrfächer zerfällt auf den Lyceen in 2 vollän- 
dige Jahreskurſe. 

III. Ein volftändiges Lyceum beſteht aus 2 Sektionen: 

a) ber philofophifchen und 
» d) der theologifchen 
unter Einem von ung ernannten Rektor, 

Ein unvollftändiges ift auf die 2 philofophifchen Jahreskurſe befchränft. 

IV. Jeder mit einem erzbifchöflichen oder bifchöflihen Site verfehene Kreis 
behält oder erhält Ein vollfländiges Lyeeum und zwar wo möglih an bem 
Drte des erzbifchöflihen oder bifchöflihen Seminars. Nebftbei bleiben die 
übrigen ſchon befiehenden unvollftändigen Lyceen aufrecht erhalten, fo ferne die 
nöthigen Mittel hiezu nach Erfüllung obiger Anordnung noch verfügbar er- 
fcheinen. Auch dürfen die mit feiner folchen Anftalt bisher verfehenen größeren 
Städte auf Errichtung unvolftändiger, d. h. auf die 2 philofophifchen Zahres- 
kurſe befchräntten Lyceen für den Fall das Geſuch ftellen, wo fie nebſt dem Be» 
dürfniffe auch genügende Fonde zu vollftändiger und tüchtiger Degründung bes 
Unterrichts und der Attribute, nämlich der Bibliothek, des phyſikaliſchen Ap⸗ 
parates, des chemifchen Laboratoriums und des Naturalientabinets nachweifen. 

V. Unvollkändige Lyceen in dem engern Sinne, nämlich einzelne ppilo- 
fophifche Jahreskurſe und fogenannte Lycealklaſſen mit gemifchten Tycreal- und 
Gpmnafiallehrftoffen find und bleiben unterfagt. 

VI. Das Minimum der Profefforenzapl ift für die philofoppifche Sektion 
auf 5, für die theologifche auf 4 feftgefegt. Ein Zurüdweichen unter diefes 
Minimum darf Uns nur ausnahmsweife auf den Grund ganz befonderer ört- 
Licher Berhältniffe, und bei erwiefenem Vorhandenſeyn eminenter Yehrfräfte be— 
antragt werden. 

VII. Der Gehalt eines Tycealprofeffors ift auf 800 fl., wovon ein Teil 
in Getreide, das nach der fehgefegten Norm angefchlagen wird, unbefchadet der 
etwa nach einer Reihe treu geleifteter Dienfte erfolgenden Erhöhung feftgefeät. 
Den Rektoren als folchen fleht der Rang orbentliher, den Lycealprofefforen ber 
Rang auferorbentlicher Univerfitätsprofefloren zu. Unter fich reihen felbe nach 
dem Dienfalter in der Lyrealprofeffur. 

VIII. Rektor und Profefforen werben von Uns auf Antrag Unſeres 
Staatsminifteriums des Innern ernannt. Die widerrufliche, von einer gleich- 
falls widerruflihen jährlichen Nemuneration begleitete Nektoratsfunftion wer» 
den Wir je nad Gutbefinden entweder einem der Profefloren, oder fonft einem 
mit afademifhen Studien und entfprechenden SKenniniffen verfehenen Manne 
übertragen. Zu Profefforen dürfen Uns nur Individuen vorgefchlagen wer- 
den, denen nebſt mufterhafter Sittlichkeit, tiefen pädagogiſchen Kenntniſſen und 
hohen Berufsernfle auch bie volle Habilitirung zu einer Univerfitätsprofeffur 
beimohnet, und Wir gedenken bei den diesfälligen Ernennungen um fo firenger 
zu verfahren, je mehr Unſer erflärter und entſchiedener Wille ift, diefe An— 
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ftalten vor jeder Halbheit gefichert, und felbe nicht nur in Bezug auf den Lehr 
umfang, fondern auch Hinfihtlih der Tiefe und Gründlichfeit des Unterrictes 
den betreffenden Ilniverfitätsfafultäten gleihgeflellt zu wiſſen. 

IX. Die Aufnahme in das Lyceum iſt durch ein, mindeflend die Note gu- 
ter Befähigung darlegendes Eymmnafialabfolutorium bedingt. Die diefem Ab- 
solutorio vorangehenden Prüfungen finden au fortan für alle auf eine Hech⸗ 
fhule oder ein Lyceum übertretende Jünglinge nah Maafgabe der Ziff. IL 
Unferer Berorbnung vom 23. November v. J., unter dem Borfige eigener, 
von Uns auf Borfihlag der alademifchen Senate und des Staatsminifteriums 
des Innern abgeorbneten Univerfitätsprofefforen ftatt. 

x. Die Lyceen find befiimmt, die auf den lateinifchen Schulen und Gpm- 
naften begonnene Bildung in einer diefer Vorſtuſen analogen Weife forte 
feßen. Unfer Staatsminifterium des Innern wird daher bie Unterrichtägegen- 
ftände auf die einzelnen Jahreskurſe nach einem beflimmten, ſcharf bezeichnen 
Maaße vertpeilen und über die genaue Einhaltung der feſtgeſetzten Stubim- 
ordnung mit rüdfichtslofer Strenge wachen, basfelbe wird ferner auf den ie 
ceen eine den Gymnafien ähnliche Disziplin einführen und für ernfle Han 
babung ber von ihm beftätigten örtlichen Schulgefeße, fowie dafür alles Ernrt 
forgen, daß der in Unferer Berordnung von heute fehgefeßte Doppelfiund- 
punkt des Erziehend und des Lehrens, fowie jener des lebendigen Wedielver 
bältniffes zwifchen Lehrern und Schülern auch auf diefen Unterrichtsanftalten 
volle Anwendung finde. 

XI. Die Handhabung der Disziplin fieht dem Reklor zu, dem es frei fickt, 
fich in wichtigeren Zälen mit den Anfichten der Profefforen zu umgeben, um 
der durch die in den Schulgefegen näher bezeichnete und begränzte Klaſſendi 
ziplin der Profefforen unterftügt wird. Die zuläßigen Strafen, nämlid: 1, 
Berweis, 2. Hausarreft, 3. einfache Karzerfirafe, 4. geichärfte Karzerfirafe, 5. Di- 
miffion und 6. Erkufion werden in der Negel ftiufenweife, bei ernfteren Zälen 
aber ohne Rüdficht auf eine folhe Stufenfolge angewendet. Insbeſondert Ü 
Unfer beflimmter Befehl, daß Unfittiichkeit, Auflefnung gegen bie Lyctalde⸗ 
börde und Theilnahme an politifhen Umtrieben oder an den, auf Ppreen unbe 
dingt verbotenen Studentengefellfihaften fogleih in dem erftien Betretungsiaht 
mit Dimiffion und nah Befund mit Exkluſion beftraft werde. 

XI. Der Studienfortgang jedes Lycealfchülere wird von Halbjahr zu Hal» 
jahr durch ſcharfe unter VBorfiß des Nektord von der gefammten Sektion ver 
zunehmende Prüfungen und durch darauf gegründete Klaffifitation ermitieh. 
Das Zählen unter dem erſten Fünftheile zieht Preisdiplome und die Befugui 
der Bewerbung um die etwa vorhandenen Stipendien, Unwiſſenheit aber Dr 
ahndung und zweimaliges Nichtbeftehen in der Prüfung Dimiffion nad N4. 

XI. Rektor und Profefforen find für firenge, gewifienhafte Behandlung 
ber Prüfungsangelegenpeiten verantwortlid. 

XIV. Der Veberiritt von dem Lpreum an eine Univerfität if durd dw, 
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unter dem Vorſitze eines von Uns nad Ziff. IL ber Verordnung vom 23. No— 
vember v. 3. abgeordneten Univerfitätsprofeffors und nach Inhalte jener Ber» 
orbnung abgehaltenen Abfolutorialprüfung und durch die aus biefer Prüfung 
bervorgegangene er ſte Fleißes- und erfie oder zweite Fortgangsnote bedingt. 
Bei Nichtvereinigung des Abgeorbneten mit dem Lycealrektor und den Lyceal⸗ 
profefloren tritt bie in mehrgedachter Ziff. IL. der Verordnung vom 23. Novem- 
ber 1832 feftgefeßte wiederholte Prüfung an dem Ilniverfitätsfiße vor einer aus 
der philofophifchen Fakultät. und mindeftens 3 Lprealreftoren und Profefloren 
aufammengefesten Kommiffion ein, 

Unfer Staatsminifterium bes Innern ift mit dem Bollguge gegenmwärtiger 
Berorbnung beauftragt. Dasfelbe bleibt Uns für den fireng wiflenfchaftlichen 
Eharalter und für die firenge Disziplin der Iyceen ganz befonders verantwort- 
lich. Dagegen bleibt dasſelbe auch ermärhtiget, nicht nur durch die Behufg der jähr- 
lichen Abfolutorialprüfungen abgefendeten Kommiffarien, fondern auch auf fon- 
flige Weife genaue Auffchlüffe über den Stand der einzelnen Lyceen zu erholen, 
die ihm nöthig ſcheinenden Aufträge zu eriheilen, Oberfiudienrätpe und Univer⸗ 
fitätsprofefforen als BVifitationstommiffäre abzuordnen und alle jene Vollzugs— 
anorbnungen zu treffen, welche zu vollſtändiger und wirkfamer — 
gegenwärtiger Anordnungen dienen können. 


Die Art. IX. und XIV. vorſtehender Verordnung ſind durch die 
fpätere vom 10. Mai 1838, ſiehe unten $. 198, aufgehoben. 

$. 183. Berfügung des Minifteriums des Innern vom 21. Des 
zember 1333, Amtsbl. M 5 vom Jahre 1834, p. 67, die Borbild- 
ung zum Lehramt am Oymnafium und an lateinischen Schulen betr, 


Staatsminifterium des Innern. 

In Folge allerhöchſter Entfchließung Seiner Majeſtät bes Königs 
vom 30. v. M., wird in Beziehung auf die Ausbildung der Vorbereitungs⸗ 
lehrer und Gymnaſialprofeſſoren befannt gemacht, was folgt: 

I. Das biefige philologifche Inftitut wird als Ausbildungsanftalt für jene, 
welche fih dem wiſſenſchaftlichen Betriebe der Philologie zu widmen gebenfen, 
beftätigt. Dasfelbe behält zu diefem Behufe nebft der bisherigen Einrichtung 
und dem bisherigen, ſowohl durch tiefe Gelehrſamkeit, als durch Ausbildung 
ausgezeichneter Philologen bewährten Borftande, dann neben ber Erigenz von 
jährlich 150 fl. für die Bibliothek und von 100 fl. für Remunerirung des zwei⸗ 
ten Borftandes den Beirag von. 4 Stipendien, jedes zu jährlich 100 fl. 

II. Den zu einem Borbereitungslehramte adfpirirenden Jünglingen ift über- 
haupt neben dem philologifchen Kurfe und dem unabläßliden gründlichften 
Studio der aliklaſſiſchen Spraden, dann neben den übrigen in $. 45 ber 
Schulorbnung den Lehrern für die zwei Dberklaffen der Tateinifchen Schule 
vorgefchriebenen Studien, insbefondere auch das Stubium der Pädagogik und 
Didaktit zur Pflicht gemacht. 
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II. Den zu einem Gymnaſiallehramte ſich vorbereitenden Lehramtstanni- 
daten liegt neben dem vollſtändigen Hören der philologifchen, pädagogifchen um 
didaktifchen Kurfe und neben der bis zur vollen Reife zu bringenden Kenntnis 
der altlaffifchen Sprachen und des Haffifchen Alterthums, auch der Beſuch der 
Univerfitätsvorlefungen über Encyflopädie und Methobologie der Gpmnaficl- 
fiudien ob. 

IV. Das unterzeichnete Staatsminifterium if von Seiner Majrkät 
dem Könige beauftragt, firenge Sorge dafür zu tragen, daß die hienach neih⸗ 
wendig werdenden Borlefungen auch in der That an allen Landesuniverfitätm 
gründlich und regelmäßig flatt finden. Insbeſondere iſt dieſelbe angewicſer 
zu bewirken, daß die Pädagogik, die Encyklopädie und Methodologie nicht bied 
theoretifch, fondern auch praftifch, durch den Befuch der verfihiedenen, an dem 
Univerfitätsfige befindlichen Ynterrichtsanflalten und durch wiederholte Anmein- 
heit der Lehramtstandidaten und ihres Profefford bei den Lehrſtunden ausı- 
zeichneter Lehrer der Tateinifhen Schule und des Gymnafiums gegeben werke. 

V. €8 wird bei einer jeden Univerfität mindeftens ein, dem aladbemilden 
Senate untergeorbneter, aus der Mitte der lniverfitätsprofefforen genommen: 
Ephor beftellt werden, um die für das Lehramt der lateiniſchen Schulen ae 
des Gymnaſiums ſich vorbereitenden Zünglinge leitend und berathend zu unter 
flüßen, deren gründliche Ausbildung nicht nur für die Aufgaben des Lehrers 
fondern auch für jene des Erziehers zu bewirken, und indbefondere biefen Jän» 
lingen in dbr Reihenfolge ihrer Studien väterlih zur Seite zu ſtehen. 

VI. Die zu einem Lehramte fidh vorbereitenden Studirenden find gehalten, 
mit Schluffe jeden Semefters Spezialprüfungen über die von ihnen gehörte 
Gegenflände zu beftehen, und nicht nur wie die übrigen Studirenden Sittlid 
feitö- und Fleiß-, fondern auch Fortgangszeugniffe zu erholen. 

VII. Sechs Stipendien, zu 100 fl. jedes, find ausgemitielt, um dem bard 
Fleiß, Fortgang und Sittlichleit ausgezeichneten Kandidaten des Lebramtes, iv 
nachgetwiefener Dürftigkeit, die richtige und gründliche Bollendung ihrer Lau 
bahn möglich zu machen. 

VI. Die Zulaffung zu der Prüfung für das Lehramt wird dur den Bemed 
bedingt, daß der zu Prüfende in der Gymnaſial⸗, und foferne er die phileſe 
iſchen Kurfe an einem Lyceum gehört hat, in der Lprealperiode ſtets einen Pat 
in bem erfien Drittheile behauptet, an der Hochſchule mit entfprechendem Fe 
gange fludirt, während feiner ganzen Stubienzeit ſtets ein mufterhaft firtlihet 
Betragen gepflogen und in religiöfer fowohl, als moralifcher Beziehung di 
volle Zufriedenheit feiner Borgefeßten erworben habe. 

IX. Die theoretifche Prüfung für das Borbereitungsiehramt (Lehramt ir 
Tateinifchen Schule) richtet ſich auch in Zukunft nach den in $. 45 der dal 
ordnung für die Prüfung der Lehrer beider Oberklaſſen jener Schule eruch 
ten Normen, und umfaßt überdies tief eingehende Bragen aus der Pädaga! 
und Didaktik, 
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Die theoretifche Prüfung für bie Gpmnaflalprofeffur findet nad $. 102 bis 
114 ber Schulorbnung flatt, und verbreitet fih außer den in biefen $$. bezeich» 
neten Yehrgegenfhänden auch insbefondere über Pädagogik und Didaktik, dann 
über Encyklopädie und Methodologie des Gymnafialftudiums, 


Die praktifche Prüfung findet in Zukunft eben fo wie die theoretifche an 
den Sitzen der drei Randesuniverfitäten flatt, Die aus beiden hervorgehenden 
Prüfungszeugniffe Haben, nebft der Befähigung im Allgemeinen auch fpeziell 
jene Gymnaſialklaſſen zu bezeichnen, für welche der Kandidat vorzüglich geeig- 
net ſcheint. 
| x. Jenen Yehramtsfandidaten, welche fih neben der vollftändigen Bor» 
bildung für das Lehramt auch über ein vollſtändig abſolvirtes theologiſches 
oder fonftiges Fachſtudium ausweifen, wird bei fonft gleicher geiftiger, fittlicher 
und religiöfer Befähigung, eine vorzügliche Berüdfichtigung zu Theil werden. 
XI. Die von der Bekanntmachung gegenwärtiger allerhöchſter Verordnung 
das Studium der allgemeinen Wiffenfchafteu vollendet habenden Kandidaten 
erfüllen die Vorausſetzung des Abſchnitts VIIL. gegenwärtiger Verfügung, wenn 
fie aus allen Hauptfächern der allgemeinen Wiſſenſchaften bezüglih auf Fleiß 
und Fortgang die Noten „Auszeichnung“ nachweifen, 


Diefe allerhöchften Anordnungen werben hiemit zur allgemeinen Kenniniß 
gebracht. 

F. 184. Miniſterialentſchließung vom 3. Februar 1834, Amtebl. 
No. 46, p. 475, die Vorbildung für das Lehramt an Gymnaſien und 
lateiniſchen Schulen, dann die Berhältniffe der Lyceen des König 


reichs betr, 
Staatsminifterium des Innern. 

Sn Folge der dem unterzeichneten Königl. Staateminifterium über bie 
Bildung der Lehramtstandidaten zugegangenen allerhöchften Aufträge, und un» 
ter Bezugnahme auf die dem Regierungsblatte einverleibte Minifterialbefannt- 
machung vom 21. Dezember 1833, werden nach gefchloffenen Beratfungen des 
oberſten Stubienraths folgende Abänderungen des Tit. V. $$. 41, 42, 43, 44, 
45, 46 und 47, dann ber $$. 102, 103, 104, 108 und 109 der Schulorbnung, 
fämmtlichen‘ Königl, Kreidregierungen zur Darnachachtung und aldbaldigen 
Kundgabe an die Schulbehörben eröffnet. 

Zu Tit. V. der Schulorbnung: von den Tehrern der lateinifhen 
Säule, und zwar $$. 41, 42, 43, 44, 45, 46 und 47. 

$. 1. Da die Lehrer der lateiniſchen Schule nicht wie bisher zu beſtimm⸗ 
ten Klaflen berufen werden, fondern ihre Schüler durch je zwei untere und je 
zwei obere Klaffen mit ſich führen follen, fo verfieht es ſich von ſelbſt, daß bie 
Lehrer je zweier. Klaffen eine unter fih homogene Vorbildung nachweiſen und 
deßfalls befondere Prüfungen zu befteben haben. 
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Die $$. 41, 42, 44, 45 und 46 der Schulorbnung umierliegen daher 
einigen Modififationen, und werben hienach abgeändert, wie folgt: 

$. 41. Bon den Fehrern der beiden untern Klafien der lateinifchen Schul: 
wird gefordert, daß fie mindeftens das Gymnafium, und von den Lehrern der 
zwei oberen Klaffen, daß fie wenigfiens einen zweijährigen philoſophiſchen Kurs 
an einem Lyceum oder an einer Univerfität vollſtändjg abfolvirt haben. 

$. 42. Sie find gehalten, ihre Kenntniffe durch eine Prüfung zu erproben, 
welche auf Anordnung der Kreisregierung in der Kreishauptfiabt von dem 
Gymnaſialrektor der Kreispauptfiadt und fämmtlichen Profefforen des dortige 
Gymnaſiums mündlich und fchriftlih zu halten if, 

Die dabei an den Kandidaten der beiden untern Klaffen zu ftellenden for 
derungen find: 

1. Sicherheit der Tateinifhen Grammatif überhaupt, mit vorzüglider dr 
rüdfichtigung des etymologifchen Theiles, richtige ſchriftliche Meberfegung eines 
folchen teutfchen Stücks, wie es den Schülern der oberflen Klaffen vor dm 
Abgange zur Univerfität vorgelegt wird, ins Lateiniſche. 

Sicherheit in der Quantität der Silben, völlige Fertigkeit in Erflärm: 
jebweder Stelle aus Cäfar, Cornelius Nepos und Ovid's Metamorphofen. 

2, Reines und richtiges Sprechen der teutfhen Sprache und Kenntnü 
ihres grammatifalifchen Baues. 

3. Kenntniß der gefammten Lehren des Chriſtenthums, der Arithmetif, der 
Geographie, insbefondere Teutfchlands und Bayerns, der allgemeinen Gefdidte. 
insbefondere der teutfhen und bayerifhen Gefchichte, dann die Anfangsgrün 
der Naturgefchichte. 

4. Kenntniß der Pädagogik und Dibaltif, welche fie, in Ermanglung a» 
derer Gelegenpeit, fiih durch Privatludium erwerben werden. 

5. Fertigkeit in der Kalligraphie. 

Mo unter den Bolksfchullehrern fih Männer im Befiße jemer Kenntnik 
befinden, die von einem Lehrer der untern lateiniſchen Klaffen begehrt werden 
follen fie auf ihren Bunfh zu den Prüfungen für dieſes Lehramt auch dum 
zugelaſſen werden, wenn fie fich über Oymnaftalftudien nicht ausweiten Tönen, 

Da es aber die Abficht ift, für diefe Klaffen immer einen durch Genaniv 
feit der Elementartenntniffe und mehrjährige pädagogifhe Erfahrung ausge 
zeichneten und feiner Aufgabe vollkommen gewachfenen Lebrſtand Ju arminne, 
welche die Bortheile des in früheren Zeiten mit dem beften Erfolge in jem 
Sphäre arbeitenden Standes der Magifter und Präceptoren in ſich vereinigit. 
fo follen, die nöthigen Kenntniffe voraudgefeßt, aus den Volkoſchullehrern om 
Gymnaſialbildung nur diejenigen zur Prüfung für das untere Lehramt jur 
laſſen werben, welche ſich durch eine nicht unbeträchtliche Reihe von Jahren in 
Boltsfgullehreramt ausgezeichnet, und während biefer Zeit fih nah bemdm 
niſſe ihrer Borgefeßten jene Sicherheit und Gewandtheit im Unterrichte, jex 
Klugheit und Beftigkeit in Behandlung der Schüler erworben, zugleich aber amt 


Dritte Abtheilung. — Kultur oder linterriht und Erziehung. 829 


jene Würbe und ZTadellofigkeit des Benehmens bewährt haben, welche zur Er- 
reichung bes bezeichneten Zieles unabweislich ft. 

$. 43. Die Zulaffung zu der theoretifchen Prüfung ift durch ben Nach« 
weis darüber bedingt, daß ber für das Lehramt der beiden oberen Klaffen ber 
Iateinifhen Schule fih Meldende das allgemeine Studium, einfchlüßig der Ma- 
thematit, Pädagogik und der Didaktik, wenigſtens zwei Jahre hindurch an einer 
Univerfität oder an einem Lyceum betrieben und mit Ablauf jeden Halbjahre 
diefer Studienzeit eine Prüfung über alle in dem Laufe des Semefterd gehör- 
ten Gegenftände befanden, mufterhaften Fleiß und wahre Sittlichfeit bewährt 
habe. Diefer Nachweis wird durch die Schluß» und Sittenzeugniffe des Uni» . 
verfitäts » und Lycealrektorats, der betreffenden Profefforen und des Ephorus | 
geliefert. 

$. 44. Das nach Anlage zu verfaffende und von allen Anwefenden zu 
unterzeichnende Prüfungsprotofol if der Kreisregierung vorzulegen, wo ber 
Königl. Generallommiffär und Regierungspräfident den Gegenfland in einer 
förmlihen Kreisfholarchatsfigung reif erwägen läßt, und fofort auf den Grund 
des nach vorgängiger Vernehmung des Kreisſcholarchats beftätigten Antheilg 
der Prüfungstommiffton, die Zulaffung oder Nichtzulaffung des Kandidaten zur 
Schulpraxis ausfpricht. 

Die an die Lehrer der beiden obern Klaffen der Iateinifchen Schule zu fiel- 
Ienden Forderungen find: 

1. Genaue und vollftändige Kenntniß der lateiniſchen Grammatik in ihrem 
ganzen Umfange, Hebung im guten Iateinifchen Style und in Berfertigung zu— 
fammenpängender Stüde im elegifhen Versmaaße, Gewandtheit in Erklärung 
von Stellen aus Eicero’8 Briefen und Reden, aus dem Phädrug, aus den erſten 
Büchern des Livius, aus Ovid's Metamorphofen und Faſtis. 

2. Sicherheit im etymologifchen Theile der griechiſchen Grammatik, Kennt« 
niß der vornehmften fyntaktifchen Geſetze diefer Sprache, fertige Ueberſetzung 
uud Erklärung von Stüden aus einer griechifhen Chreſtomathie oder Kenophong 
Anabafis. 

3. Sertigkeit im teutfchen Style und der teutfchen Verſekunſt. 

4. Die Beantwortung tief eingreifender Fragen aus ber Pädagogik und 

Didaktik. 
- 5. Gründlide Kenntniffe der Wahrheiten des Chriſtenthums, vollſtändige 
der Arithmetik in theoretifher und praktifcher Beziehung, der teutſchen und 
bayerifchen Geſchichte, nebft der Ueberficht der allgemeinen, und dem Wichtig- 
ſten aus der Raturgefihichte, der alten Ritteraturgefchichte fammt der alten Geo⸗ 
graphie. 

§. 45. Die Zulaſſung zu ber praktiſchen Prüfung iſt durch eine zweijährige 
Schulpraxis, d. h. durch das Funktioniren als Privatlehrer oder als Aſſiſtent 
und Repetitor an einer lateiniſchen Schule während dieſer Praxis und dadurch 
bedingt, baß ber Kandidat während ber zweijährigen Praris ie von Halbjahr 


er 
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zu Halbjahr regelmäßige Ausweiſe über feine Berwenbung fammt vortpeilke. 
ten Zeugniffen feines Rektorats oder Subrektorats, oder falls er als Privat, 
lehrer funftionirt, des Ortoſcholarchats, ober in deſſen Ermanglung, der Difrikis- 
fchulinfpektion feines Aufenthaltsortes, über Sittlichkeit, Eifer und Fortbildung 
an bie Kreisregierung einzufenden babe. 


$. 46. Die praftifche Prüfung felbft findet vor einer nach Borfhrift des 
6. 42 gebildeten, durch einen Kreisſcholarchen mitpräfldirten Kommiffion Aatt, 
Diefe Prüfung erfiredt fih auf fohriftlihe Beantwortung umfaflender und er 
fhöpfender Fragen: 

a) über die Methode im Allgemeinen, und 

db) über einzelne Lehrgegenflände fämmtlicher Klaffen, dann 

c) auf ein förmliches Schulpalten und Korrigiren von Schülerarbeiten im 
Beiſeyn der Kommiffion, 

Das unter Beiregiftrirung der fehriftlichen Arbeiten in der Formanlagı ? 
zu Protofoll gebrachte Ergebniß und bas darauf gebaute Urtheil des Krrit 
fholarchats beſtimmt die definitive Note und die Admiffion zur wirklichen Rd 
dung für eine Lehrſtelle. 


$. 47. Die Anftellung der Lehrer der Tateinifhen Schulen bleibt dem &- 
nigl. Staatsminifterium des Innern übertragen. Die allgemeinen und fpezie- 
Ien Anftellungsgefuche ſowohl, als die etwaigen Präfentationen, gelangen durd 
die Königl. Kreisregierung fammt dem auf gutachtlichen Antrag des Kreidite 
larchats im Büreaumwege gefaßten Regierungsgutachten zu dem Miniferial- 
einlaufe. 

Die Anfellung felbft febt eine bis zum Empfange der Ernennungsnsti- 
fation nach $. 45 ununterbrochen fortgefeßte und nach eben diefem $. mittel 
halbjähriger Auswelfe und Zeugniffe ununterbrochen belegte Schulpraris vorasd, 
und foll vor dem vollendeten 21. Lebensjahre nicht flatt finden, 


Zu Zit, XL von den Profefforen des SOymnafiumd, und zwar jı 
$$. 102, 103, 104, 105, 107, 108, 109, 114 und 115. 


6. 102, Die über die Borbilvdung zu dem Gpmnaſiallehramie allerhösi 
ausgefprochenen Direltiven machen ferner die Aufpebuug der bisherigen 48. 
102, 103, 104, 105, 108, 109 und 114 der Schulorbnung und deren Erfepun 
in nachſtehender Weife nöthig. 

Bon den Gpmnaflalprofefforen wird vollſtändiges akademiſches Gtubiem 
einſchließend des an einer Univerfität oder am einem Lyceum zu hörenden Ete 
biums ber Philofophie, unter der in bem 6. 103 näher bezeichneten Art, ar 
forbert. 

Ihre Befähigung wird gleichfalls durch eine theoretiſche und durch rin 
praktifhe Prüfung erprobt. Zulaffung zu der theoretifhen Prüfung wird dan 
ben Rachweis darüber bedingt, daß der fi meldende Kandidat während fear 
Univerfitätsftubiums den allgemeinen Wiffenfchaften einſchlüßig der Maihematit 
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der Pädagogik, Didaktif und Encyklopädie des Gymnaſialſtudiums obgelegen, 
und zugleich das philologifhe Studium mit Sorgfalt betrieben habe. 


Zu diefem Behufe liegt ihm ob, nachzuweiſen, daß er während feiner gan⸗ 
zen Studienzeit die Lefung der Klaffifer fortgefeßt habe, daß er. die einzelnen, 
deren Studium ihn privatim befchäftigt hat, zur Anzeige bringe, zugleich aber 
auch darlege, durch welche Bücher er feine Kenntniffe in den einzelnen Zweigen 
der Altertpumswiflenfchaft, über die er Feine Borlefungen gehört, als Mytho- 
logie, Arhäologie, Antiquitäten ꝛc. erweitert habe. Enblich ift er verpflichtet, 
in gleiher Art, wie der Kandidat bes Lehramts für die oberen Tateinifchen 
Schulen, durch Zeugnifle der Tyceal- und Univerfitätsbehörben und des Epho— 
rats zu beweifen, daß er mit Ablauf jeden halben Jahres feiner Studienzeit 
‚ eine Prüfung über alle in dem Semeſter gehörten Gegenflände beflanden, und 
mufterhaften Fleiß und wahre Sittlichkeit bewährt habe, Bel jenen Kandi- 
daten, welche zur Zeit der Minifterialbefanntmardhung bie Univerfität oder das 
Lyceum bereits verlaflen haben, genügt es für die Zulaffung zur Prüfung, daß 
fie der Prüfungstommiffion in jeder verläßigen Art die Meberzeugung verfchaffen, 
fih gründliche Kenntniffe aus der Pädagogik und Didaktik, dann der Encyklo- 
pädie und Methobologie der Gymnafialſtudien durch Privatfiudium oder Inter 
richt angeeignet zu haben. Die theoretifche Prüfung wird alle 2 Fahre in ben 
3 Univerfitätsftäbten durch eine von dem Königl. Staatsminifterium des In⸗ 
nern aus den betreffenden Fakultäten ernannte Kommiffion vorgenommen, 


Sie Hat ſich tHeils in mündlichen Fragen, theils in fchriftlihen Aufgaben 
über das gefammte Gebiet der Gymnafialſtudien zu erſtrecken, umfaßt alfo: 


1. Die Prüfung aus der lateiniſchen und teutfchen Sprache, und zwar: 

a) Das Ueberfegen fehwieriger Stellen aus rinem für das Gymnafium 
vorgefihriebenen Klaffiker in das Teutfche, 

b) Das Ueberfeßen einer fehwierigen Aufgabe aus dem ZTeutfchen in das 
Lateinifche. 

c) Das Ausarbeiten eines gegebenen Stoffes in Tateinifchen Berfen. 

d) Ausarbeitung eines in gleicher Weiſe gegebenen Stoffes in einen red⸗ 
nerifchen teutfchen, und. in einen rednerifchen Iateinifchen Auffaß. 


2. Die Prüfung aus der griechiſchen Sprache, und zwar: 

a) Das Veberfeßen aus einem für das Gymnafium vorgefchriebenen Klafr 
fiter in das Teutſche. 

b) Das Ueberfegen aus dem ZTeutfchen in das Grierhifche. 

3. Die Prüfung aus dem Hebräifchen. 

4. Die Prüfung aus der Logik, Methaphpfik und Anthropologie, hans 
aus den Anfangsgründen der Mathematik und das Allgemeine ber Naturwiffen- 
ſchaften. 

5. Die Prüfung aus der (teutſchen und lateiniſchen) Rhetorik (vielmehr 
Theorie der rebenden Künfte). 
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6. Die Prüfung aus der Gefchichte und aus ver (politifchen ſowohl, als 
mathematifch-phyfifalifchen) Geographie. 

7. Die Prüfung aus der Pädagogik und Didaktik. 

8. Die Prüfung aus der Encyklopädie und Methodologie der Gpmnafial- 
ftudien. 

9. Aus der Religionslehre, 

Sämmtlihe Prüfungen haben mit größter Genauigkeit Statt zu finden. 

Snsbefondere if: 

a) bei den verfchiedenen Meberfeßungen auf Richtigkeit, Angemeilenpeit um 
Sicherheit des Ausprudes; 

b) bei der Geſchichte auf genaue Kenntniß der Thatfachen, ihres Zufam 
menhanges und ihrer religiöfen und fittlichen Bedeutfamfeit zu fehen. Aus der 
Prüfungsgegenfländen 4, 5, 6, 7, 8, 9 muß wenigftens eine Frage fhriftlis 
beantwortet werden. Die Hälfte biefer Beantwortung muß in lateiniſt 
Sprache gefchrieben feyn. 

$. 103, Das Ergebniß diefer theils mündlichen, theils fchriftlichen Prir 
ung von der Kommiffion, wird durch bie mit forgfältiger Berathung ausge 
fprochene Note ber 

1. ausgezeichneten Befähigung, 
11. der Befähigung und 
II. der Nichtbefähigung 
zu dem Gymnafiallehrfache ausgebrüdt, 

Bei Befimmung der Note ift übrigens auf eine durchaus grünblige de 
fähigung in den alten Spraden und auf ein genaues Vertrautſeyn mit de 
Haffifhen Alterthümern, dann auf eine gründliche Kenntniß der Mutteriprag 
und auf ein ausgezeichnetes Beftehen in diefer Beziehung, dann in der Prüfum 
aus der Theorie der redenden Künfte, aus der Pädagogik, ber Didaktit, de 
Encyklopädie und Methodologie der Gymnaſialſtudien und aus der Geſchiat 
eine ganz befondere Aufmerkſamkeit zu richten. 

$. 107. Wie in der Schulorbnung mit folgendem Beilfaße: 

Die Art der Praxis, und die während berfelben ununterbrochen erproik 
Thätigkeit und Sittlichfeit muß dem Königl. Staatsminifterium des Jasım 
von Halbjahr zu Halbjahr in ber bereits oben ($. 45) bezeichneten Weiſe nos 
gewiefen werben. 

$. 108. Die praftifhe Prüfung findet, wie die theoretifche, gleichfalls «= 
den drei Landesuniverfitäten vor einigen von dem Staatsminifterium des Iw- 
nern aus ber betreffenden Fakultät und durch je zwei ausgezeichnete Gpmn 
ſialrektoren oder Profefioren verflärkten Kommiffion flat. Sie umfaßt: 

1. Mündlige Borträge über einen’ Sateinifhen und einen griechiſchen Klar 
fiter, deren einer aus der Zahl der Profaiften, der andere aus jener der Die 
ter zu wählen if, und aus einem Colloanium über denfelben, dann 

2. aus einem teutfchen Schulpalten mit Angabe eines Themas zu Inh 
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beitung in der Schule und mit Ablorrigiren der von letztern gelieferten Aus- 
arbeitungen, 

$. 109. Da es bei biefer Prüfung darauf anlommt, daß ber Kandidat 
feine Methode klaſſiſcher Schriftftieler im Sinne der Schulordnung und aus 
dem Zwede und eigentlihem Standpunkte der verſchiedenen Klaffen zu be 
bandeln und der Jugend fruchtbar zu erklären, ganz und volftändig zeige, 
diezu aber eine gründliche Vorbereitung nothwendig if, fo werden jenes Buch, 
jener Dialog oder jene Tragödie römifcher und griechifcher Schriftieller, auf 
welche die Prüfung fih gründen fol, ſtets mindeſtens ſechs Monate zuvor durch 
fämmtlige Kreisintelligengblätter befannt gemacht werden. 

$. 114, Die Erfolge der Prüfung ſprechen fih abermal in den obenge- 
nannten Roten aus, 

Zugleih wird in dem Rüdblide auf bie in der Iheoretifchen Prüfung er 
worbenen Note fpeziel jener Kurs Cder zwei untern ober zwei höhern Gym» 
nafialklaffen) bezeichnet, für welche der Kandidat. vorzüglich geeignet erfcheint, 

Das hierüber nach Anlage 3 aufgenommene, ben Befchluß motivirende Pro- 
tofoll wird von der Gefammtlommiffion unterzeichnet und an dad Staatsmi- 
nifterium des Innern eingefendet, 

Die Regierungen find verpflichtet, den Rektoraten und Subreftoraten jedes 
mal Berzeichniffe, in welchen fäinmtlihe Lehramtsfandidaten mit ihren Perfo- 
nalien und Präfungsnoten vorgetragen find, mitzutheilen, damit dieſe hieraus 
für die erforderten Gutachten und Vorſchläge die nöthigen Behelfe ziehen könne. 

$. 115, Erſter Abſatz wie $. 115 in der Schulorbnung, dann ziveiter Ab⸗ 
fat, bei gleicher Note und fonft gleichen Berhältniffen wird jener Kandidat vor- 
zugsweife berüdfichtigt werben, welcher mit der vollſtändigen Haffifchen Bildung 
auch ein abfolvirtes Fachſtudium verbindet; fowie übrigens Seine Majeftät 
feinen anzuftellen gedenken, gegen deſſen Sittlichkeit oder religiöfe Gefinnungen 
irgend ein Zweifel obwaltet, fo hängt auch der Borfhlag an Seine Maje- 
ftät von der auf nahe Bollendung ber praftifchen Prüfung ununterbrochen fort« 
gefeßten Schulpraris und von ber fleten Einfendung ber im $, 45 näher be» 
zeichneten Ausweife und Zeugniffe ab. 

Staatsminifterium des Innern, 

Nachdem Seine Königlide Majeftät unterm 30, November v. 9. 
über die Berhältniffe der Lyceen ihres Neiches zu entfcheiden, und auch bdiefe 
Unterrichtsanftalten in Einklang mit dem Gefammtunterrichtefpfleme, und ins⸗ 
befondere in eine angemeflene Wechfelbeziehung zu den Hochſchulen zu verfeßen 
gerupt haben, fo erhalten fämmtliche Kreisregierungen, Kammern bes Innern, 
hiemit auf den Grund des dem Königl. Staatsminifterium des Innern gewor⸗ 
denen Bollzugsauftrages nnd nach gefshloffenen Beratpungen des oberften Stu: 
dienraths, nachftehende Inſtruktionen: 

I. Der Ziff. VII. der allerhöchſten Verordnung legt dem Königl. Staals⸗ 
minifterium bes Innern die wichtige Pflicht auf, Seiner Majeſtät zu Ly- 
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ceallehrerſtellen nur folde Individuen in Borfhlag zu bringen, welche neh 
mufterhafter Sittlichfeit, tiefen pädagogifhen Kenntniffen und hohem Berufs. 
ernfte auch die volle Habilitirung zu einer Univerfitätsprofefur bewähren, 

Um diefer großen erfolgreichen Aufgabe zu genügen, fieht fih das Gtaatr- 
minifterium veranlaßt, auch die Borbedingung der Konkursprüfung auf dır 
Bewerbung um das Tycealleframt auszudehnen. 

Es wird daher in diefer Beziehung befiimmt, was folgt: 

1. Die Zulaffung zu dem Konkurſe für das Lyceallehramt ift durch Im 
Beweis eines wenigſtens vierjährigen höheren Stubiums auf Lyceen oder der 
Univerfität, oder diefer allein, durch Borlage des Zeugniffes aus den allır 
meinen Fächern bei der philofoppifchen Fakultät wenigflens mit dem Grade vr 
Befähigung, endlih durch Studium oder Gehörthaben anderer für das fpezieh: 
Lehrfach des Adfpiranten gehöriger Wiffenfchaften, vorzüglich aber der Pin 
gogik und Didaktik und Encyklopädie der Oymnafialftudien, dann in Anſechen 
jener Leprftellen, deren Berwaltung techniſche Einfichten und Fertigkeiten voraus 
feßt, wie 3. B. das Lehramt der Phyfik, Chemie, Aftronomie ıc. x. eint 
wenigftens einjährige Praris bei einem diefe BWiffenfchaften lehrenden Loctel 
oder Iniverfitätsprofeffor und endlich durch Zeugniffe über eim ſütlich untabel- 
baftes Betragen bedingt. 

2. Der Konkurs wird alle drei Jahre an jeder Yandesuniverfität von einer 
unter Leitung eines Regierungstommiffärd von dem Gtaatsminifterium dei 
Innern aus der Mitte der Univerfitätsprofefforen, und was insbefondere di 
Theologen betrifft, von einer aus der Mitte der betreffenden philofopbifh-ther 
logifhen Fakultät, und zwar, was die Theologen betrifft, bei Katholiken unten 
Affiftenz eines bifchöflihen Commiſſärs, oder wo proteflantifche Lyceen ſich 
den, und die Prüfung für das Lehramt derfelben begehrt werden follte, wein 
Aſſiſtenz eines abgeordneten bes betreffenden Konfiftoriums abgehalten. 

3. Diefe Prüfungen find theils mündlich, theils ſchriftlich, und verbreiin 
fih über alle jene Haupt» und Nebengegenflände, deren Kenntniß zu dem me 
dem Kandidaten erfirebten Lehrfache erfordert wird, 

4. Sienach wird diefe Prüfung: 

a) Bei dem Lehramte der Philoſophie die Hauptbisziplinen be | 
theoretifchen und praktiſchen Philofophie, als Logik, Metaphyſik, Anthrepelege 
Aeſthetik, Moralppilofophie, philoſophiſche Religionslehre umd nebſt Padegee 
und Geſchichte der philoſophiſchen Syſteme, dann der Mathematik und der al | 
gemeinen ſowohl, als der befonderen Geſchichte; | 

b) Bei dem Lehramte der Philologie jedenfalls die vorzügkichttn Ti | 
diefes wichtigen Faches, als die philoſophiſche Sprachlehre, die phileloafet 
Auslegungstunft und Kritif, die Tpeorie der Schreibart und Metrif, die gr 
ifche und römiſche Alterthumskunde, die Mythologie und Pitterärgefchihte ve | 
Griechen und Römer, die Einleitung zur Archäologie der Kunft, und die ler 
meine Gefchichte der Kunft des Alterthums; 





Dritte Abtheilung. — Kultur oder Unterricht und Erziehung. 835 


e) Die Prüfung für das Lehramt der Geſchichte, bie fpezielle und ges 
naueſte Kenntniß der allgemeinen Gefhichte, nach den drei befannten Abtheil- 
ungen in alte, mittlere und neuere, der teutfchen, bayerifchen und europäifchen 
Staatengefihichte und der vorzüglichitien Hülfswiffenfchaften der neueren Ge- 
fhichte, nämlich der Diplomatif, Genealogie, Heraldik, Numismatik und hiſtor⸗ 
ifhen Kritik umfaflen. 

Um hiebei genaue Kenntniß darüber zu erhalten, ob ber Kandidat bes phi- 
lofophifchen Lehramtes in dem Geifte der Alten zu denken, und feine Gedanken 
in ächt römiſchem eleganten Ausbrude mit Gewandtheit darzuftellen, anderer- 
ſeits aber die Haffifhen Schriftfieller fo zu erflären vermöge, wie es von einem 
Lehrer der Philologie an einer höheren Lehranftalt mit Recht gefordert werben 
kann, foll vemfelben ein Thema aus dem Gebiete der Philologie zur Ausar⸗ 
beitung in lateinifcher Sprade, dann eine fehwere Stelle eines griechifchen und 
lateiniſchen Schriftfiellers zur Ueberfeßung und Erläuterung in gramatifalifcher, 
oritifcher und archäologiſcher Hinficht vorgelegt, und die eingelieferte Arbeit als 
Stoff zur Unterredung in lateinifcher Sprache benüßt werben, 

Da ferner auch jedem Lehrer der Philofophie angemuthet werben kann, 
daß er mit den alten Haffifhen Schriftftellern feiner Wiffenfhaft, insbefondere 
mit der philoſophiſchen Technik und der Dialektit der Alten fih vertraut ge- 
macht habe, fo find auch dem Kandidaten des philofopifchen Lehramtes Stellen 
aus den Schriften des Platon, Arifioteles, Cicero u. f. w. vorzulegen, damit 
er ſolche in ppilofophifcher und philologifcher Hinfiht mündlich erkläre, und 
feine Erflärung gegen etwaige Einwendungen dur ſtatthafte Gründe recht. 
fertige. 

5. Bei dem Lehramte der naturwiffenfchaftlihen und mathematifchen Süßer 
bieten Stoff zur Prüfung 

1. Die allgemeine Naturlehre (Naturppilofophie); 2, die Experimental 
phyfit; 3. Die theoretifche und angewandte niedere fowohl, als höhere Mathe» 
matit; 4, die Chemie; 5. die -Naturgefchichte; 6. die mathematifch » phyfikalifche 
Geographie. 

Da kein gründlicher Phyſiker ein genaues Studium der naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Werke der Alten, insbefondere der Griechen und Römer, aus dem SKreife 
feiner Studien ausfchließen darf, fo find an den Kandidaten der naturwiflene 
fchaftlihen Lehrämter auch einige hierauf bezügliche Fragen mündlich zu ftelfen, 

Ebenſo ift ihm mit Benützung der phyſikaliſchen und naturhiftorifchen 
Schriften des Arifioteles, Tpeophrafis, des älteren Plinius ꝛc. ꝛc. eine deß⸗ 
fallfige Stage zur fohriftlihen Löfung zu übergeben, 

6. Die Prüfung für das theologifche Lehramt umfaßt alle Hauptfächer die⸗ 
fer Wiffenfchaft, nämlih: 1. allgemeine und fpezielle Dogmatik; 2. Moral- und 
Paforaltpeologie; 3. Kirchenrecht und Kirchengeſchichte; 4, Exegeſe des alten 
und neuen Teftaments; 5. bibfifche Altertyumsfunde; 6. biblifch » vrientalifche 
Ppilologie, Pädagogik und Patriſtik. Den Fragen aus biefen Grgenfländen 
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find noch tief eingehende Fragen: 1. aus der theoretifchen und praftifhen Phi- 
Iofophie; 2. aus der Haffifhen Philologie, und 3. aus der allgemeinen Ge 
fchichte, anzufügen, um bie Fortfchritte der Kandidaten in biefen, ihrer Berufs. 
wiffenfchaft nachftependen Disziplinen ermeflen zu können, 

Es flieht jedoch dem Kandidaten des theoretifchen Lyceallehramies frei, der 
Prüfungstommiffion jenes Fach oder jene Fächer befonders zw bezeichnen, in 
deren Lehramte er angeftellt und aus welder er alfo auch vorzugsweile geprüft 
werben will, 

Die Kommiffion hat diefem Wunſche zu entfpredhen, und die ganze Strenge 
ihrer Prüfung auf diefes Fach zu richten. 

Die hierin bezeigte Befähigung bietet den Maßſtab für das Urtpeil über 
den wiffenfchaftlihen Werth des Kandidaten, bergeflellt, daß wer in der Prüf 
ung für diefes Jah gründlide und umfaflende oder gar ausgezeichnete 
Kenntniffe bewährt, die Note der Befähigung oder der ausgezeichneten Befähie 
uug erhält, and wenn er in den übrigen Zächern nicht gang befriedigt haben 
follte, wogegen jenem Kandidaten diefe Prüfungsnote zu verfagen if, der m 
der Prüfung aus feinem Hauptfache nicht entfprochen dat, wenn er gleich in 
den übrigen Prüfungsfächern lobenswerthe oder auch befondere Kenntniffe an 
den Zag gelegt hätte, 


7. Die Prüfungsfommiffion wird mit einem Averfo zu Beftellung des nd 
thigen und fhreibenden Perfonals verfehen, Die Kommiffionsmitglieder em- 
pfangen angemeffene Remunerationen. Beide Ausgaben gehen, fammt den 
Auslagen auf Schreibmaterialien und übrigen Büreaubebürfniffe, dem ein 
ſchlägigen Kreisfhul-Dotations-Refervefonde zur Laſt. 


8. Das Prüfungsergebniß, bezüglich auf die Befähigung des Kanbibater, 
wird durch drei Klaffen Noten bezeichnet : I. ausgezeichnet befähigt; IL. befähigt; 
III. nicht befähigt. 

9. Die Zeit zwifhen der Prüfung und Anflellung hat der Kandidat ja 
feiner weiteren theoretifchen Ausbildung, insbefondere aber zur praltiſchen Bar- 
bereitung zum Lehramte, entweder in der Eigenfchaft eines Privatdocenten oder 
in jener ald Privatlehrer zu verwenden, und von Halbjahr zu Halbjahr durs 
Zeugniffe über ununterbrocene Lehramtspraris ſich ausweifen. 


Wer nach erftandener Prüfung um ein Lyceallehramt ſich bemirkt, 
muß durch die vorgefchriebenen Zeugniffe die mit Erfolg beſtandene Konturt- 
prüfung und VPrivatpraris, dann die Äbrigen Erfordernifie des Lehramts, und 
überdies noch nachweiſen, daß er den ppilofoppifchen oder theologiſchen Dolter 
grab erworben habe, 

Ausgezeignete, und während einer Reihe von Zahren im Pehramte erprobte 
Gpmnaflalprofefforen find von der Lehramtskonkursprüfung befreit , und haben 
ihre Tüchtigkeit für das nachgeſuchte Fehramt des Lpreums nur dur ein Eolo- 
quium mit einigen befonders hiezu beauftragten Univerfitätsprofefloren de 
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einfchlägigen Fakultät zu bewähren. Gleihes gilt auch von ausgezeichneten 
Privatdocenten. 

Bei den in höheren Kirchenämtern ftehenden Geiftlihen genügt ed, wenn 
fie auf geeignetem Wege der Staatsregierung die Meberzeugung von ihren Kennt- 
niffen und ihrer Tüchtigfeit für das betreffende Lyceallehramt verfchaffen. 

Auch follen im gegenwärtigen Augenblide, wo für die neu zu errichtenden 
Lpceen die mit vorfhriftsmäßigen Erforderniffen ausgeftatteten Lehrkräfte nicht 
gewonnen werden können, bie Borfchriften über die Vorbedingungen des Ly- 
ceallehramtes nur in der Art zur Anwendung kommen, daß, mit Umgehung der 
formellen Beftimmungen nur auf die Nachweifung deflen, was in materieller 
Beziebung für die einzelne Lehrfparte erfordert wird, beftanden, die Art der 
Nahweifung felb aber dem Kandidaten anheim gegeben wird, fo ferne ber 
Staatsregierung nicht fhon in anderer Weife die nöthige Gewährfchaft der 
Anfetfähigkeit gegeben ift, in welchem Falle auch diefe Nachweiſung erlaf- 
fen wird, 

Zu Ziff. X. der allerhöchſten Berorbnung vom 30. November. 

II. Die Lehrgegenflände der philoſophiſchen Section der Lyceen beftehen in: 

1. Allgemeine Encyllopädie des akademifchen Studiums überhaupt und des 
philofophifchen insbefondere, als Einleitung in die Borträge über Ppilofoppie ; 

2. Anthropologie und Pſychologie: 

3. Logik; 

4. Metaphyſik; 

5. Aeſthetik; 

6. Philoſophiſche Religionslehre; 

7. Moralppilofoppie, in Berbindung mit einer kurzen aber genauen Ent- 
widelung des Rechtsbegriffes überhaupt ; 

8. Pädagogik, 

9. Geſchichte der Philofophie, ferner 

10. Naturwiſſenſchaft; 
11. Phyſik; 

12. Chemie; 

13. Naturgefhichte und 
14. Mathematik, 

Die Lehrgegenflände der theologifchen Section beftehen, wie folgt: 

1. Einleitung in die Schriften des alten und neuen Zeftaments nebft 
biblifher Archäologie und Hermeneutik; 

2. Exegefe des alten und neuen Teftaments ; 

3. Dogmatil ; 

4. Moraltheologie; 

5. Kirchenrecht und Kirchengefchichte ; 

6. Biblifche Philologie; 

7. Paforal mit ipren Nebengweigen, Homiletit, Katechetit, Liturgif ; 
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8. Patriſtik, und 
9. Anleltung zum geiftlihen Gefchäftsfiyle; 
10. Landwirthſchaft. 

Sämmtliche Lehrgegenftände beider Sectionen follen in zwei, resp. drei 
Jahreslurſen und zwar in der nachflebenden Ordnung und Reihenfolge gelehrt 
werden: 

A. Philoſophiſche Section. 
L Kurs — I. Semefter. 

a) Einleitung in das miflenfchaftlihe Studium, allgemeine Encyklopaͤdi 
des afademifchen Studiums überhaupt und des philofophifchen insbefondere; 

b) Anthropologie und Pſychologie; 

c) Logik; 

d) Philologie ; 

e) Allgemeine Weltgeſchichte; 

f) Wiederholung der Elementarmathematit. 

I. Kurs — II. Semefter. 

2) Naturgefhichte ; 

h) Metaphyſik; 

i) Aeſthetik; 

k) Allgemeine Weltgeſchichte, Fortſetzung und Beſchluß; 

1 Philologie; 

m) Naturgeſchichte, und 

n) Ebene und ſphäriſche Trigonometrie mit Anwendung auf Geopäfie. 

U. Kurs — I. Semefter. 

0) Religionsppilofoppie ; 

p) Moral, in Berbindung mit einer genauen aber kurzen GEntwidiar: 
des Rechtsbegriffes überhaupt ; 

q) Pädagogil ; 

r) Philologie; 

s) Baterländifhe Gefchichte in Verbindung mit der Gefchichte der nem 
Erwerbungen des Königreihs und in ftetem Rückblick auf die gleichzeitige car 

päiſche Staatengefihichte ; 

t) Die Lehre von den Kegelfchnitten ; 

u) Phyſik und angewandte Mathematik; 

v) Chemie. 

II. Kurs — II. Semefter. 

1. Phyſik; 

2. Anfangsgründe des Differenzial- und Integralkalkuls; 

3. Atronomie mit mathematifch-phyfifalifcher Geograppie ; 

4. Baterländifhe Gefhichte, und 

5. Geſchichte der Philoſophie 
vorgetragen werben. 
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Der Bortrag über Gefchichte beſchränkt ſich zunächſt auf allgemeine und 
vaterländifche Geſchichte mit Rüdficht fowopl auf die Gefchichte der neuen Er- 
werbungen bes Königreichs, als auch auf die gleichzeitige europäifche Staaten» 
geſchichte. Die Boriräge in der Ppilologie follen dem Kandidaten eine enepklo⸗ 
päbifche Weberficht des ganzen Gebietes diefer Wiffenfchaft verfohaffen, ſodann 
aber vorzugsweife auf Erläuterung jener. Eaffifchen Autoren in archäologiſcher 
und Fritifcher Hinficht fich befchränfen, welche auf den Gymnaſien entweder gar 
nicht, oder boch aus andern Gefichtspunften getefen und erklärt werben. 

Hiebei ift es weſentliches Erforderniß, Tateinifhe Sprech» und Schreib» 
übungen anzuorbnen, damit theils die in dem Gymnaſio errungene Fertigkeit 
auch bei jenen nicht erlöſche, welden die Ppilologie nicht als Hauptfach gilt, 
und damit andererfeits den eigentlichen Philologen Gelegenheit zur Steigerung 
ihrer Kenntniſſe gegeben werde. 

Insbeſondere iſt hiezu der Vortrag über pbilologiſche Eneyklopädie zu bes 
nützen; zu dem Ende hat nicht nur der Vortrag über dieſelbe, ſondern auch 
bie Prüfung aus derſelben in Iateinifher Sprache flatt zu finden; — allerdings 
bfeibt dem Lehrer der Philologie überlaffen, befondere und mehr ins Einzelne 
gehende Borträge über Kritik, Geſchichte der altklaffifchen Litteratur, die Alter 
tpumstunde, mit befonderer Beziehung auf Griechen und Römer, und über Ge- 
ſchichte der Kunft des Altertfums in feinen Lehrkreis zu ziehen, foferne es um 
befchabet der zu dem Bortrage der übrigen philoſophiſchen Wiffenfchaften nö⸗ 
Ihigen Zelt und ohne Nachtpeil der der ihm gleichfalls obliegenden hiftorifchen 
Borträge gefchehen kann. 

Die Borträge über Pädagogik, Didaktik und Encyklopädle des Gymnaſial⸗ 
ſtudiums find mit befonderer Sorgfalt nicht nur aus dem philologiſchen, fon» 
dern auch aus dem praftifchen Standpunkte und ftreng nach jenen Direktiven 
zu geben, welche bei Anlaffe der Bollzugsinftruftion, zu der die Borbildung 
zu dem Gymnafiallehramtsunterrichte betreffenden allerhöchſten Verordnung vom 
3). November vorgezeichnet wurden, 

Auch ift bei allen Lyceen zu Bildung Acht religiöfen Sinnes ein fogenann» 
tes Religionstollegium in jener Weife einzuführen, wie folches früher auf ber 
Unverfität Landshut erfi von dem verewigten Bifchof von Sailer und dann 
von dem verbienfivollen geiftlihen Ratte und Profeffor Dr. Hortig gehalten 
wurd, 

Rer Unterricht in der Mathematik ift in feiner oben bezeichneten farfen 
Begräyung mit größter Gründfichleit zu geben, und was die angewandte Ma- 
thematk insbefondere betrifft, neben den Lehren über Mechanik, Statik, Op- 
tik u. ſ. w. auch auf die phyſikaliſch « mathematifche Geographie als ein Prüf⸗ 
ungsgegnfland für die Kandidaten des Gpmnafiallehramtes und auf die all» 
gemeinen Momente der Sterntunde wegen beren Einfluffes auf den nöthigen 
Begriff vm der phyſikaliſchen Geographie zu erfireden. 

Der Bortrag der Chemie wird fih nah Mittheilung der allgemeinen Bor- 
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begriffe vor der Hand auf die nahe und enge Berbindung bdiefer Wiſſenſcha 
mit der Naturlehre und andererfeitd auf die Darftelung des Einflufies br 
ſchränken, den biefelbe auf Kunſt und Gewerbe ausübt. 

Der Bortrag über Naturgefchichte (Mineralogie, Botanik, Zoologie) ift zw 
nächſt zu Darfiellung des Syſtems im Großen und feiner Adftufungen beftimmt. 
Befondere Rüdficht ift auf die Probufte des Baterlandes und auf deren Ber 
wendbarfeit zu nehmen. Auch iſt diefer Unterricht durch Erklärung ber Ru 
turalienfammlung, oder wo dieſe nicht hinreicht, durch Vorzeigung bilbfider 
Barftellungen möglich zu veranſchaulichen. 

II. Da die einzelnen Hauptpdigziplinen des katholifch-theologifchen Studiums 
fich fiets über mehrere Semefter forterfireden, da fomit die eintretenden Kan- 
didaten nicht immer Gelegenheit finden, fogleich bei ihrem Eintritte den Unter 
richt in ſolchen Disziplinen zu beginnen, fo fol auf einer firengen Eripeilung 
des Katholifch-theologifchen Studiums zwar nit beflanden werben; jebod hu 
ben. die Profefforen der Theologie alljährlich in einem gemeinfamen Zufamme- 
tritte dem Rektorate ihr Gutachten über die Vertheilung des Lehrfioffes ih 
BWiffenfhaft vorzulegen, und Letzteres hat dem Zahresberichte jederzeit cin 
Weberfiht der Art und Weiſe beizufügen, wie diefer Lehrſtoff für das künftige 
Jahr wirklich vertpeilt worden if. — Auch find die Kandidaten der Theolorie 
verpflichtet, das Studium der Exegeſe durch drei, jenes der Moral dur zmei, 
jenes der Dogmatik durch zwei, und jenes ber Kirchengefhichte gleichfalls dur“ 
zwei Zahre fortzufchen, außerdem aber noch in dem dritten Jahre die Vorle— 
ungen über Yandwirthfchaft zu befuchen und hierüber durch Zeugniffe fih au 
zuweifen, 

Damit endlich die bereits in dem Gymnafio gewonnene Keuntniß der bed» 
räifhen Sprache, durch Unterbrechung der Theilnahme an diefem lUnterricte 
während des philofoppifchen Kurfes, micht untergehe, fo foll jenen Kandidat 
bes genannten Knrſes, welche der Theologie füh widmen wollen, gefattet ir. 
auch den Vorträgen über hebräifchen Sprachunterricht an der theologiſchen Er* 
tion beizuwohnen. 

IV. Der Unterriht an Lpceen findet nicht nach Heften, ſondern nd 
Leprbüchern flat, und um dem Lehrer unter mehreren gleich guten und or 
währten Büdern die Auswahl zu laſſen, follen mit Ausnahme der Geſchthit 
für welde auf allen Lyceen des Königreihs ein und basfelbe Lehrbud zum 
Leitfaden dienen fol, für jedes Lehrfach drei folder Bücher ausgewäpit, oder 
foferne fie nicht vorhanden feyn follten, neu abgefaßt werden: damit auh dirk 
Lehrbücher fiets auf der Höhe der Wiffenfchaft bleiben, follen diefelben von 4 
zu 4 Jahren der Revifion unterworfen, und nach deren Ergebniß entwoer bei- 
behalten, oder durch beffere erſetzt werden. 

Dei Auswahl diefer Lehrbücher iR in ber nämlichen Weife zu wrfahren, 
welche rüdfichtlih der Auswahl der Lehrbüchte für die Gymnaſien ud latein- 
iſchen Schulen, Abſchn. X. der einfchlägigen Vollzugsvorſchriften, vorgerichart ıf 
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Es hat demnach 

1. Der Rektor des Lyceums ſämmiliche Profeſſoren der einſchlägigen Sek⸗ 
tion zu einer Berathung über dieſen Gegenſtand zu verſammeln, ihre Anſichten 
über jene parallele Lehrbücher, welche für die einzelnen Lehrgegenſtände einzu⸗ 
führen find, und deren Gründe zu Protokoll zu vernehmen, und leßteres unter 
Beifügung feines eigenen Gutachtens zur Regierung einzufenden, 

Wünſchen hievon einzelne Lehrer, daß ihre abweichenden Anfichten als 
fchriftlich feparate Abflimmungen dem Protokolle beigefügt werben, fo hat der 
Rektor diefem Wunſche zu willfahren. 

2. Ueber diefe Gutachten der Lyceumsrektorate hat die Kreidregierung bie 
Kreisſcholarchate mit Gutachten zu vernehmen, und bie weitere Borlage fämmt: 
Licher Berhandlungen bergeftalt zu befchleunigen, daß folche fpäteflens bis zum 
10. April Taufenden Jahres bei dem Staatsminifterium des Innern eingelangt 
ſeyn können. | 

Zu Ziff. X. der allerhöchſten Berordnung vom 30. November. 

V. Der Unterricht des erfien Semefters beginnt in allen Sektionen fortan 
wie bisher mit dem 1. November und endigt mit dem Sonnabende vor dem 
Palmfonntage, 

Das zweite Semefter brginnt den Montag nach ber Oſterwoche und endet 
mit dem 31. Auguft. 

Die angekündeten Lehrſtunden find nur in den herkömmlichen Oftern- und 
Herbfiferien, dann an Sonn» und Fefltagen gefchlofien, jede willkührliche Uns 
terbrechung derfelben ift feharf zu ahnden, und die Rektoren find für die Plan« 
mäßigfeit der Borträge nach Dauer und Umfang fireng verantwortlich zu 
erklären. 

Bezüglich auf die Andachtsübungen hat für fämmtliche Tatholifche Lyceiſten 
täglich ein Sottesdienft, und für fämmtliche proteftantifhe Yyceiften täglich eine 
Morgenandacht flatt zu finden, und überhaupt fämmtliche Beflimmungen der 
$$. 22 und 23 der Schulorbnung in analoge Anwendung zu treten, 

Zu Ziff. XL der allerhöchſten Berorbnung vom 30. November. 
VI. Der Rektor jedes Lyceeums hat ungefäumt, und zwar benehmlich mit 
dem Regierungstommiffär und mit dem Lehrerrathe unter genauer Beachtung 
aller feit 1. Januar 1832 erfhienenen allerhöchſten Borfchriften, eigene Diszie 
plinarfaßungen für feine Anftalt zu verfaffen, und felbe der betreffenden vorge⸗ 
ſetzten Kreisregierung ſpäteſtens bis zum 1. Februar zur Genehmigung vorzu⸗ 
legen. Die genehmigten werden in Druck gelegt und jährlich neu verkündet. 
Auch wird ein Abdruck jedem ſchon aufgenommenen, ſowie jedem neu eintreten⸗ 
den Kandidaten ein Exemplar hievon zugeſtellt werden. 

In dieſe Satzungen find alle allerhöchſten Befehle über das Eetragen der 
Lyceiſten, namentlich die durch allerhöchſte Verordnung vom 6. Mai v. J aus 
gefprochenen Berbote des Wirthshausbeſuches, des Tabafraucheng, der unerlaub- 
ten Berbindungen, ber Partelabzeichen ꝛc. ausdrücklich und deutlich aufzunehmen. 
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VII. Die Handhabung der Disziplin ſteht dem Rektor zu. Deſſen Befſus- 
niffe und Strafrechte richten fih fireng nach Ziff. XL. der allerhöchſten Verord⸗ 
nung vom 6. Mai v, 9. 

Dem für die Handhabung der Disziplin in den Hörfälen unbedingt ver- 
antwortlichen Lehrer if das Recht der einfachen Ermapnung, des Bermeiles und 
des Hausarreftes auf 24 Stunden eingeräumt. 

Gebe weitere Strafe wirb bei dem Rektor beantragt, welcher fi in wid. 
tigen Fällen mit ben Anfichten des Lehrerrathes umgibt; Dimiffionen und Er 
Hufionen aber nie ohne vorgängige Vernehmung des Lehrerrathes verfügt. 

Die Dimiffion zieht die Entfernung von der betreffenden Anftalt nad ſa 
ber Dimittirte kann an einem andern Lyceo aufgenommen werben, an tin 
Nniverfität aber nicht übertreten, 

Die Erklufion entzieht dem Beftraften die Aufnahme an Lyecen und ni. 
verfitäten bed Inlandes, welche beide daher von ſolchen Erflufionsfällen dars 
die Lyceumsreltorate fogleih in Kenntniß zu feßen find. 

Gegen den mit dem Lehrerrathe einftimmig gefaßten Beſchluß der Dimil- 
fion findet feine Berufung flatt. 

Bei abweichender Anficht verfügt der Rektor vorläufig die Suspenfion de 
Kandidaten, Iegt aber fodann die Sache felbft der Regierung mit allen Ber 
dandlungen vor, welche nun erfennt, ob der Kandidat dimittirt werden fol 
ober nicht. 

Jede in Rechtöfraft erwachfene Dimiffion und Exkluſion wird dem übrigen 
gyceen, fowie den akademiſchen Senaten angezeigt. 

Zu Ziff. XIT. der allerhöchſten Berordnung dom 30. November. 

VIII. An jedem Lyceum finden außer den durch Ziff. XIL. der allerhöhle 
Berordnung angeorbneten halbjährigen Prüfungen monatlich menigfiend 2 
Konverfationen oder Repetitorien jedes Profeffors mit feinen Schülern zu dem 
Ende flatt, um das wirkliche Begriffenfeyn der Vorträge zu bewahren, die Ar 
fungsgaben der einzelnen Lyrealfchüler näher zu beleuchten, und deren Aufmer 
famleit ſtets rege zu erhalten. 

Die Profefforen find gehalten, diefem näheren geifligen Berfehr mit ide 
Zuhörern die gewifienhaftefte Sorgfalt zu widmen, und überhaupt das grow 
feitige Bechfelverpältniß und Verſtändniß flets inniger zu begründen. 

Sie haben auch von Zeit zu Zeit, und zwar abwechdlungsweife mit dus 
Konverfatorien, einzelnen Lyceiſten fchriftlihe Aufgaben vorzugeichnen, an w 
fimmten Tagen deren Löſung einzufordern, und den Inhalt zum Gegeufani 
einer Disputation zu machen, bei welcher der Berfertiger des Aufſatzes als De 
fendent feiner Arbeit, fowopl dem Lehrer, als den Mitfchülern gegenüber Acht 
auf folche Weife nicht nur die Grünblichkelt feiner Einfihten, fondern auch dw 
Selbfibearbeitung der Frage nachweiſend. 

An diefen wiffenfchaftlichen Uebungen haben alle Kandidaten des einihlir 
igen Kollegiums ohne Ausnapwme Tpeil zu nehmen, und deren ausgezeidade 


Dritte Abtheilung. — Kultur oder Unterricht und Erziehung. 843 


Beftehen foll nicht nur bei den halbjährigen Prüfungen erwähnt, fondern auch 
bei Berechnung der Prüfungsnote in Anſchlag gebracht werben. 

Die dem erften Fünftheile der Kandidaten jeden Kurfes zu ertheilenven 
Preispiplome fihern jenen, welche derfelben in allen Kurfen theilpaftig gewor⸗ 
den, neben der Erlaubniß zur Stipendienbewerbung auch die Begünftigungen 
des Heerergängungsgefebes vom 15. Auguft 1828 ($. 49), 

Uebrigens ift jeder Kandidat, welher die Aufnahme an ein Lyceum nach» 
geſucht und erhalten hat, verpflichtet, fein allgemeines Stubium an bemfelben 
zu vollenden. Ein früherer Mebertritt an die Hochſchule findet nicht mehr 
ftatt. 

Sämmtlihe Königl, Kreisregierungen haben gegenwärtige Berfügung in 
das Leben zu rufen, und wie biefes gefcheben, binnen 4 Wochen zu den Aften 
des Königl. Staatsminifteriums des Innern nachzuweiſen. 


— Die Abfolutorialprüfungen an den Gymnafien, fiehe auch die 
Königl. Verordnung vom 10. Mai 1838, die Univerfitätsftudien ꝛc. 
betr., unten bei Univerfitäten $. 228. 

$. 185. Königl. Verordnung vom 5. September 1839, Amtöbl. 
MN. 46, p. 377, die Errichtung eines Lyceums zu Speyer betr, 

Ludwig, 8 

Wir haben zum Bollzuge Unferer allerhöchften Abfiht, ber Studienan«- 
ftalt zu Speyer durch Errichtung eines Lyceums, vielmehr eines zweijährigen 
pbifofoppifchen Lycealkurſes eine den wiflenfchaftlihen Bedürfniffen der Pfalz 
angemeffene Erweiterung zu gewähren, bereits vor längerer Zeit die erforderlichen 
Einleitungen treffen Taffen, und befcpließen nunmehr, nachdem Uns bie Ergeb» 
niffe derfelben vorgelegt worden find, allergnädigft, was folgt: 

I. An Unferer Studienanftalt zu Speyer fol vorläufig, und fo Lange 
Wir nicht anders verfügen, ein zweijähriger philofoppifcher Lehrkurfus errichtet, 
und mit Anfang des Studienjahres 183%,, eröffnet werben. 

II. Bezüglich der Lehrgegenftände biefes Lehrlurfes, der Vertheilung der⸗ 
felben auf bie beiden Studienjahre, ber angeorbneten Semeflral- und Abfolu- 
torialprüfungen, dann der übrigen wiſſenſchaftlichen, bisziplinären und öfo- 
nomifchen Berhältniffe der Lyceen treten Unfere allerhöchfte Verordnung vom 
30. November 1833, und die hierauf bezüglihe Minifterialentfhließung vom 
3. Februar 1834 (den Fortbeftand der Tyceen und deren Berbältniffe betr.), 
dann Unfere allerhöchfte Verordnung vom 2, November desfelben Jahres, bie 
Univerfitätsftubien und insbefondere das Stadium der allgemeinen Wiffenfchaf- 
ten beir,, in Anwendung. 

II. Demzufolge fol der zweijährige philofoppifche Lehrfurfus an ber Stu- 
dienanftalt zu Speyer folgenbe Hauptlehrfächer: 

a) das Lehrfach der Philoſophie, 

») der Gefchichte, 
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c) der Philologie, 

d) der Mathematik, Phyſik und Ehemie, und 

e) der allgemeinen Naturgefchichte 
umfaflen, für welche zwei felbfiländige Profefluren der Philofophie und Ge 
fchichte errichtet, und mit den in Ziff. VIL Unferer allerhöchften Berorbuun; 
vom 30. November 1833 ausgefprochenen Befoldungen botirt, die übrigen Tehr 
fächer aber mittelt Benügung der Lehrkräfte des Gymnaflums und anderer 
ausgezeichneter Individuen beforgt werden follen, 

Wir behalten Uns jedoch vor, ſowohl rüdfichtlich der Anzahl der felbi- 
fländigen Profeffuren, als auch der damit verbundenen Gebalte an dem Lycten 
der Pfalz nach Umſtänden noch befondere Anordnungen treffen zu können. 


Borläufig befliimmen Bir rüdfichtlich der Perfonalbeftellung, was folgt: 

1. Das Rektorat des zweijährigen philofoppifchen Lehrkurſes fol, fo lan 
Bir nicht anderfi verfügen, mit dem Reltorate des Gymnafiums vereinigt, 
und dem dbermaligen Rektor des letztern, Hofrath und Profeflor Jarger, ia 
widerruflicher Eigenfchaft übertragen werden. 

2. Zum Profeffor der Ppilofoppie ernennen Wir proviforifh den dermal- 
igen Privatdogenten und Repetenten an ber Univerfität Erlangen Dr. Gem; 
Rudolf Puchta. 

Derfelbe hat zugleich die Vorträge über Religionslehre und biblifches Eprad- 
fludium für jene Kandidaten des Lyceums, welche fih dem Studium der pr" 
teftantifchen Theologie widmen wollen, zu übernehmen. 

3. Die Lehrfielle der Gefchichte übertragen Wir, gleichfalls in proviforifger 
Eigenfchaft, dem geprüften Lehramtstandidaten Caspar Zeuß, werden übrigens 
Unfere Entfchließung des Gefchichtslehrers der andern Konfeffion nachfolzer 
loflen ; was 

4, die Lehrfächer der Philologie, der Mathematik, Phpſik und Epemie, dam 
der allgemeinen Naturgefchichte, anbelangt, fo wollen Wir 

a) das Lehrfach der Philogie und Archäologie, dem durch Unſere ale 
höchſte Entfchließfung vom Heutigen an das Gymnaſium zu Spever veriepim 
Profeſſor der IH. Klafle des neuen Gymnaſiums zu München, Karl Felir Halm, 

b) das Lehrfah der Mathematik, Phyſik und Epemie, dem Profeffor der 
Mathematik an dem Gypmnafium zu Speyer Dr. Schwerd, und 

c) das Lehrfach der allgemeinen Raturgefchichte dem Domfapitular ja 
Speyer, Adolph Bruno Würſchmitt, neben ihren ordentlichen Dienfed- um 
Lehrfunttionen in widerrufliher Eigenſchaft übertragen. 


$. 186. Entſchließung des Deinifteriums des Innern vom 9. 
September 1839, Amtsbl. M 49, p- 802, die Gebühren für Sche 
ratprüfungen an ben Gymnaſien und lateiniſchen Schulen beir. 

Auf die gutachtlichen Anträge der Regierungen und ihrer Kreisfolardat« 
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die Feſtſtellung der Gebühren für Separatprüfungen an den Gymnaſien und 


Iateinifhen Schulen betreffend, wird erwiedert, was folgt: 


1. Seine Majefät der König genehmigen, in fo lange Allerhöchſtdie⸗ 


| felben nicht anders verfügen, daß bei Separatprüfungen an Iateinifhen Schu- 
len und Gymnaflen allen hiebel amtlich betpätigten Individuen, für ihre Be- 


müũhung, angemeffene Gebühren, jedoch nicht in Taggelvern, fondern in Aver- 


— 


2 


ſalhonorarien bezahlt werden ſollen. 
2. Nach der Verſchiedenheit dieſer Prüfungen und mit Rückſichtnahme auf 


den Zweck, die Dauer, dann die damit verbundene größere oder geringe An» 


firengung des Prüfungsperfonals, follen drei Prüfungsfatpegorien feſtgeſetzt und 


für jede derfelben nachſtehende Gebühren erhoben werden: 


Schule: 


a) Separatprüfungen zur Erlangung des Abfolutoriums einer Tateinifchen 


1. für den Rektor oder Subreltor 3 fl.; 
2. für jeden der zwei Lehrer 2 fl.; 
3. für den Pedell oder Aktuar 1 fl. 
2 Separatprüfungen zur Erlangung des Gymnafialabfolutoriumg : 
1. für den Univerfitäts-Prüfungsfommiffär oder den Kreisfcholarchen eine 
Sebär von 5 fl., nebfi Diäten und Bergütung der Retſetopen ‚ wenn er an 


‚ ben Ort der Prüfung reifen muß; 


2. für den Rektor 5 fl.; 

3. für jeden Profeffor der beiden obern Gymnaſialklaſſen 3 fl.; 

4. für den Religionglehrer 2 fl.; 

5. für den Lehrer der Mathematik 2 fl.; 

6. für den Pedell oder Aktuar 1 fl. 

ce) Separatprüfungen der Kandidaten des Lehramtes der Tatelnifchen Schu- 
len, der Verweſer geiftliher Benefizien für Lehrflellen der genannten Schulen, 
dann für die Authorifation zu einem, den öffentlichen Unterricht in ber Iatein- 
ifchen Schule und in den Gymnaſien erfeßenden Privatunterricht : 

1. für den Gpmnaſialrektor 6 fl.; 

2, für jeden Oymnaftalprofeffor 4 fl.; 

3. für den Religionslehrer 3 fl.; 

4. für den Lehrer der Mathematik 3 fl. ; 

5. für den Pedell oder Aktuar 1 fl. 


F. 187. Bekanntmachung der Regierung der Pfalz vom 6, De- 
zember 1839, Amtsbl. Mi 66, p. 593, die Errichtung eines Lyceums 
zu Speyer betr, 

Dur allerhöchſte Entſchließung vom 5. September d. 3. haben Seine 
Majeftät der Köntg die Errichtung eines Lyceums in Speyer allergnädigft 
anzuordnen gerußt, und es hat diefe Lehranftalt am 4, November d. 3 ihre 
Borlefungen eröffnet, 
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Da gedachtes Lyceum nicht nur für die Kandidaten katholiſcher, fondern 
auch für jene proteftantifcher Konfelfion gegründet worden ift: fo bringt man 
in Gemäßpeit allerhöchfter Entſchließung vom 27. November db. J. zur öffent. 
lichen Kenntniß, daß die proteflantifchen Stubirenden aus der Pfalz das in der 
allerhöchften Berorbnung vom 2. November dv. J. CAmtsbl. Ac 61) bedingt 
ausgefprochene Zugeftändniß eines einjährigen ppilofoppifchen Kurfes nit 
mehr in Anfpruch nehmen können, daß vielmehr dem Königl. Univerfitätsfenate 
zu Erlangen der Auftrag zugegangen fey, den pfälzifchen Kandidaten protefan- 
tifcher Konfeffion bei allenfallfiger Anmeldung um Immatrikulirung für das 
philoſophiſche Studium, fowie den hiefür am Anfange des gegenwärtigen Etw 
dienjahres bereits Immatrikulirten zu eröffnen, daß ihnen ohne Nadhmweiluns 
eines ganz nach den Borfchriften der beſtehenden allerhöchſten Ar— 
orbnungen vollendeten zweijährigen philofophifchen Studienkurfes um 
eines, in Folge vorhergegangener Prüfungen erhaltenen philofophifse 
Abfolutoriums der Mebertritt in das Fachſtudium nicht werde geftattet werden. 

Die Rektorate der Gpmnafien zu Speyer und Zweibrüden find überdies 
angewiefen, den Abiturienten hievon jedesmal Kenntniß zu geben. 

$. 188. Regierungsentfhliefung vom 6. April 1841, Amtskl. 
M. 27, p. 216, die Zulaffung zur Separatprüfung für das Gymna 
fial-Schlußzeugniß. 

Den um Zulaffung zur Separatprüfung für das Gpmnaftalfchlußgens 
niß von Privatfludirenden eingereichten Gefuchen war bisher nicht felten das 
Motiv unterfiellt, daß der betreffende Studirende den Eyclus der Gymnaful- 
fludien durch Privatunterricht bereits erfchöpft und fih nunmehr zur Erfichung 
einer Abfolutorialprüfung für hinlänglich befähigt halte, während aus ben ver 
gelegten Zeugniffen fich ergab, daß die auf das Privalftudium verwendete Zei 
mit der vorfhriftsmäßigen Oymnafialftudienzeit in gar feinem Verdältniſſe hehe, 
und ein durchaus ungeregelter Betrieb der erfleren flattgefunden habe. 


Da eine folhe Motivirung nicht geeignet ift, dergleichen Gefuchen eine en» 
ſprechende Würdigung zuzuwenden, fo wird in Folge einer höchſten Miniferial 
entichließfung vom 9. d. M., unter Bezugnahme auf die Schulorbnung we 
13. März 1830, zur Wiffenfchaft und Nachachtung ausgefproden, daß fortan 
keinem Gefuche eines Privatfiudirenden um Zulaffung zu einer Separatprüfung 
eine Folge werde gegeben werden, bei welchem aus den vorzulegenden Zen 
niffen nicht zu entnehmen ift, daß 

a) das Privatſtudium unter Leitung eines zur Erteilung bes Privatun- 
terrichtes nach $. 121 und 122 der Schulorbnung befähigten Lehrers betrieben, 

b) ber jeder Gymnaſialklaſſe vorgefchriebene Lehrfloff im Privatunterrisie 
vollkändig erfchöpft, und 

c) zugleich die vorihriftsmäßige Gpmmafialftudienzeit genau und ober 
Abkürzung eingehalten worden ſey. 
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Hiebei verſteht es ſich jedoch von felbft, daß die an dem Gymnafium mit 
der Befähigung zur Borrüdung in die nähft Höhere Klaffe zu- 
gebrachten Jahre in die Zeit des Privatſtudiums eingerechnet werben dürfen, 
und daß der lit. b) erforderte Nachweis der vollftfändigen Erfhöpfung des 
Lehrſtoffes jeder Gymnaſialklaſſe auf jene Lehrgegenftände ſich nicht erſtrecke, 
welche den zu fpeziellen Berufsarten und Dienfiesfathegorien fich hinwendenden 
Zünglingen in befonderen allerhöchſten Berorbnungen ausbrüdlich erlaffen find, 


— Der Schönfhreib-Unterriht an den Tateinifchen Schulen, 
fiee die Negierungsentfhliefung vom 18. Jänner 1839, Amtsbl. M 
5, p- 46, oben $. 176, bei Bolfsfchulen. 

$. 189. Hier wird noch nachſtehende Beftimmung des Ausfcheid- 
ungsgefeßes vom 17. November 1837 beigefügt: 

Nachftehende Ausgaben nehmen, vom 1. October 1837 anfangend, die Na- 
tur nothwendiger, gefeßlich anf die Kreife hingewiefener Laflen an: ⁊c. ıc. 

D. Aus dem Etat der Staatsanftalten der Gefammt + Staatsaufwand auf 
die Iateinifhen Schulen, Gymnafien und Lyceen 2c. ꝛc. 


F. 190. Da in dem Siebenpf. Handbuche der technifche Unter- 
richt abgefondert, und zwar in ber zweiten Abtheilung bes vierten 
Buches vorkommt, fo find der Konfequenz wegen die diefen Gegen- 
ftand betreffenden Nacdträge auch in jener Abteilung aufgenommen 
worden, 

3, Tit. Univerſitäten. 
3. Band, p. 576. 


F. 191. Die Königl. Verordnung vom 23. November 1832, 
Amtsbl. M 77, p. 679, die Prüfungen an den Univerfitäten betr., 
ift durch die fpätere vom 10. Mai 1838, fiehe unten, aufgehoben, 

$. 192. Ausfhreiben des proteftantifhen Konfiftoriums vom 8. . 
Mai 1833, Amtsbl. M 25, p. 249, die Prüfungen der Studierenden 
auf den Ilniverfitäten vor dem Uebergange zum Fachſtudium betr, 

Bermöge böchſten Refcriptes des Königl. Staatsminifteriums des Innern 
vom 21. April I. 3. warb in Betreff der Prüfungen der Studirenden auf ber 
Univerfität vor ihrem Abgange zum Fachftudium befchloffen, wie folgt x 

„Der $. 3 der allerhöchften Verordnung vom 23, November v. 3. beſtimmt 
ausdrüdlic: 

„daß Fein Inländer ohne genügendes Beftandenhaben der den Uebertritt 
zum Fachſtudium bedingenden Prüfung auf eine auswärtige Univerfität über» 
geben könne.“ 

„Hieraus folgt von ſelbſt: daß der unmittelbare Mebertritt der Stu- 
Direnden aus den Gymnaſien des Rheinkreiſes an die benachbarte Univerſität 
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Heidelberg oder an eine andere auswärtige Hochfehule, wenn er zum Jwede 
bes förmlihen Fachſtudiums gefchehen fol, in Zukunft nicht mehr fatt fin- 
den könne.“ 

„Die im legten Semefler auf der genannten Univerfität ſich befundenen 
Studirenden der Theologie, welche nicht fon vor dem 23. November v. 9. 
zum eigentlihen Fachſtudium übergegangen waren, und basfelbe nunmehr 
beginnen wollen, find demnach anzuweifen, fich zum Antritt desfelben im 
Sommerfemefler des laufenden Jahres nah Erlangen zu begeben, um fis 
dort der Eingangs bezeichneten Prüfung gehörig zu unterwerfen.” 

„Es verfieht fih übrigens von felbfi, daß der 19, $. der Univerſitäteſeß 
ungen in voller Wirkfamkeit fortzugelten habe,“ 

Welches demnach hiedurch zur öffentlihen Kenntniß und Darnadaytun 
gebracht wird, 


$. 193. Bekanntmachung des Univerfitätsreftorats zu Münden 
vom 30, September und 8. Detober 1833, Amtsbl. M 48, p. 46, 
die Bedingungen zur Aufnahme an der Hochſchule dafelbft. 


Sm Bollguge der allerhödften Entfhliefung vom 6. Mai d. 3. werben 
bie Borbedingungen, welche bei der Anmeldung zur Aufnahme am der hiefigen 
Hochſchule zu erfüllen find, zur Darnachachtung allgemein befannt gemagt: 


1. Jeder Studirende hat fih 24 Stunden nach feiner Ankunft bei der Ju 
feriptiongtommiffion zu melden, und dafelbft nebfi feinen Stupdienzeugnifier 
au 

2. volllommen legald Zeugnifle barüber vorzulegen, daß er 

a) ftetd einen ganz untadelhaften fittlihen Wandel geführt, 

b) nie, auch nur den Verdacht der Theilnahme an einer unerlaubten, oder 
mit politifhen Zweden ſich befhäftigenden Verbindung, insbefondere der Bar 
fchenfchaft, der Germania, der Arminia, Teutonia, Marcomannia gegen fid rege 
gemacht habe, 

3. Ebenfo muß jeder Stubirende, er mag bereits früher hier immatrikuliz 
gewefen feyn oder nicht, — hier oder an einem Orte die Ferien zugebradt 
haben, ein legales Zeugniß 

a) über feinen Aufenthaltsort, 

b) über feinen politifhen, poltzeilichen und fittlihen Wandel während der 
Serienzeit vorlegen, 

4. Der Termin zur Immatrifulation und Inferlption beginnt am 19. und 
endigt am 26. October, 

5. Wer fih in diefer Frift gur Immatrikulation und Infeription unter Bor- 
lage obiger Zeugniffe nicht flellt, wird an der hiefigen Hochſchule nicht mehr 
aufgenommen, (wenn nicht legal nachgewieſene Hinderniffe eine Ausnahme be⸗ 
gründen), und von der Königl, Polizeidireltion die Maaßregel der Entfernung 
des Nihtabmittirten verfügt. 


IR 
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$. 194. Königl. Verordnung vom 18. Dezember 1833, Amisbl. 
N. 5 vom Jahre 1834, p. 65, die Univerfitäts- Studienzeit betr,, ift 
Durch die fpätere vom 10. Mai 1838, fiehe unten $. 198, ausdrück— 
lich aufgehoben, 

$. 19%. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 9. Dezember 
1835, Amtsbl, M 59, p. 549, die Borfchriften über Studien und 
Disziplin der Studirenden an den Hochſchulen des Königreihs Bayern 
betr. 

Nachftehende, die Aufnahme der Studirenden an den Iniverfitäten be» 
dingende, und den Wirkungskreis der Polizeibepörben betreffende Artifel aus 
den „Borfhriften über Studien und Disziplin für die Studiren- 
den an ben Hohfhulen des Königreihs, Münden 1835”, werben 
andurch zur öffentlihen Kenntniß gebracht, mit der Beflimmung, daß ein jeder, 
welchen fie betreffen, fih genau und gewiffenhaft darnach zu achten habe. 


$. 1. Für die Aufnahme der Studirenden an den Bayerifchen Hocfchulen 
(Immatrikulation) befleht an einer jeden eine eigene Kommiffion, zufammenges 
fest, aus 

a) dem Rektor der Univerfität; 

b) dem Minifteriallommiflär, und 

c) dem Borfiande des Direktoriums ber Univerfitätspolizei. 

Die Immatrikulation beginnt für das Winterfemefter am 19. October, für 
das Sommerfemefter am Montage nach Oftern in beftimmten, öffentlich be- 
fannt zu machenden Stunden, und muß fpäteftens binnen vierzehn Tagen be- 
enbigt feyn. 

§. 2. Jeder an dem Iniverfitätsorte neu anlommende, noch nicht imma- 
tritulirte Stubirende ift gehalten binnen vier und zwanzig Stunden nach feiner 
Ankunft ſich vor der Lofalpolizeibehörde um Bewilligung des Aufenthalts, und 
im Falle die Immatrikulationskommiſſion bereits in Thätigkeit getreten ift, 
innerhalb 48 Stunden vor biefer unter Vorlage der erforderlihen Zeugniffe 
zur Immatrikulation zu melden, 

Ebenfo ift jeder aus den Ferien zurüdfommende, oder während berfelben 
im Orte gebliebene, ſchon immatrikulirte Student gehalten, ſich binnen gleicher 
Frift unter Borlage Iegaler Zeugniffe über feine Aufenthaltsorte während ber 
Ferien und über feinen daſelbſt gepflogenen politifchen und fittlichen Wandel, 
zur Erneuerung der Matrifel zu ftellen. 

Begleiter oder Diener, welche ein Studirender mit fih gebracht hat, find 
ſowohl der Lokalpolizeibehörde, als ber Immatrifulationg » Kommiffion zu bes 
nennen, 

$.3. Wer vor Ablauf der $. 1 beflimmten Frift zur Immatrikulirung 


ober Erneuerung feiner Matrikel fich nicht perfönlich gemeldet hat, wirb für 
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das begonnene Semefter zum Befuche der Univerfität nicht mehr zugelaſſen und 
von dem Drte derfeiben entfernt, im Falle er daſelbſt nicht fein bürgerliges 
Domizil hat. 

Ausnahmen find für den Fall legal nachgewielener Krankpeit oder anderer 
außerordentlicher Urfachen der Verhinderung in das Ermeſſen der Jmmatrikula 
tions⸗Kommiſſion gelegt; follte aber die Anmeldung eines auf diefe Welle gr 
hinderten Studirenden erft nah Berlauf von vier Wochen von dem Schluß 
der Immatrikulation an gerechnet erfolgen, fo wird ihm das Semefter wicht 
angerechnet, infoferne er nit am Schluffe desfelben durch eine Spezialprüfung 
fih über Fleiß und Forliſchritte während desſelben genügend ausweifet. 

$. 4. Weber die Immatrikulation der neuangelommenen Studirenden wird 
in der Regel an demfelben Tage, an welchem fie fih um die Aufnahme me. 
den, entſchieden. 

Ergeben fih aber über die Immatrikulation eines Studirenden Anſtände 
über welche fih die Mitglieder der Immatrikulirungs-Kommiſſion zu einem ge 
meinfamen Befchluffe nicht fogleich vereinigen können, fo wird die Jmmatrikulio 
ung biefes Studirenden für diefen Tag ausgeſetzt, und berfelbe auf den nädt- 
folgenden Tag wieder vorgeladen, um den Befchluß der Kommiſſion über Be 
willigung oder Berweigerung der Matrifel zu vernehmen. Der anmefende Po 
lizeibeamte hat im Falle ihrer Verweigerung für bie ungefäumte Entfernung 
der Nichtadmittirten aus dem Univerfitätsdorte zu forgen. 

$.5. Das Direktorium der Univerfitätspolizei fertiget dem &tubdirenden, 
ber die Immatrikulation erlangt dat, gegen Deponirung der Matrifet vie Yegi- 
timationdfarte aus, welche mit der Unterfhrift des Rektors, des Miniherial- 
fommiffärs und des Vorflandes des Direktoriums der Untverfitätspolizei vr 
feben wird. Sie gilt immer nur für ein Semefter, und wird bei Anfang eine 
jeden Semeſters zur Erneuerung vorgelegt. Diefe Legitimationstarte hat jcde 
Studirende immer bei fich zu tragen, um fich in jedem Falle durch fie über fen 
Verhältniß zur Univerfität ausweifen zu können, und er hat es fi ſelbſt zum 
fhreiben, wenn er bei Vernachläßigung dieſer Vorſchriſten nit als ein Ei 
birenber angefehen und behandelt wird, 

$. 6. Jeder Wechfel der Perfonen, die ein Studirender mit ſich gebtes 
bat, if von demfelben dem Rektor, dem Univerfitätsfommiffär und dem Bar 
flande des Direftoriums der Univerfitätspoligei binnen 24 Stunden anzuzeigen. 

$. 7. Jeder Studirende muß Tängftens binnen 8 Tagen nah ber Iar 
ſtellung oder Erneuerung feiner Matrikel aus dem öffentlichen Gaflfanie ir 
eine Privatwohnung umgezogen ſeyn. 

Jede erfte, fowie jede neue Wahl feiner Wohnung hat derfelde dem Dr 
reftorium der Univerfitätspoligei innerhalb 24 Stunden anyujeigen. 

Kein Studirender darf, ohne ordentlich eingemiethet zu haben, bei einem 
andern Studirenden, wäre ed auch nur auf kurze Zeit, Herberge nehmen, um 
eben fo wenig ift derfsive befugt, irgend einen Fremden bei ſich über Rad 
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ohne vorläufige an das Direktorium der Univerfitätspolizei erftattete Meldung, 
au beherbergen. Jedes Zumiderhandeln gegen Ießtere Beftimmung zieht un« 
bedingt die Relegation nach ſich. 

$.8. Das Direktorium der Univerfitätspolizei hat bie Pflicht, über bie 
Befchaffenpeit der gewählten Koſt- und Wohnhäuſer Erfundigung einzuziehen. 
Findet dasfelbe unter ihnen ſolche, die den guten Sitten nachtheilig find, oder 
gefährlich werden können, fo hat ed im Benehmen mit dem Rektorate diefe den 
Stubdirenden zu unterfagen, und leßtere an unfchädliche Koftl- und RAR 
anzumeifen. 

$. 9. Die Immatrikulirung darf nur bei denjenigen vorgenommen wer— 
den, welche 

a) über die zum Iniverfitätsftubium erforderlichen Vorkenntniſſe und 

b) über früheres in fittficher und politifcher Beziehung gutes Betragen 
Ceinfohlüffig der letzten Ferien) fih gehörig ausgewieſen haben. 

$. 10. Der Inländer hat zur Erfüllung diefer Bedingungen — bei un- 
mittelbarem Webertritt an die Univerfität aus dem Gymnaflalftudium — das 
Gpmnafialabfolutorium beizubringen. 

Diefes wird von benfelben durch eine Abfolutorialprüfung erworben, welche 
in der durch $. 91. der Schulorbnung vorgefchriebenen Weife, jedoch im Beiſeyn 
und unter der Oberleitung eigener von Seiner Majeftät dem Könige auf 
Vorſchlag der Univerfitätsfenate und des Staatsminifteriumsd des Innern ab» 
geordneten Univerfitätsprofefforen vorgenommen wird. 

Das Urtfeil des Rektorats und der Gymnaſiallehrer über das Ergebniß 
diefer Prüfung erhält nur durch die Zuſtimmung und DMitunterfchrift des Ini- 
verfitätsfommiffärd, durch welche biefer jedoch nur durch die Reife zum afademis 
ſchen oder Lycealſtudium Gewähr Ieiftet, die Kraft eines zu dem Uebertritte an 
die IUniverfität oder ein Lyceum ermächtigenden Abſolutoriums. 

Der Hebertritt von dem Lyceum an eine Univerfität, welcher jedoch in 
keinem Falle vor Bollendung bes zweijährigen philofoppifchen Lycealkurſes fatt- 
finden darf, ift gleichfalls durch die unter dem VBorfiße von Seiner Majeſtät 
dem Könige auf Vorfhlag des Iniverfitätsfenates und des Staatsminifteri- 
ums des Innern abgeorbneten Univerfitätsfommiffärs abzuhaltende Abfolutori» 
alprüfung und durch die aus diefer Prüfung hervorgegangene erſte Fleißesnote 
ober erſte und zweite Fortgangsnote bedingt. 

$. 11. Inländer, welche die Vorbereitung zur Univerfi tät durch Pris 
vatſtudium oder mit Genehmigung der Staatsregierung an auswärtigen Lehr⸗ 
anftalten erlangt haben, find nach $. 94 und 95 der Schulorbdnung vom 13. 
März 1830 gehalten, in die IV. Klaffe eines inländifhen Gymnafiums einzu- 
treten, und burch die mit diefer Klaffe am Ende des Schuljahres zu erftehenden 
Prüfung das Oymnafialabfolutorium nach Vorſchrift des $, 10 zu erwerben. . 

Die unter gleicher Vorausſetzung von ausländifchen Lyceen, oder benfelben 
gleichftependen Lehranftalten um Aufnapme an eine Bayerifche Hochſchule ſich 
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meldenden Inländer müflen ipre Befähigung durch eine unter Leitung eines 
Univerfitätsprofeffors an einem inländifchen Lyceum aus allen Lehrgegenfänden 
des philofophifchen Lycealkurſes zu erflehende Prüfung bewähren, 

$. 12. Jeder Studirende, der noch einer väterlichen oder vormundihaft- 
lihen Gewalt unterworfen ift, hat ein obrigkeitlich beglaubigtes Zeugnif der 
Eltern, oder derer, welche ihre Stellen vertreten, vorzulegen, oder im kurzer 
Zeit nachzutragen, daß er von ihnen auf die Univerfität, wo er aufgenommen 
zu werden verlangt, gefandt ſey. 

$. 13. Jedem Inländer if der Befuch jeder Univerfität der teutihen Yun 
deöftaaten auch ohne befondere Erlaubniß der Staatsregierung geftattet, jedes 
nicht früher, als nach beftandener Prüfung aus den allgemeinen Fächern, ebento 
vorbepaltlih der durch dad Heerergänzungsgefeß ihm auferlegten Berpflid«- 
ungen und unter der Bedingung, daß er auch von der dem Fachſtudium br 
flimmten Zeit ein Jahr an einer inländifchen Hochfchule zubringe. 

$. 14, Die Herbfiferien dauern von dem 1. September bis zu dem IA 
Detober, und die Ofterferien vom Anfange der Eharwohe bis zum Monie; 
nach der Oſterwoche. 

Während des Semeſters findet außer den gebotenen Sonn- und Feierlagen 
feine Unterbredung der Borlefungen flatt. 

$. 15. Den Studirenden wird zur Pflicht gemacht, fich in dem oben I- 
fimmten Zeitpunfte am Univerfitätsorte pünktlich eingufinden und bafelbi bis 
zum Schluffe der Kollegien zu beparren. Ueber die Folgen des nicht rechtzen⸗ 
igen Eintreffens der Studirenden enthält bereits der $. 3 nähere Beftimmunz. 

Ein Inländer, welcher bie Univerfität ohne Erlaubniß des Rektors um 
Minifteriallommiffärd vor dem gefeßlichen Schluffe der Borlefungen verläh, 
wird mit Disziplinarfirafe beahndet. Ausländern wird der frühere Abgang is 
ihrem Zeugniffe vorgemerkt, 

Päſſe follen von der Polizeibehörde nur mit Bewilligung der Univerkiäit 
behörde an Studirende ertheilt werden. — In keinem Falle können Matrikl 
oder Legitimationdfarten die Stelle der Päſſe vertreten. 

$. 16. Auf Befreiung von Honorarien » Entrichtung hat allein derjenige 
Studirende Anfpruch, welcher feine wahre und volle Armuth durch ein gericht 
liches, in gehöriger Form ausgeftelltes Zeugniß beweifen kann. 

Diefes Zeugniß fol vorzüglich enthalten: 

1, Namen und Wohnort des Kandidaten, 

2. Stand oder Gewerbe feiner Eltern, 

3, die Angabe, ob Bater oder Mutter geftorben iſt, oder beide, 

4. die Zahl der lebenden Geſchwiſter und ob fie verforgt find, oder micht, 

5. ben Betrag bes Vermögens, fowie er aus amtlichen und gerichtlichen 
Akten und Urkunden, oder fonft befannt if, 

6. das Einkommen aus Befoldungen und die Nebenbezüge aus andırı 
Erwerbsquellen, 
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7. den Betrag der Schulden. 

Die Behörden, denen die Ausflelung dieſer Zeugniffe obliegt, find ange: 
wiefen worben, bei ihnen als bei amtlichen unter öffentlicher Authorität ausge: 
ftelten Urkunden mit firengfier Gewiffenhaftigfeit zu verfahren, und bei Ber: 
meidung unnahfihtliher Disziplinar-Einfreitung mit Bezug auf die beftehen« 
ben Gefebe fih jeder ungenügenden oder unmwahren Angabe zu enthalten. 


Die Honorarientommiffionen find verpflichtet, jene Behörden, deren Zeug: 
niffe in einer der angegebenen Beziehungen ald mangelhaft befunden werben, 
bem Staatsminifterium des Innern zur weiteren Verfügung anzuzeigen. 


$. 17. Die Behörden, mit welden die Studirenden an den Bayeriſchen 
Hochſchulen während ihres Iniverfitätsaufenthaltes zunächft in Berührung tre- 
ten, find 

a) die Immatrikulirungs⸗Kommiſſion; 

b) der Rektor, der Senat, die Fakultätsdekane und die Profefforen; 

c) der außerordentliche Minifterlaltommiffär, und 

d) das Direktorium der Univerfitätspolizet, 


$. 18, Das Direktorium der Univerfitätspoliget, welches für die Univerfi- 
täten Würzburg und Erlangen aus dem Königl. Kommiſſar bei der Stadt, aus 
zwei ordentlichen Profefforen der Univerfität und zwei Magifiratsrätfen, und 
für die Univerfitit Münden aus dem Vorſtande der Polizeidirektion, zwei or— 
dentlihen Profefforen der Univerfität, einem Regierungsafieffor und einem Po- 
lizeilommiſſär beftept, ift in Anfehung der Studirenden, was die Lofalpolizeibe- 
börde in Anfehung der übrigen Einwohner der Univerfitätsftädte if. Seine 
Amtsbefugniffe fiehen mit den Amtsbefugniffen der Legteren auf gleicher Linie, 
und find durch die Berorbnung vom 15. September 1818 (Gefeßblatt 1818, 
©. 623 flg.) normitt, 

Namentlich fteht demfelben zu, neben den in gegenwärtigen Borfchriften 
ihm befonders ertheiten Befugniffen, die unmittelbare Auffiht auf das Betragen 
der Studirenden an Öffentlichen Orten, die Handhabung der Ruhe und Sicher» 
heit gezen Ruheftörer und Zumultuanten, Nachtſchwärmer — die Verhinderung 
der Zweilämpfe und anderer Thätlichfeiten der Studirenden unter ſich und mit 
anderen Individuen — bie Wegnahme verbotener Waffen, die Berhinderung 
des Tragens befonderer Iniformen und Auszeichnungen — die Befeltigung 
der Gelegenheiten zu Streithändeln, Ausfchweifungen und verfehwenderifchen 
Ausgaben. 


$. 19. Die Studirenden haben fämmtliche oben bezeichnete Behörben und 
Perfonen als ihre BVBorgefeßten zu erkennen, auf jede Borrufung berfelben un- 
gefäumt zu erfcheinen und ihren Anordnungen unweigerlich Folge zu leiſten. 

Gegen Studirende, welche der Aufforderung vor einer vorgefeßten Behörde 
zu erfcheinen, nicht nachlommen, wird mit Nealcitationen, oder im Falle des 
Ungehorfams, mit Dimiffion eingefhritten. 
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$. 196. Befanntmahung des Negierumgspräftbiums vom 12. 
Auguft 1836, Amtsbl. Ma 40, p. 452, die Zeugniffe zum Behufe der 
Honorarienbefreiung. 

In Folge Höchfter Minifterialentfehliefung vom 3. diefes, und unter Hin, 
mweifung auf den $. 16 der Verfügung vom 9. Dezember 1835, die Borfähriften 
über Studien und die Disziplin der Studirenden an den Hochſchulen des Köniz 
reich Bayern beir. (Amtsbl. As 59), werben die Behörden, welchen bie An 
flellung amtlicher Zeugniffe zum Behufe der Honorarienbefreiung obliegt, ange 
wiefen, in denfelben bei Söhnen von Gewerbtreibenden nicht allein die von 
ben Eltern der Stubirenden zu entrichtende Grundfteuer, fonbern aud die & 
werbfleuer anzugeben, mit welcher fie in den Steuerrollen aufgeführt find. 


$. 197. Bekanntmachung desfelben in vorhergehendem Bert 
som 4. März 1837, Amtsbl. M 16, p. 113. 


Damit die in den Vorſchriften über Studien und Disziplin für 
die Studirenden an den Hochſchulen des Königreichs Barırı 
enthaltenen Anordnungen hinfichtlich der Ausftellung der Zeugniffe zum Behuk 
der Honorarienbefreiung auch im NhHeinfreife auf eine fowohl dem Zwede als 
dem befonderen Berwaltungsfpfleme diefes Kreiſes anpaſſende Weiſe in Bolye; 
gefeßt werben können, find durch ein Königliches Miniflerialrefcript vom 21 
v. M. nachſtehende Belimmungen gegeben worden, welche unter Beziehuns 
auf bie Belanntmadhungen vom 9. Dezember 1835 (Amtobl. As 59) und II 
Auguf v. 3. (Amtsbl. Ag 40) nachſtehend zur Darnachachtung bekannt gr 
macht werben: 

1. Zeder Studirende des Nheinkreifes, welcher in dem Falle ſich befinde, 
bei feiner Aufnahme an eine inländifche Hochfchufe die HSonorarienbefreiung nad 
Maafgabe des $. 16 der Bekanntmachung vom 9. Degember 1835 in Anfpras 
nehmen zu können, hat feine wahre und volle Armuth durch ein amtlides ı» 
gehöriger Form ausgeftelltes Zeugniß nachzuweiſen. 

2. Außer den materiellen Erforberniffen, welche dieſes Zeugnis nd 
Maaßgabe des angeführten $. 16 beſitzen foll, muß dasfelbe auch die gefumm 
ten Steuerquoten, welche von dem Stubirenden oder deſſen Eltern zu enirid- 
ten find, ausdrüdlich enthalten, 

Zu diefem Ende hat: 

3. Der betheiligte Studirende zuerfi von dem betreffenden Steuereinnefmr 
einen Auszug aus der Steuerlifte über feine oder feiner Eltern Befteuerung 
erheben und ſolche dem Bürgermeißer vorzulegen, welcher ſodann auf demielte 
bemerkt, was ihm von den Bermögend« und Familienverhältnifien bean! 
fep, und diefe Angabe auf amtlichem Wege dem betreffenden Landlommiflariet 
zuſendet. 

4. Dies letztere iſt nun verpflichtet, auf dem Grunde dieſer Behelit m 
Bermögenszeugniß auszufellen, hat fi aber hiebei nicht bios darauf zu iv 
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ſchränken, die Zeugnifle des Steuereinnehmers und Bürgermeifteramtes zu be> 
glaubigen, fondern auch zugleich beizufügen, was ihm perfönlich von den Ber- 
hältnifien des Betpeiligten befannt ift. 

5. Dies in vorfiehender Art ausgefiellte Zeugniß ift von dem Stubirenden 
der Univerfitätsbehörbe vorzulegen und deren Ausfpruh auf fein Gefuh zu 
gewärtigen. 

Die Behörden, denen die Ausftellung der Zeugniffe übertragen tft, werden 
fohließlich auf die ihnen nach Abfat 3 und 4 des mehrgedachten $. 16 obliegende 
Berpflihtung und Verantwortung aufmerkfam gemacht. 


$. 198. Königl. Verordnung vom 10. Mai 1838, Amtsbl. M 
29, p. 239, die Univerfitätsftudien, insbefondere das Studium der 
allgemeinen Wiffenfchaften betr. 


Lubwig, 8 

Forigeſetzte Beobachtungen über den Erfolg der, bezüglich der Univerfitäts: 
ſtudien befiehenden Vorſchriften, insbefondere auch jener bezüglich des Studiums 
ber allgemeinen Wiffenfchaften, haben Uns veranlaßt, die Befimmungen Un» 
ferer Verordnungen vom 23. November 1832 und 18, Dezember 1833, die 
Prüfungen an den Univerfitäten, dann die Univerfitäts- Studienzeit betreffend, 
ferner die hiemit in Berbindung flehenden Beftimmungen der unterm 30. No» 
vember 1833 über ben Fortbeftand der Lyceen erlaffenen Berorbnung, einer 
Reviſion unterftellen zu laſſen. 

Nachdem nun nach den Ergebniffen diefer Revifion mehrere wefentliche Ab- 
änderungen ber erwähnten Berorbnungen fih als nothwendig darftellen, fo 
beſchließen Wir in diefer Hinficht, auf fo lange Wir nicht anders verfügen, 
was folgt: 

Art. J. Es foll fhon von ber Tateinifhen Schule an auf Entfernung ta- 
Ientlofer, träger ober gar fittenlofer Schüler von den Stubienanftalten mit 
Strenge gefehen, befonders aber bei den Abfolutorialprüfungen an den Gym— 
nafien unbefähigten, unfleißigen ober unfittlichen Schülern der Webertritt an 
höhere Lehranftalten unbedingt verfagt werben. 

Art. I. Die Abfolutorialprüfungen der von dem Gymnafium abtretenden, 
aber zum Lyceal⸗ und lUniverfitätsunterrichte nicht adfpirirenden Jünglinge blei- 
ben wie bisher unter die Mitwirfung und Kontroße eines Kreisfcholarchen 
geſtellt. 

Art. III. Die Abſolutorialprüfung der von dem Gymnaſium an ein Ly— 
ceum oder an eine Hochſchule übergehenden Schüler iſt in der durch den $. 91 
der Schulorbnung vorgefchriebenen Weife, jedoch in Gegenwart und unter der 
Dberleitung eigener von Uns abgeorbneter Univerfitätd- oder Lycealprofeſſoren, 
mit gewifienhafter Strenge zu vollziehen. 

Diefe Profefforen Teiten in der Eigenſchaft als Königl. Kommiffarien die 
Prüfung, und beflimmen nicht nur das Thema der fihriftlihen Prüfungsar- 


856 Drittes Buch. — Berwaltungspolizei. 


beiten, fondern au für jedes einzelne Lehrfach die in Frage zu fiellenden ein- 
zelnen Lehrflüde. 

Das Urtheil des Rektorats und der Gymnafialprofefforen erhält nur durch 
ihre Zuftiimmung und DMitunterfchrift die Kraft eines zu dem Mebertrüte er- 
mächtigenden Abfolutoriums. — Im Nichtvereinigungsfalle desiKommiflärs mit 
dem Gymnaflal» Lehrerperfonale wird der betreffende Schüler an bie von ihm 
gewählte Hochſchule oder an das von ihm gewählte Lyceum gewiefen, um ba- 
feibR eine nochmalige firenge Prüfung vor einer aus Mitgliedern der phile- 
fopbifchen Fakultät der Hochfchule oder der philofoppifchen Seftion des !yceums 
und aus Gymnaſialrektoren oder Profefforen zufammengefepten Kommiffion zu 
beftehen und dort bie definitiven Befchlüffe hinfichtlich feines Abfolutoriums zu 
vernehmen. 

Art. IV. Die gefammte Iniverfitäts- Studienzeit wirb ohne Unterfchier 
der Fakultäten auf fünf Jahre beftimmt. 

Den von einem Lyceum an bie Univerfität übertretenden Stubiren)en, 
fowie jenen Kandidaten der Fatholifchen Theologie, welche an der theologiſches 
Sektion eines Lyceums einen Theil ihres Fachſtudiums vollendet haben, wird 
bie an den Lyceen zugebrachte Zeit in die vorbemerkte fünfjährige Studienzeit 
eingerechnet. Gleiches gilt von jenen Kandidaten der katholiſchen Theologie, 
welche in Folge befonderer Diözefan » Anordnung nach dem zweiten Jahre des 
theologifchen Studiums die Univerfität verlaffen und in ein bifhöfliches Er- 
minar eintreten, xüdfichtlich des in Leßterem zurücgelegten Jahres ihrer praf» 
tifchen Bildung. 

Art. V. Die zwei erfien Jahre ber gefammten Univerfitätd- Studienzeit 
find ausfchliegend dem Studium der allgemeinen Wiffenfchaften zu widmen. 

Art. VI. Univerfitäten und Lyceen werben in Anfehung der zu bem eben 
bemerften Studium gehörigen Lehrgegenflände und der Prüfungen vollfommen 
gleichgeftelt. Es follen demzufolge: 

a) die Vorfihriften über die zu hörenden Lehrgegenflände und über die Ber 
theilung berfelben auf die zwei Jahreskurſe nach ihrer natürlihen Reihenfolge 
für beide Anftalten gemeinfam feyn, fodann aber aud 

b) an beiden Anftalten bei dem Schluffe eined jeden Semefters öffentliche 
Prüfungen aus fämmtlichen Fehrgegenfländen besfelben, und zwar an ben Uni» 
verfitäten von einer Kommiſſion der philofoppifchen Seltion unter dem Borfige 
bes Dekans der philofoppifchen Fakultät — an den Lyceen aber von der gm 
fammten pphilofophifchen Sektion unter dem Borfiße des Rektors abgehalten 
werben, um ben Kortgang der Stubirenden zu ermitteln. 

Art. VII. Die Augzeihnung bei den eben erwähnten Semefleralprüfungen 
fol durch die Ertfeilung von Preisdiplomen und durch befondere Berüdfichtie- 
ung bei der Verleihung vorhandener Stipendien anerkannt, Unwiſſendeit aber 
ernftlich beahndet werden. Zweimaliges Nichtbeflefen in der Prüfung zieht wie 
Dimiffion nach fidh. 


— 
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Die Vorſtände und Mitglieder der Prüfungsbepärbe find für firenge und 
gewifienhafte Behandlung der Prüfungsangelegenheiten verantwortlich. 

Art. VII Die am Schluffe des vierten Semefters flattfindende Prüfung 
behauptet die Eigenfchaft und Wirkungen ber philofophifchen Abfolutorialprüfung. 

Die Abordnung von Univerfitätsprofefforen zur Leitung dieſer Abfolutoriak 
prüfungen an ben Lyceen fol künftighin unterbleiben. 

Art, IX. Jenen Kandidaten des philofoppifchen Studiums, welche bei der 
Abfolutorialprüfung nicht die erfte Fleißes- und menigflens die zweite Fort⸗ 
gangsnote ſich erwerben, oder welche eine fittenwidrige Aufführung gepflogen 
baben, ift der Hebertritt zu dem Fachſtudium unbedingt zu verweigern, und es 
find diefelben alsbald von der Univerfität oder dem Lyceum zu entfernen, 

Nur dann, wenn die Prüfung blos in einem oder dem andern minder 
wichtigern Lehrgegenftande mißlungen if, darf die Wiederholung des Kurfes 
und die Zulaffung zu einer nochmaligen Prüfung bewilliget werben. 

Art. X. Auch der Hebergang an eine auswärtige Univerfität iſt Teinem 
Inländer geftattet, ehe er die philofophifche Abfolutorialprüfung mit Erfolg be— 
ftanden hat. 

Snländer, welche nach dieſer Prüfung eine auswärtige Univerfität befuchen, 

” find überdies gehalten, auch von der dem Fachftudium beſtimmten Zeit ein Jahr 
an einer inländifhen Hochfchule zuzubringen. 

Art, XL Während der fpäteren Stubienjahre finden zwar befondere Prüf- 
ungen in der Regel nur bei Stipendiaten und Theologen, und zwar in ber 
bisher beobachteten Weife ſtatt; dagegen find die Rektoren gehalten, den Eltern 
und Bormündern, fowie den die Elternftelle vertretenden Verwandten, fie mögen 
in dem Sulande oder Auslande wohnen, jederzeit auf Verlangen Aufſchluß über 
Fleiß, Sittlichkeit und Betragen der ihnen angehörenden Studirenden zu geben. 

Entſtehen von Seite diefer Eltern, Bormünder oder Elternftelle vertreten. 
den Verwandten in den bemerkten Beziehungen hinfichtlich der ihnen angehören» 
den Studirenden Zweifel, oder treten von Seite eines durch Infeription bes 
theiligten Profeffors oder des Fakultäts⸗Dekans, oder aber des Rektors oder 
Minifteriallommiffärs Hinfichtlich einzelner fludirenden Inländer ähnliche Zweifel 
ein, fo find diefelben befugt, zu verlangen, daß die beireffenden Stubirenden 
am Ende des Studienfemefters einer, vor fämmtlichen Mitgliedern und Pro» 
fefforen der einfchlägigen Fakultät unter dem Borfiße des Fakultäts-Dekans 
öffentlich zu beſtehenden mündlichen Prüfung unterworfen werden. 

Art, XIL Die Befchlüffe in Beziehung auf vorbemerkte Prüfung erfolgen 
durh Stimmenmehrheit; die ausgefprochene Note „nicht genügender Befähig- 
ung“ zieht die Wiederholung der Prüfung am Schluffe des nächſtfolgenden 
Semefters, und das Nichtbeflehen au in biefer zweiten Prüfung die Dimiffion 
von der Hochfcehule mit der Folge der Ausfchliefung von allen inländifchen Uni» 
verfitäten, fomit auch von der theoretifchen Endprüfung nad fid. 

Art, XII. Stubirende, welche bei einer ſolchen Ausnahmsprüfung nicht 
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erfcheinen, und ihr Ausbleiben durch hinreichende Entfehuldigungsgründe mist 
zu rechtfertigen vermögen, werben von allen inländifchen Hochſchulen in fo lange 
ausgeſchloſſen, bis fie fih diefer Prüfung unterworfen haben; erfolgt in leg» 
terem Falle die Note „nicht genügender Befähigung“, fo ift nad den diesfall- 
figen Beftimmungen bes vorftehenden Art. XIL zu verfahren. 

Art. XIV. Das Ergebniß jeder, fowohl auf Verlangen der Angehörigen, 
als im öffentlichen Intereffe mit Inländern vorgenommenen Prüfung der Art, 
wird den Eltern und Bormündern und ben Elternflelle vertretenden Bermwanbdien, 
dann was die Kandidaten der Theologie betrifft, noch indbefondere den geit- 
chen Oberbehörden von Amtswegen eröffnet. 

Art. XV. Da, wo nad den vorflehenden Art. XIL und XIIL wegen 
nicht genügender Befähigung die Strafe der Dimiffion, oder wegen IUIngeber- 
fams die zeitliche Ausſchließung einzutreten hat, if von der betreffenden Fald- 
tät dem Senate motivirte Anzeige zu erflattien, damit von biefem fofort bie 
Strafe in einem förmlichen Befchluffe ausgefprochen werde. 

Art. XVI. Es if Unfer beftimmter Wille, daß die das Iniverfitäis- 
Abfolutorium bedingenden Prüfungen insgefammt mit der gewiffenpafteken 
Strenge und Genauigkeit behandelt, und daß felbe bei jedem einzelnen St=- 
direnden auf alle demſelben vorgefchriebenen, in der Zwifchenprüfung mit be 
griffenen Gegenftänve erftredt werden. Insbeſondere wollen Wir in dem Fade 
der Arzneilunde das Eramen pro Gradu mit höchſtem Ernfte behandelt fchen. 

Wir erwarten mit Bertrauen von dem bewährten Pflichtgefüple fämmt- 
licher Profefforen an Iinferen Studienanftalten, daß fie Unferen lanbeswi- 
terlichen Abfichten mit pflidtmäßigem Eifer entgegen fommen, und zu berm 
Berwirklihung durch den genaueflen Vollzug der gegenwärtigen Anorbnunge 
mitwirken werben, 

Diefe Anordnungen haben, in fo weit folhe Unfere Hocdfchulen betreffen, 
mit dem Anfange des Studienjahres 183%/;,,, in allen übrigen Punkten aber mu 
dem Tage der Bekanntmachung in Wirkfamfeit zu treten; dagegen feßen Bi: 
für die Hochfchulen und die Lyceen von bem gleichen vorbemerften Zeitpuni« 
an die Befimmungen der im Eingange diefer Unferer Entfhliefung ermähe- 
ten Berorbnungen vom 23. November 1832 und 18. Dezember 1833, dam 
vom 30. November 1833, was jedoch die letztere betrifft, nur bezüglich der hir 
einfchlägigen Punkte der Ziff, IX. und XIV. außer Anwendung. 

Unfer Miniftlerium des Innern if mit dem Bollzguge und der Bekannt 
machung der gegenwärtigen Berordnung beauftragt. 


$. 199. Auszug aus einer Königl. Verordnung vom 2. Ne 
vernber 1838, Amtsbl. M 64, p. 471, die Univerfttätäftudien, inebe 
fondere das Studium der allgemeinen Wiffenfchaften betr. 
Ludwig, 8. 
Wir haben in dem Art. VI. Unſerer allerhöhften Berorbuung vom ! 
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Mai I. 3., die Univerfitätsftudien und insbefondere das Studium der allge- 
meinen Wiflenfehaften betreffend, die vollfommene Gleichftellung der Univerfi- 
täten und Lyceen in Anfepung ber zu den allgemeinen Studien gehörigen Lehr- 
gegenffände und ber Prüfungen zu verfügen, zugleich aber zu beftimmen Ung 
bewogen gefunden, daß dem zufolge: | 


a) die Borfohriften über die zu hörenden Gegenflände und über die Ber- 
theilung derfelben auf zwei Jahreskurſe, nach ihrer natürlichen Reihenfolge ge- 
meinfam feyn, ſodann aber auch 


b) an den beiden Anftalten, bei dem Schluffe eines jeden Semefters, Prüf 
ungen aus fämmtlichen Lehrgegenfländen besfelben, und zwar an den Univer- 
fitäten vor einer Kommiffion der philofophifchen Sektion, unter dem Vorſitze 
des Defans der philofophifchen Fakultät, an den Lyceen aber von ber gefamm- 
ten pphilofophifchen Sektion, unter dem Borfiße des Rektors, abgehalten werben 
follen, um den Fortgang der Stubirenden zu ermitteln, 

Nachdem zum Vollzuge diefer letztern Beftimmung bie erforderlichen Ein- 
leitungen bereits getroffen worben find, fo verorbnen Wir nunmehr in Anſeh— 
ung des erfien Punkts, in fo lange Wir nicht anders verfügen, allergnädigft, 
was folgt: 


A. Die Befimmung der Lehrfächer der allgemeinen Wiſſenſchaf— 
ten, Bertheilung derfelben auf bie beiden Jahresfurfe, 


Art LI Als diejenigen Lehrgegenftände und Vorträge, über deren regel» 
mäßigen Befuch und gedeihliches Studium die Kandidaten der Philofoppie an 
den Hochſchulen und Lyceen durch Zeugniffe und durch die angeorbneten Se— 
meftralprüfungen ſich auszuweifen verpflichtet find, erflären Wir: 

1. die theoretifche und praktifche Philofophie, 

2. die Mathematif, 

3. die Philologie, 

4, die Gefchichte und 

5. die allgemeine Naturgefchichte, 
unter nachflehenden näheren Befimmungen : 

a) der Bortrag über Philologie fol mit dem zweiten Semefler bes erſten 
philofophifchen Jahreskurſes enden, und 

b) von der Verpflichtung zur Anhörung felbfiftändiger Borträge über all 
gemeine Chemie, angewandte Mathematik und allgemeine Experimentalphyſik, 
dann über Gefchichte der Philoſophie, ferner über Meteorologie und Aftronomie 
Umgang genommen; 

e) der Vortrag über die reine Mathematit aber auf Wiederholung der 
Elementar-Mathematik befchräntt werben. 

d) Hinfichtlich des Vortrages über Rechtsphiloſophie befiimmen Wir, daß 
folcher mit dem Bortrage der Moralphilofoppie in unmittelbare Berbindung 
gefeßt, und auf eine kurze, aber gründliche Exrpofition des Rechtsbegriffes be- 
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ſchränkt, die ausführlichere Behandlung dieſes Lehrgegenftandes aber der juri- 
diſchen Fakultät zugewieſen werben folle. 

e) Die Aeſthetik in Verbindung mit Kunftgefchichte haben Wir als ergän- 
zende Disziplin ber theoretifchen Philofophie, in der Reihe der vorgefchriebenen 
Lehrgegenftände aufnehmen laſſen, und wollen, daß 

f) auch die Religionsppilofopple unter den Lehrgegenfländen der praktiſchen 
Philoſophie die ihr gebührende Stelle erhalte, aber an Unfern Hocdfulen 
jederzeit von einem Profeffor der theologifchen Fakultät vorgetragen werde. 

Art. I. Sämmtlihe in Art. I. aufgezählte Lehrgegenflände, follen auf 
die beiden philoſophiſchen Jahreskurſe in nachflehender Art vertpeilt werben: 

I. Jahreskurs. 1 Semeſter. 

1. Encyllopädie des akademiſchen Studiums, 

2. Anthropologie und Pfychologie, 

3. Philologie, 

4. Wiederholung der Elfementar-Matpematit (Algebra und Geometrie), 

5. Länder» und Völkerkunde mit Statiftif an den Hochfchulen (dafür allge 
meine Gefchichte an den Lyceen). 

I. Semefer. 

1. Theoretifche Philoſophie (Logik und Metaphufit), 

2. Philologie, 

3. Allgemeine Geſchichte (ältere), an ben Lyceen Fortfeßung und Beichluf 
der älteren, 

4, Archäologie (griehifhe und römifche Alterthümer). 

U. Jahreskurs. I Semeſter. 

1. Praktifche Philoſophie (Moralphilofophie in Berbindung mit einer Bar 
zen aber genauen Erpofition des Rechtsbegriffes), 

2, Allgemeine Geſchichte (neuere), 

3. Allgemeine Naturgefchichte, 

4, Aeſthetik mit Kunftgefchichte, 

1. Semefer. 

1. Religions-Pphilofoppie, 

2. Baterländifche Geſchichte, 

3. Archäologie, 

4. Phyſikaliſch ⸗mathematiſche Geographie. 

Art. IV. Die vorftehenden Befimmungen find an Unfern Hochſcheles 
au Münden und Würzburg fogleih und unbedingt in Bollzug zu feßen. 

In Anfehung der proteftantifchen Univerfität Erlangen wollen Bir jebos 
gefatien, daß, fo lange bis bie mit Unferer allerhöchften Genehmigung 
bereit8 eingeleitete Errichtung proteftantifcher Lyceen wirklich ſtatt gefunden 
bat, in Anfepuug aller Stubirenden proteftantifcher Konfeffion, die bisherige 
Einrichtung des philofoppifchen Studiums, vor der Hand noch beibehalten 
werbe ꝛc. ıc. 
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$. 200. Belanntmahung des Minifteriums des Innern vom 
16. März 1839, Amtsbl, M. 18, p. 169, die dienſtlichen Berhält- 
niffe der Ehrenprofefforen betr. 


Minifterium des Innern. 

Seine Mafefät der König haben Sich allergnädigft betwogen ge» 
funden, bezüglich der dienſtlichen Berhältniffe der Eprenprofefforen an den 
Königl. Univerfitäten unterm 13, v. M. befondere Befimmungen zu erlaffen, 
welche nachftehend zur allgemeinen Kenntniß gebracht werben. 


I. Die Eprenprofefforen haben das Necht, Öffentliche Vorträge über bie- 
jenigen Gegenflände der Wiffenfchaft zu halten, auf welche die allerhöchfte Ge— 
nepmigung lautet, fie find befugt ihre Vorlefungen nach den beflefenden Bor« 
friften Öffentlich anzulündigen, die Aufnahme derfelben in den Borlefetatalog 
zu verlangen, und den Stubirenden vollgültige Zeugniffe über den Befuch ihrer 
Borlefungen und über den Fortgang audzuftellen. 

Sie haben Anfpruch auf den Schuß der ihnen von Seite der Studirenden 
gebührenden Achtung, wie folder den Profefforen durch die Disziplinargefehe 
gewährt ift, und find zum Bezuge von Honorarien in dem für bie Profefforen 
beflimmten Maaße berechtiget. 

Es if denfelben die Befugniß eingeräumt, bie Attribute der Univerfität, 
deren Sammlungen, Anftalten und Hörfäle nach den für die Profefforen gel- 
tenden Borfchriften zu benüßen, und bei öffentlichen Feierlichkeiten der Hochſchule 
zu erfcheinen, wobei ihnen der Plab vor den Privatbozenten und unmittelbar 
nach den außerordentlichen Profefforen anzuweiſen iſt. 

Ihre Namen werden nah biefem Rangverhältniffe in den Perfonalliften 
der Univerfität aufgenommen. | 


II. Es ift zwar der freien Wahl der Ehrenprofefforen überlaffen, von ber 
Königlichen Erlaubniß beſtimmte Borlefungen zu halten, Gebrauch zu machen 
ober nicht. Sie find jedoch verbunden die einmal angekündigten und begon- 
nenen Borlefungen fortzufegen, und in ber burd die Saßungen beflimmten 
Zeit zu vollenden. Sie find. nicht minder verpflichtet, rüdfichtlih der Inſcrip⸗ 
tion, des Anfangs und des Schluffes der Borlefungen, der Anregung und Ueber⸗ 
wachung des Fleißes ihrer Zuhörer, dann ber Mitwirkung zu Aufrechtfaltung 
der Disziplin, nach den Univerfitätsfagungen fich zu achten, ſich bezüglich ihrer 
Borlefungen der Aufficht des Senats und der Fakultät zu unterziehen und ben 
Anordnungen der Univerfitätsbehörden Folge zu Ieiften, 

Die Eprenprofefforen find ferner auf bie getreue Erfüllung ihrer Obliegen- 
beiten von dem Univerfitätdreltor vor dem verfammelten Senate zu verpflichten. 

III. Die Ehrenprofefforen nehmen feinen Antheil au den Gefchäften bes 
Senats, ber Vermögensverwaltung, der Fakultäten, der Univerſitätspolizei und 
an ber Leitung und der Verwaltung der Attribute, Sammlungen und Anftalten 
der Univerfität, fie find ausgefchloffen von der aktiven und paffiven Wahlfähig- 
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keit für Univerfitätsämter ober zum Zwecke ber Bertretung ber Hochſchule im 
irgend einer andern Beziehung. 

Es ift ihnen nicht geftattet über andere Gegenflände, als für welde vie 
allerhöchfte Bewilligung gegeben if, öffentliche Vorträge zu halten. 

Sie haben keinen Anfpruch auf Befoldung und tragen als folde keine 
Uniform. 

Die Eprenprofeffur erlifcht, wenn ber Profeffor honorarius während jwei 
Jahren von der allerhöchften Bewilligung keinen Gebrauch gemacht. 


$. 201. Königl. Verordnung vom 19. Auguft 1839, Amtebl. 
N. 46, p. 379, den Uebertritt der Schüler aus den technifchen Um- 
terrichtsanftalten an die Univerfität Würzburg betr. 


Ludwig, K. 

Wir haben Uns veranlaßt gefunden, zur Erleichterung des technifhen 
Studiums zu verorbnen, daß den Schülern der technifchen Unterrichtsanftalten, 
welchen nach den Beftimmungen des Art. XI. Unferer allerhöhften Beror»- 
nung vom 16. Februar 1833, die Gewerbs⸗ und polptechnifhen Schulen betr. 
(Reggsbl. 1833, S. 177) der Befuch der ifrem Fünftigen Berufe entfprechenden 
Borlefungen an der Hochſchule Münden zugeflanden iſt, geftattet ſeyn folle, 
diefe Borlefungen mit benfelben Wirkungen, wie an der Hochſchule Münden, 
fünftig auch an jener in Würgburg zu hören. 

Unfer Minifterium des Innern ift mit ber Befanntmahung und dem 
Vollzuge der gegenwärtigen Berorbnung beauftragt. 


$. 202. Bekanntmachung der Königl, Kreisregierung vom 25. 
März 1841, Amtsbl. M 25, p. 206, die Bedingungen der Aufnahme 
technifcher Kandidaten an den Hochfchulen betr. 


Die nachſtehende höchſte Minifterialverorbnung vom 19. d. M. — die En 
dingungen der Aufnahme technifher Kandidaten an den Hocfchulen betr. — 
wird zur Darnachachtung hiemit befannt gemacht. 

„Nach allerhöchſt getroffener Beftimmung haben bie technifhen Kandidaten 
welche fih für den höheren Forfidienft auszubilden gedenken, den zu ihrer wi. 
fenfhaftlihen Berufsbildung erforderlichen allgemeinen und befonderen Unter 
richt, nur an einer mit den enifprechenden Lehrmitieln verfehenen Hochſcaee 
und ſonach zur Zeit nur an den liniverfitäten Münden und Bürzburg zu 
verfolgen. 

„Der Zutritt zu biefen beiden Hochſchulen ift jedoch lediglich jemen Kandi- 
baten zu geftatten, welche entweder 

„a) das Abfolutorium eines Gymnaſiums, oder 

vb) das Abfolutorium einer polptechnifhen Schule beibringen. 

„Es foll jedoch: 
„zu a) denjenigen, welche die Abfolutorialprüfung an einem Gpmnakum 
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im übrigen mit Erfolg beſtehen, die Prüfung aus der grierhifchen Sprache 
nachgefehen werben dürfen; 
„dagegen aber 

„zu b) die Aufnahme abfolvirter Schüler der polytechnifchen Schule auf 
diejenigen befchränft bleiben, welche zuerfi eine vollfändige Iateinifche Schule 
abfolvirt, und dann an einer Landwirthſchafts⸗ und Gewerbsfchule das vor» 
fohriftsmäßige Abfolutorium erworben haben. 

„e) Ausnahmsweiſe dürfen jedoch nur noch für das Studienjahr 
18%%/,, auch jene Kandidaten an der Hochichule zugelaffen werden, welche ein 
nach den Beftimmungen ber Bollzugsvorfchriften vom 4, April 1836 zur Vers 
ordnung über Gewerbe» und: polptechnifche Schulen vom 16. Februar 1833 und 
in der dafelbft vorgefchriebenen Form ausgeftelltes Abfolutorium einer vollſtän— 
digen Landwirthſchafts⸗ und Gewerbsſchule aufzeigen können. 

„Diefe Beftimmungen find durch das Kreis-Intelligenzblatt befannt zu 
machen.“ 

$. 203. Bekanntmachung des Finanzminifteriumd vom 24. Juni 
1841, Amtsbl. Mi 41, p. 365, die Studien der Forfifandidaten an 
der Hochſchule betr. 

Finanzminifterium. 

Das Königl. Minifterium des Innern hat in einer an ben Senat ber 
Könige. Ludwig-Marimilians-Univerfität am 26. v. Mid. erlaffenen Entfgließ- 
ung, zur Begründung einer entſprechenden Studienordnung für die Forfilandi- 
daten auf Hochfihulen, die obligaten Lehrgegenftände, auf die einzelnen Semefter 
der drei Studienjahre, in nachftehender Weife vertheilt: 

Erftes Studienjahr Cphilofophifher Kurs). 
a) Winterfemefter. 

1. Logik und Metaphyfik, 

2. Weltgeſchichte, 

3. Mathematit (Arithmetik und Algebra), 

4. Phyſik, 

5. Mineralogie. 


b) Sommerfemefter. 
1. Moral, 


2. Mathematif (Geomeirie, Trigonometrie, Polygonometrie), 
3. Phyſik, 
4. Botanif, 
5. Zoologie. 
Zweites Studienjaßr. 
a) Winterfemefter. 
(Beginnendes Fachſtudium.) 
1. Forſtwiſſenſchaft CI. Abtheilung), 
2. Chemie in ihrer Beziehung auf Land» und Forſtwiſſenſchaft, 
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3. Forſtbotanik, 
4. Mathematit (auf das Forſtweſen angewendet), 
5. Bayeriſche Gefchichte und Bayerifche Statiſtik. 
b) Sommerſemeſter. 
1. Forſtwiſſenſchaft (II. Abtheilung), 
2. Chemie in ihrer Beziehung auf Landwirthſchaft und Forſtwiſſenſchaft. 
3. Mathematik (auf das Forftweſen angewendet), 
4, Nationalöfonomie, 


5. Situationszeichnen. 
Drittes Studienjahr 


(Beendetes Fachſtudium.) 
a) Winterfemefter. 
1. Forſtwiſſenſchaft CIIL Abtheilung), 
2. Finanzwiſſenſchaft, 
3. Praktiſche Geometrie, 


4. Situationgzeichnen. 
b) Sommerfemefter. 


41. Forſtwiſſenſchaft mit Einſchluß ber Jagdkunde, 
2. Landwirthſchaft, 
3. Praktiſche Geometrie, 


4. Exkurſionen. 
Außer dieſen bezeichneten Lehrgegenſtänden haben Seine Majeſtät der 


König noch allergnädigſt zu genehmigen geruht, daß die Vorleſungen über 
Technologie und Forſtrecht in ben Lehrplan für Forfifandidaten ebenfals 
als obligat aufgenommen werben dürfen, welde in einem angemeffenen &e 
mefter des Studienkurſes eingefchaltet und gelefen werden follen. 

Auch if den Forfifandidaten geftattet zu ihrer gründlicheren Ausbildung, 
Polizeiwiſſenſchaft und Rechtslehre zu hören; doc foll dies ihrer eigenen Neig 
ung überlaffen bleiben, und ein Zwang hierbei nicht flatt finden. 

Endlich hat das Königl. Minifterium des Innern noch die weitere Akim- 
mung getroffen, daß diejenigen Stubirenden, welde von einer polptech niſchea 
Schule oder einem Lyceum als Forſtkandidaten an bie Hochſchule übertreien, 
der Wiederholung derjenigen Fächer, die fie bereits gehört haben, enthoben wer» 
den, wenn fie in ber Semeftralprüäfung ihre Befähigung na- 
weifen. Nah Maafgabe ber Zapl diefer Gegenftände wird denfelben auf 
geftattet, um Dispenfation vom 1.— 2. Semefler der vorgefihriebenen Stubirn- 
zeit nachzuſuchen. 

$. 204. Entſchließung bes Minifteriums ded Innern und der 
Finanzen vom 27. Juli 1842, Amtöbl. Mr 51, p- 44l, die Schluß⸗ 
prüfung ber Forftfandidaten an den Hochfchulen betr. 
Minifterium des Innern und Finanzminiſterium. 
Zu näferer Erläuterung ber Entfgliefung vom 1. November v. I-, Die 
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Bedingungen der Aufnahme der Forfitandidaten an den Hochſchulen betr,, wird 
in Bezug auf die Schlußprüfung der Forfifandidaten an den Hochſchulen ver- 
fügt, wie folgt: 

1. Die Kandidaten des pöhern Forfivienftes, welche nach der Entſchließung 
vom 23. November 1840 ihre Vorſtudien an den Hochſchulen zu München oder 
Würzburg zu machen haben, find gehalten, vor dem Eintritte in die Praris 
eine theoretifche Prüfung zu beſtehen. 

2. Diefe wird alljährlich an ever diefer beiden Univerfitäten unter Leitung 
eines von dem Königl. Finanzminiſterium abzuorbnenden Kommiffärd am 10. 
Auguft eröffnet, und in der Art vorgenommen, daß je zwei Kandidaten zugleich 
zwei Stunden hindurch mündlich und öffentlich geprüft werden, wonach alfo 
des Tages acht Kandidaten vorzurufen find. 

3. Die Mitglieder diefer Prüfungstommiffion werben alljährlich aus den 
Profefforen der Univerfität von den unterfertigten Minifterien ernannt, 

4. Jeder an der Prüfung theilnehmende Profeffor erhält eine Remuneration 
von fünf Gulden für jeden Prüfungstag, zu deren Beflreitung jeder Prüfungs- 
kandidat vor dem Beginn feiner Prüfung eine angemeffene Tare zu ent« 
richten hat, worüber nähere Eniſchließung folgen wird, 

5. Jeder Kandidat, der zur Prüfung zugelaffen werden will, hat nachzu- 
weifen, daß er den Borfchriften der Entfchliegungen vom 23. November 1840 
und 26. Mai 1841 Genüge geleiftet habe, und zugleich ein verfiegeltes Zeugniß 
der zufändigen Polizeibepörde, über fittliches Betragen und über die Ver- 
meidung aller. geheimen, insbefondere aber der fogenannten burfchenfchaftlichen 
Berbindungen beizubringen, 

6. Jeder Forfilandidat, der im letzten Semefter des vorgefchriebenen forft- 
wiſſenſchaftlichen Studienkurſus ſich befindet, if zu diefer Prüfung zu berufen. 
Ber von ber Univerfität abgeht, ohne diefe Schlußprüfung zu beflehen, ver 
verzichtet auf die Bewerbung einer fpäteren Anftellung im höhern Forftdienfte. 
Ausnahmsweife wird geflattet, daß Studirende die Prüfung erft am Schluffe 
des nächſten Studienjahres mitmachen; fie haben aber während dieſes Jahres 
ihre Studien an der Univerfität fortzufeßen; zu längerem als vierjährigen 
Aufenthalte behufs des Forſtſtudiums an der Univerfität ohne die Prüfung zu 
beftehen, it Dispenfation der unterfertigten Minifterien erforderlich. 

Wer in der Prüfung nicht beftept, ift noch auf ein Zahr auf die Univerfi- 
tät zurückzuweiſen. Kandidaten, die zum zweiten Male als unbefähigt erfannt 
find, bedürfen zur weitern Fortfeßung ihrer Studien und um bie Prüfung zum 
dritten Male zu beftehen der Dispenfation der unterfertigten Minifterien. 

7. Die Prüfung der Zeugniffe der Eraminanden wird von dem Dekan ber 
ftaatswirthfchaftlihen Fakultät unter Beiziehung eines Mitgliedes dieſer Fakul- 
tät vorgenommen, und jedem Raubdidaten die Stunde befiimmt, wann er bei 
Bermeidung der Ausſchließung bei der Prüfung zu erfiheinen hat. 

Die in folcher Weiſe Ausgefchloffenen werden als ſolche angeſehen, welche 

Dr, Gicht Dh ber Berfalfung te. 55 
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die Prüfung im nächſten Jahre mitzumachen gedenken; es it daher in Beyng 
auf diefelben nach AF 6 zu verfahren. 
8. Die Prüfung erſtreckt ſich über folgende Disziplinen und dauert in jeder 

derſelben die beigefeßte Zeit: 

1, Matpematit *, Stunde. 

2. VBermeffungstunde ", Stunde. 

3. Forſtbotanik */, Stunde. 

4. Korfiwiffenfchaft im ganzen IUmfange ', Stunde. 

5. Zagdlunde !/, Stunde, 

6. Nationalöfonomie . Stunde 

7. Finanzwiſſenſchaft j 

8. Forſtrecht ", Stunde, 


9, Die an der Prüfung theilnehmenden Profefforen haben ihr Beflreben 
dahin zu richten, durch zufammenhängende, in die wictigfien Yehr- und Grund» 
fäße eingehende Befragung ein fiheres Urtpeil darüber zu begründen, ob bie 
Kandidaten diejenige Bildung im Allgemeinen und die Berufstenntnifle erwor- 
ben haben, deren Beſitz als Borbedingung des Anerkenntniſſes ihrer Befähigung 
zum Webergange in die Praxis anzufehen if. 

Der Königl. Kommiflär ift verpflichtet, mit befonderer Aufmerkfamleit 
darüber zu wachen, daß die Befragung dem vorgezeichneten Zwede entfprede 
und die Prüfung gleichheitlich vorgenommen werde, 


10. Das Urtheil über die Befähigung jedes Kandidaten ift auf vorausge- 
gangenes Abtreien der Geprüften und der etwa anwefenden Zuhörer fogleid zu 
fhöpfen und nah Stimmenmehrheit in der Art auszufprechen, daß bie Kork. 
wiffenfchaft zwei Stimmen zählt. Bei Gleichheit der Stimmen fiehet dem 
Königl. Kommiffär die Entfheidung zu. Die Abfiimmung nebft dem Beichlufe 
it in ein Protokoll aufzunehmen, das fümmtlihe Mitgliever der Kommiſſion 
unterzeichnen. 


11. Jeder Kandidat, der nach dem Urtheile der Präfungsfommiffion pin 
reichende Kenntniffe bewieſen bat, erhält ein Zeugniß, daß er nah dem Ergeb» 
nis der beflandenen Prüfung für befähigt erfannt worden, zu der praltiſchen 
Vorbereitung auf den höheren Forſtdienſt zugelaffen zu werden. Diefes von 
dem Königl. Kommiffär und dem Protofollführer zu unterzeihnende Zeugniß 
wird dem Kandidaten noch an dem Tage feiner Prüfung eingebändiget. Den 
als nicht befähigt Erfannten wird die Zurüdweifung mit der oben in „6 
angedeuteten Belehrung fchriftlih eröffnet. 

12, Nah Beendigung der Prüfung ift das Verzeichniß aller geprüften mit 
Ausfcheidung der zur Praris zugelaffenen und der zurüdgemwiefenen Kandidaten 
nebft dem Prüfungsprotofolle mit einem Berichte über die Nefultate der Prüf 
ung überhaupt und des durch die Entfchliefung vom 23, Rovember 1840 am 
geordneten Studiums der Forfiwirthfchaft im Ganzen dem Königl. Binany 
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minifterium, Abfehrift des Berichtes aber an das mitunterfertigte Minifterium 
des Innern einzureichen, 
Der Königl. Univerfitätsfenat wird hienach das weiter Geeignete anorbnen. 


6. Tit. Thierarzneiſchule. 
3. Band, p. 206. 


F. 205 a. Königl. Verordnung vom 6. October 1832, Amtsbl. 
N. 67, p. 602, den Unterricht in der Hufbeſchlaglehre an der Be: 
terinäranftalt zu Würzburg. 

Ludwig, 8 

Bir finden Uns bewogen, auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums 
des Innern zu verfügen, was folgt: 

1. Zur Erzielung einer fleten Gleichförmigkeit des Unterrichts in der Hufe 
befchlaglehre foll vom 1. October d. 3. anfangend, jener an der Beterinärans 
ftalt zu Würzburg der Refpicienz und Leitung ber Centralveterinaͤrſchule in 
Unſerer Haupte und Reſidenzſtadt untergeſtellt werben. 

2. Dagegen ſollen auch die Zeugniſſe der Veterinärſchule zu Würzburg 
ihren Zöglingen nach Vollendung des vorgeſchriebenen Lehrkurſes ertheilt, gleiche 
Kraft mit jenen der Centralveterinärſchule behaupten, ſo zwar, daß jeder an der 
erſterwaͤhnten Anftalt approbirte Schmied zur Erlangung des Meifterrechts oder 
zum Borftande einer Befchlagfchmiede in jedem der fieben Altern Kreife des 
Königreiches qualifizirt erfcheine, 

Unfer Staatminifterium ded Innern ift mit dem Bollzuge gegenwärtiger, 
durch das Regierungsblatt befannt zu machender Berorbnung beauftragt. 


$. 205 b. Königl. Entſchließung vom 10. Mai 1833, Amisbl. 
Mi 28, p. 269, den $. 19 des organiſchen Edifts über das Veterinär- 
weien vom Jahre 1810 betr. 

Ludwig, K. 

Wir haben Uns auf den gutachtlichen Antrag der Centralveterinärfchule 
bewogen gefunden, folgende Abänderungen des $. 19 des organifchen Edikts 
über das Beterinärwefen vom Jahre 1810 zu befchließen : 

I. Die Aufnahme als Beterinäreleve foll in der Negel für die Dauer des 
erfien Semeſters nur auf Probe feyn. | 

I. Die wirkliche Einreifung kann in feinem Falle vor Ablauf der zwei 

erfien Monate des erften Semeſters und nur nach genügend beftandenen Prüf- 
ungen, fowie nad) erprobter untadelhafter Aufführung flatt finden. 

III. So lange diefe Einreihung nicht erfolgt, haben die Schüler keinen 
Anſpruch auf ein Stipendium. Es darf übrigens Fein Eleve in das Jnflis 
tut aufgenommen werden, der nicht von feiner Gemeindeverwaltung, einſchlüßig 
des Pfarrers, und von feiner Diftrittspoligeibehörbe, ein ganz vorzügliches 
Aufführungszeugniß beibringt. 

55* 
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IV. Individuen, welden mit Schluß des erften Semeflers die wirkliche 
Einreihung nicht zugeftanden worden ift, follen unnachfichtlich entlaffen werben. 
Ihr habt euch hienach Fünftig genau zu achten, 


10. Zit. Stipendien, 
3. Band, p. 604, 

— In Bezug auf die Größe und Zahl der Stipendien aus 
Kreisfondg der Pfalz, fiehe den Landrathsabſchied vom 19, Detober 
1832, Amtsbl. M 71 vom Jahre 1832 auf p. 631. 

$. 206 a. Entſchließung des Minifteriums des Innern vom 
20. Juli 1842, Amtsbl. Mu 50, p- 433, bie freiherrlich von Lerchen⸗ 
feld'ſchen, von Creuz'ſchen und Donaupauer’ihen Stipendien an ber 
Univerfität Ingolſtadt betr. 

Minifterium des Innern, 

Die Königl. Regierung, Kammer bes Innern, wird auf den Bericht vom 
12. Februar I. 3. die Berleifung von Stipendien aus der Ingolftadier Eonvict- 
ſtiftung, vielmehr die fundationsgmäßigen Berhältniffe diefer Stiftung, dann 
der mit ihr verbundenen Freiherrlih von Lerchenfeld’fchen von Creuz'ſchen und 
Donaupauer'fhen Stipendien betr., nachſtehende Entſchließung ertheilt. 

I. Da weder in Anfehung der Ingolftabter Convictfiiftung, noch der Arei- 
herrlich von Lerchenfeld’fchen Stipendienftiftung aus den vorgelegten Alten und 
Rechnungen fih entnehmen läßt, daß folhe, mit alleiniger Ausnahme des Er 
forberniffes der katholiſchen Religion irgend einem beflimmten Gtiftungsjwede 
gewidmet, oder einer beflimmten Lehranftalt oder Fakultät zugewieſen, oder 
irgend einem Zerritorialbezirfe des Inlandes ein ausfhließlihes Recht bieranf 
eingeräumt worden fep, und da ſonach bei beiden Stiftungen die bisherige 
Berwendungsweife ihrer Renten ohne Verlegung fundbationsmäßiger Zufände 
beibehalten werben kann, fo wollen Seine Majeſtät ver König wie bisker, 
fo auch in Zukunft, den Kandidaten der Lyceen, dann den Schülern der Gym- 
nafien und lateiniſchen Schulen katholifcher Religion, ohne Rüdfiht auf Ge 
burtsort oder einen beflimmten Regierungsbezirf, fomit lediglich in der Voraus ⸗ 
feßung des Beibringend der erforberlihen Nachweife der Dürftigkeit und be 
fondern Würbigkeit, die Bewerbung um bdiefe Stipendien allergnädigft geftatten; 
was bagegen 

II. die mit der Ingolfladter Eonpictftiftung gleichfalls noch in Berbinbung 
ſtehenden von Ereuz’fhe und Donaupauer’fhe Stipenbienftiftungen anbelangt; 

fo haben die zur Borlage gefommenen zum Theile beglaubigten Auszüge 
aus den Stiftungsbriefen zur Ueberzeugung geführt, daß beide Stiftungen, 
die Unterflüßung von Studirenden in ihren philoſophiſchen und theologiihen 
Studien zum Behufe des dereinftigen Eintrittes in den geiſtlichen Stand, 
gleichviel, ob in der Eigenfhaft als Weltpriefter oder als Orbensgeiftlicder zum 
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Zwede haben und fonach beide Zundationen zur Klaffe thevlogifcher Stipen- 
bienftiftungen gehören. 


Seine Majeftät der König haben demzufolge allergnädigft zu beſtim— 
men geruht, daß die erwähnten Stiftungen ihrem obenbezeichneten urfprüng- 
lihen Stiftungszwede zurüdgegeben, und ſonach in Zukunft nur an folche 
Studirende Fatholifcher Religion verliehen werden folen, welche die ſtiftungs— 
mäßigen Erforderniffe nachweifen können, und entfhloffen find, nach Vollendung 
ihrer philofoppifchen und theologifchen Studien, an der Univerfität Ingolftadt 
(nun Münden) und was das von Ereuz’fche Stipendium betrifft, an biefer, 
ober an dem Lyceum zu Dillingen in den geiftlihen Stand zu treten. 


Zum Bollzuge vorftehender Beſtimmungen erhält die Königl. Regierung, 
Kammer des Innern, in den abfhriftlihen Anlagen die Auszüge aus den Stif- 
tungsbriefen der von Ereuz’shen und Donaupauer’fhen Stipendienftifiungen, 
mit dem Auftrage, die Ausſchreibung ſämmilicher obenerwähnter Stiftungen 
unter näherer Eröffnung der theild in Ziff. I. gegenwärtiger Entfchließung, 
theils in obigen Auszügen näher bezeichneten Berhältniffe einer jeden derfelben, 
zur allgemeinen und. beziehungsmweife ftiftungsmäßigen Bewerbung in ihrem 
Kreis-Intelligenzblatte mit dem Anhange zu verfügen, daß die Bewerber um 
biefe Stipendien, ihre Gefuche mit den vorgefchriebenen oder fliftungsmäßigen 
Belegen resp. Reverfen bei der Königl. Regierung von Oberbayern, Kammer 
des Innern, einzureichen haben, welche ſodann fämmtliche Gefuhe nach den 
gegebenen Borfchriften oder Stiftungsbefiimmungen genau zu würdigen und 
mit gutachtlidem Berichte zur weiteren allerhöchften Berfügung vorzulegen hat. 

Die gegenwärtige Anordnung foll jedoch in Folge allerhöchften Befehls erft 
mit dem Studienjahre 18%; in Wirkfamfeit treten ꝛc. ꝛc. 

‚Auszug 
aus dem Stiftungsbriefe der von Creuz'ſchen Stipendienfiftung. 


Der jeweilige Stipendiat foll 

a) wenigftens die Rhetorik oder fechste Klaffe abfolvirt haben und geneigt 
feyn, in den geiftlihen Stand (gleichviel ob als Weltpriefter oder ald Orbens- 
geiftlicher) einzutreten ; 

b) Miloſophie oder Theologie fol derfelbe entweder zu Dillingen, oder 
in dem Conviete zu Ingolftadt flndiren, und am Ende jedes Jahres feine 
Studir-Fortfhritte durch eine Privatprüfung oder durch eine Öffentliche Dispu- 
tation bewähren ; 

e) Unfleiß, unfittlihes Betragen, und Nichtannahme des geiftlihen Stan- 
bed nach vollendeten Studien, fol nicht nur mit dem Berluft des Stipendiums, 
fondern au mit Zurüdzaplung der genoffenen Unterftüßung befiraft und daher 
dem Stipendiaten vor dem Eintritte in den Stiftungsgenuß ein Revers me 
über abgeforbert werben ; 

d) Berwandte des Stifterd oder feiner Gattin haben bei der Stipendienver- 
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leihung, jedoch nur gegen Erfüllung obiger Gtiftungsbebingungen, ein Bor- 


ugsrecht. 
Auszug 


aus dem Siftungsbriefe der Donaupauer'ſchen Stipendienſtiftung. 

Nah dem urkundlich erklärten Willen des Stifters foll 

a) ein armer Knabe ex domo Gregoriana Monacensi , bei weldem weder 
auf Freundfchaft noch Gunft, fondern allein auf Tugend und gute Sitten, auf 
Talent, und Kenntniß in der Muſik zu fehen ift, ausgewählt, und von ben 
Stifungsrenten in feinen philofoppifchen und theologifhen Studien an ber 
Univerfität Ingolftadt erhalten werben ; 

b) die Abficht des Stifters iſt, daß der Stipendiat dem geiſtlichen Stande 
fih widme. Wenn daher derfelbe die philofophifchen oder theologifchen Studien 
nicht fortfeßen, oder nach Bollendung derſelben, eine Neigung zum Eintritt in 
ben geiftlichen Stand nicht bezeigen folle, fo foll bemfelben das Stipendium 
nicht länger belaffen werben , fondern dadfelbe einem andern Knaben ex dom 
Gregoriana Monacensi verliehen werben; 

ce) in Ermanglung eines, mit den erforderlichen Eigenfchaften verfehenen 
Knaben aus genanntem Haufe, kann auch auf Zöglinge anderer inländiſche 
Gymnaſien Rüdfiht genommen werben. 


F. 206 b. Am Schluffe gegenwärtigen, die Erziehung betreffen 
den Abſchnittes ift endlich noch der Stleinfinderbewahranftalten zu er 
wähnen, zu deren Oründung die Königl, Kreisregierung unterm 6, 
März 1839, Amtsbl. M la, p. 123, einen dringenden Aufruf exlai- 
fen hat, fiche a. Bud), $. 255 und 256, 


Zweiter Abſchnitt. 
Wiſſenſchaft und Kunſt. 


Zum erſten Capitel. 
Bibliotheken, Sammlungen. 
3. Band, p. 609. 

F. 207. Ausſchreiben des Regierungspräſidiums der Pfalz vom 
13. Juli 1843, Amtsbl. M. 39, p. 329, die Sammlungen für das 
naturhiſtoriſche Kabinet der pfälziſchen Gefellfchaft für Pharmacie und 
Technif und deren Grundwiffenfchaften. 

Das in Kaiferslautern befindliche naturhiftorifhe Kabinet der pfälziisen 
Geſellſchaft für Pharmacie und Technik und deren Grundwiflenfchaften, fo ge 
halt» und umfangreich dasfelbe auch ift, ermangelt zur Zeit doc der fo wid. 
tigen, durchgreifenden Repräfentation pfälziſcher Naturprodukte. Diefem Mangel 
kann auf die vollfändigfie Weife abgeholfen werden, wenn die Berwaltunge 
behörden des Kreifed bie fi ihnen häufig barbietenden Gelegenheiten eifria 
benägen, ihnen zulommende erheblihere naturgefipichtliche Gegeuſtände der ge» 
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nannten Gefellfchaft, welche fih bereit erHlärt hat, die aus ben jeweiligen Zu- 
fendungen erwacfenden Koften zu tragen, auszuaniworten. Hierher gehören 
insbefondere Mufter der Straßen» und fonftigen Baumaterialien, Petrefakten, 
Pflanzenabdrüde, Erzeugniffe der im Betriebe befindlichen Kohlen» und Erz⸗ 
gruben, und zwar insbefondere Mufter der Kohle in den einzelnen Flötzen und 
der die leßtern durchfegenden, oder in deren Nähe vorlommenden Trappgebirge- 
arten, der untergeordneten Lagen von Thoneifenfteinen u. dal., ferner Mufter 
von Torf» und Holzfortimenten, von Infelten, Condilien, Amppibien, Vögeln 
und Säugetbieren. 

Hinſichtlich der Dertlichkeit der erwähnten naturgeſchichtlichen Gegenfände 
erfheinen überhaupt als beachtungswerth: die Straßenbauten, alle Koplen- 
und Erzgruben, die Neubauten in Städten und Dörfern, bie Aerarial»- und 
Privat-Steinbrücde und die Torfflechereien u, f. w., insbefondere aber bie 
Sand» und Lehmgräbereien in den Rheingegenden, die Sandfteinbrüche bei 
Zweibrüden, die Gyppsbrüche im Bliesthale, die Kalkbrüche daſelbſt, fowie im 
Pfrimm⸗, Eis- und Glanthal. 

In Folge der deßhalb von der Direktion der Eingangs erwähnten Gefell- 
fhaft geftellten Anfinnens werben daher fämmtliche Verwaltungsbehörben auf- 
gefordert, in vortommenden Fällen die Zufendung der bezeichneten Gegenftände 
an die Direktion der Geſellſchaft nicht zu unterlaffen, um leßterer hiedurch nicht 
nur die Bervollfländigung ihrer gemeinnüßigen Sammlung, fondern aud die 
im Intereſſe der öffentlichen und allgemeinen Belehrung beabfichtigte Begründ- 
ung von Bilialfammlungen möglich zu machen. 

Zum zweiten Eapitel. 
Preſſe, Buhdruder und Buchhandel. 
3. Band, p. 614 

F. 208. Die Beflimmungen der Königl. Verordnung vom 28. 
Sanuar 1831, Amtsbl. A 6, p- 29, über die Cenſur der Zeitungen 
oder fonftiger periodifchen Schriften, haben eine Abänderung erlitten, 
da zufolge Neferipts des Könige, Minifteriums des Innern vom 8. 
März 1836 durch allerhöchfte Entihliefung angeordnet wurde, daß 
von Uebung der Genfur in Anfehung der ©egenftände innerer Politik 
Umgang genommen und den Genforen verboten werden foll, Artikel, 
die dem Bereiche der innern Politik angehören, zu flreichen. 

F. 209. Berfügung der Königl. Kreisregierung, Kammer des 
Innern, vom 27. October 1832, Amtsbl, Mu 70, p. 619, die Auf: 


fiht auf den Buchhandel beir. 

Der $. 5 des I. konſtitutionellen Edikts legt allen Buchhandlungen, An« 
tiquarien, Leihbibliothelen, Borftehern der Lefeinflitute und Lithographifchen 
Anfalten, den Kupferfich-, Bilder» und Kartenpändfern unter einer Strafe 
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von hundert Thalern die Berbindlichkeit auf, ihre Kataloge der Poligeiobrigkeit 
zu übergeben, in ber unverlennbaren Abficht, damit die Polizeibehörden durch 
eine genaue Ueberficht aller im Handel erfcheinenden Schriften, Bilder ic. im 
den Stand gefeht werden, ihre diesfallfinen Amtspflichten zu erfüllen, 

Nachdem aber biefer Zweck vereitelt würde, wenn Schriften, welche in die 
vorgelegten Kataloge nicht eingetragen find, wirklich abgefeßt werden dürften, 
und daher eine fortlaufende Ergänzung jener Berzeichniffe ein durchaus unab» 
weisbares Erforberniß ift, fo ergibt fih Hieraus von ſelbſt, und es iſt durd ein 
allerhöchſtes Königl. Refeript vom 25. November 1819 ausdrücklich ausge 
fprochen, daß die Buchhändler unter der ediftmäßigen Strafe gehalten find, 
nachträglich zu ihren bereitd übergebenen Katalogen nit nur die von Zeit zu 
Zeit erfcheinenden Fortfeßungen derſelben unverweilt einzureichen, fondern aus 
die außerdem in den Buchhandel kommenden einzelnen Schriften jedesmal fo 
gleich bei der Poligeiobrigkeit in befondere Anzeige zu bringen, 

Als eine weitere Folge ergibt fi, daß bei Schriften, welche der Zeit ihrer 
Erfheinung nach in die periodifch anzufertigenden Kataloge nicht fogleich auf 
genommen werden können, die Befugniß zum Verkaufe nur von der anbefohl- 
enen befondern Anmeldung abhängig, fohin der Verkauf erfi nach biefer An 
meldung zuläßig fey. 

Diefelden Befimmungen gelten von den übrigen in dem $. 5 des I. 
fonftitutionellen Edikts bezeichneten Anflalten und Inftituten. 

Indem diefe auf die Berfaffungsurkunde gegründeten Beflimmungen in 
Gemäßpeit eines Minifterialreferipts vom 4. d. M. hiemit in Erinnerung ge 
bracht werden, weifet man fämmtlihe Landlommiffariate an, in deren Amid 
orten oder Bezirken Buchdrudereien, lithographiſche Anftalten, Buchhandlungen 
oder Yefeinftitute befieben, darauf zu dringen, daß die Borlage der Kataloge 
und die befonderen Narhträge und Anzeigen zu ihrer Vervollſtändigung den 
Königl. Landfommiffariaten ohne Rüdpalt geleiftet werden. 

Gegen die Mebertreter iſt unnachfichtlich die gerichtliche Beftrafung zu pr 
vocireu. 

F. 210. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 24. Januar 
1833, Amtebl. M. 6, p: 45, das Kalenderweſen betr. 

Da bisper die über das Kalenderweien beſtehenden Beſtimmungen nidt 
allenthalben genau befolgt wurden, fo fieht füch die unterzeichnete Stelle veram 
laßt, diefelben, fowie fie in einer allerhöchſten Berfügung vom 6. März 1515, 
und neuerlich in einem Deinifterialreferipte vom 22, Dezember 1532 ausge 
fprochen find, hiemit nachſtehend in Erinnerung zu bringen. 

1. Für die Prüfung und Eenfur der Kalender, als periodifhen Schriften 
ftatiſtiſchen Inhalts, ift bei der Königl. Akademie der Wiflenfchaften eine eigene 
Kommiſſion niebergefegt. 

2. Sämmtliche Kalenderverleger find gebalten, alljährlich unfehlbar inner 
halb des erfien Quartals die rein gefhriebenen Manuferipte ihrer Kal 
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der, wie fie zum Drude beftimmt find, der Königl. Akademie der Wiffenfchaften 
zur Vorlage zu bringen, 

3. Kein Kalender darf gebrudt oder zum Berkaufe ausgefegt werben, 
weichem das Imprimatur der Königl. Akademie der Wiffenfchaften mangelt. 

4. Die Umgehung diefer Prüfung und Genfur, oder der Abdrud geflrich- 
ener Stellen zieht die nämlichen Einfchreitungen nach fich, welde für die übrigen 
Schriften politifchen oder ftatiftifchen Inhalts vorgefchrieben find. (Verfügung 
der Königl. Regierung vom 10. Auguft 1832, Amtsbl. A 53.) 

5. Bon jeden Kalender ift Behufs der Kontrolle nach vollendetem Drud 
ein Eremplar an die Königl. Akademie der Wiſſenſchaften einzufenden. 

6. Es verfteht fih von felbfi, daß die cenfable Natur der Kalender fich 
auch auf die in dem Auslande gedrudten und in den Rheinfreis eingebrachten 
Produkte der Art erfiredt, und es müflen demnach alle jene auswärtigen Kar 
lender außer Umlauf gefeßt werden, in welchen ein, den Cenſurvorſchriften oder 
der Öffentlihen Ordnung zumwiderlaufender Inhalt wahrgenommen wird, 

7. Hieraus folgt, daß aud) auswärtige Kalender, bevor fie zum Berfaufe 
ausgefeßt werden, zur Prüfung vorgelegt werden müffen. 

Sämmtliche Landkommiſſariate und Polizeibehörden find angewiefen, über 
den genauen Bollzug diefer Vorſchriften zu wachen. 


— Die Verfügung der Kreisregierung vom 12. April 1836, 
Amtsbl. M 22, p- 231, das Haufiren mit Liedern betr, fiehe Hau— 
firhandel 4. Bud, $. 38. 


$. 211. Die Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes 

vom 30. September 1836, Amtsbl. M 49, p. 526, das Sammeln 

yon Subferiptionen und Beftellungen auf Bücher durch auswärtige 
Handelsreifende betr., ſiehe 4. Buch $. 44. 
Zum dritten Capitel. 


Eigentpum der Berfaffer 
3. Band, p. 625. 


$. 212. Geſetz vom 15. April 1840, Amtsbl. M 23, p. 131, 
den Schuß des Eigentums an Erzeugniffen der Litteratur und Kunft 
gegen Veröffentlichung, Nachbildung und Nachdruck betr. 

Ludwig, 8 

Wir haben nah Vernehmung Unferes Staatsrathes und mit Beirath 
und Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, 
befchloffen und verorbnen, was folgt: 

Art, J. Erzeugniffe der Litteratur oder der Kunft dürfen ohne Einwillig- 
ung des Urhebers, feiner Erben oder Rechtsnachfolger, weder veröffentlicht, noch 
ohne daß ein ſolches Erzeugniß zu eigentpümlidher Form verar— 
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beitet worden, nachgebilvet, noch auf mechanifhem Wege vervielfältigt 
werben. 

Als Erzeugniffe der Litteratur find auch mündliche Vorträge anzufehen, 
welche abfichtlich zum Zwecke der Belehrung oder des Bergnügend gehalten 
werben, 

Zu jeder neuen Auflage ift eine neue Bewilligung erforderlich, wenn nicht 
vertragsmäßig hierüber eiwas anderes beflimmt worden ifl. 

SR in dem Bertrage beftimmt, wie viele Exemplare des betreffenden Erzeug- 
niffes der Literatur gebrudt werben follen, fo find alle, über die bedungene 
Zahl abgezogenen Exemplare, wie fie auch bezeichnet ſeyn mögen, ald Naddrud 
zu betrachten. Der Verleger und der Vorſteher der Druderei haben deihalb, 
nach Bollendung des Druds ihre Gefhäftsbücher oder beglaubigte Auszüge aus 
denfelben dem Autor auf Verlangen vorzulegen. 

Art. I. Ausgenommen von der Befimmung des Art. I. find: 

1. Werke der Baufunft in ihren äußeren Imriffen, dann die an Öffentlichen 
Pläben aufgeftellten Dentmale, vorbehaltlich jedoch der bezüglich ihrer Rad 
bildung etwa zu treffenden Anordnungen, dann ber Einwilligung derjenigen, 
deren Eigentum etwa zum Behufe folher Nachbildung betreten werben will, 
wo, um folches zu betreten, e8 gehört, daß Erlaubniß gegeben fey. 

2. Drudfcriften, auf welchen weder der Name des Urhebers, noch jener 
des Berlegers angegeben if. 

3. die Aufnahme einzelner früher fhon gedrudter Aufſätze und Gedichte in 
litterarifche Zeitfchriften, Sammlungen und Chreſtomathien. 

4. Nachrichten, Auszüge, Auffäße und Abhandlungen, welche in öffentligen 
Blättern erfcheinen. 

Art. I. Das nah Art. I. den Urhebern, ihren Erben und Redtenad- 
folgern zuſtehende aueſchließende Recht bezüglich der mechaniſchen Berviclfältig. 
ung veröffentlichter Erzeugniffe der Literatur oder Kunft erlifcht: 

1. wenn der Urheber eine phyſiſche Perfon if, mit dem Ablaufe von N 
Jahren nach dem Tode desſelben. Das Kalenderjahr, in welchem der Urdedet 
geftorben iſt, wird jedoch in den 30jährigen Zeitraum nicht eingerechnet; 

2, wenn der Urheber eine juriftifche Perfon oder ein erlaubter Berein if, 
mit dem Ablaufe von 30 Zahren von dem Exrfcheinen des Werkes an zu rednen; 

3. bei Werten, die erfi nach dem Tode des Urhebers herausgegeben wır- 
den, oder auf welchen nur der Name des Berlegers angegeben if, mit dem 
Ablaufe von 30 Jahren von dem Erfcheinen an zu respnen. 

Beſteht in den unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten Fällen das Wer! aut 
mehreren, eine einzige Aufgabe zufammenpängend behandelnden Bänden, ſe 
fängt der 30jährige Termin erſt von dem Erſcheinen des letzten Bandes je 
laufen an, foferne nicht zwifchen dem Erfepeinen einzelner Bände ein mehr als 
dreijähriger Zwifchenraum verflofien iſt. 

Wenn dagegen die mehreren Bände nur als fortlaufende Sammlungen 
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von Auffäßen und Abhandlungen über verfähledene Gegenflände anzufehen find, 
fo foll jeder einzelne Band bei der Berechnung des breißigiäßrigen Termines 
als ein für fich befiebendes Werk behandelt werben. 

Das Kalenderjahr, in welchem das Werk erfihienen if, wird übrigens in 
ben 30jährigen Zeitraum nie eingerechnet. 


Art. IV. Dem Könige bleibt vorbehalten, für einzelne Werke Privilegien 
zu ertheilen, und hierin den Zeitraum, während deſſen der gefeßlihe Schuß 
gegen Beeinträchtigung durch merhanifche Vervielfältigung gewährt werben fol, 
befonders feflzufeßen, ohne an eine Zeitlänge gebunden zu feyn. 


Urt. V. Jeder Bayer, der ein eigenes oder fremdes Erzeugniß ber Litte⸗ 
ratur oder Kunft durch mechanifche Vervielfältigung herausgibt oder heraus- 
geben läßt, ift verbunden, bei der Herausgabe desfelben zwei Exemplare, unb 
zwar, wenn die Ausgabe auf verſchiedene Papierforten gemacht wird, von ber 
beßten Sorte an das Königl. Minifterium des Innern abzuliefern, wovon ein 
Eremplar an die Könige. Hof» und Staatsbibliothet und beziefungsweife an 
bie von dem Könige zu beftimmenden Kunftfammlungen des Staates abgegeben, 
bas zweite Eremplar aber gleichfalls als Staatseigenthpum nach Anordnungen 
des Königs aufbewahrt wird, 

Diefe Ablieferung von Freieremplaren hat bei Erzeugniffen der Litteratur 
auch von jeder erfcheinenden neuen verbefferten Auflage zu gefchehen. 

Die über die Einlieferung auszuftellende Empfangsbefcheinigung ift bei 
Anrufung ber polizeirichterlihen Hülfe gegen Nachdruck, der Klage unter dem 
Präjudize der Zurüdwelfung jederzeit beizulegen. 


Art. VL Ber ein Erjeugniß der Fitteratur oder Kunft rechtswidrig ver- 
öffentlich, nachbildet oder auf mechanifche Weife vervielfältiget, hat dem ober 
den Beeinträchtigten volle Entfhädigung zu leiſten und wird nebfidem an Geld 
von 50 bis 1000 fl. befiraft, vorbehaltlich übrigens der einfchlagenden ſtrafge⸗ 
feglichen Beftimmungen, dann mit analoger Anwendung berfelben für den Fall, 
daß der fehuldig Befundene die erkannte Geldftrafe ganz oder zum Theile zu 
bezahlen nicht im Stande if. 

Bei verübter widerrechtlicher Vervielfältigung auf merhanifhem Wege find 
bie noch vorräthigen Eremplare mit Befchlag zu belegen, und nach erfolgtem 
rechtöfräftigen Urtheile zu konfisziren und zu vernichten, fo ferne nicht der Be- 
fhädigte die. Ueberlaffang derfelben verlangt, im welchem Falle jedoch berfelbe 
die von dem Berurtheilten auf die Herausgabe diefer Exemplare erweislich ver⸗ 
wendeten Auslagen an der Entfchädigung fich abrechnen zu laffen bat. 

In ſolchen Fällen, wo die Vervielfältigung eines Erzeugniſſes durd ein 
bleibendes, ausſchließend zu dieſem Zwede brauchbares Mittel bewerlſtelliget 
wird, hat auch noch die Befchlagnahme und Konfiskation der zur Nachbildung 
-gemachten. Vorrichtungen, der Formen, Platten, Steine u. f. w. flattzufinden, 
und es ift biemit, wie mit den hinweggenonmenen Exemplaren zu verfahren. 
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Art. VII. Der Betrag der zu leitenden Entfhädigung wird in jebem ein» 
zelnen Falle nad den allgemeinen gefeßlichen Beflimmungen zugemeflen. 

Bei verübter widerrechtlicher Beröffentlihung durch Vervielfältigung auf 
mechanifchem Wege foll jedoch derfelbe nach Beſchaffenheit der Umfände auf 
eine dem Verkaufswerthe von 50 bis 1000 Exemplaren ber rechtmäßigen Aus 
gabe gleihlommende Summe durch die zufländige Behörde beſtimmt werden, 
fo ferne der oder die Bereittigten nicht einen höhern Schaden nachzuweiien ver» 
mögen, 

Art. VIE Wer widerrechtlich vervielfältigte Erzeugniffe der Litteratur 
oder Kunft wiffentlih zu Berfaufe hält oder verbreitet, iſt nach Art, VI. gleich 
den Urheber der widerrechtlichen Bervielfältigung auf mechanifhem Wege zu 
befirafen und bat mit demfelben folidarifch für die Entfhädigung zu haften, 
die Bervielfältigung möge übrigens im teutſchen Bundesgebiete oder außerhalb 
desfelben veranftaltet worden feyn. 

Art. IX. Die Unterfuhung ift in allen Fällen nur auf den Antrag des 
Verletzten einzuleiten. i 

Sf diefe aber einmal eingeleitet, fo findet die Zurüdnahme des Antrages 
nur noch in Beziehung auf die Entfhädigung und Konfisfation, nicht aber in 
Beziehung auf die Geldbuße flatt. 

Die civil- und firafrechtlihen Befimmungen über Verjährung finden uud 
auf bie im gegenwärtigen Gefeße vorgefehenen Rechtsverlegungen analoge In 
wendung, und zwar in der Art, daß die Dauer der firafrechtlichen Berjährung 
in allen Theilen des Königreiches auf zwei Jahre feſtgeſetzt wird. 

Art, X. Das Unterſuchungsverfahren iſt nach den allgemeinen, für bas 
Verfahren bei Polizeiübertretungen geltenden Geſetzbeſtimmungen zu führen, 
und was insbefondere den Beweis betrifft, in dem fieben Kreifen diedfeits des 
Rheins unter analoger Anwendung der hierüber hinfichtlich der Vergehen br 
ſtehenden Borfchriften des Strafgeſetzbuches. 

Die Diftrifts « Polizeibehörden haben in erfter, die Kreisregierungen um 
fRandesperrlihen Negierungs» und Zuftiztanzleien in zweiter, und der Staet 
rathsausſchuß, bei Erfüllung der allgemeinen Borbedingungen, in letzter Juan 
ſowohl über die Entſchädigung, als über die Strafe zu erfennen, und ihren 
Erfenntniffen vie Entfcheidungsgründe beizufügen. Die Erfenninifie find mit 
nur jedenfalls von beiden Berufungs» Inftanzgen, fondern auch vom jenen Di- 
firifts-Poligeibehörden, deren Mitglieverzapl ein kollegiales Berfahren überhaum 
zuläßt, erſtinſtanzlich in kollegialer Form zu ſchöpfen. 

In der Pfalz flept die Unterfuhung und Entfheidung den Königl. Arie 
densgerichten in ihrer Eigenfchaft als Polizeigerichten zu. Die Berufung geht 
an das einfchlägige Vezirkögericht, und hat in der durch die dortigen Geſehe 
vorgefchriebenen Form und Frift zu gefchehen. 

Der Relurs an den Raffationspof bleibt den befiehenden Gefepen gemöi 
vorbehalten. 
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Art XI. Die nach dem gegenwärtigen Gefebe erkannten Geldbußen fol- 
len nad Abzug der Unterfuhungstoften: 

a) bei Inländern der Armenkaſſe des Polizeidiftrifts, in welchem der Ber- 
uriheilte feinen Wohnſitz hat; 

b) bei Ausländern der Armenkaffe des Polizeidiftrifts, in deren Amtd« 
fprengel die Webertretung verübt wurde, aufallen, 

In der Pfalz treten Hinfichtlich diefer Geldbußen die dortigen Befimmungen 
über Verwendung der Strafpolizeiftrafgelver ein. 

Art. XU. Den in einem fremden Staate erfchienenen Erzeugniſſen der 
Litteratur und Kunſt ſoll der Schutz des gegenwärtigen Geſetzes in demſelben 
Maaße gewährt werden, als die Geſetze dieſes Staates gleichen Schuß den in 
Bayern erfchienenen Werfen fihern. 

Art. XI. Der Schuß des gegenwärtigen Gefeßes fol mit dem Tage 
der Berfündung auch in Anfehung aller bereits auf mehanifhem Wege rechte 
mäßig vervielfältigten und veröffentlichten Erzeugniffe der Litteratur und Kunft - 
in Wirkffamfeit treten. 

Den Inhabern früher ertheilter Privilegien iſt jedoch freigeftellt, entweder 
von bdiefen Privilegien Gebrauch zu mahen, ober den Schuß des gegenwär- 
tigen Gefebes anzurufen, 

Das Minifterium des Innern ift mit dem Vollzuge beauftragt. 


$. 213. Bekanntmachung des Minifteriums des Innern vom 
23. Juli 1841, Amtsbl. M 52, p- 413, den Schuß mufifalifcher und 
dramatiſcher Werke betr, 


Miniſterium des Innern. 

Bon dem Miniſterium des Innern wird in Gemäßbeit der von Seiner 
Majeftät vem Könige ertheilten Ermächtigung, nachftehende, in der zehn⸗ 
ten Sitzung der teutfchen Bundesverfammlung vom 22, April I. 3. befchloffene 
Vebereinfunft in Betreff des Schutzes mufitalifcher und dramatifcher Werke mit 
dem Beifügen befannt gemacht, daß biefelbe unter Anwendung. der Beftim- 
mungen bes. Gefeßes vom 15. April v. J., den Schuß des Eigenthums an Er- 
zeugniffen der Litteratur und Kunft, gegen Beröffentlihung, Nachbildung und 
Nachdruck beir., und nah Maafgabe diefer gefeglichen Beflimmungen in Boll- 
zug zu feßen fey: 

„Die im teutfchen Bunde vereinigten Regierungen werden zum Schuße 
der inländifhen Berfaffer muſikaliſcher Kompofitionen und dramatifcher Werke 
gegen unbefugte Aufführung und Darftellung derfelben im Umfange des Bun- 
bedgebietes folgende Befimmungen in Anwendung bringen“: 


1. die Öffentliche Aufführung eines dramatifchen oder muflkalifchen Werkes 
im Ganzen oder mit Abkürgungen darf nur mit Erlaubniß des Autors, feiner 
Erben, oder ſonſtigen Rechtsnachfolger flattfinden, fo lange das Wert nit 
durch den Drud veröffentlicht worben if; 
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2. diefes ausfchließende Necht des Autors, feiner Erben oder fonftigen 
NRechtsnachfolger fol wenigftens während zehn Jahren von ber erften rei» 
mäßigen Aufführung des Werkes an, in fämmtlihen Bundesflaaten anerfannt 
und gefchüßt werben. Hat jedoch der Autor die Aufführung feines Werkes 
ohne Nennung feines Familien» oder offenkundigen Autornamens irgend Je» 
manden geftattet, fo findet auch gegen andere fein ausfchließendes Recht ſtatt; 

3. dem Autor oder deſſen Rechtsnachfolgern ſteht gegen jeden, welcher dei» 
fen ausfchließliches Recht durch öffentliche Aufführung eines noch nit gebrud.- 
ten dramatifchen oder mufifalifchen Werkes beeinträchtiget, Anſpruch auf Ent 
fpädigung zu; 

4. die Beftimmung biefer Ießteren und bie Art, wie biefelbe gefichert umd 
verwirklicht werben fol, fowie die Feflfeßung der etwa noch neben dem Scha⸗ 
denserfaße zu leitenden Geldbuße, bleibt den Landesgefeßen vorbehalten; — 
ſteis jedoch if der ganze Betrag der Einnahme von jeder unbefugten Aufführ- 
ung, ohne Abzug der auf diefelbe verwendeten Koflen, und ohne Unterſchied, 
ob das Stück allein oder in Berbindung mit einem andern den Gegenflandb der 
Aufführung ausgemacht hat, in Beſchlag zu nehmen. 

Zum vierten apitel. 
Yeltere Dentmäler. 
3. Band, p. 628. 

$. 214. Königl. Verordnung vom 15. Detober 1835, Amtsbl. 
NM 57, p- 533, die biftorifchen Forſchungen und die Sorge für Er- 
haltung der gefchichtlichen Denfwürdigfeiten und Denfmale in Bayern 
betr. 

Ludwig, K. 

Schon bei Gründung der hiftorifchen Bereine (29. Mai 1827) war Umfer 
Wunſch auf eine nähere Berührung berfelben mit Unferer Afabemie der 
Wiſſenſchaften und dahin gerichtet, in biefer erſten wiffenfchaftlihen Körperiaft 
des Neiches den Mittelpunft des wiedererwachten hiftorifchen Strebens und der 
von Uns gebotenen Erhaltung der gefhichtlichen Denkwürdigkeiten erbliden 
zu können. 

Indem Wir daher die Und vorgelegten neuerlichen Entſchlüſſe benannter 
Alademie mit lebhaften Wohlgefallen entgegennehmen, und Uns dieſes De 
weifes Tebendigen Eingehens in Iinfere väterlichen Abfihten freuen, verorbnen 
Wir piemit, wie folgt: 

1. Unfere Alademie der Wiffenfchaften eröffnet von nun an den hiſtorüchen 
Kreisvereinen des Reiches eine unmittelbare Korreſpondenz. Sie beantwortet 
deren Anfragen und ertpeift ihnen bezüglich ihrer Arbeiten und Forfhungen 
den etwa nöthig feheinenden Rath aus dem Stanbpunfte eines freien litterar- 
iſchen Verkehres. 

II. Die Anbringen der hiſtoriſchen Vereine an Unfer Staateminifierium 
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des Innern haben fortan in ber Regel durh Unfere Akademie ber Wiflen- 
fohaften und mit deren Gutachten an das erwähnte Stantsminifterium zu ge- 
langen, 

1m. Eben fo wird fih die, von Uns durch allerhöchfte Berfügung vom 
21. Februar I. 3. errichtete Generalinfpektion der plaftiifchen Dentmale bes 
Reiches neben ihren Anträgen an Unfer Staatsminifterium des Innern und 
neben ihren Requifitionen an bie äußern Berwaltungsftellen und Behörden auch 
mit Unſerer Akademie der Wiffenfchaften in unmittelbares Benehmen feben, 
und Wir vertrauen zu Leßterer, fie werde ben Generalinfpeltor (falls er wie 
ber gegenwärtige Generalinfpeftor, Oberbaurath Boifferde zugleich ihrem Gre- 
mio angehört) bezüglich der obbenannten Gegenflände in unmittelbares Ber- 
hältniß auch) zu jenen Klaffen feßen, welchen er fonft als Mitglied nicht zuge» 
theilt iſt. 

Unfere Akademie der Wiſſenſchaften wird ſich durch nachdrückliche Ynter- 
flüßung der in ihren Zwecken und Beftrebungen fo achtbaren piftorifhen Bereine 
neue Anfprüche auf Unſere fortgefegte Anerkennung erwerben. Die hiftorifchen 
‚Bereine ihrer Seits werden in dem ihnen dargebotenen birelten Benehmen mit 
dem erften gelehrten Inflitute der Monarchie einen fprechenden Beweis Unferes 
Königlichen Schußes erfennen und ſich desfelben durch Benüßung des ihnen 
freiwillig entgegenfommenden Mittelpunttes durch eifriges Fortfchreiten auf der 
Bahn gründlicher geſchichtlicher Forſchung und insbefondere durch fucceffives 
Hervorrufen entfprechender allmälig von felbft zu einem vollftändigen hiſtoriſch⸗ 
topographifchen Lexikon des Reichs fich geftaltender Monographien aller Ge- 
meinden bes Königreichs auch fortan flets würbig erhalten, 


$. 215. Regierungsverfügung vom 22, Dezember 1837, Amtsbl, 
M. 81, p. 678, das Reftauriren der Gemälde betr, 


Da die Nachrichten über verunglüdte Berfuhe auf dem Gebiete ber Ge» 
mäldereftauration fich feit einiger Zeit in einem wahrhaft beunrupigenden Grade . 
anbäufen, fo haben fih Seine Majeflät ber König veranlaßt gefehen, 
zum Zwede der Wahrung des unter ber oberfien Staatskuratel ſtehenden 
Eigentpums der Gemeinden und Stiftungen die geeignete Fürforge eintreten 
zu laſſen. 

Die fämmtlichen Gemeindevorftände und Stiftungsverwaltungen werben 
hienach angewiefen, bei feinem im Befiße einer Gemeinde oder Stiftung be- 
findlihen Gemälde eine Reftauration vornehmen zu laſſen, ohne biesfalld der 
unterzeichneten Stelle durch Bermittlung des einfchlägigen Königl. Landlommif- 
fariats, unter Namhaftmachung des Neftauranten, Anzeige erftattet und Ente 
ſchließung abgewartet zu haben. Eine Koftenrehnung für derlei Herſtellungs⸗ 
arbeiten wird fortam nicht mehr in Ausgabe angenommen werden, wenn fie 
nicht mit einer Abfehrift der fpeziellen, ermäcrhtigenden Regierungsverfügung 
belegt ift. Hiebei glaubt man die Privatbefißer von Gemälden aufmerkfam 
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machen zu müflen, wie wichtig es für die Erhaltung ihrer Kunfiwerle cp, 
Reftaurationen nur Künfllern von erprobter Befähigung anzuvertrauen und 
fih hiebei vor jedem Mißgriffe zu wahren. 

Gegenwärtige Bekanntmachung ift durch Einrüdung in das Amtsblatt und 
in die Lokalwochenblätter zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, und die Lös 
nigl. Landkommiſſariate werden mit der Handhabung des Bollzuges dinſichtlich 
ber ihrer Aufficht untergebenen Gemeinden und Stiftungen beauftragt. 


$. 216. Unterm 9. Auguft 1842, Amtsbl. Mi 52, p. 445, 
wurde das vorftehende Ausfchreiben mit dem Bemerfen in Erinnerung 
gebracht, dag Koften für Reftauration von Gemälden, welche Gemein- 
den und Stiftungen angehören, ohne Beibringen der dazu ermädtig: 
enden Regierungsverfügung bei Abſchluß der Rechnungen nicht paſſſtt 
werden jollen. 


$. 217. Regierungsverfügung vom 24. März 1839, Amtshl. 
N. 18, p. 172, die Auffindung von Münzen und andern wiffenihaft: 
lichen Seltenheiten betr. 

Ungeachtet der beſtehenden allerhöchften Berorbnungen und ber dadurch veran- 
laßten Regierungsausfhreibungen, namentlich jener vom 8. October 1830, ifi den» 
noch wahrgenommen wnrben, baß feit einigen Jahren in verfhiedenen Gegenden der 
Pfalz Münzen und andere wiflenfhaftlide Seltenheiten aufgefunden worden 
find ,. ohne daß bie vorfchriftsmäßige Anzeige darüber, vielweniger die Ein- 
fendung diefer Münzen und kleineren Alterthümer, durch die Königl. Laudlom- 
miffariate erfolgt wäre. 


Man fieht fich hiedurch veranlaßt, die ſämmilichen Diftrifis- Volizeibehörten 
anzuweiſen, diejenigen Auffindungen, welche in ihren Umkreiſe ftatt finden fol. 
ten, jedesmal unverzüglih anzugeben und die Auffinder felbft aufzumumntern, die 
von ihnen aufgefundenen alten Münzen und fonftigen alterthümlichen Gelten» 
heiten ander einzufenden und um fo weniger an auswärtige Sammler zu ver» 
äußern, als ihnen, fobald über die Qualität derfelben entſchieden ſeyn wird, der 
vole Geldwerth erftatiet werben fol, 


$. 218. Berfügung des Minifteriums des Innern vom 2. 
April 1840, Amtsbl. M, 30, p. 189, die Erhaltung der Stadthore 
und Stadtmauern betr. 


Miniſterium des Innern. 

Seine Königlide Majeſtät haben Allerhöchſt Ihren Willen, daf die 
beftehenden Stadtmauern, Stabihore, Thorthürme ıc. überall forgfältig erhalten 
werden follen, wiederholt auf das Beſtimmteſte auszuſprechen geruht. Dem 
ohngeachtet aber kommen nicht felten Fälle vor, wo auf die Einlegung folder 
Gebäude der Antrag geftellt werben muß, und zwar aus dem Grunde, weil 


Dritte Abtheilung. — Kultur oder Unterricht und Erziehung. 881 


diefelben ihrer Baufälligkeit wegen der öffentlichen Sicherheit Gefahr drohen, 
und weil bie zur Befeltigung berfelben erforderlichen Reparaturen einen zu 
großen, die Kräfte der Gemeinden überfleigenden Aufwand in Anfpruch nehmen. 
würden, 

Diefe Erfahrung beweist augenfcheinlich, daß auf die bauliche Unterhaltung 
biefer Objekte bisher zu wenig Sorgfalt verwendet wurbe. 

Seine Königlide Majettät haben daher Allerhöchſt zu befehlen ge— 
rupt, fämmtlihen Magiftraten auf das firengfle einzufchärfen, die Stadt- 
mauern, Stadtthore und Tporthürme gleich, wenn an ihnen etwas ſchadhaft 
wird, gründlich ausbeffern zu laflen, und nicht mehr, wie bie bisperige Ers 
fahrung gezeigt hat, mit den nöthigen Reparaturen zu warten, bis nichts mehr 
anderes zu machen ift, als die ſchadhaften Gebäude abzubrechen. 

Die Königl. Regierung, Kammer des Innern, hat für den pünftlichen Boll- 
zug dieſes Allerhöchften Befehles geeignete Sorge zu tragen, und fämmtliche 
Diſtrikts⸗Polizei-⸗ und Baubehörben firengfiend zu beaufiragen, die Magifirate 
hierin forgfältig zu überwachen. 

$. 219. Regierungsverfügung vom 19. Dezember 1842, Amts- 
bfatt M 82, p. 680, die alten Befeftigungen ber Städte betr, 

Seine Majeftät der König haben zu befehlen geruht, daß bei allen 
Städten des Königreiches, welche mit Ringmauern, Thürmen, Gräben und 
fonftigen Vorwerken verfehen find, diefe Schußmittel fortbeſtehen follen, und 
verbieten jede Abänderung ihrer Formen durch gewaltfame Befhädigungen, 
Abbrechen der Mauern oder Thürme und Einfüllung der Gräben. 

Die Königl. Polizei», Bau- und Kommunalbehörben werden hiemit wie⸗ 
derholt aufgefordert, den pünktlichen Vollzug diefes allerhöchften Befehles mit 
Strenge zu überwachen und etwaige Hebertretungen ohne Berzug der unter- 
zeichneten Stelle zur Anzeige zu bringen. 

$. 220. Durch das Geſetz vom 18. Januar 1843, Amtsbl. 
M. 50, p. 437, wurde die Ermächtigung ertheilt, die Bayern treffende 
Rate an dem Kaufpreife von Göthe's Wohnung und Sammlung aus 
der Staatsfaffe vorbehaltlich näherer Nachweifung zu beflreiten, 


Dritter Abfchnitt. 


Religion und Sitten Shaufpiele 
3. Band, p. 629. 
$. 221. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 20. Januar 
1835, Amtsbl. Mu. 7, p- 113, die ausländifchen Marionettenfpieler betr. 
Bermöge hohen Reſcriptes des Königl. Staatsminifterium des Innern 
vom 7. biefes, darf ausländifchen Marionettenfpielern die Ausübung ihres Ge- 
fhäftes im Königreihe Bayern nicht geftattet werben. 
a Gintenpfeife Henbbac der Berfaflung ıc 56 
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Sämmiliche Polizeibehörden des Rheinkreiſes find demnach hiemit ange- 
wiefen, folchen auswärtigen Marionettenfpielern den Eintritt über die Gränze 
zum Behufe von Borftellungen nicht zu geftatten. 


— Die Theaterporftellungen, Produftionen von Gauflern ꝛc. x. 
an höhern kirchlichen Feften, fiehe 1. Bud, $. 219. 

$. 222. Regierungsverfügung vom 20. Juli 1836, Amtsbl. Añ 
36, p. 411, die Unzuläßigfeit des Abfingens der Erzählungen von 
Mordthaten und dergl,, und die Schauftellung bildlicher Darftellung 
ſolcher Thaten bei VBolfsfeften betr. 

Die Sitte nimmt immer mehr überhand, auf Zahrmärkten, bei Bolksfeften 
und andern öffentlichen Gelegenheiten die ſchauerlichſten Verbrechen zur Schau 
zu tragen, und bdiefelben durch das Abfingen von Liedern in erhöhtem Maase 
der Aufmerkſamkeit und Erinnerung einzuprägen., 

Eine derartige bildlihe Darfiellung des Verbrechens in feinem Entftehen, 
der fucceffiven Entwidlung und endlichen Bollbringung ift geeignet, auf bie 
Phantafie der meift auf einer niedern Bildungsfiufe fiehenden Zufchauer einen 
bleibenden und fruchtbringenden Eindrud zu madhen, und läuft fomit dem 
Geifte des $. 7 der III. Berfaffungsbellage zuwider. Ueberdies findet dabei in 
der Regel ein durch die VBerorbnung vom 12, April I. 3. (Amtsbl. „ar 22) 
verbotener Berfauf der Lieder flatt. 

Man findet ſich daher veranlaßt, die bilvlihe Darftellung von Berbrechen 
und unfittlichen Handlungen, fowie das Befingen derfelben auf Jahrmärften 
und bei fonfligen öffentlihen Gelegenheiten, nebfl dem Verkauf der hierauf be» 
züglichen Lieder, gänzlich zu unterfagen. 

Sämmtliche Polizeibehörden, fowie die Königl. Gensdarmerie find mit der 
genauen Vollziehung diefes Berbots beauftragt. 
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Nachtrag zum erften Buche, 


f. $. 232, 


$. 223 *). Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung, Kam— 
mer des Innern, vom 7. April 1834, Amtsbl. M 21, p. 232, die 
Kafualgebührenprdnung für die proteftantifchen Geiftlichen betr, 


Nachdem Seine Königliche Majeftät durch allerhöchfte Entfchließung 
vom 18. Juni v. 3. der von dem Königl. proteflantifchen Konfiforium zu 
Speyer entworfenen Ordnung der Kafualgebühren, nach dem Antrage des Kö- 
nigl. proteftantifchen Oberkonfiftorium, die Beftätigung zu ertheilen und zugleich 
zu geftatten geruht haben, daß diefelbe verfündet und auf diefe Weife zum Voll⸗ 
zug gebracht werde, fo wird nach höchſter Verfügung des Königl. Staatsmini« 
fleriums des Innern vom 27, v. M. diefe Kafualgebührenordnung nachftehend, 
iu Gemäßpeit des $. 64, lit. b. der II. Berfaffungsbeilage, mit dem Anhange 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, daß hienach künftig die Erhebung der Kaſual⸗ 
gebühren von Seite der proteftantifchen Geiftlihen des Rheinkreiſes mit geeig- 
neter Nachficht bei dürftigen Perfonen ftatt zu finden habe. 


Kafualgebührenordnung 
für die proteftantifche Kirche des Rheinkreiſes. 


Zur Herflelung einer gleichförmigen Erhebung und zur Sicherftellung der 
ben proteftantifchen Pfarrern des Rheinkreiſes zuftehenden Kafualbezüge wird 
biemit auf den Grund ber im Jahre 1825 von der Generalfpynode zu Kaifers- 
lautern in bdiefer Beziehung geftellten Anträge und nach Bernefmung ꝛc. ꝛc. 
nachfolgendes verorbnet und feſtgeſetzt: 

1, Unter Kafualgebühren werben folde Gehaltsbezüge verftanden, welche 
für befondere pfarrlihe Handlungen von den Kirchſpielgenoſſen an ihre Pfarrer 
zu entrichten find. 

2. Zu dieſen Handlungen gehören Taufen, Trauungen, Beerbigungen und 
bie Ausſtellung von Entlaffungsfcheinen. 

3. Für die Handlung der Borbereitung zum heil. Abendmahle und der 
Konfirmation, für Krankenbefuhe und Privattommunionen kann folglich von 
den Pfarrern feine Gebühr verlangt und gefordert werden. Der freie Ausdruck 
der Erkenntlichkeit von Seiten der Parocpianen in diefer Beziehung wird daher 
den Pfarrern auch nicht als Gehalt angerechnet. 

4. Die Schuldigfeit zur Entrihtung der Kafualgebühren für die Berrich- 
tung der Art. 2 benannten Pfarrfunktionen erfiredt ſich über alle proteftantifche 
Pfarreien des Rheinkreiſes. 


5. Nur diefenigen Pfarr- oder Filialorte find und bleiben von der Ent- 


*) Aus Berfehen bei dem Drude weggeblieben. 
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richtung diefer Gebühren befreit, welche durch zu: | 
daß fie durch irgend ein an die Pfarrei — —* 
in Grundſtücken oder andern Emolumenten, * et 
oder fich diefelbe noch auf die vorbefagte Weife u 
wollen. 

6. Auch feht es jeder Pfarrgemeinde frei, unter ( 
fen kirchlichen und bürgerlichen abminiftrativen $ en 
einkunft mit ihrem Pfarrer ad dies ministerii desſelben aut 
durch für diefe Zeit von der Entrihtung der Kafu 

7. Der Betrag diefer Gebühren wird übrigens biemit f 
feſtgeſetzt: 

a) für eine Taufhandlung iſt an * Pfarrer zu entrichten 3 

b) für eine Trauung 1 fl. 30 fr 

ec) für die Beerdigung eines as mit Grabrebe 1 fl.; 

d) für eine Leichenrede oder Predigt bei der VBeerbigung ı 
fenen 1 fl. 30 kr.; 

e) für die Ausfertigung eines Entlaffungsfcheines 45 fr, 

Sowohl die Pfarrer als die Kirchfpielverwandte der prote 
des Rheinkreifes haben fich hienach zu benehmen. 
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